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1I. EINLEITUNG
1.  Frühneuzeitliche Politik von unten –  
Fragestellung 
Am Sonntag nach Pfingsten im Jahre 1739 kamen die Einwohner aus dem Dorf 
Völlen in Ostfriesland zusammen und feierten ein bierseliges Fest.1 Sie richteten 
sich damit nach einer Ordnung, die die wichtigsten Männer des Dorfes schon 
ein Jahrhundert vorher aufgestellt hatten und die ihnen dieses Fest als Pflicht auf-
erlegte. Es sollte nach detalliert aufgestellten Regeln ablaufen: Es war das Schüt-
zenfest des Dorfes Völlen, mit dem der neue Schützenkönig bestimmt wurde. 
Dieser Schützenkönig übernahm für die Gemeinde Völlen wichtige Pflichten 
und Rechte: Er war für die gute Erhaltung der Waffen zuständig und als Amts-
träger der Gemeinde wie alle gemeindlichen Amtsträger von einem Teil der steu-
erlichen Lasten befreit.  Die Mitglieder der Schützengilde in Völlen sollten sich 
laut der Ordnung einmal im Jahr versammeln, um ihr Gewehr zu richten. Wer 
in die Gilde aufgenommen und Schützenkönig und damit gemeindlicher Amts-
träger werden wollte, musste eine bestimmte Menge Bier abgeben, damit dieses 
Bier bei den anstehenden Feierlichkeiten vertrunken werden konnte. An Pfingst-
montag sollte jeder Gildebruder zu Hause bleiben, denn an diesem Tag sollte 
der zu schießende silberne Papagei auf einem Stock aufgerichtet werden. Die 
Gildemitglieder versammelten sich mit dem mitgebrachten Bier unter dem Pa-
pageienstock. Dann begann das eigentliche Schießen auf den Papagei, mit dem 
der neue „Köeningk“ ermittelt werden sollte. Während des Schießens wurde die 
Ordnung verlesen, die dieses Fest regelte, damit auch alle darüber Bescheid wuss-
ten und sich daran hielten. Sobald der König feststand, sollten die Gildemitglie-
der ihren neuen Schützenkönig mit der Übergabe von Geld als König anerken-
nen.  Im genauen Wortlaut der Ordnung hieß das folgendermaßen: „schoelen 
se ehren Neyen Köening mit 4½ schaep koennicklicker wyse bekennen“. Damit 
1 StaA Rep. 4 B IV h 93 Regierung gegen die Schüttmeister zu Völlen (Amt Leer), wegen der soge-
nannten Schützenrollen zu Leer, Weener und Völlen und der dem Schützenkönig zu verleihenden 
Immunität von den herrschaftlichen Praestationen 1733-1741, fol. 41-42.
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der neue König sein Amt ausüben bzw. den nun zu gewährenden Schutz für die 
„gemeine schütten“ praktizieren konnte, musste er sich zu diesem Amt durch 
ein Mahl bekennen.2 Er sollte dies acht Tage nach Pfingsten mit Bier, Brot und 
Butter in seinem eigenen Haus ausrichten. Bei dieser Feier vertrank man dann 
auch das von der Gilde eingenommene Bier.3 Es gab sogar eine Verpflichtung 
zum Feiern: Alle mussten während des Festes beieinander bleiben, verließ einer 
die Versammlung, so wurde er von der Gilde ausgeschlossen.4 
Ein großer Sprung in das Jahr 2007 zeigt uns eine sehr veränderte Welt, aus der 
wir solch eine Feierlichkeit betrachten. Das Jahr 2007 stellt einen Meilenstein in der 
Geschichte der Menschheit dar. Zum ersten Mal in der Geschichte werde – nach 
Auskunft der Vereinten Nationen – die Mehrzahl der Menschen in Städten woh-
nen.5 Bis weit in das 20. Jahrhundert war die Stadt als Siedlungsform jedoch ein 
Minderheitenphänomen, erst angesichts der Globalisierung verstärkte sich der Ur-
banisierungsprozess. Dennoch gilt die Stadt als Lebensform der Moderne, das Land 
als die Lebensform der Vormoderne. Im Heiligen Römischen Reich der Frühen 
Neuzeit lebten nach Schätzungen ca. 75-80% der Gesamtbevölkerung auf dem Lan-
de.6 Und auch dieses Land (und auch die Stadt) an sich unterschieden sich grund-
sätzlich von den modernen ländlichen (und städtischen) Verhältnissen. Die früh-
neuzeitliche ländliche Bevölkerung bewegte sich in einer uns fremden, auf wenige 
Informationen und Menschen begrenzten Welt, in der gemeinsames Biertrinken auf 
Festen eine große Rolle spielte.7 Die Frühe Neuzeit im Alten Reich wird gemeinhin 
assoziiert mit der Welt des Adels und der Monarchen, mit ihren Höfen und Festen, 
mit denen sie höfischen Glanz erzeugten. Diese Zeit gilt als „aristokratisch, monar-
2 StaA Rep. 4 B IV h 93 Regierung gegen die Schüttmeister zu Völlen (Amt Leer), wegen der sogenann-
ten Schützenrollen zu Leer, Weener und Völlen und der dem Schützenkönig zu verleihenden Immuni-
tät von den herrschaftlichen Praestationen 1733-1741,, fol. 14-21´ Schützenrolle von Völlen, § 12. 
3 Ebd., fol. 14-21´ Schützenrolle von Völlen, § 12.
4 Ebd., fol. 14-21´ Schützenrolle von Völlen, § 13-15.
5 Andersson u.a., State of the World’s Cities 2006/07.
6 Mooser spricht von 75% Landbevölkerung von der Gesamtbevölkerung. Bader und Dilcher setzen für 
die Zeit um 1800 ca. 80% an. In der Literatur schwanken allerdings die Zahlen aufgrund des Fehlens 
einer wissenschaftlich fundierten Statistik vor 1800 (Mooser, Unterschichten in Deutschland, S. 319; 
Bader/Dilcher, Deutsche Rechtsgeschichte, S. 230).
7 Gersmann, Orte der Kommunikation, Orte der Auseinandersetzung, S. 250: Das gemeinsame Trin-
ken, ein sog. „Gelage“ bezeichnet Gersmann als „Herzstück innerdörflicher Geselligkeit“, das bisher 
erst selten Gegenstand intensiverer Erforschung war.  
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chisch, feudal oder hierarchisch“.8 „Grundherrschaften (seigneurs, manors) werden 
überwölbt von Territorien oder Provinzen und sie wiederum von Königreichen. Auf 
allen drei Ebenen wird die politische Macht durch Adelige ausgeübt.“9 Es gibt in 
der Frühen Neuzeit aber auch noch eine städtische und eine ländliche Gesellschaft, 
die als Gemeinden organisiert waren.10 In der Stadt und im Dorf wurden keine 
„dynastisch-feudale Kontinuität durch Erbgang der Herrschaft“ ausgeübt, sondern 
die Herrschaft der Vielen, der Gemeinde, die allerdings nicht demokratisch war und 
ohne oligarchische Herrschaft nicht auskam, aber dennoch nicht darauf verzichtete, 
sich als verfasste Gemeinde politisch zu artikulieren.11 Zwischen ländlichen und 
städtischen Gemeinden gab es eine breite Zone des Übergangs, dennoch wurden 
Stadt und Dorf für die Zeitgenossen doch als recht unterschiedliche Lebensräume 
wahrgenommen, vor allem weil die Stadt im Gegensatz zum Land in der Regel vor 
allem die Freiheit von der Leibeigenschaft und die „Freiheit der Besitzdisposition“ 
bot.12 
Ländliche Gemeinden des Heiligen Römischen Reiches waren regional und zeit-
lich unterschiedlich ausgeprägt.13 Es gab Gemeinden, die stark genossenschaftlich14 
strukturiert waren, und es gab Gemeinden, in denen herrschaftliche und genos-
senschaftliche Elemente stärker gemischt waren, während manche Gemeinden vor 
allem durch eine ihnen übergeordnete Herrschaft bestimmt wurden. Gemeinden 
hatten es in der Regel mit einer Grundherrschaft als direkte Herren und nicht direkt 
8 Blickle, Einführung. Mit den Gemeinden Staat machen, S. 3.
9 Ebd., S. 3.
10 Ebd., S. 3 ff.
11 Ebd., S. 4 ff.; Press, Stadt- und Dorfgemeinden, S. 426 ff., 441 ff.: Blickle betont eher die Gemein-
samkeiten von Stadt- und Landgemeinde als politisch verfasste Gemeinden, die ähnliche Organisa-
tionsstrukturen ausbildeten, Gemeindeversammlung einerseits und admionistrative Organe anderer-
seits. Er hebt eher das gemeinsame, nicht-hierarchisches Handeln der Gemeindemitglieder hervor, 
wenn er auch oligarchische Tendenzen nicht verneinen kann. Press dagegen betont eher die Unter-
schiede zwischen Stadt und Land, und auch die Einflüsse der Herrschaften auf die Gemeinden und 
die oligarchischen Strukturen in den Gemeinden fallen in seiner Beschreibung stärker ins Gewicht. 
12 Press, Stadt- und Dorfgemeinden, S. 442.
13 Darauf hat besonders Heide Wunder hingewiesen: Wunder, Die bäuerliche Gemeinde.
14 Nach Gierke war Genossenschaft eine „jede auf freier Vereinigung beruhende deutschrechtliche Kör-
perschaf, d.h. ein Verein mit selbständiger Rechtspersönlichkeit“ (Gierke, Rechtsgeschichte der deut-
schen Genossenschaft, S. 5). 
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mit einer Landesherrschaft zu tun.15 Ländliche – wie auch in den städtische – Ge-
meinden bestanden aus „Häusern“. Das „Haus“ war der Sitz von Macht und Sou-
veränität: Von seinem Besitz ging politische Berechtigung aus, und diese übte in der 
Regel der Hausherr aus.16 „Dem Haus des Bauern waren die Felder in den Fluren, 
die Weiderechte auf der Allmende und die Holzbezugsrechte im Wald zugeordnet.“17 
In ihm lebten und arbeiteten nicht nur der Hausherr, sondern auch die Hausherrin, 
die Kinder und das Gesinde. Für solch ein „Haus“ arbeiteten die Tagelöhner. Das 
Haus war damit der „Sitz von Herrschaft, das Organisationsprinzip der Wirtschaft 
und die Grundlage der Gesellschaft“.18
Die ländliche Gesellschaft, die städtische Gesellschaft und auch die adeligen 
Grundherren waren aber nicht statische Gebilde, die sich im Laufe der Frühen Neu-
zeit kaum veränderten. Vielmehr lässt sich ein Prozess ausmachen, der das früh-
neuzeitliche Europa grundlegend verändern sollte: die Herausbildung des moder-
nen Staates. Dieser Prozess setzte schon im Hochmittelalter ein und löste im Laufe 
der Jahrhunderte das mittelalterliche Feudalsystem ab.19 Der moderne Staat ist laut 
Wolfgang Reinhard gekennzeichnet durch folgende Merkmale oder Ansprüche an 
den Staat: „1. ein Staatsgebiet als ausschließlichen Herrschaftsbereich, 2. ein Staats-
volk als sesshafter Personenverband mit dauernder Mitgliedschaft, 3. eine souverä-
ne Staatsgewalt, was a) nach innen das Monopol der legitimen Anwendung physi-
scher Gewalt bedeutet, b) nach außen die rechtliche Unabhängigkeit von anderen 
Instanzen.“20 Dieser moderne Staat allerdings existierte nur vom ausgehenden 18. 
Jahrhundert bis zum zweiten Drittel des 20. Jahrhundert, er ist demnach ein flüch-
tiges Moment der Geschichte.21 
15 Press, Stadt- und Dorfgemeinden, S. 442. 
16 Blickle, Das Alte Europa, S. 19 ff.
17 Blickle, Das Alte Europa. S. 21.
18 Ebd., S. 21. 
19 Blickle, Einführung. Mit den Gemeinden Staat machen, S. 2. Zum Begriff und zur Epoche „Altes Eu-
ropa“, das das Europa zwischen 1300 und 1800 meint und dem Blickle die wichtigsten Eigenschaften 
zuordnet, die diesen Zeitraum kennzeichnen: Blickle, Das Alte Europa, S. 9 ff.
20 Reinhard, Geschichte der Staatsgewalt, S. 16. 
21 Ebd., S. 16. 
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In deutschen Verhältnissen zeigt sich Staatsbildung im Territorialstaat, d.h. nicht 
das Heilige Römische Reich wurde zum Staat, der Rechte von Adel, Städten oder 
Bauern beanspruchte, sondern das Einzelterritorium der Landesherren.22 Herr-
schaftsrechte von Adeligen wurden durch diesen Territorialstaat entscheidend be-
schnitten, und im Zuge der frühmodernen Staatsbildung konnte der Adel immer 
weniger eigenständig öffentliche Funktionen wahrnehmen.23 Von dieser frühmo-
dernen Staatsbildung war nicht nur der Adel „betroffen“, auch die städtische und 
ländliche Gesellschaft mit ihren Gemeinden sollten zu Untertanen werden. Die ter-
ritorialstaatliche Konsolidierung in der Frühen Neuzeit24 äußerte sich so in einem 
Bestreben der Landesherrn, die lokalen Organisationen zu vereinheitlichen, Mitt-
lerorganisationen (Kreise, Ämter) zu verallgemeinern und zentrale Behörden und 
Instanzen durchzusetzen sowie im „schleichenden Verlust lokaler Rechtskompeten-
zen zugunsten der zunehmend professionalisierten und hierarchisierten Gerichtsor-
ganisation des Staates“.25 Trotz dieses sich im landesherrlichen Territorium vollzie-
henden Prozesses blieb das Reich dennoch präsent in den Territorialstaaten. Gerade 
in Territorien mit schwächeren Landesherrschaften und einer nicht machtvoll und 
unwidersprochen auzuübenden Landeshoheit war es den „Untertanen“ zum Bei-
spiel möglich, sich an die Reichgerichte (Reichskammergericht und Reichshofrat) 
zu wenden und Recht zu suchen, und Reichskreise oder der Kaiser griffen regulie-
rend in die inneren Angelegenheiten ein.26 
Die Entwicklung hin zum modernen Staat mit den genannten Merkmalen oder 
Ansprüchen ist nicht selbstverständlich für jedes Territorium zwangsläufig passiert, 
sie konnte auch ausbleiben oder verzögert sein.27 Nicht jedes Territorium ist in der 
Frühen Neuzeit auch Staat geworden, und nicht jeder Graf oder Herr stand an der 
22 Schilling, Aufbruch und Krise, S. 18 ff., 313-349; Schilling, Höfe und Allianzen, S. 130-146. 
23 Schilling, Höfe und Allianzen, S. 13.
24 Press, Kommunalismus oder Territorialismus?, S. 79.
25 Zitat aus: Holenstein, Bauern, S. 79. Vgl. vor allem: Wunder, Die ländliche Gemeinde, S. 393 f.; 
Wunder, Die bäuerliche Gemeinde, S. 112; Press, Kommunalismus oder Territorialismus?, S. 155. 
26 Schilling, Höfe und Allianzen, S. 135. 
27 Reinhard, Geschichte der Staatsgewalt, S. 16: Wollte man Staatsbildung in der Frühen Neuzeit un-
tersuchen, so sollte man die jeweilige Landesherrschaft anhand der konkreten Personen und Insti-
tutionen analysieren, „denn dort fanden die Machtbildungsprozesse statt, deren institutionalisierte 
Endstufe ‚Staat’ heißt“.
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Spitze eines Territorialstaates. „Herrschaftliche Bindungen sind keineswegs immer 
staatliche Bindungen geworden.“28 „Von den vielen kleinen Fürstentümern und 
Grafschaften, geistlichen und weltlichen Herrschaften, Klein- und Kleinstterritori-
en führt kein Weg zum modernen Staat.“29 Und solch ein Prozess der Staatsbildung 
war keineswegs linear; inwiefern ländliche Gemeinden zu welcher Zeit und in wel-
chem Territorium betroffen waren, muss dann erst eine Untersuchung der Stärke 
oder Schwäche der Gemeinden im Vergleich zeigen.30 
Die historische Frühneuzeitforschung richtete ihr ganzes Augenmerk lange Zeit 
nur auf die Staatsbildung, auf die Machtkonzentration von Herrschaft und auf die 
Herausbildung von Machtunterworfenheit.31 Es wurde also untersucht, wie es dazu 
kam, dass Menschen zu Untertanen wurden, dass sich ein legitimes Monopol phy-
sischen Zwanges entwickeln konnte und dass eine Zeit abgelöst wurde, in der es 
nicht selbstverständlich war, dass nur ein Staat solch ein Monopol besaß bzw. in An-
spruch nahm. Für eine solche Staatsbildung wurden in der historischen Forschung 
bis in die zweite Hälfte des 20. Jahrhunderts meist allein die Dynastien und ihre 
Institutionen verantwortlich gemacht.32 In den Forschungskonzepten, die sich mit 
dieser Machtkonzentration beschäftigten, wurde auf dieser Basis eine Dichothomie 
zwischen Staat und Untertanen angenommen: Der Staat wurde als derjenige konzi-
piert, der die Macht an sich zu reißen versuchte und zentralisierte Strukturen durch-
setzen wollte, während die Untertanen auf ihren Herrschaftsrechten zum Beispiel in 
ihren Gemeinden beharrten und sich einer Zentralisierung und einer Vereinheitli-
chung zu Untertanen widersetzten.33 Dieses dichothomistische Erklärungsmuster 
28 Oestreich, Zur Vorgeschichte des Parlamentarismus, S. 71. 
29 Kappelhoff, Absolutistisches Regiment, S. 5. 
30 Wunder, Die bäuerliche Gemeinde, S. 112. 
31 Blickle, Einführung. Mit den Gemeinden Staat machen, S. 2. 
32 Schmidt, Die politische Bedeutung, S. 190; Neuhaus, Das Reich in der frühen Neuzeit, S. 32: Die 
Grafen des Heiligen Römischen Reiches versuchten im 16. und 17. Jahrhundert das von den Fürsten 
so erfolgreich praktizierte Modell der Territorialstaatsbildung, d. h. eine Vereinheitlichung und Zen-
tralisierung der Herrschaftsrechte, nachzuahmen. Größere Erfolge blieben ihnen allerdings versagt. 
Die Bemühungen scheiterten meist am Widerstand der benachbarten Fürsten bzw. der Lehnsherren 
oder der eigenen Mediatgewalten.
33 Blickle, Einführung. Mit den Gemeinden Staat machen, S. 2: Blickle nennt Wehlers Modernisie-
rungsthese, Oestreichs Sozialdisziplinierung, Elias’ Prozeß der Zivilisation und Foucaults Diskursana-
lyse.
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zeigt sich sowohl in den Forschungen zur „Modernisierung“ z.B. Hans-Ulrich Weh-
lers34 als auch in den Forschungskonzepten der „Sozialdisziplinierung“ von Gerhard 
Oestreich35, dem „Prozess der Zivilisation“ von Norbert Elias36, in Michel Foucaults 
Werk37 oder im Paradigma vom dualistischen Ständestaat in der Ständeforschung.38 
In den letzten Jahren hat die historische Forschung immer stärkeres Gewicht auf 
die Leistungen von Kommunen und von Untertanen bei der Herstellung der früh-
neuzeitlichen Ordnung und bei frühneuzeitlichen Wandlungsprozessen gelegt. Eine 
bäuerliche Widerstandsforschung (v.a. Winfried Schulze)39, das Forschungskonzept 
des „Kommunalismus“ (Peter Blickle)40, die Volkskunde41 oder die Alltagsgeschich-
te42 gehen davon aus, dass man Untertanen in ihren Gemeinden als politisch ein-
flussreiche Faktoren ernst nehmen muss. Wenn man Staatsbildung untersuchen 
möchte, so könne man die Herausbildung des modernen Staates als einen Prozess 
der Kommunikation zwischen Obrigkeit und Untertanen interpretieren.43 
Die Dichothomie zwischen Herrschaft und Untertanenverbänden, seien sie po-
litisch einflussreich oder nur beherrscht gewesen, ist damit allerdings nicht aufge-
brochen. Ein solcher Oben-Unten-Gegensatz44 konzipiert beide Seiten tendenziell 
als homogene Gruppen. Die Illusion entsteht, alle Beteiligten einer Gruppe hät-
ten in jeder Situation als Teil ihrer Partei gehandelt und hätten sich im Falle einer 
34 Wehler, Deutsche Gesellschaftsgeschichte, S. 332-341.
35 Oestreich, Strukturprobleme des europäischen Absolutismus. 
36 Elias, Über den Prozeß der Zivilisation.
37 Foucault, Überwachen und Strafen.
38 Zum Konzept des Dualismus: Rachfahl, Der dualistische Ständestaat; Haug-Moritz, Württembergi-
scher Ständekonflikt; Lange, Der ständische Dualismus. 
39 Zum bäuerlichen Widerstand vor allem: Blickle u.a. (Hrsg.), Aufruhr und Empörung?; Blickle, Un-
ruhen; Schulze, Bäuerlicher Widerstand; Schulze, Die veränderte Bedeutung; Schulze, Europäische 
und deutsche Bauernrevolten, S. 40 ff.
40 Blickle, Kommunalismus, Parlamentarismus; Blickle, Begriffsbildung; Blickle, Kommunalismus; 
Blickle, deutsche Untertanen; Blickle, Das Alte Europa; Blickle, Der Kommunalismus als Gestal-
tungsprinzip. 
41 Zum Beispiel: Kaschuba, Kommunalismus als sozialer „Common Sense“, S. 68 f.
42 Frevert, Neue Politikgeschichte, S. 12; Mergel, Überlegungen zu einer Kulturgeschichte der Politik, 
S. 579. 
43 Blickle, Einführung. Mit den Gemeinden Staat machen, S. 2. 
44 Die Ablehnung eines einfachen Oben-Unten-Gegensatzes gehört laut Landwehr inzwischen zu ei-
ner Binsenweisheit der deutschen Geschichtswissenschaft, wird aber seiner Ansicht nach immer noch 
nicht wirklich umgesetzt: Landwehr, „Normdurchsetzung“ in der Frühen Neuzeit, S. 151, 156.
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Gegnerschaft zur anderen Gruppe im gemeinsamen Interesse zusammengefunden 
und auch so gehandelt.45 In der so ausgerichteten Geschichtswissenschaft entstand 
dadurch leicht die Tendenz, eine politische Kultur der Untertanen zu konstruieren, 
die von Prinzipien geleitet worden sei, welche grundsätzlich den herrschaftlichen, 
hierarchischen Prinzipien entgegengesetzt gewesen und aus gemeinsamen Arbeits-
verhältnissen, Produktionsverhältnissen, einer gemeinsamen Volkskultur oder aus 
einem gemeinsamen Interesse geboren worden seien. Antagonistische Konflikte 
zwischen Untertanen und Herrschaft galten als Ausdruck eines „säkularen Ringens 
zwischen verschiedenen politischen und verfassungsrechtlichen Grundprinzipien“.46
Dieser Dichothomie möchte diese Arbeit eine andere Konzeption entgegenstel-
len: Hier wird versucht, politische Handlungen von mehreren Akteuren im Zu-
sammenspiel zu analysieren, so dass zwar von einem Prozess der Kommunikati-
on bei den frühneuzeitlichen Veränderungsprozessen, in gewissen Territorien auch 
erfolgreichen Staatsbildungsprozessen, ausgegangen wird, aber nicht nur von zwei 
auf Jahrhunderte hin zusammengehörigen Gruppen. Staatsbildungsvorgänge als 
Herstellung eines Staatsgebietes, eines Staatsvolkes und einer Monopolisierung von 
Herrschaft durch eine Umgestaltung von territorialstaatlichen Behörden werden 
so nicht als ausschließliche Produkte bewusster landesherrschaftlicher Bemühun-
gen und auch nicht als ein Zusammenspiel von nur zwei Gruppen, den Unterta-
nen und der Landesherrschaft, betrachtet, sondern als Ergebnisse des „polyphonen 
Zusammenspiels zwischen den jeweiligen Regenten, den politischen Ständen und 
45 Der traditionelle Dualismus einer feudalen Herrschaft und den Untertanen, die als Gleiche in einer 
homogenen Gruppe organisiert gewesen wären und deren soziale Differenz nicht beachtet wurde, 
wurde in den letzten Jahren immer stärker kritisiert. Forschungsüberblick dazu siehe: Holenstein, 
Bauern, S. 80. Kritik siehe: Holenstein, Gesetzgebung und administrative Praxis, S. 196; Hohkamp, 
Herrschaft in der Herrschaft, S. 18 ff.; Troßbach, „Ortsvorsteher“, S. 172; Sabean, Das Zweischnei-
dige Schwert, S. 38; Sabean, Landbesitz und Gesellschaft, S. 100-113; Robisheaux, Rural Society, S. 
173 f.; Rebel, Peasant Classes, S. 121 f.; Friedeburg, Die ländliche Gesellschaft um 1500, S. 32, 34; 
Press, Herrschaft, Landschaft und „Gemeiner Mann“, S. 180; Dinges, Maurermeister und Finanz-
richter, S. 36 f.; Häberlein, Einleitung, S. 21;  Wunder/Hauptmeyer, Zum Feudalismusbegriff, S. 96 
f.; Scribner, Communalism: Universal category or ideological construct?; 
 Ältere Kritik an dieser Trennung und der Idealisierung der ländlichen Gesellschaft bzw. der Gemeinde 
als Ordnungssystem mit eigenen nicht-herrschaftlichen Prinzipien ohne herrschaftliche hierarchische 
Elemente: Köstlin, Verrechtlichung der Volkskultur; Brunner, „Feudalismus“, S. 156.
46 Friedeburg, Die ländliche Gesellschaft um 1500, S. 34 f. Friedburg beklagt vor allem die Annahme 
einer Kohäsion ländlicher Einwohner aufgrund der Tatsache, dass man nur die Konflikte zwischen 
Gemeinden und Herrschaft betrachte. 
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intermediären Gewalten sowie den übrigen Exponenten partikularer Interessen“47, 
wenn auch die dynastischen gewaltsamen Anstöße zur Territorialstaatsbildung nicht 
unterschätzt werden dürfen.48 
Die Politiken von Bauern, aber auch unterbäuerlicher Schicht49 und Landständen 
in Ostfriesland sollen in ihren Auseinandersetzungen und Kooperationen unterein-
ander und mit dem Landesherren und seinen Beamten herausgearbeitet werden und 
nicht einfach unter dem Label „Untertanenpolitik“ subsumiert werden.
Es gab nämlich in ländlichen Gemeinden nicht nur Bauern, sondern auch eine 
unterbäuerliche Bevölkerung, die keinen vollen Hof zur Bewirtschaftung nutzte, 
sondern nur kleinere Landstücke, und die deshalb ihre Subsistenz durch zusätzliche 
Lohnarbeit sichern musste. Im Laufe der Frühen Neuzeit lassen sich in der länd-
lichen Bevölkerung zudem ein Bevölkerungswachstum sowie eine wirtschaftliche 
und soziale Differenzierung ausmachen. Damit wurde die Integration der ausei-
nanderstrebenden Interessenlagen der unterschiedlichen Schichten auf dem Sied-
lungsgebiet der Gemeinde durch die Gemeinde zusehends schwieriger: Nicht alle 
auf dem Siedlungsgebiet wohnenden Menschen waren auch Gemeindemitglieder, 
manche neu hinzugekommenen Gruppen (Nachsiedlerschichten) blieben ausge-
schlossen. Auch innerhalb der Gemeinden entstanden rechtlich und wirtschaftlich 
unterscheidbare Gruppen50, die auch eine eigene Politik betrieben. 
Einer Herausbildung von verschiedenen politischen Prinzipien bzw. Deutungs-
mustern und Ordnungskategorien soll nachgegangen werden, statt zwei politische 
Prinzipien von vornherein anzunehmen. Im Fall von antagonistischen Konflikten 
zwischen den Gruppen und den landesherrlichen Beamten soll Antagonismus des-
halb nicht als Zusammenprall unterschiedlicher Identitäten mit ihren Grundprin-
47 Klingebiel, Ein Stand für sich?, S. 22. 
48 Reinhard,  Geschichte der Staatsgewalt, S. 22 f.: Reinhard hebt trotz der von ihm betonten Teilhabe 
von Untertanen an der Staatsbildung hervor, dass die Anstöße zur Territorialstaatsbildung von den 
Dynastien ausging und auch mit Gewalt ausgeübt wurden.
49 Mitterauer, Lebensformen, S. 316: Die Zeitgenossen selbst hatten keinen regionenübergreifenden 
Begriff für die unterbäuerliche Bevölkerung, so greift die Geschichtswissenschaft auf das Kunstwort 
„unterbäuerliche Schicht“ zurück, das hier auch benutzt werden soll. 
50 Zu diesem Prozess: Wunder, Die bäuerliche Gemeinde, S. 82-92, 97; Wunder, Die ländliche Ge-
meinde, S. 394; Holenstein, Bauern, S. 79; Press, Stadt- und Dorfgemeinden, S. 450; Blickle, Un-
tertanen in der Früneuzeit, S. 515. 
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zipien verstanden werden. Vielmehr soll  versucht werden zu zeigen, wie Antago-
nismen konstruiert wurden und über diese Konstruktion erst eine Identität von 
Akteursgruppen hergestellt wurde. Bedeutungen über das, was die eigene Gruppe 
ausmacht und über das, was andere Gruppen ausmacht, sind so also keine stabilen 
Definitionen oder Objekte, denen eine über die Handlungen und Wahrnehmungen 
des Akteure hinausgehende Realität zukommt51, sondern sie entstehen in einem 
„diskursiven Feld, das sich durch die Bildung von Oppositionen und die Konstruk-
tion von Ein- und Ausschlüssen auszeichne[t].“52 
Im Zuge der Untersuchung des „polyphonen Zusammenspiels“ (Klingebiel) der 
Bauern, der Landstände, der unterbäuerlichen Bevölkerung und der landesherrli-
chen Beamten im untersuchten Territorium Ostfriesland soll auch die Frage nach der 
Eigentümlichkeit der frühneuzeitlichen Politik „von unten“ gestellt werden. Politik 
auf dem Lande erscheint dem heutigen Politiker, dem heutigen Wähler oder Nicht-
Wähler merkwürdig: Wie Politik geäußert wurde und was die Menschen erreichen 
wollten, unterscheidet sich von heutigen Formen des Politikmachens. Ob die be-
schriebene Feierlichkeit in Völlen etwas mit Politik zu tun hat, lässt sich ohne jede 
Kontextualisierung erst einmal gar nicht ausmachen. Uns erscheint sie zunächste als 
kuriose Veranstaltung, in der es – unserer modernen Vorstellung nach – eher um ein 
privates Biertrinken ging und weniger um Politik. Der „ethnologische Blick“, also 
der Blick auf das fremdartige Gebaren unserer Vorfahren, kann aber weitergehende 
Erkenntnisse über die Art frühneuzeitlicher Politik ermöglichen.53 Die Fremdheit 
und das Besondere frühneuzeitlicher Politik soll am Beispiel ostfriesischen Politikbe-
treibens „von unten“ herausgearbeitet werden. Um der Ausbildung von Politik und 
Antagonismen durch unterschiedliche politische Gruppen nachzugehen, wird das 
Politikkonzept von Ernesto Laclau und Chantal Mouffe genutzt.54
51 Stollberg-Rilinger, Die zeremonielle Inszenierung, S. 236; Mergel, Überlegungen zu einer Kulturge-
schichte des Politischen, S. 588. 
52 Frevert, Neue Politikgeschichte, S. 22 mit Bezug auf: Scott, Gender. S. 56 ff. 
53 Stollberg-Rilinger, Was heißt Kulturgeschichte des Politischen?, S. 12. Grundlegend zum Verhältnis 
zwischen Ethnologie und Geschichtswissenschaft: Medick, Missionare im Ruderboot, S. 295-319.
54 v.a.: Laclau/Mouffe, Hegemonie und radikale Demokratie.
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Im Vordergrund dieser Arbeit soll aber nicht jede Politik der drei Akteure, gleich 
welches Thema diese Politik aufnimmt, analysiert werden, sondern nur eine Po-
litik, die sich auf die soziale Differenz der ländlichen Gesellschaft bezieht. Es soll 
demnach betrachtet werden, inwiefern die unterschiedlichen Akteure auf die soziale 
Differenz zwischen Bauern und unterbäuerlicher Schicht Einfluss nehmen konnten 
und wollten. Einerseits dient diese Einschränkung dazu, eine Auswahl aus der Masse 
der ostfriesischen Gerichtsprozesse zu treffen, andererseits soll das Ziel dieser Arbeit 
eine nähere Bestimmung des Verhältnisses und der Differenz zwischen Bauern und 
unterbäuerlicher Bevölkerung sein.
Ostfriesland stellt im Heiligen Römischen Reich ein ungewöhnliches Territorium 
dar: Der Landesherr konnte im ganzen untersuchten Zeitraum keine wirklich domi-
nante Stellung erringen, Bauern waren Eigentümer und in der Regel keinem Adeligen 
verpflichtet, die stark genossenschaftlich geprägte Gemeinde konnte einige politische 
Macht ausüben. Zum Beispiel bestanden die Landstände nicht nur aus adligen, geistli-
chen und städtischen Vertretern, sondern auch aus Bauern. Die Landstände insgesamt 
konkurrierten mit dem Landesherrn um die Herrschaft im Land. Sie alle und auch die 
unterbäuerliche Schicht betrieben ihre Politik.  Nicht immer wurden solche Politiken 
ohne Konflikte durchgesetzt. Gerade die Konflikte dieser Gesellschaft, wiederfindbar 
in den hier untersuchten bäuerlichen Rechtsetzungen (Willküren), Gerichtsakten, 
Landesverträgen und Landtagsprotokollen, zeigen sehr explizit, wie Gruppen sich von 
anderen abgrenzten, wie sie argumentierten und welche Ziele sie hatten. 
Die ostfriesische Gemeinde und die ostfriesischen Landstände werden hier mit-
tels des Kommunalismuskonzepts von Peter Blickle beschrieben. Dieses Konzept 
hat zwar einen stark dichothomischen Ansatz, aber auf seiner Basis können Merk-
male von vormoderner Gemeinde- und Ständebildung beschrieben werden und 
dann in einem weiteren Schritt der dichothomische Ansatz überdacht werden: Die-
ses Konzept wird auf seine Fähigkeit hin, die vormoderne Politik „von unten“ zu 
beschreiben, in Anspruch genommen, um dann Vorschläge für eine Erweiterung 
dieses Konzepts anzubieten.55
55 Blickle, Kommunalismus, Parlamentarismus; Blickle, Begriffsbildung; Blickle, Kommunalismus; 
Blickle, deutsche Untertanen; Blickle, Das Alte Europa; Blickle, Der Kommunalismus als Gestal-
tungsprinzip.
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Nach einem Überblick über den Forschungsstand, einer Einführung in die hier 
genutzte kulturwissenschaftliche Politikdefinition und einer Vorstellung von Ost-
friesland und den genutzten Quellen soll in einem ersten Analyseteil mithilfe bäu-
erlicher Rechtsetzungen die Basis von bäuerlicher und unterbäuerlicher Politik be-
schrieben werden: die ostfriesische Gemeinde (Kapitel III). In Kapitel IV wird die 
politische Praxis im Dorf Thema sein: Die bäuerliche Politik gegenüber den lan-
desherrlichen Beamten soll auf der Basis von Gerichtsakten betrachtet werden, um 
dann die unterbäuerliche Politik zu schildern, so dass die Folgen eines Zusammen-
spiels unterschiedlicher Politiken deutlich werden. In Kapitel V werden die bäu-
erliche und die landständische Politik auf Landtagen und ihre Implementation in 
der ländlichen Gesellschaft im Mittelpunkt der Analyse stehen. Landtagsakten und 
-abschlüsse sowie Gerichtsakten stellen dafür die Quellengrundlage dar. Abschlie-
ßend werden die Ergebnisse zusammengeführt und vor der Folie der Kommuna-
lismus-These von Peter Blickle eingeordnet. Es wird versucht, ein nicht-dichotho-
misches Bild von politischen Kräften eines Territoriums zu entwerfen, welches das 
Besondere der vormodernen Politik hervorhebt und Veränderungen im Territorium 
zeigt, die ohne die Betrachtung eines politischen Zusammenspiels unterschiedlicher 
Akteure kaum sichtbar werden. 
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2.   Forschungsstand 
2.1  Bauern und Peter Blickles Forschungskonzept  
 „Kommunalismus“
Die deutsche Agrargeschichte und die Gemeinde- bzw. Dorfforschung war bis in 
die 1970er Jahre hinein nicht explizit an der Politik von Bauern interessiert, son-
dern eher an wirtschaftlichen Entwicklungen, an der Agrarverfassung und den 
dörflichen wirtschaftlichen und sozialen Verhältnissen. Für die Agrargeschichte 
stehen dabei die grundlegenden Werke von Günther Franz, Wilhelm Abel und 
Friedrich Lütge aus den 60er Jahren des 20. Jahrhunderts zur Verfügung.56 Wil-
helm Abel beschrieb Agrarkonjunkturen und Krisen. Er entwickelte auf dieser 
Basis die These von der spätmittelalterlichen Agrardepression, die in der For-
schung als „Krise des Spätmittelalters“ verhandelt wurde. Friedrich Lütge klassifi-
zierte die deutschen Landschaften nach Grundherrschaftstypen und betonte den 
Einfluss der Herrschaft auf die Agrarstrukturen. Franz setzte sich in seiner Mono-
graphie mit Handbuchcharakter mit Ostsiedlung, Wehrhaftigkeit und dem Dorf 
und seiner sozialen Schichtung auseinander. Sein Bauer bleibt aber, obwohl sein 
Forschungsfeld ursprünglich auch den Bauernkrieg von 1525 und Bauernwider-
stände im 17. und 18. Jahrhundert umfasste, eine Kraft ohne nennenswerten 
politischen Einfluss. Nach dieser Hochzeit flacht das Interesse an Agrargeschichte 
stark ab.57 Es folgen noch vereinzelte Fortführungen des Abelschen Werkes für 
die Frühe Neuzeit, vor allem durch Friedrich-Wilhelm Henning58 und Walter 
Achilles59, sowie eine Zusammenfassung des Forschungsstandes durch Werner 
Rösener.60
56 Franz, Bauernstand; Abel, Geschichte der deutschen Landwirtschaft; Abel, Agrarkriesen und Agrar-
konjunktur; Lütge, Geschichte der deutschen Agrarverfassung. 
57 Siehe für einen ausführlicheren Forschungsüberblick: Blickle, Deutsche Agrargeschichte, S. 7 ff.
58 Z.B.: Henning, Landwirtschaft.
59 Z.B.: Achilles, Landwirtschaft. 
60 Rösener, Bauern. 
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Stärker auf das Dorf konzentriert waren die bedeutenden Forschungen von 
Karl Siegfried Bader. Mit seinen „Studien zur Rechtsgeschichte des mittelalterli-
chen Dorfes“ hat er sich mit der Gemeinde in ihrer Siedlungsform Dorf ausgiebig 
beschäftigt und sie als soziale, wirtschaftliche wie auch politische Einheit unter 
rechtshistorischem Blickwinkel beschrieben und Hinweise auf die Sozial- und 
Wirtschaftsgeschichte hinzugefügt. Die detailreichen Studien beziehen sich auf 
den Südwesten des Reiches.61 Eine regionale Erweiterung erfuhren Baders For-
schungen durch die Aufsätze in den zwei Bänden „Die Anfänge der Landgemein-
de und ihr Wesen“, herausgegeben vom Konstanzer Arbeitskreis für mittelalterli-
che Geschichte, unter denen sich auch ein Aufsatz zu Ostfriesland von Wilhelm 
Ebel befindet.62 Forschungen zu kommunalen Strukturen auf dem Lande blieben 
meist auf den Südwesten und die Mitte des Heiligen Römischen Reiches bezogen, 
und Norddeutschland galt in der Forschung bis dahin nicht als Musterraum für 
autonomere Gemeinden auf dem Lande.63 Umso wichtiger waren die Forschun-
gen von Ebel und Carl-Heinz Hauptmeyer zur Gemeinde Norddeutschlands.64 
Von weiteren Regionalstudien, die sich mit Gemeinden beschäftigen, seien hier 
die Forschungen von Bernd Schildt genannt, der sich mit der Landgemeinde in 
Thüringen auseinandersetzte und so eine detaillierte Analyse von Praktiken der 
gemeindlichen Organisation und insbesondere der gemeindlichen Gerichtsbar-
keit vorlegen konnte.65 Auch die Volkskunde, allen voran Karl-Sigismund Kra-
mer, war in der Lage, mehr Licht in das Dunkel von gemeindlichen Praktiken in 
ihrer Funktion des Konfliktaustrages zu bringen und diese nicht nur als Brauch-
tum abzutun.66 Wichtige Impulse für die Gemeindeforschung gingen auch von 
Heide Wunder aus, die vor allem den Einfluss der Herrschaft auf Gemeinden 
ausarbeitete und das Mittelalter als eine Zeit der „Herrschaft mit Bauern“, die 
61 Bader, Studien zur Rechtsgeschichte des mittelalterlichen Dorfes.
62 Ebel, Rechtsgeschichte. 
63 Hauptmeyer, Landgemeinde in Norddeutschland, S. 360-363.
64 Hauptmeyer, Landgemeinde in Norddeutschland; Hauptmeyer, Dorf und Territorialstaat. Zum For-
schungsstand zu Ostfriesland siehe Kapitel „II.1. Forschungsstand zu Ostfriesland“. 
65 Schildt, Bauer, Gemeinde, Nachbarschaft; Schildt, Der Friedensgedanke; Schildt, Buße, Strafe und 
Schadenersatz.
66 Kramer, Brauchtum und Recht; Kramer, Bußen vertrinken; Kramer, Die Nachbarschaft; Kramer, 
Mahl und Trunk. 
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Frühneuzeit als eine Zeit der „Herrschaft über Bauern“ beschrieb.67 Vor kurzem 
haben Werner Troßbach und Clemens Zimmermann eine Geschichte des Dorfes 
vorgelegt, die auch für die Zeit von 1350 bis 1800 einen Forschungsüberblick 
zu Genossenschaft und Herrschaft im Dorf, zu innerdörflichen Sozialstrukturen 
und zu gemeindlichen Praktiken sowie zu Konflikten und Solidaritäten innerhalb 
und außerhalb der dörflichen Gemeinschaft bietet.68 Auch spezifische Fragen zur 
schriftlichen Überlieferungen von Gemeinden hat man in der historischen For-
schung zu beantworten versucht. Ausgiebig beschäftigte sich zum Beispiel Lo-
renzen-Schmidt mit allen schriftlichen Überlieferungen von Dörfern am Beispiel 
Schleswig-Holsteins.69 Normative Rechtsquellen der Gemeinden, die hier auch 
als Quellen eine große Rolle spielen werden, sind so in den Blick gekommen70 
und insbesondere für eine Analyse dörflicher Sozialstrukturen genutzt worden.71 
Immer wieder hat man sich mit der Frage beschäftigt, wie dieses Recht zu bewer-
ten ist, ob als stärker herrschaftlich oder stärker gemeindlich geprägtes Recht.72 
In diesen Forschungen zur Gemeinde wurde immer deutlicher, dass Bauern in 
ihren Institutionen nicht nur passive Untertanen waren, über die Politik gemacht 
67 Wunder, Die bäuerliche Gemeinde; Wunder, Die ländliche Gemeinde; Mayer, Werden und Wesen 
der Landgemeinde. 
68 Troßbach/Zimmermann, Die Geschichte des Dorfes.
69 Lorenzen-Schmidt, Schriftliche Elemente, S. 175-187; Siehe auch den Band: Classen (Hrsg.), Recht 
und Schrift im Mittelalter, Sigmaringen 1977. Mit der Verstrickung von Schrift und Ritual hat sich 
auch Christoph Dartmann – allerdings für die italienische Stadtkommune – auseinandergesetzt, und 
diese Arbeit verdankt diesen Arbeiten Dartmanns wichtige Anregungen (Dartmann/Keller, Inszenie-
rungen von Ordnung und Konsens; Dartmann, Schrift im Ritual; Dartmann, Schrift und politische 
Kommunikation in der italienischen Stadtkommune).
70 Teuscher, Kompilation und Mündlichkeit; Spieß, Weistümer; Schmitt, Territorialstaat und Gemein-
de; Rheinheimer, Die holsteinischen Dorfordnungen; Rösener, Dinggenossenschaft und Weistümer; 
Feigl, Von der mündlichen Rechtsweisung zur Aufzeichnung; Seemann, Weistümer; Seeber, Die Ol-
denburger Bauerbriefe; Weitzel Die Konstituierung der Gemeinde aus der Rechtstheorie; Willoweit, 
Kommunale Genossenschaft. 
71 Endres, Sozialer Wandel in Franken und Bayern, S. 211-228; Schaer, Die ländlichen Unterschichten, 
S. 67; Helleiner, Ländliches Mindervolk, S. 12-34; Mitterauer, Lebensformen, S. 317: Auf die Quel-
lenbedeutung von ländlichen Rechtsquellen (Weistümer, Dorfordnungen und Willküren) zur Analyse 
der rechtlichen Verhältnisse und des sozialen Daseins neben quantifizierenden Strukturanalysen wei-
sen vor allem Endres, Schaer, Helleiner und Mitterauer hin. Mitterauer zeigt in seiner Beschreibung 
der Lebensformen und Lebensverhältnisse der ländlichen Unterschichten im Österreich des 18. Jahr-
hunderts insbesondere, dass Bauern und unterbäuerlicher Schichten vor allem in dörflichen Rechts-
quellen, in seinem Fall in Weistümern, voneinander abgegrenzt wurden.
72 Blickle, Deutsche Agrargeschichte, S. 14. 
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wurde, sondern dass diese Bauern Gesellschaft auch ordneten und sich zum Teil 
auch gegen Grund- oder Landesherrschaft durchsetzten. In den 1970er Jahren 
gerieten in der deutschen Forschung speziell der Widerstand von Bauern, der 
Bauernkrieg von 1525 und auch andere Aufstände immer stärker in den Fokus73 
– angestoßen auch durch die Bauernunruhen in der Dritten Welt.74 Barrington 
Moore vermittelte als einer der ersten ein neues Verständnis von Bauernrebel-
lionen, das von dem Diktum des stumpfen, rückwärtsgewandten Bauern ohne 
Einfluss75 abwich. Moore demonstrierte, in welch hohem Maße die politischen 
Systeme des 20. Jahrhunderts, demokratisch wie autoritär, historische Wurzeln in 
spezifischen Formen von Agrarkonflikten und Agrarmodernisierung besaßen.76 
Auch in der deutschsprachigen Forschung zu Bauernrebellionen wurde vor al-
lem jener vorher auch in Deutschland weit verbreiteten Anschauung widerspro-
chen, nach welcher die Bauern als lediglich defensive und rückwärtsgewandte, 
auf externe, schwer zu durchschauende Faktoren reagierende Gruppe betrachtet 
wurde. Man wehrte sich gegen ein Bild des Bauern, der kaum über die Grenzen 
seines eigenen Dorfes hinausdenken konnte, wie es die Sozialphilosophie, aber 
auch Günther Franz und auch Otto Brunner konzipiert hatten.77 Brunner geht 
zum Beispiel davon aus, dass die mittelalterliche Gesellschaft von einem über 
73 Einen Forschungsüberblick bieten: Blickle, Deutsche Agrargeschichte, S. 15-21; Holenstein, Bauern, 
S. 17¸ Troßbach, Bäuerlicher Widerstand; Blickle, Unruhen; Bierbrauer, Bäuerliche Revolten.
 Forschungen zum Bauernkrieg und Aufständen auch danach zum Beispiel: Buszello, Der deutsche 
Bauernkrieg; Blickle, Die Revolution von 1525; Sabean, Landbesitz und Gesellschaft; Schulze, Bäu-
erlicher Widerstand; Schulze, Europäische und Deutsche Bauernrevolten, S. 278-284; Troßbach, 
Soziale Bewegung; Suter, „Troublen“; Friedeburg, Ländliche Gesellschaft; Elbs, Owingen 1584; Lu-
ebke, His Majesty’s Rebels; Weber, Städtische Herrschaft; Blickle, Hausnotdurft. 
 Auch in der ehemaligen DDR setzte man sich mit dem Bauernkrieg und Widerstandsforschung im 
allgemeinen auseinander und interpretierte den Bauernkrieg als frühbürgerliche Revolution und son-
stigen bäuerlichen Widerstand als niedere Form des Klassenkampfes: Vogler, Marx, Engels und und 
Konzeption einer frühbürgerlichen Revolution; Vogler, Probleme des bäuerlichen Klassenkampfes.
74 Einige Veröffentlichungen zu Bauernunruhen in der Dritten Welt seien hier genannt: Scott, Domi-
nation and the Arts of Resistance; Scott, Weapons of the Weak; Scott, The Moral Economy of the 
Peasant; Migdal, Peasants, Politics and Revolution; Skocpol, States and Social Revolutions; Weller/
Guggenheim, Power and Protest in the Countryside; Popkin, The Rational Peasant.
75 Feldbauer, Bauernrevolten in der Dritten Welt, S. 14.
76 Moore, Soziale Ursprünge von Diktatur und Demokratie. Siehe dazu: Feldbauer, Bauernrevolten in 
der Dritten Welt, S. 10 f. 
77 Die deutsche Sozialphilosophie hat den Bauern über Jahrhunderte als geschichtsloses und unpoliti-
sches Naturwesen konzipiert (Troßbach, Bauern, S. 78). Zu dieser Einschätzung gelangten für das 
Heilige Römische Reich z.B. auch: Franz, Bauernstand; Tilly, Hauptformen kollektiver Aktion.
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allen stehenden „Volksrecht“78 zusammengehalten worden sei und so von Bau-
ern nicht gänzlich in Frage zu stellen oder mit einem eigenen Ordnungskonzept 
überformbar gewesen sei.79 Dieses „Volksrecht“ habe ein Gegenseitigkeitsverhält-
nis zwischen Herrschenden und Beherrschten gestiftet: „Es muss ein Verhältnis 
der ‚Gemeinschaft’ zwischen Herren und Bauern gegeben haben, das stärker war 
als alle Gegensätze.“80 Die Basis für die lokale Interaktion von Grund- und/oder 
Gerichtsherren81 und bäuerlichen Gemeinden bildeten nach Brunner vertraglich 
geregelte Beziehungen zwischen Herren und Bauern. Die Bauern zahlten dem-
nach keinen „Tribut“, sondern der herrschaftliche Zugriff sei beschränkt gewesen 
und habe im Prinzip auch zur Disposition gestanden. Für das Mittelalter könne 
man von einem Tausch von „Schutz und Schirm“ gegen „Rat und Tat“ ausge-
hen, d.h. es sei um einen Tausch von herrschaftlichen Zugriffsrechten auf die 
Einkünfte und Dienstleistungen der Grundholden gegen deren Anspruch auf 
„Frieden“ gegangen. Impliziert sei gewesen, dass Herren bei einer Verweigerung 
Gewalt anwenden durften, genau wie Bauern einem unfähigen Herren die Huld 
aufkündigen konnten.82 Die Gegenseitigkeit zwischen den Tauschpartnern bein-
78 Als „Volksrecht“ bezeichnet Brunner dieses Recht:  Brunner, Land und Herrschaft, S. 158.
79 Brunner, Bemerkungen zu den Begriffen „Herrschaft“ und „Legitimität“, S. 75; Brunner, Land und 
Herrschaft, S. 153, 156, 158 f., 300, 397: Er behauptete, dass das „Recht im mittelalterlichen Sinne 
eine über den Menschen stehende, religiös geheiligte Ordnung“ gewesen sei. Die immer wiederkeh-
rende bäuerliche Formel vom „guten alten Recht“, deren Wiedereinsetzung Bauern forderten, sei da-
mit der Ausdruck eines Rechtsdenkens gewesen, in dem Recht und Gerechtigkeit in eins fielen und 
jede rechtliche Neusetzung doch nur im Rahmen dieses „Rechtes“ galt. Die Menschen hätten nach 
Brunner so in einer Ordnung gelebt, die ihnen als „alt“ erschien, weil sie nach ihrer Überzeugung gut 
und richtig war und daher in der Geschichte gegolten hatte, wie sie in der Gegenwart galt. Alles Recht, 
das als gültig empfunden werden sollte, musste alt sein, da das Recht eins mit dem göttlichen Recht 
war, das es in der Vorstellung der Menschen von alters her gegeben hatte. Die Daseinsordnung wurde 
so vornehmlich religiös fundiert. Das Argument, etwas sei gut, weil es alt sei, war nur eine sekundäre 
Begründung für solch eine Ordnung. Dieses Recht, das „seiner Grundidee nach eine unverletzliche, 
geheiligte, menschlicher Willkür entzogene Ordnung ist“ machte Brunner auch in „Bauernrecht[en], 
das uns in Tausenden von Weistümern und Dorfordnungen erhalten ist“, aus (Brunner, Europäisches 
Bauerntum, S. 205 f.)
80 Brunner, Land und Herrschaft, S. 397.
81 Brunner, Europäisches Bauerntum, S. 204 f.: Das feudale Herrschaftsverhältnis musste laut Otto Brun-
ner nicht unbedingt mit einem grundherrschaftlichen Verhältnis einhergehen, sondern konnte wie 
zwischen ostfriesischen „freien“ Bauern und Landesherr auch nur gerichtsherrschaftlich sein. So führt 
Brunner bezüglich freier Bauern aus, dass auch sie unter dem Schutz ihres Herrschers standen, ohne 
grundherrschaftlich von ihm abhängig gewesen zu sein. Dieser Schutz gewährte ihnen Rechtsdurchset-
zung, während sie dem Herrscher zu Rat und Hilfe, zu Kriegsdienst und Steuer verpflichtet waren.
82 Wunder, Die ländliche Gemeinde, S. 399.
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haltete keine Gleichheit der Tauschpartner, sondern beruhte auf dem Tausch von 
Ungleichem zwischen ständisch Ungleichen.83 Den Bauern wird zwar zugestan-
den, dass ihr oft vorkommender Rekurs auf ein konkretes „altes Recht“ nicht nur 
als konservative oder restaurative Bewegung einzustufen sei, sondern diese schon 
im Bauernkrieg versucht hätten, umgreifendere rechtliche Gesichtspunkte im 
Rahmen des Herkommens geltend zu machen. Brunner nahm aber dennoch an, 
dass Aufstände nur entstanden, wenn die Herrschaft ihre herrschaftliche Pflicht, 
Schutz zu gewähren, verletzt hatte.84  In dieser Brunnerschen Vorstellung hätten 
Bauern nur reaktiv die Forderung aufstellen können, dass die Herrschaft in die 
alte, hierarchische Ordnung zurückkehrte.85 Damit spricht er den mittelalterli-
chen Bauern tendenziell die Möglichkeit ab, einen eigenen politischen program-
matischen Ordnungsentwurf gegenüber der Herrschaft zu formulieren.86 
Die Konzeption einer relativ statischen bäuerlichen Gesellschaft, die in einem 
reziproken Austausch mit den Grundherren stand, fand weitere Angänger in der 
Geschichtswissenschaft87, wurde aber auch stark kritisiert. Die erwähnte Bau-
ernkriegs- und Widerstandsforschung betonte die Entwicklung einer eigenen 
bäuerlichen Politik im Widerstand.88 Dabei setzte sich zum Beispiel Gadi Alga-
83 Wunder, Die ländliche Gemeinde, S. 398 f.; Brunner, Land und Herrschaft, S. 301; Brunner, Be-
merkungen zu den Begriffen „Herrschaft“ und „Legitimität“, S. 75. 
84 Brunner, Land und Herrschaft, S. 158. 
85 Algazi, Herrengewalt und Gewalt der Herren, S. 119, 129. 
86 Brunner, Bemerkungen zu den Begriffen „Herrschaft“ und „Legitimität“, S. 75. Zu diesem Schluss 
kommt auch Algazi: Algazi, Herrengewalt und Gewalt der Herren, S. 126.
87 Wunder, Die ländliche Gemeinde, S. 398: Wunder spricht vom Recht als „tertium comparationis“, 
das keine Rechtsgleichheit für alle bedeutete, sondern den Bauern und den Herren ständisch differen-
zierte Rechte zugestand. Man orientierte sich an „einer Rechtsidee, die das Recht der Herren wie das 
Recht der Bauern regulierte“. Dieses Recht habe als heilig gegolten und wäre eine Voraussetzung für 
ein Gespräch und eine Auseinandersetzung zwischen sozial ungleichen Partnern, also der Herrscher 
und Beherrschten gewesen. Unter Geltung eines solchen über allem stehenden Rechte war auch ein 
grundsätzlicher Antagonismus nicht möglich, denn dieser hätte eine Leugnung dieses Rechts für eine 
der beiden antagonistischen Parteien bedeutet. Wunder bezieht sich auf Brunners Ausführungen zum 
reziproken Herrschaftsverhältnis. Ähnlich definieren auch Köstlin und Bader das Herrschaftsverhält-
nis zwischen Herrschaft und Bauern, das sich erst durch eine Veränderung von herrschaftlicher Seite 
zu einem Ausnutzungsverhältnis verändert hätte: Bader, Dorfgenossenschaft und Dorfgemeinde, S. 
411; Köstlin, Die Verrechtlichung der Volkskultur, S. 117, 119 f., 123.
88 Schulze, Bäuerlicher Widerstand, S. 121 ff.: Schulze macht zum Beispiel diese eigene Politik von 
Bauern für den ober- und mitteldeutschen Raum am Begriff der „alten Freiheit“ deutlich: Schulze 
unterscheidet zwischen zwei Vorstellungen von einer Freiheit, welche Bauern gegen die Herrschaft 
einforderten. Seiner Ansicht nach gab es in allen bäuerlichen Gemeinden die „Vorstellung einer Welt 
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zi explizit auch mit Brunners Konzeption auseinander.89 Er kritisierte Brunners 
Konstruktion eines homogenen, mittelalterlichen Rechtsbewusstseins als Ent-
wurf eines „undifferenzierten, gleichmäßig verbreiteten und von allen geteilten 
‚Rechtsbewusstseins’“.90 Dagegen betonte Algazi, dass „im deutschen Spätmittel-
alter keine Klasse oder professionelle Gruppe mit der exklusiven Autorität ausge-
stattet“ gewesen sei, „zu definieren, was Recht war“. Die mittelalterliche Rechts-
welt sei vielmehr zutiefst pluralistisch gewesen und widersprechende Sichtweisen 
der Gesellschaft hätten die Form juristischer Argumente und Rechtsansprüche 
angenommen.91 Nach Algazi vernachlässigt die Herrschaftskonzeption Brunners 
mit der Annahme eines über allem stehenden und von allen anerkannten Rechts 
das Gewaltgefälle, das Abhängigkeitsverhältnis und die Eigeninteressen der „Part-
ner“ und zeichne demnach ein idealisiertes Bild der vormodernen Herrschaftsver-
hältnisse.92 Das spezifisch vormoderne Herrschaftsverhältnis wurde nach Algazi 
von beiden Akteuren strategisch als Gegenseitigkeit konzipiert und so für eigene 
Forderungen genutzt. „Versuche von seiten der Herrschaftsunterworfenen, quid 
ohne Herren, ohne Abgaben, Dienste und Zwänge, einer bäuerlichen und selbstverwalteten Welt. 
In diese Vorstellung von Freiheit flossen göttlich-rechtliche Vorstellungen von der Gleichheit aller 
Menschen ebenso ein wie das relativ stark entwickelte ökonomische Autarkiedenken der Gemein-
den. Diese Freiheitsvorstellung könnte man den Traum von Freiheit nennen, real schwer zu greifen, 
aber unterschwellig immer vorhanden und quellenmäßig nur in spontanen Ausbrüchen bäuerlichen 
Denkens zu erfassen.“ Dieser Traum von Freiheit beinhalte auch die radikale Infragestellung von Herr-
schaft. Neben diesem „Traum“ gäbe es auch eine praktische Freiheit, die in einem konkreten Verhält-
nis zwischen Bauern, Grundherr und Landesfürst zu realisieren war. „Dies ist der Raum, wo es um die 
Restitution alter Rechte und Befreiungen, hergebrachter Nutzungsrechte und Immunitäten oder der 
gemeindlichen Selbstverwaltung ging.“
89 Algazi, “Sie würden hinten nach so gail“, S. 50; Algazi, Herrengewalt und Gewalt der Herren, S. 119, 
129.
90 Algazi, „Sie würden hinten nach so gail“, S. 50.
91 Ebd., S. 49. Auch Schuster kritisiert die Annahme eines gemeinsamen Rechtsbewusstseins und Rechts: 
Schuster, Ehre und Recht, S. 49 f. 
92 Algazi, Herrengewalt und Gewalt der Herren, S. 121 ff., 224; Groebner, Außer Haus, S. 76 f.: Beson-
ders diese Vernachlässigung des Abhängigskeitsgefälles kritisieren Algazi und Groebner am Konzept von 
Herrschaft nach Otto Brunner. Dieser sei zwar von Carl Schmitts Vorstellungen des Schutzes beein-
flusst worden, aber idealisiere solch eine Herrschaft über Gebühr als Gegenseitigkeit mehr oder weniger 
Gleichstarker. Carl Schmitt sah auch die Schutzgewährung des Herren für den Beherrschten gegenüber 
einer Bedrohung von außen als konstitutiv für Über- und Unterordnung sowie Legitimation und Le-
galität an. Groebner warnt vor dem Bild von Reziprozität von Schutz und Treue: Derjenige, der den 
Schutz anbietet, kann die Bedingung des Austausches weitgehend selbst bestimmen. Er kann „Angebote 
machen, die man nicht ablehnen kann“. Die Mobilität der Gesellschaften des späten Mittelalters und 
der frühen Neuzeit ermahne den Historiker außerdem, alle derartigen Bindungen und Sicherheiten vor 
allem als temporäre Beziehungen vorzustellen, die von Zeit zu Zeit neu verhandelt wurden. 
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pro quo-Konstruktionen zwischen ihren Pflichten und denjenigen Pflichten, die 
sie der Herrschaft zuschreiben wollen, zu etablieren, sind durchaus gut bezeugt; 
doch schuldeten diese Versuche ihren Sinn gerade dem Tatbestand, dass sie im 
Rahmen eines schon bestehenden Herrschaftsverhältnisses gemacht wurden.“93 
Die von den Beherrschten und Herrschern konstruierten Reziprozitäten seien 
laut Algazi normative „Strategien“, die in spezifische Machtverhältnisse einge-
baut waren und den Missbrauch von Herrschaft vermeiden sollten.94 Die Ge-
genseitigkeitsvorstellungen seien „normative Projektionen, die einer von ihnen 
abweichenden Wirklichkeit entgegengehalten werden sollten, damit sie sich ih-
nen nähert.“95 Das von Brunner festgestellte Gegenseitigkeitsverhältnis sei so eine 
von den Beherrschten oder Herrschern eingeforderte Norm gewesen, die weder 
die Existenz des Herrschaftsverhältnisses an sich normativ begründete, noch be-
ruhte das Herrschaftsverhältnis faktisch auf solch einem Gegenseitigkeitsverhält-
nis.96 Nach Algazi jedoch konnte schon eine Schwächung des herrschaftlichen 
Gewaltpotentials eine Krise im Herrschaftsgefüge verursachen, ohne dass die 
Schutzpflicht verletzt werden musste, denn Herrschaft beruhe auch auf Gewalt 
und nicht allein auf einem vertraglichen Austausch, der durch Recht garantiert 
wurde.97 So konnten Bauern nach Algazi mit ihren Forderungen, auch mit der 
Einforderung von Gegenseitigkeit, eine Politik ausüben, die nicht nur altherge-
brachte Herrschaftsverhältnisse zurückverlangte. Die Bauern konnten auch ver-
suchen, eine eigene Konzeption von Gesellschaftsordnung derjenigen der Herr-
schaft gegenüberzustellen.
93 Algazi, Herrengewalt und Gewalt der Herren, S. 92. 
94 Ebd., S. 92 ff., 109 f., 119 f., 224, 232.
95 Ebd., S. 232.
96 Ebd., S. 92 ff.
97 Ebd., S. 93, 124 f.: Algazi macht darauf aufmerksam, dass Brunner faktisch die Beziehungen zwi-
schen Herren und Beherrschten als Vertrag der Gegenseitigkeit zwischen mehr oder weniger Gleichen 
konzipiert, aber eigentlich von sich behauptet, von einem „Statusvertrag“ zwischen Ungleichen nach 
Carl Schmitt auszugehen. Laut Algazi nimmt er zwar schon wie Schmitt zur Kenntnis, dass ein „Sta-
tusvertrag“ die ganze Person umfasse, sonst habe dieser Wortgebrauch aber kaum Folgen für seinen 
idealisierten (Grund-)Herrschaftsbegriff: Die Ungleichheit bei Abschluss des „Vertrages“, die sich auf 
das ganze Leben der Personen auswirken würde, vernachlässige Brunner. Nach Schmitt zeichne sich 
ein „Statusvertrag“ dadurch aus, dass er kein freier Vertrag zwischen Individuen, sondern zwischen 
politischen Einheiten sei. Im freien Vertrag würden Einzelbeziehungen mit prinzipiell messbarem und 
ungrenztem Inhalt vereinbart und er sei kündbar, während der „Statusvertrag“ ein dauerndes Lebens-
verhältnis zwischen Personen in ihrer Existenz begründe.
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Die Konzeptionen vom unpolitischen und nur reaktiven Bauern ablehnend, 
wurden in der bäuerlichen Widerstandsforschung nicht nur Aufstände gesam-
melt und klassifiziert, sondern seit Mitte der 1980er Jahre weitere neue Akzente 
gesetzt: Detaillierte Studien zur ländlichen Sozialstruktur innerhalb der bäuer-
lichen Aufstände98 wurden erstellt. Außerdem interessierte man sich nun auch 
verstärkt für die sozialen Werte und Normen wie den „Gemeinen Nutzen“, die 
„Auskömmliche Nahrung“ und das „alte Recht“, mit denen die Bauern gegen 
ihre Herrschaft argumentierten.99 Neben den kollektiven Widerstandsaktionen 
wurden auch immer stärker die individuellen und alltäglichen Widerstandsfor-
men betont.100 Diese alltägliche Verteidigung von Autonomie und eigenen In-
teressen ermöglichte Aufschlüsse über den soziopolitischen und ökonomischen 
Stellenwert der Landbevölkerung im historischen Längsschnitt und somit auch 
über das gesellschaftsverändernde Potential der Landbevölkerung.101 Man mach-
te die Entstehung einer politischen Öffentlichkeit durch Unruhen aus102 und vor 
allem eine „Verrechtlichung sozialer Konflikte“: Winfried Schulze hat die These 
98 Verstärkt wurden in den letzten Jahren auch in der Widerstandsforschung die sozialen Differenzen in 
der ländlichen Gesellschaft beachtet: Friedeburg, Ländliche Gesellschaft: Friedeburg betrachtet die 
Rolle der Landgemeinde gegenüber der landesherrlichen Obrigkeit und dem Adel und bezieht die 
ländliche soziale Differenzierung mit ein. In dem von ihm betrachteten Südwest- und Mitteldeutsch-
land vollzog sich jedoch kein kollektives Aufbegehren gegen als ungerecht empfundene Herrschaft der 
Gemeinde. Die Auseinandersetzungen mit Adel und landesherrlicher Obrigkeit spielten eine größere 
Rolle (S. 282); Suter, „Troublen“; Elbs, Owingen 1584; Weber, Städtische Herrschaft: Suter, Elbs 
und Weber betonen, dass die Dörfer durch ausgeprägte soziale Polarisierung und interne Verteilungs-
kämpfe um gemeindliche Ressourcen geprägt waren. Programmatik, Zielsetzung und Organisation 
von Widerstand wurden von der bäuerlichen Oberschicht bestimmt. Die Unterschichten waren Mit-
läufer und die stumme Basis des Widerstandes. Luebke, His Majesty’s Rebels. 
99 Zum Beispiel: Blickle, Hausnotdurft, S. 42-64; Schulze, Vom Gemeinnutz zum Eigennutz, S. 591-
626. Auch andere Historiker machen eine Politik der Bauern in der Einforderung gewisser Normen 
wie des Gemeinwohls und des alten Rechts bzw. der Gerechtigkeit aus: Becker, „Göttliches Wort“, 
S. 241 ff.; Suter, „Troublen“, S. 395; Schulze, Herrschaft und Widerstand, S. 194; Eberhard, Der 
Legitimationsbegriff des „Gemeinen Nutzens“, S. 254; Troßbach, „Ortsvorsteher“, S. 172 f.; Säl-
ter, Gerechtigkeit und soziale Ordnung, S. 62 f., 68; Rublack, Political and Social Norms in Urban 
Communities, S. 46-50; Häberlein, Einleitung, S. 18; Lanzinger, So fordert es auch die billigkeit, S. 
373-388.
100 Holenstein, Bauern, S. 103 f.; Feldbauer, Bauernrevolten in der Dritten Welt, S. 15.
101 Feldbauer, Bauernrevolten in der Dritten Welt, S. 15.
102 Langfristigere Effekte von Bauernunruhen werden in einem Einfluss auf die politische Kultur früh-
neuzeitlicher Territorien und in der Genese einer politischen Öffentlichkeit gesehen (Suter, Regionale 
politische Kulturen; Gabel/Schulze, Peasant Resistance; Gabel, Widerstand und Kooperation; Würg-
ler, Modernisierungspotential; Würgler, Unruhen und Öffentlichkeit). 
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aufgestellt, dass der Bauernkrieg von 1525 viele Obrigkeiten veranlasst habe, die 
rechtlichen Möglichkeiten der Interessenvertretung durch Bauern sowohl an den 
Reichsgerichten als auch an den territorialen Gerichten zu verbessern. Diese The-
se konnte auch empirisch belegt werden.103 
Auch und insbesondere die kulturwissenschaftliche Frühneuzeitforschung hat 
dann den ländlichen Raum für sich entdeckt.104 Mit einem weitgespannten Kul-
turbegriff werden hier neue Herangehensweisen an die Familien-, Haushalts-, Kri-
minalitäts105- und nicht zuletzt Geschlechtergeschichte106 fruchtbar gemacht.107 
Das einflussreichste Konzept zur Politikfähigkeit von Bauern entwickelte si-
cherlich Peter Blickle. Er leistete einen großen Anteil daran, das Sachgebiet von 
Politikgeschichte zu erweitern und die Zentrierung auf den Staat tendenziell 
aufzubrechen und genauer zu zeigen, wie Bauern Politik betrieben und wie der 
„Einfluss des kommunalen Prinzips“ auf die Geschichte des Mittelalters und der 
Frühen Neuzeit aussah.108 
Sein Konzept vom „Kommunalismus“ maß den Bauern einen aktiven Ge-
staltungswillen und einen Einfluss auf die Gesellschaft zu, den sie seiner Mei-
nung nach hauptsächlich mit der Einforderung von spezifischen gemeindlichen 
Normen ausübten.109 Er versuchte so die deutsche Geschichte „von unten“ zu 
periodisieren, indem er behauptete, dass die Epoche von 1300 bis 1800 sozial, 
wirtschaftlich und politisch charakterisiert wurde „durch eine relativ-funktio-
nale Freiheit, eigenverantwortliche Arbeit (in Form des bäuerlichen oder hand-
werklich-gewerblichen Familienbetriebes) und die politische Berechtigung des 
103 Schulze, Die veränderte Bedeutung, S. 277-302. Laut Blickle (Blickle, Deutsche Agrargeschichte, S. 
20) konnte diese These belegt werden z.B. in: Troßbach, Soziale Bewegung; Gabel, Widerstand und 
Kooperation.   
104 Vgl. Troßbach/Zimmermann, Einleitung, S. 1.
105 Zur Kriminalitätsforschung: Schwerhoff, Aktenkundig und gerichtsnotorisch; Schwerhoff, Devianz 
in der alteuropäischen Gesellschaft; Häberlein, Einleitung. Beispiele: Eriksson/Krug-Richter, Streit-
kulturen; Gleixner, Rechtsfindung zwischen Machtbeziehungen; Griesebner/Scheutz/Weigl, Justiz 
und Gerechtigkeit. 
106 Beispiele: Griesebner, Konkurrierende Wahrheiten; Gleixner, „Das Mensch“ und „der Kerl“. 
107 Zur Beschäftigung dieser neuen Ansätze mit dem ländlichen Raum: Troßbach/Zimmermann, Einlei-
tung, S. 2. 
108 Holenstein, Bauern, S. 75. 
109 Blickle, Kommunalismus, Parlamentarismus, S. 530 f.; Bierbrauer, Der Aufstieg der Gemeinde, S. 35.
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Hausvaters. Der institutionelle Rahmen, der dies ermöglicht und sichert, ist die 
Gemeinde“.110 
Das Kommunalismuskonzept versteht die gesellschaftlich-politische Entwick-
lung zwischen 1300 und 1550 als dynamischen Prozess, der geprägt ist durch 
einen von den Landgemeinden und auch Stadtgemeinden getragenen politischen 
Emanzipationsprozess zur Beseitigung des Feudalismus.111 Dieser Prozess muss-
te zwangsläufig mit den Feudalgewalten kollidieren. Nach Blickle intensivierten 
die Gemeinden ihren Widerstand im 15. und 16. Jahrhundert, scheiterten aber 
zuletzt mit der Niederlage im Bauernkrieg 1525.112 Darauf folgte eine Phase der 
politischen Entmündigung von 1550 bis 1800,113 die allerdings nicht eine einfa-
che Zerstörung des kommunalen Prinzips darstellte. Vielmehr fand laut Blickle 
zwischen dem Hochmittelalter und der Französischen Revolution in Europa – 
mit unterschiedlicher Intensität und nicht als Prozess durchlaufender Kontinui-
tät – eine allmähliche Reduzierung adeliger und kirchlicher Herrschaft statt. Ein 
wesentlicher Zug der Entwicklung zum modernen Staat liege darin, dass Herr-
schaft sich immer stärker bei wenigen Gewalten konzentriere. Die adeligen und 
kirchlichen Herrschaftsrechte, die zu verteilen waren, gingen dabei an den Staat 
und an die Kommunen. In der Phase der absoluten Monarchie zerstörte der Staat 
weniger die Kommunen, als dass er sie mit neuen Aufgaben betraute.114
Blickle untersucht dabei das politische Handeln der Bauern im oberdeutsch-
schweizerischen Raum auf fünf Handlungsebenen und betont den Einfluss des 
kommunalen Prinzips115: Ihn interessieren bäuerlicher Protest und Widerstand in 
den Auseinandersetzungen um Verbesserungen in der Agrarverfassung116, die Be-
mühungen der Gemeinden und „Landschaften“ um ständische Partizipation und 
110 Blickle, Deutsche Untertanen, S. 76.
111 Ebd., S. 139; Holenstein, Bauern, S. 76.
112 Blickle, Deutsche Untertanen, S. 139; Holenstein, Bauern, S. 77.
113 Blickle, Deutsche Untertanen, S. 139; Holenstein, Bauern, S. 77; Holenstein/Kümin/Würgler, Dis-
kussionsbericht, S. 497: Volker Press, Karl Heinrich Kaufhold und Harm Klueting hegen Zweifel, ob 
man einen scharfen Bruch im Verlauf des 16. Jahrhunderts annehmen kann.
114 Blickle, Einführung. Mit den Gemeinden Staat machen, S. 18.
115 Holenstein, Bauern, S. 75.
116 Blickle, Bäuerliche Erhebungen, S. 109-132; Bierbrauer, Bäuerliche Revolten, S. 1-68.
I. EINLEITUNG
24
Repräsentation auf Landesebene117, die Prozesse republikanischer Staatsbildung 
auf kommunal-bündischer Grundlage118 und – anhand des Bauernkrieges von 
1525 – den Umgang mit reformatorischem Gedankengut in dieser Bewegung.119 
In der Gemeinde hätten Bauern und Bürger demnach eine Plattform für ihre 
politischen Interessen gefunden. Sie nutzen diese Plattform im Streben um Land-
standschaft oder bei der Organisation von Widerstand.120 Gemeinde erhalte ihre he-
rausragende Bedeutung als organisatorische Basis bäuerlichen Widerstandshandelns, 
gleichgültig ob in militanten oder rechtsförmigen Aktionen.121 Die bäuerliche Ge-
meinde stellt nach Blickle – und auch anderen Historikern – also keine statische Grö-
ße ohne politisches Gewicht in der frühneuzeitlichen Gesellschaft dar. Er geht davon 
aus, dass es sich bei der Landgemeinde nicht weniger als bei der Stadt um einen dyna-
mischen Faktor handele, der die soziale und politische Ordnung beeinflusst habe.122 
Der Begriff „Kommunalismus“ deckt aber nicht jede beliebige Gemeindeform 
ab.123 Die von ihm entwickelte These vom „Kommunalismus“ heißt für Blick-
le, dass „die Organisation gemeinschaftlicher alltäglicher Belange (ausgedrückt 
in Satzungshoheit, Administration und Rechtspflege), die Friedewahrung nach 
innen und außen und die aus beiden resultierenden Rechtsnormen als autoch-
thone Rechte einer Gemeinde von allen Mitgliedern in gleicher Berechtigung 
und Verpflichtung wahrgenommen werden“.124 Der Begriff des „Kommunalis-
mus“ unterstellt also, dass es in „Dörfern und Tälern, Städten und Märkten ge-
meinsame institutionelle, gesellschaftliche und normative Ausprägungen gegeben 
habe“.125 Dementsprechend bezieht sich der Begriff „Kommunalismus“ nicht auf 
117 Blickle, Landschaften im Alten Reich. 
118 Blickle, Kommunalismus, Parlamentarismus, S. 529-556.
119 Blickle, Die Revolution von 1525; Holenstein, Bauern, S. 76.
120 Blickle, Kommunalismus, Parlamentarismus, S. 530 f.
121 Blickle, Unruhen, S. 20. Vgl. auch: Sabean, Die Dorfgemeinde, S. 191-205; Bierbrauer, Aufstieg der 
Gemeinde, S. 46; Holenstein, Bauern, S. 110; Schulze, Bäuerlicher Widerstand, S. 115 ff.
122 Bierbrauer, Der Aufstieg der Gemeinde, S. 35. 
 Winfried Schulze sieht bäuerlichen Widerstand als einen „regulativen Faktor adliger und staatlicher 
Herrschaft“ (Schulze, Wirkungen, S. 268 ff., 274 ff., 284 f.). 
123 Blickle, Begriffsverfremdung, S. 246.
124 Blickle, Kommunalismus, Parlamentarismus, hier S. 535.
125 Blickle, Begriffsbildung, S. 8.
I. EINLEITUNG
25
alle Gemeindeformen, sondern nur auf „politisch verfasste Gemeinden, die über 
eine Grundausstattung an Satzungs-, Gerichts- und Strafkompetenz verfügen“.126 
Blickle geht von einer grundsätzlichen Übereinstimmung von auf diese Weise 
verfassten Gemeinden in Stadt und Land aus.127 Im Folgenden sollen allerdings 
nur seine Thesen zur ländlichen Gemeinde zur Diskussion gestellt werden. 
Die erwähnten Satzungs-, Gerichts- und Strafkompetenzen müssen ihren 
Niederschlag in einzelnen Institutionen der ländlichen Gemeinde finden, damit 
Blickle die politische Organisation und die Handlungen der Bauern als kommu-
nalistisch geprägt erkennen kann.128 Er nennt als Institutionen die Gemeindever-
sammlung, eine kollegial organisierte Verwaltungsbehörde und das Gericht.129 
Auf dem Lande hätten in den meist jährlichen Gemeindeversammlungen die 
Wahlen in die Ämter stattgefunden, die die Gemeinde zu vergeben hatte oder an 
denen sie ein Mitspracherecht ausübte.130 Auf der Versammlung führten die Ge-
meindemitglieder die Rechnungslegung und manchmal Gerichtstage durch.131 
Gebote und Verbote wurden ausgesprochen (Satzungshoheit).132 Unter kollegial 
organisierten Verwaltungsbehörden versteht Blickle eine Gruppe von Gemein-
demitgliedern, die „Vierer“, „Sechser“ oder „Zwölfer“ oder auch den Rat, die 
gemeinsam die anstehenden Geschäfte innerhalb der Gemeinde entschieden und 
Gebote und Verbote erließen.133 Eine Gemeinde verfüge auch über ein Gericht, 
das durch die Untrennbarkeit von Rechtspflege und Verwaltung geprägt sein 
konnte, d. h. die kollegial organisierten Verwaltungsbehörden übernähmen oft 
die Rechtspflege.134 In anderen Fällen würden die Mitglieder des Gerichts von der 
Gemeinde gewählt, vorgeschlagen oder aus der Gemeinde von den Richtern selbst 
126 Blickle, Begriffsbildung, S. 10.
127 Ebd., S. 10; Press, Kommunalismus oder Territorialismus?, S. 109.
128 Blickle, Begriffsbildung, S. 8.
129 Ebd., S. 8-11; Blickle, Einführung. Mit den Gemeinden Staat machen, S. 6.
130 Blickle, Begriffsbildung, S. 8.
131 Ebd., S. 8.
132 Ebd., S. 8.
133 Ebd., S. 9.
134 Ebd., S. 10. Bader, Dorfgenossenschaft und Dorfgemeinde, S. 363: Rechtspflege und Verwaltung 
können in der Gemeinde ebensowenig wie in anderen Bereichen etwa der Stadt scharf voneinander 
getrennt werden.
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hinzugewählt, gelegentlich auch durch die Obrigkeit bestimmt.135 Das Gericht 
war nach Blickle von den kommunalen Institutionen am ehesten herrschaftlich 
geprägt, die Rechtsgegenstände, die vor ihm verhandelt wurden und mit denen 
man gegen die statuarisch festgelegten Normen der Gemeindeversammlung oder 
der kollegial organisierten Verwaltungsbehörde verstoßen hatte, machten es aller-
dings auch zu einer kommunalen Einrichtung.136
Nach Blickle bildeten kommunal organisierte Gesellschaften ihre eigenen 
Normen und Werte aus.137 Diese seien nicht nur mündlich geäußert worden, 
sondern auch in kommunalen  Satzungen niedergeschrieben worden.138 Als zent-
rale Norm nennt Blickle mit Neveux und Österberg die „Gerechtigkeit“.139 Wenn 
sich Gemeinden mit Grund- oder Landesherrschaft auseinandersetzten, dann be-
riefen sie sich immer auf ein Recht. Dies konnte gewillkürtes Recht oder auch al-
tes Herkommen oder Recht mit universaler Autorität wie natürliches Recht oder 
göttliches Recht sein.140 Alle Normen und Standards würden in den Augen der 
Bauern durch „Gerechtigkeit“ repräsentiert, die als Grundlage aller konkreten 
Regeln dann auch eingesetzt wurde und die Beziehungen der Menschen in der 
Gesellschaft regeln sollte.141 Gerechtigkeit war nach Neveux und Österberg nicht 
ein Wert, der vornehmlich nach innen auf die ländliche Gesellschaft angewandt 
wurde, sondern ein Wert, der die Außenbeziehungen Richtung Landesherrschaft 
strukturierte.142 Damit wird Gerechtigkeit von Blickle, Neveux und Österberg 
aber nicht als jene über allem stehende Kategorie konzipiert, wie sie Brunner 
entwarf, sondern als eine Norm, mittels derer Bauern auch eine eigene Politik 
betreiben und einen eigenen Ordnungsentwurf gegen die Landesherrschaft ein-
fordern konnten. 
135 Blickle, Begriffsbildung, S. 10.
136 Ebd., S. 10.
137 Ebd., S. 14; Blickle, Einführung. Mit den Gemeinden Staat machen, S. 8; Blickle, The common 
People, S. 329. 
138 Blickle, Begriffsbildung, S. 14-19. 
139 Blickle, The common People, S. 330; Neveux/Österberg, Norms and values, S. 162-167. 
140 Neveux/Österberg, Norms and Values, S. 162. 
141 Blickle, The common People, S. 330; Neveux/Österberg, Norms and Values, S. 163 f. 
142 Blickle, The common people, S. 330; Neveux/Österberg, Norms and Values, S. 162.
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Friedewahrung sei neben der Gerechtigkeit eine weitere leitende Kategorie für 
kommunale Ordnungen gewesen,143 die einen Ausgleich zwischen unterschied-
lichen Gruppen in der Gemeinde ermöglichen konnte, und das Bedürfnis nach 
Frieden brachte Gemeinden dazu, eigene Regeln des Konfliktaustrages und der 
Friedewahrung aufzustellen.144 Die Forderung nach Frieden sei keine Banalität, 
die von Blickle zu einer Norm stilisiert werde, sondern Friedewahrung sei eine 
zentrale Norm der Gemeinden gewesen und nur über die Gemeinden wurde all-
mählich Frieden in Gemeinwesen hergestellt. Sie habe die Fehde verdrängt und 
Formen der Gewalttätigkeit gemindert.145
Alle anderen Normen seien der Gerechtigkeit und dem Frieden untergeordnet, 
denn sie sollten dazu dienen, diese herzustellen.146 Einer dieser Werte von Ge-
meinden sei der „gemeine Nutzen“, also die Orientierung am Gemeinwohl. Das 
Gemeinwohl sei zur Legitimation von Dorfordnungen, von gemeindlichen Sat-
zungen, bemüht worden.147 Rechtsetzung sei auf dem Lande (und in der Stadt) 
viel enger mit dem „gemeinen Nutzen“ verknüpft gewesen als im Reich und in 
den Territorien.148 Der Begriff  habe eine „ideologische Sprengkraft“ entwickelt, 
weil der private Nutzen der Herrschaft sich an dem Nutzen der Gesamtheit, der 
Gemeinde habe messen lassen müssen, so dass der „gemeine Nutzen“ zu einem 
weiteren Leitbegriff gegen feudale Herrschaft avancierte.149 „Gemeinnutz wird, 
zumindest im deutschen Rechtsbereich, instrumentell als Gegenbegriff zum Her-
rennutz eingesetzt. Bürger und Bauern entziehen der alten herrschaftslegitimie-
renden Eidformel des Herren, Nutzen zu mehren und seinen Schaden zu wen-
den, ihr eigentliches Objekt, indem sie schrittweise den Herrn durch Gemeinde 
oder gemein ersetzen.“150 Der Gemeinnutz sei damit keine bloß „rhetorische 
Figur propagandistischen Zuschnitts“, sondern zeichne sich durch einen festen 
143 Blickle, Begriffsbildung, S. 15; Blickle, Kommunalismus, Parlamentarismus, S. 532; Blickle, Einfüh-
rung. Mit den Gemeinden Staat machen, S. 9 f.; Blickle, The common People, S. 330 f. 
144 Blickle,The common People, S. 330; Blickle, Einführung. Mit den Gemeinden Staat machen, S. 9 f.
145 Blickle, Begriffsbildung, S. 15.
146 Blickle, The common People, S. 331. 
147 Blickle, Begriffsbildung, S. 16; Blickle, Einführung. Mit den Gemeinden Staat machen, S. 9.
148 Blickle, Begriffsbildung, S. 16; Press, Kommunalismus oder Territorialismus?, S. 111.
149 Blickle, Begriffsbildung, S. 18.
150 Blickle, Einführung. Mit den Gemeinden Staat machen, S. 9.
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ethischen Kern aus, als er dem angesprochenen Frieden diene und die Auskömm-
lichkeit sichern solle.151
Die vierte Norm, die Blickle als genuin kommunal definiert, bezieht sich auf 
das „Haus“ innerhalb der Gemeinde. Der hier angesprochene Quellenbegriff 
„Hausnotdurft“ besage, dass jedem „Haus“ eine seiner Größe und Ausstattung 
angemessene Auskömmlichkeit gewährleistet sein müsse.152 Dieser Bedarf zur Si-
cherstellung des Hauses habe Vorrang vor jeder Art von Handel und vor den 
Ansprüchen der Obrigkeit in Form von Steuern, Abgaben und Dienstleistungen, 
sollte demnach einerseits eine über den eigenen Bedarf hinausgehende Gewinn-
maximierung auf Kosten anderer und andererseits die schädigende Abschöpfung 
der ausreichenden „Nahrung“ verhindern.153 „Jedes Haus hat ein Anrecht auf den 
Schutz seiner Existenz“.154 An diesen Wert der „Hausnotdurft“ oder der „aus-
kömmlichen Nahrung“ schliesst sich nach Blickle die Ehre der Arbeit an, die die 
Bauern außerdem von den Herren unterschied.155 
Ziel bäuerlichen Handelns ist eine Freiheit, die einen eigentumsähnlichen Ver-
fügungsanspruch über das Gut mit einschließt. In diesem Wert spiegelt sich ein 
Verteilungskampf zwischen Grundherren und Grundholden um die Aneignung 
der Wertsteigerung landwirtschaftlicher Produkte.156 Wenn diese Normen und 
Werte massiv bedroht wurden, wehrte sich die kommunal verfasste Gesellschaft, 
indem sie gegen die Herrschaft, die diese Werte bedrohte, ein „Naturrecht auf 
Defension“ geltend machte.157
Von der so beschriebenen kommunalistisch verfassten Gemeinde, die sich ide-
altypisch durch ihre Verwaltung, Rechtspflege, Gemeindeversammlung, Land-
standschaft und die freie Pfarrerwahl präsentiert, lässt Blickle auch Varianten zu, 
151 Blickle, Einführung. Mit den Gemeinden Staat machen, S. 9.
152 Blickle, Begriffsbildung, S. 18; Blickle, Einführung. Mit den Gemeinden Staat machen, S. 10; Blick-
le, The common People, S. 330 f.
153 Blickle, Einführung. Mit den Gemeinden Staat machen, S. 10; Blickle, Nahrung und Eigentum, S. 
81 f.; Blickle, „Handarbeit“, „gemeiner Mann“, S. 237; Schulze, Herrschaft und Widerstand, S. 191.
154 Blickle, Nahrung und Eigentum, S. 85.
155 Blickle, The common People, S. 331. 
156 Blickle, Einführung. Mit den Gemeinden Staat machen, S. 11.
157 Blickle, Begriffsbildung, S. 21.
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um Gemeinden als kommunalistische Gemeinden charakterisieren zu  können. 
Wenn statt einer Gemeinde-Urwahl eine Kooptation der neuen durch die alten 
Amtsträger stattfand oder wenn es sich bloß um ein kommunales Mitsprache-
recht bei einer herrschaftlichen Ernennung handelte, könne man von möglichen 
Varianten innerhalb des Konzepts sprechen. Allerdings müssten „Grundformen 
eines Repräsentationsverständnisses“158 vorhanden sein, d.h. Amtsträger sollten 
sich als Vertreter ihrer Gemeinden verstehen.159 Eine autonome Satzungsgewalt 
ist laut Blickle aber für die Definition einer Gemeinde als kommunalistisch ver-
fasste Gemeinde entscheidend. Die Satzungen dürften nicht obrigkeitlicher Her-
kunft sein noch dürfe das Recht, sie zu vollziehen, delegiert sein.160  
Peter Blickle spricht in seinem Kommunalismuskonzept Praktiken der politi-
schen Beteiligung für Gemeindeeinwohner an. Es gäbe für frühneuzeitliche Ge-
meinden vor allem drei Möglichkeiten, ihre Interessen im größeren Verband des 
Landes zur Geltung zu bringen. Erstens nennt er den Zugang zu Gerichten mit-
tels Klagen gegen die Obrigkeit, zweitens den Widerstand als ultima ratio und 
drittens die Ebene der institutionell gesicherten Form der politischen Repräsen-
tation auf der Ebene der „Parlamente“ – so Blickles Begrifflichkeit. Der entschei-
dende gemeinsame Bezugspunkt von Widerstand, „Parlamentspolitik“ und Ge-
richtsprozess ist nach Blickle, dass auf allen Ebenen dieselben Interessen vertreten 
wurden und zwar mit Hilfe derselben Institution, der Gemeinde. Ohne einen 
Gemeindebeschluss wurde keine Abgabe und keine Steuer verweigert, kein Pro-
zess geführt und keine Gewalt angewandt. Deshalb handelte es sich nach Blickle 
um Ausdrucksformen der Untertanen, die in unterschiedlicher Form kombiniert 
werden konnten.161 
158 Blickle, Begriffsbildung, S. 10. 
159 Ebd., S. 10; Schmidt, Gemeinde und Sittenzucht, S. 185.  
160 Blickle, Begriffsbildung, S. 11.
161 Nach Blickle haben also die Institutionen keinen Einfluss auf den Inhalt, also die bäuerlichen bzw. 
gemeindlichen Interessen. Diese bleiben in allen Institutionen dieselben. Das hieße für das Verhältnis 
zwischen Bauern und unterbäuerlichen Schichten, soweit es in den Institutionen thematisiert wird, 
dass auch dieses von den Bauern in allen Institutionen auf die gleiche Art und Weise dargestellt und 
gefordert würde (Blickle, Einführung. Mit den Gemeinden Staat machen, S. 12, 17 f.; Blickle, The 
common People, S. 325, 332 f.). 
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So betont Blickle die Verbindung von kommunalem Verband mit dem von 
ihm sogenannten „frühen Parlamentarismus“, der Ständeversammlung.162 Auf 
dem kommunalen System ruhe die „kommunale Repräsentation“ der Bürger 
und Bauern, die eine Alternative zu den mehr oder weniger durch den Adel be-
herrschten Landtagen darstellte.163 Blickle kann so davon sprechen, dass „Reprä-
sentation, allgemeiner Konsens und Öffentlichkeit […] in den Territorien, in 
denen sich der Kommunalismus entwickeln konnte“, Einzug halten.164
Auch geht Blickle davon aus, dass es eine Kommunalisierung der Kirche gab. 
Davon zeugen seines Erachtens die gemeindlichen Rechte bei der freien Pfarrer-
wahl in bestimmten kommunalistisch geprägten Gemeinden.165
Wer nun fand in der institutionell kommunalistisch geprägten Gemeinde sei-
ne politische Organisationsform? Blickle spricht mit der zeitgenössischen Termi-
nologie von dem „gemeinen Mann“, der durch seine Nichtzugehörigkeit zu den 
Herrenständen Adel und Geistlichkeit charakterisiert wurde.166 Er schließt sich 
damit der Kategorisierung der Ständelehre an167 und und benennt mit diesem 
Begriff die nicht an der Herrschaft beteiligten sozialen Gruppen im altständi-
schen System.168 Dieser dritte Stand ist nach Blickle aber nicht der ganze Rest 
der Gesellschaft in seiner Abgrenzung zu den Herrenständen, sondern die un-
terständischen, randständischen Gruppen und die Unterschichten werden von 
Blickle ausgeschlossen.169 „In keinem europäischen Land zählten zu den Unter-
tanen Knechte und Mägde, Söldner und Fahrende. Unterständische Gruppen 
gehörten strenggenommen nicht zu den Untertanen. Der Status des Untertanen 
war wie der des Bürgers und des Bauern an ein Haus und an einen Hof gebun-
den. Insofern haben alle jene recht, die ökonomische, soziale und politische Un-
162 Blickle, Kommunalismus, Parlamentarismus, S. 535-546.
163 Ebd., S. 538.
164 Ebd., S. 540.
165 Blickle, Gemeindereformation, S. 179-183; Blickle, Einführung. Mit den Gemeinden Staat machen, 
S. 5; Press, Kommunalismus oder Territorialismus? S. 110.
166 Blickle, Begriffsbildung, S. 12.
167 Ebd., S. 12.
168 Blickle, „Handarbeit“, „gemeiner Mann“, S. 236. 
169 Ebd., S. 234; Blickle, Begriffsbildung, S. 14: Dazu zählt er Söldner, Fahrende, Bettler, Vaganten und 
Spielleute.
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gleichheiten in der Stadt und im Dorf namhaft machen, aber auch dann bleibt 
die Kommune ein horizontal organisiertes Bauelement der alteuropäischen so-
cietas civilis cum imperio.“170 Nur der „gemeine Mann“, der über seine eigenver-
antwortliche, „ordentliche und regelmäßige“ Arbeit definiert wurde und einen 
Hof auf dem Siedlungsgebiet der ländlichen Gemeinde besaß, wurde zu diesem 
Stand gezählt.171 Der „gemeine Mann“ war der Hausvater.172 Ihn abzugrenzen 
zur Unterschicht wäre möglich über Einkommens- und Vermögenskriterien 
(z.B. Steuerpflichtigkeit), rechtliche Merkmale (Bürgerrecht, Berechtigung an 
der Allmende) und Statussymbole (Heiratsschancen, politische Rechte).173 Um 
eindeutig dem „gemeinen Mann“ die Gemeinde als seine originäre Organisa-
tionseinheit zuzuschreiben, wäre es nach Blickle verführerisch, den „gemeinen 
Mann“ mit dem Mitglied der Gemeinde gleichzusetzen. Er merkt jedoch an, 
dass auch Nichtmitglieder, die auf dem Siedlungsgebiet der Gemeinde wohnten, 
als „gemeine Männer“ gelten konnten und demnach in der Gemeinde auch ihre 
politische Organisationsform finden konnten.174 Damit hat Blickle die Teilhaber 
an der politischen Organisationsform nicht eindeutig nach unten abgegrenzt. 
Ob Unterschichten, wie auf dem Lande zum Beispiel unterbäuerliche Schicht, 
Tagelöhner und Handwerker, zur Gemeinde hinzugezählt und ob und wie sie 
ausgegrenzt wurden, muss dann eine empirische Betrachtung der einzelnen Ge-
meinden in den einzelnen Landschaften leisten, die Existenz und Politik dieser 
Bevölkerungsgruppen findet aber keinen Eingang in Blickles Grundkonzeption 
von „Kommunalismus“. Nach Blickle ist die Stratifizierung und Oligarchisierung 
ein später auftretetendes Symptom des Kommunalismus, das aber die konstituti-
ven Momente nicht berührt.175
170 Blickle, Einführung. Mit den Gemeinden Staat machen, S. 7: Blickle nennt die kritische Würdigung 
der Debatte bei: Scribner, Communities and the Nature of Power.
171 Blickle, Begriffsbildung, S. 14.
172 Blickle, „Handarbeit“, „gemeiner Mann“, S. 236; Blickle, The common People, S. 333.
173 Blickle, „Handarbeit“, „gemeiner Mann“, S. 234. 
174 Blickle, „Handarbeit“, „gemeiner Mann“, S. 236, Fußnote 10; Blickle, Begriffsbildung, S. 14, Fuß-
note 24.
175 Blickle, Untertanen in der Frühneuzeit, 483-522.
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Die Kommunalismusforschung betont somit eher die Gleichheit und Gleich-
berechtigung der „gemeinen Männer“, die als Bauern selbstverantwortete Arbeit 
leisteten und ihre inneren Angelegenheiten durch Konsens zu regeln versuch-
ten.176 Während die feudale Ordnung grundsätzlich auf vertikalen Abhängigkei-
ten und Herrschaftsbeziehungen von Lehnsherr und Lehnsmann, Grundherr und 
Grundholden, Leibherr und Eigenmann beruhe, sei Gemeinde ein alternatives 
Prinzip sozialer Organisation, das nach dem Prinzip der Gleichberechtigung und 
Solidarität strukturiert sei.177 Damit stehe das Ordnungsprinzip des Kommuna-
lismus dem Feudalismus in einem antagonistischen Verhältnis gegenüber.178 „In 
der Gemeindeversammlung auf dem Dorfplatz oder Markplatz ist der Bauer oder 
der Bürger Gleicher unter Gleichen. Am königlichen und fürstlichen Hof hinge-
gen herrscht Ungleichheit, Abstufung und Differenzierung in der Tradition der 
hierarchischen Gliederung einer lehnsrechtlich geprägten Adelsgesellschaft.“179 
Im Anspruch, die gemeindlichen Normen gesamtgesellschaftlich umzusetzen, 
treffe die gemeindliche Institution seit dem Spätmittelalter auf den werdenden 
Fürstenstaat, der das Satzungs- und Gerichtswesen mittels einer Zentralgewalt 
vereinheitlichen und zudem die Untertanenschaft erfassen und verwaltungsmä-
ßig durchdringen wollte.180
Damit begegnen wir der gleichen Dichothomie, die schon oben kurz beschrie-
ben wurde. Der von Peter Blickle entwickelte „Kommunalismus“ setzt die Ver-
fassung und die Normen der Gemeinde sogar antagonistisch der ganz anderen 
Verfassung und den Normen der Obrigkeit entgegen. Um die Abgeschlossen-
heit und Eigenheit der gemeindlichen Verfassung und ihrer Werte zu begründen, 
176 Bierbrauer, Aufstieg der Gemeinde, S. 35.
177 Ebd., S. 35; Press, Kommunalismus oder Territorialismus?, S. 110. Blickle, The common People, S. 
332: Allerdings merkt Blickle an, dass die einzelnen Häuser in der Gemeinde feudal, d.h. hierarchisch 
organisiert seien, dass also der Hausvater über Frau, Gesinde und Kinder herrschte. 
178 Bierbrauer, Aufstieg der Gemeinde, S. 35; Holenstein, Bauern, S. 77; Dillinger, Verfassungswirk-
lichkeiten, S. 29; Blickle, The common People, S. 329; Blickle, Einführung. Mit den Gemeinden 
Staat machen, S. 12; Blickle, The common People, S. 332: Blickle bezieht sich ausdrücklich auf die 
umstrittene Konzeption von Gemeinschaft und Gesellschaft durch Ferdinand Tönnies, der aus den 
charakteristischen Eigenschaften der Gemeinde seinen Begriff der Gemeinschaft konstruierte, den er 
antithetisch von der modernen „Gesellschaft“ abhob: Tönnies, Gemeinschaft und Gesellschaft. 
179 Blickle, Einführung. Mit den Gemeinden Staat machen, S. 7.
180 Schmidt, Gemeinde und Sittenzucht, S. 185. 
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zieht Blickle das Basis-Überbau-Theorem von Karl Marx als analytisches Modell 
zur Beschreibung des interdependenten, möglicherweise dialektischen  Zusam-
menhangs zwischen Gemeinde und Staat heran: „Die Basis als ‚die Gesamtheit 
der Produktionsverhältnisse’ beziehungsweise ‚Eigentumsverhältnisse’ verändert 
sich mit der allmählichen Herausbildung und Verfestigung des Kommunalen. 
Die Gemeinde ist mit ihrer individuell-genossenschaftlich organisierten Form 
des Arbeitens ein Ausdruck der Produktionsverhältnisse, und ihre Mitglieder bil-
den neue Eigentumsverhältnisse aus, die durch unterschiedliche Grade der Ent-
feudalisierung gekennzeichnet sind.“181 Blickles Konzeption von Kommunalis-
mus als antagonistisches Prinzip zur adeligen Herrschaft bzw. zum Feudalismus 
geht davon aus, dass die Gemeinde eine positive Größe war, deren Mitglieder 
aufgrund ihrer spezifischen Produktionsweise autonom handelten und dachten. 
Blickle räumt zwar ein, dass kommunale und feudale Strukturen einander nicht 
immer in einem Antagonismus gegenüberstanden, sondern beide auch zusam-
menarbeiteten, zum Beispiel wenn der Herrscher die lokale Selbstverwaltung 
nutzte. Damit gibt Blickle aber noch nicht die Dichothomie und sogar den Ant-
agonismus unterschiedlicher Prinzipien des Kommunalen und des Feudalen auf, 
die unbeeinflusst voneinander entstanden seien.182 Er subsumiert damit tenden-
ziell die gesamte ländliche Gesellschaft unter das Label „die Untertanen“ in ihrem 
Gegensatz zur Herrschaft und setzt das Handeln und die Interessen aller ländli-
chen Bewohner mit dem Handeln und den Interessen des von ihm beschriebe-
nen „gemeinen Mannes“ gleich. Da er die politische Bedeutung der Dorfgemein-
181 Blickle, Einführung. Mit den Gemeinden Staat machen, S. 20.
182 Blickle, Begriffsbildung; Blickle, Kommunalismus, Parlamentarismus; Blickle, Deutsche Unterta-
nen; Blickle, The common People, S. 325-338, 329. 
 Kaschuba, Kommunalismus als sozialer „Common Sense“, S. 68 f.: Kaschubas volkskundliche Kon-
zeption der dörflichen Gesellschaft als „Diskurssystem“, entstanden in kritischer Auseinandersetzung 
mit Blickles verfassungszentriertem Konzept von Gemeinde, entgeht dieser vorgängigen Annahme 
eines Antagonismus’ zur Herrschaft nicht. Die unterschiedlichen Individuen und Gruppen in der 
Gemeinde hätten eigene Interessen gehabt, die durch den Bezug auf einen „common sense“, also auf 
verbindende Alltagserfahrungen und Alltagsdeutungen der dörflichen Gesellschaft ausgeglichen wer-
den konnten. Auf diese Weise wird die wirtschaftliche Produktionsweise und die Abhängigkeit von 
gemeinsamen Ressourcen letztlich zur Grundlage seiner Gesellschaftskonzeption, die zwar durch die 
Beachtung eines gemeinsamen Diskursrahmens erweitert wird, aber dem in der Tradition des Marxis-
mus stehenden Denken eines Basis-Überbau-Verhältnisses verhaftet bleibt und somit die Gemeinde 
der Herrschaft entgegensetzt.
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den betont, sieht er den Zusammenhang der Dorfgemeinde vor allem durch ihre 
politische Aufgabe gegeben.183 Die Differenzen, auch die politischen Differenzen 
zwischen den unterschiedlichen Gruppen kommen so nicht mehr in den Blick, 
das ist die in letzter Zeit lauter gewordene Kritik an dieser Fokussierung auf die 
Institution Gemeinde und auf den „gemeinen Mann“.184 Im Gegensatz dazu wird 
in den letzten Jahren der Hofbauer, der „gemeine Mann“, als Leitbild tendenziell 
abgelöst und die mobileren und flexiblen Kräfte der Agrargesellschaft treten in 
den Vordergrund. Damit treten auch der „Eigensinn“ ländlicher Sozialverbände 
und ihre widersprüchlichen Beziehungen zu den hegemoniualen Kräften hervor. 
An die Stelle „’bäuerlicher’ Kontinuität und Linearität rückt eine Vielfalt von 
Sinnentwürfen“185 und Politiken. 
Zudem wird in der Geschichtswissenschaft an Blickles Konzeption kritisiert, 
dass sie die Gemeinde als „Miniaturstaat im Territorialstaat“ konzipiere.186 Ten-
denziell verstehe Blickle die gemeindliche Rechtsetzung als Verfassung, auf der 
die Verwaltung der Gemeinde aufgebaut sei.187 Das Kommunalismuskonzept 
orientiere sich an dem Staat mit seinen Organisationsformen als Maßstab allen 
politisch-historischen Tuns.188 
183 Blickle, Der Kommunalismus als Gestaltungsprinzip S. 95-113; Blickle, Begriffsbildung, S. 5-38.
184 Holenstein, Bauern, S. 80; Sabean, Landbesitz und Gesellschaft, S. 100-113; Sabean, Das zwei-
schneidige Schwert, S. 38;  Robisheaux, Rural Society, S. 173 f.; Rebel, Peasant Classes, S. 121 f.; 
Friedeburg, Die ländliche Gesellschaft um 1500, S. 32, 34.
185 Troßbach/Zimmermann, Einleitung, S. 3. 
186 Hauptmeyer, Landgemeinde in Norddeutschland, S. 364; vgl. Wunder, Die bäuerliche Gemeinde, 
S. 145.
187 Kritik an der verfassungshistorischen Verengung von Blickles Konzept üben: Kaschuba, Kommuna-
lismus als sozialer „Common Sense“, S. 65-69; Press, Herrschaft, Landschaft und „Gemeiner Mann“, 
S. 180; Raphael, Staat im Dorf, S. 45; Holenstein, Bauern, S. 76-81; Sabean, Landbesitz und Gesell-
schaft, S. 100-113. 
188 Hauptmeyer, Landgemeinde in Norddeutschland, S. 364; vgl. Wunder, Die bäuerliche Gemeinde, 
S. 145.
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2.2. Unterbäuerliche Bevölkerung
Blickle geht also nicht ausführlich auf die soziale Differenz in Gemeinden oder 
gar auf eine spezifische Politik von Unterschichten, von unterbäuerlicher Bevöl-
kerung, ein.  Nur wenige Historiker befassen sich überhaupt mit dieser im 18. 
Jahrhundert immer größer werdenden Gruppe.189 Während sich die Forschun-
gen zu Konflikten zwischen Bauern oder Gemeinde gegen die Herrschaft im-
mer stärker ausdifferenzieren und eine große Menge an Untersuchungen vorliegt, 
ist dahinter die Sozialgeschichte der ländlichen Gesellschaft insgesamt merklich 
zurückgeblieben.190 Die deutschsprachige Forschung konzentrierte sich auf den 
Bauern oder den Bauernstand und vernachlässigte die soziale Differenzierung, 
obwohl diese immer wieder erwähnt wurde.191  
Insbesondere dem Verhältnis zwischen Bauern und unterbäuerlicher Bevölke-
rung wurde bisher erst wenig Beachtung geschenkt.192 Diese Desiderate werden 
der zahlenmäßigen Größe und dem Wachstum dieser Bevölkerungsgruppe nicht 
gerecht: Für die Territorien auf dem Gebiet des heutigen Deutschland wird ge-
schätzt, dass zu Beginn der Industrialisierung der Anteil der klein- und unterbäu-
erlichen Bevölkerung, die neben der Landwirtschaft ein Gewerbe betrieb, etwa 
189 Weber, Der arme Mann, S. 47. 
 Der Forschungsstand zu den ländlichen Unterschichten wurde dargelegt bei: Hippel, Armut, Unter-
schichten; Rösener, Bauern; Rösener, Einführung in die Agrargeschichte; Troßbach, Bauern. Auch in 
der ehemaligen DDR wurde die soziale Differenz in der ländlichen Bevölkerung vernachlässigt. Peters 
hat die Landarmen als „vergessene Schicht“ bezeichnet: Peters, Ostelbische Landarmut, S. 259, 264.
 Neben Weber (Weber, Städtische Herrschaft) ist als wichtigste Literatur zur unterbäuerlichen Be-
völkerung zu nennen: Mooser, Ländliche Klassengesellschaft; Mooser, Gleichheit und Ungleichheit; 
Mitterauer, Probleme der Stratifikation; Friedeburg, Bauern und Tagelöhner; Friedeburg, Die länd-
liche Gesellschaft um 1500; Friedeburg, Ländliche Gewerbe, Landgemeinde und Unterschichten; 
Blaschke, Soziale Gliederung; Endres, Sozialer Wandel in Franken und Bayern; Ritter, Nachsiedler-
schichten; Sabean, Probleme der deutschen Agrarverfassung; Saalfeld, Stellung und Differenzierung; 
Schlumbohm, Familie, Verwandtschaft und soziale Ungleichheit; Köstlin, Verrechtlichung der Volks-
kultur; Kocka, Weder Stand noch Klasse; Frank, Dörfliche Gesellschaft.
190 Friedeburg, Die ländliche Gesellschaft um 1500, S. 31. 
191 Ebd., S. 33. Die Konzentration auf den Bauern wird insbesonders in der agrargeschichtlichen For-
schung der 1960er Jahre deutlich: Abel, Geschichte der deutschen Landwirtschaft; Lütge, Geschichte 
der deutschen Agrarverfassung.
192 Wunder, Die bäuerliche Gemeinde, S. 97; Zimmermann, Dorf und Land, S. 97: Wunder und Zim-
mermann benennen das Forschungsdefizit in Bezug auf das Verhältnis zwischen Bauern und unterbäu-
erlicher Bevölkerung und insbesondere in Bezug auf das Herrschaftspotential der Vollbauern.
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zwei Drittel der Landbevölkerung ausmachte.193 Insgesamt wuchs die Bevölke-
rung „Deutschlands“ (in den Grenzen von 1914) nach Mooser zwischen 1500 
und 1800 schätzungsweise von 12 auf 24 Millionen, der Anteil der unterbäuer-
lichen und unterbürgerlichen Schichten vergrößerte sich von 30% auf mehr als 
50%. Den größten Teil dieser 50% stellten entsprechend dem Überwiegen der 
Landbevölkerung im Allgemeinen die ländlichen unterbäuerlichen Schichten194, 
wobei die Zunahme regional variierte.195
Die ländliche Bevölkerung wurde in der historischen Forschung also in der 
Regel in „Vollbauern“ und unterbäuerliche Schichten aufgeteilt196: Die „Vollbau-
ern“ konnten ihre Familien und ihr Gesinde allein auf der Grundlage der Land-
wirtschaft ernähren. Die unterbäuerlichen Schichten umfassten die Kleinbauern 
ohne genügend Land für eine ausschließlich agrarische Subsistenz, bloße Haus-
besitzer und die land- und hausbesitzlosen Familien.197 Die für die unterbäuer-
liche Bevölkerung charakteristische „Ökonomie des Notbehelfs“ war eine Wirt-
schaft des Mischerwerbs198 und der Familie199. „Eine solche Art von ‚Ökonomie’ 
193 Mitterauer, Lebensformen, S. 321. Mitterauers Einschätzung geht zurück auf: Henning, Industriali-
sierung und dörfliche Einkommensmöglichkeiten, S. 157.
194 Franz, Geschichte des deutschen Bauernstandes, S. 215; Henning, Landwirtschaft, S. 233; Rösener, 
Bauern, S. 197 f.; Holenstein, Bauern, S. 46; Blum, The Internal Structure, S. 571 ff.: Auch die 
genannten Autoren gehen davon aus, dass die unterbäuerliche Bevölkerung parallel zur allgemeinen 
Bevölkerungskonjunktur anwuchs. 
195 Troßbach, Bauern, S. 37 f. 
196 Blum, The internal Structure, S. 570 ff.; Achilles, Landwirtschaft, S. 107: Die unterbäuerlichen 
Schichten tauchten schon im hohen Mittelalter in aller Deutlichkeit auf. Nicht das Auftreten der 
unterbäuerlichen Schichten war demnach für die frühe Neuzeit kennzeichnend, sondern ihre Vermeh-
rung.
197 Mooser, Ländliche Klassengesellschaft, S. 22 f.; Feigl, Zur Rechtslage der unterbäuerlichen Schichten, 
S. 249.
198 Zur „Ökonomie des Notbehelfs“ und Mischerwerbs: Troßbach, Bauern, S. 56 ff.; Mooser, Unter-
schichten in Deutschland, S. 323 ff.; Hippel, Armut, Unterschichten, S. 71; Schaer, Die ländlichen 
Unterschichten, S. 55 ff.; Saalfeld, Stellung und Differenzierung, S. 242 ff.; Mitterauer, Lebensfor-
men, S. 327 ff.; Beck, Unterfinning, S. 323 ff.
199 Mitterauer, Lebensformen, S. 334; Medick, Die proto-industrielle Familienwirtschaft, S. 135 ff.: 
Die unterbäuerlichen Frauen waren kaum von irgendwelchen Erwerbsquellen der ländlichen Unter-
schichten ausgeschlossen. In Österreich waren sie nur von der Holzarbeit und der Bergmannsarbeit 
ausgeschlossen. Bei Bauarbeiten waren Frauen trotz Vorherrschen der Männerarbeit in Hilfsdiensten 
beschäftigt. Die Textilproduktion sowie die Mehrzahl der übrigen Heimgewerbe kannte wenig ge-
schlechtsspezifische Arbeitsteilung. Das Fehlen geschlechtsspezifischer Unterschiede in der Arbeitsver-
teilung hat sich für die ländlichen Unterschichten über die engere Arbeitswelt hinausgehend ausge-
wirkt und die Lebensverhältnisse dieser Bevölkerungsgruppe auch auf anderen Bereichen beeinflusst.
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erforderte außerordentliche Flexibilität, die Wahrnehmung gelegentlicher Jobs, 
dann wieder Unterbeschäftigung, kurzum Findigkeit im alltäglichen Kampf ums 
Überleben.“200 Die Lebensgrundlage der ländlichen Unterschichten, die aus Nach-
siedlern hervorgegangen waren, bildeten die kleine Acker- oder Viehwirtschaft, oft 
auf der Basis von gepachtetem Land und der mehr oder weniger legalen Nutzung 
der Gemeindeländereien201, ländliches Handwerk und hausgewerbliche Tätigkeit, 
Lohnarbeit bzw. saisonale Wanderarbeit in der Landwirtschaft202 und im Deichbau 
oder als Hafenarbeiter.203 Man kann von einem verbreiteten „Landhunger“ der 
unterbäuerlichen Schichten204 ausgehen, der sich – auch in Territorien mit einer 
ausgeprägten Grundherrschaft – meist auf individuell genutzte Allmendeteile und 
auf frei handelbare Eigengüter ohne grundherrschaftliche Einflußnahme bezog.205 
Einen sehr guten Überblick über die Entwicklung dieser Schicht und ihre Stellung 
zu den Bauern bietet für die Frühe Neuzeit in Europa Jerome Blum.206
Die trotz der Einschränkungen vorliegende historische Forschung zur länd-
lichen Sozialstruktur, zum Beispiel von David Sabean, Robert von Friedeburg, 
Joseph Mooser, Edwin Ernst Weber und Micheal Frank, differenziert Bauern und 
unterbäuerliche Schicht vornehmlich nach ökonomischen Kriterien.207 Abhängig 
200 Sabean, Unehelichkeit, S. 67.
201 Seraphim, Heuerlingswesen, S. 11.
202 Mooser, Ländliche Klassengesellschaft, S. 23.
203 Uphoff, Die Deicharbeit, S. 106; Knottnerus, „das Land, wo Milch und Mehlbüdel fließt...“.: Für 
die Küstenregion weisen Uphoff und Knottnerus auf die Arbeitsmöglichkeiten beim Deichbau und als 
Hafenarbeiter hin. 
204 Weber, Der arme Mann, S. 57; Strobel, Agrarverfassung, S. 187; Zimmermann, Dorf und Land, 
S. 97.
205 Weber, Der arme Mann, S. 58; Schuster, Agarverfassung, S. 115f. 
206 Blum, The Internal Structure.
207 Für zum Beispiel Oberschwaben, Kurhessen, Ostwestfalen und die Landschaft um die Reichsstadt 
Rottweil stellen Sabean, Friedeburg, Mooser und Weber die ökonomischen Unterschiede als differenz-
bildend zwischen Bauern und unterbäuerlicher Bevölkerung heraus:
 Sabean, Probleme der deutschen Agrarverfassung, S. 150: David Sabean geht davon aus, dass die in-
nerdörfliche Gesellschaft in Oberschwaben zu Beginn des 16. Jahrhunderts zunächst durch Verwandt-
schaft und dann mehr und mehr von ökonomisch definierten Klassen geprägt worden sei.
 Friedeburg, Bauern und Tagelöhner, S. 48, 58, 59 f.: Friedeburg differenziert zum Beispiel die länd-
liche Gesellschaft in Kurhessen zwischen 1737 und 1855 anhand von Betriebsgrößenklassen, die er 
aufgrund von Landbesitz erstellt. Es gab in Kurhessen demnach 4 Betriebsklassen. Für die Gemeinden 
in Kurhessen kann Friedeburg nachweisen, dass die soziale Differenzierung quer zur rechtlichen Un-
terscheidung zwischen Ortsbürgern und Beisitzern verlief. Allerdings spiegelt die von der Gemeinde 
zusätzlich eingeführte rechtliche Unterscheidung zwischen Allmendeberechtigten und Nicht-Allmen-
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von ihrer Zugehörigkeit zu den Bauern oder der unterbäuerlichen Bevölkerung 
galten dann unterschiedliche Rechte und Pflichten für die Gruppen.208 Im Ge-
gensatz zu den als ursächlich angesehenen ökonomischen Differenzierung zwi-
schen Gruppen werden für die ständische Gesellschaft der Frühen Neuzeit in 
der Regel eher rechtliche Differenzierungen als Grundlage für die Ausbildung 
unterschiedlicher Gruppen angesehen. Welches Differenzkriterium – ökonomi-
sche oder rechtliche Kriterien – für die Unterscheidung zwischen Bauern und 
unterbäuerlicher Bevölkerung in der Frühen Neuzeit entscheidend war, ist für die 
deberechtigten den sozialen Wandel, während die Landesherrschaft keine Allmendeaufteilung betrieb 
und damit dem sozialen Wandel auch nicht Rechnung trug. Der sozio-ökonomische Wandel blieb in 
Kurhessen laut Friedeburg das auslösende Moment für die Einführung rechtlicher Unterscheidungen 
und damit das Kriterium für Sozialdifferenzierung.
 Primär definiert Josef Mooser Bauern und unterbäuerliche Schicht im Ostwestfalen des späteren 18. 
und der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts als Klassen, die durch eine Klassenbeziehung miteinander 
verbunden waren, denn es handelte sich um eine Beziehung zwischen Besitzenden und Besitzlosen, 
wobei jene über lebensnotwendige Ressourcen verfügten. Diese Klassen wurden nach Mooser pa-
trimonial überformt, so dass er von einem „patrimonial geprägten Klassenverhältnis“ spricht. Das 
Klassenverhältnis würde durch die Erosion der paternalistischen Beziehungen stärker hervortreten. 
In die Klassen werden nach Mooser die ländlichen Akteure nach Kriterien des Grundbesitzes, des 
Einkommens, des Berufes und des Ansehens eingeteilt, wobei dem Grundbesitz in der ländlichen 
Gesellschaft höchste Priorität zukommt (Mooser, Familie und soziale Plazierung, S. 130-134). Er 
definiert die Unterschichten, d.h. auch die unterbäuerlichen Schichten, als diejenigen Gruppen, „die 
weder eine selbständige mittelständische Familienexistenz, noch Aussicht auf eine solche hatten“ und 
bezeichnet diese Gruppen als unter- oder außerständisch. Er zählt sie damit nicht zu den ständischen 
Gruppen des 18. Jahrhunderts, obwohl Teile von ihnen ständischen Rechten und Pflichten unter-
worfen waren, allerdings eben nicht eigenen ständischen Rechten und Pflichten, sondern denen der 
Handwerker oder Bauern, denen sie teilweise zugehören konnten. Primär wird also eine Ausgestaltung 
der Beziehung zwischen Bauern und unterbäuerlicher Schicht auf ökonomische Grundstrukturen zu-
rückgeführt. Die patrimonial geprägten Anteile an dieser Beziehung werden anscheinend als eher 
ideologischer Überbau gewertet, der das „eigentliche“ Klassenverhältnis überformte und verschleierte. 
(Mooser, Unterschichten in Deutschland, S. 318). Den Wandel von der feudalen zur bürgerlichen 
Gesellschaft setzt Mooser damit für den Zeitraum zwischen 1770 und 1850/70 an (Mooser, Familie 
und soziale Plazierung, S. 130; Mooser, Unterschichten in Deutschland, S. 318).
 Weber, Der arme Mann, S. 47 f.: Weber geht von einem Schichtmodell aus, das die ländliche Gesell-
schaft aufgrund von „objektiven Kriterien“ wie Besitzgröße, Einkommenshöhe und Vermögenslage 
schichtet.
 Frank, Dörfliche Gesellschaft, S. 178: Auch Michael Frank bleibt einem Basis-Überbau-Modell ver-
pflichtet, indem er die Gruppenkonstituierung durch Deutungszuweisung nicht betrachtet, sondern 
aufgrund der unterschiedlichen Ressourcen der zwei unterschiedlichen dörflichen Gruppen auf un-
terschiedliche soziale Interessen schließt. Eine hier angestrebte Vorgehensweise wäre ihm aber auch 
aufgrund seiner Quellen kaum möglich gewesen, denn die von ihm untersuchten Niedergerichtspro-
tokolle enthalten meist nur Kläger, Beklagte, das Delikt und das Urteil. Die Argumentationen im 
Verfahren, die eine Gruppenkonstituierung nachvollziehbar machen würden, sind nicht in den Proto-
kollen enthalten.
208 Blum, The Internal Structure, S. 574; Weber, Der arme Mann, S. 54 f.
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Differenz zwischen Bauern und unterbäuerlicher Bevölkerung nicht immer klar 
zu sagen, da diese als neue Gruppe in eine ständische Gesellschaft hinzukam.209: 
Die unterbäuerliche Bevölkerung wird nicht als eigener Stand in eine ständische 
Ordnung integriert, so dass sie nicht im allgemeinen durch rechtliche Kriterien 
von den Bauern unterschieden war. Dennoch fand sie in dieser Ordnung durch 
ihre Zugehörigkeit zu dem Stand der Bauern ihren Platz, obwohl sie doch von 
den Bauern auch auf irgendeine Weise unterschieden war. Jürgen Kocka und 
Karl Siegfried Bader kommen beide zu dem Ergebnis, dass die unterbäuerliche 
Bevölkerung in der Frühen Neuzeit eine Zwischenstellung einnehme: Einerseits 
seien für eine Differenzierung noch ständisch-rechtliche Merkmale entscheidend 
gewesen, andererseits seien ökonomisch bedingte Unterschiede wie im 19. Jahr-
hundert schon relevant.210 Bader schließt eigentlich aus, dass die Schichtbildung 
in der ländlichen Gesellschaft insgesamt „ständischer“, rechtlicher Natur sei. Es 
handele sich vornehmlich nicht um ständisch-rechtliche Merkmale der Diffe-
renzierung. Sie ginge vielmehr auf soziale und wirtschaftliche Differenzierung 
zurück. Trotzdem gesteht er zu, dass sich verschiedene Schichtzugehörigkeiten 
209 Hippel, Armut, Unterschichten, S. 66: Hippel benennt die Schwierigkeiten der Forschung, klare 
Schichtzuweisungen und -abgrenzungen in der Praxis zwischen Unterschichten und anderen Grup-
pen zu vollziehen, obwohl man sich in der Forschung über die grundlegenden Kriterien, nach denen 
differenziert werden sollte, eigentlich einig sei (Ebenda, S. 4 f.).
210 Kocka, Weder Stand noch Klasse, S. 33 f., 161 f.: Laut Jürgen Kocka sind unterbäuerliche und un-
terbürgerliche Schichten „weder Stand noch Klasse“. Stand wäre eine „gesellschaftliche Großgruppe, 
deren Mitglieder sich durch spezifisches Recht und eigene Gerichte, ein bestimmtes Maß der Teilhabe 
an der politischen Herrschaft, durch eine besondere Form des Einkommens bzw. des Auskommens 
und vor allem durch besondere Lebensführung und Kultur von Mitgliedern anderer Stände oder von 
nicht-ständischen Schichten unterscheiden.“ Zum Mitglied eines Standes wurde man durch Geburt 
oder bewusste andere Akte der Aufnahme. Stand waren die unterständischen Schichten nach Kocka 
vor allem deshalb nicht, weil sie in einer großen rechtlichen Vielfalt lebten und von verschiedenen, 
allein nicht ausreichenden Subsistenzquellen lebten. Städtische und ländliche Unterschichten glichen 
sich eher darin, dass sie keinem Stand wirklich zugehörten. „Die Angehörigen von Klassen unterschie-
den sich dagegen nicht durch besonderes Recht, nicht durch spezifische Teilhaberechte und zunächst 
einmal auch nicht durch besondere Lebensführung von den Angehörigen anderer Klassen. Vielmehr 
setzt das vollentwickelte klassengesellschaftliche Ungleichheitsmuster Rechtsgleichheit geradezu vor-
aus, es kann sich auch unter Bedingungen formal gleicher staatsbürgerlicher Mitwirkungsrechte und 
in bürgerlichen Kulturen entwickeln, die universalistische Geltung zum Programm haben. Klassen 
sind vielmehr gesellschaftliche Großgruppen, deren Angehörige die ökonomische Stellung und, dar-
aus folgend, gleiche Interessen besitzen. Wie nun „ökonomische Stellung“ definiert wird, danach un-
terschieden sich die üblicherweise verwendeten Klassenbegriffe.“ Klasse waren die unterständischen 
Schichten vor allem deshalb nicht, weil sie in ihrer Marktlage und ihrer Stellung zu den Produktions-
mitteln, in bezug auf den Grad ihrer Verfügungsmacht darüber und in der Art ihrer Abhängigkeit von 
denen, die darüber verfügten, differierten.
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auf die Rechtsstellung der Dorfgenossen auswirke, wobei er jedoch davon aus-
geht, dass meist alle Einwohner der Gemeinde auch Mitglieder in der Gemeinde 
und damit Teilnehmer an der Gemeindeversammlung waren. Rechtliche Diffe-
renzierung aufgrund von wirtschaftlicher und sozialer Differenzierung wirkt sich 
nach Bader nur auf den Allmendgebrauch, auf das Leiherecht und das Abgabewe-
sen, also die feudalen Lasten aus. Erst wenn nach Bauern und unterbäuerlichen 
Schichten differenzierte Fron- und Dienstlasten sowie Steuern und Schatzungen 
und eine dadurch bewirkte Bildung von Sondergemeinden der unterbäuerlichen 
Schichten geschehen sind, spricht auch Bader davon, dass ein Standesbewusstsein 
der Großbauern entsteht, das die alte genossenschaftliche Auffassung der Gleich-
stellung von „arm und reich“ und die ständische Einstufung der „armen Leute“ 
im Ständestaat der beginnenden Neuzeit sprengt.211 
Rudolf Endres geht für Bayern und Franken ganz im Gegenteil davon aus, dass 
es eine vom Spätmittelalter herrührende ausgeprägte sozio-ökonomische Diffe-
renzierung zwischen Bauern und unterbäuerlicher Bevölkerung gab, die aber im 
18. Jahrhundert aufgegeben wurde, so dass nur noch zwischen Vollbesitzern oder 
Vollrechtlern gleich welcher Größe und Teilrechtlern gleich welcher Betriebsgrö-
ße unterschieden wurde. Endres betont für Franken und Bayern also die rechtli-
che Differenzierung zwischen Bauern und unterbäuerlicher Bevölkerung im 18. 
Jahrhundert.212
Auch Konrad Köstlin macht eine ständische Differenz zwischen Bauern und 
unterbäuerlicher Bevölkerung aus und führt sie auf einen allgemeinen Prozess der 
„Verrechtlichung der Volkskultur“ zurück. Ende des Mittelalters habe ein Prozess 
211 Bader, Dorfgenossenschaft und Dorfgemeinde, S. 282 ff., 287-291, 293; Bader, Rechtsformen und 
Schichten, S. 305: Unter anderem äußert sich dieses „sprengende Standesbewußtsein“ der Großbau-
ern dann in der Abschließung ihres Heiratskreises, in besonderer Tracht, dem Recht, einen Degen zu 
tragen und einem förmlichen Wappenbrief anstatt oder in Ausschmückung ihres Hauszeichens. Die 
Bildung eines Dorfpatriziats zeigt sich dann nicht mehr nur in wirtschaftlichen und sozialen Auswir-
kungen, sondern auch in einer Auswirkung auf die Rechtsverfassung der Dorfgemeinde. Das dörfliche 
Patriziat übernahm meist de facto erblich die Dorfämter und die Vertretung auf den Landtagen, so 
dass sie auch weitaus größere gerichtliche und gemeindepolitische Möglichkeiten hatten als die an-
deren Gemeindemitglieder oder Gemeindeeinwohner. Trotzdem meint Bader, dass es nur zu einer 
wirtschaftlich-sozialen Besserstellung und nicht zu einer ständischen Besserstellung kam. Er möchte 
hier nicht von einer echten ständischen Schichtung sprechen.
212 Endres, Sozialer Wandel in Franken und Bayern, S. 216.
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begonnen, der außerrechtliche, informelle Lebensbereiche und Bevölkerungstei-
le in die Sphäre des Rechts erhoben und bis ins 19. Jahrhundert gedauert habe. 
Dieser Prozess der Verrechtlichung weitete sich ständig auf hierarchisch niedrig 
stehendere gesellschaftliche Gruppen aus.213 Es sei somit zu einer „Normierung 
des Ausnutzungs- und Abhängigkeitsverhältnisses“ von einem Machtverhältnis 
zu einem Herrschaftsverhältnis gekommen. In bezug auf die Bauern bezeichnete 
Konrad Köstlin diese Verrechtlichung des Verhältnisses als „Feudalisierung“ der 
Vollbauern: Es komme also zu vertikalen Abhängigkeiten. Die Gemeinde bleibe 
nicht mehr strukturiert durch eine Gleichheit unter den Gemeindeeinwohnern. 
Köstlin und auch Endres sind der Ansicht, dass eine solche Verrechtlichung in-
nerhalb der Gemeinde durch die gemeindlichen Rechtsetzungen (Willküren) 
durchgeführt wurde.214 Köstlin zeigt detalliert an schleswig-holsteinischen Recht-
setzungen (Willküren), wie ständische Unterschiede zwischen Bauern und un-
terbäuerlicher Schicht hergestellt wurden.215 Hinzu kämen die landesherrlichen 
Rechtsetzungen, die das von den betroffenen Personen geforderte Standesrecht 
bestätigten.216
213 Köstlin, Verrechtlichung der Volkskultur, S. 123
214 Ebd., S. 115, 118 ff., 123: Konrad Köstlin weist auf das von ihm so bezeichnete feudale Verhalten 
der Hufner gegenüber den kleineren Besitzern in der Gemeinde hin. Die Dorfordnung oder Willkür 
zementiere das Recht der Hufner, allein bestimmend zu sein und es komme somit in der Gemein-
de zu einer Feudalisierung, mit der Köstlin die Verrechtlichung von Bevölkerungsgruppen zu herr-
schaftlichen Ständen anspricht. In Willküren hätten zwar nur die Berechtigten befunden und das alte 
Recht erneuert, aber sie hätten für die Kätner (Kleinbauern) zum Beispiel Auftriebsrechte von Vieh 
mitbeschlossen. Auch die Unterschiedlichkeit der Strafen für vollberechtigte und minderberechtigte 
Gemeindeinwohner zeige die Kodifizierung der Rechte durch die Bauern für die Kätner. Alle Gemein-
deeinwohner seien zwar von den Willküren, die von den Hufnern abgefasst und beliebt wurden, er-
fasst, aber die Berechtigungen an gemeindlichen Rechten seien abgestuft worden. Im 18. Jahrhundert 
tendierten die Willküren laut Köstlin aber immer mehr dazu, die Rechte der führenden Gruppe des 
Dorfes zu stärken, indem zum Beispiel verstärkt die Ansiedlung unterbäuerlicher Gruppen als Bedro-
hung für die Gemeinde formuliert wurde.
 Allerdings folgt Köstlin in seiner feudalen Herrschaftskonzeption zwischen Grundherren und Bauern 
sowie zwischen Hufnern und Kätnern der Konzeption eines Gegenseitigkeitsverhältnisses von „Schutz 
und Schirm“ und „Rat und Tat“ nach Otto Brunner, das bezeichnenderweise vor seinem Untersu-
chungszeitraum (18. Jahrhundert) bestanden hätte, aber durch Gewalt der Herrscher aufgelöst wur-
de (Köstlin, Verrechtlichung der Volkskultur, S. 120). Bezeichnend ist die Verschiebung solch eines 
idealen Herrschaftsverhältnisses in die Vergangenheit, da dieses ideale Gegenseitigkeitsverhältnis laut 
Gadi Algazi so nie faktisch vorhanden war, sondern nur als Strategie aufgerufen wurde. 
 Endres, Sozialer Wandel in Franken und Bayern, S. 216 f.
215 Köstlin, Verrechtlichung der Volkskultur, S. 118 ff. 
216 Ebd., S. 115.
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Eine Neukonzeption für soziale Differenz auf dem Lande, welches die Deu-
tungsmuster der Akteure berücksichtigt, hat Michael Mitterauer vorgelegt. Für 
ihn werden ländliche Schichten nicht nach „objektiven“ Kriterien, wie der Be-
sitzgröße oder Rechten differenziert, sondern danach, welche Einteilung und 
Einteilungskriterien die Zeitgenossen vornahmen. Bei unterschiedlicher Wert-
schätzung bestimmter Merkmale ergebe sich eine Abstufung des Sozialprestiges. 
Der moderne Begriff des Prestiges müsse, je nachdem welche Schichten man 
betrachte, mit wechselnden historischen Quellenaussagen über die jeweiligen 
Formen sozialer Bewertung ausgefüllt werden. Der Maßstab der Einstufung solle 
aus den Aussagen der Zeitgenossen gewonnen werden.217 Diesem Vorschlag von 
Mitterauer wird hier nachgegangen und versucht, den sozialen Differenzierungen 
in den unterschiedlichen Deutungsmustern von Bauern, Landständen und un-
terbäuerlicher Bevölkerung nachzugehen. 
Noch weniger beleuchtet als die soziale Differenzierung auf dem Lande ist die 
Politik der unterbäuerlichen Schicht selbst, mit der sie möglicherweise auch die 
Deutungsmuster über soziale Differenz zwischen Bauern und unterbäuerlicher 
Schicht mit- oder umstrukturierten. In der Regel wurde der unterbäuerlichen 
Schicht die Befähigung zur Entwicklung einer eigenen Politik gegenüber den 
217 Mitterauer, Probleme der Stratifikation, S. 16 f., 20 f., Fußnote 25, 24; Mitterauer, Lebensformen, S. 
316 f.; Schluchter, Aus der Diskussion zum Referat Michael Mitterauer, S. 45 f.: Mitterauer sieht das 
Problem, dass die Bedeutung spezifischer Schichtungsdimensionen nur aus der Kenntnis möglicher 
Schichtungsdimensionen der Gegenwart gewonnen werden können, so dass ein gewisses Vorverständ-
nis zwangsläufig mit einfließen wird. Mitterauer problematisiert, dass man einen gewissen sozialen 
Rahmen voraussetzten muss, innerhalb dessen Personen einander nach ihrem sozialen Status über- 
oder untergeordnet waren. Man könne zunächst einmal nicht implizit „die Gesellschaft“ als Rahmen 
für die Bewertung annehmen, sondern müsse spezifische „soziale Gebilde“ benennen. Im Rahmen 
der Dorfgemeinde kann man ein solches Bewusstsein sicherlich annehmen, schwierig gestaltet sich 
eine Einordnung der ländlichen Unterschichten in einen größeren Bezugsrahmen, zum Beispiel in 
ein ganzes Territorium. Können wir im Falle eines Dorfes, das nach objektiven wirtschaftlichen Kri-
terien nur von Kleinbauern und Tagelöhnern bewohnt wird, tatsächlich behaupten, dass die gesamte 
Bevölkerung der ländlichen Unterschicht angehörte? Schwieriger wird es noch, wenn ganze Regionen 
im Grunde nicht von Vollbauern bewohnt werden. In diesen Fällen fehle das für den Schichtbegriff 
konstitutive subjektive Element. Mitterauer findet Schichten im Mittelalter nach seiner Begriffsbe-
stimmung, die sich von der Begriffsbestimmung des Standes als rechtlich fixiertem Machtunterschied 
abgrenzt, vor allem in Teilsystemen der herrschaftsständischen Ordnung, in denen rechtliche Gleich-
heit gegeben ist, d.h. in denen rechtlich fixierte Abhängigkeitsverhältnisse zwischen Angehörigen des 
Systems fehlen.
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Bauern und der Landesherrschaft abgesprochen218, wenn nicht die Quellenlage 
sowieso schon die Suche nach einer solchen Politik verhindert.219 Konflikte zwi-
schen Bauern und unterbäuerlicher Bevölkerung, in denen die Politik der unter-
bäuerlichen Bevölkerung gegenüber den Bauern bei einer guten Quellenlage in 
Gerichtsprozessen fassbar wird, sind allerdings typisch unter den Bedingungen 
der zahlenmäßigen Zunahme der Landarmut und einer sozialen Polarisierung in 
den Dörfern der Frühen Neuzeit für viele Regionen Deutschlands zwischen dem 
16. Jahrhundert und 19. Jahrhundert.220 So bildeten Auseinandersetzungen unter 
Interessengruppen einer Gemeinde um die Gemeinderessourcen im 17. und 18. 
Jahrhundert ein großes Problem der ländlichen Gesellschaft des Reiches.221 
Als erster beschäftigte sich David Sabean mit der Politik der unterbäuerlichen 
Bevölkerung: Er untersuchte die Ursachen des Bauernkrieges anhand einer ober-
schwäbischen Klosterherrschaft und kam zu der These, dass der Bauernkrieg ein 
nach außen sich ausbreitender ökonomischer Verteilungskampf innerhalb des 
218 Aufgrund der feudalen Grundstruktur auf dem Lande bis in das 19. Jahrhundert blieb die Politik der 
unterbäuerlichen Bevölkerung laut Kocka und Blum geprägt von der feudalen und korporativen Ein-
bindung und insofern fragmentiert (Kocka, Weder Stand noch Klasse, S. 178 f., 187 f.; Blum, The 
Internal Structure, S. 576). 
219 Dass sich die Forschung bisher wenig mit politischen Handlungen der unterbäuerlichen Bevölkerung 
beschäftigte, findet sicherlich in der Quellenlage eine Begründung. Diese ermöglicht vielfach zwar 
Aussagen über den zahlenmäßigen Umfang und die Vermögensverhältnisse, aber kaum eine Beschrei-
bung der wirtschaftlich, sozial und politisch agierenden Landarmut als „Subjekte der Geschichte“ 
(Weber, Der arme Mann, S. 47).
220 Konflikte zwischen Bauern und unterbäuerlicher Bevölkerung werden teilweise erwähnt, wenn auch 
ihre Politik bisher kaum erarbeitet wurde bzw. die Quellenlage eine solche Erarbeitung oft nicht er-
möglicht. Für Südwestdeutschland sichtete Weber die Literatur und stellte eine Liste derjenigen Ge-
biete zusammen, in denen solche Konflikte vor allem um die Gemeinnutzung vorfielen, weil die 
Bevölkerung zugenommen hatte und sich dementsprechend die landarme und landlose Schicht ver-
mehrt hatte: Aus dem badischen Breisgau, aus Altwürttemberg, aus österreichischen, ritterschaftlichen 
und reichsstädtischen Gebieten am oberen Neckar und auch aus dem Hegau sind Konflikte zwischen 
Seldern und Bauern bekannt. Aus dem oberschwäbischen Raum weiß man bisher nur vereinzelt von 
größeren Konflikten und abgeschlossenen Verträgen oder herrschaftlich vermittelten Vergleichen zwi-
schen Bauern und Seldnern (Weber, Der arme Mann, S. 58 f.; Strobel, Agrarverfassung, S. 172; 
Hippel, Die Bauernbefreiung im Königreich Württemberg, S. 104; Weber, Städtische Herrschaft, S. 
261 ff.; Schuster, Agrarverfassung, S. 104). 
221 Wunder, Die bäuerliche Gemeinde, S. 96 f.; Ullmann, Der Streit um die Weide, S. 117; Troßbach, 
Bauern, S. 103, 115; Schlumbohm, Familie, Verwandtschaft und soziale Ungleichheit, S. 139 f.; 
Weber, Der arme Mann, S. 60; Rösener, Bauern, S. 211f.; Hippel, Armut, Unterschichten, S. 71f.; 
Bader, Dorfgenossenschaft und Dorfgemeinde, S. 283.
I. EINLEITUNG
44
Dorfes gewesen sei, der nicht zuletzt demographisch bedingt gewesen sei.222 Im 
Bauernkrieg 1525 handele es sich um eine Dreiecksbeziehung zwischen Her-
ren, Bauern und Tagelöhner oder Seldner.223 Die innerdörflichen Differenzen um 
Rechte im Dorf und die Regulierung derselben wurden „in der Gemeinde-Be-
wegung ideologisiert, weil die dörfliche Korporation zu dieser Zeit stark war und 
dazu benutzt wurde, neuen Druck aufzufangen. Die Bauern verübelten den Her-
ren, dass diese sich in ihre Angelegenheiten mischten, um einen Teil der Bevöl-
kerung zu schützen oder ihre Einkommen zu erhöhen, indem sie die dörflichen 
Ressourcen einseitig unter denen verteilten, die bisher keinen Anspruch darauf 
hatten.“224 Den unterbäuerlichen Schichten wird demnach hier zugetraut, einen 
politischen Druck entstehen zu lassen, der Folgen für das Verhältnis zwischen 
Bauern und Herren hatte. 
Die ausführlichste Beschäftigung mit der Politik des „armen Mannes“ auf 
dem Lande hat Edwin Ernst Weber für die Landschaft der Reichsstadt Rott-
weil vorgelegt.225 Weber beschäftigt sich mit der Lebens- und Arbeitssituation 
der unterbäuerlichen Schichten im Vergleich zu den Vollbauern und mit den 
wichtigsten Konfliktursachen zwischen Bauern und unterbäuerlicher Bevölke-
rung. Dies waren Konflikte um die Allmendnutzung, Verteilung von kommuna-
len Lasten und das unterbäuerliche Streben nach politischer Teilhabe. Auch die 
sich in den Konflikten zeigenden Werte und das politische Bewusstsein der un-
terbäuerlichen Schichten und ihre damit ausgeübte Kritik an den Bauern werden 
angesprochen.226 Weber kommt zu dem Schluss, dass die „Taglöhnerschaften“ 
sich mit Hilfe der Obrigkeit, deren im 18. Jahrhundert schlichtendes, teilweise 
auch für die unterbäuerlichen Schichten parteinehmendes Verhalten in diesen 
Konflikten angesprochen wird, von der Bauernschaft emanzipieren konnten, in-
dem ihnen in der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts die verlangte Teilhabe an 
den gemeindlichen politischen Gremien (Vertretung bei der Gemeinde, bei der 
222 Sabean, Landbesitz und Gesellschaft.
223 Sabean, Probleme der deutschen Agrarverfassung, S. 143f.
224 Ebd., S. 144.
225 Weber, Der arme Mann.
226 Ebd., S.. 58-68.
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Abhörung der Gemeinderechnung und im Dorfgericht) und eine vergrößerte, 
jedoch nicht mit dem Anteil der Bauern vergleichbare Nutzung der Gemein-
deländereien gelang.227 In der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts seien diese 
Forderungen zu einem Anliegen geworden, das sich durch nahezu alle Beschwer-
deschriften und Vergleichsverträge gezogen habe. Von Ort zu Ort sei die Beteili-
gung an gemeindlicher Politik unterschiedlich verlaufen und habe sich erst durch 
die Mitwirkung an der Rechnungsabhör, dann über die regelmäßige Teilnahme 
an den Gemeindeversammlungen bis zu einer Vertretung im Dorfgericht ausge-
zeichnet. Die Bauern, so Weber, versuchten in diesem Prozess – trotz Zusagen in 
den Vergleichsverträgen – immer wieder, die Mitwirkung der Tagelöhner in der 
Gemeinde zu verhindern.228 In dem Verlangen nach einer allgemeinen Nutzung 
der Allmende, der Forderung nach einer geringeren Beteiligung an den kommu-
nalen Lasten und der Kritik an dem bäuerlichen Eigennutz bei der Bekleidung 
der kommunalen Ämter meint Weber „demokratisch anmutende Forderungen“ 
wie „Gerechtigkeit, Überparteilichkeit und Gemeinwohlorientierung“ erkennen 
zu können.229 Der „gemeine Mann“, der sich bei Blickle mit demokratischen 
Mitteln gegen die adelige Herrschaft wehrt, ist bei Weber der unterbäuerliche 
ländliche Lohnarbeiter, der sich auch als solcher selbst bezeichnet habe und sich 
vor allem im 18. Jahrhundert gegen die bäuerliche Machtstellung in den Dörfern 
wehrte.230 Diese innerdörflichen Konflikte hätten jedoch nicht den „dörflichen 
Zusammenhalt“ gegenüber der Territorial- oder Grundherrschaft geschwächt, 
ein Grundbestand an Solidarität und Geschlossenheit sei gesichert geblieben.231
Intensiver beschäftigten sich auch Keith Wrightson und Michael Frank mit 
einer unterbäuerlichen Politik, indem sie unterbäuerliche Interessen im Rahmen 
227 Weber, Der arme Mann, S. 60 ff. 
228 Ebd., S. 65; Weber, Städtische Herrschaft, S. 266 f., 288.
229 Weber, Der arme Mann, S. 68. 
230 Ebd., S. 68 f.; vgl. auch Blickle, Deutsche Untertanen, S. 15ff.; Lutz, Wer war der gemeine Mann?, 
S. 466: Nach Robert H. Lutz war der Begriff des „gemeinen Mannes“ bis zur Reformations- und Bau-
ernkriegszeit im dörflichen Bereich auf die vollbäuerlichen Gemeindemitglieder begrenzt, so dass die 
unterbäuerliche Schicht ohne volle Gemeindefähigkeit ausgeschlossen war. Weber geht dagegen mit 
Blickle davon aus, dass sich der Begriff „gemeiner Mann“ zunächst nur gegen den Adel abgrenzt, sich 
seit dem 16. Jahrhundert aber zunehmend auf den Bauern allein beschränkte. Im 18. Jahrhundert soll 
dieser Begriff  aber vermehrt als Selbstbezeichung der unterbäuerlichen Schichten genutzt worden sein. 
231 Weber, Der arme Mann, S. 70f.
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eines ländlichen „Ordnungssystems“ und unterbäuerliche Inanspruchnahme von 
landesherrlichen Gerichten näher beleuchteten.232  Mit den Untersuchungen von 
Keith Wrightson und Frank zu England im 17. Jahrhundert und zur Grafschaft 
Lippe (1650-1800) werden die unterschiedlichen Interessen von Bauern und 
unterbäuerlicher Bevölkerung im Rahmen eines „Ordnungssystems“ der Unter-
tanen beachtet. Wrightson und Frank unterteilen die Gesellschaft in zwei Ord-
nungssysteme, dasjenige der Obrigkeit und dasjenige der ländlichen Untertanen. 
Das obrigkeitliche Ordnungsideal sei am deutlichsten in der Strafgesetzgebung 
abzulesen, geprägt von der Zielvorgabe einer möglichst effizienten Regulierung 
des sozialen und ökonomischen Lebens. Das dörfliche Ordnungssystem wäre 
geprägt vom Brauchtum, das gewonnen wurde aus den alltäglichen „Face-to-
face“ Kontakten der Gruppenmitglieder. Wrightson und Frank zeigen innovativ, 
wie das System der Untertanen aber noch einmal in verschiedene soziale Inter-
essengruppen differenziert war.233 Mit dem Anwachsen der Unterschichten wäre 
es zu einer Verschärfung der inneren Konfliktpotentiale gekommen, so dass das 
lokale Ordnungssystem mit seinen herkömmlichen Formen der Konfliktregu-
lierung und Friedenswahrung immer mehr an Bedeutung verlor und diese an 
das obrigkeitliche Ordnungssystem abgab.234 Kriminalität wird so als Indikator 
für die Veränderungen der sozialen Beziehungen zwischen einzelnen dörflichen 
Gruppierungen verstanden.235 Aufgrund des sozialen Wandels erfolgte eine An-
näherung von Interessen der dörflichen Oligarchie und denen des Staates, da die 
landbesitzenden vollberechtigten Bauern, die vorher das sich selbst regulierende 
dörfliche Ordnungssystem mit ihren Interessen dominiert hatten, ihre Stellung 
durch die landlosen hochmobilen Unterschichten bedroht sahen. Damit war die 
soziale Polarisierung und Erosion dörflicher Regulierungsmechanismen die Vor-
aussetzung für eine Ausweitung staatlicher Zugriffsmöglichkeiten.236
232 Wrightson, Two concepts; Frank, Dörfliche Gesellschaft, S. 34 ff.
233 Frank, Dörfliche Gesellschaft., S. 35; Wrightson, Two concepts, S. 35.
234 Frank, Dörfliche Gesellschaft, S. 351.
235 Hürlimann, Soziale Beziehungen im Dorf, S. 70.
236 Frank, Dörfliche Gesellschaft, S. 352. Zur Kritik an diesem Konzept: Dinges, Justiznutzungen als 
soziale Kontrolle, 507 f., 518. 
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2.3 Landstände
Im Gegensatz zur Politik der unterbäuerlichen Schicht, aber auch im Gegensatz zu 
derjenigen der Bauern stellt die Politik von Landständen auf Landtagen ein klassi-
sches Thema der Politikgeschichte dar.237 Im Jahre 1769 legte der Reichspublizist und 
württembergische Landschaftskonsulent Johann Jacob Moser eine erste Bestands-
aufnahme der Landstände der deutschen Territorien vor. Er zeigte die politischen 
Konstellationen zwischen Landstände und Landesherrn in 136 Territorien auf und 
definierte Landstände folgendermaßen: „Land Stände seynd und heißet das Corpus 
derjenigen Unterthanen, welche, krafft der Landes-Freyheiten und Herkommend, 
von den Landes-Herren in gewissen Landesangelegenheiten um ihren Rath oder 
auch Bewilligung angeprochen werden müssen, auch sonsten mancherley des Landes 
Wohlfarth betreffende Sachen zu dirigiren, zu veranstalten oder doch dabey etwas zu 
sagen haben“.238 Moser betonte die Rolle der Landstände als Korrektiv gegen egosti-
sche autokratische Herrschaft, eine insgesamt positive Bewertung der Landstände.239 
Landstände der deutschen Territorien bestanden aus mehreren Kurien. In der 
Forschung ist man sich einig, dass meist der ritterschaftliche Adel, die Städte 
und – als eigene Kurie – der Klerus auf Landständen anwesend waren. Der Kle-
rus trat teilweise auch zusammen mit der Ritterschaft auf. Insgesamt überwog in 
den deutschen Territorien aber das Dreikuriensystem.240 In wenigen Territorien 
waren auch die Bauern an den Landständen beteiligt.241
237 Eßer, Rezension von: Kersten Krüger, Die Landständische Verfassung. 
 Letzte Forschungsüberblicke zur Ständeforschung bei: Krüger, Die Landständische Verfassung; Eßer, 
Landstände im Alten Reich. 
238 Moser, Von der Teutschen Reichs-Stände Landen, S. 322: Hinzu käme nach Moser die Landstand-
schaft, d.h. das Stimmrecht auf dem Landtag, ohne das keiner ein Landstand sein könne.
 Die modernen Definitionen von Landständen lehnen sich daran an. Reinhard formuliert z.B., Stän-
deversammlungen bestünden aus „denjenigen Untertanen und Vertretern derjenigen Korporationen, 
die einen gewohnheitsrechtlichen Anspruch darauf hatten, in bestimmten Landesangelegenheiten 
vom Fürsten zumindest gehört zu werden, wofern sie nicht sogar ein Mitentscheidungsrecht besaßen“ 
(Reinhard, Geschichte der Staatsgewalt, S. 216). 
239 Eßer, Landstände im Alten Reich, S. 257. 
240 Ebd., S. 255. Eine Übersicht über die unterschiedlichen Zusammensetzung bei Press, Formen des 
Ständewesens, S. 284 ff.
241 Kappelhoff, Absolutistisches Regiment, S. 32; Blickle, Landschaften im alten Reich, S. 46; Krüger, 
Die Landständische Verfassung, S. 9 f.: Dazu gehören zum Beispiel: Tirol, Vorarlberg und Württem-
berg. Blickle kommt das Verdienst zu, auf die „Landschaften“, also ständische Gebilde von Städten, 
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Landtage gelten in der historischen Forschung als „offizielle“ Institution für Po-
litik.242 Die Möglichkeit zur politischen Äußerung der Herrschaftsbefugten war 
auf diese Weise institutionalisiert und den Deputierten nicht ohne weiteres ab-
zusprechen.243 Auf dem Landtag kamen die Kurien mit dem Landesherrn zusam-
men und verhandelten zum Beispiel über Steuerbewilligungen oder ständische 
Gravamina nach einem mehr oder weniger festgelegten Protokoll.244 Der Land-
tag war die Hauptbühne für das landständische politische Handeln. Im schlech-
testen Fall für den Landesherrn bereiteten die Landtage den Landständen eine 
äußerst wirksame politische Bühne für ihre Ansprüche. Um an den Landtagen 
teilzunehmen und somit in der betreffenden Kurie anwesend zu sein, musste die 
Ritterschaft in der Regel Ahnenproben und den Besitz eines „landtagsfähigen“ 
Rittergutes vorweisen, städtische und ländliche Ständemitglieder entstammten 
den Kommunen, und die Klerikerkurie bestand aus bestimmten Geistlichen des 
Landes.245 
Das gesamte Beziehungsgeflecht zwischen Landesherren und Landständen, 
die auf dem Landtag ihren institutionalisierten Ort der Kommunikation fanden, 
nennt die Forschung traditionell die „Landständische Verfassung“.246 Mosers 
Gerichten, Bürgern und Bauern oder nur von Bauern in oberdeutschen Kleinterritorien nach dem 
Vorbild der ständischen Versammlungen in Großterritorien hingewiesen zu haben. 
 Auch in Norddeutschland wurden Repräsentationen mit bäuerlicher Beteiligung entdeckt. Dazu ge-
hören zum Beispiel Ostfriesland, die Kremper- und Wilster-Marsch und die nordelbischen Gebie-
te (Kappelhoff, Absolutistisches Regiment; Lorenzen-Schmidt, Die Kremper-Marsch-Commüne; 
Krüger, Die landschaftliche Verfassung Nordelbiens). 
242 Blickle, The common People, S. 325, 332 f.: Neben dieser offiziellen Institution nennt Blickle eher 
inoffizielle Formen der politischen Repräsentation, nämlich die Gemeinde, den Widerstand und das 
Gericht. 
243 Krüger, Landständische Verfassung, S. 80; Oestreich, Zur parlamentarischen Arbeitsweise, S. 201-
228: Institutionalisiert waren Prozeduren wie die Ladung zur Sitzung, Geschäftsordnung, Tagesord-
nung, Abstimmung, Ausschusswesen, Immunität der Abgeordneten. 
244 Eßer, Landstände im alten Reich, S. 255.  
245 Ebd., S. 255. 
246 Die landständische Verfassung soll hier nicht als Verfassung im klassischen Sinne definiert sein, also 
nicht als eine systematisch aufgebaute und Normen setzende Konstitution, sondern die „konkrete, die 
Gesamtheit der politisch-sozialen Gegebenheiten umfassende innere Bauform eines Herrschaftsberei-
ches“ sein (Kappelhoff, Die ostfriesischen Landstände, S. 126). Die „landständische Verfassung“ war 
ein „immer mehr oder weniger deutlichen Veränderungen unterworfenes, nie abgeschlossenes Produkt 
des sich allmählich festigenden institutionellen Zusammenwirkens von Landesherrn und Landstände“ 
(Kappelhoff, Die ostfriesischen Landstände, S. 145).
 Kappelhoff bezieht sich auf: Brunner, Moderner Verfassungsbegriff, S. 1-19.
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positive Bewertung solcher Landstände wurde im 19. Jahrhundert nicht mehr 
geteilt.247 Nach der Auflösung des Reiches und den politischen Veränderungen 
nach 1815 setzte eine weitere Phase der Auseinandersetzung mit landständischer 
Politik ein. Die alte landständische Verfassung wurde einerseits scharf von der 
Repräsentativverfassung abgegrenzt, und die Landstände wurden als Vertreter 
von Partikularinteressen entworfen, die aber nicht die Gesamtheit des Staates 
repräsentiert haben könnten und den Staat eher behinderten.248 Eine Gegenpo-
sition sah die Stände als Volksrepräsentanten gegenüber der Regierung. Man un-
terstellte ihnen einen Repräsentationscharakter im modernen Sinne, also eine 
Vertretung des Volkswillens per Mandat, den man aber in der historischen Reali-
tät nicht nachweisen konnte.249 
Die geschichtswissenschaftliche Auseinandersetzung mit dem deutschen Staat 
hat die Stände bis in das 20. Jahrhundert immer wieder als Hindernis bei der 
Staatswerdung angesehen. Dieser Staat wurde in der Regel seit der zweiten Hälfte 
des 19. Jahrhunderts mit Preußen identifiziert, und man beschäftigte sich mit der 
Verwaltungs- und Verfassungsgeschichte des preußischen Staates.250 Eine andere 
Sicht auf die Landstände vertrat als erster Otto von Gierke. Ihm galt der preu-
ßische Staat zwar auch als Verwirklichung des deutschen Staatsgedankens und 
die Hohenzollern als deren Vollstrecker, aber die Landstände wurden bei ihm zu 
„vorkonstitutionellen Repräsentanten der Volksgemeinschaft“251. Gierke stellte 
die These auf, dass es seit dem späten Mittelalter die Vorstellung gegeben habe, 
dass die Landstände die Gesamtheit des Volkes und nicht nur ihre Partikularinte-
ressen vertreten haben, auch wenn sie nicht per Mandat beauftragt worden seien. 
Dabei seien beide, Landstände und Landesherr, zwei voneinander unabhängige 
247 Eßer, Landstände im Alten Reich, S. 256: Eßer weist in seinem Forschungsbericht darauf hin, dass 
kaum ein anderer Forschungsgegenstand in Deutschland so sehr von tagespolitischen Motiven beein-
flusst war wie die Ständeforschung.
248 Als wichtigster Vertreter dieser Position sind zu nennen: Friedrich Gentz, Karl von Rotteck und Lud-
wig Harscher von Almendingen: Gentz, Über den Unterschied zwischen landständischen und Reprä-
sentativ-Verfassungen, S. 213-242.
249 Rotteck, Ideen über Landstände, S. 159 f.
250 Zum Beispiel: Ranke, Preußische Geschichte. Vgl. auch Eßer, Landstände im Alten Reich, S. 258 f. 
Eine Ausnahme bildete Georg von Below, der sich auf die rheinischen Territorien konzentrierte: Be-
low, Die landständische Verfassung in Jülich und Berg. 
251 Eßer, Landstände im Alten Reich, S. 259. Siehe dazu: Gierke, Deutsches Genossenschaftsrecht.
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Mächte, von denen keiner seine Rechte vom anderen ableitete.  So war nach 
Gierke eine Beteiligung des Volkes am Staatswesen nachzuweisen.252 
Nach dem Ende des Ersten Weltkrieges und der preußischen Monarchie kam 
es zunächst nicht zu einer Neuinterpretation der Ständegeschichte. Verwaltungs- 
und verfassungsgeschichtliche Fragestellungen blieben weiterhin prominent.253 
Nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges sollte die Ständegeschichte der Ausbil-
dung eines demokratischen Selbstverständnisses dienen. Historiker waren – ins-
besondere in den 1960er Jahren – bestrebt, ein Gegenmodell des absolutistischen 
Obrigkeitsstaates zu entwerfen.254 Sie waren auf der Suche nach den Wurzeln der 
demokratischen Volksvertretung und der modernen Repräsentativverfassung in 
der Ständischen Verfassung des 13. bis 18. Jahrhunderts.255 
Eine Neubetrachtung der Stände hat als erster Otto Brunner mit seiner Mo-
nographie „Land und Herrschaft“ von 1939 angeregt256, die in den ausgehen-
den 60er Jahren von der Forschung aufgegriffen wurde.257 Brunner versuchte, die 
Entstehung des modernen Staates nicht aus der Perspektive des absolutistischen 
Staates zu sehen, sondern aus der Sicht der Stände, vor allem des Adels. Im Zen-
trum seines Denkens stand das Land und nicht der Staat, also eine vormoderne 
Verfasstheit und nicht der institutionelle Flächenstaat. Otto Brunner sprach – wie 
für das Verhältnis zwischen Bauern und Herrschaft – von einer mittelalterlichen 
Einheit zwischen Landleuten und Landesherrschaft, die durch ein gemeinsa-
mes „Volksrecht“ zusammengehalten worden sei.258 „Landesherr und Landstän-
de zusammen sind das Land im vollen und ursprünglichen Sinne“.259 Es trafen 
Herrschaftsberechtigte mit dem Landesherrn auf institutionalisierten Landtagen 
252 Gierke, Deutsches Genossenschaftsrecht, Bd. I, S. 537, 822. Vgl. Eßer, Landstände im Alten Reich, 
S. 259 f. Ähnlich argumentierte auch Georg von Below: Below, System und Bedeutung der landstän-
dischen Verfassung, S. 243 ff. 
253 Eßer, Landstände im Alten Reich, S. 260. 
254 Ebd., S. 260 f.: In der marxistischen Geschichtsschreibung in der DDR wurden die Stände allerdings 
weiterhin als Hindernis betrachtet. 
255 Oestreich, Zur Vorgeschichte des Parlamentarismus, S. 69. 
256 Brunner, Land und Herrschaft.
257 Haug-Moritz, Württembergischer Ständekonflikt, S. 8.
258 Eßer, Landstände im Alten Reich, S. 261. 
259 Brunner, Land und Herrschaft, S. 473. 
I. EINLEITUNG
51
zusammen260: „In autogener lokaler Herrschaftsberechtigung und -teilhabe liegt 
daher die Wurzel der Landstandschaft und die wesentliche Ursache für die Entste-
hung der ausgebildeten landständischen Verfassung in der frühen Neuzeit, weil die 
Herrschaftsrechte der Landesherren allein nicht ausreichten, die Ressourcen ihres 
Territoriums in der Intensität zu erfassen, wie es die politische, wirtschaftliche und 
militärische Entwicklung mit ihrem gewaltig gestiegenen Geldbedarf erforderlich 
machte.“261 Die Herrschaftsrechte der Landstände beruhten so auf eigenem Ur-
sprung.262 In Gefahr geriet diese Ordnung nach Brunner ab dem 15. Jahrhundert, 
als auf Seiten der Landstände handlungsfähige Korporationen entstanden und der 
Landesherr mehr Macht akkumulieren konnte.263 Mit dem Absolutismus seien die 
altständischen Freiheitsrechte verloren gegangen.264 Eine Veränderung zu einem 
politischen Dualismus von Landständen und Landesherrn sei also erst mit der 
Entstehung eines territorialen „Staates“, der alle Hoheitsrechte und die politische 
Entscheidungsgewalt bei sich monopolisierte, geschehen.265 „In der so begründe-
ten prinzipiell gleichberechtigten Herrschaftskonkurrenz zwischen Landesherr und 
Landständen bildete seit den Tagen des französischen Staatstheoretikers Jean Bodin 
wegen der von ihm der monarchischen Spitze allein zugeschriebenen höchsten Ge-
walt die Souveränität den Kernpunkt der Auseinandersetzung.“266 Diese einheitli-
che Ordnung konnte nach Brunner auch durch den Widerstand der Stände, die 
die Souveränität dann für sich beanspruchten, verändert werden. Die Behauptung 
einer mittelalterlichen einheitlichen, gesicherten Ordnung vor dem Auftauchen 
eines Territorialstaates oder einer Politik der Landstände wird in der historischen 
Forschung als idealisiertes, konfliktnegierendes Bild kritisiert.267 
260 Kappelhoff, Die ostfriesische Landstände, S. 116; Brunner, Land und Herrschaft, S. 471 ff. 
261 Kappelhoff, Die ostfriesische Landstände, S. 116. Vgl. Brunner, Land und Herrschaft, S. 471 ff.
262 Kappelhoff, Die ostfriesischen Landstände, S. 116; Kappelhoff, Politische Partizipation und frühmo-
derner Staat, S. 274 f.
263 Brunner, Land und Herrschaft, S. 500 f.
264 Brunner, Moderner Verfassungsbegriff und mittelalterliche Verfassungsgeschichte, S. 1-19. Vgl. auch 
Eßer, Landstände im Alten Reich, S. 261. 
265 Krüger, Landständische Verfassung, S. 59; Mitteis, Land und Herrschaft, S. 62.
266 Kappelhoff, Die ostfriesischen Landstände, S. 116. Vgl. Brunner, Land und Herrschaft, S. 442 ff.
267 Krüger, Landständische Verfassung, S. 59: Die These, dass man für das Mittelalter von einer Einheit 
unter dem Landrecht, das den Rahmen dieser Gesellschaft lieferte, ausgehen kann, ist in der For-
schung bestritten worden, da damit Konflikte und unterschiedliche Ordnungskonzepte der Beteilig-
ten vernachlässigt worden wären.
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Brunners Kritik an der Forschung, die sich besonders gegen Anachronismen, 
gegen eine Betrachtung der Landstände mit der Begrifflichkeit des 19. Jahrhun-
derts richtete, wird aber immer noch sehr ernst genommen. Insbesondere auf die 
Art und Weise der Repräsentation der Landstände für das Land wies Brunner hin. 
Er zeigte auf, was die Zeitgenossen unter Repräsentation verstanden und nicht, 
was das 20. Jahrhundert unter Repräsentation verstand. Zunächst ganz abstrakt 
kann man mit Max Weber davon ausgehen, dass ein Repräsentationsverhältnis 
dann vorliegt, „wenn das Handeln bestimmter Verbandszugehöriger (…) den üb-
rigen zugerechnet wird“.268 Damit kann man Repräsentation als Regel definieren, 
die angibt, welche Handlungen von Individuen oder Gruppen als Handlungen 
aller Mitglieder einer Körperschaft gelten. Aus dieser abstrakten Definition wird 
aber auch klar, dass nicht festgelegt wird, wie diese Zurechnung zustande kommt 
oder legitimiert wird. Beachtet werden kann dann auch, dass es – im Rahmen 
der Ständeforschung erarbeitete – spezifisch vormoderne Repräsentationsformen 
gab, die nicht der parlamentarischen, modernen Repräsentation entsprachen. Re-
präsentation wird dann nicht mehr ahistorisch definiert, sondern wird in den 
historischen Kontext eingebettet. Brunners klassisches Diktum – „die Stände 
‚vertreten’ nicht das Land, sondern sie ‚sind’ es“269 – lässt sich nun als Ausdruck 
dieses vormodernen Repräsentationsbegriffes lesen. Landstände wurden laut 
Otto Brunner im Mittelalter identisch mit dem Land gedacht270, sie waren die 
„öffentliche“, d.h. durch Herrschaft ausgezeichnete Gesellschaft und damit das 
Land.271 Diese Landstände treten dem Landesherrn nicht als Vertreter von Privat-
interessen, sondern als Repräsentanten des „Landes“ gegenüber. Wie der Landes-
herr beanspruchten auch sie die Wahrung und Vertretung des Gemeinwohls.272
268 Weber, Wirtschaft und Gesellschaft, S. 171.
269 Brunner, Land und Herrschaft, S. 484.
270 Ebd., S. 484. Brunner aufnehmend beschreibt Kappelhoff auch die ostfriesischen Landstände so: 
Kappelhoff, Politische Partizipation und frühmoderner Staat, S. 274. 
271 Kappelhoff, Die ostfriesischen Landstände, S. 117 f., 119. 
272 Neu, Landtage, S. 32; Scheuner, Volkssouveränität und Theorie der parlamentarischen Vertretung, 
S. 314. 
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Die Frage nach der Landesrepräsentation gehört damit bis heute zu den zen-
tralen Themen der Historischen Ständeforschung.273 Hasso Hoffmann und Bar-
bara Stollberg-Rilinger zeigen zum Beispiel, dass in einem modernen Repräsenta-
tionsverhältnis das Verhältnis zwischen Repräsentanten und Repräsentierten im 
Vordergrund steht: Damit ein Repräsentationsverhältnis heutzutage als legitim 
angenommen wird, sollten die Repräsentierten nicht nur an der Bestellung der 
Repräsentanten mitwirken, etwa durch Wahlen und ein Mandat, sondern auch 
ihre Interessen durch die so Bestellten wirksam vertreten sehen. Dieses Prinzip 
der Vertretung beinhalte, dass das Handeln Einzelner der Gesamtheit durch ein 
freies Mandat rechtlich zugeordnet werden könne,274 die politische Kompetenz 
bliebe aber bei der Gesamtheit.275 Dieser Typus von Repräsentation wird als 
Vertretungsrepräsentation bezeichnet. Im Gegensatz dazu ziele die Repräsenta-
tionsvorstellung der Landstände primär auf das Verhältnis von Landesherr und 
Landständen und sollte – zumeist im landesherrlichen Interesse – die korporative 
Handlungsfähigkeit der Landstände sichern, d.h. sicherstellen, dass Landtagsbe-
schlüsse für alle Landstände verbindlich galten, und zwar unabhängig davon, ob 
sie zugestimmt hatten oder überhaupt anwesend waren. Die Landstände wur-
den durch die Repräsentation nicht von ihrer Beziehung zu den Untertanen her 
definiert, sondern von ihrer Beziehung zum Landesherrn.276 Eine solche Reprä-
sentationsfiktion diente dann „als formales Zurechnungsprinzip, das überhaupt 
erst zentrale politische Handlungsfähigkeit der Landstände selbst als einer Kor-
poration sicherstellen sollte.“277 Ein bestimmter Teil wurde als mit der ganzen 
Körperschaft identisch angesehen. Dieser Typus von Repräsentation wird in der 
Geschichtswissenschaft als Identitätsrepräsentation bezeichnet.278 Das, was ein 
herausgehobener Teil der Gesamtheit wollte oder tat, war dabei so anzusehen, 
273 Eßer, Landstände im Alten Reich, S. 270. Zum Beispiel: Rausch, Repräsentation;Vierhaus, Land, 
Staat und Reich, S. 59 f.; Walz, Stände und frümoderner Staat, S. 24-35. Stollberg-Rilinger, Was 
heißt landständische Repräsentation?; Stollberg-Rilinger, Vormünder des Volkes?; Hofmann, Reprä-
sentation.
274 Stollberg-Rilinger, Vormünder des Volkes?, S. 85. Fuhrmann, Amtsbeschwerden, S. 97, 108.
275 Hofmann, Repräsentation, S. 301 ff., 316 ff., 328 ff.; Fuhrmann, Amtsbeschwerden, S. 82, 108.
276 Stollberg-Rilinger, Was heißt landständische Repräsentation?, S. 127.
277 Ebd., S. 127. 
278 Stollberg-Rilinger, Vormünder des Volkes?, S. 85.
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als ob es alle wollten oder täten; d.h., dass ein bestimmter Teil der Gesamtheit – 
pars pro toto – mit der Gesamtheit selbst identifiziert wurde.279 „Der Gesamtheit 
kam dabei keine größere Rechtsmacht zu als der repräsentativen Versammlung, 
mit der sie im rechtlichen Sinne identifiziert wurde.“280 Der Begriff des Volkes 
wurde auf diese Art und Weise auf die Landstände als Gesamtheit der politisch 
Mitspracheberechtigten bezogen.281 Eine klare begriffliche Unterscheidung zwi-
schen Volk und das Volk repräsentierender Korporation war an sich nicht erfor-
derlich, denn kollektive Handlungsfähigkeit kam immer nur der repräsentativen 
Versammlung zu.282 Die Beziehung zwischen Volk und Korporation musste so 
auch nicht geregelt werden, sie galt selbstverständlich. Die Landtage erschienen 
als Gesamtversammlungen des Volkes.283 
Stollberg-Rilinger weist darauf hin, dass die Landstände als handlungsfähige 
Korporation, die legitimiert für das Gemeinwohl sprechen konnte und so auch 
Verträge mit dem Landesherrn abschließen konnte, nur dann gelten konnten, 
wenn sie als versammelte Gesamtkorporation handelten.284  Nur der versammel-
ten Korporation und nicht einer einzelnen Kurie kam die Identitätsrepräsenta-
tion zu. Der Repäsentationscharakter der Landstände war abhängig von ihrer 
Korporationsqualität.285 „Die Entscheidungen einer Gruppe von ständisch he-
279 Stollberg-Rilinger, Vormünder des Volkes?, S. 85. Um die Erhaltung dieser Identitätsrepräsentation 
ging es auch immer wieder Johannes Althusius: Den Ständen waren vom Volk dessen Rechte „über-
tragen“ worden; diese traten, idealtypisch gedacht als mit dem Volk identisch, als „Identitätsreprä-
sentanten“ dem Landesherrn gegenüber. Er versuchte die Landstände als „gleichberechtigter Partner 
eines mehrfach festgesetzten und von beiden Seiten gebilligten Kontraktes“ mit dem Landesherrn 
darzustellen und berief sich auf die höhere Majestät des in den „Ständen vertretenen Volkes als der 
die Landesverfassung konstituierenden Gewalt gegenüber den übertragenen Befugnissen des Fürsten“ 
(Antholz, Althusius, S. 109; Kappelhoff, Die soziale Reichweite, S. 22).
280 Stollberg-Rilinger, Vormünder des Volkes?, S. 298.
281 Kappelhoff, Die soziale Reichweite, S. 25, Fußnote 31: zitiert: StaA Rep. 4 C III a, fol. 184: In den 
Gravamina der Stadt Emden und ihrer Anhänger vom 10. November 1729 wird diese Bezeichnung 
der Landstände als Volk deutlich: „das gantze Ost-Friesische Volck / als welches auß Ritterschafft / 
Städten / und dem Bauren- oder dritten Stand bestehet / wovon die Ritterschafft Haubt vor Haubt / 
und proprio iure auf den Land-Tagen erscheinet / die von den Städten / und Bauren-Stand aber de-
putiren / und zwar auß ihnen allen / all solche / und die jenige / welche sie jederzeit wollen zu denen 
Land-Tagen schicken / und diese machen die Land-Stände des Landes Ost-Frießland aus“.
282 Stollberg-Rilinger, Vormünder des Volkes?, S. 85.
283 Ebd., S. 80 f.
284 Ebd., S. 92.
285 Ebd., S. 84, 299.
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rausgehobenen Personen bzw. Korporationen erstreckten sich dadurch auf die 
Gesamtheit, dass diese Gruppe insgesamt rechtlich als Korporation institutiona-
lisiert war.“286 
So konnten Hasso Hoffmann und Barbara Stollberg-Rilinger das Brunnersche 
Diktum „die Stände ‚sind’ das Land“ durch die Historisierung des Repräsenta-
tionsbegriffs verdeutlichen. Stollberg-Rilinger betont für die Vormoderne, dass 
mit Repräsentationsprozessen das politische Ganze, für das eine kleinere, eine 
partikulare Gruppe spricht, erst hergestellt wird und die Gruppe handlungsfä-
hig nach außen und nach innen wird. Repräsentation ist demnach zentral für 
die Ausübung von Politik.287 Repräsentation auf Landtagen, aber auch in der 
ländlichen Gemeinde stellt so keine selbstverständliche Tatsache dar, die so un-
angefochten und nach bestimmten gesetzten Normen immer umgesetzt wurde. 
Vielmehr mussten unter den Bedingungen der vormodernen Face-to-face-Ge-
sellschaft Geltungsansprüche aller Art, und damit auch der für eine politische 
Stellung zentrale Repräsentationsanspruch, immer wieder demonstriert, gezeigt 
und ausgesprochen werden.288 Der Rechtshistoriker Thomas Simon bezeichnet 
solch ein Denken als „usuales Geltungsdenken“. Damit meint er ein Denken, das 
tendenziell die Verbindlichkeit von Normen von ihrem „faktischen Gebrauch“, 
ihrer „Observanz“ abhängig macht.289
Einen weiteren wichtigen Impuls auf die Ständeforschung hat Gerhard Oe-
streich gegeben. Er entwickelte das Konzept der „Sozialdisziplinierung“, das 
zeigen wollte, wie eine vertikale „Durchstaatlichung“ der Gesellschaft und ein 
einheitlicher Untertanenverband entsteht.290 Dieses Konzept bleibt aber einer 
staatszentrierten Forschungsperspektive verhaftet, denn diese – in der deutschen 
Frühneuzeitforschung immer noch prominente – Akkulturationstheorie  macht 
286 Stollberg-Rilinger, Vormünder des Volkes?, S. 101.
287 Stollberg-Rilinger, Was heißt landständische Repräsentation?, S. 123.
288 Stollberg-Rilinger, Symbolische Kommunikation in der Vormoderne, S. 514; Weitzel, Gewohn-
heitsrecht und fränkisch-deutsches Gerichtsverfahren, S. 78 ff.
289 Simon, Geltung, S. 101.
290 Oestreich, Ständetum und Staatsbildung, S. 277-289; Oestreich, Strukturprobleme des europäischen 
Absolutismus, S. 329-347. Vgl auch: Schulze, Gerhard Oestreichs Begriff „Sozialdisziplinierung in 
der Frühen Neuzeit“.
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die obrigkeitliche, umfassende Reglementierung aller Lebensbereiche durch den 
frühmodernen Fürstenstaat für die Internalisierung von Normen allein verant-
wortlich. Oestreichs Konzept betont die disziplinierende Absicht der territorial-
staatlichen Policeyordnungen.291 Mit der Sozialdisziplinierungsthese wurde an-
genommen, dass Disziplinierung und landesherrschaftliche Durchdringung des 
Territoriums allein auf die Initiative und Durchführung der Obrigkeit zurückzu-
führen sind und – im Fall der Sozialdisziplinierung – der als „Lebensform“ und 
nicht als „Verfassungsform“ verstandene absolutistische Transformationsprozess 
von oben nach unten verlief.292 Staat und Untertanen, und damit auch die Land-
stände, werden in solch einem Konzept als Dualismus konzipiert.293 Im Gegen-
satz dazu weist man in der letzten Zeit vor allem darauf hin, dass auch die andere 
Gruppen an solch einer Sozialdisziplinierung teilhatten, indem sie sie durch jus-
tizielle Prozesse wie landständische Gravamina, Suppliken und Gerichtsprozesse 
einforderten, auch umsetzten und umgestalteten.294 
Oestreich entwickelte auch eine These zur Geschichte der Landstände im Zu-
sammenhang mit der Ausbildung der deutschen Territorialstaaten. Man könne 
diese in drei Phasen einteilen: zunächst die Vor- und Frühformen eines dualisti-
schen politischen Verbandes im 14./15. Jahrhundert, zweitens die erste Stufe des 
frühneuzeitlichen Staates im 16. Jahrhundert, die er als „Finanzstaat“ bezeich-
net, drittens diejenige Stufe des frühneuzeitlichen Staates, die er als „Militär-, 
Wirtschafts- und Verwaltungsstaat“ charakterisiert und die etwa in der Mitte des 
291 Holenstein, „Gute Policey“, S. 253 f.; Maier, Die ältere deutsche Staats- und Verwaltungslehre, S. 
96; Knemeyer, Polizei, S. 877-880: In der politischen Literatur und in den Gesetzen des 16. bis 18. 
Jahrhunderts bezeichnete der Begriff „gute Policey“ einerseits den „Zustand guter Ordnung des Ge-
meinwesens“, andererseits die politischen Maßnahmen der Obrigkeiten zur „Herstellung und (oder) 
Erhaltung“ eben dieses Zustandes. „Gute Policey“ im Sinne von einem Zustand guter Ordnung um-
fasste die sittlich-religiöse Lebensführung, die wirtschaftliche Tätigkeiten und das soziale Verhalten 
von Gruppen und Individuen. „Policey“-Gesetzgebung bezog sich in der Regel auch auf diese Berei-
che. 
292 Zur Auseinandersetzung mit dem Sozialdisziplinierungsmodell: Hahn, „Absolutistische“ Polizeige-
setzgebung, S. 16; Holenstein, Gesetzgebung und administrative Praxis, S. 172. Dinges, Frühneuzeit-
liche Armenfürsorge, S. 5-29; Hohkamp, Herrschaft in der Herrschaft, S. 17.
293 Blickle, Einführung. Mit den Gemeinden Staat machen, S. 2. 
294 Holenstein, Bittgesuche, S. 330, 350; Blickle, The common People, S. 333 ff.; Blickle/Ellis/Öster-
berg, The Commons and the State, S. 137 f., 151 ff.; Blickle, Einführung. Mit den Gemeinden Staat 
machen, S. 14; Blickle, Landschaften im Alten Reich, S. 189-233, 522-551.
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17. Jahrhunderts einsetzte.295 Das Goldene Zeitalter war für die Landstände un-
zweifelhaft das 16. Jahrhundert. Die Landesherren waren in dieser Zeit genötigt, 
öfter als bisher Landtage zur Bewilligung von Steuern und Kontributionen aus-
zurufen, denn Notzeiten durch die Reformation und die dadurch ausgelösten 
Konflikte, die Türkengefahr und Wirtschaftskrisen ließen den Landesherrn an-
gewiesen sein auf die landständische Unterstützung.296 Für die Unterstützung 
musste der Landesherr Konzessionen in Form von politischer Mitsprache ma-
chen. Starke Stände waren sogar in der Lage mitzuregieren.297 In der zweiten 
Hälfte des 17. Jahrhunderts verringerten sich jedoch laut Oestreich die land-
ständischen Einflussmöglichkeiten. Die Landstände in Territorien des Heiligen 
Römischen Reiches mussten sich nun behaupten, der Dreißigjährige Krieg hatte 
die landständischen Vertreter rein zahlenmäßig reduziert und sie waren nicht 
mehr in der Lage, durch Steuergewährung ihre Gravamina durchzusetzen. Der 
Aufbau eines ständigen Heeres und einer leistungsfähigen Verwaltung erreichte 
der Landesherr oft über neue Steuern und Abgaben und weniger über die Stände. 
Nach Oestreich änderte sich die Position der Landstände seit der Mitte des 17. 
Jahrhunderts mit dem Westfälischen Frieden, der dem Landesherrn die „supe-
rioritas territorialis“ gewährte, mit den Jüngsten Reichabschied 1654, der den 
Reichsständen erlaubte, von ihren Untertanen ohne deren Zustimmung Reichs- 
und Kreissteuern einzufordern, und mit der Wahlkapitulation  Kaiser Leopolds 
I. von 1658, die den Landständen verbot, sich ohne vorherige Genehmigung des 
Landesherren zu versammeln.298 
So idealtypisch kann man sicherlich die einzelnen Phasen der landständischen 
Geschichte nicht in jedem Territorium finden. Gabriele Haug-Moritz hat auf die 
Vielzahl von verschiedenen Faktoren hingewiesen, die das Kräfteverhältnis zwi-
schen den vielen verschiedenen Akteuren und damit auch den Ausgang des po-
295 Oestreich, Ständetum und Staatsbildung, S. 277-289. Vgl. auch: Eßer, Landstände im Alten Reich, 
S. 255 f.
296 Eßer, Landstände im Alten Reich, S. 255. 
297 Eßer, Landstände im Alten Reich, S. 255. 
298 Oestreich, Ständetum und Staatsbildung, S. 277-289. Vgl. auch: Eßer, Landstände im Alten Reich, 
S. 255 f.
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litischen Kräftemessens beeinflussten.299 Zu diesen Faktoren gehören Größe und 
Geschlossenheit eines Territoriums, dessen wirtschaftliche und soziale Struktur, 
die konfessionelle Ausrichtung von Landständen und Landesherren, aber auch 
die Rolle des Landes im Reichsverband und außerhalb des Reiches.300 Haug-
Moritz entwickelt ihre Faktoren u.a. mittels einer Analyse von Ostfriesland. Auf 
ihrer Einordnung der Landstände Ostfriesland beruht die Beschreibung land-
ständischer ostfriesischer Politik in dieser Arbeit.301 
In ihrer Faktorenanalyse hat sich Haug-Moritz mit mehreren politischen Ak-
teuren und Faktoren beschäftigt und warnt insbesondere vor einem vereinfachten 
Bild eines Dualismus von Ständen und Landesherrschaft.302 Solch ein dualisti-
sches Bild zeichnete sich schon früh in der Ständeforschung ab. Gierke eröffnete 
mit der Einführung eines zweiten politischen Elements neben der Landesherr-
schaft dieses Forschungsfeld, mit dem sich die deutsche Geschichtswissenschaft 
im 20. Jahrhundert immer wieder auseinandersetzen sollte303: Landesherr und 
Stände wurden so als dualistische Kräfte wahrgenommen. Felix Rachfahl prägte 
zu Beginn des 20. Jahrhunderts als erster den Begriff „dualistischer Ständestaat“304 
Mit Dualismus wurde in der Regel „der Gegensatz zweier unvermittelt nebenei-
nander stehender Kontrahenten“ bezeichnet, die beide an der Entwicklung des 
Staates teilhatten.305 In einigen Konzepten wird sie als notwendige und positi-
299 Haug-Moritz, Württembergischer Ständekonflikt. S. 15 ff. 
300 Ebd., S. 15 ff. 
301 Siehe ausführlich Kapitel „II.3.2. Die Entstehung mächtiger Landstände“. 
302 Haug-Moritz, Württembergischer Ständekonflikt.
303 Press, Herrschaft, Landschaft und „Gemeiner Mann“, S. 171; Gierke, Deutsches Genossenschafts-
recht, Bd 2, S. 855 ff.
304 Rachfahl, Der dualistische Ständestaat. Näf erfand den Begriff von der „dualistischen Ellipse“ im 
Jahre 1951 (Näf, Frühformen des „Modernen Staates“ im Spätmittelalter, S. 242). Zusammenfassung 
des Dualismus-Modells bei: Birtsch, Die landständische Verfassung als Gegenstand der Forschung, S. 
34 f.
305 Haug-Moritz, Württembergischer Ständekonflikt, S. 7. Für Press ist Dualismus sogar eine Steige-
rungsform der Konfrontation (Press, Formen des Ständewesens, S. 283).  
 Es gibt aber auch Historiker, die meinen, man könne auch von Dualismus sprechen, obwohl man 
eher die Zusammenarbeit der beiden Akteure, Stände und Landesherrschaft, betonen möchte. So 
spricht Eberhard von Dualismus als „Existenz zweier konkurrierender oder zusammenwirkender Herr-
schaftskomponenten, gleichsam ‚Staatshälften’“ und ist am Zusammenwirken durch Konfrontation 
interessiert (Eberhard, Monarchie und Widerstand, S. 11). Auch Lange sagt, der Dualismus sei eine 
„vielfach anwendbare Grundstruktur, die offen ist für ein nebeneinander, Miteinander und Gegenein-
ander der Elemente“ (Lange, Der ständische Dualismus, S. 313): So richtig solch eine Feststellung 
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ve Übergangsphase angesehen.306 So macht Gerhard Oestreich solch einen Du-
alismus in den größeren Territorien des Reiches aus, die sich zu ausgebildeten 
Staaten entwickelt hätten, während die kleineren Territorien, die keinen Staat 
gebildet hatten, stärker von einem Miteinander von Herrschaft und Land im 
Sinne Brunners geprägt gewesen seien. Dualismus wird auf diese Weise zu einem 
notwendigen Beitrag zur Staatsbildung.307 In anderen Konzepten wird der Du-
alismus als retardierendes Moment der politischen Entwicklung angesehen, der 
gerade die Staatsbildung behinderte.308 Man fragte sich, ob der Beitrag der Stände 
an der Staatsbildung positiv oder negativ zu bewerten sei.309 
Dieser ständisch-landesherrliche Dualismus wird inzwischen genauso bewer-
tet wie die oben erwähnte Dichothomie von Herrschaft und Untertanen und 
die Dichothomie zwischen kommunalistischem und herrschaftlichem Prinzip 
bei Blickle: Dichotomische Erlärungsweisen können ein „polyphones Zusam-
menspiel“ (Klingebiel) unterschiedlicher politischer Kräfte nicht zeigen. In der 
Regel wird von einem Dualismus ausgegangen, der relativ statisch gedacht wird, 
denn dieses Modell kann nicht erklären, warum sich das „dualistische Verhältnis 
einmal zu einem Übergewicht der ständischen Kraft, einmal zur Vorherrschaft 
des monarchischen Elements entwickelt“.310 Meist ist dieser Dualismus mit der 
Vorstellung eines Antagonismus von genossenschaftlichem und herrschaftlichem 
Prinzip verbunden. Das heißt, den dualistischen Gruppen werden grundlegend 
unterschiedliche Verfassungsprinzipien unterstellt – das genossenschaftliche auf 
auch eines Miteinanders und Nebeneinanders der Stände und der landesherrlichen Beamten ist, merkt 
Haug-Moritz in diesem Zusammenhang an, dass eine Ausweitung des Begriffs diesen möglicherweise 
nicht mehr so praktikabel für eine Beschreibung der Verhältnisse werden lässt und dass die mit dem 
Begriff „ständestaatlicher Dualismus“ mitschwingende Konnotation „Gegensatz“ eine solche Beschrei-
bung dann doch verhindern würde (Haug-Moritz, Württembergischer Ständekonflikt, S. 9, Fußnote 
27). 
306 Otto Hintze sprach von einem „monarchisch-ständischen Prinzip der Staatsbildung“ (Oestreich, 
Ständestaat und Ständewesen im Werk Otto Hintzes, S. 59); Oestreich, Zur Vorgeschichte des Parla-
mentarismus, S. 68 f. 
307 Oestreich, Zur Vorgeschichte des Parlamentarismus, S. 73. 
308 Zum Beispiel: Hartung, Herrschaftsverträge und ständischer Dualismus, S. 43.
309 Eberhard, Monarchie und Widerstand, S. 11. 
310 Haug-Moritz, Württembergischer Ständekonflikt, S. 12. 
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der einen Seite, das hierarchisch-herrschaftliche auf der anderen Seite.311 Mit ei-
nem solchen Ansatz wird nicht nach den Deutungsmustern der Akteure gefragt, 
die zur Herstellung eines Dualismus und einer gemeinsamen Gruppe und Iden-
tität nötig wären.
Vor allem aber vernachlässigt aber ein solcher Dualismus eine breite Zone von 
Durchdringung zwischen beiden Kräften, wie zum Beispiel Press, Haug-Moritz 
und Koenigsberger deutlich gemacht haben.312 Volker Press wies nachdrücklich 
auf das politische Arrangement zwischen Ständen und landesherrlichen Beamten 
hin und zeigte das integrative Miteinander zwischen den landesherrlichen Amts-
trägern und Landständen.313 Er legte 1983 auch eine Synthese aus Einzelergeb-
nissen der ständischen Forschung zu verschiedenen Territorien vor314 und konnte 
in den Analysen von „Adelslandschaften“ in den mittleren und kleineren Terri-
torien des Reiches den traditionellen Dualismus von Landesherren und Land-
ständen aufbrechen.315 Während Press und auch Haug-Moritz sich mit „gleich-
sam geschlossenen Gesellschaften in den alten deutschen Kerngebieten und in 
311 Press, Formen des Ständewesens, S. 305, Fußnote 21: Nach Press füge sich das Modell des Dualismus 
in die These vom Antagonismus zwischen Herrschaft und Genossenschaft. Er findet das Dualismus-
Modell zwar hermeneutisch interessant, es verstelle aber den Blick für die personellen und sozialge-
schichtlichen Voraussetzungen ständischen Einflusses. Seiner Ansicht nach gehöre die Überbetonung 
des Dualismusmodells in die Tradition einer Suche nach einer deutschen parlamentarischen Tradition. 
312 Siehe zusammenfassend die Argumente gegen eine Vorstellung Dualismus: Haug-Moritz, Württem-
bergischer Ständekonflikt, S. 14. Haug-Moritz beschäftigte sich dafür mit dem Begriff „Konflikt“ 
und definierte diesen näher. Von Konflikt solle erst gesprochen werden, wenn „zwischen den einzel-
nen an der Herrschaft beteiligten Gruppen keine Einigung mehr über Art und Weise der Beilegung 
stets vorhandener Interessengegensätze erzielt werden kann. Konkret: Nicht das Vorhandensein von 
Gravamina konstitutiert eine Konfliktsituation, sondern erst die Unfähigkeit, über die traditionellen 
Wege des Ausgleiches, das sind das miteinander Verhandeln oder, seltener, die Bestellung eines von 
beiden Seiten akzeptierten Schlichters, zu einer Einigung zu gelangen.“ Das heißt also, dass nur ganz 
bestimmte Handlungen als konfrontativ, als antagonistisch, als Konflikt gewertet werden, während 
andere Handlungen als Kooperation gewertet werden. Ausgehend von den Deutungen und Antago-
nismus-Herstellungen der Akteure selbst soll hier ähnliches versucht werden und Antagonismus und 
Diochothomie nur in bestimmten Handlungen der politischen Akteure gefunden werden (Ebd., 
S. 13).
313 Press, Kommunalismus oder Territorialismus?, S. 109-135; Press, Kriege und Krisen, S. 113. 
314 Press, Formen des Ständewesens; Press, Vom „Ständestaat“ zum Absolutismus.  
315 Eßer, Rezension von: Kersten Krüger: Die Landständische Verfassung. Das Dualismusbild wurde vor 
allem aufgelöst, weil sich der Gegensatz vielfach in Personen auflöste. Auch Bernd Wunder zeigte in 
seiner Arbeit über das bayerische und württembergische Beamtentum die breite Zone von Durchdrin-
gung (Wunder, Privilegierung und Disziplinierung, S. 36-44, 53-57, 68-82. 
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kleineren Herrschaften“316 auseinandersetzen, bezog sich Helmut Königsberger 
eher auf zusammengesetzte Staaten mit ihren geographisch verschiedenen und 
oft sehr unterschiedlichen Ständeversammlungen, wie zum Beispiel Österreich, 
und konnte so eine „Interpretation der ständisch-landesherrlichen Beziehungen 
aufgrund der jeweils unterschiedlichen Interessenlage aller Beteiligten“317 einfor-
dern. Zudem wurde eine stärkere Einbeziehung der außenpolitischen Konstella-
tionen von ihm angestoßen. Auf dieser Basis versuchte er, die Territorien Europas 
in drei Gruppen zu typologisieren, abhängig davon, wie viel Einfluss die Stände 
in ihren Ländern erringen konnten.318
Die Typologisierung von Landständen versucht als Forschungsrichtung, un-
terschiedlichen Ausformungen von Ständen gerecht zu werden und dennoch 
Gemeinsamkeiten zu entdecken. Um 1930 forderte Otto Hintze als Erster ver-
gleichende Forschung bezüglich der Stände, um die Vielfalt der Erscheinungen 
zu ordnen. Er entwarf eine Typologie mit zwei Grundtypen Ständischer Verfas-
sung: das Zweikammernsystem im Randbereich des ehemaligen Karolingerrei-
ches und das Dreikuriensystem in dessen Kerngebiet. Im Zweikammernsystem 
tagten zwei ständisch gemischte Abteilungen: hoher Adel und hohe Geistlichkeit 
im Oberhaus und niederer Adel und Stadtbürgertum im Unterhaus. Im Dreiku-
riensystem traten Adel, Geistlichkeit und Bürgertum in je einer eigenen Kurie 
zusammen. Im Zweikammersystem überwog das genossenschaftliche Moment, 
während im Dreikuriensystem eher das Herrschaftliche die Oberhand hatte.319 
Nach dem Zweiten Weltkrieg wurde das Thema der Typologien von Francis L. 
Carsten wieder angestoßen, indem er das englische Parlament mit den deutschen 
Ständen verglich320 und so die Ständegeschichte in diese Richtung lenkte. Er ver-
316 Eßer, Landstände im Alten Reich, S. 265. 
317 So Eßer, Landstände im Alten Reich, S. 265. Koenigsberger, Dominium regale or dominium politi-
cum et regale
318 Krüger, Die Landständische Verfassung, S. 77 f. 
319 Hintze, Typologie der ständischen Verfassungen, S. 124. Vgl. auch Krüger, Die landständische Ver-
fassung, S. 55 f.: Zum Zweikammersystem gehörte England, die skandinavischen Länder, Polen, Böh-
men, Ungarn und mit Einschränkungen Kastilien, Leon, Ostpreußen, Sachsen und Schlesien. Zum 
Dreikuriensystem zählte Hintze Frankreich, Aragon, Neapel-Sizilien und die meisten deutschen Terri-
torialstaaten. 
320 Carsten, Princes and Parliaments. 
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suchte, die historische Rolle der Stände als Gegenspieler des Absolutismus zu re-
habilitieren. Dabei ging er davon aus, dass sich Stände und Landesherr vor allem 
konfrontativ gegenüberstanden.321  
Peter Blickle beschrieb einen neuen Typus ständischer Mitbestimmung, der 
vorher in den Typologien keine Beachtung gefunden hatte: Ständische Versamm-
lungen mit starker kommunaler (städtischer oder ländlicher) Beteiligung. Mit 
seinen Untersuchungen zu oberdeutschen Landschaften kritisierte er die Fokus-
sierung der Forschung auf Land- und Reichstage. Er macht auf die Landschafts-
versammlungen in kleineren Territorien aufmerksam, in denen auf niedrigerer 
Ebene in den Bereichen des Wehrwesens, des Steuerwesens und der Landesord-
nungen ständische Aktivitäten entfaltet wurden. Landschaft definiert Blickle als 
„die genossenschaftlich organisierte, korporativ auftretende Untertanenschaft ei-
ner Herrschaft“.322 Solche Gebilde bezeichnete Blickle als „Hausväterdemokra-
tie“, da die haus- und landbesitzenden Familienvorsteher in Kommunen daran 
teilhatten.323 Blickle beschäftigt sich im Rahmen seines Kommunalismuskonzep-
tes sowohl mit Landschaften, also ständischen Gebilden von Städten, Gerich-
ten, Bürgern und Bauern oder nur von Bauern, als auch mit Landständen, in 
denen bäuerliche und bürgerliche Gemeinden vertreten waren.324 Blickle fragt, 
vom Interesse am modernen Parlamentarismus geleitet, nach der Repräsentati-
on und der staatlichen Funktion des „gemeinen Mannes“.325 Er geht davon aus, 
dass eine Beteiligung von Bauern und Bürgern als Vertreter ihrer ländlichen und 
städtischen Gemeinden dazu geführt habe, dass es mit solchen Landständen ei-
nen frühen „Parlamentarismus“ gegeben habe.326 Damit sei aber der Großteil 
der Untertanen vertreten gewesen, denn Untertan ist für Blickle nur derjenige, 
321 Eßer, Landstände im Alten Reich, S. 263 f. 
322 Krüger, Die Landständische Verfassung, S. 71. 
323 Blickle, Landschaften im Alten Reich; Eßer, Landstände im Alten Reich, S. 266. 
324 Blickle, Einführung. Mit den Gemeinden Staat machen, S. 12, 17 f.; Blickle, The common People, 
S. 325, 332 f.
325 Press, Herrschaft, Landschaft und „Gemeiner Mann“, S. 170, 178; Blickle, The common People, S. 
325, 332 f.; Blickle, Kommunalismus, Parlamentarismus, S. 535-546; Blickle, Landschaften im alten 
Reich, S. 46; Blickle/Ellis/Österberg, The Commons and the State, S. 118; Blickle, Perspektiven 
ständegeschichtlicher Forschung, S. 34-38.
326 Blickle, Kommunalismus, Parlamentarismus, S. 535-546.
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der „haushäblich im Landes sitzt“.327 Die „kommunale Repräsentation“328 von 
Bürgern und Bauern habe die „Ständeversammlungen zu Repräsentativkörper-
schaften“ werden lassen, und 95% der Bevölkerung seien so vertreten worden, die 
„politisch minorenn blieben, solange die Ständetage mehr oder weniger adelige 
Veranstaltungen waren“.329 Den Landschaften und den Bauern sowie Bürgern in 
den Landständen wird damit die Fähigkeit zugestanden, eigene politische Konzepte 
auch für das ganze Territorium unabhängig vom Landesherrn zu formulieren und 
damit die Interessen des Landes zu vertreten, zugestanden.330 Solch eine Stände-
versammlung stelle eine parlamentarischere Alternative zu den mehr oder weniger 
durch den Adel beherrschten Landtagen dar.331 Ähnlich behauptete Karl Bosl über 
Landschaften, dass sie als bäuerliche Vertretung den „Missing link zwischen stän-
discher und moderner Repräsentation“ darstellten.332 Die vertretenen Untertanen 
seien aber nicht mit der gesamten Bevölkerung gleichzusetzen, sondern Untertan 
war, wer „haushäblich“ im Lande saß und gemeindliche Rechte besaß, womit Frau-
en, Knechte, Ortsarme, nachgeborene Söhne, Tagelöhner, Arbeiter ausgeschlossen 
waren.333 Trotzdem könne man von einer „Hausväterdemokratie“ sprechen, die 
nach Bosl durchaus als modernes demokratisches Element gelten dürfe.334
Blickles Hinweis auf die bäuerlichen Landschaften wurden in der Forschung 
positiv aufgenommen, so zum Beispiel von Gerhard Oestreich335, gleichzeitig 
327 Blickle, Landschaften im Alten Reich, S. 23. 
328 Blickle, Kommunalismus, Parlamentarismus, S. 538.
329 Ebd., S. 540.
330 Blickle, Landschaften im alten Reich; Holenstein, Bauern, S. 102.  
331 Blickle, Kommunalismus, Parlamentarismus, S. 538.
332 Bosl, Repräsentierte, S. 101; Krüger, Landständische Verfassung, S. 67.
333 Bosl, Repräsentierte, S. 109; Krüger, Landständische Verfassung, S. 67.
334 Bosl, Repräsentierte, S. 109; Krüger, Landständische Verfassung, S. 67.
335 Oestreich, Zur Vorgeschichte des Parlamentarismus. Vgl. auch Eßer, Landstände im Alten Reich, 
S. 266; Krüger, Die landständische Verfassung, S. 73; Press, Formen des Ständewesens, S. 281 f.: 
Oestreich nahm Blickles Anregungen in seine Typologie von landständischer Vertretung auf. Er schlug 
eine Dreiteilung ständischer Verfassungen vor, wobei die Größe des Territoriums als Kriterium der Un-
terscheidung dienen sollte. Die erste Gruppe bildeten Großterritorien und Reichs- und Generalstaaten 
wie in den Niederlanden, England, Frankreich und zusammengesetzte Staaten wie Spanien, Preußen 
und Österreich. Diese Länder hätten eine „ständische Verfassung“ gehabt. Der Begriff „Landständische 
Verfassung“ solle für die Territorialstaaten mit Landtagen gelten, wie Tirol, Ostpreußen, Pommern und 
Mecklenburg oder die Provinzialstände in Frankreich. Zur unteren dritten Ebene zählt Oestreich die 
Kleinterritorien, die eine „landschaftliche Verfassung“ gehabt hätten, die sich durch eine enge Verbin-
dung von herrschaftlicher und genossenschaftlicher Organisation auszeichnete.
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wurde aber seine Konzeption von Bauernrepräsentation kritisiert, weil nicht rich-
tig deutlich wird, wer repräsentiert wurde. Oestreich kritisierte diese Verengung 
der Untertanenschaft auf die Hausväter bei Blickle und auch bei Bosl. Zu den 
Untertanen gehörten seines Erachtens auch die außerständischen und unterstän-
dischen Schichten, also auch die unterbäuerliche Bevölkerung oder in der Stadt 
die Einwohner ohne Bürgerrecht. Diese Gruppen seien in der Landschaft oder in 
Landständen mit bäuerlicher/städtischer Vertretung nicht durch ein Mandat ver-
treten. Wenn man den Begriff der Untertanen nur auf die Hausväter beschränke 
und dann von „Hausväterdemokratie“ spreche, dann erweckten Blickle und Bosl 
den Eindruck, es habe eine Repräsentation des ganzen Volkes gegeben.336 Doch 
die Hausväter sind ebenso ein privilegierter Stand wie Adel und Geistlichkeit.337 
Oestreich stellte sogar die Frage, worin sich die reale Stellung eines süddeutschen, 
ost- oder nordfriesischen Großbauern, der an Landtagen teilnahm, von einem 
kurmärkischen, in einem brandenburgischen Kreistag vertretenen Kleinadeligen 
unterschieden habe.338 Wenn der Bauer über Knechte, Frauen, Ortsarme, Söhne, 
Tagelöhner und Arbeiter geboten habe und der Adelige sich an landwirtschaft-
lichen Arbeiten leitend beteiligt hätte, dann würden sich die Unterschiede ver-
flüchtigen. 339
Außerdem kritisierte Volker Press die These Blickles. Statt von weitreichenden 
politischen Handlungen von Bauern im Rahmen von Landschaften und Land-
ständen zu sprechen, solle man bei dem Agieren bäuerlicher und bürgerlicher 
Vertreter im Rahmen von Landständen und Landschaften besser nicht von einem 
bewussten „politischen Gestalten“, sondern eher von einer „Form der Gewähr-
leistung der aus unterschiedlichen Gründen sich allein nicht tragenden Herr-
schaft“ sprechen.340 Außerdem konzipiere auch Blickle Landstände/Landschaft 
336 Oestreich, Zur Vorgeschichte des Parlamentarismus, S. 72. 
337 Ebd., S. 72. 
338 Ebd., S. 79. 
339 Ebd., S. 79. 
340 Press, Herrschaft, Landschaft und „Gemeiner Mann“, S. 210.
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und Landesherrn als dualistische Kräfte341 und mache eine eher parlamentarische 
Vertretung aus den bäuerlichen Deputierten.342  
Die Frage, wer von der ländlichen Gesellschaft auf solchen Landtagen erschei-
nen durfte, haben Rainer Walz für Jülich-Berg und Harm Klueting für Kleve-
Mark untersucht. Walz konnte zeigen, dass es sich bei den Teilnehmern an den 
jülich-bergischen Bauernlandtagen nicht nur um selbst wirtschaftende Bauern 
handelte, sondern auch um größere Grundbesitzer, „die ihre Güter durch Päch-
ter – ähnlich wie der Adel – bewirtschaften ließen.“343 An den klevischen und 
märkischen Erbentagen durften nur die Besitzer von bäuerlichem Eigengut teil-
nehmen.344
Mit Brunner und dann auch Blickle wurden die Landstände seit den 60er 
Jahren des 20. Jahrhunderts positiv bewertet: Auch die Landstände hätten mit 
ihrer Politik die territoriale Integration befördert, besonders weil der Landesherr 
ohne ständischen Konsens nicht auf die Finanzen der Untertanen habe zugreifen 
können.345 Obwohl eine solche Beteiligung der Landstände an der territorialen 
Integration in der Forschung weitgehend unbestritten ist, wird dennoch gewarnt. 
Zum Beispiel wird von Wolfgang Reinhard betont, dass das Ständewesen selbst 
auf Partikularinteressen beruhte und dass es allein eine Einheitlichkeit des Ter-
ritoriums nur kurzzeitig oder unter besonderen Bedingungen herstellen konnte. 
Die Einflussnahme von Ständen auf das gesamte Territorium und damit auch ein 
bedeutender Anteil an Staatsbildung sei ihnen nur selten nachzuweisen.346 
Während also die ältere Forschung nur auf die Leistungen des obrigkeitlichen 
Anstaltsstaates blickte, und in den Handlungen der Landstände nur retardierende 
Elemente zu erkennen vermochte, hat die historische Forschung seit den 1960er 
Jahren die Rolle der Stände weitaus positiver bewertet und nach legitimieren-
den Wurzeln des modernen Parlamentarismus gesucht, so dass die Stände gar 
341 Press, Herrschaft, Landschaft und „Gemeiner Mann“, S. 178.
342 Ebd., S. 178. 
343 Walz, Stände und frühmoderner Staat, S. 199. 
344 Klueting, Bauern auf den „Erbentagen“, S. 45. 
345 Stollberg-Rilinger, Politisch-soziale Praxis, S. 1 f.
346 Reinhard, Geschichte der Staatsgewalt, S. 222 f.
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zu Vorläufern parlamentarischer Vertretungen stilisiert wurden.347 In den letzten 
Jahren hat sich die Ständegeschichte deutlich von einer – wie auch immer gearte-
ten – staatszentrierten Perspektive befreit und versucht, nicht mehr aus der Sicht 
des voll ausgebildeten Anstaltsstaates und der modernen Repräsentativverfassung 
Anachronismen zu produzieren.348 Wolfgang Neugebauer zum Beispiel hat für 
Ost- und Westpreußen den Zusammenhang zwischen ökonomischen Konjunktu-
ren und den machtpolitischen Konstellationen zwischen Landesherrn und Land-
ständen herausgearbeitet.349 Das historische Beziehungs- und Machtgeflecht stän-
dischen Handelns wurde nicht länger nur in vertikaler, sondern gerade auch in 
horizontaler Perspektive herausgearbeitet. Er beengt seine Untersuchungen auch 
nicht nur auf Landtagsverhandlungen, sondern betrachtet auch Tätigkeitsfelder, 
die sich für die Stände außerhalb der Landtagsversammlungen eröffneten.350 
Insgesamt interessiert man sich mehr für den ständischen Unterbau, also für 
den Herrschaftsaufbau und die Herrschaftssicherung vor Ort.351 Die Erforschung 
genossenschaftlicher Strukturen städtischer und ländlicher Gemeinden gerät da-
mit immer wieder in den Blick.352 Man konzentriert sich mehr auf die Eigen-
ständigkeit politischer Prozesse und die Handlungsmöglichkeiten der jeweiligen 
politischen Akteure.353 Dabei kommen nicht nur die spezifischen Formen von 
Repräsentation in den Blick, sondern auch die spezifischen Formen des Politik-
machens etwa durch Rituale.354  
347 Press, Formen des Ständewesens, S. 282. Als parlamentarische Vertretungen wurden die Stände ten-
denziell zum Beispiel bei Bosl und Blickle stilisiert: Bosl, Repräsentierte und Repräsentierende; Blick-
le, Kommunalismus, Parlamentarismus, S. 540.
348 Murk, Hessen-Darmstädtische Landtagsabschiede, S. XIV f.; Eßer, Landstände im Alten Reich, 
S. 267. Auch diese Forschungsinteressen sind sicherlich durch tagespolitische Ereignisse bestimmt, 
nämlich dem Bedeutungsverlust der Nationalstaaten (Reinhard, Geschichte der Staatsgewalt, S. 535 
f.). 
349 Neugebauer, Politischer Wandel im Osten; Neugebauer, Standschaft als Verfassungsproblem. Vgl. 
Eßer, Landstände im Alten Reich, S. 267. 
350 Eßer, Rezension von: Kersten Krüger: Die Landständische Verfassung.
351 Eßer, Landstände im Alten Reich, S. 267. 
352 Zum Beispiel: Gabel, Widerstand und Kooperation.
353 Eßer, Landstände im Alten Europa, S. 268. 
354 Eßer, Landstände im Alten Europa, S. 268 ff. Auf Rituale und Symbole in Bezug auf Politik gehen 
zum Beispiel ein: Holenstein, Die Huldigung der Untertanen; Stollberg-Rilinger (Hrsg.), Vormo-
derne politische Verfahren. 
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3. Kulturgeschichte des Politischen von unten: 
Das Politische nach Ernesto Laclau  
und Chantal Mouffe
Generell zeigt die Forschungstradition zu Bauern und Landständen die schon er-
wähnte gemeinsame Tendenz, die durch die neuere Forschung in den letzten Jahren 
abgelöst wird: Eine Dichothomie wurde zwischen Untertanen und Herrschaft auf-
gebaut und dadurch Überschneidungen zwischen diesen Gruppen wie auch unter-
schiedliche Politiken innerhalb dieser Gruppen tendenziell vernachlässigt, so dass 
– zum Beispiel durch die Konzentration auf eine homogene bäuerliche Gesellschaft 
oder durch eine Konzentration auf homogene Landstände – die Forschungen zu 
einer unterbäuerlichen Politik und zu Divergenzen und Kooperationen unter den 
Landständen bisher noch recht übersichtlich sind. 
In dieser Arbeit wird dagegen ein Vierecksverhältnis zwischen Landesherr, Land-
ständen, Gemeinden und unterbäuerlicher Schicht zur Sprache gebracht, an dem 
ermessen werden soll, inwiefern es für welche politischen Kräfte möglich war, auf 
Landtagen ihre Politik zu praktizieren und möglicherweise Herrschaftsrechte zu ver-
einheitlichen und zu monopolisieren. Der Herstellung von Repräsentation wird hier 
versucht nachzugehen, wobei die besondere Art der vormodernen Repräsentation, 
wie sie Stollberg-Rillinger für die Landstände ausgearbeitet hat, berücksichtigt wer-
den soll. 
Mit Laclaus und Mouffes Politikkonzeption soll die Begrifflichkeit bereitgestellt 
werden, mit der die Herstellung von Antagonismen und  Geltungsansprüchen, also 
eine Politik „von unten“ der Landstände, Bauern und unterbäuerlichen Schicht, be-
trachtet wird. Laclau und Mouffe integrieren die Mechanismen Antagonismus und 
Herstellung von Geltungsansprüchen nämlich zentral in ihrem Politikkonzept. Was 
Politik ist und was nicht, ändert sich im Laufe der Geschichte, ist also Gegenstand 
menschlicher Sinnstiftung.355 Welche Sachgebiete, Praktiken oder Institutionen als 
355 Stollberg-Rilinger, Was heißt Kulturgeschichte des Politischen?, S. 14; Frevert, Neue Politikgeschich-
te, S. 14; Mergel, Überlegungen zu einer Kulturgeschichte der Politik, S. 587. 
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politisch ausgegeben und durchgesetzt werden, ist „Gegenstand von Aushand-
lungs- und Deutungskämpfen“.356 Politikgeschichte sollte zuallererst „Modalitäten 
und Mechanismen von Grenzziehungen“357 zwischen dem Politischen und dem 
Nicht-Politischen ausloten und sollte sich nicht über ein bestimmtes Sachgebiet 
schon im Vorhinein definieren und so Politik überhistorisch-universalisierend und 
essentialistisch nur in diesem Sachgebiet suchen (und finden).358 „Welche Bezie-
hungen bewusster Ordnung und Steuerung bedürfen und welche außerhalb des 
politischen Feldes bleiben, ist eine Sache des Aushandelns. Auch die Medien, mit-
tels derer geordnet und gesteuert werden kann, sind disponibel: Ob Recht oder 
physische Gewaltanwendung, ob Geld oder Moral eingesetzt werden, um in soziale 
Beziehungen zu intervenieren und sie verbindlich zu strukturieren, wird in einer po-
litischen Arena verhandelt und entschieden, in die – direkt oder indirekt, manifest 
oder latent – vielfältige und widerstreitende Interessen und Informationen Eingang 
finden.“359
Der Entwurf einer neuen Politikgeschichte, einer „Kulturgeschichte des 
Politischen“360, welche die Bedeutungszuschreibungen der Akteure bei der Defini-
tion von Politik stärker berücksichtigt, zeichnet sich in den letzten Jahren ab. Die 
Politikgeschichte gilt zwar als letzte Bastion der „eigentlichen“ oder auch „harten“361 
Geschichte, die nur schwerlich durch eine kulturalistische Wende angeregt werden 
kann, dennoch zeichnet sich eine Veränderung ab, die mit der Kritik der Bielefel-
der Historischen Sozialwissenschaft begann. Zunächst bemängelte man an der al-
ten Politikgeschichte die Auswahl des Sachgebietes: In den siebziger Jahren, als die 
althergebrachte Geschichtswissenschaft durch die Sozialgeschichte kritisiert wurde, 
grenzte sich die neue Bewegung vor allem gegenüber einer Politikgeschichte ab, die 
sich mit den großen politischen Gestalten (meist Männern), Ereignissen und dem 
Staat in der Geschichte beschäftigt hatte. Die Geschichte unter dem Motto „Männer 
356 Stollberg-Rilinger, Was heißt Kulturgeschichte des Politischen?, S. 14.
357 Frevert, Neue Politikgeschichte, S. 24.
358 Mergel, Überlegungen zu einer Kulturgeschichte der Politik, S. 587. 
359 Frevert, Neue Politikgeschichte, S. 14 f. 
360 Zu nennen sind vor allem: Stollberg-Rilinger, Was heißt Kulturgeschichte des Politischen?; Mergel, 
Überlegungen zu einer Kulturgeschichte der Politik; Frevert, Neue Politikgeschichte.
361 Wehler, Kommentar, S. 574.
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machen Geschichte“, die sich auf eine Beschreibung von Ereignisabläufen und vor 
allem auf den Staat als wichtigstem Akteur konzentrierte362, sollte abgelöst werden 
von einer Politikgeschichte, die systematische Kategorien der Politikwissenschaft 
und Verbindungen zur Sozial- und Strukturgeschichte berücksichtigte.363 Damit in-
teressierten sich die sog. historischen Sozialwissenschaften vor allem für die Unter-
suchung von sozialen und ökonomischen Strukturen, die als Rahmenbedingungen, 
wenn nicht gar als Determinanten politischen Handelns angesehen wurden, und 
weniger für individuelle Akteure und deren Intentionen, Vorstellungen und Ziele.364 
Politikgeschichte hatte – „analog zu den systematischen Sozialwissenschaften – ana-
lytisch zu werden, anstatt Geschichten zu erzählen“.365 
Erfolgreich waren die Vertreter der Historischen Sozialwissenschaft darin, den 
Staat aus dem Zentrum des politischen Interesses zu rücken.366 Sie kritisierten die 
Staatszentrierung der alten Politikgeschichte.367  Es sollte nun um die „richtigen“ 
Sachgebiete einer politischen Geschichte gehen: Der Staat sollte nicht mehr als 
einziger legitimer Akteur einer Politikgeschichte gelten. Die historischen Sozialwis-
senschaften und auch eine seit den achtziger Jahren präsente Alltagsgeschichte ver-
suchten, das politische Gewicht anderer Akteure, vornehmlich der Unterschichten, 
herauszuarbeiten: Neue soziale Bewegungen, Verbände, Parteien und Wählerverhal-
ten sowie die Alltagspolitik der kleinen Leute in Werkstätten, Fabrikn und Nachbar-
schafts- und Familienbeziehungen sowie in Wirtshäusern und auf der Straße wurden 
bevorzugte Untersuchungsobjekte.368 Gerade für den hier untersuchten historischen 
Zeitraum, in dem der Staat nicht „jener omnipotente, multifunktionale Akteur war, 
als der er sich seit dem 17. Jahrhundert herauspräparierte, bietet ein staatsferner 
Begriff von Politik mehr Identifikations- und Anschlussmöglichkeiten als einer, der 
sich auf die Rekonstruktion zentralisierter Entscheidungsprozesse und -handlungen 
362 Mergel, Überlegungen zu einer Kulturgeschichte der Politik, S. 575 ff. 
363 Frevert, Neue Politikgeschichte, S. 7.
364 Mergel, Überlegungen zu einer Kulturgeschichte der Politik, S. 580; Frevert, Neue Politikgeschichte, 
S. 9 f. 
365 Frevert, Neue Politikgeschichte, S. 9.
366 Ebd., S. 12. 
367 Mergel, Überlegungen zu einer Kulturgeschichte der Politik, S. 578. 
368 Frevert, Neue Politikgeschichte, S. 12; Mergel, Überlegungen zu einer Kulturgeschichte der Politik, 
S. 579. 
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versteift.“369 Die neuere kulturwissenschaftliche Politikkonzeption macht es genau 
wie die historischen Sozialwissenschaften möglich, den Staat nicht mehr nur als 
einzigen politischen Akteur wahrzunehmen, sondern auch andere politische Ak-
teure wie Bauern, Landstände und unterbäuerliche Bevölkerung in die Agenda des 
Politischen aufzunehmen.370
Im Gegensatz zu den historischen Sozialwissenschaften meint die „Kulturge-
schichte des Politischen“ aber nicht mehr genau zu wissen, in welchem Sektor der 
Gesellschaft sich Politik verorten lässt. Angeregt ist diese „Kulturgeschichte des Po-
litischen“ durch einen neuen Kulturbegriff, der Kultur nicht als einen sektoralen 
Gegenstandsbereich der Gesellschaft versteht. Kultur wird als fundamentale Fähig-
keit des Menschen zur Symbolerzeugung und        -wiederholung aufgefasst.371 
Mit einer solchen Perspektive werden historische Phänomene als „Ergebnisse von 
(impliziten und expliziten) Sinnzuschreibungen, Geltungsbehauptungen und Deu-
tungskonflikten der Akteure“ verstanden.372 Durch die Praxis der Bezeichnung und 
der Handlung entstehen das Bezeichnete und das Objekt. Praxis ist das Schlüssel-
wort: Kultur ist die Praxis der Sinnerzeugung, aber auch der Wiederholung des 
Sinnes. In ihrer Disparatheit373 teilen die Ansätze, die sich um eine Kulturgeschichte 
des Politischen bemühen, zwei Grundannahmen: Man versucht mit dem „ethno-
logischen Blick“ auf die vergangene Gesellschaft zu schauen, und damit ist eine 
allgemeine, überzeitliche Definition des Gegenstandsbereichs des Politischen nicht 
möglich. Gleichzeitig wird Kultur als eine Praxis der Sinnzuschreibung verstanden, 
d.h. Wirklichkeit wird in Verständigungsprozessen als solche hergestellt.  Was nun 
ist dann Politik, wenn sie nicht mehr als sektorales Feld von der Kultur oder dem 
369 Frevert, Neue Politikgeschichte, S. 12 f. 
370 Ebd., S. 14.
371 Stollberg-Rilinger, Was heißt Kulturgeschichte des Politischen?, S. 10; Daniel, Kompendium der 
Kulturgeschichte, S. 11. Auch zur Herleitung solch eines Kulturebgriffs aus disparaten Ansätzen und 
Theorievorschlägen: Daniel, Kompendium Kulturgeschichte. 
372 Stollberg-Rilinger, Was heißt Kulturgeschichte des Politischen?, S. 12.
373 Siehe allein den Überblick von: Daniel, Kompendium Kulturgeschichte. Daniel wertet jene Dispara-
theit als Vorteil und nicht als Nachteil. 
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Sozialen abzugrenzen ist? Politik ist ein bestimmter Modus solch einer Praxis der 
Sinnzuschreibung. 374 
Zunächst muss klar sein, was die Beschäftigung mit einem solchen Modus einer 
Praxis der Sinnzuschreibung nicht sein soll: Eine Kultur der Politik soll sich nicht 
mit dem Beiwerk oder „Wandschmuck“ der Macht beschäftigen: Mit der Rede von 
einer „Kulturgeschichte der Politik“ soll keine Unterscheidung zwischen den „’ei-
gentlichen’ Machtstrukturen und Entscheidungsprozessen“, also dem traditionell 
„eigentlich“ Politischen, und der Darstellung und Wahrnehmung des Politischen, 
aufgemacht werden.375 Nähme man eine solche Unterscheidung an, wären Politik die 
Entscheidungsträger, der Erlass und seine Durchsetzung, während politische Kultur 
jene Fackelzüge, Feste und nationalen Denkmäler wären, die mit gutem Willen als 
„Wandschmuck“ der Politik bezeichnet werden könnten.376 Ganz im Gegenteil – es 
soll gezeigt werden, „welche fundamentale Rolle symbolische Praktiken und dis-
kursive Strukturen schon bei der Konstitution von politischen Institutionen, Ord-
nungskategorien, Geltungs- und nicht zuletzt Herrschaftsansprüchen spielen“.377 
Damit wird die Suche nach den „harten Fakten“, nach einer Politik „als solcher“378, 
nach einer unverschleierten Realität, die frei von darstellendem Kalkül wäre, aufge-
geben. Die Realität ist durch die Sinnzuschreibungen und Bedeutungskategorien in 
den Köpfen aller Akteure konstituiert. Die kulturalistische Politikgeschichte geht 
demnach davon aus, dass das Verständnis von Politik, Macht und Herrschaft ohne 
die Analyse kollektiver Vorstellungen und Zuschreibungen nicht auskommt, denn 
diese Vorstellungen und Zuschreibungen lassen Politik, Macht und Herrschaft in 
den Augen beteiligter Akteure erst entstehen.379
374 So sinngemäß: Frevert, Neue Politikgeschichte, S. 23; Stollberg-Rilinger, Was heißt Kulturgeschichte 
des Politischen?, S. 10 ff.; Mergel, Überlegungen zu einer Kulturgeschichte der Politik, S. 574 f, 588 
f., 592: Kanonischer Text für den ethnologischen Blick ist laut Mergel: Geertz, Dichte Beschreibung. 
Mergel weist darauf hin, dass sich alle Theorie, auf die Kulturgeschichte sich beziehen kann, in diesem 
Konstruktivismus einig ist: Vor allem sind zu nennen die Diskurstheorie in der Tradition Michel Fou-
caults, Clifford Geertz’ semiotische Kulturtheorie und auch Niklas Luhmanns Systemtheorie.
375 Stollberg-Rilinger, Was heißt Kulturgeschichte des Politischen?, S. 16; Frevert, Neue Politikgeschich-
te, S. 19 f. 
376 Mergel, Überlegungen zu einer Kulturgeschichte der Politik, S. 586. 
377 Stollberg-Rilinger, Was heißt Kulturgeschichte des Politischen?, S. 16.
378 Mergel, Überlegungen zu einer Kulturgeschichte der Politik, S. 586. 
379 Stollberg-Rilinger, Was heißt Kulturgeschichte des Politischen?, S. 17.
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Wie kann man sich nun Politik bzw. das Politische380 als solch einen Modus der 
kulturellen Praxis einer Sinnzuschreibung vorstellen? Für Thomas Mergel und Stoll-
berg-Rilinger ist das Konzept von Niklas Luhmann aufgrund seiner Elastizität am 
einleuchtendsten: Politik ist demnach die „Herstellung und Durchführung kollek-
tiv verbindlicher Entscheidungen“.381 Mergel erläutert: „Die Brauchbarkeit dieses 
Konzepts wird deutlich, wenn man die einzelnen Worte akzentuiert: „Herstellung“ 
bedeutet, den kommunikativen Prozess in den Blick zu nehmen; die Bindungswir-
kung auf Kollektive meint nicht nur den Zwangscharakter, der jeder Politik anhaf-
tet, sondern auch die Integrationsfunktion, die jeder Politik auf die Dauer inne-
wohnen muss; und ‚Entscheidung’ thematisiert einerseits die Wirkmächtigkeit von 
Politik wie auch die Alternativen, die es im politischen Handeln zu jeder Zeit gibt.“ 
Damit werde der Begriff der Politik nicht denen überlassen, die darunter nur Staat 
und Staatsmänner verstehen, sondern Politik in diesem Sinne kann dann auch von 
anderen Gruppen vollführt werden – wie dies die Historischen Sozialwissenschaft 
und die Alltagsgeschichte schon einforderten und praktizierten. Die Herstellung 
solcher bindenden Entscheidungen wäre sowohl in Kooperation als auch im Kon-
flikt möglich.382 Konflikthafte wie auch kooperative politische Handlungen zwi-
schen unterschiedlichen Gruppen in einem Territorium wären mit solch einem Po-
litikbegriff also beschreibbar. Sie übten durch einen kommunikativen Prozess eine 
Bindungswirkung auf – wie auch immer gestaltete – Kollektive, auf „das Ganze“, 
aus, sei es auf zwanghafte oder integrative Art und Weise. Was das politische Ganze 
dann jeweils ausmachte, auf das sich die Entscheidungen bezogen, ist historisch un-
terschiedlich und Ergebnis von Bedeutungszuschreibungen.383 
Ich möchte versuchen, den Modus des Politischen mit einem Politikkonzept von 
Ernesto Laclau und Chantal Mouffe mit zusätzlichen und teilweise etwas anderen 
Akzenten zu definieren und mit diesem Politikbegriff die drei Politiken von Bau-
380 Stollberg-Rilinger, Was heißt Kulturgeschichte des Politischen?, S. 14: Stollberg-Rilinger präferiert 
den Begriff „das Politische“ vor „der Politik“, da ersterer nicht suggertiert, es gäbe ein ausdifferenzier-
tes Funktionssystem „Politik“, das dann für alle Zeit angenommen würde, ohne erst am historischen 
Gegenstand zu überprüfen, ob es ein solches Funktionssystem tatsächlich gab. 
381 Ebd., S. 14. So auch ähnlich: Mergel, Überlegungen zu einer Kulturgeschichte der Politik, S. 587
382 Mergel, Überlegungen zu einer Kulturgeschichte der Politik, S. 587. 
383 Stollberg-Rilinger, Was heißt Kulturgeschichte des Politischen?, S. 14. 
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ern, Landständen und unterbäuerlicher Bevölkerung in Ostfriesland zu beschrei-
ben. Laclau und Mouffe haben mit ihrer Monographie „Hegemonie und radika-
le Demokratie“ versucht, poststrukturalistische Theoriefiguren für die Analyse von 
Gesellschaft und Politik fruchtbar zu machen.384 Laclau und Mouffe, eigentlich aus 
einer marxistischen Tradition kommend, teilen damit den konstruktivistischen An-
satz der Kulturgeschichte und sprechen davon, dass Wirklichkeiten durch Bedeu-
tungszuschreibungen zustande kommen385 und diese Wirklichkeiten als Diskurse 
strukturiert sind.386 Das heißt, jedes Objekt, jede Handlung, jedes Sprechen kann 
nur deshalb eine Bedeutung besitzen, weil es von anderen Objekten, Handlungen 
und anderem Sprechen unterschieden ist.387 Die Gesellschaft, die sozialen Identitä-
ten in ihr388, sind diese Wirklichkeit und sind demnach als Diskurs strukturiert und 
werden durch Sinnzuschreibungen hergestellt.389 
384 Stäheli, Poststrukturalistische Soziologien, S. 34: Im angelsächsischen Raum sorgte ihre radikalisierte 
postmarxistische Diskursanalyse unter marxistischen Theoretikern und Vertretern einer soziologischen 
Theorie für Aufregung, da Vorstellungen dekonstruiert wurden, die Klassen aus ihrer sozialen Position 
erklärten und Diskurse von einer tieferliegenden Sozialstruktur ableiteten. Postmarxismus ist aber 
nicht mit Ex-Marxismus gleichzusetzen, sondern stellt laut Laclau eher einen lebendigen Dialog mit 
der Tradition des Marxismus dar, der nicht in einer dogmatischen Affirmation seiner Einheit und 
Kohärenz münden soll. Vielmehr sollen die emanzipatorischen Ansätze der Aufklärung und des Mar-
xismus durch einen entschiedenen Anti-Essentialismus radikalisiert werden (Laclau, Politics and the 
Limits of Modernity, S. 77-80). Auch im deutschsprachigen Raum wird diese poststrukturalistische 
Konzeption von Gesellschaft und Politik seit einiger Zeit zur Kenntnis genommen. Insbesondere sind 
hier Oliver Marchart, Philipp Sarasin und Urs Stäheli zu nennen: Marchart, Undarstellbarkeit und 
„ontologische“ Differenz; Sarasin, Die Wirklichkeit der Fiktion; Stäheli, Poststrukturalistische Sozio-
logien.
385 Moebius, Diskurs – Äquivalenz – Differenz, S. 4; Laclau/Mouffe, Hegemonie und radikale Demo-
kratie, S. 149, 253, Fußnote 20; Marchart, Undarstellbarkeit und „ontologische“ Differenz, S. 8: 
Laclau und Mouffe nennen die Praxis, mit der Umdeutungen bzw. Bedeutungsgebung vorgenommen 
werden, eine artikulatorische Praxis. Mit dieser versuchen Menschen, einen neuen, anderen Diskurs 
zu konstruieren. Praktiken, Dinge und Menschen werden auf eine neue Art fest geordnet und erhalten 
so eine neue Bedeutung. Diese Praxis ist auch relational und differentiell strukturiert. Insofern ist diese 
Praxis nicht das Außer-diskursive, sondern das relationale, differentielle Äußere eines Diskurses.
386 Laclau/Mouffe, Hegemonie und radikale Demokratie, S. 143 ff., 149; Marchart, Undarstellbarkeit 
und „ontologische“ Differenz, S. 8, S. 18, Fußnote 5. 
387 Laclau, Discourse, S. 431 f.; Laclau/Mouffe, Hegemonie und radikale Demokratie, S. 150: Sie be-
ziehen sich bei diesen Ausführungen auf die Linguistik von Ferdinand de Saussure (De Saussure, 
Grundlagen der allgemeinen Sprachwissenschaft). 
388 Zur Herstellung sozialer Identitäten durch Politik: Laclau, New Reflections on the Revolution of our 
Time, S. 39.
389 Sarasin, Diskurstheorie und Geschichtswissenschaft, S. 67; Sarasin, Die Wirklichkeit der Fiktion, S. 35.
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Auch Laclau und Mouffe fassen Politik als einen Modus solcher Sinnzuschrei-
bungen. Sie sprechen von Politik, wenn von einem Menschen oder einer Gruppe 
der Versuch unternommen wird, für etwas Ganzes zu sprechen.390 Politik ist also 
zum Beispiel der Anspruch einer Gruppe, ihren Standpunkt zu verallgemeinern 
und für diese Allgemeinheit politisch zu sprechen und zu handeln. Die Gesellschaft 
und die sozialen Identitäten in ihr sind das Produkt einer solchen Politik. Ernes-
to Laclau und Chantal Mouffe wollen damit einer essentialistischen marxistischen 
Gesellschaftstheorie entkommen, indem sie eine politische Position, ein Klassenbe-
wusstsein und eine Identitätsvorstellung nicht als Ausdruck einer tatsächlichen sozi-
alen Lage, als Reflex objektiver Interessen oder ökonomischer Verhältnisse ansehen, 
sondern als hergestelltes Produkt einer Politik.391 Wie Gesellschaft aussieht, welche 
Identitäten es gibt und wem politisches Handeln erlaubt wird, ist immer einem 
Prozess der Sinnstiftung unterworfen, ist also veränderbar und niemals ganz festge-
390 Laclau, Identity and Hegemony, S. 50, 54, 56; Laclau, Die Politik als Konstruktion des Undenkba-
ren, S. 57; Laclau, New Reflections on the Revolution of our Time, S. 28 f.; Laclau, Von den Namen 
Gottes, S. 277; Laclau, Structure, History and the Political, S. 207; Marchart, Undarstellbarkeit und 
„ontologische“ Differenz, S. 9; Dyrberg, Diskursanalyse als postmoderne politische Theorie, S. 24; 
Stäheli, Politik der Entparadoxisierung, S. 56; Hintz/Vorwallner, Vorwort der Herausgeber, S. 20: 
Laclau und Mouffe sprechen davon, dass das Partikulare versucht für das Universale, also für ein Gan-
zes, zu sprechen. Sie bezeichnen Politik auch als Hegemonie.
391 Laclau/Mouffe, Hegemonie und radikale Demokratie, S. 144; Laclau, Identity and Hegemony, S. 
77; Moebius, Diskurs – Äquivalenz – Differenz, S. 2; Hintz/Vorwallner, Vorwort der Herausgeber, 
S. 16 f.; Sarasin, Die Wirklichkeit der Fiktion, S. 33; Marchart, Undarstellbarkeit und „ontologi-
sche“ Differenz, S. 7; Dyrberg, Diskursanalyse als postmoderne politische Theorie, S. 47 Fußnote 2; 
Stavrakakis, Laclau mit Lacan, S. 183. Žižek, Gegen reine Politik, S. 97-100: Slavoj Žižek spricht 
in seiner Kritik an Laclaus Konzeption von einer Herabstufung der Wirtschaftssphäre. Laclau und 
Mouffe zielten darauf ab, die Sphäre der Ökonomie (der materiellen Produktion) auf eine „ontische“ 
– der „ontologischen“ Würde beraubte – Sphäre zu reduzieren. Das Feld der Ökonomie ist nach Žižek 
gerade in seiner Form nicht auf Politik zu reduzieren. Diese Ebene der Form der Ökonomie (der 
Wirtschaft als einer bestimmenden Form des Sozialen) ist das, was die französischen „politischen Post-
Marxisten“ verfehlten, wenn sie die Wirtschaft zu einer ihrer positiven sozialen Sphären reduzierten. 
Er unterstellt diesen reinen „Politikern“, dass sie sich von der Wirtschaft als Ort des Kampfes und der 
Intervention verabschieden und plädiert für einen heutigen Kampf auf dem Terrain der Wirtschaft als 
dem entscheidenden Bereich. Laclau zeigt dagegen, dass man die Ökonomie nur als Resultat bestimm-
ter hegemonial-polischer Stabilisationen betrachten darf. Dies hieße aber nicht, dass man nicht auf 
der Ebene der Ökonomie Widerstand ausüben kann, nur wird dieser Widerstand seines Erachtens ein 
Widerstand sein, den er mit seiner Definition als politischen Widerstand beschreiben würde, also als 
Versuch eines Sprechen und Handelns einer Gruppe für ein Ganzes (Laclau, Constructing Universa-
lity, S. 291 ff.). 
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legt.392 Bedeutung wird immer zugleich erzeugt und untergraben.393 Keine Bedeu-
tung ist jemals ganz festgelegt, weil Bedeutungen nie ganz eindeutig sind.394 Dieser 
Bedeutungsüberschuss macht die Bedeutung offen für Umdeutungen. Eine soziale 
Ordnung wäre damit nach Laclau und Mouffe der „prekäre und letztlich verfehlte 
Versuch“, das Feld der Bedeutungen und damit das Feld der Wirklichkeit zu zäh-
men.395 Gesellschaftsordnungen werden damit als vorübergehende Sinngebung von 
bestimmten sozialen Selbstbeschreibungen gedacht396, aber solche Versuche können 
auch scheitern, können gar nicht erst zu einer Ordnung werden oder abgelöst wer-
den, Konflikte können darüber entstehen. Solche konkurrierenden und konflikthaf-
ten Deutungen sind besonders aufschlussreich für den Historiker: Zuschreibungen 
werden nicht mehr akzeptiert und offene Deutungskonflikte, in deren Rahmen 
Deutungen explizit gemacht werden, brechen aus.397  Laclau und Mouffe betonen 
demnach ein Merkmal kultureller Sinngebung, das auch von der Kulturgeschichte 
des Politischen in Anschlag gebracht wird: „So wie die Grammatik jeder Sprache 
durch die Praxis weiterentwickelt wird, indem sie Regelverstöße und Varianzen in-
tegriert, ist jedes kulturelle Bedeutungssystem grundsätzlich offen für Veränderung 
392 Laclau/Mouffe, Hegemonie und radikale Demokratie, S. 149, 151; Torfing, Politics, Regulation 
and the modern Welfare State, S. 89.  Die Ausarbeitung dieser Veränderbarkeit und Ambiguität der 
Bedeutung, also die von Laclau und Mouffe sog. „artikulatorische Praxis“ kann als der poststruktu-
ralistische, theoretische Schritt definiert werden, mit dem sich Laclau und Mouffe von der struktu-
ralistischen Konzeptionen von kaum veränderbaren, geschlossenen diskursiven Systemen lösen. Die 
Strukturalisten konzipierten im Gegensatz zu Laclau und Mouffe geschlossene diskursive Totalitäten. 
Insofern existiert für die Strukturalisten eine Ordnung, die tendenziell immer wiederholt wird. Im 
Duktus Saussures würde das heißen, dass Bezeichnendes und Bezeichnetes damit auch fester anein-
ander gebunden sind, wenn auch die perfekte Saussuresche Isomorphie zwischen der Ordnung der 
Signifikanten und der Ordnung der Signifikate aufgegeben wurde (Laclau, Discourse, S. 433. Laclau/
Mouffe, Hegemonie und radikale Demokratie, S. 150).
393 Derrida, Die Schrift und die Differenz, S. 424 f.; Sarasin, Diskurstheorie und Geschichtswissen-
schaft, S. 65; Sarasin, Die Wirklichkeit der Fiktion, S. 33 f.
394 Laclau/Mouffe, Hegemonie und radikale Demokratie, S. 149, 151; Laclau, Politics and the Limits of 
Modernity, S. 70; Marchart, Undarstellbarkeit und „ontologische“ Differenz, S. 8; Torfing, Politics, 
Regulation and the Modern Welfare State, S. 89; Sarasin, Diskurstheorie und Geschichtswissenschaft, 
S. 65.
395 Laclau / Mouffe, Hegemonie und radikale Demokratie, S. 142.
396 Laclau/Mouffe, Hegemonie und radikale Demokratie, S. 130; Laclau, New Reflections on the Revo-
lution of our Time, S. 90: Gäbe es einen Diskurs, in welchem Bedeutung nicht zumindest temporär 
fixiert werden könnte, so wäre dies der Diskurs des Psychotikers.
397 Stollberg-Rilinger, Was heißt Kulturgeschichte des Politischen?, S. 20. 
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durch kreative Abweichungen, Umdeutungen, nicht zuletzt auch durch Konflikte, 
in denen sich neue Deutungsansprüche durchsetzen“.398
Insgesamt unterscheiden sich Laclau und Mouffe mit diesen Definitionen kaum 
von der Kulturgeschichte des Politischen, wie sie oben ausgeführt wurde: Politik ist 
eine Sinnstiftung für ein Ganzes, für ein wie auch immer geartetes Kollektiv. Auch 
Laclau und Mouffe definieren dieses Kollektiv nicht, d.h. jede Gruppe und nicht 
nur der Staat kann Politik in ihrem Sinne betreiben.399 Solche kollektiven Ganzhei-
ten können Staat, Kirche, Kommune, Volk, Nation oder Reich sein. Sie haben laut 
Barbara Stollberg-Rilinger den „Charakter handlungsleitender Fiktionen, als sie erst 
durch Repräsentationsprozesse – im doppelten Sinne des Begriffs: sowohl durch 
institutionalisierte Zurechnungsverfahren als auch durch symbolische Verfahren der 
Darstellung und Verkörperung – zur Existenz gelangen“.400 
Sehr intensiv setzen sich Laclau und Mouffe damit auseinander, welche Akte nun 
genau mit dieser Praxis der Sinnerzeugung und spezieller mit politischer Praxis ge-
meint sind. Sind es hauptsächlich verbale Äußerungen, mit denen Politik betrieben 
wird? Als Praxis sehen die beiden Postmarxisten nicht nur oder vornehmlich Spre-
chen oder Schreiben an, sondern gemeint ist vielmehr jede Praxis, auch nonverbale 
Handlungen.401 Es wird also nicht vorab definiert, welche Praxis für den Modus des 
Politischen die wichtigere Praxis ist, vielmehr soll geschaut werden, welche Praxis im 
betreffenden untersuchten Zeitraum und Ort die wichtigere Praxis ist. Mit welcher 
398 Stollberg-Rilinger, Was heißt Kulturgeschichte des Politischen?, S. 20.
399 Laclau, New Reflections on the Revolution of our Time, S. 61; Dyrberg, Diskursanalyse als postmod-
erne politische Theorie, S. 24. 
400 Stollberg-Rilinger, Was heißt Kulturgeschichte des Politischen?, S. 14. 
401 Laclau/Mouffe, Hegemonie und radikale Demokratie, S. 143, 145 f.; Laclau, Politics and the Limits 
of Modernity, S. 71; Marchart, Undarstellbarkeit und „ontologische“ Differenz, S. 18, Fußnote 5. 
Auch Martin Dinges betrachtet in seiner Untersuchung von Ehrenhandel im Paris des 18. Jahrhun-
derts die nonverbalen Praktiken als gleichwertige Elemente zu den verbalen Elementen, die gemein-
sam die Struktur „Ehrenhandel“ bilden würden. „Ein ausgesprochenes Wort oder eine Beleidigung ist 
ebenso ein Element dieser Struktur ‚Ehrenhandel’ wie eine ausgeteilte Ohrfeige oder eine abgerissene 
Perücke“ (Dinges, Maurermeister und Finanzrichter, S. 39).
 Mergel, Überlegungen zu einer Kulturgeschichte der Politik, S. 593, 597: Mergel definiert Politik 
noch als vornehmlich Sprachen bzw. Sprache, ist sich aber bewusst, dass dies nur eine vorläufige 
Definition ist, da in der Geschichtswissenschaft immer stärker auch die nonverbalen Äußerungen als 
Kommunikation ernst genommen werden und auch er bezeiht sich auf nichtsprachliche Kommunika-
tionsformen wie Rituale und Regeln.
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Praxis ein Akteur „spielt“ – sei es z.B. Recht, physische Gewalt, Geld, Moral, Spra-
che oder Symbole und Rituale – sollte genau beachtet werden: Welche Form war für 
eine frühneuzeitliche Politik in Ostfriesland für diese drei Gruppen eine „genuine 
Dimension des Politischen“402? Dabei bilden solche Formen nicht nur ab, was der 
„eigentliche“ Inhalt der Politik ist, sondern sie greifen durch die „ihnen eigenen 
Auswahl- und Rahmungsentscheidungen auch performativ“ ein.403 Man kann die 
frühneuzeitliche Politik, speziell diejenige „von unten“, als eine Politik charakte-
risieren, die unter Anwesenden stattfand404 und deshalb spezifischen Erwartungen 
unterlag. Möglicherweise wurde für solch eine Kommunikation unter Anwesenden 
eine Politik praktiziert, die weniger sprachzentriert war und deren – anerkannte 
und kollektive – Paxis stärker von eine Vermittlung und Herstellung durch Rituale 
geprägt war. Unter Ritual wird eine Handlungskette verstanden, die prinzipiell wie-
derholbar ist und damit ein hohes Maß an Formalisierung aufweist, die aufgrund 
der Performativität zumindest bei einem der Beteiligten eine Statusveränderung 
bewirkt und aus dem Handlungskontinuum des Alltags aufgrund von verbalen, 
optischen oder akustischen Signalen herausgehoben wird. Aufgrund der Heraus-
gehobenheit aus dem Alltag, also der feierlichen Inszenierung und einer noch stär-
keren Formalisierung unterscheidet sich das Ritual von Routinen.405 In einer Face-
402 Frevert, Neue Politikgeschichte, S. 20.
403 Ebd., S. 19. 
404 Schlögl, Vergesellschaftung unter Anwesenden. 
405 Dartmann, Schrift im Ritual, S. 173.
 Der Ausdruck „performativ“ für den Herstellungsaspekt von sprachlichen und nicht-sprachlichen 
Handlungen geht auf eine Konzeption von John L. Austin zurück. Eine performative Äußerung wird 
nach John L. Austin durch die Verwendung in einer bestimmten Situation und durch die anerkannte 
sowie akzeptierende Geltungskraft des Sprechaktes gebildet. Auf der Basis der „Sprechakttheorie“ von 
John L. Austin, wonach performative Äußerungen Ereignisse erzeugen, indem sie eine Handlung be-
wirken, und unterschieden werden von konstativen Äußerungen (Äußerungen, die wahr oder falsch 
sein können), entwickelte die Literatur- und Kulturtheorie einen erweiterten Begriff von Performa-
tivität, der nicht mehr zwischen konstativen und performativen Akten unterscheidet, sondern unter-
schiedliche Punkte auf einer Skala der performativen Kraft einer Handlung beschreibt. Performativität 
meint in der Literatur- und Kulturtheorie jene „Gewichtung“, „Dynamik“ oder „Kraft“, die aufgrund 
bestimmter Bedingungen „Ereignisse“ (das meint im engeren Sinne „Handlungsereignisse“) und/oder 
Verwandlungen erzeugt. Der Performativ bezeichnet als Wiederholungsakt der Sprache bestimmte 
Handlungen, die man in der Äußerung vollzieht. Auch nicht-sprachliche Handlungen haben aber eine 
performative Dimension, auf die hier hingewiesen werden soll (Martschukat/Patzold, Geschichtswis-
senschaft und „performative turn“, S. 4 ff.; Ogrzal, Das performative Gespenst, S. 69-72).
 Rituale können so als Teil eines bedeutungsgenerierenden Diskurses analysiert werden: Rituale werden 
aufgeführt und gleichzeitig bringen sie Bedeutung hervor, indem sie eine „Schwellenüberschreitung“ 
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to-Face-Gesellschaft sind Rituale auch im damaligen politischen Handlungsrahmen 
möglicherweise weitaus stärker darstellungs- und entscheidungsrelevant gewesen als 
heute.406 Laclau und Mouffe können zwar von ihrer Grundkonzeption her solche 
Rituale mit in ihre Analyse als bedeutungsgenerierende Praktiken einbeziehen. Da 
sie aber die westliche Moderne seit der Französischen Revolution analysieren und 
diese den Hintergrund für ihre Politikkonzeption bildet, vernachlässigen sie solche 
bedeutungsgenerierenden Elemente eher.407
Wichtig für Laclau und Mouffes Politikbegriff sind auch Repräsentationsprozes-
se. Sie sind eng mit dem Machen von Politik verbunden: Laclau und Mouffe gehen 
davon aus, dass es Politik als Handeln für ein Ganzes nicht ohne Repräsentation von 
Personen für andere Personen gebe.408 Jedes Repräsentationsverhältnis beruht nach 
Laclau auf einer Fiktion: eine Präsenz von etwas auf einer bestimmten Ebene wird 
vorgestellt, obwohl es genau genommen abwesend ist.409 Repräsentation ist durch 
eine doppelte Bewegung gekennzeichnet: von den Repräsentierten läuft eine Bewe-
gung zu den Repräsentierenden, die andere Bewegung vollzieht sich von den Re-
präsentierenden zu den Repräsentierten. Die Repräsentierenden geben Bedeutung, 
(Martschukat/Patzold) zeigen. Rituale können zum Beispiel bei der Einsetzung eines Beamten in sein 
Amt für alle sichtbar herstellend/performativ wirken, sie können aber auch sozusagen hinter dem 
Rücken der Akteure performativ sein. Das Hergestellte erscheint durch die regelmäßige Wiederholung 
als natürlich und somit dem Ritual vorgängig. Zu diesem herstellenden, performativen Charakter des 
Rituals: Stollberg-Rilinger, Symbolische Kommunikation in der Vormoderne, S. 503; Dartmann, 
Schrift im Ritual, S. 173 f.; Martschukat/Patzold, Geschichtswissenschaft und „performative turn“, 
S. 8.
406 So zum Beispiel: Frevert, Neue Politikgeschichte, S. 16. 
407 In ihrer Auseinandersetzung mit Laclau und Mouffe argumentiert Butler, dass man insbesondere die 
inkorporierten und habituellen Handlungen in eine Analyse von Gesellschaft stärker einbeziehen 
müsste, als dies Laclau und Mouffe in ihren Beispielen von hegemonialer Politik der Moderne tun. 
Sie beziehen sich hauptsächlich auf einen linguistischen Diskurs, obwohl ihre Diskurskonzeption dies 
eigentlich nicht zwangsläufig so bedingt. Die Einbeziehung auch von nicht-sprachlichen Handlungen 
in das Diskursive ermöglicht das Mitbedenken von habituellen und inkorporierten Handlungen, die 
in einer differentiellen Struktur den Anschein von vorgängiger Substantialität performativ erschaffen. 
Judith Butler analysierte zum Beispiel die performativen Routinen des täglichen Handelns, welche 
eine Geschlechtsidentität erst durch diese Handlungen erschafften, obwohl es so scheint, dass diese 
Identität den Handlungen vorgängig ist (Laclau, Identity and Hegemony, S. 78; Butler, Restaging the 
Universal, S. 29; Butler, Unbehagen der Geschlechter, S. 49 ff.). Neben solchen eher routinisierten 
Handlungen lässt sich auch das Ritual als bedeutungsgenerierende Handlung auffassen.
408 Laclau, Structure, History and the Political, S. 211 f. 
409 Laclau/Mouffe, Hegemonie und radikale Demokratie, S. 158; Laclau, New Reflections on the Revo-
lution of our Time, S. 38. 
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welche die Repräsentierten überzeugen soll. Auf diese Weise kann der Repräsentie-
rende das Ganze vertreten, möglicherweise sogar die Interessen der Repräsentierten 
vertreten, diese Interessen werden gleichzeitig aber auch umgeschrieben.410
Wollte man solch ein politisches Sprechen für ein Ganzes auf den Staat beziehen, 
so wäre die in der Frühen Neuzeit beobachtbare Staatsbildung im Sinne Laclaus 
und Mouffes das institutionalisierte Ergebnis einer solchen Politik411: Eine politi-
sche Kraft hätte das Territorium so stark mit ihrem politischen Entwurf überformt, 
dass das Feld eventuellen Handelns anderer strukturiert worden wäre.412 Ohne dass 
ein Staat als solcher angestrebt worden wäre, hieße dies, dass in der Frühen Neuzeit 
durch eine solche Politik Herrschaftsrechten monopolisiert und vereinheitlicht wä-
ren. Die Intermediatgewalten wie die Gemeinde wären durch die Vereinheitlichung 
der lokalen Organisation, Verallgemeinerung der Mittlerorganisation (Ämter), durch 
den Ausbau von zentralen Behörden und Instanzen und die Zentralisierung des Sat-
zungswesens immer mehr von Herrschaft ausgeschlossen und als Untertanenschaft 
erfasst und verwaltungsmäßig durchdrungen worden.413 Dabei werden diese Mono-
polisierung und Vereinheitlichung aber nicht als kampfloser Prozess aufgefasst. Mit 
dem Politikbegriff von Laclau und Mouffe können auch andere politische Kräfte 
untersucht und als solche ernst genommen werden, denn auch sie versuchten, für 
ein „Ganzes“ zu sprechen – wie auch immer es geartet gewesen sein mag. Diese 
Konkurrenz zwischen unterschiedlichen politischen Akteuren kann durch dieses 
Politikkonzept besonders berücksichtigt werden, weil Antagonismus eine zentrale 
410 Laclau, Structure, History and the Political, S. 211 f.; Laclau, New Reflections on the Revolution of 
our Time, S. 38.
411 Laclau/Mouffe, Hegemonie und radikale Demokratie, S. 193; Dyrberg, Diskursanalyse als postmo-
derne politische Theorie, S. 24: Damit findet Politik wiederum ihren klassischen Ort, da sie hier dem 
Staat zugebilligt wird. Das Besondere an Laclaus und Mouffes Konzeption ist, dass sich jede Politik, 
soweit sie mit Universalität, Antagonismen und Selbstbeschreibungen zu tun hat, als hegemoniale Po-
litik bezeichnen lässt, ohne dass man einen spezifischen Raum, wie den Staat, für diese Politik festlegen 
kann. Aber andersherum kann natürlich auch der Staat eine hegemoniale Politik ausführen. 
412 Als Strukturierungsversuch des Feldes von Handlungen wird das sog. „Regieren“ auch im Gouver-
nementalitätskonzept konzipiert (Marchart, Undarstellbarkeit und „ontologische“ Differenz, S. 11; 
Maset, Rezension zu Jürgen Martschukat).
413 Schmidt, Die politische Bedeutung, S. 190; Neuhaus, Das Reich, S. 32. In Bezug auf die Interme-
diatgewalt Gemeinde: Wunder, Die Ländliche Gemeinde, S. 393 f.; Press, Kommunalismus oder 
Territorialismus?, S. 155; Holenstein, Bauern, S. 79; Schmidt, Gemeinde und Sittenzucht, S. 185.
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Rolle darin spielt. Staatsbildung ist demnach nicht denkbar ohne die Forderungen, 
Handlungen und den Einfluss anderer politischer Kräfte.
Politische Kräfte bauen einen Antagonismus gegenüber einer als bedrohlich ver-
standenen Kraft auf, die als die Negation der eigenen konzipierten Ordnung erschei-
nen soll, welche die „innere Reinheit“ der eigenen Ordnung stören könnte, wenn 
sie aktualisiert würde.414 Dabei werden die Menschen, die zu der eigenen Ordnung 
gehören sollen als Gleiche und einander Zugehörige in Abgrenzung zum Außen 
konzipiert.415 Aus solch einem Antagonismus kann ein Konflikt entstehen.416 Mit 
dem Aufbau eines solchen Anatagonismus versucht die politische Kraft zwar eine 
Ordnung aufzubauen und damit Bedeutungen festzulegen, gleichzeitig werden Be-
deutungen aber prekär, denn es ist nicht immer klar, ob etwas zur eigenen Ordnung 
gehört und deshalb zugehörig und als irgendwie „gleich“ mit den anderen Dingen 
und Menschen ist oder ob die Unterschiede zwischen den einzelnen Teilen der Ord-
nung betont werden. Man kann im Sinne Laclaus und Mouffes von einem Schwan-
ken zwischen Äquivalenz- und Differenzlogik sprechen.417 In einer solchen prekären 
Situation – einerseits einbezogen durch Einheitsbildung durch eine hegemoniale 
414 Sarasin, Die Wirklichkeit der Fiktion, S. 36; Laclau, Why do Empty Signifiers Matter to Politics?, S. 
169 f.; Laclau, New Reflections on the Revolution of our Time, S. 11; Marchart, Undarstellbarkeit 
und „ontologische“ Differenz, S. 9; Dyrberg, Diskursanalyse als postmoderne politische Theorie, S. 
33; Moebius, Diskurs – Äquivalenz – Differenz, S. 5; Torfing, New Theories of Discourse, S. 120: 
Ein Antagonismus ist deshalb kein Verhältnis unter Spielern, die sich an gemeinsame Spielregeln hal-
ten. Ein antagonistischer Gegner ist kein Mitspieler, sondern ein Betrüger. Moebius weist darauf hin, 
dass sich dieses äußere Andere streng genommen noch im Diskurs selbst befindet. Es ist kein absolut 
jenseitiges Außen, sondern eher die Kehrseite des inneren Diskurses. 
415 Sarasin, Diskurstheorie und Geschichtswissenschaft, S. 68; Sarasin, Die Wirklichkeit der Fiktion, S. 
36; Laclau, Why do Empty Signifiers Matter to Politics?, S. 169; Marchart, Undarstellbarkeit und 
„ontologische“ Differenz, S. 9; Dyrberg, Diskursanalyse als postmoderne politische Theorie, S. 35.
416 Dyrberg, Diskursanalyse als postmoderne politische Theorie, S. 36 f.; Torfing, New Theories of Dis-
course, S. 120: Antagonismus und Konflikt sind also nicht gleichzusetzen. Neben dem Konflikt gibt 
es weitere Möglichkeiten mit der Negation von Identität umzugehen, das sind zum Beispiel unsinnige 
Ausbrüche von Gewalt, Selbstanklage oder eine resignierte oder traumatische Inkorporation. Unter 
unsinnigen Ausbrüchen von Gewalt ist jene Gewalt zu verstehen, die sich auf Personen oder Sachen 
bezieht, die nichts mit dem Antagonismus zu tun haben. Ein gewaltsamer Konflikt, der sich auf den 
Antagonismus bezieht, ist jedoch nicht unbedingt unsinnig.
417 Laclau/Mouffe, Hegemonie und radikale Demokratie, S. 165, 169; Laclau, New Reflections on the 
Revolution of our Time, S. 21; Laclau, Subject of Politics, Politics of the Subject, S. 151 f.; Marchart, 
Undarstellbarkeit und „ontologische“ Differenz, S. 9; Dyrberg, Diskursanalyse als postmoderne poli-
tische Theorie, S. 32 f., 37; Torfing, New Theories of Discourse, S. 131; Butler, Sich mit dem Realen 
anlegen, S. 265: Laclau und Mouffe nennen diese Instabilität des diskursiven Systems eine Dislokation. 
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Kraft, andererseits zum Beispiel durch einen unterschiedlichen sozialen Status diffe-
renziert von anderen Personen in der Einheit – können Menschen Entscheidungen 
zum Politikmachen treffen. Diese Entscheidung wird nach Laclau und Mouffe nicht 
von den vorhandenen Denk-, Rede- und Verhaltensmuster vorherbestimmt. Sie ist 
das kontingente Neue.418 Das heißt, eine solche Entscheidung ist keine politische 
Strategie, die in bestimmten Fällen üblich und damit innerhalb der gegebenen Ord-
nung rational ist. Vielmehr fügt sie alten Mustern etwas völlig Neues hinzu. Der 
Mensch, also das Subjekt, das eine solche Entscheidung alleine oder in einer Gruppe 
trifft, tut dies nicht aufgrund einer Rationalität, welche ihm diese Denk- Rede- 
und Verhaltensmuster vorgeben.419 Auch tut er dies nicht, weil er eine Rationalität 
besitzt, die überzeitlich, außerhalb jeglicher menschlicher Ordnung ihm gegeben 
wäre.420 Vielmehr entscheidet das Subjekt in diesem Fall frei von einer Rationalität 
auf der Basis dieser Muster.421 Das Subjekt aber ist durch die Denk-, Rede- und Ver-
haltensmuster erst zu dem geworden, was es ist. Es gibt also immer schon vorhande-
ne Strukturierungen des Sozialen oder des Menschen, welche eine beliebige Politik 
verhindern. Politik passiert immer in einer determinierten Situation.422 Der Mensch 
ist demnach gleichzeitig determiniert und autonom423 und kann deshalb innerhalb 
der Denk-, Rede- und Verhaltensmuster strategisch nach determinierten Mustern 
handeln424, aber vor allem eben auch Entscheidungen treffen.425 
418 Laclau, New Reflections on the Revolution of our Time, S. 22, 28, 30, 60; Laclau, Identity and He-
gemony, S. 79; Torfing, New Theories of Discourse, S. 148 f.; Torfing, Politics, Regulation and the 
Modern Welfare State, S. 86; Dyrberg, Diskursanalyse als postmoderne politische Theorie, S. 25, 27. 
419 Sarasin, Subjekte, Diskurse, Körper, S. 160.
420 Torfing, New Theories of Discourse, S. 148; Foucault, Überwachen und Strafen, S. 42; Foucault, 
Über verschiedene Arten Geschichte zu schreiben, S. 163; Konersmann, Der Philosoph mit der Mas-
ke, S. 70: Die Vorstellung eines solchen rationalen, vernünftigen Subjekts wird innerhalb der Diskurs-
theorie als eine diskursive Erschaffung angesehen.
421 Laclau, Anhang: Populistischer Bruch und Diskurs, S. 180; Laclau/Mouffe, Hegemonie und radikale 
Demokratie, S. 164.
422 Torfing, New Theories of Discourse, S. 152 f. Die wichtigste Grenze des Möglichen ist nach Laclau 
und Mouffe die genannte Opposition antagonistischer Kräfte.
423 Laclau, New Reflections on the Revolution of our Time, S. 60; Sarasin, Subjekte, Diskurse, Körper, 
S. 142.
424 Sarasin, Subjekte, Diskurse, Körper, S. 161.
425 Laclau, New Reflections on the Revolution of our Time, S. 30, 60; Torfing, New Theories of Dis-
course, S. 149; Dyrberg, Diskursanalyse als postmoderne politische Theorie, S. 27.
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Der Entscheidungsbegriff ist bei Laclau und Mouffe also ein anderer als derjenige 
der zitierten Vertreter einer „Kulturgeschichte des Politischen“. Dem von Stollberg-
Rilinger und Mergel hinzugezogenen Niklas Luhmann geht es um Politik als Hand-
lungsraum zur Herstellung und Durchführung von Entscheidungen. Das meint also 
auch alltägliche Entscheidungen, die sich ganz und gar in der vorhandenen Ord-
nung befinden könne. Für Laclau und Mouffe ist ein solcher Entscheidungsbegriff 
nicht konstitutiv für ihre Politikkonzeption. Ihr Politikbegriff schließt auch Hand-
lungen ein, mit denen nur versucht wird, Entscheidungen zu treffen, bzw. die gar 
nicht darauf gerichtet sind, Entscheidungen zu treffen. Jedes Sprechen und Handeln 
für ein größeres Ganzes ist ein politisches Sprechen und Handeln. Aber dass jemand 
für ein größeres Ganzes sprechen und handeln will und dafür einen Antagonismus 
aufbaut, das ist eine Entscheidung im Sinne Laclaus und Mouffes.
In ihrer Analyse von Gesellschaften konzentrieren sich Laclau und Mouffe auf die 
Moderne und insbesondere auf das 20. Jahrhundert. Ihr Vormoderne-Entwurf ist 
dagegen statisch, und sie gehen davon aus, dass eine Entscheidung zu einer antago-
nistischen Politik in einer Ordnung, die Menschen als gottgegeben empfinden, nicht 
getroffen werden konnte. Nach Laclau und Mouffe sei die vormoderne Gesellschaft 
hierarchisch und nicht-egalitär gewesen und von einer theologisch-politischen Lo-
gik regiert worden, in der die soziale Ordnung ihre Begründung im göttlichen Wil-
len gehabt habe.426 Dieses einseitige Vormodernebild, mit dem davon ausgegangen 
wird, dass in der Vormoderne eine einzige Macht alles beherrscht habe427, wird hier 
426 Laclau/Mouffe, Hegemonie und radikale Demokratie, S. 195; Stäheli, Politik der Entparadoxisie-
rung, S. 55: Der Gesellschaftskörper wurde nach Laclau und Mouffe in der Vormoderne als Ganzes 
begriffen, in dem die Individuen auf ihren sozialen Positionen fixiert erschienen. Solange eine solche 
holistische Art und Weise der Einrichtung des Sozialen vorherrschte, konnte Politik ihrer Meinung 
nach nicht mehr sein als die Wiederholung hierarchischer Verhältnisse, die immer wieder denselben 
Typus des untergeordneten Subjekts reproduzierte (Laclau/Mouffe, Hegemonie und radikale De-
mokratie, S. 195 f.; Laclau, Politics and the Limits of Modernity, S. 73; Schober, Laclau, Ernesto: 
Emanzipation und Differenz). Eine soziale Identität wird nach Laclau und Mouffe also erst politisch, 
wenn sie mehr als konkrete Ziele innerhalb einer gegebenen sozialen Struktur verlangte. Bäuerliche 
konkrete, partikulare Forderungen seien keine politischen Entscheidungen. Sie seien nicht im Ent-
ferntesten frei von einer gegebenen Gesellschaft, sondern nur eine Wiederholung der immergleichen 
Verhältnisse (Laclau, Constructing Universality, S. 305; Laclau, Structure, History and the Political, 
S. 209). 
427 Laclau/Mouffe, Hegemonie und radikale Demokratie, S. 174, 191: Laclau und Mouffe analysieren 
insbesondere die Politik der Neuzeit seit der Französischen Revolution, die sie als den letzten Moment 
beschreiben, in welchem sich zwei antagonistische Diskurse mit ihrer Politik – Volk und Ancien ré-
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nicht geteilt. Die Frühneuzeitforschung hat schon seit längerem aufgezeigt, dass so-
wohl den Landesherren als auch untertänigen Akteuren sehr wohl eine Politik auch 
im Sinne Laclaus und Mouffes zuzutrauen ist.428
Neben dem Antagonismus sehen Laclau und Mouffe ein weiteres konstitutives 
Element für Politik. Politische Kräfte beschrieben ihre Ordnung durch die Kons-
truktion eines Zentrums ihrer aufgebauten Sinnzusammenhänge und Ordnungs-
vorstellungen selbst.429 Dieses Zentrum ist eine Benennung der eigenen Politik 
und der eigenen angestrebten Ordnungskategorien per se.430 Bezeichnet man sie 
als kapitalistisch, kommunistisch, gemeinnützig, Befreiung, Deutschland, Volk, 
Soziale Marktwirtschaft oder Feminismus?431 Solche Benennungen bezeichnen 
gime – in der Form klarer und empirisch gegebener Demarkationslinien zeigten. Von da an habe eine 
Vermehrung von Orten des Antagonismus und damit eine Vervielfachung demokratischer Kämpfe 
stattgefunden. Das demokratische Ideal sei von immer mehr Akteursgruppen aufgenommen worden. 
Seit der Französischen Revolution sei es immer unwahrscheinlicher geworden, dass eine einzige Po-
litik eines Akteurs die soziale Ordnung bestimmen konnte. Laclau geht demnach davon aus, dass es 
vor der französischen Revolution einen absolutistischen Staat gegeben habe, der seine Politik in allen 
Territorien und auf jeden Fall durchsetzen konnte. Die Revolution ist demnach der Endpunkt einer 
vormodernen Gesellschaft, die Laclau und Mouffe nur als Negativfolie nutzen, um die Moderne zu 
charakterisieren und um ein modernisierungstheoretisches Schema, fast eine „Kausaltheorie“ und eine 
Zwangsläufigkeit der Entwicklung zu formulieren (Laclau, New Reflections on the Revolution of our 
Time, S. 39; Laclau, Identity and Hegemony, S. 57 f.). Damit wird die Französische Revolution als 
Ursprung einer neuen Legitimität, als Erfindung einer demokratischen Kultur angesehen (Laclau/
Mouffe, Hegemonie und radikale Demokratie, S. 196). Nach Laclau erschien die Gesellschaft dann 
mehr und mehr als eine durch Menschen gemachte Ordnung (Laclau, New Reflections on the Revo-
lution of our Time, S. 39).
 Stäheli, Politik der Entparadoxisierung, S. 55: Stäheli bezeichnet den historischen Entwurf Laclaus 
und Mouffes deshalb als modernisierungstheoretisches Schema. Judith Butler äußert sich sehr kritisch 
dazu. Sie kritisiert die Konzeption einer historischen Entwicklung bei Laclau und Mouffe: „Entgegen 
einer Kausaltheorie historischer Ereignisse oder sozialer Beziehungen“ sollte die Theorie radikaler De-
mokratie nachdrücklich betonen, dass Sinngebung auf kontingente Art und Weise abläuft, aber nicht 
zwangsläufig einer Kausaltheorie von Ereignissen folgen muss (Butler, Sich mit dem Realen anlegen, 
S. 266 und 375, Fußnote 178). Insofern fordert sie eine Historisierung des Geschichtsbildes Laclaus 
und Mouffes.
428 Siehe den Forschungsüberblick in Kapitel „I.2. Forschungsstand“. 
429 Laclau/Mouffe, Hegemonie und radikale Demokratie, S. 150; Sarasin, Diskurstheorie und Ge-
schichtswissenschaft, S. 69; Sarasin, Die Wirklichkeit der Fiktion, S. 36; Laclau, Why do Empty 
Signifiers Matter to Politics?, S. 167-178; Marchart, Undarstellbarkeit und „ontologische“ Differenz, 
S. 19, Fußnote 8; Torfing, New Theories of discourse, S. 81-131.
430 Laclau/Mouffe, Hegemonie und radikale Demokratie, S. 150, 176 ff.; Marchart, Undarstellbarkeit 
und „ontologische“ Differenz, S. 18 f., Fußnote 8; Laclau, Von den Namen Gottes, S. 277; Laclau, 
Identity and Hegemony, S. 57.
431 Beispiele geben: Sarasin, Diskurstheorie und Geschichtswissenschaft, S. 69; Laclau/Mouffe, Hege-
monie und radikale Demokratie, S. 31; Laclau, Von den Namen Gottes, S. 278; 
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Laclau und Mouffe als „Knotenpunkte“, welche die einzelnen Menschen zum 
Beispiel unter eine Identität oder eine Nation zusammenfassen.432 Solche Kno-
tenpunkte sammeln die Menschen, Objekte und Praktiken, die zu einem be-
stimmten Diskurs gehören, unter sich. Sie sind Verdichtungspunkte sozialer Be-
ziehungen433 und bezeichnen alle Bedeutungen und Ordnungskategorien solcher 
Gesellschaftsentwürfe. Wenn ein solcher Knotenpunkt alle diese unterschiedli-
chen Dedeutungen und Ordnungskategorien benennt, dann hat er tendenziell 
kaum mehr eine eigene konkrete Bedeutung. Was gemeinnützig genau ist, kann 
kaum mehr eruiert werden, es ist nur klar, dass die eigene Ordnung gemeinnützig 
ist und die ausgeschlossene Ordnung nicht gemeinnützig ist.434 Thomas Mergel 
bezeichnet solche Knotenpunkte – bezogen allerdings nur auf sprachliche Kno-
tenpunkte – als „magische Worte“ wie zum Beispiel „Soziale Marktwirtschaft“. 
Diese integrieren durch ihre Uneindeutigkeit.435 Eine bestimmte Sprache oder 
auch Sprachpolitik sollte demnach nicht einfach als „Ideologie oder Manipula-
tion“ aufgefasst werden, sondern sie kann auch die Möglichkeite schaffen, „die 
Komplexität der sozialen Welt so zu reduzieren, dass die Handlungsfähigkeit er-
halten bleibt“.436 
Das Sprechen für ein Ganzes kann demnach von mehreren politischen Kräf-
ten in Anspruch genommen werden und mittels der Konstruktion von Antago-
nismen und Knotenpunkten realisiert werden. Mit einem solchen universalen 
Anspruch stören sich die politischen Kräfte gegenseitig437, sind aber so mögli-
432 Butler, Sich mit dem Realen anlegen, S. 286.
433 Laclau/Mouffe, Hegemonie und radikale Demokratie, S. 181.
434 Laclau, Why do Empty Signifiers Matter to Politics?, S. 167 f., 170 f.; Torfing, Politics, Regulation 
and the Modern Welfare State, S. 88; Laclau, Politics and the Limits of Modernity, S. 81: Einen sol-
chen Knotenpunkt, der fast keine konkrete Bedeutung mehr hat, nennt Laclau deshalb einen „leeren 
Signifikanten“. Ein Signifikant kann jedoch nicht völlig leer sein, also alle Praktiken, Menschen und 
Gegenstände überhaupt erfassen, denn dann ist der Diskurs nicht mehr von einem Ausgeschlossenen 
abgegrenzt. Das Ausgeschlossene muss durch einen solchen leeren Signifikanten weiterhin benannt 
werden, sonst gibt es keine Grenze eines Diskurses mehr (Laclau, Von den Namen Gottes, S. 265-
281).
435 Mergel, Überlegungen zu einer Kulturgeschichte der Politik, S. 594. 
436 Ebd., S. 594.
437 Laclau, Constructing Universality, S. 305; Schober, Laclau, Ernesto: Emanzipation und Differenz. 
Laclau/Mouffe, Hegemonie und radikale Demokratie, S. 184: Auch mit den Knotenpunkten kann 
somit eine angestrebte Ordnung nicht für immer institutionalisiert werden.
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cherweise auch in der Lage, eine Ordnung aufzubauen, die als gültig und legitim 
empfunden wird.438 Zu solch einer Ordnung gehören dann auch soziale und po-
litische Institutionen.439 Diese Ordnung und damit auch die Bedeutung einzelner 
Institutionen in ihr werden von einer Politik, mit der eine neue, von der Gesell-
schaft nicht vorstrukturierte Entscheidung geschieht, hergestellt.440 Auf der Basis 
dieser Insitutionen treten Akteure aber auch in Interaktion. Die Politik wird also 
auch rückwirkend durch die spezifische Struktur der Institutionen beeinflusst.441 
Durch die Institutionalisierung können Blockaden, aber auch Kapazitäten für 
die Ausarbeitung und Realisierung politischer Strategien ausgemacht werden.442 
Man kann demnach nicht unbesehen davon ausgehen, dass eine Akteursgruppe 
in jeder Institution die gleiche Politik vertritt. Die Institutionen wirkten durch 
ihre spezifischen Ausgestaltungen auf die jeweilige Politik ein, so dass sich die Po-
litik derselben Akteursgruppe in unterschiedlichen Institutionen unterschiedlich 
darstellen kann.443 
Nach Laclau kann mit einer solchen Politik auch soziale Differenz struktu-
riert werden.444 Stratifikation wird damit nicht als Ergebnis ökonomischer Pro-
duktionsbedingungen, von Arbeit oder Rechten und Pflichten gesehen, sondern 
als Ergebnis der Zuweisung von Bedeutungen und einzelnen Differenzen nach 
438 Laclau/Mouffe, Hegemonie und radikale Demokratie, S. 186; Marchart, Undarstellbarkeit und „on-
tologische“ Differenz, S. 8, 19, Fußnote 9; Laclau, New Reflections on the Revolution of our Time, 
S. 36; Dyrberg, Diskursanalyse als postmoderne politische Theorie, S. 47, Fußnote 2.
439 Laclau, New Reflections on the Revolution of our Time, S. 35, 60.
440 Ebd., S. 35, 60; Smith, Das Unbehagen der Hegemonie, S. 231; Stäheli, Politik der Entparadoxisie-
rung, S. 55.
441 Jessop, Regulation und Politik, S. 232-262; Torfing, New Theories of Discourse, S. 153.
442 Torfing, New Theories of Discourse, S. 153; Jessop, Regulation und Politik, S. 232; Mergel, Überle-
gungen zu einer Kultuegeschichte der Politik, S. 597: Mergel interpretiert Institutionen als kommu-
nikative Verdichtungen, und als solche sind sie ein eigener Sozial- und Sozialisisationsraum, der die 
Akteure sozialisiert und in einem bestimmten Diskurs verortet. Obwohl Konflikte und Antagonismen 
unter Personen innerhalb ein und derselben Instituion vorkommen können, werden solche Personen 
in der Regel doch als zugehörig wahrgenommen, einfach weil sie durch die Institution am gleichen 
Kommunikationsgeschehen teilnehmen und sich daran gewöhnt haben. 
443 Zum Einfluss von institutionellen Voraussetzungen (zum Beispiel autonomer Räume) auf die Infor-
mations- und Kommunikationsweisen und damit auch auf die vertretenen Inhalte, in diesem Fall auf 
ein Widerstandspotential: Suter, Informations- und Kommunikationsweisen, S. 65-68. Allgemein 
auch zu institutionellen Bedingungen der Kommunikation in der ländlichen Gesellschaft: Rösener, 
Kommunikation in der ländlichen Gesellschaft.
444 Laclau, New Reflections on the Revolution of our Time, S. 42, 61-67. 
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bestimmten Kriterien der Zeitgenossen. An diese durch Bedeutungszuweisung 
hergestellten (hierarchischen) sozialen Positionen von Menschen ist auch die Ver-
teilung von Ressourcen jeder Art gebunden, so dass auch ihre Verteilung die 
Möglichkeit beeinflusst, eine Politik auszuüben. 
Solch eine Herstellung von sozialer Differenz durch Politik soll hier nachver-
folgt werden. Es geht um die soziale Differenz zwischen Bauern und unterbäu-
erlicher Bevölkerung. Es wurden also nicht willkürlich irgendwelche politischen 
Handlungen der drei Gruppen Bauern, Landstände und unterbäuerliche Bevöl-
kerung als Untersuchungsobjekt ausgewählt, sondern diejenigen, die sich mit der 
Differenz zwischen diesen beiden Gruppen beschäftigt. Zweifach kann von dieser 
Auswahl profitiert werden: Einerseits kann man so, wie erwähnt, mehr über die 
Art und Weise der Politik an sich zu erfahren. Andererseits wird das Phänomen 
sozialer Differenz aus unterschiedlicher Perspektive und unter der Maßgabe un-
terschiedlicher Politik klarer. Dabei wird besonders zu beachten sein, was für die 
unterschiedlichen Akteure Kriterien zur Differenzierung sind. Was unterscheidet 
Gruppen voneinander? Ist es Geld und Besitz oder Recht und Rang? Das späte 
18. Jahrhundert und das 19. Jahrhundert sind davon geprägt, dass sich die Kri-
terien sozialer Differenz stark veränderten. In der Frühen Neuzeit wurde nach 
Stand differenziert. Ein Stand war laut Kocka eine „gesellschaftliche Großgruppe, 
deren Mitglieder sich durch spezifisches Recht und eigene Gerichte, ein bestimm-
tes Maß der Teilhabe an der politischen Herrschaft, durch eine besondere Form 
des Einkommens bzw. des Auskommens und vor allem durch besondere Lebens-
führung und Kultur von Mitgliedern anderer Stände oder von nicht-ständischen 
Schichten unterscheiden.“445  Dieses Differenzkriterium nach Stand wurde un-
ter den Bedingungen der Industrialisierung abgelöst durch sozialökonomische 
Kriterien. Soziale Unterschiede erhielten nun nicht mehr durch den rechtlichen 
Status Bedeutung, sondern durch ökonomische Kriterien.446 Die Frage wird sein, 
ob sich solch eine Veränderung nicht schon in der frühneuzeitlichen Gesellschaft 
445 Kocka, Weder Stand noch Klasse, S. 34.
446 Diese grundsätzliche Veränderung von Schichtungsdimensionen von der Frühen Neuzeit zum 19. 
Jahrhundert thematisieren u.a.: Kocka, Theorien, S. 41; Hinrichs, Aus der Diskussion zum Referat 
Michael Mitterauer, S. 47 f.: Nach Hinrichs schwächt sich die herrschaftliche Berechtigung als schich-
tenbildend in der Frühen Neuzeit und besonders im 18. Jahrhundert ab und eine Vermischung der 
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anbahnte. Diese Frage deutete sich schon in der Schwierigkeit an, die unterbäu-
erliche Bevölkerung in der frühneuzeitlichen Gesellschaft zu verorten und ihnen 
ein klares Kriterium zuzuordnen, nach denen sie von anderen Gruppen unter-
schieden wurden. 
Zunächst jedoch sollen Ostfriesland, der hier gewählte Untersuchungsgegen-
stand, und die hier genutzten Quellen vorgestellt werden.
herrschaftlichen und einkommensabhängigen Schichtenbildung findet statt, ohne dass das mittelalter-
liche Rechtssystem und die entsprechende Begrifflichkeit schon verschwunden wären.
 Brunner, „Feudalismus“, S. 138 ff., 146 f.: Brunner kritisiert die Anwendung des Marxschen Klas-
senkonzepts auf die Zeit des Feudalismus insgesamt, denn im Feudalismus seien nicht die Produkti-
onsverhältnisse, sondern Privilegien und Recht entscheidend für soziale Differenz gewesen. Herrschaft 
sei somit im 19. und 20. Jahrhundert begründet auf den Produktionsverhältnissen, während sie im 
Feudalismus auf den Rechten und Privilegien begründet sei. Brunner geht also von unterschiedlichen 
Gesellschaftsformationen aus, in denen das Soziale nach unterschiedlichen Kriterien bestimmt wurde. 
Die zeitgenössischen Kriterien zur Einteilung sind entscheidend. Ob jedoch nicht die unterbäuerli-
chen Schichten einen Sonderfall im Feudalismus darstellen, indem die soziale Differenz innerhalb der 
Gemeinde eher aufgrund von wirtschaftlichen Kriterien getroffen wurde als durch Herrschaftsrechte, 
steht hier auch zur Debatte.
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II. DAS TERRITORIUM  
OSTFRIESLAND  
UND DIE GENUTZTEN QUELLEN
„Es ist ein Volck, bey dem kein Raht noch Verstand ist. Sie sind wie die 
wilden Thiere. Es muß ihnen ein Gebiß ins Maul geleget werden, ihren 
Stolz zu dämpfen. Praemia et poena sunt fulcra reipublicae“.447
Enerviert von der Politik der Untertanen, bereit gegen diese „wilden Thiere“ mit 
den „fulcra reipublicae“ vorzugehen, äußerte sich der landesherrliche Kanzler 
Enno Rudolph Brenneysen  im Jahre 1725, als die Landesherrschaft der Cirksena 
einen letzten Versuch wagte, ihre Souveränität gegen die Landstände und Inter-
mediatgewalten durchzusetzen. Auch der Minister Cocceji, den Friedrich II. bei 
der preußischen Übernahme der Landesherrschaft nach Ostfriesland gesandt hat-
te, um das künftige Verhältnis von Landesherrschaft und Landständen zu regeln, 
sprach noch 1744 einigermaßen misslaunig von den Ostfriesen als einem „wilden 
Volke, wo der Bauernstand am mächtigsten ist.“448 Ostfriesland – so zeigen diese 
kurzen Aussprüche auf einen Blick – war ein Territorium, in dem die Interme-
diatgewalten wie die Gemeinde und die Landstände weitgehende Rechte für sich 
beanspruchten und auch verteidigen konnten. 
Eine beginnende Territorialisierung von Herrschaft und die reichsrechtliche 
Belehnung des Grafen mit dem in seinen Grenzen noch nicht eindeutig festge-
legten Ostfriesland gelangen erst 1464 durch den Häuptling Ulrich Cirksena.449 
Das Territorium Ostfriesland nahm in der Frühen Neuzeit den größeren westli-
chen Teil der ostfriesischen Halbinsel zwischen Ems und Weser ein. 1662 erhielt 
Graf Georg Christian (Regierungszeit 1660-1665) dann die Reichsfürstenwürde 
447 So äußerte sich der landesherrliche Kanzler Enno Rudolph Brenneysen in den bürgerkriegsähnlichen 
Aueinandersetzungen zwischen Landständen und Landesherrschaft im Appelle-Krieg zwischen 1725 
und 1727, zitiert hier nach: Kappelhoff, Absolutistisches Regiment, S. 254, der sich auf folgende Akte 
bezieht: StaA Rep. 4 A IV c 250 Brenneysen an den Gesandten Brawe in Wien vom 31.8.1725.
448 Zitiert nach: Hinrichs, Die ostfriesischen Landstände, S. 134.
449 Kappelhoff, Absolutistisches Regiment, S. 10.
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als erblichen Titel für das ganze Haus Cirksena.450 In der gesamten Zeit zwischen 
dem Ende des 16. Jahrhundert und dem Anfall an Preußen (1744) war Ostfries-
land durch Auseinandersetzungen zwischen dem Hause Cirksena und den Land-
ständen Ostfrieslands geprägt. Der Beginn des Untersuchungszeitraums Ende 
des 16. Jahrhunderts bzw. Anfang des 17. Jahrhunderts wird durch den vorläu-
figen Abschluss von Verhandlungen zwischen Landständen und Landesherrn in 
den Landesverträgen bestimmt. Diese Landesverträge schwächten die landesherr-
liche Autorität und erhoben die Landstände auf die Höhe einer konkurrierenden 
Herrschaft.451 Es entstand faktisch eine doppelte Landeshoheit, eine „landesherr-
lich-obrigkeitliche“ in Aurich, der Residenzstadt des Grafen, und eine „ständi-
sche“ in Emden.452 Die Landstände hatten so eine ausnehmend günstige Posi-
tion errungen. Insbesondere der Landesvertrag von 1611453, der Osterhusische 
Akkord, stellte den Abschluss einer „dynamischen, in ihren Anfängen eng auf 
die bürgerliche und bäuerliche Wohlstandsexpansion im mittleren und späteren 
16. Jahrhundert bezogenen inneren Entwicklung der ostfriesischen Verhältnisse“ 
dar.454 Diese Entwicklung ging aus den Vorzügen einer zeitweise wirtschaftlich 
profitablen Nähe zum niederländischen Krieg hervor.455 Die Auseinandersetzun-
gen zwischen Grafen und Ständen waren mit den Regelungen des Osterhusi-
schen Akkordes jedoch nicht abgeschlossen. Sie dauerten, mit unterschiedlicher 
Intensität, bis in die Mitte des 18. Jahrhunderts an – solange das Haus Cirksena 
die ostfriesische Landesherrschaft innehatte.456 
450 Heißler, Ostfriesische Singularität, S. 124; Schmidt, Geschichte Ostfrieslands, S. 282, 284; Deeters, 
Kleine Geschichte, S. 54; König, Verwaltungsgeschichte, S. 484: Schon im Jahre 1654 wurde Enno 
Ludwig (Regierungszeit 1651-1660) aus dem Geschlecht der Cirksena gegen Zahlung von 15000 
Gulden auf dem Reichstag zu Regensburg vom Kaiser in den Reichsfürstenstand erhoben. Der Für-
stentitel wurde jedoch nicht dem Hause Cirksena verliehen, sondern nur der Person Enno Ludwigs, 
und nur der Älteste in der von ihm „absteigenden“, regierenden Linie der Cirksena sollte ihm darin 
nachfolgen.
451 Schmidt, Geschichte Ostfrieslands, S. 259; Schmidt, Integration und Konfessionalisierung, S. 28; 
Press, Kriege und Krisen, S. 334; König, Verwaltungsgeschichte, S. 336. 
452 Schmidt, Integration und Konfessionalisierung, S. 28.
453 Abgedruckt in: Wiemann, Grundlagen, S. 212-261.
454 Schmidt, Geschichte Ostfrieslands, S. 259.
455 Ebd., S. 261.
456 Ebd., S. 259; Engelbrecht, Die reformierte Landgemeinde, S. 2.
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Ostfriesland gehörte seit 1744 zu Brandenburg-Preußen, nach der napoleoni-
schen Zeit zum Königreich Hannover, um 1866 wiederum von Preußen annektiert 
zu werden.457 Die obrigkeitlichen Institutionen wurden ab 1744 grundsätzlich um-
gestaltet. Preußen setzte seine Verwaltungs- und Gerichtsorganisation durch.458 Die 
weitgehenden ständischen Befugnisse unter den Cirksena wurden seit 1744 unter 
der preußischen Herrschaft allmählich unterhöhlt, und zwar mit Beteiligung der 
Stände, insbesondere Emdens selbst.459 In den Gemeinden änderte sich aufgrund des 
Herrschaftswechsels allerdings kaum etwas grundlegend. Ab 1744 verstärkten sich 
aber interne Prozesse wie ein Bevölkerungsanstieg und eine soziale Differenzierung 
auf dem Lande, die in der ersten Hälfte des 18. Jahrhunderts schon angelegt waren.460
Der Untersuchungszeitraum beginnt mit dem Ende des 16. Jahrhunderts, als 
sich Bauern auch auf Landtagen mit ersten Gravamina 1593/4 zu Wort meldeten 
und offenbar auf dem platten Land genauso wie in der offiziellen Landtagspolitik 
ein unübersehbarer einflussreicher Faktor geworden waren. Vor 1594 gibt es kaum 
Quellen, die für die Rekonstruktion von Politik und sozialer Differenz in der 
ländlichen Gesellschaft nutzbar gewesen wären.461 Der Untersuchungszeitraum 
endet mit der Übernahme Ostfrieslands durch Preußen im Jahre 1744, mit einem 
Ausblick in die 2. Hälfte des 18. Jahrhunderts, um die sich vorher schon andeu-
tenden Tendenzen in der ländlichen Bevölkerung klarer ausmachen zu können.
457 Kappelhoff, Absolutistisches Regiment, S. 14. Wiemann, Die Stände holen Preußen nach Ostfries-
land.
458 Eimers, Das Ständewesen, S. 415-423.
459 Ebd., S. 415-423; Haug-Moritz, Württembergischer Ständekonflikt, S. 23. 
460 Siehe dazu den Überblick über die preußische Zeit mit Hinweisen auch zur preußischen Wirtschafts- 
und Peuplierungspolitik in Bezug auf die ländliche Gesellschaft: Melchers, Ostfriesland: Preußens 
atypische Provinz?
461 Schwerhoff, Aktenkundig und gerichtsnotorisch, S. 35; Wiemann, Grundlagen, S. 79; Deeters, Urkun-
den- und Aktenvernichtungen, S. 7 ff., 18: Vor 1580 sind kaum Quellen zu dem Verhältnis Bauern – 
unterbäuerliche Schichten überliefert. Dies mag vor allem an der schlechten Quellenüberlieferung liegen, 
denn Gerichtsprozesse an territorialen Gerichten wurden erst im Laufe des 16. Jahrhunderts zunehmend 
verschriftlicht. Ein Überfall auf die Burg in Aurich und damit auf das Hofgericht im Jahre 1609 durch 
Emder Soldaten vernichtete viele Akten. Zudem wurden 1803 und 1851 Akten kassiert. Darunter waren 
im Jahre 1851 auch die „Warfstätten-Sachen“, d.h. Verwaltungsakten zum Beispiel über Konsensgewäh-
rung zum Hausbau. Die Titel der betreffenden Akten sind aufgrund der überlieferten Findbücher noch 
zu eruieren, die dazugehörigen Akten wurden verkauft (StaA Rep. 6 Kriegs- und Domänenkammer Band 
17 Nr. 14420 a-15936). Insgesamt fielen den Kassationen von 1803 und 1851 besonders solche Akten 
zum Opfer, die empirische Aussagen für eine Wirtschafts- und Sozialgeschichte ermöglicht hätten.
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Der Untersuchungsraum beschränkt sich auf das „alte“ Ostfriesland ohne das 
erst im Jahre 1600 hinzugekommene nordöstliche Harlingerland, da die Ver-
hältnisse dort sich sehr von den traditionellen ostfriesischen Strukturen unter-
schieden.462 Ausgeschlossen wurden auch die ländlichen Verhältnisse der weni-
gen adeligen Herrlichkeiten, da sich die gemeindlichen Verhältnisse dort noch 
einmal vom Rest Ostfrieslands unterschieden.463 Das Deich- und Sielwesen und 
die in ihnen sich herauskristallisierenden Verhältnisse zwischen unterbäuerlichen 
Lohnarbeitern und Bauern und eine Politik der Deich- und Sielverbände gegen-
über der Landesherrschaft sollen in dieser Arbeit nicht thematisiert werden. Es 
kann auf Literatur zurückgegriffen werden, um die hier in Willküren, Gerichts-
prozessen und Landtagsakten erarbeiteten Politiken und Verhältnisse an den Ver-
hältnissen im Deich- und Sielwesen zu überprüfen.464 
462 Eimers, Das Ständewesen, S. 409; Hinrichs, Die ostfriesischen Landstände, S. 65; Wessels, Die Ge-
schichte der Gerichtsbarkeit in Ostfriesland, S. 401; König, Verwaltungsgeschichte, S. 110, 251 ff., 
297, 333: In diesem Gebiet, das erst im Jahre 1600 zu Ostfriesland hinzukam, konnten die Gemein-
den sehr viel weniger grundlegende Selbstverwaltungskompetenzen bewahren, und sie schickten keine 
landständischen Vertreter auf Landtage. Für das Harlingerland galten auch eine etwas andere Ge-
richtsorganisation und teilweise auch eine andere Policeygesetzgebung. Das Harlingerland war in zwei 
Ämter, Esens und Wittmund, unterteilt und eine eigene Kanzlei fungierte als nächsthöheres Gericht. 
Bis 1600 war das Harlingerland mit den Städten Esens und Wittmund unabhängig von Ostfriesland, 
erst nach etlichen politischen Wirren gelang es dem Grafen Edzard II. 1600, das Land vollständig 
an Ostfriesland zu binden. Für die Esener gab es keine Möglichkeit, an ein kaiserliches Gericht zu 
appellieren, da während einer vorübergehenden Lehnsherrschaft des Grafen von Geldern dessen „pri-
vilegium de non appellando“ vom Kaiser auf das Harlingerland ausgedehnt worden war. Für das 
Harlingerland galten Policeyordnungen, die für den Rest von Ostfriesland aufgrund von ständischem 
Protest nicht galten: so die Policeyordnung des Grafen Ulrich von 1647 und des Fürsten Georg Al-
brecht von 1711. Für das Harlingerland erhoben der Landesherr und seine Verwaltungsorganisation 
Steuern selbst, während für den Rest Ostfrieslands die Steuerverwaltung in Händen der Stände lag. 
463 Quellen aus den adeligen Herrlichkeiten wurden in der Regel auch ausgeschlossen, da die Gemeinde 
in den Herrlichkeiten keine Gerichts- und Policeykompetenzen bewahren konnte, denn diese wur-
den vollständig von den Herrlichkeitsbesitzern übernommen. Diese konnten die Jurisdiktionsgewalt 
wohl einfacher umsetzen als der Landesherr, weil ihre Gerichte für den „gemeinen Mann“ leichter zu 
erreichen waren (Unruh, Poolrichter, S. 57). Auch die von den ostfriesischen Landesherrn angekauf-
te Herrlichkeit Pewsum mit Woquard, die 1610 mit Loquard und Campen zu einem Amt wurde, 
entsandte keine ständischen Vertreter. Auch für diese Amtseinwohner galten die Policeyordnungen 
von 1647 und 1711. Die Verhältnisse scheinen hier aber doch dem restlichen Ostfriesland ähnlicher 
gewesen zu sein als das Harlingerland, auf das der Landesherr besser zugreifen konnte, so dass Pewsum 
hier einbezogen wird (König, Verwaltungsgeschichte, S. 160, 333). 
464 Schaer, Die ländlichen Unterschichten; Schaer, Zur wirtschaftlichen und sozialen Lage der Deichar-
beiter; Uphoff, Die Deicharbeit; Uphoff, Die Deicher; Uphoff, Lavey als Ultima ratio.
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1. Forschungsstand zu Ostfriesland
Die Forschungsgeschichte speziell zum frühneuzeitlichen Ostfriesland zeigt ähnli-
che Tendenzen wie die allgemeine Forschungssituation zur Frühen Neuzeit. 
Die Geschichte Ostfrieslands im Allgemeinen hat Historiker schon im 19. 
Jahrhundert intensiv beschäftigt. In den mehrbändigen Werken von Onno Klopp 
und Tilemann Dothias Wiarda, aber auch in der neueren ostfriesischen Geschich-
te aus den 1970er Jahren von Heinrich Schmidt stand die Politikgeschichte im 
Vordergrund.465 Über die „Verwaltungsgeschichte Ostfrieslands“ bis 1744, d.h. 
über Gerichtsorganisation, landesherrliche Zentralbehörden, die Stände und die 
gemeindliche Selbstveraltung berichtete Joseph König ausführlich und kennt-
nisreich.466 Ergänzt werden seine Beschreibungen u.a. von einer Monographie 
zum ständisch bestimmten Hofgericht.467 Mit der Geschichte Emdens beschäf-
tigte sich zusammenfassend vor allem Bernd Kappelhoff in seiner Monographie 
„Geschichte der Stadt Emden von 1611 bis 1749. Emden als quasiautonome 
Stadtrepublik“.468 
Bezüglich der Landgemeinde ist zunächst zu konstatieren, dass Norddeutschland 
bisher nicht als Musterraum für autonomere Gemeinden auf dem Lande gilt.469 
Wenn man sich für Norddeutschland mit den Intermediatgewalten beschäftigte, 
dann mit den Landständen. Unter ihnen waren in der Regel – außer in Ostfries-
land – keine Bauern und so schloss man, dass es eine starke Landgemeinde im Nor-
den eher nicht gegeben hat.470 Auch mit schriftlichen Rechtsetzungen, Willküren 
oder Dorfordnungen, des norddeutschen Raumes hat man sich noch nicht intensiv 
465 Wiarda, Ostfriesische Geschichte; Klopp, Geschichte Ostfrieslands; Schmidt,  Geschichte Ostfries-
lands.
466 König, Verwaltungsgeschichte. 
 Für die Zeit nach 1744 liegt eine Überblicksdarstellung der ostfriesischen Geschichte aus dem Jahre 
2002 und eine Aufsatzssammlung von 1997 vor: Melchers, Ostfriesland: Preußens atypische Provinz?; 
Mayer / Kuppers (Hrsg.), Als Friesen Preussen waren.
467 Schaumburg, Hofgericht. Einen allgemeinen Überblick über die gerichtsbarkeit in Ostfriesland bietet auch: 
Wessels, Die Geschichte der Gerichtsbarkeit in Ostfriesland.
468 Kappelhoff, Geschichte der Stadt Emden. 
469 Hauptmeyer, Landgemeinde in Norddeutschland, S. 360-363.
470 Ebd., S. 363.
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auseinander gesetzt, obwohl sie nachweisbar sind.471 Ausnahmen sind die Arbeiten 
Rheinheimers und Seebers zu den Dorfordnungen des Herzogtums Schleswigs und 
der Grafschaft Oldenburg472 sowie die Sammlung der Willküren von Ostfriesland 
durch Wilhelm Ebel.473
In Norddeutschland hat es insgesamt – so zeigen die Ausführungen Carl-Hans 
Hauptmeyers – die eine ländliche Gemeinde wie im 19. Jahrhundert und später 
nicht gegeben. Viele gemeindliche Verbände machten für ein Mitglied die gemeind-
liche Bindung aus.474 Diese etwas anderen Verhältnisse im Vergleich mit Ober-
deutschland machten die Suche nach Autonomie für den Historiker offenbar noch 
einmal schwerer.475 Nichtsdestotrotz konnte Hauptmeyer, der sich in einem Aufsatz 
zur norddeutschen Landgemeinde u.a. auch auf die ältere Forschung wie diejenige 
von Wilhelm Ebel zu Ostfriesland stützt, Autonomie nachweisen. Er machte zwei 
Haupttypen der norddeutschen Landgemeinden aus: die weitgehend selbständigen 
Gemeinden im Nordseeraum, die kaum von der Landesherrschaft kontrolliert wur-
den und die Landstandschaft erringen konnten, und zweitens die „von der Lan-
desherrschaft allmählich mehr kontrollierten Gemeinden im Binnenland.“ Diese 
letzte Gruppe teilte Hauptmeyer noch einmal in drei weitere Unterkategorien auf: 
die Bauernschafts-, Kirchspiel- und Markgenossenschaftsgemeinden des Streusied-
lungsgebietes der westniedersächsischen Geest, die von den Landesherrschaften 
kaum beeinflusst wurden; zweitens die eher dorfbezogenen Gemeinden der mittleren 
schleswig-holsteinischen und niedersächsischen Geest, des Berg- und Hügellandes 
und der zentralniedersächsischen Lößbörden, die Selbständigkeitsformen behielten, 
obwohl der landesherrliche Zugriff stärker war; drittens die gutsherrschaftlich be-
stimmten Gemeinden Ostholsteins und des östlichen Wendlandes. Insgesamt kam 
471 Rheinheimer, Die holsteinischen Dorfordnungen, S. 530.
472 Rheinheimer, Die Dorfordnungen des Herzogtum Schleswig; Rheinheimer, Dorfwillkür und Obrig-
keit; Seeber, Die Oldenburger Bauerbriefe.
473 Ebel, Ostfriesische Bauerrechte.
474 Hauptmeyer, Landgemeinde in Norddeutschland, S. 365.
475 Ebd., S. 364.
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er zu dem Schluss, dass Norddeutschland ein bedeutendes Gebiet für gemeindliche 
Autonomie war.476 Ostfrieslands Landgemeinde gehörte zum ersten Haupttyp.477 
Friedrich Swart war einer der ersten, der sich mit der ostfriesischen Gemeinde, 
ihrer Verwaltung und ihrer sozialen Struktur in der Frühen Neuzeit im Rahmen 
einer Agrargeschichte beschäftigte. Sein Werk aus dem Jahr 1910 ist immer noch 
grundlegend für die ostfriesischen gemeindlichen Verhältnisse im 17. und 18. Jahr-
hundert. Ein paar Jahre vorher hatte sich Heinrich Dirksen mit einem besonderen 
Recht der ostfriesischen Gemeinde auseinandergesetzt, dem Pfarrerwahlrecht. Er 
wertete Gemeindeberichte des Jahres 1763  aus und konnte detailliert zeigen, wer 
in den Gemeinden an der Pfarrerwahl teilnahm.478 Auch Petrus Bartels konzent-
rierte sich auf die Kirchengemeinde. Er zeigte detailliert, wer an Versammlungen 
der Kirchengemeinde teilnahm, wer die Kirchenlasten leistete und erhob und wer 
den Pfarrer wählte.479 In den 1960er und 1970er Jahren kam es zu einer erneuten 
Welle von Studien zu den ostfriesischen ländlichen Gemeinden. Menno Smid kon-
zentrierte sich nochmals auf das Pfarrerwahlrecht480, nachdem in den 1960er Jahren 
Historiker begonnen hatten, sich stärker auf die politische und rechtliche Verfas-
sung der Gemeinden zu konzentrieren. Egbert Koolman beschrieb für das südliche 
Ostfriesland die Selbstverwaltungskompetenzen der Gemeinden, die versuchten 
Eingriffe der landesherrlichen Beamten, die soziale Differenz in den Gemeinden 
und Konflikte innerhalb der Gemeinden. Koolman konnte für den Flecken Weener 
zeigen, dass die Konfliktlinien in der ländlichen Gesellschaft nicht einfach nur zwi-
schen Untertanen und Landesherrschaft verliefen, sondern auch zwischen Bauern 
und unterbäuerlicher Bevölkerung.481 Georg-Christoph von Unruh setzte sich zu-
dem vor allem mit den vielfältigen Formen und Benennungen der ostfriesischen ge-
meindlichen Beamten auseinander.482 Mit der Rechtsgeschichte, der Verfassung der 
ostfriesischen Gemeinden und ihrer Stellung zur Landesherrschaft und speziell mit 
476 Hauptmeyer, Landgemeinde in Norddeutschland, S. 376 f. 
477 Ebd., S. 367 f. 
478 Dirksen, Predigerwahlrecht der Interessenten.
479 Bartels, Zur geschichtlichen Orientierung.
480 Smid, Interessentenwahlrecht.
481 Koolman, Gemeinde und Amt.
482 Unruh, Poolrichter. 
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den willkürlichen Rechtsetzungen beschäftigte sich in den 1960er Jahren vor allem 
Wilhelm Ebel.483 Er war es auch, der eine Sammlung der ostfriesischen bäuerlichen 
Rechtsetzungen oder Willküren, der Bauerrechte, vorlegte484, die hier eine wichtige 
Quellengrundlage bilden. Zudem hat sich Jörg Engelbrecht in den 1980er Jahren mit 
der Gemeinde im westlichen reformierten Teil Ostfrieslands auseinandergesetzt und 
ihre Selbstverwaltungskompetenzen, das Pfarrerwahlrecht und ihre soziale Struktur 
beschrieben.485 Die Quasi-Autonomie der Gemeinde wurden in diesen Forschungen 
in der Regel betont486, mit dem Band „Die Friesische Freiheit des Mittelalters“ aus 
dem Jahr 2003 konnte die „Bauernfreiheit“ Ostfrieslands in zwei Aufsätzen noch 
einmal herausgestellt werden.487 Diese gemeindliche Freiheit berücksichtigend setzte 
sich 2003 Nicole Grochowina in ihrer Dissertation mit religiöser Indifferenz und 
Dissens auch in der Landgemeinde auseinander. Für die meist mehrkonfessionellen 
Landgemeinden kommt sie für das 16. und 17. Jahrhundert zu dem Schluss, dass 
Konfessionen als austauschbar und gleichwertig nutzbar galten.488 
Untersuchungen der norddeutschen und ostfriesischen Landwirtschaft, Sied-
lungsstruktur und Bevölkerungsentwicklung liefern den Hintergrund für die hier 
vorgenommene Analyse von Politik und dörflicher Sozialstruktur.489 Besonders das 
483 Ebel, Rechtsgeschichte. 
484 Ebel, Ostfriesische Bauerrechte.
485 Engelbrecht, Landgemeinde.
486 Unruh, Poolrichter, S. 53; Smid, Interessentenwahlrecht, S. 40 f.: Für die Kirchengemeinden bestätigt 
Menno Smid zum Beispiel die herausragende Unabhängigkeit der ostfriesischen Gemeinde von der 
Landesherrschaft.
 Ebel, Rechtsgeschichte, S. 222: Tendenziell sieht Ebel die Stellung der Gemeinden zur Landesherr-
schaft nicht so unabhängig. Er nimmt an, dass eine von der Landesherrschaft verordnete Anord-
nungs- und Jurisdiktionsbefugnis der untersten landesherrlichen Amter auch in die Praxis umgesetzt 
wurde. Meines Erachtens zeigen aber die Auseinandersetzung in den 1720er Jahren um die Jurisdikti-
onsgewalt über die Gemeindebeamten, dass die Landesherrschaft erst im 18. Jahrhundert überhaupt 
begann, diese für die Praxis zu beanspruchen. (Siehe Kapitel „IV.1.2. Konfliktgegenstände zwischen 
Landesherrschaft und Bauern“). 
487 Schmidt, Häuptlingsmacht, Freiheitsideologie; Knottnerus, Bauernfreiheit. Knottnerus beschäf-
tigt sich im Allgemeinen mit der Küstenlandschaft und ihrer agrarischen Bevölkerung: Knottnerus, 
Agrarverfassung und Landschaftsgestaltung; Knottnerus, Structural Characteristics.
488 Grochowina, Indifferenz und Dissens, S. 223 ff.  
489 Jachens, Wandel der Agrar- und Sozialstruktur; Reinders-Düselder, Landwirtschaft in Ostfriesland); 
Gehrmann, Bevölkerungsgeschichte; Kaufhold/Wallbaum, Historische Statistik der preußischen 
Provinz Ostfriesland; Klöpper, Bevölkerungsentwicklung; Rüst, Entwicklung; Ritter, Nachsied-
lerschichten; Saalfeld, Stellung und Differenzierung; Wittich, Grundherrschaft; Wiemann/Engel-
mann, Alte Wege; Wiemann, Beiträge zur Lage der Landarbeiter; Wiemann, Beiträge.
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von der DFG finanzierte Projekt „Familienrekonstitution der Krummhörn (Ost-
friesland, 1720-1874): Die biologische Angepasstheit menschlicher Reproduktions-
strategien“ am Lehrstuhl von Eckart Voland in Gießen hat in den letzten Jahren 
eine Innensicht auf die ländliche Bevölkerung, ihre Bevölkerungsentwicklung sowie 
reproduktive Strategien im 18. und 19. Jahrhundert ermöglicht. Diese Ergebnisse 
wurden auf der Basis von Kirchenbüchern und Steuerlisten gewonnen.490  
Explizit auf die unterbäuerliche Bevölkerung und die Konflikte, in die sie invol-
viert waren, haben sich für Ostfriesland Friedrich-Wilhelm Schaer und Rolf Upp-
hoff konzentriert. Beide sind vor allem am Deich- und Sielwesen und den Ver-
hältnissen zwischen unterbäuerlichen Lohnarbeitern und Bauern interessiert. Sie 
konnten zeigen, dass es diesen möglich war, Aufstände anzuzetteln und so politisch 
zu handeln.491 
Konflikte zwischen Bauern und Landesherrschaft und teilweise auch zwischen 
Bauern und unterbäuerlicher Bevölkerung wurden im Zuge all dieser Studien im-
mer wieder erwähnt, standen aber meist nicht im Vordergrund. Insgesamt kann 
aber auf einen reichhaltigen Schatz an Arbeiten zurückgegriffen werden, die die 
Rechtsgeschichte, die Verfassung, die soziale Struktur und die Wirtschaftsweise der 
ländlichen Gemeinde beleuchteten, aber kaum einen vergleichenden Blick über 
Ostfriesland hinauswagten, so dass die stark genossenschaftlich geprägten Landge-
meinden Ostfrieslands in der Forschung nicht so bekannt sind wie die selbstbewusst 
agierenden Landstände. 
Die ostfriesischen Stände werden in den Überblickswerken zur politischen Ge-
schichte Ostfrieslands dagegen oft erwähnt, und seit den 1920er Jahren hat sich 
die historische Forschung genauer mit ihnen auseinandergesetzt. Carl Hinrichs 
hat ihr Zustandekommen, ihre Teilnehmer und ihre Rechte und Pflichten vor und 
490 Zum Beispiel: Engel, Zum Bevölkerungsgeschehen der Krummhörn; Voland, Reproduktive Konse-
quenzen.
491 Schaer, Die ländlichen Unterschichten; Schaer, Zur wirtschaftlichen und sozialen Lage der Deichar-
beiter; Uphoff, Die Deicharbeit; Uphoff, Die Deicher; Uphoff, Lavey als Ultima ratio. 
 Mit Landarbeiterbräuchen und ländlichen Protestbewegungen allerdings für das Hamburger Vor-
land hat sich zudem Otto Knottnerus beschäftigt: Knottnerus, „das Land, wo Milch und Mehlbüdel 
fließt...“).
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nach 1744 beschrieben.492 Hinrichs kam allerdings zu einer negativen Beurteilung 
der ständischen Politik: Es habe vor 1744 eine „nur dürftig verdeckte Anarchie im 
Staatsleben des Landes“ gegeben, weil die Stände eine landesherrlich-staatliche Poli-
tik verhindert hätten.493 So schrieb er über den wichtigsten Ausschuss der Landstän-
de, das Administratorenkollegium: 
„[...] und so ging es weiter bis zum Kleinsten und Allerkleinsten hi-
nab, indem sich das Administratorenkollegium nebenbei beliebt und 
zum Hort der Freiheit aller derer machte, die bisher zu tun gewöhnt 
gewesen waren, was ihnen in den Sinn kam, was zum Teil mit einem 
alten Erbfehler der Ostfriesen, besonders der Bauern, zusammenhängt, 
ihrem halsstarrigen Unabhängigkeitssinn auch im Geringsten, jener 
beschränkt-stolzen Eigenbrödelei, die unfähig, zum Gedanken der Ge-
meinsamkeit sich zu erheben, zu einem sehr großen Teil die Schuld trägt 
an der jahrhundertelangen, nur dürftig verdeckten Anarchie im Staats-
leben des Landes.“494 
Er stützte sich auf die Bemerkungen Enno Rudolph Brenneysens, des fürstlich-
ostfriesischen Kanzlers zwischen 1720 bis 1734, der in seinem 1720 erschienen 
zweibändigen Werk „Ost=Friesische Historie und Landes=Verfassung“ die dort 
abgedruckten Urkunden und Verträge kommentiert hatte.495 Brenneysens Bemü-
hungen, ein fürstliches Regiment und eine Entmachtung der Stände durchzuset-
zen, zeigen sich sehr deutlich auch in Hinrichs  Anmerkungen.496 
Heinz Antholz und Harm Wiemann haben die Forschungen zu den Landstän-
den Ostfrieslands fortgesetzt und die Stände nicht mehr als Hindernis auf dem 
Weg zur Staatsbildung gesehen. Antholz teilte Otto von Gierkes Interesse für 
genossenschaftliche Strukturen und insbesondere für ihren bedeutendsten po-
litischen Theoretiker Johannes Althusius. Antholz nahm sich der Aufgabe an, 
Althusius’ praktisches Wirken in Emden, der bedeutendsten ostfriesischen Stadt, 
492 Hinrichs, Die ostfriesischen Landstände.
493 Ebd., S. 231.
494 Ebd., S. 231. 
495 Brenneysen, Ost-Friesische Historie, Bd. I und II.
496 Kappelhoff, Absolutistisches Regiment, S. 7. 
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aus den Quellen zu erarbeiten. Er konnte so zeigen, inwieweit Althusius’ poli-
tische Lehre Einfluss auf seine Politik als Syndicus der Stadt Emden zwischen 
1604 und 1638 gehabt hat und wie wiederum die politischen Verhältnisse Ost-
frieslands auf die Ergänzung und Abrundung des Althusischen Hauptwerkes, der 
„Politica methodice digesta“, die 1603 erstmalig erschien, gewirkt haben.497 Wie-
mann wandte sich der allgemeinen Ständegeschichte zwischen 1595 und 1744 
zu. Er schilderte die Berechtigung und Teilnahme der ostfriesischen Bauern an 
den Landständen498 und betonte den Einfluss äußerer Mächte, wie der General-
staaten und des Reiches auf Ostfriesland.499 Zudem gab er mehrere Quellenedi-
trionen heraus, zum Beispiel zu den wichtigsten Landesverträge von 1595 bis 
zum Osterhusischen Akkord 1611.500 Im Gegensatz zu Hinrichs konzipierte er 
die Stände als hilfreiche politische Kräfte, die eine schwache und ungeordnete 
Landesherrschaft unterstützten und ihr sogar – beispielsweise in ihrer Finanzver-
waltung – überlegen waren.501 
Auch der Engländer Michael Hughes beschäftigte sich im Rahmen seiner Dis-
sertation mit einer außerhalb des Landes stehenden Macht, die Einfluss auf Ost-
friesland ausübte. Hughes konzentrierte sich auf den Reichshofrat als Schützer 
der ständischen Rechte in der ersten Hälfte des 18. Jahrhunderts und konnte 
dessen Bedeutung für Ostfriesland aufzeigen.502
Einen späteren Zeitraum der Ständegeschichte bearbeitete Gerfried Engelberg. 
Er versuchte eine Bestandsaufnahme der Stände am Ende des 18. Jahrhunderts 
zusammenzustellen. Allerdings geht er, wie der Ständehistoriker Bernd Kappel-
hoff überzeugend darlegen konnte503, von einem konstitutionell-liberalen Verfas-
497 Antholz, Althusius.
498 Wiemann, Bauern in der ostfriesischen Landschaft.
499 Wiemann, Ostfriesland im Spiel der großen Mächte um 1730; Wiemann, Grundlagen, S. 10 f.; Wie-
mann, Das Reich, die Niederlande, der Graf und die Stände; Wiemann, Die Stände holen Preußen 
nach Ostfriesland. 
500 Wiemann, Grundlagen. Zudem hat Wiemann zwei weitere Quellensammlungen und  -kommentie-
rungen zu den ostfriesischen Landständen herausgegeben: Wiemann, Materialien; Wiemann, Proble-
me der Ständegeschichte in Ostfriesland.
501 Wiemann, Grundlagen, S. 15 ff., 109 f. 
502 Hughes, Law and politics in Eighteenth Century Germany. 
503 Kappelhoff, Die ostfriesischen Landstände, bes. S. 143.
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sungsbegriff des 19. Jahrhunderts aus, um die altständischen Zustände zu erfas-
sen. Er misst den ostfriesischen Landesverträgen eine konstitutionelle bindende 
Geltung zu und nimmt unbesehen an, dass sie in die Praxis umgesetzt wurden, 
ohne den Aushandlungscharakter auch solcher Landesverträge zu beachten.504 
Bernd Kappelhoff konnte aber dann mit seiner Dissertation „Absolutistisches 
Regiment oder Ständeherrschaft“ eine Ständegeschichte vorlegen, welche die po-
litische Praxis der altständischen Gesellschaft zeigte und versuchte, den Nutzen 
der Landstände nicht am Grad der Staatsbildung zu bemessen, sondern an ih-
rem Nutzen für das Land.505 Kappelhoff definiert die Stände nach Otto Brunner 
als Herrschaftsgewalten aus eigenem Recht, die das Land waren und nicht ver-
traten.506 Er versucht wie Brunner soweit wie möglich Anachronismen zu ver-
meiden.507 Er beschäftigte sich mit dem „Appelle-Krieg“ im ersten Drittel des 
18. Jahrhunderts, dem großen Konflikte zwischen der landesherrlichen Gewalt 
unter dem Einfluss eben des erwähnten Kanzlers Brenneysen einerseits und der 
ostfriesischen Landständen unter Emder Führung andererseits. Diese Studie ist 
auf der Basis eines reichen Quellenmaterials durchgeführt worden und zeigt die 
Kräfte, „die in der altständischen Gesellschaft wirksam waren“.508 Nutzen hätten 
die Landstände nicht erbracht, indem sie einen „Absolutismus im kleinen“ prak-
tizierten, „der oft genug nur schlichte Willkür bedeutet hätte“509, sondern die 
sich in Waage haltende Machtverteilung in Ostfriesland habe eine gegenseitige 
Kontrolle ermöglicht, die Missbräuche schnell ans Licht brachte.510 Dies galt ei-
nerseits für das Steuerwesen, im Rahmen dessen die Zustimmung der landständi-
gen Bauern eingeholt wurde, andererseits für eine weitgehende Rechtssicherheit, 
welche durch die Politik der Landstände aufgrund der Einsetzung des konkur-
rierenden ständisch bestimmten Hofgerichts bewirkt wurde.511 Weitere Aufsätze 
504 Engelberg, Ständerechte im Verfassungsstaat, bes. S. 1-4, 14, 70 f., 95, 99.
505 Kappelhoff, Absolutistisches Regiment, S. 6.
506 Kappelhoff, Politische Partizipation und frühmoderner Staat, S. 274.
507 Kappelhoff, Absolutistisches Regiment, S. 2, 438. 
508 Ebd., S. 9. 
509 Ebd., S. 439. 
510 Ebd., S. 439. 
511 Ebd., S. 439. 
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Kappelhoffs auf der Basis eines intensiven Quellenstudiums zu den Landständen 
ergeben eine solide Grundlage der Ständeforschung.512
Seitdem sind dann weitere Untersuchungen zur Ständegeschichte in der Frü-
hen Neuzeit erschienen. Enno Eimers beschrieb das Ständewesen vor und nach 
1744 in einem kurzen und prägnanten Überblick513, während sich Sabine Heiß-
ler in ihrer Dissertation auf die Geschichte der Landstände Ende des 17. Jahr-
hunderts, zwischen 1660-1690, konzentrierte, als Landesherr und von Emden 
beeinflusste Landstände aufgrund des Anspruchs der Landesherrschaft auf die 
alleinige Souveränität im Lande aneinander gerieten.514 
Eine äußerst hilfreiche Zusammenstellung aller Landtage zwischen 1583 bis 
1807 hat Marie-Christina Jhering im Jahr 2001 im Auftrage der Historischen 
Kommission für Niedersachsen und Bremen veröffentlicht. Dort gibt sie zu je-
dem Landtag die archivalische Überlieferung, einen eventuellen Druck, die Li-
teratur, in der der Abschied erwähnt wurde, und vor allem die Dauer, den Ta-
gungsort und die ausschreibende Institution an.515 Jhering räumt ein, dass diese 
Zusammenstellung nur unter Vorbehalt nutzbar ist, da es schwierig war, Landta-
ge von Ausschusssitzungen zu unterscheiden. In Zeiten von Ständekämpfen gab 
es zudem konkurrierende Versammlungen, die Jehring nicht immer als einzelne 
Landtage aufgeführt hat. Auch die Dauer der Landtage war nicht immer genau 
zu eruieren. Für einen ersten Überblick über Häufigkeit, Ort und Dauer der 
Landtage in der Frühen Neuzeit reichen ihre Angaben aber aus.
David M. Luebke hat Ostfriesland als Territorium für seine Forschungen zu 
unterschiedlichen Faktionen innerhalb der ländlichen Gesellschaft entdeckt.516 
Er betrachtet die landständische und landesherrliche Politik im ersten Drittel 
des 18. Jahrhunderts und insbesondere den weitreichenden, auch militärisch 
512 Kappelhoff, Die ostfriesischen Landstände und die Revolution von 1848; Kappelhoff, Die ostfrie-
sischen Landstände; Kappelhoff, Die ostfriesischen Landstände und die Stadt Emden; Kappelhoff, 
Die soziale Reichweite.
513 Eimers, Das Ständewesen.
514 Heißler, Ostfriesische Singularität
515 Jhering, Landtagsverhandlungen in Ostfriesland (bis 1807). Tabellarische Zusammenstellung der 
Verhandlungen und Abschiede aus gedrucktem und archivalischem Material.
516 Luebke, His Majesty’s Rebels; Luebke, Factions and Communities.
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ausgefochtenen „Appelle-Krieg“ zwischen ostfriesischen Landständen und Lan-
desherrn von 1725 bis 1727. Er geht einerseits einem Mittel politischer Wil-
lensbildung und Agitation nach, das zu diesem Zeitpunkt ein ungewöhnliches 
Vorgehen darstellte: Landesherr und von Emden dominierte Landstände sam-
melten Unterschriften, um Unterstützung für ihre jeweilige Steuerpolitik zu be-
kommen und dem Gegner zu zeigen. In diese Unterschriftensammlung waren 
aber nicht nur Bauern einbezogen, sondern auch die unterbäuerliche Bevölke-
rung, die sonst in der Regel nicht an der Landespolitik beteiligt war, weil sie 
die bäuerlichen Landtagsvertreter nur selten wählen oder selbst gewählt werden 
konnten.517 Andererseits betont Luebke die Rolle von Petitionen für die Ausar-
beitung einer landesherrlichen Strategie auch im Nachgang des Konfliktes, als 
die landesherrliche Seite als Sieger vom Platz ging und sich Bestrafungen für die 
Gegner erdachte. Bauern mit Eigentum, die Eigenerben oder Hausleute, bildeten 
in diesem Appelle-Krieg ein recht loyales Klientel der Landstände, in denen sie ja 
auch vertreten waren, und versuchten die anderen ländlichen Gruppen zu ihrer 
Politik zu überreden und teilweise auch zu zwingen. Luebke kann zeigen, wie 
der Kanzler Enno Rudolph Brenneysen auch im Nachgang des landständisch-
landesherrlichen Appelle-Krieges versuchte, die ländliche Bevölkerung zu spalten 
und die bäuerlichen Eigentümer zu bestrafen, indem er die Pächter, unter ihnen 
Tagelöhner und Kleinbauern aus der unterbäuerlichen Bevölkerung, bevorzugte 
und unterstützte.518 Luebke macht so deutlich, wie durch landesherrliche, aber 
auch landständische Politik das traditionelle System der korporativen Partizipa-
tion in Gemeinden und Landstände ausgehöhlt wurde. So würde das einzelne 
Subjekt und weniger die traditionelle, aus den Bauern bestehende Gemeinde 
zum politischen Subjekt und zum Untertanen. Die Kohäsionskraft der Gemein-
de wurde dabei von außen, aber auch von innerhalb der ländlichen Gesellschaft 
gestört. Luebkes Betrachtung aller politischer Akteure führt eine dualistische oder 
dichotomische Konzeption von Landesherrschaft und ländlicher face-to-face-Ge-
sellschaft sowie Landständen ad absurdum, da man mit solch einer Konzeption 
wichtige Prozesse innerhalb der ländlichen ostfriesischen Gesellschaft vernach-
517 Luebke, Signatures and Political Culture; Luebke, Symbolische Konstruktionen.
518 Luebke, How to become a Loyalist; Luebke, Petitions for Relief. 
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lässige. Man unterschätze dann die Landstände als staatsbildenden Akteur, der 
Menschen zu unterworfenen Untertanen machte und Gemeinden aushöhlen 
konnte. Zweitens vernachlässige man die Rolle der ländlichen Bevölkerung, die 
an solchen Prozessen teilhatte, selbst wenn sie nur unbeabsichtigt Informationen 
weitergab.  
Vergleichende Ansätze wählten Gabriele Haug-Moritz und Johannes Dillinger 
für Ostfriesland. Dillinger vergleicht die Verfassungswirklichkeiten Ostfrieslands 
mit Vorderösterreich und Massachussets.519 Haug-Moritz entwickelte mittels ei-
nes Vergleichs der ständischen Verfassung in Ostfriesland, Jülich-Berg, Mecklen-
burg, Sachsen und Hessen-Kassel den schon erwähnten Katalog an Faktoren, die 
ein Territorium für Konflikte zwischen Landständen und Landesherrschaft anfäl-
lig machten und die den Ausgang solcher Konflikte in die eine oder die andere 
Richtung beeinflussen konnten.520 
Nicht nur der vergleichende, typologische Ansatz Haug-Moritz’ soll hier für 
Ostfriesland weiter verfolgt werden, sondern auch der Ansatz Luebkes, die enge 
Verzahnung von landesherrlicher Politik mit landständischer Politik und ihren 
Einfluss auf die ländliche Bevölkerung sowie die Wirkung bäuerlicher und un-
terbäuerlicher Praktiken auf die landesherrliche und landständische Politik zu 
zeigen.
2.  Ländliche Wirtschaft  
und die ostfriesische Gemeinde
Die Grafschaft Ostfriesland lässt sich in Marsch- und Geestgebiete einteilen, die 
unterschiedliche Siedlungsstrukturen und unterschiedliche wirtschaftliche Ver-
hältnisse aufwiesen. Hinter der Küste und in den Flussniederungen erstreckte sich 
ein breiter Gürtel überdurchschnittlich fruchtbaren Bodens, die Marsch, welche 
519 Dillinger, Verfassungswirklichkeiten.
520 Übersicht dieser Faktoren: Haug-Moritz, Württembergischer Ständekonflikt, S. 40 ff.
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gute Verdienste besonders durch die Nutzung als Weideland verhieß.521 Beschei-
deneren Gewinn bot der hauptsächlich im Landesinneren liegende Sandboden, 
die Geest.522 Die Marsch machte ein reichliches Drittel der Fläche Ostfrieslands 
aus, ebenso die Geest, während das Moor ein Viertel der Fläche einnahm.523 
Viehhaltung hatte für die Mehrzahl der landwirtschaftlichen Höfe im Reich 
in der Frühen Neuzeit keine große Bedeutung. Eine Ausnahme bildeten Gebiete, 
die wie Ostfriesland aus natürlichem Grünland bestanden.524 Die vorherrschende 
landwirtschaftliche Produktionsform auf der Marsch war aufgrund dieses Grün-
landes die Viehwirtschaft. Getreide, vor allem Roggen, musste in den Marschge-
meinden aus der Geest oder von außerhalb Ostfrieslands bezogen werden.525 Die 
Marschbauern bewiesen jedoch auch Flexibilität in bezug auf die Nutzungsart 
des Bodens. Als in der Mitte des 16. Jahrhunderts die Getreidepreise steil nach 
oben gingen und sich auch die ostfriesischen Getreideimporte verteuerten, be-
gann man auch in der Marsch mit dem Feldbau.526 Eine zweite Intensivierung 
erfuhr der Getreideanbau auf der Marsch während des Dreißigjährigen Krieges, 
da der Handel mit den traditionellen landwirtschaftlichen Produkten der Regi-
on – Fleisch, Butter und Käse – stagnierte.527 Im 17. Jahrhundert gab es eine Art 
Mischwirtschaft, in welcher der Boden bedarfsweise als Acker- oder Weideland 
genutzt wurde.528 Der Weideanteil überwog auf der Marsch jedoch immer. Für 
das Jahr 1746 kann man für das Rheiderland mit Marschboden westlich der Ems 
nachweisen, dass nur ein Fünftel der Gesamtfläche Ackerland war.529 Auch wur-
den die Abgaben der Rheiderländer Bauern bis ins 19. Jahrhundert hinein nach 
521 Deeters, Kleine Geschichte, S. 7; Swart, Friesische Agrargeschichte, S. 15; Voigt/Roeschmann, Die 
Böden Ostfrieslands, S. 53; Schilling, Aufbruch und Krise, S. 59; Engelbrecht, Landgemeinde, S. 38.
522 Deeters, Kleine Geschichte, S. 8; Swart, Friesische Agrargeschichte, S. 17; Engelbrecht, Landgemein-
de, S. 38.
523 Swart, Friesische Agrargeschichte, S. 13; Kappelhoff, Absolutistisches Regiment, S. 35. 
524 Henning, Landwirtschaft, S. 30; Rösener, Die Bauern, S. 178.
525 Engelbrecht, Landgemeinde, S. 38; Bölts, Rindviehhaltung, S. 174; Swart, Friesische Agrargeschich-
te, S. 211.
526 Engelbrecht, Landgemeinde, S. 41.
527 Ebd., S. 41.
528 Ebd., S. 41.
529 Bölts, Rindviehhaltung, S. 174.
II. DAS TERRITORIUM OSTFRIESLAND UND DIE GENUTZTEN QUELLEN 
105
dem Viehbestand erhoben.530 Produkte der Weidewirtschaft (Rindvieh, Butter 
und Käse) stellten im 17. Jahrhundert den nahezu alleinigen, im 18. Jahrhundert 
den wichtigsten Teil des Gelderwerbs dar.531 Erst in der zweiten Hälfte des 18. 
Jahrhunderts drang der Getreideanbau infolge der anhaltend steigenden Getrei-
depreise in verstärktem Maße in die Weidewirtschaft ein.532 
Auf der Geest dagegen wurde vor allem Roggenbau betrieben.533 Noch bis 
in das 18. Jahrhundert geschah dieser Anbau in Form von „ewigem Ackerbau“. 
Brache war also unbekannt, der Roggen wurde in ununterbrochener Folge auf 
dem gleichen Acker angebaut.534 Die Felder wurden mit Plaggen, also Erd- und 
Grassoden, gedüngt, um das Land bei Kräften zu halten.535 Eine Mehrfelderwirt-
schaft gab es nicht, d.h. gemeindlich-genossenschaftliche Organisation bei der 
Felderwirtschaft war nicht nötig.536
Um an dem wirtschaftlichen Aufschwung auf den Gebieten Handel und städ-
tisches Gewerbe in Ostfriesland in der zweiten Hälfte des 16. Jahrhunderts teil-
zuhaben, stellten sich die Bauern in den westlich gelegenen Marschgebieten von 
der bloßen Eigenproduktion auf eine am Markt orientierte Produktion um.537 
Ein so erreichter wirtschaftlicher Erfolg der Marschbauern reihte sich ein in die 
allgemein-europäische Agrarkonjunktur seit dem späteren 15. Jahrhundert, die 
mit einem Bevölkerungswachstum im „langen 16. Jahrhundert“538 in Zusam-
menhang stand.539  Die Erträge in der Vieh- und Weidewirtschaft, die von der 
erhöhten Nachfrage besonders angehoben wurden, stiegen vor allem auf den 
See- und Flussmarschen in den Niederlanden und an der deutschen Nordsee-
530 Bölts, Rindviehhaltung, S. 173
531 Ebd., S. 173.
532 Ebd., S. 174; Swart, Friesische Agrargeschichte, S. 212; Reinders-Düselder, Landwirtschaft in Ost-
friesland, S. 404.
533 Swart, Friesische Agrargeschichte, S. 215; Engelbrecht, Landgemeinde, S. 38.
534 Allgemein zur Einfelderwirtschaft in Nordwestdeutschland: Rösener, Bauern, S. 178; Hauptmeyer, 
Dorf und Territorialstaat, S. 221. 
535 Swart, Friesische Agrargeschichte, S. 111; Hauptmeyer, Dorf und Territorialstaat, S. 221. 
536 Hauptmeyer, Dorf und Territorialstaat, S. 221. 
537 Heißler, Ostfriesische Singularität, S. 82; Kappelhoff, Absolutistisches Regiment, S. 34.
538 Schilling, Aufbruch und Krise, S. 54-63.
539 Schmidt, Geschichte Ostfrieslands, S. 186; Schilling, Aufbruch und Krise, S. 60; Henning, Land-
wirtschaft, S. 183-186; Achilles, Landwirtschaft, S. 109 f.
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küste.540 Die Zeit von 1600 bis 1750 bedeutete dann allerdings für Ostfriesland 
wirtschaftlichen Stillstand.541 Die ostfriesische und besonders die Emder Schif-
fahrt ging zurück542 und auch für die Landwirtschaft begann um die Wende zum 
17. Jahrhundert eine lang anhaltende Periode der Rezession.543 In Ostfriesland 
fiel die allgemeine europäische Rezession in dieser Zeit zusammen mit dem Ab-
gleiten aus einer vorübergehend zentralen wirtschaftlichen Lage an der Grenze 
des niederländischen Krieges zu einer ökonomischen Randregion.544 Außerdem 
hatte die Wirtschaft jahrzehntelang unter den Folgen des Dreißigjährigen Krie-
ges zu leiden.545 Die städtischen Entwicklungsansätze in den größeren Orten der 
Marsch, so in Oldersum, stagnierten oder schrumpften.546
Die Mehrzahl der Bauern im Heiligen Römischen Reich stand in Abhängig-
keit von wenigstens zwei Herren. Als Untertanen waren sie dem Landesherrn 
unterworfen, als Abhängige, „Grundholde“ oder „Hintersassen“ schuldeten sie 
ihrem Grundherren Abgaben und Dienste.547 Es gab nur wenige freie Bauern, 
vornehmlich in den Alpenländern, im Schwarzwald, an der Nordseeküste und in 
Ostpreußen. Auch in Ostfriesland waren die meisten Bauern frei548, d. h. sie besa-
ßen eigenes Land549 und waren nicht in eine herrschaftliche Beziehung mit einem 
Grundherrn eingebunden.550 Adlige Grundherrschaft als primäres Strukturmerk-
mal der ländlichen Gesellschaft fehlte, obwohl vereinzelt auch grundherrliches 
Eigentum, das in den umliegenden Dörfern der „Herrlichkeiten“ zu erblichem 
540 Schilling, Aufbruch und Krise, S. 57 f. 
541 Swart, Friesische Agrargeschichte, S. 209; Schmidt, Geschichte Ostfrieslands, S. 261.
542 Schmidt, Geschichte Ostfrieslands,  S. 261 u. 344.
543 Ebd., S. 261.
544 Ebd., S. 261.
545 Reinders-Düselder, Landwirtschaft in Ostfriesland, S. 404.
546 Schmidt, Geschichte Ostfrieslands,  S. 261.
547 Münch, Lebensformen, S. 77. 
548 Saalfeld, Stellung und Differenzierung, S. 238; Franz, Bauernstand, S. 85.
549 Engelbrecht, Landgemeinde, S. 58; Swart, Friesische Agrargeschichte, S. 179, 185, 262; Saalfeld, 
Stellung und Differenzierung, S. 240.
550 Saalfeld, Stellung und Differenzierung, S. 238; Wunder, Die bäuerliche Gemeinde, S. 31.
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Meierrecht551 oder vom Landesherrn besonders an Bauern auf der Geest ausgege-
ben worden war, existierte. 
Die Organisationsform der Bauern und auch der unterbäuerlichen Schicht war 
die Gemeinde. Die Landgemeinde in Ostfriesland war eine Realgemeinde, d.h. 
die Zugehörigkeit zu ihr war an den Besitz eines Hofes (eines Herdes) gebun-
den.552 Diese bäuerlichen Realgemeinden konnten wichtige eigene Funktionen 
bewahren und gaben diese nicht an die Ämter der Landesherrschaft ab. Der seit 
dem 16. Jahrhundert im Allgemeinen ausgeübte landesherrliche Druck auf die 
„Kohäsions- und Integrationskraft“553 der Gemeinde belastete die ostfriesischen 
Gemeinden demnach nicht so sehr, dass sie ihm hätten nachgeben müssen. Die 
Landesherren waren mit ihrer territorialstaatlichen Konsolidierung in der Frühen 
Neuzeit kaum erfolgreich.
Die von Blickle genannten gemeindlichen Merkmale, die notwendig sind, 
um von „Kommunalismus“ zu sprechen, lassen sich, wie noch detailliert nach-
gewiesen wird, auch in Ostfriesland finden. Die Gemeindeversammlung war das 
ausschlaggebende Organ für die politischen Handlungen der Gemeinde. In ihr 
wurden im Großteil der gemeindlichen Verbände die gemeindlichen „Beamten“ 
gewählt. Teilweise ging das Gemeindeamt auch unter den Anwesenden in der 
Gemeindeversammlung um. Zudem kontrollierte die Gemeindeversammlung 
die Rechnungslegung. Die gemeindlichen Beamten554, die Bauer- oder Poolrich-
ter und Schüttmeister übten die Verwaltung aus. Falls die Gemeinde nicht so 
551 Saalfeld, Stellung und Differenzierung, S. 229; Achilles, Landwirtschaft, S. 30; Wittich, Grundherr-
schaft, S. 20: Im nordwestdeutschen Raum waren bis auf Ausnahmen im friesischen Siedlungsgebiet 
die Besitzrechte der meisten Bauern nach dem Meierrecht gefestigt. Damit wird die nordwestdeutsche 
Grundherrschaft durch das Meierrecht gekennzeichnet. Achilles, Landwirtschaft, S. 28-31: In der 
Forschung orientiert man sich bei der Einteilung in Grundherrschaftsformen immer noch an Lütge, 
der Erscheinungsformen der Endzustände  am umfassendsten gezeichnet hat. Er teilte das Reichsge-
biet in Altsiedelland und Kolonisationsgebiet. Auf dem letzteren entwickelte sich die Gutsherrschaft, 
die durch eine Konzentration von Grund-, Leib- und Gerichtsherrschaft in der Hand des Gutsherrn 
gekennzeichnet war. Im übrigen Reichsgebiet unterscheidet er fünf weitere Typen der Agrarverfassung: 
Mitteldeutsche Grundherrschaft, Westdeutsche Grundherrschaft, Südwestdeutsche Grundherrschaft, 
Südostdeutsche Grundherrschaft und Nordwestdeutsche Grundherrschaft. 
552 Unruh, Poolrichter, S. 53; Ebel, Rechtsgeschichte, S. 222. In Oldenburg finden sich ähnliche Verhält-
nisse (Seeber, Die Oldenburger Bauerbriefe, S. 84).
553 Holenstein, Bauern, S. 78.
554 Zu gemeindlichen Beamten in Europa: Blum, The Internal Structure, S. 556 ff. 
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klein war, dass nur ein gemeindlicher Amtsträger ausreichte, arbeiteten diese in 
größeren Gemeinden auch als Verwaltungskollegium zusammen, wie in den von 
Blickle genannten „Vierer“-, „Sechser“- oder „Zwölfer“-Kollegien. Außerdem 
verfügten die gemeindlichen Verbände über Gerichte, welche die innergemeind-
lichen Angelegenheiten auf der Grundlage der von der Gemeindeversammlung 
erstellten Bauerrechte (Willküren)555 regelten. Pfarrer (sog. Pastoren oder Predi-
ger) und Landtagsvertreter wurden von der Gemeinde gewählt.556
So stellt die ländliche Gemeinde in Ostfriesland eine Ausnahmeerscheinung 
im Reich dar: Sie kann als kaum in die Landesherrschaft eingegliederte und 
unterworfene Gewalt bezeichnet werden, deren Stellung auch auf den Landes-
verträgen beruhte, welche Landstände und Landesherr an der Wende vom 16. 
zum 17. Jahrhundert geschlossen hatten.557 Die von Blickle beschriebene „poli-
tisch verfasste Gemeinde“ mit ihren institutionellen Merkmalen der Verwaltung, 
Rechtspflege, Gemeindeversammlung, Landstandschaft und der freien Pfarrer-
wahl existierte nicht nur im oberdeutsch-schweizerischen Raum, sondern auch 
in Ostfriesland.558
 Nicht alle auf dem Siedlungsgebiet der Gemeinde wohnenden Menschen wa-
ren auch Gemeindemitglieder, die anwachsenden neuen unterbäuerlichen Bevöl-
kerungsgruppen (Nachsiedlerschichten) blieben ausgeschlossen.559 Die ostfriesi-
schen Realgemeinden setzten sich also aus Bauern mit eigenem Hof zusammen, 
die unterbäuerliche Bevölkerung war nur peripher in die Gemeinde integriert. 
555 Schreiner, Teilhabe, Konsens und Autonomie, S. 54 ff.: Neben Blickle betont vor allem Schreiner das 
Recht, eigene Gesetze zu erlassen, als das ausschlaggebende Charakteristikum für gemeindliche Auto-
nomie. 
556 Siehe ausführlich zu diesen Merkmalen der ostfriesischen Gemeinde in Kapitel „III. Ostfrieslands 
kommunalistische bäuerliche Gemeinde“.
557 Zu den Landesverträgen siehe Kapitel „II.3.3. Rechte und  Institutionen der Landstände“. 
558 Blickle, Landgemeinde und Stadtgemeinde: In diesem Sammelband zu einem Kongress in Reisenburg 
1989 wurde in 10 Aufsätzen über die räumliche Erstreckung des Kommunalismus diskutiert. Darun-
ter war auch ein Aufsatz zu Norddeutschland: Hauptmeyer, Die Landgemeinde in Norddeutschland, 
S. 359-384. Außerdem wurde im Diskussionsbericht des Kongresses noch einmal auf diese Problema-
tik hingewiesen. Man kam aber nicht zu abschließenden Ergebnissen: Holenstein/Kümin/Würgler, 
Diskussionsbericht, S. 499-500.
559 Holenstein, Bauern, S. 16 f.; Vogler, Dorfgemeinde und Stadtgemeinde, S. 45; Blaschke, Vom Dorf 
zur Landgemeinde, S. 235. 
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Die Bauern – als gleiche Genossen – konnten die gemeindlichen Rechte ausüben, 
im Gegenzug übernahmen sie den Großteil der Gemeindepflichten. In Ostfries-
land bildeten im 17. Jahrhundert also die „erffleute“ und die „werffleute“ zwei 
unterscheidbare Gruppen.560 „Erffleute“ bzw. „Eigenerben“, „Hausleute“ oder 
„Interessenten“ waren freie Bauern, die nicht in einem grundherrschaftlichen 
Verhältnis zu einem Grundherrn standen, sondern ihren Hof als Eigentum be-
saßen und in die gemeindlichen Bindungen integriert waren. „Werffleute“ bzw. 
„Warfsleute“ ist die ostfriesische Bezeichnung für ländliche unterbäuerliche Ein-
wohner, welche höchstens einen viertel Hof (ostfr.: Herd561), meist weniger Land 
und nur ein Haus besaßen, sich auch als Tagelöhner verdingen mussten562 und 
meist keine oder nur eine eingeschränkte Gemeindemitgliedschaft hatten. Diese 
Verhältnisse findet man sowohl auf Marschboden im Westen und entlang der 
Küsten als auch auf der Geest in der Mitte und im Osten Ostfrieslands.563
3.  Landesherrschaft und Landstände
Ostfriesland war in der Frühen Neuzeit ein größeres und dazu noch räumlich ge-
schlossenes Territorium des Reiches. Betrachtet man die Territorialisierung Ost-
frieslands Ende des 15. Jahrhunderts, sticht die Figur Edzards des Großen aus 
dem ostfriesischen Grafengeschlecht der Cirksena hervor, der die Herrschaft der 
Cirksena konsolidierte und dabei auf der ersten Herrschaftserweiterung Ulrich 
Cirksenas (Regierungszeit 1464-1466) aufbaute. Ulrich wurde im Jahre 1464 
– nach Auseinandersetzungen und politischem Taktieren mit anderen ostfriesi-
schen Häuptlingen, der Stadt Hamburg, dem Bischof Johann von Münster und 
dem Grafen Gerd von Oldenburg – von Kaiser Friedrich III. mit der Grafen-
würde in Ostfriesland belehnt.564 Edzard I. der Große, sein Sohn (Regierungszeit 
1491-1528), konnte in der Folge seine Herrschaft bis nach Groningen und die 
560 Bader, Rechtsformen und Schichten, S. 305. Die bäuerliche Willkür aus Oldendorp benennt zum 
Beispiel diese Gruppen als „erffleude“ und „werffleude“: Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. 88 ff.
561 Swart, Friesische Agrargeschichte, S. 156.
562 Dirksen, Über das Predigerwahlrecht, S. 9 f.
563 Siehe ausführlicher Kapitel „III.3. Bauern und unterbäuerliche Bevölkerung“. 
564 Schmidt, Geschichte Ostfrieslands, S. 98 ff. 
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Ommelande ausdehnen, verlor diese Gebiete aber wieder.565 Erreicht wurde von 
ihm und seinem Sohn, Enno II. (Regierungszeit 1528-1540), eine Konsolidie-
rung der Macht der Cirksena in Ostfriesland. Gebiete wie Groningen, die Om-
melande, Butjadingen, Jever und das Harlingerland, die die Cirksena in dieser 
Zeit hinzugewinnen wollten, blieben langfristig außerhalb ihres Herrschaftsge-
bietes.566 Erst im Jahre 1600 konnte Enno III. (Regierungszeit 1599-1625) we-
nigstens das Harlingerland mit dem „Berumer Vergleich“ unter die Herrschaft 
der Cirksena bringen.567  Die Landesherren konnten jedoch „die geographische 
Größe“ zwischen 1600 und 1744 nicht „in politisches Gewicht umsetzen“, „we-
der Armierung noch eine führende Position in den Reichsinstitutionen (Kreise, 
Reichstag)“ konnten erreicht werden.568 Zwar erhielt der Graf Georg Christian 
die Reichsfürstenwürde als erblichen Titel für das ganze Haus Cirksena im Jahre 
1662569, die Position des Landesherrn war aber nicht durch militärische Macht 
oder seine reichsrechtliche Stellung mit starken Außenbeziehungen abgesichert, 
und dies beförderte landständisch-landesherrliche Konflikte sowie eine Einmi-
schung in die Politik von außen.570 Die ostfriesische Geschichte unter der Dynas-
tie der Cirksena, geprägt durch eine starke ständische Macht, zeichnet sich durch 
fünf bestimmende Merkmale aus: Zweiteilung des Landes, eine gering ausgebil-
dete fürstlichen Verwaltung571, eine nicht gelungene Monopolisierung des Justiz-
wesens572, kaum angetastete Herrschaftsrechte der Intermediatgewalten wie zum 
Beispiel der ländlichen bäuerlichen Gemeinden sowie eine unter dem Einfluss 
der Landstände, der Generalstaaten und des Reiches geführte Außenpolitik.573
565 Schmidt, Geschichte Ostfrieslands, S. 124 f. 
566 Ebd., S. 117-150.
567 Ebd., S. 150. 
568 Haug-Moritz, Württembergischer Ständekonflikt, S. 20.
569 Heißler, Ostfriesische Singularität, S. 124; Schmidt, Geschichte Ostfrieslands, S. 282, 284; Deeters, 
Kleine Geschichte, S. 54; König, Verwaltungsgeschichte, S. 484.
570 Haug-Moritz, Württembergischer Ständekonflikt, S. 20. 
 Allgemein zur Balance zwischen Landesherren und Landschaften bei Fehlen militärischer Macht: Press, 
Herrschaft, Landschaft und „Gemeiner Mann“, S. 209. Speziell als Grund, warum diese Balance in 
Ostfriesland bestehen blieb: Kappelhoff, Die ostfriesischen Landstände und die Stadt Emden, S. 80.
571 Eimers, Das Ständewesen, S. 409. 
572 König, Verwaltungsgeschichte, S. 228-303: Zur Gerichtsorganisation siehe Kapitel „II.4. Gerichtsver-
fassung“. 
573 Kappelhoff, Absolutistisches Regiment, S. 14 ff. 
II. DAS TERRITORIUM OSTFRIESLAND UND DIE GENUTZTEN QUELLEN 
111
3.1 Landesherrliche Behörden
Wie in anderen Territorien auch entstanden in Ostfriesland erst im 16. Jahrund-
ert fest formierte Behörden.574 Oberste Regierungs- und Justizbehörde war bis 
zur Gründung des Geheimen Rates 1720 die Kanzlei, die sich von einer Schreib-
stube am Beginn des 16. Jahrhunderts zu einer Behörde mit wichtigen Verwal-
tungsbefugnissen für das Territorium und auch Jurisdiktionskompetenzen entwi-
ckelte.575 Gräfliche Räte standen immer stärker in einem festen Zusammenhang 
mit der Kanzlei unter der Führung des Kanzlers, so dass bis spätestens Mitte des 
16. Jahrhunderts unter Enno II. eine Behörde entstand.576 In der Policeyordnung 
der Gräfin Anna von 1545 erscheint die Kanzlei als fest gefügte Behörde, und 
insbesondere ihre Jurisdiktion wird hier näher beschrieben.577 Als Verwaltungs- 
und Regierungsbehörde war die Kanzlei für alle Hoheits-, Kirchen- und Poli-
ceysachen und Angelegenheiten des öffentlichen Staatsrechts zuständig.578 Da-
neben wurden bei der Kanzlei mit dem Landesherrn auch die landesherrlichen 
politischen Entscheidungen getroffen. Diese wurden vom Landesherrn mit dem 
„Geheimen Rat“ entschieden, der einen Ausschnitt aus dem Gesamtgefüge der 
Kanzlei darstellte. Als „Geheimer Rat“ wurden demnach Beratungen bezeichnet, 
die der Graf oder der Kanzler mit einzelnen seiner Räte im Rahmen der Kanzlei 
abhielt.579. In Ostfriesland gab es somit kein fest formiertes Geheimes Ratskol-
legium, wie es in anderen deutschen Territorien in der Regel im 16. oder 17. 
Jahrhundert entstanden war.580 Der Geheime Rat als selbständige Behörde ist 
erst im Jahre 1720 nachzuweisen.581 Seine Einrichtung steht in Zusammenhang 
mit dem letzten Versuch der ostfriesischen Landesherrschaft, seiner Stände Herr 
zu werden. Der seit 1720 in Ostfriesland als Kanzler fungierende Enno Rudolph 
Brenneysen hatte seine Gründung maßgeblich mitbestimmt und fand in ihm 
574 König, Verwaltungsgeschichte, S. 29. 
575 Ebd., S. 29. 
576 Ebd., S. 30. 
577 Ebd., S. 32. 
578 Ebd., S. 46. 
579 Ebd., S. 33. 
580 Ebd., S. 86. 
581 Eimers, Das Ständewesen, S. 409. 
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eine flexible Behörde, mit der sich eine antiständische Politik betreiben ließ und 
sich die Machtmittel des Fürsten konzentrieren ließen.582 Der Geheime Rat war 
somit vor allem zuständig für alle Sachen, die das fürstliche Haus und dessen Ge-
rechtsame betrafen, insbesondere für Verhandlungen mit den Ständen und dem 
ständisch bestimmten Hofgericht, für die Beziehungen zu den Nachbarländern 
und beim Reich anhängige Angelegenheiten.583 
Seitdem wurden der Kanzlei die Funktionen, die der Geheime Rat übernahm, 
entzogen, und ihr blieben nur noch weniger wichtige Verwaltungssachen übrig. Ihr 
Schwergewicht lag folglich dann stärker im jurisdiktionellen Gebiet.584 Denn ne-
ben ihrer Funktion als Regierungs- und Verwaltungsbehörde war die Kanzlei auch 
das Obergericht des Landes. Allerdings trat 1593 das ständisch bestimmte Hofge-
richt in Konkurrenz zu ihm.585 Kanzlei und Hofgericht befanden sich in Aurich.586 
Aus der Kanzlei entwickelte sich um 1600 die Oberrentkammer als gesonderte 
Finanzbehörde.587 Im Laufe des 17. Jahrhunderts wurden gräfliches Privatvermö-
gen und Staatsbesitz immer stärker voneinander getrennt.588 Die Zentralkasse für 
die Staatsfinanzen war die Oberrenteikasse. In sie flossen die Überschüsse aus den 
Amtskassen, die bei den Rentmeistern der einzelnen Ämter lagen.589 Somit war die 
Oberrentkammer zuständig für die Wirtschaft des Hofstaats, für die Prüfung der 
Renteirechnung der elf Ämter und der Kontributionsrechnungen der Ämter Esens 
und Wittmund sowie die Aufsicht über die Beheerdischheiten590, d.h. die fürstli-
chen Eigenwirtschaften und Regalieneinkünfte.591 Zudem kam die Oberrentkam-
mer für militärische Bedürfnisse und die Unterhaltungen von Festungen auf.592 
582 König, Verwaltungsgeschichte, S. 88 ff. 
583 Ebd., S. 90 f.: König listet alle Aufgaben des Geheimen Rates auf. 
584 Ebd., S. 48. 
585 Ebd., S. 32 f. Näheres zu den Jurisdiktionsbefugnissen und der Konkurrenz des Kanzleigerichts zum 
Hofgericht siehe Kapitel „II.4. Gerichtsverfassung“. 
586 König, Verwaltungsgeschichte, S. 50, 245 f. 
587 Ebd., S. 93 ff. 
588 Ebd., S. 95. 
589 Ebd., S. 96. 
590 Ebd., S. 105: Beheerdischheiten waren dem Herde, also dem Hof, zugehörige Stückländereien, für die 
ein Erbzins zu zahlen war. 
591 Ebd., S. 105. 
592 Ebd., S. 106. 
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Die Einnahmen des Landesherrn setzten sich vor allem aus Prästationen, aus 
den Einkünften des herrschaftlichen Besitzes und aus Regalienerträgen zusam-
men.593 Prästationen waren Dienste und Abgaben der Untertanen an den Landes-
herrn. Die freien Eigentümer in Ostfriesland schuldeten diese Leistungen dem 
Grafen als ihrem Gerichtsherrn.594 Es waren keine grundherrlichen Leistungen595, 
sondern gerichtsherrliche Lasten, deren Existenz übrigens für ganz Norddeutsch-
land nachzuweisen ist.596 Die Festlegung dieser gerichtsherrlichen Lasten, der 
Natural-, Geld- und Dienstleistungen kam durch Verträge des Grafen mit den 
Bauernschaften der einzelnen Ämter597 im Jahre 1611 zustande. Verhandlungen 
der Landstände mit dem Landesherrn hatten dies ermöglicht. Diese gerichtsherr-
lichen Lasten galten als „subsidia ordinaria“.598 Die Erhebung der gerichtsherrli-
chen Lasten war dem Einflussbereich der Landstände weitgehend entzogen, die 
landesherrlichen Finanzverwaltungen, also die Oberrentkammer und die Ämter, 
die von den ständisch verwalteten Landesfinanzen streng getrennt waren, trieben 
diese Lasten ein. Sie wurden also eindeutig von den „subsidia extraordinaria“, 
also den richtigen Steuern unterschieden.599 Das Steuerwesen, also die „subsi-
dia extraordinaria“ fiel nur im Harlingerland unter die Aufgaben der fürstlichen 
Oberrentkammer, im Rest Ostfrieslands wurde es von den Ständen verwaltet.600 
Ergiebigste Einnahmequelle für den Landesherrn war aber der herrschaftliche 
Grundbesitz: Der Landesherr war größter Grundbesitzer des Landes.601 Man 
unterschied die sog. „Beheerdischheiten“, die Erbpacht und die Zeitpacht, für 
die das Land an pachtende Bauern ausgegeben wurde. Es war den Landesherren 
möglich, durch Eindeichungen und Kultivierung von Ödlandflächen den Do-
manialbesitz im 17. und 18. Jahrhundert stark zu vergrößern.602 Prästationen 
593 König, Verwaltungsgeschichte, S. 109. 
594 Swart, Friesische Agrargeschichte, S. 344-353.
595 Ebd., S. 281.
596 Ebd., S. 196, 347.
597 Zur Ämterorganisation in Ostfriesland Siehe Kapitel “II.4. Gerichtsverfassung.
598 Aufgeführt bei: Wiemann, Materialien, S. 49-54 und Brenneysen, Ost-Friesische Historie, S. 391-
402.
599 König, Verwaltungsgeschichte, S. 109.
600 Ebd., S. 106. 
601 Ebd., S. 109. 
602 Ebd., S. 110.
II. DAS TERRITORIUM OSTFRIESLAND UND DIE GENUTZTEN QUELLEN  
114
und Grundbesitz machten laut König 11/14 der Einnahmen aus, nur 3/14 ka-
men durch Ausnutzung der Regalien in die fürstliche Kasse.603 Zu den Regalien 
zählten das Anwachsrecht, das Strandrecht, Fischerei in einigen Binnengewäsern, 
Fähren, Forsten, Jagden, Wildnisse, Potterde-(Töpfererde-)Gräberei, Mühlen, 
Kruggerechtigkeit, Gildeprivilegien, der freie Schnitt, Judengeleit, Mennoniten-, 
Flamingen- und Ukowallistengeleit, Abzugsrecht, Zoll- und Waagerecht, Münz-
recht, Siegelgeld und Gerichtsbrüche.604 Ausgegeben wurden die landesherrli-
chen Einnahmen für den Bedarf des Landesherrn und seiner Familie sowie für 
die Hofhaltung, die Apanagen, die Besoldung der Hof- und Staatsbeamten, für 
Kirchen, Schulen und wohltätige Zwecke, für das Militär, Bauten, für Beiträge zu 
den Landeslasten, für Zinsen und die Tilgung von Schulden. Geringere Abgaben 
wurden aufgewendet für Gefangenenkosten, Botenlohn, Postgelder, Jagd und Fi-
scherei.605 Die Einnahmequellen reichten aufgrund der wachsenden Bedürfnisse 
der Cirksena häufig nicht mehr aus, so dass die Landesherren die Stände im un-
tersuchten Zeitraum immer wieder um Subsidien baten. Die Stände gewährten 
diese nur gegen politische Vorteile.606 
Auf niedrigerer Ebene übernahmen die landesherrlichen Ämter die Verwaltung 
des Landes. Ab 1610 gab es – ohne das Harlingerland607 – neun Amtsbezirke, die 
ihrerseits wieder in Vogteien unterteilt waren.608 Ein Amtsbezirk wurde von ei-
nem Drosten als landesherrlichem Stellvertreter mit allen Vollmachten geleitet.609 
Er hatte die Oberaufsicht über Amtmann, Rentmeister und die übrigen Unter-
bediensteten, war an der Rechtsprechung beteiligt und mit der Einziehung und 
Verwaltung der Renteigefälle beauftragt. Außerdem verwaltete er den landesherr-
lichen Domanialbesitz. In seiner Hand lagen die allgemeinen Policeyaufgaben 
wie die Aufsicht über Wege und Brücken und das Deich- und Sielwesen. Im 
603 König, Verwaltungsgeschichte, S. 110. 
604 Ebd., S. 110. 
605 Ebd., S. 111. 
606 Ebd., S. 111. Dazu ausführlich Kapitel „II.3.3. Rechte und Institutionen der Landstände“, S. 85 ff. 
607 Das Harlingerland wurde hier aus dem Untersuchungsgegenstand ausgeschlossen.
608 König, Verwaltungsgeschichte, S. 160 ff.: Nur Pewsum war nicht in Vogteien eingeteilt. 
609 Ebd., S. 170; Schmidt, Geschichte Ostfrieslands, S. 160: Der Drost, der immer ein  Adeliger sein 
musste, war militärischer Befehlshaber der kleinen Burgbesatzung.
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Übrigen trug er die Verantwortung für die Hoheits-, Grenz- und Regaliensachen. 
Im Laufe der Zeit verlagerte sich der Hauptteil der Arbeiten immer mehr auf die 
Schultern der Amtmänner und Rentmeister.610 Der Amtmann hatte zunächst im 
16. Jahrhundert noch die Wirtschaftsführung in seinem Aufgabenbereich, im 
17. Jahrhundert wurde sie jedoch zu einer Aufgabe des Rentmeisters.611 Er sorg-
te für die Verpachtung der fürstlichen Ländereien und für die Einziehung der 
Domanialeinkünfte sowie deren Abführung und Rechnungslegung an die Ober-
rentkammer.612 Außerdem war der Rentmeister dafür zuständig, die von den Un-
tertanen zu leistenden Dienste und Abgaben, die gerichtsherrlichen Lasten oder 
subsidia ordinaria, zu organisieren und zu kontrollieren.613 In den Gemeinden 
selbst lebten unterste landesherrliche Beamte als ausführende Organe der Ämter. 
Unterhalb der Drosten, Amtmänner und Rentmeister gab es noch die Vögte, 
die für ein bestimmtes Gebiet im Amtsbezirk zuständig waren. Dort nahmen 
sie auch ihren Wohnsitz. Im Amtsbezirk Leer gab es zum Beispiel fünf Vogteien: 
Leer, Bunde, Bingum, Overledinger oder Esklumer Vogtei und Weener. In diesen 
Vogteien übernahm der Vogt folgende Aufgaben: Berichterstattung an Drost und 
Amtmann über alle Vorgänge in ihren Vogteien, insbesondere über Verstöße ge-
gen die landesherrlichen Gesetze und Verordnungen, Ausfühen von Befehlen des 
Amtmannes und Drosten, Überbringen der gerichtlichen Urteile und amtlichen 
Bescheide, Durchführen von Pfändungen und sonstigen Exekutionen, Verhaf-
tung und Abführen von Übeltätern, Anwesenheit bei Versteigerungen. Die Vögte 
durften den landgemeindlichen Amtsbedienten, den Schüttemeistern, Bauerrich-
tern oder Poolrichtern614, auf deren Ansuchen zur Wahrung ihrer rechtsetzenden 
Willküren behilflich sein. Die Vögte stellten also das Verbindungsglied zwischen 
der Amtsverwaltung und den Gemeinden dar. Den Vögten waren Auskündiger 
oder Gerichtsdiener zugeteilt, die ihnen bei all ihren Aufgaben in den Vogteibe-
zirken helfen sollten. Nach den Bestimmungen des Osterhusischen Akkordes von 
610 König, Verwaltungsgeschichte, S. 171.
611 Ebd., S. 174, 177.
612 Ebd., S. 177 f. 
613 Swart, Friesische Agrargeschichte, S. 320: Siehe ausführlich zu den gerichtsherrlichen Lasten und den 
Konflikten um sie Kapitel „V.1. Streit um gerichtsherrliche Lasten“. 
614 Zu den Ämtern in den Gemeinden und ihren Aufgaben siehe Kapitel „II.3.1. Landesherrliche Behör-
den“. 
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1611 gehörten die Auskündiger zwar zu den Bedienten, die von der Gemeinde 
gewählt und vom Landesherrn nur bestätigt werden sollten, in der Praxis bestell-
ten die landesherrlichen Beamten jedoch die Auskündiger.615
3.2 Die Entstehung mächtiger Landstände 
Eine ständische Mitwirkung an Entscheidungen des Landesherrn lässt sich sicher 
für die Zeit Edzards I. des Großen nachweisen. Das heißt nicht, dass es vorher 
keine ständische Mitbestimmung gab, aber sie war so weit ungeregelt, dass sie 
nicht mehr festzumachen ist.616 Seit 1464 bis in die Zeit Ennos II. gab es nur 
latente, aber keine offenen Spannungsfelder zwischen Landständen und Landes-
herren.617 Im Laufe des 16. Jahrhunderts stiegen aber die Anforderungen an die 
landesherrliche ostfriesische Verwaltung, die mit den traditionell zur Verfügung 
stehenden Ressourcen nicht mehr erfüllt werden konnten.618 Diese Anforderun-
gen entstanden aufgrund von komplexer werdenden Herrschaftsverhältnissen 
und schnell wachsendem Geldbedarf auch des Reiches.619 Die Landstände muss-
ten immer häufiger einspringen.620 Die Zeitspanne intensiver Verhandlungen 
zwischen Landesherr und Landständen begann im Jahre 1561 mit der Teilung 
der Regierungsgewalt zwischen den beiden Grafen Edzard II. (Regierungszeit 
1561-1599) und Johann (Regierungszeit 1561-1591) aus dem Hause Cirksena 
und den Lehnsstreitigkeiten zwischen den Grafenbrüdern, die das Land für zwei 
615 König, Verwaltungsgeschichte, S. 163, 180 ff. Als Eigentümer von Höfen oder als Pächter in ihrer 
Vogtei gerieten die Vögte und Auskündiger leicht in einen Interessenkonflikt. Als Amtsbediente hatten 
sie das landesherrliche Interesse gegenüber den Untertanen durchzusetzen, als Eigentümer eines Hofes 
oder Pächter waren sie aber zugleich Gemeindeeinwohner. Diese Interessenkollision konnte auch bei 
den übergeordneten Amtleuten eintreten, wenn sie einen Hof besaßen. Sie wird aber besonders bei 
den Vögten und Auskündigern evident, weil sie aufgrund des Hofbesitzes in ihrer Vogtei dort, wo sie 
wohnten, auch ihren Dienst versahen. Zum Interessenkonflikt bei landesherrlichen Amtsbedienten in 
ihrem Wohnort: Klingebiel, Ein Stand für sich?, S. 79.
616 Schmidt, Geschichte Ostfrieslands, S. 164.
617 Ebd., S. 161.
618 Ebd., S. 165 f. 
619 Kappelhoff, Die ostfriesischen Landstände und die Stadt Emden, S. 74. Zu diesen Anforderungen für 
den gesamten Norden ohne Ostfriesland: Schubert, Steuer, Streit und Stände. 
620 Kappelhoff, Die ostfriesischen Landstände und die Stadt Emden, S. 75. 
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Jahrzehnte zweiteilten.621 Ihre Mutter Gräfin Anna (Regierungszeit 1540-1561) 
hatte im Jahre 1558 bewusst beim Kaiser eine Belehnung mit Ostfriesland nicht 
nur für den erstgeborenen Sohn Edzard II., sondern auch für seine Brüder Jo-
hann und Christoph erwirkt und so die Nachfolge offen gelassen. Da Christoph 
1566 starb, teilten sich die zwei übrigen Brüder die Landesherrschaft.622 Edzard 
II. war seit 1559 verheiratet mit der lutherischen Prinzessin Katharina, Tochter 
des schwedischen Königs Gustav Wasa, und auch Edzard blieb dem lutherischen 
Bekennnis Zeit seines Lebens verbunden. Mehr noch, er wollte die lutherische 
Lehrauffassung in seiner Grafschaft durchsetzen. Der Versuch Edzards, calvinis-
tische Prediger durch lutherische Pastoren zu ersetzen, stieß im calvinistischen 
Westen Ostfrieslands auf Gegenwehr. Die Stände stellten dem nun praktizier-
ten landesherrlichen Kirchenpatronat die gemeindliche Pfarrerwahl entgegen. 
Johann dagegen orientierte sich eher an seiner Mutter Gräfin Anna, die eher 
cavinistisch war. Er wurde somit zu einem Instrument der calvinistischen Sache. 
Der Konflikt um Calvinismus oder Luthertum war durchzogen vom Konflikt 
um die Landesherrschaft zwischen den beiden Brüdern.623 Seit 1573 war eine 
kaiserliche Untersuchungskommission aktiv geworden und versuchte, die stritti-
ge Landesherrschaft zu klären. Derweil regierten Edzard II. und Johann gegenei-
nander, so dass  die landesherrliche Autoriät darunter litt. Die Maßnahmen des 
einen wurden vom anderen wieder aufgehoben, es gab zwei Kanzleien, und über 
Gerichtsprozesse wurde vielfach nicht entscheiden, weil man sich nicht einigen 
konnte und die Kompetenzen der beiden Kanzleien nicht geklärt waren.624 Ob-
wohl nichts vom Kaiser entschieden war, wurde faktisch das Land in zwei Teile 
geteilt. Johann behauptete die Ämter Leerort, Greetsiel und Stickhausen, Edzard 
II. den Rest.625 1589 entschied die kaiserliche Kommission endgültig und über-
ließ Johann seine drei Ämter auf Lebenszeit als Abfindung. Erst nach seinem 
Tode 1591 konnte Edzard allein herrschen.626
621 Kappelhoff, Die ostfriesischen Landstände und die Stadt Emden, S. 76. 
622 Schmidt, Geschichte Ostfrieslands, S. 188 f. 
623 Ebd., S. 191. 
624 König, Verwaltungsgeschichte, S. 465 ff. 
625 Schmidt, Geschichte Ostfrieslands, S. 192. 
626 Schmidt, Geschichte Ostfrieslands, S. 192. 
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Nutznießer dieser Streitigkeiten zwischen den Brüdern waren die Stände.627 Sie 
erhielten 1578 sogar vom Kaiser den Auftrag, zwischen Edzard II. und Johann zu 
vermitteln. Sie wurden als die Garanten der Einheit des Landesbehandelt, und sie 
verhielten sich in den folgenden Jahrhunderten auch als Vertreter des Landes.628 
Zu diesem Zeitpunkt waren die Landstände zusammengesetzt aus dem Adel und 
den Städten Emden, Norden und Aurich.629 Der dritte oder Hausmannsstand, 
also die ländlichen Gemeinden,630 begannen sich nachweislich in die Auseinan-
dersetzungen einzuschalten, ohne zunächst voll anerkannt zu sein.631 Unterstützt 
wurden die Bauern vom Adel, der das bäuerliche Aufbegehren gegen höher Ab-
gaben und Dienstforderungen eines lutherischen Landesherrn zur ständischen 
Sache machte und so eine breitere Basis der Stände schuf.632  Seit den 1580er 
Jahren wurde der dritte Stand regelmäßig hinzugezogen, so dass man seitdem von 
einem Dreikurienlandtag sprechen kann.633 Zu den Ständen zählten damit nun 
der Adel, der als landständische Kurie Ritterschaft genannt wurde, die Vertreter 
der Städte Emden, Norden und Aurich, und der Hausmannsstand.634 
In seinem Dekret von 1589 regelte Kaiser Rudolf II. auch das Verhältnis zwi-
schen Ständen und Landesherren in Ostfriesland und legte damit den Grundstein 
für ständisches Streben und künftige Auseinandersetzungen zwischen Ständen 
und Landesherren: Da Reichs- und Kreissteuern auch in Ostfriesland weiterhin 
erhoben werden mussten, musste entschieden werden, wer bei Teilung des Lan-
des diese Steuern erheben und verwalten sollte. Dazu sollte nun ein besonderer 
Legkasten angelegt werden, der in der Folge zu einer gesamten Landeskasse unter 
ständischer Verwaltung führte.635 Ohne Rat und Bewilligung der Stände sollten 
627 König, Verwaltungsgeschichte, S. 470.
628 Schmidt, Geschichte Ostfrieslands, S. 193. 
629 Deeters, Kleine Geschichte, S. 42; König, Verwaltungsgeschichte, S. 310: Die Städte ersetzten nach 
der Aufhebung der Klöster den Prälatenstand und nahmen damit den 2. Stand ein.
630 Kappelhoff, Absolutistisches Regiment, S. 19-34; Deeters, Kleine Geschichte, S. 42 f.; König, Ver-
waltungsgeschichte, S. 310.
631 Wiemann, Grundlagen, S. 10; Press, Formen des Ständewesens, S. 284.
632 Schmidt, Geschichte Ostfrieslands, S. 194. 
633 Press, Formen des Ständewesens, S. 284.
634 Kappelhoff, Absolutistisches Regiment, S. 19-34.
635 König, Verwaltungsgeschichte, S. 472. 
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auch in Zukunft von keinem der beiden Landesherren keine Kollekten und Steu-
ern gesammelt werden. Zudem sollten von den Landesherren keine Neuerungen 
ohne Rat der Stände erlassen werden. Auch sollte ein „Hofgericht“ eingerichtet 
werden, in dem Landesherren und Stände gleichberechtigt repräsentiert sein soll-
ten und das die Schwierigkeiten in der Jurisdiktion aufgrund unklarer Kompe-
tenzen zwischen den beiden Landesherren beseitigen sollte.636 Edzard erhielt zu-
dem vom Kaiser zwar das Recht, Landtage einzuberufen, aber auch dieses Recht 
war eingeschränkt: Auf Verlangen der Stände musste er Landtage ausschreiben. 
Mit diesem Steuerbewilligungsrecht, der Teilhabe an politischen Entscheidun-
gen, einem ständisch beeinflussten Gericht und einem eingeschränkten Recht 
auf eine Landtagseinberufung waren die Stände – zumindest auf dem Papier – zu 
der Kraft geworden, die allein für das ganze Land handelte, während die Lan-
desherren das Land geteilt hatten. Die für sie vorgesehenen Rechte in diesem 
kaiserlichen Dekret von 1589 galten für alle Ämter, nicht nur für die eines der 
beiden Landesherren.637 Als Johann im Jahre 1591 starb, versuchte Edzard II. 
das kaiserliche Dekret von 1589 aufzuheben, aber die Stände wehrten sich. Der 
Adel wandte sich wiederum an den Kaiser. Dessen Kommissare versuchten auf 
dem Norder Landtag 1593, dem Dekret von 1589 Geltung zu verschaffen, aber 
die Menge an Einzelbeschwerden, Gravamina, ließ sich weder auf dem Norder 
Landtag 1593 noch auf dem Auricher Landtag von 1594 ausräumen.638 
Getragen wurden die Konflikte zwischen Ständen und Landesherrn seit dem 
Ende des 16. Jahrhunderts von der Stadt Emden. Emden war im Laufe des 16. 
Jahrhunderts von einem Landstädtchen zu einer führenden Handelsmacht Eu-
ropas geworden. Dazu verhalf ihm unter anderem sein Status als Ausweichhafen 
der Niederlande während des niederländischen Unabhängigkeitskrieges.639 Viele 
Niederländer flüchteten auch nach Emden. Damit wurde Emden auch zum geis-
tigen Mittelpunkt des Calvinismus im gesamten Nordwestraum.640 Der Calvinis-
636 Schmidt, Geschichte Ostfrieslands, S. 248: Die ständischen Kompetenzen bezüglich des Hofgerichts 
sollten im Jahre 1611 noch einmal erweitert werden. Siehe Kapitel „II.4. Gerichtsverfassung“. 
637 Schmidt, Geschichte Ostfrieslands, S. 195; König, Verwaltungsgeschichte, S. 469 ff.
638 Schmidt, Geschichte Ostfrieslands, S. 213. 
639 Antholz, Althusius, S. 27; Kappelhoff, Die ostfriesischen Landstände und die Stadt Emden, S. 76. 
640 Antholz, Althusius, S. 27. 
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mus setzte sich somit sowohl in Emden als auch im westlichen Teil der Grafschaft 
durch. Ostfriesland wurde so gespalten in einen calvinistischen Westen in den 
Marschämtern und einen lutherischen Osten in den Geestämtern.641 Obwohl die 
Flüchtlinge in ihre Heimat zurückkehrten und Emden seine Position gegen den 
wiederauflebenden niederlänischen Handel nicht behaupten konnte, blieben die 
Stadt und der erwähnte westliche Teil dennoch calvinistisch.642 Damit lebten, 
weitgehend ungeregelt, noch in der zweiten Hälfte des 16. Jahrhunderts in Ost-
friesland Lutheraner und Calvinisten sowie Anhänger täuferischer Glaubensrich-
tungen „ziemlich friedlich neben- oder gar durcheinander“.643 Eine Landeskir-
che oder ein Kirchenregiment besaß Ostfriesland zu diesem Zeitpunkt nicht.644 
Die Landesherrschaft hatte die krichlich-reformatorischen Entwicklungen in der 
Grafschaft im 16. Jahrhundert nicht auf Dauer in Griff bekommen.645 Edzard 
I. (1491-1528) legte eine abwartende Haltung an den Tag, als die Reformation 
in Ostfriesland einzog.646 Sein Sohn Enno II. säkularisierte zwar einige Klöster, 
aber auch nicht alle. Er versuchte schon 1529 eine lutherische Kirchenordnung 
durchzusetzen, unterschrieb aber auch 1529 den Mehrheitsbeschluss der Reichs-
stände, die sich scharf gegen reformatorische Neuerungen aussprachen. Auch 
auf dem Augsburger Reichstag 1530 war er auf katholischer Seite.647 Danach 
versuchte Enno II. – recht oberflächlich – die kirchlichen Verhältnisse luthe-
risch zu ordnen.648 Im Jahre 1535 ließ er eine neue lutherische Kirchenordnung 
festschreiben, die jedoch keine große Wirkung entfaltete.649 In der Mitte des 
16. Jahrhunderts war Ostfriesland eher von einer innerprotestantischen Kom-
promisssuche zwischen Calvinisten und Lutheranern geprägt.650 Ennos Witwe, 
Gräfin Anna, berief 1542 den von der schweizerischen Reformationstheologie 
641 Antholz, Althusius, S. 27. 
642 Ebd., S. 27. 
643 Kappelhoff, Die ostfriesischen Landstände und die Stadt Emden, S. 75. 
644 Ebd., S. 75. 
645 Schmidt, Geschichte Ostfrieslands, S. 170. 
646 Ebd., S. 171. 
647 Ebd., S. 171 f. 
648 Ebd., S. 177. 
649 Ebd., S. 175. 
650 Ebd., S. 209. 
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beeinflussten Theologen Johannes a Lasco (1499-1560) als Superintendenten der 
ostfriesischen Kirche nach Emden. Er sollte die kirchlichen Verhältnisse zu einer 
Einheit zusammenführen. Johannes a Lasco vermied es, eine Einheit der Lehre 
um jeden Preis zu erzwingen. Gegen ihn standen die katholischen Altgläubi-
gen, die Täuferbewegung aus den Niederlanden und die lutherischen Priester.651 
In der Rückschau ist zu erkennen, dass er es nicht schaffte, ein verbindendes 
Glied zwischen ihnen zu werden.652 Es kann eher von einem Nebeneinander der 
unterschiedlichen Richtungen gesprochen werden: Der von a Lasco gegründe-
te Kirchenrat als zentrale kirchliche Institution der Stadt Emden gewöhnte sich 
daran, unabhängig von landesherrlichen Einmischungen in kirchlichen Fragen 
zu entscheiden. Als calvinistische Emigranten in Emden ansässig wurden, wur-
den das Bekenntnis des Kirchenrates zum Calvinismus und die Verbindungen 
zu den calvinistischen Diasporagemeinden in den habsburgischen Niederlanden 
stärker.653 So entwickelte sich die Emder Gemeinde zum „großen geistigen und 
organisatorischen Rückhalt des niederländisch-niederdeutschen Calvinismus“.654
Als Menso Alting 1575 Prediger an der Großen Kirche in Emden wurde, ent-
wickelte sich das Nebeneinander von lutherischer und reformierter Konfession 
eher zu einem Gegeneinander. Mit ihm wurde das presbyterische Regiment des 
Emder Kirchenrates zum „Kristallisationskern einer auch politisch sich aktivie-
renden calvinistischen Opposition in Emden“.655 Alting nutzte dafür auch den 
Coetus der Prediger, den Johannes a Lasco neben dem Kirchenrat in Emden 
ins Leben gerufen hatte und der für das ganze Land geschaffen worden, nun 
aber schon länger auf den calvinistischen Bereich der Marsch beschränkt worden 
war.656 Diese Predigersynode war zum Zwecke der Herstellung einer brüderlichen 
Gemeinschaft, der Übung gegenseitiger brüderlicher Zucht und Pflege, zur wis-
senschaftlichen Weiterbildung und Prüfung von Studenten und gewählten Predi-
gern entstanden. Mitte des 16. Jahrhunderts war auch von landesherrlicher Seite 
651 Schmidt, Geschichte Ostfrieslands, S. 176 f. 
652 Ebd., S. 179 f. 
653 Ebd., S. 187. 
654 Ebd., S. 188.
655 Ebd., S. 209. 
656 Ebd., S. 209. 
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allen Geistlichen des Landes die Teilnahme zur Pflicht gemacht worden. Der Co-
etus überprüfte damit Geistliche und Laien im Lande auf ihre Lehre hin. Als die 
Gegensätze zwischen Reformierten und Lutheranern größer wurden, kreisten die 
Konflikte auch um die Zuständigkeit des nun nur noch calvinistischen Coetus657, 
denn Alting versuchte ihn zu nutzen, um über Emden hinaus in die Grafschaft 
oder wenigstens in ihren reformierten Teil zu wirken.658 So drang die neue „Em-
der Bekenntnisschärfe“ in die ländlichen Gemeinden des westlichen Marschlan-
des ein.659 Seinen Gegenpart fand diese „Bekenntnisschärfe“ in der lutherischen 
Orthodoxie der landesherrlichen Gegenseite Edzards II.660 
Kulminationspunkt der oppositionellen Politik Emdens, die vom Calvinismus 
getragen wurde, war 1595 die Emder Revolution. Die oppositionelle Bürger-
schaft in Emden verlangte schon länger nach politischer Mitsprache in der Stadt. 
Sie wollte Bürgermeister und Rat selbst wählen.661 Im Jahre 1589 setzten sie einen 
Teil ihrer Forderungen einfach in die Tat um: Handwerker, Kaufleute und Reeder 
wählten einen Ausschuss von vierzig Männern: die Vierziger. Graf und Magistrat 
erkärten diesen Ausschuss für illegal, die oppositionelle Bürgerschaft verlangte, 
dass diese Vierziger, unter ihnen auch Mitglieder des Kirchenrats, als legitime 
Vertretung der Stadt anerkannt wurden.662 Ihre Forderungen brachten die Vier-
ziger auch in Gravamina auf Landtagen ein, so in Norden 1593 und in Aurich 
1594, als auch die Bauern ihre weitreichenden Gravamina einreichten und so 
deutlich zeigten, dass eine allgemeinere ständische und anti-gräfliche Bewegung 
entstanden war.663 Der Emder Revolution von 1595, in der die Stadt militärisch 
von den Bürgern eingenommen, die Burg genommen und ein eigener Magistrat 
gewählt wurde, folgten die Landesverträge bis zum Osterhusischen Vertrag von 
1611, in der Emden mit den Landständen ihre Forderungen weitgehend durch-
657 König, Verwaltungsgeschichte, S. 114 ff.
658 Schmidt, Geschichte Ostfrieslands, S. 209. König, Verwaltungsgeschichte, S. 114 ff.: Ab 1599 wurde 
der Emder Coetus wieder in seine Befugnisse vor allem als Prüfungsorgan der Predigerkandidaten 
eingesetzt, 1603 wurde ihm dann auch die Jurisdiktionstätigkeit verboten.
659 Schmidt, Geschichte Ostfrieslands, S. 209. 
660 Ebd., S. 209. 
661 Ebd., S. 210. 
662 Ebd., S. 212. 
663 Ebd., S. 212. 
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setzen konnten. Die Stadt hatte ihren Einfluss im Land geltend gemacht. Emden 
beherrschte an der Wende der Jahre 1602/1603 den Westen Ostfrieslands und 
zog dort auch Steuern ein.664 1603 kamen Emden und der Landesherr Enno 
III. – unter Vermittlung der Generalstaaten – zu einem „Vergleich“, der Emdens 
Selbständigkeit gegenüber dem Landesherrn auch rechtlich so stark betonte wie 
vorher noch nie: Die Eingliederung der Vorstädte in die Stadt, die Steuerhoheit 
im städtischen Jurisdiktionsgebiet und die militärische Hoheit wurden Emden 
bestätigt. Diese Selbständigkeit wirkte auch auf die Rechte der Landstände: Sie 
erhielten das Recht, sich selbständig zu versammeln, falls der Graf ihnen eine 
Versammlung verweigern sollte.665 Emden schaffte es, die Landesherrschaft fast 
völlig aus der alten stadtherrlichen Position zu verdrängen und 1603 sogar noch 
eine – ständisch finanzierte – Garnison vom Landesherrn zugestanden zu bekom-
men. Sie war zwar auf dem Papier eine ständische Garnison, wurde aber tatsäch-
lich von Emden bestimmt.666  Damit war Emden zu einer quasi-autonomen Stadt 
geworden, ein Status, irgendwo zwischen Landsässigkeit und Reichsunmittelbar-
keit, die typisch für Städte des Nordens war.667 Enno III. gab aber nicht auf und 
so kam es unter Einmischung weiterer auswertiger Mächte zu weiteren Konflikten 
und Landtagen zwischen den Ständen, Emden und dem Landesherrn, die in dem 
Landtagsabschluss von Emden von 1606 und im Osterhusischen Akkord von 
1611 mündeten. Ein Ausgleich zwischen landständisch-emdischer und landes-
herrlicher Sache wurde gesucht, die ständische Steuerhoheit wurde bestätigt und 
die Kompetenzen des ständisch bestimmten Hofgerichts sogar ausgedehnt.668
Emden berief sich einerseits auf ein calvinistisch geprägtes Widerstandsrecht, 
das vor allem vom presbyterianischen Regiment des Emder Kirchenrats und 
seinem Haupt, dem Prediger Menso Alting getragen wurde.669 Andererseits be-
664 Schmidt, Geschichte Ostfrieslands, S. 228. 
665 Ebd., S. 229. 
666 Kappelhoff, Die ostfriesischen Landstände und die Stadt Emden, S. 78. 
667 Ebd., S. 78. Zu diesen quasi-autonomen Städten, die keine Reichsstandschaft besaßen, im Rahmen 
der Stände: Schubert, Steuer, Streit und Stände, S. 55 f. 
668 Schmidt, Geschichte Ostfrieslands, S. 240-246. Zu den einzelnen Vereinbarungen siehe Kapitel „II. 
3.3. Rechte und Institutionen der Landstände“. 
669 Antholz, Althusius, S. 28. 
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zogen sich die Emder und auch die Stände auf die alte friesische Freiheit, die 
Ubbo Emmius in seinem Geschichtswerk über die Friesen „Rerum Frisicarum 
historia“670 1596 niedergeschrieben hatte. Die Friesen seien von altersher freie 
Männer, rechtlich alle gleich, und regierten ihre Republik aus eigenem Recht.671 
Erst im 15. Jahrhundert hätten sie den Häuptling zu Greetsiel, Ulrich Cirksena, 
in einem freien Vertrag zu ihrem Verwalter und Schützer ihrer Freiheit und ihrer 
Privilegien gemacht.672 Emmius war es auch, der vermutlich 1593 für die ostfrie-
sischen Bauern eintrat und eine Erleichterung ihrer Lasten legitimierte.673 Das 
Volk habe das Recht, sich dem Grafen entgegenzustellen. Es sei das Mündel, der 
Graf der Vormund, und wenn der Vormund mit dem Mündel zum Schaden des 
Mündels verhandele, so sei solch ein Vertrag ungültig.674 
Gestützt wurde Emden und damit die ständische Politik auch von Johannes 
Althusius, der als Syndicus der Stadt Emden diese Politik zwischen 1604 und 
1638 mitbestimmte. Seiner Ansicht nach war der Herrscher ein vertragsmäßig 
besteller Volksbeamter. Ihm sei vom Volk die Vollmacht für sein Amt erteilt wor-
den, und wenn er diese Amtspflicht versäume oder sein Recht breche, so werde er 
zum Tyrannen und das Volk könne – in seiner Gesamtheit, aber  nicht einzelne 
Untertanen – sein Widerstandsrecht ausüben.675 „Die Spitze des Staates – gleich, 
welcher Regierungsform – besitzt legislative und exekutive Vollmachten. Sie ist 
aber nicht Inhaberin dieser Gewalt, sondern hat nur ihre Ausübung („exercitium 
potestatis“). Sie ist ihm in einem Herrschaftsvertrag vom Volk als der consociatio 
mandans übertragen, das seinerseits dem magistratus als Entgelt für den ihm ge-
währten Schutz das Versprechen des Gehorsams und der Huldigung gibt, jedoch 
nur unter der Bedingung der Wahrung der vertraglichen Bindungen und der 
670 Emmius, Rerum Frisicarum Historia.
671 Wiemann, Ostfriesland im Spiel der großen Mächte, S. 64. 
672 Antholz, Althusius, S. 35. 
673 Ebd., S. 36: Antholz bezieht sich auf eine kleiner Schrift zu Ostfriesland von Ubbo Emmius: „Plebi 
rusticae oportune nunc petendam postulandumque onerum multorum levationem“. Sie befindet sich 
in der Bibliothek des Mariengymnasiums, Jever, Nr. 531, Bibl. XII C 11.
674 Antholz, Althusius, S. 36; Brugmans/Wachter, (Hrsg.), Der Briefwechsel des Ubbo Emmius, S. 39 
und 40: „Tempus esse puto, ut obviam comiti eatur… Populus pupillus, tutor eius. Tutor autem, si in 
fraudem pupilli contraxit cum pupillo…, irritus est contractus“.
675 Wiemann, Ostfriesland im Spiel der großen Mächte, S. 65. 
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Volksrechte („sub conditione, si pie et iuste imperatus sit“). Der summus magist-
ratus ist also nur ein Geschäftsträger (mandatarius), besitzt folglich keine unum-
schränkte Gewalt („potestas non infinita et absoluta“). Regierung und Volk sind 
durch ein doppelseitiges Vertragsverhältnis („obligatio mutua“) verbunden.“676 
Das monarchomachische Widerstandsrecht, das von Emden und den ostfriesi-
schen Ständen immer wieder in Anspruch genommen wurde, setzte zwar das 
„Volk“ als universitas über den Landesherrn, wobei die Stände als universitas be-
griffen wurden, die ein Widerstandsrecht hatten, und dieses Widerstands-, Wahl- 
und Konsensrecht wurde weder den einzelnen Personen noch dem Volk als Masse 
zugebilligt.677
Die Stadt Emden versuchte im 17. und 18. Jahrhundert konsequent, ihre Au-
tonomie gegenüber der Landesherrschaft auszudehnen und die landständische 
Verfassung in ihrem Sinne auszubauen.678 Sie und die antigräflichen Stände er-
hielten dabei ihre Stoßkraft dadurch, dass ständisch-politische und konfessionell-
kirchliche Opposition zusammen kamen.679 Ostfriesen im reformierten Westen 
auf der reichen Marsch und im lutherischen Osten auf der ärmeren Geest fanden 
sich in der Folge häufig in getrennten landständischen Parteiungen zusammen, 
wovon letztere meist mit der Landesherrschaft paktierte.680 
676 Antholz, Althusius, S. 22.
677 Ebd., S. 22; Stollberg-Rilinger, Vormünder des Volkes?, S. 87 f.; Hofmann, Repräsentation, S. 351 
ff.; Antholz, Althusius, S. 22. 
 Antholz nennt in Ostfrieslands Geschichte drei „monarchomachische“ Aktionen Emdens: die Aus-
einandersetzungen seit 1609 bis zur Abfassung des Osterhusischen Akkordes, die Gefangennnahme 
Ennos III. in den Auseinandersetzungen zwischen 1618 und 1620 und Konflikte im Jahre 1625. Ein 
Anspruch der ständischen Hierarchie über den Landesherrn wurde in Ostfriesland auch schon in den 
Konflikten um die Huldigung im Jahre 1599, in denen die Stände ihre Korporation über den Landes-
herrn stellten und mit der Huldigung ein jure electionis des Landesherrn verbanden, formuliert (Ant-
holz, Althusius, S. 141 f., 190; Wiemann, Materialien, S. 91 f.; Brenneysen, Ost-Friesische Historie, 
Bd. II, S. 151). 
678 Kappelhoff, Die ostfriesischen Landstände und die Stadt Emden, S. 78. 
679 Antholz, Althusius, S. 28. Hintze, Einleitende Darstellung, S. 572: Hintze beschreibt die lutherische 
Orientierung des Landesherrn und die refomiert geprägten Landstände ab 1591 und betont die enge 
Verknüpfung von konfessionellen Fragen mit der „Frage der Verfassung“.
680 Haug-Moritz, Württembergischer Ständekonflikt, S. 25, 41: Haug-Moritz geht bei ihrer Bemessung 
der wichtigsten Faktoren für eine erfolgreiche ständische Politik davon aus, dass die unterschiedlichen 
Religionszugehörigkeiten von Herrschaft und Land sich nicht zwangsläufig zugunsten der Stände aus-
wirkten. Dagegen hebt Press hervor, dass die Frage der Religion offensichtlich ein wichtiger Gradmes-
ser ständischer Autonomie war (Press, Formen des Ständewesens, S. 297). 
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Mit dieser starken Position Emdens innerhalb der Stände ist – laut Gabriele 
Haug-Moritz – ein Faktor, der Konflikte in Territorien fördert, angesprochen: 
Es gab eine starke ständische Kraft, die kaum durch informelle Kontakte mit der 
Landesherrschaft verbunden war: Die Stadt Emden war nicht am Hofe des Lan-
desherrn anwesend681, so dass wenig informelle herrschaftlich-ständische Kommu-
nikation zustande kam, um Konflikte vielleicht schon im Vorfeld zu vermeiden.682 
Mit Emdens starker Position auch unter den Ständen war zudem die entschei-
dende Voraussetzung gegeben, damit die Konflikte erfolgreich für die Stände 
ausgingen: Die absolute Dominanz eines Standes stellte in der Regel sicher, dass 
die ständischen Widerstandsressourcen besonders groß waren. Dies konstatiert 
Haug-Moritz sowohl für Ostfriesland als auch für Mecklenburg und Württem-
berg.683  Emden nahm bis 1744 in der Regel die Führungsrolle in den Stän-
dekämpfen wahr, und es gelang der Stadt, die gesamtständische Politik ihren 
eigenen Ziele anzupassen und den Grafen und Fürsten aus dem Hause Cirksena 
weitgehende Rechte für die Stände ingesamt und für die einzelnen Mitglieder 
abzutrotzen.684
Ergebnis der ständisch-gräflichen Konflikte, aber auch Konfliktherd weiterer 
Auseinandersetzungen waren die am Beginn des 17. Jahrhunderts zwischen Stän-
den und Landesherr vereinbarten und schon teils erwähnten Landesverträge685, 
die den Ständen auf diesem Wege weitgehende Rechte überließen.686 Gekenn-
zeichnet war das Zustandekommen der Landesverträge auch durch das Einwirken 
der Generalstaaten und des Reiches vor allem mittels kaiserlicher Kommissionen 
und Gerichtsurteilen des Reichshofrates.687 Mit dem Vertrag von Delfzijl 1595 
681 Jhering, Hofleben in Ostfriesland, S. 47-56: Martin Jhering beschreibt die höfische Gesellschaft in 
der ersten Hälfte des 18. Jahrhunderts. Bürger der Stadt Emden waren dort nicht anwesend oder mit 
Ämtern bekleidet. 
682 Haug-Moritz, Württembergischer Ständekonflikt, S. 40. 
683 Ebd., S. 22. 
684 Kappelhoff, Die ostfriesischen Landstände und die Stadt Emden, S. 79. 
685 Allgemein zu Landesverträgen, auf die man sich in den Territorien über Jahrhunderte berufen konnte: 
Blickle/Ellis/Österberg, The Commons and the State, S. 125. 
686 Schmidt, Geschichte Ostfrieslands, S. 259; Schmidt, Integration und Konfessionalisierung, S. 28; 
Press, Kriege und Krisen, S. 334; Hinrichs, Die ostfriesischen Landstände, S. 38 ff.; König, Verwal-
tungsgeschichte, S. 336.
687 Wiemann, Grundlagen, S. 10, 17, 23. 
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wurden unter Einschaltung der Generalstaaten die Folgen der Emder Revoluti-
on geregelt. Der Kaiser vermittelte in dieser Sache seit 1589 und die kaiserliche 
Resolution von 1595 bestätigte im Großen und Ganzen den Delfzijler Vertrag. 
In den Emder Konkordaten von 1599 wurde das Verhältnis zwischen der luthe-
rischen und der reformierten Konfession in Ostfriesland geregelt, der Haagische 
Vergleich von 1603 beendete die gewaltsamen Auseinandersetzungen zwischen 
dem Grafen und der Stadt Emden sowie den Generalstaaten. Der Osterhusische 
Akkord von 1611 stellte neben den Emder Konkordaten wohl den wichtigsten 
Landesvertrag dar, und er beendete wiederum gewaltsame Kämpfe zwischen Em-
den und der Landesherrschaft.688 Der Osterhusische Akkord markierte damit das 
Ende einer dynamischen inneren Entwicklung der ostfriesischen Verhältnisse, die 
in ihren Anfängen mit der  städtischen und bäuerlichen Wohlstandsexpansion 
im mittleren und späteren 16. Jahrhundert in Zusammenhang stand.689 Einige 
in den 1660er690 und 1690er691 Jahren vereinbarten Verträge traten hinzu, aber 
sie veränderten kaum die zu Beginn des 17. Jahrhunderts vereinbarte Basis,692 die 
allerdings auf keinen Fall mit einem konstitutionellen Verfassungsbegriff erfasst 
werden kann.693 Landesverträge waren kein positives Normensystem, mit dem 
„eine schriftlich fixierte und klar umgrenzte Basis des gegenseitigen Verhältnis-
ses“ von Landesherr und Ständen gegeben gewesen wäre,694 sondern diese Lan-
desverträge waren umgeben von anderen Rechten und Rechtsgewohnheiten, und 
ihre jeweilige Anwendbarkeit und Bedeutung musste genauso wie bei den ande-
ren Rechten und Rechtsgewohnheiten ausgehandelt werden.695 Die Landesver-
688 Wiemann, Grundlagen, S. 111-261 (Abdruck der Landesverträge).
689 Schmidt, Geschichte Ostfrieslands, S. 259.
690 Brenneysen, Ost-Friesische Historie, Bd. II, S. 750-913: Haagischer Vergleich vom 15. Juni 1662, 
Emder Vergleich vom 18. November 1662, Finalrezess vom 4. Oktober 1663.
691 Brenneysen, Ost-Friesische Historie, Bd. II, S. 1058 ff. und 1083 ff.
692 Kappelhoff, Die ostfriesischen Landstände und die Stadt Emden, S. 77.
693 Ebd., bes. S. 143.
694 Ebd., S. 125, 140 f. 
695 Ebd., S. 141 und auch S. 144 f.: Kappelhoff spricht davon, dass die Landesverträge in die „Verfassung“ 
des Landes eingebettet waren, nämlich in den „konkreten Gesamtzustand politischer Einheit und 
sozialer Ordnung eines Herrschaftskomplexes“. „Eine solche ‚Verfassung’ beruhte im wesentlichen auf 
den überkommenen Rechts- und Ordnungsgewohnheiten, auf der vorgegebenen Verschiedenheit des 
Rechts und der damit gegebenen Unterschiedlichkeit der Stände und nur zu einem, oft geringen, Teil 
auf geschriebenem Recht, auf einer Verfassung (Konstitution) im modernen Sinne.“ 
II. DAS TERRITORIUM OSTFRIESLAND UND DIE GENUTZTEN QUELLEN  
128
träge erhielten einen grundlegenderen Charakter als andere Landtagsabschiede 
und -schlüsse durch eine laufende landständische, gemeindliche und landesherr-
liche Berufung auf sie696: Sie wurden in Konflikten zwischen Gemeinden bzw. 
Landständen und Landesherr gegeneinander verwandt, und jeder suchte seine 
Interessen damit durchzusetzen.697 Zudem kann man nachweisen, dass sie sogar 
in Haushalten von Bauern vorhanden und damit auch ihnen bekannt waren.698 
Damit es zur faktisch fast doppelten Landeshoheit, einer „Landesherrlich-obrig-
keitlichen“ in Aurich und einer „Ständischen“ in Emden699 kam, bedurfte es also 
mehr als der Landesverträge, nämlich auch eines „konkreten Gesamtzustandes“, 
der auf Rechtsgewohnheit beruhte. 
Die Vereinigte Niederlande hatten nicht nur die Einigung zu fast allen diesen 
Landesverträgen vermittelt700, sondern sie waren es auch, die den Gesamtzustand 
von Landesherrschaft und Landständen seit den Landesverträgen überwachten 
und garantierten, denn sie waren auch militärisch in Ostfriesland präsent.701 Die 
696 Head, Modes of Reading, Community practice and the Constitution of Tectual Authority, S. 116: 
Bezüglich des Bundsbriefes von 1525 und zweier Ilanzer Artikelbriefe von 1524 und 1526 in Grau-
bünden und des Eidgenössischen Landfriedens von 1531 für Thurgau zeigte Head, dass die konflikt-
haften Diskussionen und das dauernde Lesen und Bezugnehmen unterschiedlichster Gruppen solchen 
Texten einen konstitutionellen Charakter gaben. 
697 Besonders eindrucksvoll zus ehen ist solch eine Inanspruchnahme in der reichen Kommentierung 
und Auslegung der Landesverträge im landesherrlichen Sinne durch Brenneysen: Brenneysen, Ost-
Friesische Historie, Bd. I und II. Vor allem beriefen sich aber auch die Landstände und Gemeinden 
im Untersuchungszeitraum dauernd auf die Landesverträge, ohne dass dieses Recht als gemeinsamer 
Rechtshintergrund anerkannt worden wäre. Die Geltung für bestimmte Fälle und die Bedeutung der 
rechtlichen Setzung in ihnen musste laufend erstritten werden.
698 Es gab ein gedrucktes „Akkordbuch“, in dem die wichtigsten Landesverträge gesammelt waren und 
das gedruckt nicht nur Landständen und Landesherr, sondern auch einzelnen Einwohnern genauso 
vorlag wie Kopien einzelner Landesverträge (Brenneysen, Ost-Friesische Historie, Bd. II, S. 563; 
Wiemann, Inventar des Bauern J. Groens zu Bunde; Luebke, Signatures and Political Culture, S. 525; 
Koolmann, Gemeinde und Amt, S. 37).
699 Schmidt, Integration und Konfessionalisierung, S. 28. Kappelhoff, Absolutistisches Regiment, S. 
336-341; Moßig, Zu dem landesherrlich-ständischen Dualismus, S. 52 f.: Eine tatsächlich getrennte 
Verwaltung, Rechtsprechung und Rechtsetzung von Landständen und Landesherr mit ihm geson-
nenen Ständen gab es in Ostfriesland nur zwischen 1726 und 1727 im Appelle-Krieg, in dem die 
Landstände gezwungen waren, ihre vom Landesherrn eroberten ländlichen Kommunen auch ohne 
landesherrliche Hilfe zu beherrschen. 
700 Kappelhoff, Die ostfriesischen Landstände und die Stadt Emden, S. 77. 
701 Moßig, Zu dem landesherrlich-ständischen Dualismus, S. 47; Wiemann, Grundlagen, S. 11; Kap-
pelhoff, Die ostfriesischen Landstände und die Stadt Emden, S. 77; Kappelhoff, Absolutistisches 
Regiment, S. 234 ff. 
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seit 1602 in Emden und seit 1611 in Leerort702 stationierten Garnisonen wurden 
zwar praktisch nie in die innerostfriesischen Querelen hineingezogen, aber sie bil-
deten eine Rückenstärkung der Landstände und besonders der Stadt Emden.703 
Obwohl die ostfriesischen Stände kein Recht in den Landesverträgen erhalten 
hatten, das ihnen erlaubte, bei der Außenpolitik des Landesherrn mitzuwirken, 
praktizierten sie faktisch eine geschickte Außenpolitik, indem sie Mächtekons-
tellationen ausnutzten.704 So konnte die „landständische Verfassung“ der Landes-
herrschaft auch außenpolitisch enge Grenzen setzen. Strategisch lag Ostfriesland 
in der Frühen Neuzeit an einem exponierten Ort im Einflussbereich mächtiger 
Nachbarn und war auch deshalb – so Gabriele Haug-Moritz – schon aufgrund 
seiner Lage anfällig für Konflikte zwischen Landständen und Landesherrschaft.705 
Die ständisch-landesherrlichen Konflikte waren neben der starken Position Em-
dens vor allem geprägt durch das Eingreifen der Generalstaaten der Vereinigten 
Niederlande. Sie hatten seit der Wende vom 16. zum 17. Jahrhundert einen sol-
chen Einfluss auf die innerostfriesischen Verhältnisse, dass Ostfriesland nur noch 
die Rolle eine „niederländischen Satelliten“ zukam.706 Seit dem Ende des 17. 
Jahrhunderts waren zudem Brandenburg-Preußen, der Kaiser über den Weg des 
Reichshofrates, zu bestimmten Zeiten auch Kurhannover, Münster und weitere 
Reichsstände in die ostfriesischen Verhältnisse involviert.707 
Die Landstände entwickelten sich unter diesen Voraussetzungen zu einer der-
art starken Kraft im Land, dass sich im Alten Reich kaum vergleichbar machtvol-
le Landstände finden lassen.708 In der Forschung wurde von einer prinzipiellen 
Verwandtschaft des Küstenraumes mit Oberdeutschland ausgegangen.709 Insbe-
702 Eimers, Das Ständewesen, S. 412; Kappelhoff, Absolutistisches Regiment, S. 77. 
703 Kappelhoff, Die ostfriesischen Landstände und die Stadt Emden, S. 77. 
704 Haug-Moritz, Württembergischer Ständekonflikt, S. 26. 
705 Ebd., S. 18 f., 40. 
706 Kappelhoff, Die ostfriesischen Landstände und die Stadt Emden, S. 73. Ausführliche Beispiele: Wie-
mann, Materialien, S. 80 ff; Wiemann, Ostfriesland im Spiel der großen Mächte um 1730; Wie-
mann, Das Reich, die Niederlande, der Graf und die Stände Ostfrieslands 1595-1603.
707 Kappelhoff, Die ostfriesischen Landstände und die Stadt Emden, S. 74; Haug-Moritz, Württember-
gischer Ständekonflikt, S. 18 f. 
708 Kappelhoff, Die ostfriesischen Landstände und die Stadt Emden, S. 77.
709 Zum Beispiel: Mayer, Werden und Wesen der Landgemeinde, S. 486 f. 
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sondere die in beiden Gebieten starken Mitbestimmungsrechte und Landstand-
schaft der Bauern legen solch einen Schluss nahe. Allerdings hat Bernd Kappel-
hoff betont, dass die oberdeutschen Landschaften, die Peter Blickle als besondere 
Form der Repräsentation herausgestellt hat, nur als Minderlandschaften bezeich-
net werden könnten, wenn man einmal die Rechte und Einflüsse der ostfriesi-
schen Landstände und der Bauern mit denen der oberdeutschen Landschaften 
vergleiche.710
3.3 Rechte und Institutionen der Landstände
Die herausragende Machtstellung der Stände in Ostfriesland schlug sich in ihnen 
zustehenden Rechten im Bereich der Gesetzgebung, der Landes- und Finanz-
verwaltung sowie auf den Gebieten des Militär-, Justiz- und Policeywesens nie-
der.711 Nach Haug-Moritz war es für eine erfolgreiche ständische Selbstbehaup-
tung bedeutsam, ob die Stände es schafften, einen Einfluss auf die politischen 
Entscheidungszentren des Fürsten auszuüben.712 In Ostfriesland wurde, wie er-
wähnt, keine landesherrliche Justizhoheit zugelassen, denn die Stände hatten die 
Einsetzung eines ständisch bestimmten, auch für Strafsachen zuständigen Hof-
gerichts durchgesetzt,713 so dass es beinahe zu so etwas wie einer unabhängigen 
Justiz kam.714 Der Landesherr konnte zudem eine Kirchenhoheit nur über die 
lutherischen Untertanen ausüben, während der reformierte Emder Kirchenrat 
und der Emder Coetus (Predigersynode) sehr selbständig blieben.715 Finanziell 
war das Haus Cirksena so schwach, dass es keinen militärischen Apparat auf-
bauen konnte, der die ständische Machtposition hätte bedrohen können, au-
ßer es wurde von auswärtigen Mächten unterstützt.716 Die Ämter Ostfrieslands 
710 Kappelhoff, Absolutistisches Regiment, S. 32, Fußnote 78.
711 König, Verwaltungsgeschichte, S. 332; Engelberg, Ständerechte im Verfassungsstaat, S. 158-227.
712 Haug-Moritz, Württembergischer Ständekonflikt, S. 23. 
713 Hinrichs, Die ostfriesischen Landstände, S. 48. 
714 Kappelhoff, Die ostfriesischen Landstände und die Stadt Emden, S. 79; Kappelhoff, Absolutistisches 
Regiment, S. 439 f. 
715 König, Verwaltungsgeschichte, S. 476; Hinrichs, Die ostfriesischen Landstände, S. 48; Haug-Mo-
ritz, Württembergischer Ständekonflikt, S. 25. 
716 Kappelhoff, Die ostfriesischen Landstände und die Stadt Emden, S. 80. 
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hatten zwar alte Prästationen zu erfüllen, indem sie die festen Häuser der Lan-
desherrschaft unterhalten und verteidigen mussten, diese waren aber im Jahre 
1611 in Geldzahlungen umgewandelt worden. Das waren die Subsidien, welche 
die Ämter für die militärischen Unkosten der Landesherren gaben – zu wenig, 
um gegen die Emder Garnison und die Unterstützung der Landstände, einmal 
durch die Generalstatten, einmal durch das Reich oder Brandenburg, bestehen 
zu können. Eine landesherrliche Militärhoheit bestand so nicht.717 Extraordinari-
subsidien, also zusätzliche Mittel für das Militär, mussten von Landständen und 
Landesherrn gemeinsam beschlossen werden und die Landesregierung musste 
die Notwendigkeit solcher Zahlungen nachweisen.718 Auch auf die finanziellen 
Einkünfte des Landes hatten die Landstände so große  Einflussmöglichkeiten. 
Zwar konnten sie auf die „subsidia ordinaria“ des Landesherrn keinen direkten 
Einfluss ausüben, aber sie waren in der Lage, eine einflussreichere Position, die 
über die Mitwirkung bei Verträgen hinausging, auf dem Gebiete der subsidia 
extraordinaria, also auf dem Gebiet der eigentlichen Steuern zu erringen.719 Die 
Steuerbewilligung, -erhebung, -verwaltung und -gerichtsbarkeit lag somit in den 
Händen der Landstände.720 Das bedeutete, dass der Landesherr keine Steuern 
und Abgaben ausschreiben durfte, ohne dass sie von den Landständen bewilligt 
wurden.721 Seit dem Ende des 16. Jahrhunderts hatten sich vor allem aufgrund 
ständischer Initiativen allmählich feste Steuerformen herausgebildet.722 Auch die 
Erhebung der Akzise, einer indirekten Verbrauchssteuer auf Lebensmittel, führ-
ten die Landstände durch.723 
Auch Einberufung, Ort, Durchführung und Abschiede der Landtage wur-
de stark durch die Landstände bestimmt. Das bedeutete, dass die ostfriesischen 
717 Heißler, Ostfriesische Singulariät, S. 343 f. Zur fehlenden Militärhoheit auch: Hinrichs, Die ostfrie-
sischen Landstände, S. 48.
718 Heißler, Ostfriesische Singularität, S. 346: Diese seit 1611 geltende Regelung wurde 1676 vom Kaiser 
als Ergebnis eines Prozesses zwischen der Landesherrin Christine Charlotte und den Landständen um 
die Subsidienfrage bestätigt.
719 So festgesetzt nach einer Entscheidung des Reichshofrates: König, Verwaltungsgeschichte, S. 335; 
Kappelhoff, Die ostfriesischen Landstände, S. 168.
720 Kappelhoff, Die ostfriesischen Landstände und die Stadt Emden, S. 79. 
721 König, Verwaltungsgeschichte, S. 335.
722 Heißler, Ostfriesische Singularität, S. 107.
723 Kappelhoff, Die ostfriesischen Landstände, S. 168; König, Verwaltungsgeschichte, S. 335. 
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Landtage nicht vom Landesherrn einberufen werden mussten.724 Die Stände 
konnten vielmehr im Prinzip selbst entscheiden, wann sie zusammentraten.725 
Von den dann stattfindenen Versammlungen waren landesherrliche Beamte seit 
dem Jahre 1620 ausgeschlossen.726 Ostfriesische Landtage waren nicht nur für 
landesherrliche Beamte nicht öffentlich, sondern auch für alle anderen Nicht-
Berechtigten. Nur zur Eröffnung eines Landtages hatte das Volk Zutritt.727 Präsi-
dent der Stände war dabei das älteste Mitglied der Ritterschaft.728 Ein oder meh-
rere Landtagskommissare, die vom Landesherrn ernannt worden waren, beriefen 
und eröffneten den Landtag, bei dem der Landesherr entweder persönlich oder 
vertreten durch seine Räte anwesend war.729 Dann wurden die Vollmachten der 
Deputierten des Städte und Hausmannsstandes zunächst vom ständischen Se-
kretär eingesammelt und dann verlesen.730 Sodann wurden sie kontrolliert.731 Die 
Landtage wurden für einen bestimmten Zeitraum angesetzt, Verlängerungen, 
sog. Prorogationen konnten vom Landesherrn vorgenommen werden. Wenn 
die Stände um eine Prorogation baten, konnte ihnen dies ohne triftige Gründe 
aber nicht verweigert werden. Üblich war es, dass die Stände selbständig über 
die Prorogationen entschieden.732 Landtage in Ostfriesland sollten eigentlich an 
724 Blickle, The common People, S. 333: Blickle führt die Schwäche von Landständen darauf zurück.
725 Hinrichs, Die ostfriesischen Landstände, S. 54. Wiemann, Materialien, S. 76; Brenneysen, Ost-
Friesische Historie, Bd. II, S. 476; Wiemann, Grundlagen, S. 209 (Haagischer  Vergleich vom 8. April 
1603, §13): Wenn auf Ansuchen der Stände innerhalb eines Monats kein Landtag ausgeschrieben 
wurde, durften dieselben selbst zum Landtag zusammentreten, der laut Artikel 13 des Haagischen Ver-
gleiches aus dem Jahre 1603 auch rechtmäßig war. Auch konnten sie sich auf eine gerade vorhandene 
Notsituation berufen, um zusammenzutreten.
726 Haug-Moritz, Württembergischer Ständekonflikt, S. 25. 
727 König, Verwaltungsgeschichte, S. 330: Allerdings war es in einem Norder Landtagsabschluss vom 6. 
Juli 1620 jedem Erbeingesessenen Ostfrieslands erlaubt worden, auf Landtagen zu erscheinen, aller-
dings ohne Stimmrecht. Ein Teil der Stände erkannte diesen Landtagsabschied jedoch nicht an, son-
dern werteten nur ihren Landtagsabschied vom 28. Mai 1620 als Landesgesetz. Zu dieser Konkurrenz 
dieser beiden Landtagsabschiede ausführlich Kapitel „V.2.1. Rechtsetzung zur Landtagsberechtigung 
der Bauern (1618-1620)“, S. 376 ff. 
728 König, Verwaltungsgeschichte, S. 330. 
729 Ebd., S. 329: Die Berufung sollte, so heißt es in den Konkordaten von 1599, schriftlich vor sich ge-
hen, und die zur Verhandlung stehenden Gegenstände sollten im Einzelnen aufgeführt werden. 
730 Ebd., S. 330. 
731 Landstände und Landesherrschaft streiten sich seit dem Jahre 1620 immer wieder darüber, wer die 
Vollmachten kontrollierte. Siehe Kapitel „V.2.1.1. Implementation? Die Praxis in den Gemein-
den“. 
732 König, Verwaltungsgeschichte, S. 329; Heißler, Ostfriesische Singularität, S. 431.
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wechselnden Orten stattfinden, so war es in Verträgen zwischen Landständen 
und Landesherren beschlossen worden. Sie durften damit eigentlich nicht an fes-
ten Orten wie zum Beispiel Burgen oder befestigten Städten abgehalten werden. 
Man befürchtete durch die Anwesenheit von Soldaten einen Einfluss auf das Ab-
stimmungsverhalten.733 Aus Jherings tabellarischer Übersicht über die Landtage 
lassen sich Dauer, Häufigkeit und Ort der Landtage von 1583 bis 1744 entneh-
men.734 Jherings zusammengetragene Daten sprechen für eine aktive ständische 
Politik in Ostfriesland mit starker Regelmäßigkeit der Landtage: Man traf sich in 
Kirchen, Schulen, Rathäusern, Pastoreien und Stadthäusern. Teilweise wechselte 
man den Ort im Laufe eines Landtages. Der Ort der Landtage verlagerte sich ten-
denziell von Emden (16. Jahrhundert) immer öfter nach Aurich (17. Jahrhundert 
und danach bis 1744). Hier tritt eine Verstetigung ein, denn in der ersten Hälfte 
des 18. Jahrhunderts traf man sich nur noch in Aurich, während vorher die Orte 
noch öfter wechselten. Insgesamt stieg die Zahl der Zusammenkünfte seit 1583 
an, die Zahl der ausgeschriebenen Landtage verringert sich aber, da die Land-
tage immer wieder prorogiert wurden. Die Dauer der Zusammenkünfte wurde 
tendenziell kürzer. Eine Verstetigung und Regelmäßigkeit der Tage war einge-
treten. Man tagte nicht mehr so lange, sondern eher öfter. Und die Prorogation 
eines Landtages war üblich geworden.735 Mit einem weiteren Zusammenkom-
733 König, Verwaltungsgeschichte, S. 328; Wiemann, Grundlagen, S. 62, 69, 78; Antholz, Althusius, S. 
181 f.: Der Haagische Vergleich von 1603 setzte fest, dass keine Landtage an festen Orten gehalten 
werden durften. Schon 1606 erreichten die Emder (Althusius) eine Verlegung eines Landtages nach 
Marienhafe mit dem Hinweis auf das Landtagsrecht, dass das Abhalten eines Landtages in einer befe-
stigten Stadt ausschlösse. Laut Wiemann wurde im Landtagsabschied 1620 nochmals festgelegt, dass 
der Landtag nicht an befestigten Orten stattfinden dürfe. Auch nach 1620 lehnte Emden (Althusius) 
immer wieder die Landtagsteilnahme ab, weil diese auf den festen Häusern in Aurich oder Pewsum 
stattfinden sollten. Die Abhaltung der Landtage in Emden wurde aber wiederholt gefordert, obwohl 
auch dieses befestigt war.
734 Jhering, Landtagsverhandlungen in Ostfriesland (bis 1807). Tabellarische Zusammenstellung der 
Verhandlungen und Abschiede aus gedrucktem und archivalischem Material: Die von Jhering aufge-
nommenen Landtage endeten allerdings oft nicht mit Landtagsabschieden, waren prorogierte Landta-
ge oder nur Landtage bestimmter Faktionen der Landstände.
735 Ebd.,: In den Jahren von 1583 bis 1600 fanden danach 27 Landtage statt, also durchschnittlich 1,5 
Landtage im Jahr. Für 24 dieser Landtage gab es eine genaue Angabe der Dauer, so dass eine durch-
schnittliche Dauer errechnet werden konnte: In diesem Zeitraum dauerten sie 10,13 Tage, was vor 
allem einem Landtag im Jahre 1599 geschuldet ist, der mit 120 Tage mit Abstand der längste in dem 
Zeitraum ist. Der Großteil der Landtage von 1583 bis 1600 fand in Emden statt (13), die anderen 
in Leer (5), Aurich(6), Norden(1), Marienhafe (1) und Hinte (1) (Gezählt wird hier der Ort, an dem 
der Landtag begann). Von 1601 bis 1650 fanden nach Jhering 112 Landtage statt, also durchschnitt-
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men der Stände wurde demnach fest gerechnet. Prorogationen wurden also von 
den Ständen verstärkt aktiv genutzt, um sich ihren Bedürfnissen entsprechend 
versammeln zu können, ohne den Aufwand einer Neuausschreibung und den 
dann erforderlichen Neuwahlen und Neuinstruierungen der Deputierten. Nur 
für einen neuen Landtag mussten zum Beispiel die bäuerlichen Deputierten neu-
erlich von ihren Gemeinden gewählt werden.736 Die Prorogation garantierte die 
Fortführung der Diskussionen vor dem Hintergrund des schon erreichten Dis-
kussionsstandes: Auch wenn einmal ein Deputierter durch einen anderen ersetzt 
werden musste, so musste dieser den schon abgebenen Voten in den vorherigen 
Sitzungen zustimmen. Zudem war es so möglich, Entscheidungen innerhalb der 
Gesamtkörperschaft zu treffen, und die Stände mussten wichtige Entscheidun-
gen nicht ihren Ausschüssen, dem Administratorenkollegium oder den Ordinär-
deputierten überlassen.737 
Auf Landtagen sollte nach Verkündigung der Proposition738 des Landesherrn 
in den drei ostfriesischen Kurien getrennt beraten, abgestimmt und die Ergeb-
lich 2,2 im Jahr. Genaue Angaben über die Dauer kann Jhering für 55 Landtage liefern. Teilweise 
waren die Landtage unterbrochen und prorogiert worden. Die Stände tagten effektiv, ohne die Un-
terbrechungszeiten mitzuzählen, im Durchschnitt 20,8 Tage. Von den 112 Landtagen konnte für 88 
Landtage der Ort ermittelt werden. Der Großteil der Landtage wurde in diesem Zeitraum in Aurich 
abgehalten (42), dann folgt Emden mit 19 dort gehaltenen Landtage, dann Marienhafe (12), Norden 
(8), Hinte (3), Osterhusen (1), Pewsum (1), Holtdorp (1) und Leer (1). Von 1651 bis 1700 lassen sich 
111 einzelne Landtage nachweisen. Zahlreiche Treffen waren prorogierte Landtage oder teilweise auch 
Treffen nur von Teilen der Stände waren, so dass es sehr viel mehr Treffen (237) als es Landtage mit 
einer formellen Ausschreibung gab. Durchschnittlich gab es demnach 2,2 Landtage im Jahr, aber 4,74 
einzelne Treffen. Für 94 ausgeschriebene Landtage konnte Jhering die Anzahl der Tagungstage ange-
ben, so dass sich für diese Landtage eine durchschnittliche Dauer von 14,9 Tagen ergibt. Für 217 Tage 
konnte Jhering den Ort ermitteln: Auch in diesem Zeitraum tagte man vornehmlich in Aurich (86), 
aber auch in Emden (1), in Norden (7), in Leer (4) und in Marienhafe (1). Zwischen 1701 und 1744 
waren es 4 ausgeschriebene Landtage, die aus  136 Einzeltreffen bestanden, da sie prorogiert wurden. 
Im Durchschnitt gab es also 2,7 Zusammenkünfte pro Jahr, aber auf 50 Jahre nur 4 ausgeschriebene 
Landtage. Für 135 dieser Zusammenkünfte konnte Jhering die genaue Dauer angeben: Durchschnitt-
lich waren es 8,4 Tage pro Zusammenkunft. Alle Zusammenkünfte fanden in Aurich statt.
736 Siehe ausführlich zu den bäuerlichen Deputierten und der Notwendigkeit ihrer Vollmachten: „V.2.1. 
Rechtsetzung zur Landtagsberechtigung der Bauern (1618-1620)“. 
737 Heißler, Ostfriesische Singularität, S. 432. 
738 Engelberg, Ständerechte im Verfassungsstaat, S. 89: Eine „Proposition“ sollte laut Landesverträgen 
nur eine Sammlung derjenigen Beratungsgegenstände sein, die schon im Landtags-Ausschreiben auf-
geführt worden waren.
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nisse in einer Resolution zusammengefasst werden.739 Die Abstimmung ging ku-
rienweise vor sich: Die drei Resolutionen der drei Kurien wurden dem ganzen 
Landtag verlesen. Über eine gemeinsame Resolution wurde wieder durch Mehr-
heitsbeschluss abgestimmt. Zunächst gaben die Ritterschaft, dann der Städte-
stand und dann der dritte Stand seine Stimme ab.740 Wenn eine landesherrliche 
Entscheidung auf die ständischen Anträge eingegangen war, so wurde dies den 
Ständen schriftlich oder durch den Landtagskommissar mitgeteilt. Der Landtag 
wurde durch einen förmlichen Abschied für geschlossen erklärt. Im Jahre 1620 
entschieden die Generalstaaten nach Auseinandersetzungen zwischen Landstän-
den und Landesherrn sogar, dass der Landesherr seine Landtagsabschiede äußerst 
streng nach den ständischen Beschlüssen zu richten habe und nichts hinzusetzen 
oder weglassen dürfe.741 
Wie erwähnt, bestanden die Landstände aus drei Kurien. Die Ritterschaft hat-
te die ersten Anstöße zur Ausbildung einer ständischen Versammlung im 16. 
Jahrhundert gegeben.742  Die Adeligen brauchten keine Vollmacht ihrer Unter-
tanen, um auf Landtagen zu erscheinen, sondern erschienen aufgrund ihres ei-
genen Rechts.743 Der erste Stand bestand seit 1599 aus Besitzern von immatri-
kulierten, d.h. in die Ritterschaftsmatrikel eingetragener Güter. Diese Matrikel 
wurden 1599 dem Landesherrn von der Ritterschaft übergeben, da es Streitig-
keiten über die Landtagsfähigkeit adeliger Güter bzw. Personen gab. 1620 und 
1679 wurden die Matrikel verändert.744 Die immatrikulierten Güter schieden 
sich in zwei Typen. Zunächst gab es die Herrlichkeiten, die übriggebliebenen 
Häuptlingsterritorien, in denen der Adel die Zivil- und Kriminalgerichtsbarkeit 
739 Wiemann, Materialien, S. 62; König, Verwaltungsgeschichte, S. 330 ff.; Engelberg, Ständerechte 
im Verfassungsstaat, S. 70 f. Zu dieser Beratungs- und Abstimmungsform im Allgemeinen: Blickle, 
Perspektiven ständegeschichtlicher Forschung, S. 34-38; Krüger, Landständische Verfassung, S. 80.
740 König, Verwaltungsgeschichte, S. 330. 
741 Ebd., S. 329 f. Im Einzelnen festgelegt in: §10 des Kaiserlichen Dekretes von 1589 (Brenneysen, 
Ost-Friesische Historie, Bd. II, S. 5), § 12 des Emder Executions-Rezess von 1590 (Brenneysen, Ost-
Friesische Historie, Bd. II, S. 9 f.), § 58 der Konkordate von 1599 (Wiemann, Grundlagen, S. 178 f.), 
Emder Landtagsschluss von 1619, Staat. Res. ad Grav. 6 (Brenneysen, Ost-Friesische Historie, Bd. II, 
S. 513).
742 Antholz. Althusius, S. 25. 
743 König, Verwaltungsgeschichte, S. 311. 
744 Ebd., S. 314 f.: Dort findet sich eine Liste der jeweiligen Matrikeln. 
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inne hatte.745 Der zweite Typ immatrikulierter Güter waren keine Herrlichkei-
ten, sondern Güter ohne Jurisdiktionsbefugnisse.746 Nicht nur ein solches Gut 
musste ein Adeliger vorweisen, sondern auch eine adelige Herkunft gehörte dazu. 
Aufschwörung, d.h. die feierliche Aufnahme eines neuen Mitglieds in die Ritter-
schaft durch Vereidigung, und Ahnenprobe, d.h. der Nachweis einer bestimmten 
Anzahl adeliger Ahnen, wurden in Ostfriesland nicht durchgeführt. Die Auf-
nahme in die Ritterschaft geschah durch einen Rittertag und wurde dann dem 
Landesherrn mitgeteilt.747 Die Ritterschaft schrumpfte im Laufe des 17. Jahrhun-
derts.748 Dieser eingesessene ostfriesische Adel nahm in der Regel nicht an der hö-
fischen Gesellschaft teil, da das Fürstenhaus kaum attraktive Hofämter oder sogar 
Lehen zu vergeben hatte. Der ostfriesische Adel nahm ständische Ämter ein oder 
suchte sich an auswärtigen Höfen sein Betätigungsfeld.749 Der ausgleichende und 
verbindende Charakter eines fürstlichen Hofes wurde demnach nicht nur durch 
die Entfernung der Emder Bürger zum Hof behindert, sondern auch durch die 
Nichtanwesenheit der ostfriesischen Adeligen.
Die Stadt Emden bildete mit Norden und Aurich die Städtekurie innerhalb der 
Landstände.750 Diese Kurie gab auf Landtagen nach der Ritterschaft und vor dem 
Hausmannsstand ihr Votum ab. Innerhalb der Städtekurie hatte jede Stadt eine 
Stimme.751 Sie konnten so viele Deputierte zum Landtag schicken, wie sie wollten. 
Emden schickte in der Regel ein Mitglied des Magistrats, des Vierzigerkollegiums 
und den Stadtsyndicus. Die Deputierten wurden in Emden vom Magistrat und 
von den Vierzigern gewählt, aus dieser Gruppe konnten auch nur die Deputierten 
stammen. In Norden und Aurich hatten Mitglieder des Magistrats und der qua-
lifizierten Bürgerschaft das aktive und passive Wahlrecht.752 In dieser Städtekurie 
hatte Emden immer den Vorsitz. Die erfahreneren Emder Deputierten an der 
745 König, Verwaltungsgeschichte,  S. 311 f.; Antholz. Althusius, S. 25. 
746 König, Verwaltungsgeschichte, S. 312. 
747 König, Verwaltungsgeschichte, S. 312 f. 
748 König, Verwaltungsgeschichte, S. 314. 
749 Jhering, Hofleben in Ostfriesland, S. 53. 
750 Kappelhoff, Die ostfriesischen Landstände und die Stadt Emden, S. 80. 
751 König, Verwaltungsgeschichte, S. 330. 
752 Ebd., S. 326. 
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Spitze, vor allem der Stadtsyndicus, waren in der Regel in der Lage, die beiden 
anderen Städte von ihrem Votum zu überzeugen. Nur selten kam es vor, dass Nor-
den und Aurich mit ihren beiden Stimmen die Stimme Emdens überstimmten.753 
So konnte Emden im Landtag selbst seinen Einfluss geltend machen, wenn auch 
sein herausgehobener und autonomer Status nicht entsprechend in der landstän-
dischen Verfassung gespiegelt wurde. Emden besaß hier nicht mehr Rechte als 
jedes andere Mitglied auch. Nach 1611 bemühte sich Emden jedoch, das fakti-
sche Übergewicht der Stadt auch in der ständischen Verfassung umzusetzen.754 
Insbesondere Johannes Althusius versuchte um 1620 durchzusetzen, dass Emden 
allein die Städtekurie bildete oder wenigstens das Stimmrecht von Norden und 
Aurich zusamme auf weniger als die Hälfte begrenzt werde. Da nach der Mehrheit 
der Kurien und nicht nach Köpfen abgestimmt wurde, hätte die Stadt zusammen 
mit der Ritterschaft, mit der man zu diesem Zeitpunkt eine „Union“755 geschlos-
sen hatte, Landtagsschlüsse durchsetzen können.756 Im gleichen Bedürfnis nach 
Kontrolle der Mitstände gelang es Emden im Jahre 1620 auch, genau festzule-
gen, welche Bauern mit wie viel Besitz an den Landtagen teilnehmen durften. So 
wollten sie einen Einfluss auf die Auswahl dieser Deputierten gewinnen. Diese 
Emder Politik gegenüber dem Hausmannsstand wird uns noch im Folgenden 
näher beschäftigen.757 Aber auch auf anderen Wegen versuchte Emden sich gegen 
die anderen Stände durchzusetzen. Als die Union mit der Ritterschaft zerbrach 
und die Vorstöße zu einer Änderung des Stimmrechts in der Städtekurie erfolglos 
blieben, erdachte Emden eine neue Taktik. Emden hatte sieben adelige Herrlich-
keiten erworben und verlangte für diese in den 1630er Jahren Sitz und Stimme 
in der Ritterschaft. Damit hätte Emden in der Regel die Mehrheit der Stimmen 
in der Ritterkurie gehabt.758 Die anderen Stände setzten sich dagegen vehement 
zur Wehr. Emden behinderte fast in den gesamten folgenden zwei Jahrzehnten 
die ritterschaftlichen Administratoren und Ordinärdeputierten, ständische Be-
753 Kappelhoff, Die ostfriesischen Landstände und die Stadt Emden, S. 80. 
754 Ebd., S. 81. 
755 Schmidt, Geschichte Ostfrieslands, S. 267; Antholz, Althusius, S. 163.
756 Kappelhoff, Die ostfriesischen Landstände und die Stadt Emden, S. 81. 
757 Siehe ausführlich zu dem Zustandekommen dieser Regelung Kapitel „V.2.1. Rechtsetzung zur Land-
tagsberechtigung der Bauern (1618-1620)“. 
758 Kappelhoff, Die ostfriesischen Landstände und die Stadt Emden, S. 82. 
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auftragte in den Ausschüssen Administratorenkollegium und Ordinärdeputier-
tenausschuss, an der Ausübung ihrer ständischen Ämter, da ihre Wahl ungültig 
gewesen sei, denn Emden sei nicht beteiligt gewesen.759 Emden und die ostfrie-
sischen Reststände stritten sich aber nicht nur um die Mehrheitsverhältnisse auf 
Landtagen, sondern auch über die Emder Garnison und um den Beitrag der Stadt 
zu den Landeslasten.760 Ab 1611 überwog bei Norden, Aurich und dem Dritten 
Stand eindeutig eine Skepsis gegenüber der Emder Garnison, die es seit 1603 
gab. Aber die Niederlande war an einer Erhaltung der Emder Garnison mit 600 
Mann interessiert, da sie dann ihre eigene militärische Präsenz in Ostfriesland 
gering halten konnten, und so mussten die anderen Stände bis 1650 für die 600 
Mann zahlen, bis man dann die Garnison wenigstens um die Hälfte reduzierte.761 
Emden hatte es zudem im Haagischen Vergleich von 1603 erreicht, nicht an das 
landständische Steuersystem gebunden zu sein.762 Emden hatte stattdessen eine 
gewisse Quote der Landeslasten zu leisten. Im Jahre 1604 wurde diese auf ein 
Sechstel fesgelegt. 1670 erklärte Emden, nur noch ein Neutel zahlen zu wollen. 
Im Jahre 1683 gelang es Emden dann, den Beitrag auf 1000 Rtlr. zu senken. Ab 
1701 leistete sie so gut wie überhaupt keine Zahlungen mehr.763 
Im Agieren der Stadt Emden innerhalb der Stände sowie in der dauernden 
Einmischung auswärtiger Mächte in die ostfriesischen Verhältnisse zeigt sich, 
dass das Verhältnis zwischen Ständen und Landesherrschaft nicht auf ein bipo-
lares Verhältnis zu reduzieren war.764 Emden konnte zeitweise eine kraftvolle Ei-
nigkeit gegen die Landesherrschaft herstellen, andererseits provozierte sie durch 
das konsequente Verfolgen der eigenen Interessen auf Landtagen auch die ande-
ren Stände, die dann zeitweise auch antiemdische Koalitionen bildeten, die vom 
Landesherrn gerne unterstützt wurden.765 Eine geschlossene Koalition gegen die 
759 Kappelhoff, Die ostfriesischen Landstände und die Stadt Emden, S. 82; Kappelhoff, Geschichte der 
Stadt Emden, S. 126 ff.  
760 Kappelhoff, Die ostfriesischen Landstände und die Stadt Emden, S. 82. 
761 Ebd., S. 83. 
762 Ebd., S. 83; König, Verwaltungsgeschichte, S. 353.
763 König, Verwaltungsgeschichte, S. 353. 
764 Kappelhoff, Die ostfriesischen Landstände und die Stadt Emden, S. 73. 
765 Ebd., S. 85. 
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Stadt wurde aber nicht gebildet. Vielmehr war Emden immer in der Lage, auch 
Verbündete zu finden.766 Neben Emden verfolgten die anderen Städte, die Ritter-
schaft und auch die Kurie der Bauern eigene Interessen.767 
Die Beteiligung von Bauern an Landtagen war im Vergleich mit anderen Ter-
ritorien des Reiches relativ ungewöhnlich. Die Hausmannsstandskurie setzte sich 
von Anfang an nur aus  Eigenbeerbten zusammen768, d.h. den Besitzer nvon eige-
nem Land und nicht den reinen Pächtern des landesherrlichen Grundherren, des 
Adels oder Pächtern anderer Bauern. Es gab aber auch sicherlich eine Grauzone 
zwischen diesen Gruppen. Der ostfriesische Adel, die dynamische Kraft inner-
halb der Stände in den Jahrzehnten um 1580, interessierte sich für den im 16. 
Jahrhundert von der Agrarkonjunktur profitierenden Bauernstand vor allem als 
zahlungskräftige ständische Vertreter. Damit ging die Entstehung des Hausanns-
standes auf die wirtschaftliche und politische Entwicklung in der zweiten Hälfte 
des 16. Jahrhunderts zurück769 denn der bemerkenswerte wirtschaftliche Auf-
schwung dieser Jahrzehnte in Ostfriesland dehnte sich auch auf den Agrarsektor 
aus.770 Der Adel sah in den Bauern neue Partner für die Abwehr der landesherr-
lichen Eingriffe. Mit Hilfe der Ritterschaft erschienen so ab den 1580er Jahren 
regelmäßig Bauern auf den Landtagen, bis die Landtagsberechtigung der „egen-
arffden“ 1584 mit Hilfe des Adels endgültig durchgesetzt wurde.771 Während 
der Hausmannstand seit den 1580er Jahren Unterstützung beim Adel gefunden 
hatte, profitierte er auch vom Machtaufstieg Emdens im 16. Jahrhundert, zum 
Beispiel in Bezug auf die Durchsetzung seiner Gravamina 1594 und 1611, vor 
allem weil sich  Emden der bäuerlichen Sache angenommen hatte.772 Der Haus-
766 Kappelhoff, Die ostfriesischen Landstände und die Stadt Emden, S. 85. 
767 Ebd., S. 84. 
768 Feith/Brugmans, De Kroniek van Abel Eppens Tho Equart, Teil I, S. 560 (für das Jahr 1584); Brenneysen, 
Ost-Friesische Historie, Bd. II, S. 533 (für das Jahr 1611); Hinrichs, Die ostfriesischen Landstände, S. 29.
769 Heißler, Ostfriesische Singularität, S. 82.
770 Heißler, Ostfriesische Singularität, S. 82; Swart, Friesische Agrargeschichte, S. 124 ff.; Abel, Agrar-
krisen und Agrarkonjunktur, S. 129 ff.; Schilling, Aufbruch und Krise, Berlin 1988, S. 59.
771 Feith/Brugmans, De Kroniek van Abel Eppens Tho Equart, Teil I, S. 560; Heißler, Ostfriesische 
Singularität, S. 83; Hinrichs, Landstände, S. 29; König, Verwaltungsgeschichte, S: 327; Schmidt, 
Geschichte Ostfrieslands, S. 252 ff.
772 Heißler, Ostfriesische Singularität, S. 83; Hinrichs, Landstände, S. 29; König, Verwaltungsgeschich-
te, S: 327; Schmidt, Geschichte Ostfrieslands, S. 252 ff.; Antholz, Althusius, S. 27.
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mannsstand profitierte aber auch von der Gesamtlage der Stände. Vor allem der 
Besitz der Steuerverwaltung ermöglichte auch den bäuerlichen „Hausleuten“ ei-
nen Einfluss auf die landesherrliche Politik.773
Für die bäuerliche Teilnahme gab es bis 1620 keine fixierten Regelungen. Zu-
nächst war die Entwicklung und der Aufstieg des Bauernstandes auf die reichen 
Marschbauern im westlichen und nordwestlichen reformierten Teil des Landes 
bezogen, aber auch die Geestbauern wurden vnm errungenen ständischen Rech-
ten und Vertretung nicht ausgeschlossen.774 Reformierte Religion und selbstbe-
wusstes politisches Auftreten wurden die charakteristischen Eigenschaften der 
Bauern in den Marschämtern775 im Westen des Landes.776 Der dritte Stand um-
fasste Deputierte der Kirchengemeinden in den acht landesherrlichen Ämtern 
Aurich, Emden, Greetsiel, Norden, Berum, Friedeburg, Stickhausen und Leer.777 
Die in den Ämtern gelegenen Fehne, Polder und Heidekolonien waren infolge ih-
res Erbpachtverhältnisses zum Landesherren von der ständischen Vertretung aus-
geschlossen. Ebenso durften die Bauern in den Herrlichkeiten nicht am Landtag 
teilnehmen, da sie über die Herrlichkeitsbesitzer, also die Ritterschaft, vertreten 
wurden.778 Für die Vertretung auf den Landtagen sollte eine gemeindliche Form 
die Grundlage sein: das Kirchspiel.779 In der Praxis wurde jedoch auf der Geest 
die einzelne Siedlung, die Bauerschafts- oder Dorfkommune als Wahlgrundlage 
angenommen, die zusammen ihren Bauerrichter wählte und deshalb als Gemein-
de galt, auch wenn sie nur ein Teil eines Kirchspiels war.780 Nur im Amt Norden 
wurden die Landtagsdeputierten durch eine Amtsversammlung der Wahlberech-
tigten des Amtes Norden gewählt.781 Im Jahre 1620 versuchten Landstände und 
773 Eimers, Das Ständewesen, S. 410 f. Insgesamt zum ständischen Hebel der Steuer zur Interessens-
durchsetzung: Press, Formen des Ständewesens, S. 292 f.
774 Antholz, Althusius, S. 25 f.
775 Siehe „VIII.3. Karte von Ostfriesland“.
776 Heißler, Ostfriesische Singularität, S. 83.
777 König, Verwaltungsgeschichte, S. 327. 
778 Ebd., S. 327.
779 Brenneysen, Ost-Friesische Historie, Bd. II, S. 568, 584.
780 Zu den unterschiedlichen Siedlungsformen in Ostfriesland siehe ausführlich Kapitel „III.1. Gemein-
deformen“. 
781 Kappelhoff, Die ostfriesischen Landstände, S. 161 ff., 166. 
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Landesherr, genauere Bestimmungen über die aktive und passive Wahlfähigkeit 
der Landtagsdeputierten des Hausmannsstandes zu erlassen: Die Höhe des Be-
sitzes eines Bauern mit aktivem und passivem Wahlrecht wurde festgesetzt.782 
Seit 1620 mussten die bäuerlichen (und städtischen) Deputierten Vollmachten 
ihrer Gemeinden bei Beginn eines Landtages vorzeigen, um an Landtagen als 
neue Deputierte teilnehmen zu dürfen. Für die Teilnahme an Landrechnungsta-
gen musste jeder bäuerliche Deputierte eine Vollmacht mitbringen, unabhängig 
von der Tatsache, ob er schon einmal an einem Landrechnungstag teilgenommen 
hatte oder nicht.783 Die gewählten Bauern auf dem Landtag vertraten demnach 
ihre Gemeinde in einer Vertretungsrepräsentation. Die Gesamtheit der wählen-
den Gemeinde behielt so eine größere Rechtsmacht als der Repräsentant.784 Das 
Prinzip der Stellvertretung beinhaltete, dass das Handeln einzelner der universi-
tas durch ein freies Mandat rechtlich zugeordnet werden konnte,785 die politische 
Kompetenz blieb aber bei der Gemeinde,786 der die wahlberechtigten Hausleute 
angehörten. Wahrscheinlich seit 1593 stellte der Hausmannsstand einen eigenen 
juristischen Syndicus an, um sich besser artikulieren zu können.787 
In der Hausmannsstandskurie stimmte man innerhalb der einzelnen Ämter 
nach Gemeinden ab. Bei dieser Abstimmung in der Kurie hatte jedes Amt eine 
Stimme, die in einer bestimmten Reihenfolge abgegeben wurden: Emden, Greet-
siel, Leerort, Aurich, Norden, Berum, Stickhausen, Friedeburg.788 Die Anzahl 
der Deputierten war den einzelnen Gemeinden anheimgestellt. Sie schwankte 
zwischen einem und sechs Abgeordneten pro Gemeinde.789 In der Regel aber 
782 Dieses Zustandekommen einer Regelung der für die Wahlfähigkeit notwendigen Besitzqualifikation der 
Bauern und ihre Abgrenzung nach unten gegenüber den „Warfsleuten“ werden noch näher erläutert.
783 Kappelhoff, Die Soziale Reichweite, S. 21 f.; Luebke, Symbolische Konstruktionen, S. 187. 
784 Krüger, Die landständische Verfassung, S. 11; Stollberg-Rilinger, Vormünder des Volkes?, S. 85, 298 
und S. 86, Fußnote 34.
785 Stollberg-Rilinger, Vormünder des Volkes?, S. 85. Fuhrmann, Amtsbeschwerden, S. 97, 108.
786 Wiemann, Materialien, S. 60 ff.; Hofmann, Repräsentation, S. 301 ff., 316 ff., 328 ff.; Fuhrmann, 
Amtsbeschwerden, S. 82, 108.
787 Schmidt, Geschichte Ostfrieslands, S. 214. 
788 Wiemann, Materialien, S. 62; König, Verwaltungsgeschichte, S. 330 ff.; Engelberg, Ständerechte im 
Verfassungsstaat, S. 70 f.
789 König, Verwaltungsgeschichte, S. 327.
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entsandten die Gemeinden, wenn überhaupt, nur einen Deputierten.790 Sabine 
Heißlers Forschungen ergaben, dass von den Dörfern, die beispielsweise zu den 
54 Landtagen zwischen 1660 und 1689 berechtigt waren, 35% keinen einzigen 
Deputierten entsandten.791 Eine vollständige Deputation der Dritten Kurie sollte 
Hunderte von Dorfrepräsentanten umfassen, an einem gut besuchten Landtag 
1617 nahmen nur 90 bäuerliche Deputierte teil.792 Tendenziell wurden aus der 
Geest weniger Deputierte als aus der Marsch gesandt.793 Die meisten Landtags-
abgeordneten waren schon in der zweiten Hälfte des 17. Jahrhunderts auch aus 
den reichen Marschgebieten Deputierte für die beiden Steuerausschüsse794, und 
diese Deputierten waren meist lebenslänglich in diesem Amt, so dass eine Ver-
stetigung eintrat, und gemeindliche Wahlen von Deputierten bzw. Ausstellung 
von Vollmachten weniger wichtig wurden.795 Während die Interessenten aus dem 
reformierten Marschgebiet unter dem Einfluss Emdens offenbar eher an eine 
kontinuierliche Vertretung gewöhnt waren und diese auch verstärkt nutzten, wa-
ren die Geestbauern eher daran interessiert, von Fall zu Fall nach gemeindlicher 
Notwendigkeit auf Landtagen zu erscheinen.796 Die „Extraordinärdeputierten“ 
aus Geestgebieten erschienen seltener auf Landtagen, und wenn sie dort teilnah-
men, reichten sie, sobald sie ihre Vollmachten abgegeben hatten, sehr konkrete 
Suppliken über solche Missstände ein, die meist nur ihre Gemeinden betrafen.797 
790 Heißler, Ostfriesische Singularität, S. 93. 
791 Ebd., S. 23.
792 Wiemann, Landschaft und Land, S. 12; Luebke, Signatures and Political Culture, S. 504, Fußnote 16.
793 Wiemann, Landschaft und Land, S. 11; Kappelhoff, Absolutistisches Regiment, S. 56-63, 357; 
Heißler, Ostfriesische Singularität, S. 89: Wiemann kann eine größere Beteiligung der Marschämter 
zwischen 1617 und 1638 zeigen. Kappelhoff weist nach, dass die Interessenten der Marschgemeinden 
ihr Recht auf Landstandschaft zum Beispiel auf den Landrechnungstagen zwischen 1720 und 1724 
sehr viel häufiger nutzten als die Interessenten der Geestkirchspiele. Aufgund eines politisch begrün-
deten Ausschlusses der Mehrzahl der landtagsberechtigten Marschbauern als „Renitente“ zwischen 
1727 und 1732 waren in diesem Zeitraum allerdings mehr Geestbauern anwesend. Sehr differenziert 
betrachtet Heißler die Landtagsteilnahme aus den Geest- und Marschämtern und kommt zu dem 
Ergebnis, dass Deputierte aus den Marschämtern häufiger an Landtagen teilnahmen, obwohl die Un-
terschiede nicht so gravierend waren und das überwiegend auf Geest liegende Amt Aurich auf jeden 
Fall zu den Ämtern mit den häufigsten Landtagsbesuchen zählt. Zudem änderten sich die Zahlen der 
Landtagsbesuche im Laufe der Zeit, abhängig von den politisch zu verhandelnden Gegenständen. 
794 Heißler, Ostfriesische Singularität, S. 95-100, 112-119; Dillinger, Verfassungswirklichkeiten, S. 47. 
795 Heißler, Ostfriesische Singularität, S. 112 f. 
796 Kappelhoff, Absolutistisches Regiment, S. 357 ff.
797 Ebd., S. 62 f. Kappelhoff führt Fälle zwischen 1720 und 1723 auf. 
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Teilnehmer eines Landtages wurden weder für eine feste Zeitspanne deputiert, 
noch vererbten sie ihre Stellung. In der Regel besuchten bäuerliche Deputierte 
nur einmal in ihrem Leben einen Landtag, teilweise nahmen sie zweimal teil.798 
Der Landtag wurde vor allem von den Geestbauern als punktuell nutzbare In-
stitution des Krisenmanagements betrachtet, und insofern musste eine Öffent-
lichkeit für ihn immer erst hergestellt werden.799 Die hergestellte Öffentlichkeit 
zerfiel wieder, sobald die Aufgabe erledigt war oder man mit ihr gescheitert war. 
Die lutherischen Bauern auf der Geest im Osten des Landes konnten sich eine 
starke Beteiligung an den Landtagen und Landrechnungstagen oft wirtschaftlich 
nicht leisten.800 Ihr Lebensstil war weit unter demjenigen ihrer Standesgenossen 
auf der Marsch, und sie bildeten auch kein so starkes politisches Selbstbewusst-
sein aus.801 Die Bereitschaft zur Beteiligung an einem landständischen Konflikt 
gegen die Landesherrschaft war in den reformierten Marschämtern damit sehr 
viel eher gegeben als in den lutherischen Geestämtern. Die Marschbauern waren 
zudem von den vielfältigen wirtschaftlichen, sozialen, konfessionellen und kultu-
rellen Verflechtungen mit der Stadt Emden beeinflusst.802 Emden war so in den 
Auseinandersetzung mit den Landesherren im 17. und 18. Jahrhundert in der 
Regel in der Lage, die Marschbauern auf seine Seite zu ziehen. 
Die erwähnte Amtsversammlung in Norden, aus der die Hausmannsstandsde-
putierten dort gewählt wurden, bildete eine Vertretungsinstanz zwischen Land-
tag und Gemeinde, die sich wohl weiträumiger erhalten hat, als man gemeinhin 
glaubte. Wenn sie auch in einigen Ämtern schon verschwunden oder ihre Be-
deutung offenbar herabgesunken war, lässt sie sich als mittlere Ebene zwischen 
Gemeinden und Landtag in zwei Ämtern bis in das 18. Jahrhundert nachweisen. 
Für Norden weiß man schon länger, dass auf der Amtsversammlung Bauern tag-
798 Heißler, Ostfriesische Singularität, S. 97.
799 Körber, Öffentlichkeiten, S. 67: Nach Körber wurden Landtage generell als Institutionen des Kri-
senmanagements verstanden. Aufgrund der Übernahme von administrativen Aufgaben und der Ein-
richtung von Steuerausschüssen wurde die landständische Vertretung in Ostfriesland im Allgemeinen 
nicht so verstanden. Die Geestbauern allerdings nutzten den Landtag ganz im Sinne Körbers zum 
Krisenmanagement. 
800 Heißler, Ostfriesische Singularität, S. 83.
801 Kappelhoff, Die ostfriesischen Landstände und die Stadt Emden, S. 84. 
802 Kappelhoff, Die ostfriesischen Landstände und die Stadt Emden, S. 85. 
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ten und die bäuerlichen landständischen Vertreter für den Landtag wählten. In 
Greetsiel lässt sich solch eine Amtsversammlung bis 1724 nachweisen, und sie 
diente offenbar als politischer Versammlungsort über der Ebene der Gemeinde, 
auf der auch die Politik der Landstände gegen den Landesherrn im Appelle-Krieg 
vorbereitet und diskutiert wurde.803
Zur Verwaltung der Steuern und der Landeskasse wurde endlich im Jahre 1606 
ein ständischer Ausschuss, das Administratorenkollegium gewählt, nachdem 
Stände und Landesherr schon in den Konkordaten von 1599 die Einrichtung 
einer ständischen Steuerverwaltungsbehörde beschlossen hatten.804 Dieses Admi-
nistratorenkollegium bestand aus sechs Personen, zwei aus jedem Stand.805 Damit 
hatten Emden und die Bauern ihre gleichberechtigte Stellung zu den Adeligen 
gefestigt.806 Im Jahre 1605 forderten der Graf und die Ritterschaft auf einem 
Landtag in Marienhafe, dass Aurich Sitz des Steuerkollegiums werde. Der zweite 
und dritte Stand setzen sich aber durch und legten Emden als Sitz des Kollegiums 
und der Landeskasse fest.807 Der Landesherr hatte auf die Wahl des Administrato-
renkollegiums keinen Einfluss, ihm stand lediglich das Recht einer rein formalen 
Bestätigung zu, die er nicht verweigern durfte.808 Die Administratorenämter wur-
den im Lauf der Zeit mehr und mehr zu hervorragenden ständischen Positionen, 
die mehrjährig oder lebenslänglich ausgeübt wurden.809 Finanziell war solch eine 
803 König, Verwaltungsgeschichte, S. 166: Die Amtsversammlungen waren im 16. Jahrhundert wohl 
noch häufig, hatten aber allmählich abgenommen. Die ordentlichen Zusammenkünfte der Ämter 
wurden 1662 als „alte Observanz“ bezeichnet. Nur noch im Amt Greetsiel, um 1663 und zumindest 
bis 1724, und im Amt Norden wurde noch regelmäßig eine Amtsversammlung abgehalten, auf der 
im Amt Norden auch die Wahl eines bäuerlichen Landtagsdeputierten stattfand (StaA Rep. 4 B IV 
g 100f Der Prozess des Johann Ullfers in Visquard vor dem Hofgericht gegen den Rentmeister von 
Greetsiel um das von diesem bei Gelegenheit der Amtsversammlung in dessen Schankwirtschaft ge-
forderte anfallende Kruggeld 1724; StaA Rep. 4 B IV i 4 Die öffentlichen (Amts-) Versammlungen 
und Beratschlagungen der Eingesessenen des Amtes Norden 1723-1724). Näheres zu diesen Amtsver-
sammlungen siehe Kapitel „V.1.2. Vor Gericht: Bauern und Warfsleute in Konflikten mit der Landes-
herrschaft (1710er bis 1730er Jahre)“. 
804 Schmidt, Geschichte Ostfrieslands, S. 240 f. 
805 König, Verwaltungsgeschichte, S. 338; Heißler, Ostfriesische Singularität, S. 111; Wiemann, Grund-
lagen, S. 69 ff.
806 Schmidt, Geschichte Ostfrieslands, S. 242. 
807 Antholz, Althusius, S. 102, 112.
808 König, Verwaltungsgeschichte, S. 341.
809 Schmidt, Geschichte Ostfrieslands, S. 264; König, Verwaltungsgeschichte, S. 340.
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Position durch die offiziellen Besoldungen und Diäten ertragreich.810 Die Stadt 
Emden konnte in diesem Ausschuss mit einem ständigen Sitz großen Einfluss 
ausüben, während Aurich und Norden sich den zweiten Sitz der Städtekurie im 
Drei- bzw. Zweijahresrhythmus teilen mussten.811
Neben dem Administratorenkollegium konstituierte sich 1606 ein zweiter 
ständischer Ausschuss, die Ordinärdeputierten. Er ergänzte den engeren Aus-
schuss und repräsentierte die Gesamtstände während der landtagsfreien Zeit.812 
Die Ordinärdeputierten kontrollierten die Einhaltung der Landesverträge und 
die Beachtung der ständischen Privilegien durch die Landesherrschaft.813 Außer-
dem sollten sie die Verwaltung der Landesmittel beaufsichtigen und an der ein-
mal im Jahr stattfindenen Rechnungslegung der Administratoren vor allen Land-
ständen teilnehmen.814 Das Ordinärdeputiertenkollegium setzte sich in der Regel 
aus 17, später aus 23 Personen zusammen, zwei aus dem Ritterstand, fünf von 
den Städten und zehn, später 16 vom Hausmannsstand.815 Emden hatte darin 
stets zwei stimmberechtigte Mitglieder.816 Die Ordinärdeputierten wurden jedes 
Jahr gewählt, ihre Amtszeit pflegte aber gewöhnlich verlängert zu werden.817 In 
der Praxis war es ein Amt auf Lebenszeit.818 
Zusammen bildeten die beiden Ausschüsse einen regelrechten „kleinen“ Land-
tag, wenn dringende Angelegenheiten die Einberufung und Abhaltung eines Ge-
samtlandtages nicht erlaubten. Sie konnten so die Stände in landtagsfreien Zeiten 
vertreten.819  Sie waren das „Machtzentrum“ der Stände, in der alle wichtigen 
810 König, Verwaltungsgeschichte, S. 340 f.
811 Kappelhoff, Die ostfriesischen Landstände und die Stadt Emden, S. 80. 
812 Kappelhoff, Die ostfriesischen Landstände und die Stadt Emden, S. 80. 
813 Heißler, Ostfriesische Singularität, S. 111 f.
814 König, Verwaltungsgeschichte, S. 344 f.
815 Heißler, Ostfriesische Singularität, S. 112. Kappelhoff, Die soziale Reichweite, S. 19: Die näheren 
Umstände der Erhöhung der Anzahl von Ordinärdeputierten seien laut Kappelhoff noch gänzlich 
unerforscht, aber er weist darauf hin, dass schon im Norder Landtagsabschluss von 1620 15 Ordinär-
deputierte des dritten Standes genannt wurden (Brenneysen, Ost-Friesische Historie, Bd. II, S. 567).
816 Kappelhoff, Die ostfriesischen Landstände und die Stadt Emden, S. 80. 
817 König, Verwaltungsgeschichte, S. 345.
818 Heißler, Ostfriesische Singularität, S. 112 f.
819 Ebd., S. 112 f., 119; König, Verwaltungsgeschichte, S. 345. 
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Entscheidungen fielen oder vorstrukturiert wurden.820 Das Administratoren-
kollegium nahm zeitweise gar den Rang einer ostfriesischen „Nebenregierung“ 
ein.821 Der Sitz dieses Gremiums plus der ständischen Verwaltung war in Emden 
und eben nicht in Aurich, dem Sitz der fürstlichen Zentralverwaltung. Damit 
sorgte man für eine gewisse Sicherheit der Landeskasse, demonstrierte aber auch 
die ständische Unabhängigkeit.822 Die Mitglieder der Kollegien besaßen großen 
politischen Einfluss und einen herausragenden gesellschaftlichen Rang.823 
Landesherrschaften erhofften sich in der Regel von solchen Ausschüssen, die-
se leichter in ihrem Sinne umstimmen zu können als einen ganzen Landtag.824 
Davon konnte für Ostfriesland nicht die Rede sein. Das Administratorenkolle-
gium übernahm die Funktion eines Ersatz-Landtages825 und die Stände konnten 
so – parallel zur landesherrlichen Zentralverwaltung – eine „permanente ständi-
sche Exekutive“ aufbauen.826 Die Landstände versuchten in Ostfriesland immer 
wieder, die Befugnisse des Administratorenkollegiums und des Ordinärdeputier-
tenausschusses auszudehnen, während der Landesherr die Zuständigkeit dieser 
Ausschüsse auf Steuerfragen zu beschränken und eine „Ober-Regierung“ über 
ihn zu verhindern  suchte.827 
Sobald die Höhe der Steuer auf einem Landtag von den Ständen festgelegt 
worden war, wurde die Einziehung vom Administratorenkollegium öffentlich 
bekanntgegeben. Daraufhin wurden die Summen von privaten Schatzungshe-
bern, in den Ämtern üblicherweise von den jeweiligen Bauerrichtern oder Schüt-
temeistern eingesammelt.828 Von den Steuern waren die folgenden  Landesaus-
820 Kappelhoff, Die ostfriesischen Landstände und die Stadt Emden, S. 80. 
821 Ebd., S. 80. 
822 Ebd., S. 80 f. 
823 Heißler, Ostfriesische Singularität, S. 112 f., 119; König, Verwaltungsgeschichte, S. 345. 
824 Lange, Ständestaatlicher Dualismus, S. 321. 
825 Zu dieser Ausformung von Ausschüssen im Allgemeinen: Körber, Öffentlichkeiten, S. 117 ff.
826 Lange, Ständestaatlicher Dualismus, S. 322: Lange kann zeigen, dass eine Verbesserung der Hand-
lungsfähigkeit der Stände durch Ausschüsse im 16. und 17. Jahrhundert garantierte, dass die Stände 
auch bis in das 18. Jahrhundert als die politischen Kräfte überlebten, die der Landesherr um Rat fragen 
musste. Lange definiert solche Ausschüsse als zentrale, moderne Herrschaftsformen und Elemente 
frühmoderner Staatlichkeit. 
827 Brenneysen, Ost-Friesische Historie, Bd. II, S. 468.
828 Heißler, Ostfriesische Singularität, S. 108.
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gaben laut König zu bezahlen: Tilgung und Verzinsung aller Landesschulden, 
Reichs- und Kreissteuern, Türkensteuern, Kammerzieler (=Steuern zur Erhaltung 
des Reichskammergerichts829), Subsidien für den Landesherrn, Unterhaltung des 
Hofgerichts, Besoldung aller ständischen Bedienten, alle Unkosten zum Besten 
des Landes wie Legations- und kaiserliche Kommissionskosten, Unterhaltung der 
Emder Garnison, Bauten im Interesse des Landes, insbesondere Deichbauten, 
soweit sie die Kraft der Deichachten überschritten, Kosten der Landtage und der 
ständischen Verwaltung.830
Einmal im Jahr legte der zentrale Steuerausschuss, das Administratorenkol-
legium, seine Rechnung vor den Landständen ab. Auf solchen Landrechnungs-
tagen wurden auch die Vertreter der Bauern ins Administratorenkollegium ge-
wählt.831 Spätestens seit 1620 war der 10. Mai als regelmäßiger Termin für den 
Landrechnungstag vorgesehen. Präsidium hatte auf den Landrechnungstagen das 
älteste Mitglied der Ritterschaft. Wenn er gleichzeitig Administrator war, dann 
gab er das Präsidium an das nächstjüngere Mitglied der Ritterschaft ab, da seine 
Rechnung ja abgelesen werden sollte und er nicht gleichzeitig das Präsidium bei 
der Rechnungsablegung führen konnte.832 An der Landrechnungsversammlung 
nahm neben dem Inspektor, der dem Administratorenkollegium zugeordnet war, 
auch noch ein weiterer landesherrlicher Beamter teil. Es war der Landrechnungs-
kommissar, der auch gegen die Rechnungslegung Einwände erheben konnte.833 
Der fürstliche Kommissar erhob seit 1721 den Anspruch, auch die Rechnung 
billigen und unterschreiben zu dürfen, dieses Recht wurde ihm aber von den 
Ständen bestritten. 1723 gab der Reichshofrat den Ständen Recht.834 
829 Der „Kammerzieler“ war die einzige ständige Steuer des Alten Reiches: Neuhaus, Das Reich, S. 49 f. 
830 König, Verwaltungsgeschichte, S. 353.
831 Heißler, Ostfriesische Singularität, S. 230; König, Verwaltungsgeschichte, S. 339 f.
832 König, Verwaltungsgeschichte, S. 331. 
833 Ebd., S. 331. 
834 Ebd., S. 332. 
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3.4  Landständisch-landesherrliche Konflikte  
zwischen 1611 und 1744
Im Gegensatz zum Großteil der Territorien des Reichs wurden in Ostfriesland also 
weder die Landstände entmachtet noch die Herrschaftsgewalt bei den Landesherrn 
monopolisiert835, obschon es zwischen 1611 und 1744 vier ernstzunehmende Versu-
che der Landesherrschaft gab, ihre Herrschaft auszudehnen und die in den Landes-
verträgen garantierten Rechte für die Landstände und die Untertanen einzuschrän-
ken: im Konflikt zwischen 1618 und 1620 unter Enno III., zwischen 1660 und 
1662 unter Georg Christian (Regierungszeit 1660-1665) und Kanzler Hermann 
Höpfner sowie zwischen 1665 bis 1690 unter der vormundschaftlichen Regierung 
von Christine Charlotte (Regierungszeit 1665-1690). Zwischen 1710 und 1730 
fielen Auseinandersetzungen zwischen Landständen und Landesherrn vor, die im 
„Appelle-Krieg“ (1725-1727) kuliminierten. Sie waren für den Landesherrn Georg 
Albrecht (Regierungszeit 1708-1734) und seinen Kanzler Enno Rudolph Brenney-
sen zwar militärisch erfolgreich, liefen letztendlich aber ins Leere.836 Mit diesem 
bürgerkriegsähnlichen sog. „Appelle-Krieg“ wurde ein letzter Versuch von der Dy-
nastie der Cirksena unternommen, sich gegen die Stände durchzusetzen und Herr-
schaftsrechte zu vereinheitlichen und zu zentralisieren, was nicht gelang.837 Eine 
kurze Beschreibung der Konfliktlinien und Ursachen dieser vier größeren Auseinan-
dersetzungen soll einen ersten Blick auf die politischen Akteure ermöglichen. 
Die Konfrontationslinien im Land waren nicht in jeder Auseinandersetzung die-
selben – es lässt sich also nicht von einem einfachen Dualismus Landstände – Lan-
desherr ausgehen. Die Linien verschoben sich zweimal grundlegend. Zunächst 1599 
und dann nach 1614 gab es unterschiedliche Parteiungen. Vor 1599 standen die 
Stände als geschlossene Parteiung gegen den Landesherrn Edzard II. Seit Enno III. 
im Jahre 1599 an die Macht gekommen war und Emden an Macht hinzugewon-
835 Kappelhoff, Die ostfriesischen Landstände, S. 117. 
836 Moßig, Zu dem landesherrlich-ständischen Dualismus, S. 47 f., 53 f. 
837 Zum Appelle-Krieg: Kappelhoff, Absolutistisches Regiment; Luebke, Symbolische Konstruktionen; 
Luebke, Signatures and Political Culture; Luebke, How to become a Loyalist; Luebke, Petitions for 
Relief; Eimers, Das Ständewesen, S. 412; Moßig, Zu dem landesherrlich-ständischen Dualismus, 
S. 47 ff.
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nen hatte, hatten sich die Konfrontationslinien verschoben: Enno III. war in der 
Lage, mit Versprechen ständischer Privilegienbestätigung den Adel auf seine Seite 
zu ziehen, der auch in der Folge seit 1600 eine gemeinsame Politik mit ihm betrieb: 
Gemeinsam versuchten sie 1600 und 1601, Steuern von Städten und Bauern zu 
erheben838, in den Jahren darauf wollten sie gemeinsam das Landtagsrecht von Städ-
ten und Bauern disqualifizieren. Städte und Bauern konnten ihres Erachtens nicht 
gleichen Rechts sein wie die Ritterschaft. Nach landesherrlicher Auffassung hatten 
die Stände sowieso nur eine beratende Funktion.839 Der dritte Stand hielt in dieser 
Zeit – trotz materieller Belastungen – zu Emden, um so eine Chance auf ständische 
Gleichberechtigung zu erhalten.840 Nach 1614 dagegen waren die Konflikte wiede-
rum von Konfrontationslinien zwischen Emden und der Landesherrschaft geprägt, 
aber der Adel schlug sich nun auf die Seite Emdens. Enno III. trieb den Adel in 
die Arme Emdens, indem er die Herrlichkeit Oldersum, deren Hälfte er als Besitz 
beanspruchte, gewaltsam einnahm.841 Die Spaltungen in „renitente“ und „gehorsa-
me“ Landstände verliefen somit in der Regel entlang der Strukturgrenze zwischen 
Marsch und Geest. Ritterschaft, Deputierte aus den Marschämtern und gelegentlich 
Vertreter aus der Bürgerschaft Nordens standen auf Emdens Seite842, die lutheri-
schen Geestämter, einige aus der Ritterschaft und die Städte Norden und Aurich 
standen meist auf landesherrlicher Seite und ließen sich besonders durch Hinweise 
auf die Unterhaltskosten der Emder Garnison und die mangelhafte Erfüllung der 
Steuerpflicht durch Emden gegen Emden aufbringen.843
In den anderen beiden größeren Konflikten zwischen 1618 und 1620 und 1660 
bis 1662 kam es dann zur Spaltung in renitente und dem Landesherrn gehorsame 
Landtage, Landrechnungstage und auch Landeskassen und zur zeitweisen Inhaftie-
rung politischer Gegner oder kleineren Gefechten zwischen den beiden Parteien. 
838 Schmidt, Geschichte Ostfrieslands, S. 221-224.
839 Ebd., S. 239. 
840 Ebd., S. 239. 
841 Ebd., S. 266 f.; Antholz, Althusius, S. 163.  
842 Kappelhoff, Die ostfriesischen Landstände und die Stadt Emden, S. 85. 
843 Ebd., S. 86. 
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Die Auseinandersetzungen zwischen 1618 und 1620 waren vor allem wegen der 
Steuerverwaltung vorgefallen, die seit 1606 von Emden beherrscht wurde und die 
der Landesherr in Aurich bestimmen wollte. Im Zuge dieses Konfliktes wurde Graf 
Enno III. zwar zeitweise interniert, zur Eskalation kam es in diesem Konflikt auf-
rund des Eingreifens der Generalstaaten aber nicht. Die Landstände spalteten sich 
in zwei unterschiedliche Landtage: auf der einen Seite Emden zusammen mit dem 
Adel und Vertretern von zwei Marschämtern, auf der anderen Seite die beiden Städ-
te Aurich und Norden und der Rest der bäuerlichen Vertreter.844
Ursache der  Auseinandersetzungen zwischen 1660 bis 1662 waren Steuern, die 
der Schuldentilgung bei den Generalstaaten dienen sollten. Georg Christians Kanz-
ler Hermann Höpfner versuchte, die ständische Oppositionsfront aufzuweichen, 
indem er die dem Landesherrn wohlgesonnenen Stände zusammenkommen ließ 
und mit ihnen einen niedrigeren Personalsteuersatz beschloss als der allgemeine 
Landtag im Frühjahr 1660. Auf landesherrlicher Seite standen zwei Angehörige des 
ersten Standes, Deputierte der Stadt Aurich und Vertreter des dritten Standes aus 
den Geestämtern.845 Obwohl Höpfner nur eine Minderheit der Stände gewinnen 
konnte, behauptete der Landesherr, das Land müsse den Beschlüssen dieses „gehor-
samen“ Landtages Folge leisten. Als die Emder Garnison im September ins Land 
vordrang und versuchte, die Steuern einzutreiben, gab es massiven Widerstand. Der 
Graf konnte ein Bauernheer von 3000 Mann aufstellen. Die populäre Steuerforde-
rung half ihm dabei, vor allem eine Unterstützung bei den ärmeren Geestbauern, bei 
den Handwerkern und Tagelöhnern der Stadt Norden, aber auch von Einwohnern 
auf der Marsch zu erhalten. Im September 1660 standen sich zwar das landesherr-
liche Bauernheer und die Emder Garnison (mit neuen Fahnen mit der Umschrift 
„Pro libertate et patria“) gegenüber, es kam aber nur zu kleineren Gefechten. Ver-
mittler wurden wieder die Generalstaaten, und die Streitfragen sowie grundsätzliche 
844 Antholz, Althusius, S. 162 ff.; Schmidt, Geschichte Ostfrieslands, S. 267 ff. Siehe ausführlich 
zu diesem Konflikt Kapitel „V.2.1. Rechtsetzung zur Landtagsberechtigung der Bauern (1618-
1620). 
845 Schmidt, Geschichte Ostfrieslands, S. 282. 
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Gravamina der Gesamtlandstände unter Emder Führung wurden im Haagischen 
Vergleich 1662, im Emdischen Vergleich 1662 und im Finalrezess 1663 beigelegt.846 
Zweimal, in den 1660/1670er und 1720er Jahren, kam es zu bürgerkriegsähnli-
chen Gewalttätigkeiten.847 In den 1670er Jahren setzten sich Christine Charlotte, 
als vormundschaftliche Regentin, und die Landstände über die Militärhoheit ausei-
nander. Ursache für die Konflikte war Christine Charlottes Versuch, eigene Truppen 
unter landesherrlichem Eid zum Schutz von Ostfrieslands Grenzen und zu eigenem 
Nutzen aufzustellen.848 Sie schaffte es zunächst, auswärtige Truppen zur Stärkung 
ihrer Position im Land zu gewinnen: 800 Mann braunschweigisch-lüneburgische 
Truppen kamen ins Land, die eigentlich Ostfriesland gegen die Bedrohung durch 
die Engländer und die mit ihnen im Bündnis stehenden Münsteranern während 
des zweiten englisch-niederländischen Seekrieges seit dem Frühjahr 1665 verteidi-
gen sollten. Die welfischen Herzöge Ernst August und Georg Wilhelm von Braun-
schweig-Lüneburg sagten den Generalstaaten ihre Unterstützung bei der Sicherung 
gegen England zu und schickten die erwähnten 800 Männer nach Ostfriesland.849 
1665 ließ Christine Charlotte von im Land Steuern eintreiben, die zu ihrem Unter-
halt dienen sollten. Dass die Landstände laut Landesverträgen die Steuern verwalte-
ten und erhoben, ignorierte sie dabei.850 Als ein Angriff der Münsteraner nicht mehr 
zu befürchten war, da der Bischof von Münster mit den Generalstaaten Frieden 
geschlossen hatte, ließ Christine Charlotte die welfischen Truppen nicht etwa abzie-
hen, sondern um 1400 Soldaten verstärken. Auf die Hilferufe der Stände reagierend, 
stockten nun auch die Generalstaaten ihre Truppen in Emden auf und begannen, 
846 Schmidt, Geschichte Ostfrieslands, S. 283 ff.; Heißler, Ostfriesische Singularität, S. 120-268. Siehe 
zum Konflikt 1660-1662, zur Entstehung der Gravamina insbesondere bezüglich des Pfarrerwahl-
rechts und einer Neuregelung des Pfarrerwahlrechts im Finalrezess 1663 in Kapitel „V.2.2. Rechtset-
zung zur Pfarrerwahl der Bauern (1660-1663). 
847 Kappelhoff, Politische Partizipation und frühmoderner Staat, S. 284. Diese Landesstreitigkeiten und 
die bürgerkriegsähnlichen Zustände im 17. und 18. Jahrhundert erarbeiteten in den letzten Jahren 
intensiv Heißler und Kappelhoff. Für den Zeitraum zwischen 1660 und 1690: Heißler, Ostfriesische 
Singularität. Für die Konflikte zwischen 1710 und 1730: Kappelhoff, Absolutistisches Regiment.
848 Heißler, Ostfriesische Singularität, S. 301 f. 
849 Heißler, Ostfriesische Singularität, S. 307; Schmidt, Geschichte Ostfrieslands, S. 287 ff. 
850 Heißler, Ostfriesische Singularität, S. 311. 
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neue Soldaten anzuwerben. Dies verschreckte die Herzöge von Braunschweig-Lüne-
burg. Sie zogen 1667 ihre Truppen ab.851 
Zwar hatte Christine Charlotte 1668 die Landesverträge anerkannt, dies hinderte sie 
aber nicht,  zwischen 1673 und 1676 nochmals Auseinandersetzungen um die Militär-
hoheit zu entfachen und zu versuchen, Steuern dafür von den Ständen einzutreiben.852 
Eine Spaltung der Landstände war auch dieses Mal Ergebnis der Auseinanderset-
zungen zwischen der Landesherrschaft und den von Emden dominierten Landstän-
den mit dem Administratorekollegium. Allerdings nur kurzzeitig – im Jahre 1675 
– stellten sich Aurich, Norden und die klassische innerständische Opposition der 
Bauern in den Geestämtern Aurich, Berum, Friedeburg und Stickhausen auf landes-
herrliche Seite und versammelten sich ohne die anderen Stände, so dass sich wieder 
zwei Landtage gegenüber standen.853 Sie wollten sich mit Hilfe der Landesherrschaft 
von Zahlungen befreien.854 Es kam aber schnell wieder zu einem gemeinsamen Han-
deln der Landstände, als die Führung der Stände die Deputierten der beiden gehorsa-
men Städte und des Hausmannsstandes von ihrer Politik bezüglich der Finanzierung 
von militärischen Einquartierungen überzeugten.855 In den beiden schwierigen Jah-
ren 1676 und 1677 jedoch, als Münsteraner Truppen im Land standen, entwickel-
ten sich die Stände wieder auseinander. Die wichtigsten Ausschüsse der Landstände, 
Administratorenkollegium und Ordinärdeputierte, entschieden eigenmächtig, auch 
weil sie zu dieser Zeit keinen Kontakt in Form von Landtagen oder Landrechnungs-
tagen mit dem Rest der Stände aufnehmen konnten. Aufgrund mangelnden Kon-
takts geschah aber zu diesem Zeitpunkt kein endgültiges Auseinanderbrechen des 
ständischen Korpus.856 Die Stände hatten deshalb keinen Kontakt, weil während 
des Krieges Ludwigs XIV. von Frankreich mit England, Kurköln und dem Bischof 
von Münster gegen die Niederlande sich verschiedene Truppen in Ostfriesland ein-
quartierten. Um die münsterschen Truppen, die 1676 kamen, zu ihrem Vorteil zu 
nutzen, vereinbarte Christine Charlotte den Abzug des größeren Teils gegen Zahlung 
851 Schmidt, Geschichte Ostfrieslands, S. 289. 
852 Heißler, Ostfriesische Singularität, S. 338-345. 
853 Ebd., S. 355 f. 
854 Ebd., S. 356. 
855 Ebd., S. 356-359.
856 Heißler, Ostfriesische Singularität, S. 363 ff. 
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von 14 000 Reichstalern, einige Kompanien sollten aber bleiben, um die ostfriesi-
schen Grenzen zu sichern.857 Sie sollten von den Ständen mit 126 000 Reichstalern 
pro Jahr bezahlt werden, waren aber auf Christine Charlotte vereidigt.858 In dieser 
Situation forderte Christine Charlotte auch Emden auf, Steuern an ihre Beamten zu 
zahlen. Da Emden nicht zahlte, verpfändete Christine Charlotte ihren Anteil an den 
Bischof zu Münster. Dieser nahm Emdens Herrlichkeiten Oldersum und Borssum 
ein.859 Damit war es mit der Geduld Emdens vorbei, und Ende 1677 bis Anfang 
1678 kam es zum offenen Krieg zwischen Emden und Münsteraner Truppen.860 
Eine neue Solidarität unter den Ständen war durch diesen militärischen Schlag 
gewonnen worden, da die Stände den Eindruck hatten, dass Emden in gesamtständi-
scher Angelegenheit gehandelt hatte.861 Unterstützung fanden die Landstände dies-
mal allerdings nicht in den Generalstaaten, sondern durch kaiserliche Vermittlungs-
versuche, die den Bischof von Münster 1678 dazu brachten, seine Truppen aus dem 
Land zu ziehen.862 Der Kaiser erklärte sich zudem bereit, die Landesverträge zu schüt-
zen und schickte deshalb eine kaiserliche Salvegarde von 200 Mann nach Leer, damit 
sie sich dort einquartierten.863 Die niederländischen Besatzungen blieben in Emden 
und Leer, aber nun war auch der Kaiser in Ostfriesland präsent. Die kaiserliche Par-
teinahme für die Landstände, geboren auch aus dem Begehren, Ostfriesland dem 
niederländischen Einfluss zu entziehen, fand ihren Ausdruck auch in der Verleihung 
eines Wappens an die ostfriesischen Landstände durch Kaiser Leopold I. Damit fand 
die starke Position der Landstände ihren symbolischen Ausdruck in einem eigenen 
Wappen, das sie 1678 gegen den Willen der Fürsten Christine Charlotte erhielten.864 
Dieses Wappen war damit das einzige Wappen einer landständischen Korporation, 
das jemals im Alten Reich eine kaiserliche Bestätigung erhalten hat.865
857 Heißler, Ostfriesische Singularität, S. 360.
858 Schmidt, Geschichte Ostfrieslands, S. 292 f.
859 Heißler, Ostfriesische Singularität, S. 365 f. 
860 Schmidt, Geschichte Ostfrieslands, S. 292 f.; Heißler, Ostfriesische Singularität, S. 366. 
861 Heißler, Ostfriesische Singularität, S. 369 f.
862 Ebd., S. 367 ff. 
863 Ebd., S. 371.
864 Deeters, Das Wappen der ostfriesischen Stände. Wappenbild der Adels-Ausfertigung: StaA Dep. 28, A., Nr. 60. 
865 Deeters, Das Wappen der ostfriesischen Stände, S. 69; Haug-Moritz, Württembergischer Ständekonflikt, S. 
25, Fußnote 61: Haug-Moritz nennt noch die Landstände Württembergs und Mecklenburgs als siegelführende 
Körperschaften. Diese Siegel wurden aber nicht vom Kaiser, sondern vom Landesherrn verliehen. Siehe dazu aus-
führlich: Grube, Der Stuttgarter Landtag, S. 256 ff.; Sachsse, Mecklenburgische Urkunden und Daten, S. 494.
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Wappenbrief der Adelsausfertigung (1678):  
http://upload.wikimedia.org/wikipedia/commons/c/c1/Ostflandstcoa.jpg
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Christine Charlotte musste 1678 auf alle ihre Forderungen bezüglich des Steu-
erwesens verzichten und auch offiziell versprechen, keine fremden Truppen mehr 
einzuführen. Zudem musste sie in Zukunft auf die Erhebung von Subsidien zur 
Zahlung von Truppen verzichten.866 Christine Charlotte versuchte nochmals – 
mit Unterstützung der Generalstaaten – eine eigene Truppe im Land einzusetzen, 
aber die Landstände fanden Unterstützung beim Kaiser und damit beim Reichs-
kreis, der sie unterstützen sollte.867 Um Hilfe zum Schutz der Landesverträge er-
suchten die Stände dann konkret 1682 ein Mitglied des Reichskreises, das ihnen 
aufgrund seiner bedeutenden Stellung unter den Reichsfürsten und aufgrund sei-
nes calvinistischen Bekenntnisses am genehmsten war und der auch ein eigenes 
Interesse an Ostfriesland hatte: Kurfürst Friedrich Wilhelm von Brandenburg. 
Damit war eine Verbindung mit Brandenburg geschlossen, die den Grundstein 
für die preußische Zeit Ostfrieslands ab 1744 legen sollte.868 
Dieses Eingreifen der brandenburgischen Truppen sollte die Stände aber auch 
einiges kosten.869 In Verhandlungen mit dem Brandenburger waren die Stadt 
Emden, das Administratorenkollegium und die Ordinärdeputierten getreten. 
Ein Vertrag wurde zwischen beiden Parteien unterzeichnet. Der auf diesen Ver-
trag folgende Landtag war von der ständischen Führung dann auch ganz darauf 
ausgerichtet, den Rest der Landstände von dem schon geschlossenen Vertrag zu 
überzeugen. Die Beziehung zur Landesherrin war dagegen zweitrangig.870 Die 
Maßnahmen des Kollegiums wurden vor dem Rest der Stände gerechtfertigt. 
Das Administratorenkollegium trat so als Verantwortlicher aus den Ständen he-
raus und bekannte sich offen zu seiner Rolle als abgehobene Gruppe, als stän-
dische Regierung, während es in den zwanzig Jahren vorher – zwecks Erhaltung 
866 Heißler, Ostfriesische Singularität, S. 373. 
867 Ebd., S. 404. 
868 Schmidt, Geschichte Ostfrieslands, S. 295-301; Heißler, Ostfriesische Singularität, S. 411 f. 
869 Heißler, Ostfriesische Singularität, S. 421 f.: Einmalig sollten 1000 Reichstaler Transportkosten ge-
zahlt werden, jährlich 15000 Reichstaler für die Unterhaltung der Truppen sowie 9600 Reichstaler 
pro Jahr an den Kurfürsten von Brandenburg und an den Bischof von Münster, eine einmalige Zah-
lung von 500 Reichstaler für zusätzliche Kosten bei der Landung und 1000 Reichstaler jährlich für 
die Instandsetzung der besetzten Burg Greetsiel und 600 Reichstaler im Jahr für die Heizkosten und 
Beleuchtung der Wachstuben auf der Burg. 
870 Ebd., S. 424.
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der landständischen Einheit und angesichts einer drohenden Spaltung, die man 
zwischen 1660 bis 1662 schon erfahren hatte – seine Maßnahmen immer als 
Maßnahmen der Gesamtlandstände dargestellt hatte.871 Das Kollegium der Or-
dinärdeputierten und Administratoren war erfolgreich und konnte den Rest der 
Stände überzeugen.872 Seit dem Ende der 1670er Jahre war es insgesamt zu einer 
Herausbildung eines Zentrums innerhalb des ständischen Korpus gekommen. 
Und dieses Zentrum war nun nicht mehr ausschließlich Emden, sondern die 
Kollegien der Ordinärdeputierten und der Administratoren, immer noch unter 
dem starken, aber im Hintergrund wirkenden Einfluss Emdens.873
Im Rahmen des „Appelle-Krieges“ in den 1720er Jahren bewirkten die Strei-
tigkeiten auch eine Spaltung der Landstände. Die Landesherrschaft mit ihrem 
Kanzler Enno Rudolph Brenneysen hatte zu Beginn des 18. Jahrhunderts ver-
sucht, das Land stärker zu durchdringen und die ständische Verfassung Ostfries-
lands – mit Hilfe einer Klage am Reichshofrat und kaiserlicher Dekrete von 1721 
zugunsten des Fürsten – in Richtung auf ein „absolutistisches Regiment“ um-
zugestalten.874 Dagegen wehrte sich ein Teil der Landstände. Die ostfriesischen 
Stände wurde wieder einerseits in die Gruppe um Emden mit der Ritterschaft 
und den calvinistischen Marschämtern und andererseits in die Gruppe mit den 
beiden Städte Norden und Aurich sowie der Bauern der Geestämter gespalten.875 
Konfessionelle und politische Orientierungen wirkten einerseits, andererseits wa-
ren auch konkrete Interessen ausschlaggebend: Die Deichachten an der Ems, 
gelegen in den Marschämtern, fanden nach der verheerenden Flut von 1717 die 
größte Unterstützung bei Emden und der Ritterschaft, die selbst viel Besitz in 
der Flut verloren hatten. Die Marschämter fühlten sich demnach mehr ihnen 
zugehörig als der Landesherrschaft.876 
871 Heißler, Ostfriesische Singularität, S. 425.
872 Ebd., S. 426. 
873 Ebd., S. 456-469.
874 Kappelhoff, Absolutistisches Regiment, S. 229, 437 ff.; Schmidt, Geschichte Ostfrieslands, S. 312 ff. 
875 Schmidt, Geschichte Ostfrieslands, S. 314. 
876 Ebd., S. 314. 
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Die Landesherrschaft versuchte in den folgenden Streitpunkten ihr „absolu-
tistisches Regiment“ durchzusetzen. Die Landesherrschaft wollte seit 1711 die 
seit 1678 in Leer stationierte kaiserliche Salvegarde und die seit 1682 in Emden 
und Greetsiel liegende brandenburgische Garnison877 entfernen, damit die Stän-
de nicht mehr für deren Unterhaltung aufkommen mussten.878 Sie protestierte 
zudem gegen eine ständische „Außenpolitik“, indem sie Subsidien an Münster, 
welche die Bereithaltung münsterscher Truppen seit 1684 gewährleisteten, zu 
unterbinden versuchte. Auch Vertretungsgelder an Brandenburg-Preußen, die 
Ostfriesland seit 1702 für die Bereitstellung eines Kontingentes im Spanischen 
Erbfolgekrieg zahlen musste, waren von den Ständen selbständig vereinbart wor-
den. Dagegen verwehrte sich 1720 der landesherrliche Kanzler Brenneysen.879 
Brenneysen wusste, dass er nur eine Chance gegen die Stände hatte, wenn er 
auswärtige Einflüsse ausschaltete. Im Zuge dessen beschwerte er sich beim Kaiser 
auch über das ständische Siegel, das seines Erachtens suggerieren würde, dass die 
Stände zu Verhandlungen mit auswärtigen Mächten berechtigt seien.880 Zudem 
sprach die Landesherrschaft mit ihrem Kanzler Brenneysen dem ständisch be-
stimmten Hofgericht die Zuständigkeit für Verwaltungsstreitigkeiten zwischen 
landesherrlichen Beamten und der ostfriesischen Bevölkerung ab.881 Man wollte 
die Rechtsprechung des Hofgerichts gänzlich unter die „Verfügungsgewalt der 
Landesherrschaft“ bringen.882 Gab es vorher schon laufend Auseinandersetzungen 
über das seit 1593 bestehende Hofgericht, so war dies der „schwerste Angriff, der 
je auf die Jurisdiktion des Hofgerichts geführt worden ist“.883 Gleichzeitig protes-
tierte der Kanzler Brenneysen gegen die ständische Finanzierung von Prozessen 
gegen den Landesherrn. Die Stände unterstützten nämlich finanziell Prozesse von 
877 Kappelhoff, Absolutistisches Regiment, S. 17 f., 77 f.: Beide Garnisonen waren ins Land gekom-
men während der Auseinandersetzungen der Fürstin Christine Charlotte mit den Ständen in den 
1660/70er Jahren. Wie oben ausgeführt, waren beide Garnisonen auf Bitten der Stände ins Land 
gekommen und wurden auch von ihnen gezahlt.   
878 Ebd., S. 78. 
879 Ebd., S. 82 ff. 
880 Ebd., S. 84 ff.
881 Ebd., S. 87. Ausführlich zu den Aufgaben des Hofgerichts siehe Kapitel „II.4. Gerichtsverfassung“. 
882 Kappelhoff, Absolutistisches Regiment, S. 107.  
883 Ebd., S. 108. 
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Ostfriesen, wenn die Landesherrschaft oder die landesherrlichen Gerichte sich 
ihres Erachtens nicht an die Landesverträge gehalten hatten.884 
Um die Finanzverwaltung, die vorher ausschließlich in ständischer Hand lag, 
stritten Landesherrschaft und Stände in den 1720er Jahren aber vor allem an-
deren. Die Landesherrschaft wollte endlich einen Einfluss auf die Steuerbewilli-
gung, -verwaltung und –verwendung erreichen.885 Zudem versuchte der Kanzler 
Brenneysen für die Landesherrschaft, das ständische Administratorenkollegium 
„aus seiner Stellung als ständisches politisches Zentrum und seiner Funktion als 
‚Nebenregierung’“ zu drängen.886 Sie sollten unter die Kontrolle eines landesherr-
lichen Inspektors gestellt werden.887 
Die Landesherrschaft kämpfte zudem gegen den Status Emdens als Führer 
des landständischen Widerstandes, wobei man sich vor allem auf ihren Anteil 
an den Landeslasten konzentrierte und diesen steigern wollte.888 Das Verhalten 
der Landstände auf Landtagen und in anderen Zusammenhängen war ein weite-
rer Streitpunkt, über den sich der Kanzler Brenneysen ausließ.889 Konfessionelle 
Auseinandersetzungen traten konfliktverschärfend hinzu. Sie stellten insbeson-
dere eine Möglichkeit dar, die einzelnen Parteiungen in ihrem Zusammenhalt zu 
festigen.890 
Wiederum entstanden konkurrierende Landtage. Diese Landtage einerseits der 
widerständigen Landstände und andererseits des Landesherrn mit seinen gehor-
samen Landständen beanspruchten beide, für das ganze Land zu sprechen und zu 
handeln. Die konkurrierenden Landstände schrieben direkte und indirekte Steu-
ern aus und versuchten sie einzutreiben. Es kam zur militärischen Mobilisierung 
der ländlichen Bevölkerung. Der Fürst bot die Bauern des Harlingerlandes und 
seiner gehorsamen Ämter auf, während die „renitenten“ Ämter aus den Gemein-
884 Kappelhoff, Absolutistisches Regiment, S. 108 ff.
885 Ebd., S. 114 ff. 
886 Ebd., S. 129. 
887 Ebd., S. 129. 
888 Ebd., S. 130 ff. 
889 Ebd., S. 137 ff. 
890 Ebd., S. 143. 
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den Deputierte wählten, die sich als „Communherren“ versammelten und die 
renitente ständische Partei in den gewaltsamen Auseinandersetzungen anführten. 
Die renitenten Landstände beförderten also zusätzlich zu den schon vorhande-
nen Institutionen des ständischen Hofgerichts und der landständischen Steuer-
ausschüsse die Entstehung einer neuen Institution, die Steuer-, Gesetzgebungs- 
und Justizfunktion ausübte: die „Vereinigten Stände“, die sich aus den gewählten 
„Communherren“ zusammensetzten. Die Communherren siegelten mit einem 
neuen Symbol, einem kursiven L. (libertas) in einem Kreis von Eichenblättern 
mit den Worten „Vereinigte Staende“. Die Communherren aus den Ämtern 
nannten sich auch „Vier vereinigte Ämter“, um auf die Abspaltung von den vier 
loyalistischen Ämtern hinzuweisen; früh nannten sie sich auch „Vereinigte Com-
munen“, um offenbar die kommunale Basis des Widerstandes zu betonen. Seit 
1726 bezeichneten sie sich als „Vereinigte Ständische Glieder“, womit sie nun auf 
die territoriale Solidarität hinwiesen. In den „Vereinigten Ständen“ saßen alle so-
zialen Schichten, einschließlich der Repräsentanten von sonst nichtqualifizierten 
Bevölkerungsgruppen. Sie schrieben in den verbundenen Gemeinden Abgaben 
zum Militärwesen aus, befahlen Wachen und bestraften die widerständigen oder 
säumigen Eingesessenen mit Brüchen.891 
Die landesherrliche Partei, aber auch die renitent-landständische Partei ver-
suchten außerdem, die gesamte ländliche Bevölkerung intensiv durch Unter-
schriftenaktionen zu mobilisieren. Seit 1721 sollten Bauern und auch Heuerleute 
(Pächter) und Warfsleute zur Unterschrift unter Petitionen bewegt werden. Es 
ging vor allem um die Unterzeichnung von sog. „Paritionsanzeigen“. Der Reichs-
hofrat hatte nach einem vom Kanzler Brenneysen angestrebten Prozess 1721 fest-
gelegt, dass der Landesherr das Recht habe, die ständische Finanzverwaltung zu 
beaufsichtigen, was einen Eingriff in die ständische Finanzautonomie bedeutete. 
Der Reichshofrat hatte geboten, dass die Städte Norden und Aurich sowie die 
Mitglieder der Dritten Kurie eine Erklärung abgeben sollten, dass sie sich dem 
Reichshofratsdekret unterwürfen. Dies waren die Paritionsanzeigen, mit denen 
Brenneysen als damaliger Kanzler rechtfertigte, in den Jahren 1721 und 1722 
891 Kappelhoff, Absolutistisches Regiment, ab S. 151; Wiarda, Ostfriesische Geschichte, Bd. 7, S. 286 ff.; Klopp, 
Geschichte Ostfrieslands, Bd. 2, S. 524 f., 535, 537 f., 539 f.; Hinrichs, Die ostfriesischen Landstände, S. 70.
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plebiszitäre Unterschriftensammlungen durchzuführen. 1722 bedeutete eine Un-
terschrift gleichzeitig auch ein Unterpfand für die Zahlung außerordentlicher 
Kopf- und Herdsteuern für den Wiederaufbau der Deiche. In einer dritten Run-
de wurden 1724 von der Landesherrschaft nicht nur Unterschriften unter die Pa-
ritionsanzeigen verlangt, mit einer Unterschrift war nun auch die Verpflichtung 
verbunden, in Zukunft Akzisen ausschließlich an die Kollektoren der Fürsten zu 
zahlen. 
Das Ziel der Landesherrschaft war es, die gesamte ländliche Bevölkerung dazu 
zu bewegen, eine Unterschrift zu leisten, welche anzeigte, dass der Unterschrei-
bende der landesherrlichen Seite zugeneigt war. Sie intensivierte ihren Zugriff 
dann auch besonders auf die unterbäuerliche Bevölkerung, da sie bei den Bauern, 
den Eigenerben, kaum Chancen auf die Unterstützung ihrer Politik zur Ent-
machtung der Landstände finden konnte. Dabei wurde eine Gemeinde von der 
Landesherrschaft am Ende der Unterschriftenaktionen zu Anfang des Jahres 1725 
als gehorsam angesehen und so auch öffentlich eingeordnet, wenn eine Mehrheit 
aller Einwohner diese Petitionen unterschrieben hatten. Es galt also hier plötzlich 
ein Mehrheitswahlrecht, das dem in den Gemeinden üblichen rechtsgewohn-
heitlichen, rituellen und konsensualen Wahlprinzip widersprach, wie man noch 
sehen wird.892
Zunächst versuchten die Stände als Reaktion darauf 1723/24, Bauern dazu 
zu bringen, ihre Paritionsanzeigen zu widerrufen. Im November 1725 ließen sie 
von Bauern ein Protestschreiben unterzeichnen, in dem u.a. dagegen protestiert 
wurde, dass der Kanzler einen loyalistischen Landtag mit unqualifizierten Vertre-
tern besetzt hatte. Dabei konzentrierten sich die Landstände eher auf die Bauern 
und nicht auf die unterbäuerliche Bevölkerung. Obwohl sich die Landstände zu-
nächst über die Hinzuziehung der unterbäuerlichen Bevölkerung  beschwerten, 
versuchten sie ab Februar 1726 selbst alle Schichten der ländlichen Bevölkerung 
einzubeziehen, indem an den „Vereinigten Ämtern“ Deputierte aller ländlichen 
Schichten teilnahmen. 
892 Zum üblichen Wahlprinzip in den Gemeinden siehe Kapitel „III.4.1. Rechtsetzung und Wahl in Ge-
meindeversammlungen“. 
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Luebke spricht von „intensiven Mobilisierungsbemühungen“ der Landstände 
und der Landesherrschaft. Nach Luebke kam es durch die unübliche Mobilisie-
rung der unterbäuerlichen Bevölkerung ganz allmählich zur Destabilisierung der 
politischen Berechtigungen von Bauern in Gemeinden und Landständen.893
Legitimiert wurde der Aufstand der renitenten Landstände im Appelle-Krieg 
mit einer Ermangelung des obrigkeitlichen Schutzes und den Verirrungen der 
Landesherrschaft, die das Land verderben würden. Gegen diese forderten die re-
nitenten Landstände die Einhaltung der Landesverträge und eine „Friesischen 
Freiheit“.894 Unter den widerständigen Kommunen verständigte man sich darauf, 
dass ihr Ziel eine „Beibehaltung ständischer Freiheit“ gegen die „Feinde“ sei.895
Nachdem es zu militärischen Auseinandersetzungen zwischen den renitenten 
Ständen und dem Landesherrn mit seinen gehorsamen Untertanen und einer 
geteilten Verwaltung des Landes  gekommen war, wurden die Truppen der reni-
tenten Stände im Mai 1727 empfindlich geschlagen, und der „Appelle-Krieg“, 
benannt nach dem bekanntesten Renitentenführer Heinrich Bernhard von dem 
Appelle, endete.896 Die Renitenten mussten eine „Renitentensteuer“ zahlen und 
Schadenszahlungen an die „Gehorsamen“ leisten.897 Als die Generalstaaten nach 
Ende des Konfliktes begannen, sich für die Renitenten, ihre Amnestie und die 
langsame Wiederherstellung ihrer Rechte der Zeit vor 1721 einzusetzen, lenkte 
der Kaiser – aufgrund einer Annäherung an die Mächte England und Holland in 
der internationalen Politik – ein. Er lockerte „auch die seit 1721 fest gebliebene 
Verbindung des kaiserlichen Willens mit der Politik des Kanzlers Brenneysen in 
Ostfriesland“.898 Der Kaiser sicherte den Renitenten 1729 eine Amnestie zu. Ab 
1731 war Emden wieder zu den Landtagen zugelassen und 1732 bestätigte der 
893 Luebke, Symbolische Konstruktionen, S. 196 ff.; Luebke, Signatures and Political Culture, S. 497-
530.
894 Kappelhoff, Absolutistisches Regiment, S. 438; Wiarda, Ostfriesische Geschichte, Bd. 7, S. 286 ff.; 
Klopp, Geschichte Ostfrieslands, Bd. 2, S. 524 f., 535, 537 ff.; Hinrichs, Die ostfriesischen Landstän-
de, S. 70.
895 Wiarda, Ostfriesische Geschichte, Bd. 7, S. 286 ff.
896 Schmidt, Geschichte Ostfrieslands, S. 323. 
897 Ebd., S. 324.
898 Ebd., S. 326. 
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Kaiser wieder die Landesverträge als Entscheidungsgrundlage für innerostfriesi-
sche Streitfragen. Er bestätigte auch die niederländischen Besatzungen in Emden 
und Leerort.899 „Brenneysen sah sich mehr und mehr um die Erfolge seiner für 
die landesherrliche Autorität geführten Politik gebracht.“900 Er sah die Besatzun-
gen in Emden und Leerort als Eingriff in die Landeshoheit.901 
Damit Emden und die anderen renitenten Landstände wieder am Landtag 
teilnehmen durften, war vom Kaiser allerdings die Bedingung aufgestellt wor-
den, dass Emden zunächst seine Beiträge zur Landessteuer zahlen müsse, die es 
schon länger schuldig geblieben war.902 „Der Streit um die Höhe der von dem 
tief verschuldeten Emden zu zahlenden Steuersumme blieb eine treffliche Recht-
fertigung für die in Aurich etablierte Ständeadministration, vorerst am Orte zu 
verharren und Emden und die Renitenten von den Landtagen und der Ausübung 
der ständischen Rechte auch weiterhin fernzuhalten – auch, nachdem eine kaiser-
liche Resolution vom September 1734 die Rückkehr von Ständeadministration 
und ständischer Steuerverwaltung nach Emden anbefohlen hatte.“903 Obwohl 
die Renitenten nicht wieder zum Landtag zugelassen wurden, entwickelten die 
„gehorsamen“ Stände offenbar schon seit 1727 ein eigenes Selbstbewusstsein be-
züglich ihrer ständischen Privilegien und Freiheiten. Sie wollten die ostfriesischen 
ständische Verfassung nicht dem Abbau preisgeben.904 
1744 konnte Emden mit Preußen eine Abmachung über Emdens Wiederzu-
lassung zu allgemeinen Landtagen und die Rückkehr der ständischen Administ-
ration nach Emden eingehen. Im Austausch erkannte Emden das Nachfolgerecht 
der Hohenzollern auf die ohne Nachkommen gebliebenen Cirksena an.905 Als 
der letzte Cirksena, Carl Edzard, 1744 starb, übernahm Preußen die Landesherr-
899 Schmidt, Geschichte Ostfrieslands, S. 326.
900 Ebd., S. 326. 
901 Ebd., S. 326.
902 Ebd., S. 327. 
903 Ebd., S. 327. 
904 Kappelhoff, Absolutistisches Regiment, S. 374 ff.
905 Schmidt, Geschichte Ostfrieslands, S. 328: Friedrich III. war von Kaiser Leopold I. die Exspektanz 
verbrieft worden, also das Recht auf Belehnung mit dem ostfriesischen Fürstentum, wenn die Cirksena 
ausgestorben waren. 
II. DAS TERRITORIUM OSTFRIESLAND UND DIE GENUTZTEN QUELLEN 
163
schaft und die ehemals renitenten Landstände waren zunächst wieder in ihrer al-
ten Position von vor 1721: Sie hatten ihre ständische Administration in Emden, 
und es gab allgemeine Landtage.906
Die Balance zwischen Landesherrschaft und Landständen und die machtvolle 
Position der Stände hielten sich in Ostfriesland trotz all dieser Auseinanderset-
zungen. Erst nach der Beerbung des ostfriesischen Fürstenhauses durch Friedrich 
II. von Preußen im Jahr 1744 konnte sich eine straffe landesherrliche Regierung 
auch in der Steuerbewilligung und -verwaltung durchsetzen. Unter Hinweis auf 
die Sorge um die gemeine Wohlfahrt gelang dies mittels militärischer Macht-
mittel und einem seit 1750 auf Ostfriesland angewandten „Privilegium de non 
appellando illimitatum“.907
Abschließend lässt sich mit Haug-Moritz’ Faktorenanalyse zusammenfassen, 
dass die Konfliktanfälligkeit und der Ausgang der Konflikte in Ostfriesland von 
bestimmten Faktoren abhing. Eine Konfessionsverschiedenheit von Herr und 
Land stützte die Stände nicht so, dass immer eine besondere Konfliktanfälligkeit 
oder eine besondere Machtposition der Stände das Ergebnis waren. Vielmehr 
waren die wirtschaftlichen, politischen und gesellschaftlichen Strukturen wich-
tig, innerhalb derer die Konfessionsverschiedenheit ihre Wirkung entfaltete: 1) 
Konfliktanfällig wurde ein Territorium, wenn es im Einflussbereich mächtiger 
Nachbarn lag, und diese ein Interesse an diesem Territorium zeigten. Wenn sie 
einen starken Einfluss auf die innere Politik ausübten, wurde  der „ständische 
Selbstbehauptungswille“ aufgrund der landesherrlichen Schwäche gegenüber 
Dritten gestärkt.908 In Ostfriesland waren mächtige Nachbarn wie die Gene-
ralstaaten interessiert.909 2) Erfolgreich wurde die ständische Selbstbehauptung 
dann, wenn möglichst viele der von Haug-Moritz gesammelten Faktoren erfüllt 
waren, wie es in Ostfriesland der Fall war: 2a)  Die Machtstellung der ostfriesi-
schen Stände wurde zwischen 1648 und ca. 1670 nicht ernsthaft in Frage gestellt. 
906 Schmidt, Geschichte Ostfrieslands, S. 331 f. 
907 Moßig, Zu dem landesherrlich-ständischen Dualismus, S. 48; Hinrichs, Die ostfriesischen Landstän-
de; Kappelhoff, Die ostfriesischen Landstände, S. 138, 169-172.
908 Haug-Moritz, Württembergischer Ständekonflikt, S. 40. 
909 Ebd., S. 40 ff.
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Überlebten Landstände diese Zeit unbeschadet, dann konnten sie, so Haug-Mo-
ritz, im Grundsätzlichen nicht mehr gefährdet werden. 2b) Es gab eine einzel-
ne starke Kraft unter den Landständen, die das ständische Widerstandspotenzial 
stärkte. In Ostfriesland war es die Dominanz der Stadt Emden, die das ständi-
sche Überleben garantierte. 2c) Ständestabilisierend wirkte ein weitreichender 
ständischer „Einfluss auf politische Entscheidungszentren des Landesfürsten bei 
gleichzeitiger weitgehender Autonomie ständischer Institutionen von fürstlicher 
Einflussnahme“.910 Die Stände Ostfrieslands konnten ihre Institutionen weitge-
hend von landesherrlichem Einfluss frei halten, während sie selbst auf die landes-
herrlichen Zentralbehörden einwirken konnten bzw. konkurrierende Gewalten 
wie das Hofgericht schufen. 2d) Die militärische Schwäche der Landesherrschaft 
war Bedingung für die landständische Unabhängigkeit. Die ostfriesische Landes-
herrschaft war nicht in der Lage, eine militärische Hoheit auszuüben, sie bemüh-
te sich deshalb öfter um auswärtige Truppen. 2e) Der Einfluss äußerer Mächte 
förderte nicht nur die Konfliktanfälligkeit, er machte es auch wahrscheinlicher, 
dass die Landstände eine starke Stelllung im Land erhalten konnten, denn sie 
konnten diesen Einfluss für sich nutzen. In Ostfriesland steigerte der Einfluss 
auswärtiger Mächte wie der Generalstaaten oder des Reiches eben nicht nur die 
Konfliktanfälligkeit, sondern sorgte auch immer wieder für den Erfolg der Stän-
de. Sie konnten unterschiedliche Mächte für ihre Interessen nutzen.911 3) Waren 
diese Faktoren erfüllt, dann machten sie den Ausgang von  Konflikten zwischen 
Landständen und Landesherrschaft recht wahrscheinlich: Die Stände konnten 
dann weiterhin ihre starke Position behaupten, wie es auch in Ostfriesland bis 
1744 der Fall war. 4) Zudem vollzog sich die Konfliktlösung in Ostfriesland in 
einem „komplexen Spannungsfeld“, das zeitweise auch vom Kaiser dominiert 
wurde. Es wurde zudem immer wieder auch vom Kaiser domniniert.912 Wichtig 
für Konfliktanfälligkeit und Ausgang der Konflikte in Ostfriesland waren meines 
910 Haug-Moritz, Württembergischer Ständekonflikt, S. 41. 
911 Ebd., S. 40 ff.
912 Ebd., S. 41: Die von Haug-Moritz genannten weiteren zwei Faktoren, kaiserliche Entscheidungs-
findung als Lavieren zwischen kaiserlichen Interessen und österreichischer Großmachtstellung und 
zweitens ein Ausnutzen dieses Zielkonfliktes durch Landstände und Landesherr, können hier für Ost-
friesland nicht geklärt werden. Ob Landstände und Landesherr diese kaiserlichen Zielkonflikte aus-
nutzten, bedarf einer eigenen Untersuchung. 
II. DAS TERRITORIUM OSTFRIESLAND UND DIE GENUTZTEN QUELLEN 
165
Erachtens außerdem folgende zwei Faktoren: 5) Der ostfriesische Ständewider-
stand wurde durch einen starken alternativen Ordnungsentwurf getragen: Ubbo 
Emmius mit seiner „friesischem Freiheit“, Johannes Althusius mit dem mon-
archomachischem Widerstandsrecht und die calvinistische Konfession, die der 
landesherrlichen wiedersprach, gaben der ständischen Bewegung ein Ziel, das er-
reicht werden sollte und das Kräfte mobilisieren konnte. Die renitenten sowie die 
„gehorsamen“ Landstände mit dem Landesherrn schafften es 6), das ganze Land 
in die Konflikte zu involvieren, vor allem, indem sie in der Regel beanspruchten, 
für das ganze Land zu sprechen und zu handeln.913 Diese zwei weiteren Faktoren 
kommen zu den schon von Haug-Moritz definierten Faktoren als wichtige kon-
fliktverschärfende Faktoren hinzu, die den Landständen aber auch einen guten 
Teil ihrer Macht sicherten.  
Besonders auffällig an der Geschichte Ostfrieslands ist die laufende Zweitei-
lung des Landes, meist entlang der Grenze zwischen Marschämtern mit Emden 
und der Ritterschaft und den Geestämtern mit den Städten Aurich und Norden. 
Diese Zweiteilung ging einerseits auf landwirtschaftliche Verhältnisse zurück, 
andererseits auch auf religiöse und politisch beeinflusste Unterschiede und dy-
nastische Streitigkeiten unter den Cirksena. Die Agarverfassung und das daraus 
resultierende finanzielle Vermögen der Bauern auf Marsch und Geest war so si-
cherlich wichtig für die konkreten Interessen der Bauern, gleichzeitig wurden 
diese konkreten Interessen – mit jedem neuen Konflikt mehr – mit den Erfah-
rungen überlagert, die die jeweilige Seite mit ihren politischen Partnern oder 
Gegnern in der Vergangenheit gemacht hatte. So konnte sich die Spaltung ver-
stärken und zur „klassischen“ Konstellation im Land dieser Zeit werden. In den 
1670er und 1720er Jahren führte sie sogar zu innerostfriesischen Kriegen und zu 
dem Versuch beider Seiten, bisher politisch nicht berechtigte Schichten für die 
eigene Sache zu mobilisieren.
913 Hinrichs, Die ostfriesischen Landstände, S. 230: Auch noch in preußischer Zeit beanspruchten die 
Landstände und ihr wichtigster Ausschuss (Administratorenkollegium), für das ganze Land zu spre-
chen. Auf diese Art und Weise hätten sie laut Hinrichs jede Beschwerde zu einem Landesgravamen 
gemacht und jede Privatangelegenheit jedes Ostfriesen zu einer öffentlichen Angelegenheit werden 
lassen. Wie sie solch ein Sprechen und Handeln für das ganze Land vor der preußischen Zeit ausübten, 
wird ein Thema der folgenden Analyse der landständischen Auseinandersetzung sein. 
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4. Gerichtsverfassung
Der Großteil der hier untersuchten Quellen entstand an ostfriesischen Gerichten und 
Reichsgerichten, so dass hier speziell noch einmal auf die Gerichtsorganisation im 
Spannungsfeld zwischen Landesherren und Landständen eingegangen werden soll. 
Der Instanzenzug in Ostfriesland war durch die Vorschriften im ostfriesischen Land-
recht914,  die Policeyordnung von 1545915, durch einen Landesvertrag (Osterhusischer 
Akkord von 1611)916 und in der landständisch-landesherrlichen Untergerichtsordnung917 
von 1614 geregelt.918 Diese Untergerichtsordnung galt für die Ämter bzw. die Amtsge-
richte und für die wenigen patrimonialen Gerichte der adeligen Herrlichkeiten.919 
Auf unterster Stufe waren für alle Zivilsachen920 vor allem die Amtsgerichte zu-
ständig.921 Der Amtmann war bis 1744 im Wesentlichen zur Wahrnehmung der 
914 Im Edzardischen Landrecht von 1520 wurden die alten Landrechte und Willküren der friesischen 
Vergangenheit mit den neuen römisch-rechtlichen Begriffen und Anschauungen verbunden und in 
Einklang gebracht. Alte Rechtsbestimmungen wurden leicht romanisiert, viel altes Recht blieb stehen. 
Edzard d. Gr. stellte damit kein neues Gesetz auf, sondern stellte nur die in Praxis befindlichen Rechte 
zusammen (König, Verwaltungsgeschichte, S. 230; Ebel, Das Ende des friesischen Rechts). 
915 Policeyordnung der Gräfin Anna 1545, in: Die evangelischen Kirchenordnungen des 16. Jahrhun-
derts, S. 398-413: Die umfassende territoriale ostfriesische Gerichts- und Policeyordnung der Gräfin 
Anna aus dem Jahre 1545, die Verwaltungs- und Gerichtsbestimmungen sowie geistliche Angelegen-
heiten wie zum Beispiel den Schulbesuch regelte und die zu den frühesten territorialen Policeyordnun-
gen des Reiches überhaupt zählt, wurde mit Beteiligung der Landstände herausgegeben (Schilling, 
Einleitung, S. IX-XXVIII, hier S. XIII. Brenneysen, Ost-Friesische Historie, Bd. II, S. 183; König, 
Verwaltungsgeschichte, S. 122, 230, 236, 289 f., 295, 298, 308, 332, 460, 481). 
916 Abgedruckt in: Wiemann, Grundlagen, S. 212-261.
917 Abdruck der Untergerichtsordnung, die mit landständischer Beteiligung zustande gekommen war: 
Brenneysen, Ost-Friesische Historie, Bd. II, S. 441-450.
918 Wessels, Die Geschichte der Gerichtsbarkeit in Ostfriesland, S. 402.
919 König, Verwaltungsgeschichte, S. 160 ff., 300; Ebel, Rechtsgeschichte, S. 310: Mit dem Aufstieg des 
Häuptlingshauses der Cirksena zur Landesherrschaft war jene für die frühe Neuzeit charakteristische 
Amtsverfassung auch in Ostfriesland entstanden, allerdings ungefähr 100 Jahre später als in anderen 
Territorien des norddeutschen Raumes. Die Ämter waren aus alten Burgenbezirken, den Herrlichkei-
ten, hervorgegangen. Im 17. Jahrhundert existierten die Burgen noch. Neben den landesherrlichen 
Ämtern existierten allerdings auch vereinzelt Herrlichkeiten, die adeligen Grundherren mit eigenen 
obrigkeitlichen Rechten gehörten. Im Jahre 1722 gab es neun Herrlichkeiten, die für die Zivilgerichts-
barkeit in erster Instanz und die peinliche Gerichtsbarkeit zuständig waren.
920 Wiemann, Grundlagen, S. 153 f. (Kaiserliche Resolution 1597) und S. 127 ff. (Vertrag von Delfzijl 
1595): Im Vertrag von Delfzijl 1595 und in der Kaiserlichen Resolution von 1597 wurde eine klare Un-
terscheidung zwischen „civil und burgerliche Sachen“, „namlich von schulden, contracten, erbschafften, 
klein oder groß und anderm dergleichen“, und den „criminal oder peinliche sachen“ getroffen. Zu den 
Letzteren zählten auch die nicht am Leben zu bestrafenden Taten, die „ehrruerigen straffen“ zählten. 
921 König, Verwaltungsgeschichte, S. 296. 
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Justiz bestellt.922 Er führte mit dem Drosten das Amtsgericht, d. h. das Untergericht 
in den landesherrlichen Ämtern.923 Durch das Eindringen des römischen Rechts 
verdrängte der meist rechtlich geschulte Amtmann den Drosten aus seinen richter-
lichen Funktionen.924 Dieser führte nur noch den Vorsitz, während der Amtmann 
die eigentliche Rechtsprechung und Verhandlungsführung übernahm.925 Seit 1614 
mussten diese Amtsgerichte, die Inhaber der Herrlichkeiten und die Stadtgerichte 
die erwähnte landständisch-landesherrliche Untergerichtsordnung beachten.926 
Von der Gerichtsbarkeit der Ämter blieben die Landgerichts- und Matrimoni-
alsachen ausgeschlossen927: Der Landrichter bearbeitete die sogenannten Landbrü-
chen, die Injurien- und geringen Körperverletzungssachen, für die noch Bußen und 
Brüchen fällig wurden.928 Im 17. und 18. Jahrhundert wurden die Landrichter aber 
immer mehr in ihren Kompetenzen beschnitten.929 Als ordentlicher Gerichtshof für 
Ehe- und Unzuchtsangelegenheiten sowie Kirchen- und Schulsachen fungierte seit 
1643 das Konsistorium, das vom Landesherrn gegründet worden war. Das Konsis-
torium war bis 1744 rein lutherisch besetzt, obwohl 1599 eine paritätische Beset-
zung zwischen Calvinisten und Lutheranern beschlossen worden war und von den 
922 König, Verwaltungsgeschichte, S. 173.
923 Ebd., S. 295.
924 Ebd., S. 295, 298.
925 Ebd., S. 298.
926 Ebd., S. 232.
927 Ebd., S. 296. 
928 Ebel, Das Ende des friesischen Rechts, S. 29; StaA Rep. 4 B V f 3 Die Landgerichte in Ostfries-
land, insbesondere das Amt der Landrichter (darin Landgerichtsordnung) 1670, 1730-1745, fol. 6-53 
(Landgerichtsordnung), hier fol. 22. 
929 König, Verwaltungsgeschichte, S. 232, 283 ff.; Wessels, Die Geschichte der Gerichtsbarkeit in Ostfries-
land, S. 402: Es gab zunächst nur einen Landrichter, unter der Doppelregierung Johanns und Edzards 
II. zwei und für das Harlingerland einen dritten Landrichter, die eher nach altem friesischem, nicht nach 
römischem Recht verfuhren. Gegen die Urteile des Landrichters konnte an das Hof- oder Kanzleige-
richt appelliert werden. Der Landrichterist der eigentliche Träger friesischer Rechtstradition, sein Amt 
hatte eine lange Tradition, wurde jedoch von oben und unten in der Gerichtsorganisation immer mehr 
beschnitten. Die Prozesse sollten – wenn nicht ausnahmsweise die schriftliche Form erforderlich war – 
mündlich stattfinden, und Anwälte sollten nicht zugelassen sein, damit ein schnelle und kostengünstige 
Entscheidung möglich war. Nur wenn die Sache so weitläufig war, dass diese Form nicht ausreichte, soll-
te ein schriftlicher Prozess mit Hilfe eines Prokurators ermöglicht werden. Dementsprechend sind zum 
Großteil nur Protokolle überliefert, die einen näheren Einblick in die Streitfälle nicht erlauben (StaA 
Rep. 4 B V f 3 Die Landgerichte in Ostfriesland, insbesondere das Amt der Landrichter (darin Landge-
richtsordnung) 1670,1730-1745, fol. 6-53 (Landgerichtsordnung), hier fol. 22 f. Landgerichtsprotokol-
le sind zum Beispiel gesammelt in: StaA Rep. 4 B V f 6 Landgerichtsprotokolle 1690-1740).
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Reformierten und den (reformiert bestimmten) Landständen immer wieder einge-
fordert wurde.930 Der vormals für diese Ehesachen zuständige Ehekommissar sank 
als Folge der Konsistoriumsgründung von einem ordentlichen Richter mit Juris-
diktionsbefugnissen zu einer Art Fiskal herab, der Ehe- und Unzuchtsdelikte zwar 
aufspüren, aber dann Meldung an das Konsistorium bzw. an das landesherrliche 
Kanzleigericht machen sollte.931 Bis zur Einrichtung des rein lutherisch besetzten 
Konsistoriums wurden Kirchen-, Armen- und Schulsachen von der gräflichen Kanz-
lei, wahlweise unter Hinzuziehung der Superintendenten und Hofprediger, bearbei-
tet.932 So war auch das Konsistorium seit seiner Gründung 1643 eng verbunden mit 
der Kanzlei.933 Diese Verbindung zeigte sich unter anderem darin, dass der Kanzler 
im Konsistorium den Vorsitz führte und Regierungsräte in Konsistorialberatungen 
anwesend waren. Außerdem waren die Prokuratoren für das Konsistorium die glei-
chen wie für die Kanzlei, die als oberstes landesherrliches Gericht fungierte.934 
Die Appellationen von den Amtsgerichten, Patrimonialgerichten und vom Land-
gericht gingen an eines der beiden obersten Gerichte in Ostfriesland.935 Auf dieser 
nächsthöheren Instanzenebene war die Gerichtsorganisation geprägt durch die Kon-
kurrenz des fürstlichen Kanzleigerichts mit dem ständisch bestimmten Hofgericht, 
die beide für Zivil- und Strafprozesse zuständig waren. Sie übten eine konkurrieren-
de Gerichtsbarkeit als Gerichtshöfe erster Instanz und als Appellationsgericht aus.936 
Mit der Policeyordnung von 1545 wurden der Hofkanzlei neben Verwaltungs-
aufgaben erstmalig ausdrücklich ausgeprägtere Rechtsprechungskompetenzen zuge-
930 König, Verwaltungsgeschichte, S. 118 ff., 276 f.
931 Ebd., S. 118 f., 232, 276 f.
932 Ebd., S. 118: Entscheidungsbefugnis beanspruchten über Kirchen- und Schulsachen daneben aber 
auch die reformierten und lutherischen  Cöten. 
933 Ebd., S. 48.
934 Ebd., S. 119 f. 
935 Wiggenhorn, Reichskammergerichtsprozeß, S. 88; Schaumburg, Hofgericht, S. 174; König, Ver-
waltungsgeschichte, S. 232, 243, 297, 300: In einem Appellationsprozess überprüfte das angerufene 
Gericht die angegriffene Entscheidung der untergeordneten Gerichte in rechtlicher und tatsächlicher 
Hinsicht. Die Appellation führte also zur unbeschränkten Nachprüfung eines Urteils durch die höhere 
Instanz. Das Rechtsmittel der Appellation besaß einen Suspensiveffekt, d. h. eine Vollstreckung der 
untergerichtlichen Urteile war bis zur Entscheidung über die Appellation ausgeschlossen. Bei Sachen 
von 50 und mehr Gulden konnte je nach der Wahl der Parteien an das Kanzlei- oder an das Hofgericht 
appelliert werden.
936 König, Verwaltungsgeschichte, S. 231. 
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sprochen. Speziell zu diesem Zweck ernannte Räte und Gelehrte bildeten nun das 
Kanzleigericht, das in zweiter oder dritter Instanz in Zivilsachen tätig wurde, für 
Hofbedienstete und den Adel in erster Instanz zuständig war.937 
Die selbstbewusster werdenden Landstände drängten während der Regierungszeit 
der Brüder Edzard II. und Johann auf ein unabhängiges Obergericht im Lande. 1589 
wurde dieses durch Dekret von Kaiser Rudolf II. angeordnet und 1593 als Hofgericht 
– trotz heftiger Wiederstände seitens Edzards II. – mit Sitz in Aurich eingerichtet. 
Die Besetzung und die Zuständigkeit wurden von den Landständen festgelegt. Seine 
Kompetenzen wurden 1611 ausgeweitet938: Strafsachen sollten auch dort verhandelt 
werden und wurden auch tatsächlich dort verhandelt.939 Die Angehörigen des Hof-
gerichts durften nicht mehr in landesherrlichem Dienst stehen. Zudem wurde die 
Verletzung von Landesverträgen durch gräfliche Beamte seinem Urteil anvertraut.940 
Beim Hofgericht und bis zu einem gewissen Grad auch bei der Justizkanzlei wa-
ren die Aufgaben der Jurisdiktion von denen der Verwaltung zumindest personell 
schon getrennt, während sich diese Bereiche in den Ämtern eher vermischten.941 
In prozessualer Hinsicht richteten sich das ostfriesische Kanzleigericht als auch 
das Hofgericht im Wesentlichen nach dem Reichskammergericht.942 Für das Hof-
gericht gab es in zivilrechtlichen Verfahren seit 1590 eine Hofgerichtsordnung, die 
Kanzlei sollte sich nach der Hofgerichtsordnung und dem im Lande üblichen Her-
kommen richten.943 Da das Hofgericht zur Zeit der Entstehung der Hofgerichtsord-
nung (1590)944 nur für Zivilsachen zuständig war, waren in ihr keine Vorschriften 
937 König, Verwaltungsgeschichte, S. 236 f.; Wessels, Die Geschichte der Gerichtsbarkeit in Ostfriesland, 
S. 400.
938 König, Verwaltungsgeschichte, S. 240. 
939 König, Verwaltungsgeschichte, S. 240; Kappelhoff, Absolutistisches Regiment, S. 89. Kroeschell, 
recht unde unrecht der sassen, S. 212; Haug-Moritz, Württembergischer Ständekonflikt, S. 24: Kroe-
schell und Haug-Moritz gehen fälschlicherweise davon aus, dass die Kriminalgerichtsbarkeit bei der 
Kanzlei verblieb und das Hofgericht nur für Zivilsachen zuständig war. 
940 Schmidt, Geschichte Ostfrieslands, S. 248. 
941 Wessels, Die Geschichte der Gerichtsbarkeit in Ostfriesland, S. 405.
942 König, Verwaltungsgeschichte, S. 233. Im allgemeinen zur Beeinflussung der territorialen Oberge-
richte durch das Reichskammergericht: Fuchs/Schulze, Zeugenverhöre als historische Quellen, S. 20.
943 König, Verwaltungsgeschichte, S. 233; Ebel, Das Ende des friesischen Rechts, S. 28.
944 Abgedruckt bei: Brenneysen, Ost-Friesische Historie, Bd. II, S. 11-29.
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für den Strafprozess enthalten.945 Eine Strafprozessordnung gab es in Ostfriesland 
nicht, nur einige strafprozessuale Vorschriften.946 Es galten aufgrund des Fehlens 
einer Strafprozessordnung gemeinrechtliche Vorschriften.947
Es gab zwar auch in anderen Territorien nebeneinanderstehende und konkurrie-
rende Kanzlei- und Hofgerichte. Die Hofgerichte wurden für Stände und Bevöl-
kerungsgruppen eingerichtet, die keinen Untergerichten unterworfen waren. Die 
Unabhängigkeit des ostfriesischen Hofgerichts stellte jedoch eine Ausnahme dar: 
In anderen Ländern war es möglich, vom  Hofgericht an den Landesherrn zu ap-
pellieren, sie unterstanden seiner Aufsicht und blieben auf die Zivilgerichtsbarkeit 
beschränkt.948 In Ostfriesland aber gab es keinerlei Appellationsmöglichkeit gegen 
die Urteile des Hofgerichts an den Landesherrn.949 „Der Landesherr selbst hatte in 
Zivilstreitigkeiten mit den Landeseinwohnern, namentlich in Domanialfragen, vor 
dem Hofgericht Recht zu nehmen. Zu diesem Zweck war ein Procurator generalis 
und fiscalis beim Hofgericht bestellt, der die aktive und passive Vertretung des Fürs-
ten vor dem Gerichtshof zu führen hatte. Ebenfalls wurden Klagen der Untertanen 
gegen fürstliche Beamte wegen Missbrauchs der Amtsgewalt hier entschieden. Auch 
Streitsachen aus Kammerpachtverträgen, Streitigkeiten über Erklärung von Policey-
verordnungen, Privilegien und dergl. kamen nicht etwa vor die Kammer, sondern 
vor das Hofgericht. Die Kammer war höchstens Informationsinstanz oder Schieds-
gericht. Fürstliche Minister und Räte, welche die Landesverträge verletzt hatten, 
945 Schaumburg, Hofgericht, S. 170; König, Verwaltungsgeschichte, S. 245.
946 Schaumburg, Hofgericht, S. 170; König, Verwaltungsgeschichte, S. 232: Strafprozessuale Bestim-
mungen fanden sich in den Landesverträgen, die etwa das Remissorialgesuch, die Vollstreckung des 
Strafurteils oder die Rechtsmittel gegen ein solches regelten. In den Konkordaten von 1599 wurde eine 
Haftverschonung gegen Zahlung von Kaution in Fällen geregelt, in denen nicht nach Leib und Leben 
zu strafen sei.
947 König, Verwaltungsgeschichte, S. 232, Fußnote 8; Klopp, Geschichte Ostfrieslands, S. 405. 
 Gemeinrechtliche Vorschriften beruhten auf dem römisch-kanonische Recht, auch gelehrtes Recht 
genannt, und bildeten zusammen mit anderem gemeinen Recht, also dem allgemein geltenden Recht, 
einen Gegensatz zu den besonderen Rechten, den Partikularrechten. Die Rezeption des römischen 
und des kanonischen Rechts führte also zu einem Nebeneinander verschiedener Rechtsmassen. Die 
partikularen althergebrachte Gewohnheiten, Stadt- und Landrechte standen dem gelehrten Reht ge-
genüber. Neben das unsystematische partikulare, einheimische Recht (ius proprium) trat das gelehrte 
Recht als Gemeines Recht (ius commune) (Eisenhardt, Deutsche Rechtsgeschichte, S. 180). 
948 König, Verwaltungsgeschichte, S. 240. 
949 Wessels, Die Geschichte der Gerichtsbarkeit in Ostfriesland, S. 400 f. 
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sollten vor dem Hofgericht belangt werden.“950 Damit war das Hofgericht für Ver-
waltungsstreitsachen zuständig, und da lag seine große Bedeutung für die Rechts-
sicherheit der ostfriesischen Bevölkerung.951 Außerdem war die Zuständigkeit des 
Hofgerichts in Strafsachen einmalig. In anderen Territorien hatte es der Landesherr 
meist geschafft, diese für sich in Anspruch zu nehmen.952 Mit dem Hofgericht konn-
te die landesherrliche Jurisdiktion im Allgemeinen kontrolliert werden. Es hatte 
jeder vor dem Kanzleigericht in einem Kriminalprozess Beklagte das Recht, „Remis-
sorialien“ an das Hofgericht zu suchen, also zu verlangen, dass seine (Straf-)Sache 
an das Hofgericht abgegeben werde.953 Es stand außerdem im Belieben der Parteien, 
bei welchem Gericht – Kanzlei- oder Hofgericht – sie einen zivilrechtlichen Streit 
anhängig machen wollten. Mit der Existenz eines ständisch bestimmten Hofgerichts 
konnten Untertanen strategisch das Gericht aussuchen, das wahrscheinlich ihrem 
Anliegen nachgeben würde. Die Untertanen waren der Gerichtsbarkeit also nicht 
völlig hilflos ausgeliefert, sondern hatten Wahlmöglichkeiten und Spielräume.954 
Auch gegen die Urteile des Hofgerichts und des Kanzleigerichts konnten Kläger 
und Beklagte protestieren und sich an weitere Instanzen wenden. Um sich gegen 
Urteile des Hofgerichts zur Wehr zu setzen, konnten die Untertanen per Supplikati-
on beim Landesherrn Revision einlegen. Die Revision war eine „Verfahrenseinrich-
tung, die der Richtigkeitsprüfung und rechtsgestaltenden Beseitigung nachteiliger 
Gerichtsentscheide“955 diente.956 Durch die Supplikation an den Landesherrn wurde 
entweder der Prozess durch das Hofgericht wiederum selbst abgeurteilt oder es er-
950 König, Verwaltungsgeschichte, S. 231 f.
951 Kappelhoff, Absolutistisches Regiment, S. 90 f. 
952 Wessels, Die Geschichte der Gerichtsbarkeit in Ostfriesland, S. 400 f.; Merzbacher, Hochgerichtsbar-
keit,  Sp. 172-175; Buchda, Gerichtsverfassung, Sp. 1565 f.
953 König, Verwaltungsgeschichte, S. 237, 242; Schaumburg, Hofgericht, S. 59a-65: Dies geschah durch 
ein Remissorialgesuch. In einem hier untersuchten Strafprozess gegen aufständische Warfsleute in 
Weener wurden zum Beispiel zweimal Remissorialien gesucht, da dem ersten Gesuch wohl nicht 
gleich stattgegeben wurde (StaA Rep. 4 B IV h 66 Fiskal gegen die Warfsleute zu Weener und Hol-
thusen, insbesondere gegen Hinrich Jacob Nachtigall und Konsorten wegen Aufruhr, Verletzung der 
öffentlichen Ruhe und Totschlag des Obersten und Drosten Aylva 1660-1667, Vol. II, fol. 358-359´ 
und eine zweite Supplicatio pro Remissorialibus: Vol. II, fol. 397-398´). 
954 Kappelhoff, Die ostfriesischen Landstände und die Stadt Emden, S. 79; Kappelhoff, Absolutistisches 
Regiment, S. 89 ff., 439 f.
955 Weitzel, Rechtsmittel, Sp. 315.
956 Ebd., Sp. 319.
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folgte die Einsendung der Akten an eine Juristenfakultät. Eine Einsendung an eine 
auswärtige Juristenfakultät konnte jede Partei auch schon vor dem ersten Urteil be-
antragen. Auch das Hofgericht selbst konnte die Akten versenden, wenn es sich kein 
Urteil zutraute. Eine Revision eines Kanzleigerichtsurteils war verboten, die Akten 
konnten aber auch von hier aus vor dem ersten Urteil verschickt werden. Eine Bera-
tung über Zivil- oder Strafurteile des Kanzleigerichts sollte durch den Landesherrn 
oder durch den Geheimen Rat (seit 1720) erfolgen.957 
Zudem konnte sich die Bevölkerung vom Hofgericht oder vom Kanzleigericht 
aus an den Reichshofrat oder an das Reichskammergericht wenden, um dort ihr 
Recht auch gegen den Landesherrn durchzusetzen.958 Die Appellation an die mit-
957 König, Verwaltungsgeschichte, S. 235, 243 f., 238 f.; Schaumburg, Hofgericht, S. 156a, 171. 
 Buchda, Gerhard, Aktenversendung, Sp. 84: Vom 16. bis 19. Jahrhundert war es weitverbreitete 
Praxis der Rechtspflegeorgane, in einem anhängigen Verfahren nicht selbst zu entscheiden, sondern 
die Akten an ein Spruchkollegium zu schicken und von ihm einen Rechtsspruch zu erbitten, der den 
Beteiligten dann einfach eröffnet wurde. Die Spruchkollegien wirkten nicht als Gerichte und können 
deshalb nicht als Instanzen im wahren Sinne betrachtet werden.
 Gutachten von Schöppenstühlen und Juristenfakultäten wurden in Ostfriesland zum Beispiel von Minden, 
Leipzig, Marburg, Göttingen, Helmstedt, Wittenberg, Gießen, Rinteln, Jena, Wittenberg und Heidelberg 
eingefordert: StaA Rep. 102 175 Maike Eilerts: Kindesmord 1730-1745, fol. 109-120 (Minden); StaA 
Rep. 103 IX 14 Eigenbeerbte zu Weener und Holthusen gegen die Warfsleute daselbst, die Beteiligung 
der Warfsleute an den Meentlanden zu Weener und den Aufruhr der Warfsleute betr. 1660-1664, fol. 25. 
(Leipzig); StaA Rep. 4 B IV h 66 Fiskal gegen die Warfsleute zu Weener und Holthusen, insbesondere 
gegen Hinrich Jacob Nachtigall und Konsorten wegen Aufruhr, Verletzung der öffentlichen Ruhe und Tot-
schlag des Obersten und Drosten Aylva 1660-1667, Vol. II, fol. 179 (Marburg); StaA Rep. 102 61 Nach-
tigall usw. 1665/66: (Verschickung der Akten an Helmstedt, Wittenberg, Marburg, Gießen, Rinteln, Jena, 
Wittenberg, Heidelberg, Leipzig); StaA Rep. 4 B V b 18 Anfrage der Amtleute zu Stickhausen in Sachen 
der Bauerrichter zu Detern gegen die dortigen Häuslinge, insbesondere die vom Hofgericht den Amtleu-
ten disputierte Jurisdiktion über die Bauerrichter 1737-39, fol. 84 f. (Göttingen); StaA Rep. 103 III, 58 
Fiskal und Ihne Ihnen zu Middels gegen Hinrich Janßen, Johan Ölgers u.a. Ogenbarger und Osterlooger 
zu Middels wegen Einreißung des Walles um einen Kamp, der dem Ihne Ihnen zwischen Ogenbargen und 
Felde aus der Heide zugewiesen worden war 1702-1716, fol. 157 (Rinteln); StaA Rep. 103 III, 55 Thomas 
Dircks gegen die Eingesessenen des Osterloogs zu Middels, sodann Generalprokurator gegen die genannten 
Eingesessenen, den strittigen Ihne Ihnen-Warf und einen Garten betr. 1701-1706, fol 73 f. (Marburg).
958 König, Verwaltungsgeschichte, S. 238, 243; Schaumburg, Hofgericht, S. 172; Weitzel, Kampf um die 
Appellation, S. 189-193; Trossbach, Die Reichsgerichte, S. 131; Sellert, Prozeßgrundsätze, S. 103 f.: Im 
Falle der Untertanenprozesse (meist Appellationen) übten die beiden Reichsgerichte – Reichskammergericht 
und Reichshofrat – eine konkurrierende Jurisdiktion aus. Neben Appellationen konnten Reichskammer-
gericht und Reichshofrat auch durch Mandatsprozesse als Rechtsmittelinstanz oder erstinstanzlich in An-
spruch genommen werden (Hinz, Mandatsprozeß des Reichskammergerichts, S. 5; Schulze, Bäuerlicher 
Widerstand, S. 81). In den untersuchten Prozessen fand sich neben Appellationsprozessen auch ein solcher 
Mandatsprozess: StaA Rep. 101 1077 Sämtliche Warfsleute in Weener / Hofrichter, Assessoren und Kanz-
leiräte in Aurich wegen Rechtsverweigerung – mandati de exequendis sententiis – in ihren Prozessen vor dem 
Hof- und dem Kanzleigericht gegen die Eigenerben in Weener um die Nutzung der Meedlande, 1662-1663, 
fol. 5-13´.
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einander konkurrierenden Reichsgerichte stellte ein wichtiges Rechtsmittel gegen 
die zivilrechtlichen Urteile der höchsten territorialen Gerichtsinstanzen dar.959 Der 
Streitwert für eine Appellation musste seit 1654 allerdings mindestens 400 Reichs-
taler betragen.960 Außerdem durfte das Territorium, von dem aus appelliert wurde, 
kein „privilegium de non appellando“ besitzen, das eine Appellation an die Reichs-
gerichte verboten hätte. Dem ostfriesischen Hause der Cirksena wurde jedoch kein 
„privilegium de non appellando“ gewährt.961 Viele Auseinandersetzungen zwischen 
Landesherren und zumeist bäuerlichen Untertanen in kleinen Reichsterritorien wie 
in Ostfriesland fanden den Weg an eines der beiden Reichsgerichte.962 So hatten 
auch die ländlichen Untertanen in Ostfriesland die Möglichkeit, im weiteren Ins-
tanzenzug vom Hofgericht aus entweder den Landesherrn durch Supplikation um 
eine Revision zu bitten oder sich vom Hofgericht oder vom Kanzleigericht aus an 
den Reichshofrat oder an das Reichskammergericht zu wenden, um dort ihr Recht 
auch gegen den Landesherrn durchzusetzen.
Die Parteien wurden vor ostfriesischen Gerichten von Prokuratoren vertreten, 
die unstudiert waren, aber mit der gerichtlichen Praxis vertraut waren.963 Da diese 
Prokuratoren an den Gerichtsort, an dem sie wirkten, gebunden waren und es von 
ihnen nur wenige gab, brauchten die Parteien noch Rechtsbeistände, die sich ihrer 
Sache durchgängig über mehrere Instanzen annahmen und sie berieten. Dies wa-
ren die Advokaten. Sie waren Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens und hatten 
die „licentia advocandi“ vom Landesherrn erhalten. Sie waren meist nebenberuflich 
Advokaten.964 Vor Gericht durften sie aber nicht auftreten, dazu waren nur die am 
959 Weitzel, Rechtsmittel, Sp. 318; Schaumburg, Hofgericht, S. 50, 171; Wiggenhorn, Reichskammer-
gerichtsprozeß, S. 90.
960 Schaumburg, Hofgericht, S. 174; König, Verwaltungsgeschichte, S. 243.
961 Weitzel, Kampf um die Appellation, S. 190; Wessels, Die Geschichte der Gerichtsbarkeit in Ost-
friesland, S. 399 f.; Kappelhoff, Die ostfriesischen Landstände, S. 170: Ab 1750 unter preußischer 
Herrschaft wurde das „Privilegium de non appellando illimitatum“ des preußischen Königs auf Ost-
friesland ausgedehnt, d.h. nun konnte man von Ostfriesland nicht mehr an Reichshofrat oder Reichs-
kammergericht appellieren. 
962 Troßbach, Die Reichsgerichte, S. 130; Troßbach, Bäuerlicher Widerstand, S. 1 f. 
963 König, Verwaltungsgeschichte, S. 269 f.
 Für die Amtsgerichte konnten die Parteien selbst wählen, ob sie einen Anwalt bestallen wollten oder 
nicht (Brenneysen, Ost-Friesische Historie, Bd. II, S. 442). 
964 König, Verwaltungsgeschichte, S. 269. 
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Gericht tätigen Prokuratoren berechtigt.965 In Ostfriesland gab es bis in die erste 
preußische Zeit hinein demnach keinen Stand akademisch gebildeter und ständig 
bei bestimmten Gerichten zugelassener Advokaten.966 Auch in Strafprozessen konn-
ten sich die Beklagten durch Prokuratoren und Advokaten verteidigen lassen.967 Sie 
hatten so bessere Verteidigungsmöglichkeiten als im reinen Inquisitionsprozess. Da-
mit war dieser Strafprozess dem Zivilprozess ähnlicher als ein reiner Inquisitions-
prozess.968 Die Landesherrschaft wurde als klagende Partei und als beklagte Partei 
am Hofgericht von einem Procurator generalis et fiscalis vertreten. Als Assistent des 
Procurator generalis et fiscalis, aber auch als Vertreter des Landesherrn am Reichs-
hofrat, Reichskammergericht und anderen Gerichtshöfen fungierte ein „Advocatus 
fisci“.969 Der Procurator generalis et fiscalis leitete als Vertreter des Landesherrn am 
Hofgericht mit einer Anklage auch einen Strafprozess ein.970 Der Strafprozess dort 
scheint damit eher prozessuale Mischform zwischen Inquisitionsprozess und Ankla-
965 Für das Hofgericht: Schaumburg, Hofgericht, S. 109. 
966 König, Verwaltungsgeschichte, S. 269. 
967 Ebd., S. 269 f.; Schaumburg, Hofgericht, S. 109. 
 Zum Beispiel: StaA Rep. 102 177 Henr. Henrichs Ulbet und Wüpke Gerdes: Kindesmord 1692, 
fol. 6-8: Contradictions- und Submissionsschrift des Anwalts Saathoff für die des Kindesmordes an-
geklagte Wüpke Gerdes; StaA Rep. 103 III 58 Fiskal und Ihne Ihnen zu Middels gegen Hinrich 
Janßen, Johan Ölgers u.a. Ogenbarger und Osterlooger zu Middels wegen Einreißung des Walles 
um einen Kamp, der dem Ihne Ihnen zwischen Ogenbargen und Felde aus der Heide zugewiesen 
worden war 1702-1716, fol. 6, 15: Vollmachten der Angeklagten an den Hofkanzleiprokuratoren L. 
Saathoff; StaA Rep. 4 B IV h 66 Fiskal gegen die Warfsleute zu Weener und Holthusen, insbesondere 
gegen Hinrich Jacob Nachtigall und Konsorten wegen Aufruhr, Verletzung der öffentlichen Ruhe und 
Totschlag des Obersten und Drosten Aylva 1660-1667, Vol. II, fol. 205: Vollmachten der beklagten 
Warfsleute auf einen Prokurator. Gleichzeitig hatten die Weeneraner Warfsleute noch zwei Advokaten 
als Rechtsbeistand, die allerdings in den Konflikt hineingezogen wurden und als widerständige Auf-
wiegler vom Landesherrn auch angeklagt wurden. 
968 Schmidt, Strafrechtspflege, S. 199 f.; Conrad, Deutsche Rechtsgeschichte, S. 430.
969 König, Verwaltungsgeschichte, S. 40, 231 f., 267 f.: Für die Prozesse am Hofgericht und am Reichs-
hofrat sowie am Reichskammergericht war die Kanzlei als Regierungsbehörde der Landesherren zu-
ständig. Sie sollten zusammen mit dem „Advocatus fisci“ dafür sorgen, dass solche Prozesse möglichst 
schnell zu Ende geführt wurden. 
970 StaA Rep. 4 B IV h 66 Fiskal gegen die Warfsleute zu Weener und Holthusen, insbesondere gegen 
Hinrich Jacob Nachtigall und Konsorten wegen Aufruhr, Verletzung der öffentlichen Ruhe und Tot-
schlag des Obersten und Drosten Aylva 1660-1667, Vol. II, fol. 399-422´. Auch der folgende Prozess 
begann als Kanzleiprozess und wurde als ein Hofgerichtsprozess fortgesetzt: StaA Rep. 103 III 58 Fis-
kal und Ihne Ihnen zu Middels gegen Hinrich Janßen, Johan Ölgers u.a. Ogenbarger und Osterlooger 
zu Middels wegen Einreißung des Walles um einen Kamp, der dem Ihne Ihnen zwischen Ogenbargen 
und Felde aus der Heide zugewiesen worden war 1702-1716, fol. 42 f.
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geprozess gewesen zu sein. In solch einem „processus mixtus“971 wurde der Prozess 
zwar durch eine Anklage wie im Anklageprozess eingeleitet, verantwortlich zeichne-
te jedoch nicht ein privater Kläger, der bei falscher Klage belangt werden konnte, 
sondern ein amtlicher, peinlicher Fiskal.972 Er vertrat den Landesherrn, so dass in 
dieser Verfahrensart das inquisitorische Element, die richterliche Aufklärung einer 
Straftat von Amts wegen, integriert wurde.973
5. Genutzte Quellen
Da die Analyse eines „polyphonen Zusammenspiels“ der ostfriesischen Politik 
ganz unterschiedliche Akteure berücksichtigt, sind auch die benutzten Quellen 
sehr heterogen. Sie reichen von den Willküren der Gemeinden, Gemeinde- und 
Amtsberichten, Gerichtsprozessen bis zu Gravamina, Landesverträgen und Land-
tagsabschieden.974
Der erste Teil der Analyse, die Darlegung der ostfriesischen Gemeinde, basiert 
auf den  vorhandenen normativen Regelungen in den ostfriesischen Bauerrech-
ten975 (bäuerliche Willküren). Ergänzend werden Berichte der Gemeinden über 
ihre Rechtsgewohnheiten, Berichte landesherrlicher Beamter der Ämter und Ge-
richtsakten hinzugezogen. Im zweiten Teil, der Analyse der Politik von Bauern 
und unterbäuerlicher Bevölkerung, werden vor allem die Akten von Gerichtspro-
zessen mit ihren vielfältigen Schriftstücken fruchtbar gemacht. Im dritten Teil 
wird der Entstehung von Landtagsabschieden und Gravamina nachgegangen, 
um die Politik von Landständen und Bauern auf Landtagen darzustellen, um 
971 Schmidt, Strafrechtspflege, S. 203.
972 Schmidt, Strafrechtspflege, S. 180 f., 202 f. 
973 Ebd., S. 202.
974 Bei Quellenzitaten wird generell die Orthographie beibehalten. Die Schreibweise von Personen, die in 
den Quellen häufig wechselt, wird in direkten Zitaten so wiedergegeben, wie sie im Zitat geschrieben 
wurden, sonst werden sie vereinheitlicht. 
975 Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. X: Die Bauerrechte wurden von den Zeitgenossen meist als Bau-
errollen bezeichnet. Dieser Ausdruck war Ebel als Herausgeber der Bauerrechte jedoch zu allgemein: 
Er enthielt keinen Hinweis auf den Inhalt. Deshalb entschied er sich für den Ausdruck „Bauerrechte“, 
der teilweise auch von den Zeitgenossen benutzt wurde. Es kommen aber auch Bezeichnungen wie 
„Wilkoer“, „Bauer-Willkühr“, „Spezialer Aufsatz“ oder „Ordonatie“ vor (Ebd., S. 95, 91, 85, 121). 
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dann in einem zweiten Schritt jeweils zu überprüfen, ob sich die sich in normati-
ven Beschlüssen niederschlagenden Vorstellungen von einem Verhältnis zwischen 
Bauern und unterbäuerlicher Bevölkerung auch so in der Praxis wiederfinden 
lassen. Dazu werden nochmals Gerichtsprozesse genutzt. 
5.1 Willküren und gemeindliche Berichte
Die Willküren von ostfriesischen Gemeinden (Bauerrechte) sind ab dem Ende 
des 16. Jahrhunderts bis in die zweite Hälfte des 18. Jahrhunderts vorhanden. 
49 solcher Bauerrechte konnten auf der Basis von Wilhelm Ebels gedruckt vor-
liegender Sammlung und aufgrund von weiteren in den Akten des Staatsarchivs 
Aurich976 gefundenen Bauerrechten analysiert werden.977 
Die ostfriesischen Gemeinden konnten ihr eigenes Recht bewahren und 
durch neues Satzungsrecht fortbilden. Dies taten sie in diesen eigenen schriftli-
chen Bauerrechten. In diesen Satzungsrechten wurden Normen der Gemeinden 
schriftlich formuliert, d.h. Handlungen im Rahmen des Kirchspiels sollten nach 
976 Allgemein zum Staatsarchiv Aurich und zur Urkunden- und Aktenvernichtung in Ostfriesland aus 
politischen und verwaltungstechnischen Gründen: Deeters, Urkunden- und Aktenvernichtung.
977 Die Willküren sind vor allem gesammelt in: Ebel, Ostfriesische Bauerrechte. Es wurden 5 weitere 
gefundene Rollen hinzugenommen: Ein Bauerrecht von Bagband von 1635 wurde benutzt, das ge-
druckt vorliegt, aber von Ebel offenbar übersehen wurde, und auf das mich Dr. Paul Weßels (Staats-
archiv Aurich) dankenswerterweise hingewiesen hat: Reimers, Kirchenvisitation, S. 180-182. Auch 
zusätzlich benutzt wurde ein von Ebel unberücksichtigtes Fragment des Bauerrechts aus Detern aus 
dem Jahre 1658, das Koolman abdruckte (Koolman, Gemeinde und Amt, S. 32, Fußnote 18), und 
ein überlieferter Auszug aus dem Bauerrecht von Ditzum von 1694 (StaA Rep. 5 421 Sammlung 
geltender Rechte und Gewohnheiten (ältere Schriftstücke und Abschriften älterer Schriftstücke), Amt 
Emden 1780, 1792-1793, fol. 21-22´), das aus einzelnen Beschlüssen der Gemeinde besteht und wohl 
deshalb von Ebel in seiner Sammlung beiseite gelassen wurde. Hinzu kommt eine Schützenrolle aus 
Völlen, die 1633 konfirmiert wurde und das alljährliche Papageienschießen regelt (StaA Rep. 4 B IV 
h 93 Regierung gegen die Schüttmeister zu Völlen (Amt Leer), wegen der sogenannten Schützenrollen 
zu Leer, Weener und Völlen und der dem Schützenkönig zu verleihenden Immunität von den herr-
schaftlichen Praestationen 1733-1741, fol. 14-27), sowie eine revidierte Rolle von Cirkwehrum aus 
dem Jahre 1762, mit dem eine Cirkwehrumer Rolle von 1618, die Ebel in seine Sammlung aufgenom-
men hatte, verbessert wurde (StaA Rep. 5 421 Sammlung geltender Rechte und Gewohnheiten (ältere 
Schriftstücke und Abschriften älterer Schriftstücke), Amt Emden 1780, 1792-1793, fol. 67-67´).
 In die Analyse wurden hier von den 61 Bauerrechten, die insgesamt für Ostfriesland ohne das Har-
lingerland vorliegen, 49 einbezogen. Die 12 übrigen Bauerrechte wurden weitgehend außer Acht ge-
lassen, da sie Bauerrechte in den adeligen Herrlichkeiten waren und so andere Verhältnisse als in den 
Kommunen ohne eine adelige Herrschaft zeigen. 
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ihnen ausgerichtet werden. Die im Reich relativ selten978 überlieferten bäuerli-
chen Rechtsetzungen stellen damit normative Quellen dar.979 In den Satzungen 
wurde die Wirtschaft, politische Verfassung und das Recht des Dorfes bestimmt: 
Die Nutzung der Wiesen und Weiden, die Haltung der Wege, die niedere Ge-
richtsbarkeit, Kassenangelegenheiten, die Gemeindeversammlung und die Ver-
pflichtungen und Berechtigungen der Gemeindeeinwohner wurden hier geregelt.
Um den Aussagewert dieser Quellen beurteilen zu können, sollte man verste-
hen, welches Recht dort aufgeschrieben wurde. Zunächst ist zu bemerken, dass 
dieses Recht nur für einen beschränkten kommunalen Wirkungskreis galt980: Die 
ostfriesischen Bauerrechte sind laut Titeln, Vorworten und Inhalt meist auf den 
Geltungsbereich des Kirchspiels bezogen.981 Sie sind also das Satzungsrecht des 
Kirchspiels, damit auch der verschiedenen Korporationen, die „unterhalb“ des 
Kirchspiels standen und für die das Satzungsrecht dementsprechend auch galt.982
Aber auch die Qualität dieses Rechts ist zu definieren. Aufgrund der Schrift-
lichkeit erhält man leicht den Eindruck, dass solche Bauerrechte etwas ähnli-
ches wie Gesetze der Gemeinde darstellten, deren Legitimität vor allem durch 
die schriftliche Satzungsform hergestellt wurde und die als Satzung alle ande-
ren Handlungen, Normen und Meinungen regelten.983 Recht war in der Frühen 
Neuzeit aber nicht selbstverständlich schriftliches, gesetzesmäßiges Gebotsrecht, 
sondern konnte ebenso Rechtsgewohnheit wie verwillkürtes Recht sein bzw. sich 
in Grauzonen zwischen diesen drei Idealtypen befinden.984 Die Bauerrechte sind 
978 Zur seltenen Aufzeichung von Rechten in ländlichen Gemeinden: Blum, The Internal Structure, S. 
547 f.; Willoweit, Kommunale Genossenschaft, S. 407.
979 Seemann, Weistümer, S. 62.
980 Bader, Dorfgenossenschaft und Dorfgemeinde, S. 334 f.
981 Ebel, Rechtsgeschichte, S. 315 f. 
982 Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. XIV.
983 So ist für das mittelalterliche Gewohnheitsrecht versucht worden, dieses Missverständnis durch den 
folgenden Tagungsband zu beheben. Man forderte die Einführung des Begriffes „Rechtsgewohnheit“, 
mit dem die Praxisanteile am „alten Recht“ neben dem normativen Gehalt stärker berücksichtigt wer-
den sollten: Dilcher, Gewohnheitsrecht und Rechtsgewohnheiten.
984 Ebel, Geschichte der Gesetzgebung, S. 12-29, 124; Willoweit, Gesetzgebung und Recht, S. 124; 
Weitzel,  Die Konstituierung der Gemeinde aus der Rechtstheorie, S. 163 f.
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Willküren985, welche sich die Gemeindegenossen durch einen Akt der Verbin-
dung untereinander gemeinsam setzten.986 In der „Wilkoer“987 setzten die Bauern 
neues Recht bzw. bestätigten Rechtsgewohnheiten, während in den – auch im 
ländlichen Raum gefundenen – „Weistümern“ das überkommene Recht kundge-
tan oder gefunden wurde (Rechtsgewohnheiten) und in den sog. Dorfordnungen 
die Herrschaft das Recht setzte (Rechtsgebot).988 Die Willkür unterschied sich 
vom Rechtsgebot durch die Art des Zustandekommens. In der Willkür verban-
den sich die Rechtsgenossen in einer Einung und setzten sich selbst das Recht989, 
während im Rechtsgebot das Recht von einer Obrigkeit gesetzt wurde.990 An 
dieser Einung waren in Ostfriesland aber nur Bauern beteiligt und nicht die un-
terbäuerliche Bevölkerung. Auch die Landesherrschaft hatte nur einen geringen 
Einfluss auf die Abfassung dieser Bauerrechte.991 Man kann demnach an ihnen 
ablesen, was die Bauern als die einflussreichsten Gemeindeeinwohner für Recht 
hielten. 
985 Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. XI, XIII, XIV: Obwohl Ebel die ostfriesischen Bauerrechte auch 
als Willküren bezeichnet, spricht er die ostfriesischen Bauerrechte auch als Weistümer im weitesten 
Sinne an, da sie sich auch auf gefundenes Recht bezogen. Die ostfriesischen Bauerrechte weisen aber 
die genauen formalen Merkmale des eigentlichen Weistums, das das gewiesene Herkommen in einem 
Frage- und Antwortspiel darstellt, nicht auf. Auch Ebel gibt zu, dass es sich wohl eher um Weistümer 
im weiteren Sinne handelt. Wie Seeber ausführt, ist es verwirrend, von solchen Bauerrechten als Weis-
tümer zu sprechen, da damit die Begrifflichkeiten Weistümer, Dorfordnung und Willkür ineinander 
verschwimmen würden (Seeber, Die Oldenburger Bauerbriefe, S. 27).
986 Siehe näheres zur Praxis solch einer Verbindung Kapitel „III.4.1.1. Eid und Verbindung bei der Will-
kürerstellung“. 
987 Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. 95: Das Bauerrecht von Riepe nennt sich auch „Wilkoer“. 
988 Zur Abgrenzung von Weistum und Gemeinde- bzw. Dorfordnung: Bader, Dorfgenossenschaft und 
Dorfgemeinde, S. 337; Teuscher, Kompilation und Mündlichkeit, S. 304; Holenstein, Bauern, S. 
22; Spieß, Weistümer, S. 50; Schmitt, Territorialstaat und Gemeinde, S. 25-61. Rheinheimer, Die 
holsteinischen Dorfordnungen, S. 530 f.; Rösener, Dinggenossenschaft und Weistümer, S. 55 f., 74; 
Feigl, Von der mündlichen Rechtsweisung zur Aufzeichnung, S. 425-448; Seemann, Weistümer, S. 
61-74; Seeber, Die Oldenburger Bauerbriefe, S. 26 ff.
 Teilweise wurden in Dorfordnungen natürlich auch Rechtsgewohnheiten bestätigt, um Gehorsam zu 
finden. Seeber unterscheidet zwischen Willkür und Dorfordnung, indem jene als autonome Satzung 
der Gemeinde angesehen wird, während diese eine einseitig von der Herrschaft erlassene Satzung und 
ein Gebot zur Regelung der bauerschaftlichen Angelegenheiten darstellte, die aber vielfach bäuerliche 
Rechtsgewohnheiten mitaufnahmen (Seeber, Die Oldenburger Bauerbriefe, S. 28 f.).
989 Ebel, Geschichte der Gesetzgebung, S. 20-25.
990 Ebd., S. 25. 
991 Siehe ausführlich zum Zustandekommen und Legitimation dieser Bauerrechte Kapitel „III.4.1. Recht-
setzung und Wahl in Gemeindeversammlungen“. 
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Von den Rechtsgewohnheiten, vom „alten Recht“ oder „Herkommen“, das vor 
allem neben den eher seltener vorkommenden Bauerrechten in den ostfriesischen 
Gemeinden bis in das 18. Jahrhundert galt, unterschieden sich solche Satzungen 
dadurch, dass sich die Korporationsgenossen zur Befolgung selbst aufgestellter 
Regeln verpflichteten und sich auch den Sanktionen unterwarfen, die sie selbst 
aufgestellt hatten. Das auf die Selbstverpflichtung ergehende Urteil kann man als 
„bedingtes Selbsturteil“ bezeichnen.992 Die Rechtsgewohnheit dagegen ist „kon-
sentierte Übung“ der ständischen Gruppe, sie gründet im gegenwärtigen Konsens 
der Rechtsgenossen. Rechtsgewohnheit galt nicht per se als normativ, sondern 
vor allem als ausgeübte Praktik, der alle im Konsens weiterhin nacheifern sollten. 
Sie ist keine zu einem System tendierende Rechts- oder Normordnung. Eine zum 
System tendierende Rechtsordnung sind die Rechtsgewohnheiten deshalb nicht, 
weil die Normen gar nicht von der Praxis getrennt werden können. Recht und 
Sein liegen ganz nah beieinander. Trotzdem sind die Rechtsgewohnheiten noch 
als Normen ansprechbar, aber eben mit dem Hinweis, dass es sich gleichzeitig um 
die geübte Praxis handelte. Die hier benutzte Begrifflichkeit der „Rechtsgewohn-
heiten“ im Gegensatz zu „Gewohnheitsrecht“ zeigt an, dass man hier Tradition, 
Herkommen, Gewohnheit unter dem Aspekt des Rechts beleuchet und nicht das 
Herkommen in eine schriftlich fixierte normative Ordnung einbezieht.993
In Ostfriesland waren die Bauerrechte keine Verschriftlichung reiner Rechts-
gewohnheiten, sondern auf dem Einungswesen beruhende Normenproduktion 
und damit Ordnungsvorschriften, die mit städtischen Satzungen vergleichbar 
sind.994 Zwischen Rechtssetzung und Rechtsgewohnheit gab es jedoch fließende 
Übergänge.995 Dies zeigt sich erstens in der in den Willküren angenommenen 
992 Willoweit, Kommunale Genossenschaft, S. 405; Ebel, Geschichte der Gesetzgebung, S. 53. Zum 
Selbsturteil siehe Kapitel „III.4.2. Rechtsprechung: Selbsturteil und Ausgleich für die einen, Fremdur-
teil und Strafe für die anderen“. 
993 Weitzel, Die Konstituierung der Gemeinde aus der Rechtstheorie, S. 164, 166; Schulze, „Gewohn-
heitsrecht“ und „Rechtsgewohnheiten“, S. 12 f.; Dilcher, Mittelalterliche Rechtsgewohnheit als me-
thodisch-theoretisches Problem, S. 24 ff., 27, 29 f.; Weitzel, Gewohnheitsrecht und fränkisch-deut-
sches Gerichtsverfahren, S. 80 f.
994 Willoweit, Kommunale Genossenschaft, S. 407. 
995 Dilcher, Mittelalterliche Rechtsgewohnheit als methodisch-theoretisches Problem, S. 60: Dilcher geht 
davon aus, dass in der bäuerlichen Kultur der Frühen Neuzeit die Rechtsgewohnheit ein Mischungs-
verhältnis mit anderen Rechtsformen einging. 
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Zeitstruktur. Die Rechtsgewohnheit stellt die konsensuale Übung dar und muss 
insofern nicht alt sein, aber als alt gelten. Rechtsgewohnheit bleibt gleich oder 
ändert sich unbewusst mit anderen Verhältnissen. Orale Gesellschaften sind all-
gemein eher dadurch gekennzeichnet, dass eine Identität von Zeitschichten, also 
einer Gegenwart des Vergangenen, angenommen wird und dass eine rationale 
Kontrolle von Konstanz und Wandel abgelehnt wird. Damit kann die Geltung 
von Normen für die Zukunft nicht festgelegt bzw. gefordert werden. Die Willkür 
hebt sich aus diesem rechtsgewohnheitliche Rahmen jedoch heraus und struk-
turiert bewusst Zeit.996 Die Aufsetzung einer Willkür markiert den Zeitpunkt, 
ab dem die neuen Regeln gelten sollen. Es findet demnach eine Unterscheidung 
von Gegenwart, Zukunft und Vergangenheit statt. In den Willküren versuchte 
man sich aber auch an die Zeitstruktur der Rechtsgewohnheit anzulehnen, in-
dem man die Geltung für die Ewigkeit beschloss:
„Diße vorgeschreevene Articulen und puncten hebben des sämptlicke 
gemeine des Carspels Victorbur Aldus einhellich angenahmen und belee-
vet vor se ehre arven und nakömlingen thon ewigen dagen stede und vast 
tho achtervolgen [...].“997
Damit unterschied man zwar Vergangenheit und Zukunft voneinander, schloss 
aber aus, dass solch eine Strukturierung von zukünftigem Handeln durch Nor-
men noch einmal geschehen könne. Tatsächlich konnten Willküren aber ohne 
weiteres geändert werden, obwohl alte Satzungen noch vorhanden waren.998 Die 
Gemeinden Groothusen, Ardorf, Osteel, Walle und Hoheesche änderten ihre 
Satzungen im Untersuchungszeitraum weitgehend.999
996 Schildt, Bauer, Gemeinde, Nachbarschaft, S. 44; Bierbrauer, Das Göttliche Recht, S. 210-234; 
Wunder, „Altes Recht“ und „göttliches Recht“, S. 54-66; Ebel, Geschichte der Gesetzgebung, S. 18; 
Schulze, „Gewohnheitsrecht“ und „Rechtsgewohnheiten“, S. 16; Dilcher, Mittelalterliche Rechtsge-
wohnheit als methodisch-theoretisches Problem, S. 51, 60; Weitzel, Gewohnheitsrecht und fränkisch-
deutsches Gerichtsverfahren, S. 80 f.
997 Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. 94; sinngemäß auch in Bagband: Reimers, Kirchenvisitation, 
S. 180.
998 Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. 24. 
999 Ebd., S. 42 (Groothusen), 109 (Ardorf ), 105 (Osteel), 108 f. (Walle), 141 (Hoheesche).
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Der rechtsetzende Charakter der Willküren zeigt sich auch darin, dass die 
Rechtsetzungen in den Willküren mit der Rechtsgewohnheit legitimiert wur-
den.1000 Bestimmungen der Bauerrechte wurden immer wieder mit dem „alten 
Herkommen“ begründet1001, so dass man von einer gesetzten Annäherung des 
Bauerrechts an die Rechtsgewohnheit sprechen kann. Die Übergänge zwisschen 
Rechtsetzung und Rechtsgewohnheit zeigten sich auch, wenn schriftliche Willkü-
ren, wenn sie verloren waren, in Ostfriesland wieder zur mündlich memorierten 
Rechtsgewohnheit wurden.1002 Die Rechtsetzenden konnten sich demnach mit 
der ostfriesischen Willkür nicht gänzlich aus den Rechtsgewohnheiten erheben 
und neues Recht setzen. Die in der Willkür aufgestellten Normen blieben nah 
mit der faktischen Übung der Rechtsgewohnheiten verbunden.1003
Vor diesem Hintergrund der fließenen Übergänge zwischen Rechtsetzung 
und Rechtsgewohnheit ist zu bedenken, dass die Rechtsgewohnheit sogar als das 
grundsätzliche Recht der Gemeinde galt. So äußerte sich ein Zeuge aus Tim-
mel in einem Gerichtsprozess im Jahre 1768 über Gemeinde-Sachen („Meente-
Sachen“) folgendermaßen: „Die alte Gewohnheit behalte in Meente-Sachen die 
Oberhand.“1004 Die Orientierung an der faktischen Ausübung von Rechten und 
Pflichten in der Gemeinde brachte er so auf den Punkt: 
1000 Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. XI, XIII, XIV. 
1001 Ebd., S. 14, 42, 59, 103, 104, 107, 138.
1002 Dies zeigen auch die offenbar auswendig berichteten, detaillierten Auskünfte derjenigen Gemeinden 
in den Ämtern Aurich und Emden in den Jahren 1780 und 1792 über die Regelungen ihres Bauer-
rechts, das allerdings gar nicht vorlag, sondern als verloren galt oder beim Gericht lag: StaA Rep. 5 
421 Sammlung geltender Rechte und Gewohnheiten (ältere Schriftstücke und Abschriften älterer 
Schriftstücke), Amt Emden 1780, 1792-1793, fol. 9; StaA Rep. 5 416 Sammlung geltender Rechte 
und Gewohnheiten (ältere Schriftstücke und Abschriften älterer Schriftstücke), Amt Aurich, Bd. 1, 
1780, 1792, 1796-1804, fol. 4, 32, 40, 70).
1003 So auch: Seeber, Die Oldenburger Bauerbriefe, S. 28; Bader, Dorfgenossenschaft und Dorfgemeinde, 
S. 335; Dilcher, Mittelalterliche Rechtsgewohnheit als methodisch-theoretisches Problem, S. 24 ff., 
27, 29 f.
1004 StaA Rep. 5 2289 Warfsleute zu Timmel-Westende / Bauerrichter und Kirchenverwalter ebd. – Be-
lastung hinsichtlich der gemeinen Werke sowie Höhe des erlaubten Viehaufschlags auf der gemeinen 
Weide 2.,3. Inst., Beweisverf. in 1.,2. Inst., 4 Bde. 1767-1773, Bd. 3, fol. 90´.
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„Es komme nicht darauf an, was der eine oder der andere in Meente-
Sachen etwa thun dürfte, sondern was ein jeder nach der alten Obser-
vantz gethan und zu thun verbunden sey.“1005 
Für den Großteil der Gemeinden in Ostfriesland lässt sich eine schriftliche Will-
kür gar nicht nachweisen. In ihnen galten mündliche Rechtsgewohnheiten,1006 
wenn sie ihre schriftlichen Willküren nicht etwa verheimlicht hatten. Die Ge-
meinde Wiesens berichtete im Jahre 1780 folgendermaßen: „Ein besonderes auch 
geschriebens Bauerrecht ist hier nicht vorhanden. Sie wird durch die mündlichen 
tradition erhalten.“1007
Die Bedeutung und die Funktion des schriftlichen Rechts sind demnach nur 
im Hinblick auf die mündlichen Rechtsgewohnheiten zu erfassen. Nicht die 
Rechtsgewohnheiten stellten eine Ergänzung des schriftlichen Rechts dar, son-
dern das schriftliche Recht ergänzte die Rechtsgewohnheiten. 
1005 StaA Rep. 5 2289 Warfsleute zu Timmel-Westende / Bauerrichter und Kirchenverwalter ebd. – Be-
lastung hinsichtlich der gemeinen Werke sowie Höhe des erlaubten Viehaufschlags auf der gemeinen 
Weide 2.,3. Inst., Beweisverf. in 1.,2. Inst., 4 Bde. 1767-1773, Bd. 3, fol. 91 f.
1006 Ebel, Das Ende des friesischen Rechts, S. 53. 
 Die Berichte für das Provinzialgesetzbuch im Jahre 1780 und 1792 aus den Ämtern Aurich und Em-
den zeigen, wieviele von den berichteten Gemeinden schriftliche Willküren besaßen oder zumindest 
besessen hatten: 
 Im Geestamt Aurich besaßen im Jahre 1780 laut Angaben der 24 Gemeinden, die sich auf den Samm-
lungsaufruf der Landesherrschaft zurückgemeldet hatten und vom Amtmann erfasst wurden, 10 Ge-
meinden eine verwillkürte schriftliche Bauerrolle, die sie vom Beginn des 17. Jahrhunderts bis in das 
18. Jahrhundert verfasst hatten, die aber teilweise verloren waren oder die man nicht herausgeben 
wollte (StaA Rep. 5 416 Sammlung geltender Rechte und Gewohnheiten (ältere Schriftstücke und 
Abschriften älterer Schriftstücke), Amt Aurich, Bd. 1, 1780, 1792, 1796-1804). Außer diesen zehn 
in dieser Akte gefundenen und erwähnten gemeindlichen Willküren hat Wilhelm Ebel fünf weitere 
gefunden, die die Gemeinden 1780 nicht mehr erwähnten. Zwei dieser von Ebel erfassten Willküren 
gehören zu Gemeinden, die sich 1780 gar nicht mit ihren Rechtsgewohnheiten oder Willküren mel-
deten. Von insgesamt 26 erfassten Gemeinden hatten im Amt Aurich also mindestens 15 eine Willkür. 
Die zwei „Instruktionen“ für die Fehnkolonien Neuefehn und Moordorf wurden aufgrund ihres Zu-
standekommens von landesherrlicher Seite hier nicht dazugezählt.  
 Im Marschamt Emden gab es neben der Rolle, die für das ganze Amt galt, noch fünf weitere Gemein-
den mit Willküren, von denen die Willkür Jemgums in der Gemeinde allerdings nicht mehr vorhan-
den war. Aus dem Amt Emden meldeten sich auf den Sammlungsaufruf im Jahre 1792 insgesamt 
28 Gemeinden, von denen sich damit also 23 offenbar nur nach mündlichen Rechtsgewohnheiten 
richteten (StaA Rep. 5 421 Sammlung geltender Rechte und Gewohnheiten (ältere Schriftstücke und 
Abschriften älterer Schriftstücke), Amt Emden 1780, 1792-1793).
1007 StaA Rep. 5 416 und 417 Sammlung geltender Rechte und Gewohnheiten (ältere Schriftstücke und 
Abschriften älterer Schriftstücke), Amt Aurich, Bd. 1, 1780, 1792, 1796-1804, fol. 76.
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Was bedeutet dies nun für den Aussagewert der Quellen? Da die ostfriesischen 
Willküren keine rein normativen Quellen sind, sondern stark an die gemeindli-
che Praxis, an die konsentierte Übung angelehnt sind, kann man davon ausge-
hen, dass die dort aufgezeichneten Regeln so auch in der Gemeinde befolgt wur-
den. Mit einem extremen Auseinanderfallen von Norm und Praxis ist nicht zu 
rechnen, wenn auch teilweise aus Kommentaren landesherrlicher Beamter zu den 
Willküren deutlich wird, dass manche Vorschriften nicht beachtet wurden.1008 
Man kann demnach von diesen Quellen recht gut auf die geübte Praxis in den 
Gemeinden schließen und so ermessen, was den Gemeinden wichtig war, wo sie 
Regelungsbedarf sahen und wie sie bestimmte Dinge regelten. Insbesondere eine 
Abstufung von Bauern und unterbäuerlicher Bevölkerung wird in den Willküren 
sehr deutlich und kann so auch als  praktiziert gelten. 
Zusätzlich zu den Bauerrechten liegen für die Beschreibung der gemeindlichen 
Verfassung Berichte von landesherrlichen Amtleuten ab 1721 vor. In ihnen be-
richteten die Amtleute über die zu diesem Zeitpunkt versuchte landesherrliche 
Sammlung der Bauerrechte und Rechtsgewohnheiten. Sie schilderten, wer aus 
den Gemeinden zum Amtmann kam und berichtete, ob die Gemeinden Bau-
errechte abgaben, ob sie nur mündliche Rechtsgewohnheiten hatten und ob es 
Konflikte innerhalb der Gemeinden gab.1009 Die Berichte der Amtmänner ergän-
zen die Bauerrechte somit um die landesherrliche Perspektive. 
Zur weiteren Absicherung der Ergebnisse und zeitlichen Ausdehnung auf die 
Jahre nach der  Übernahme Ostfrieslands durch Preußen 1744 dienen die von 
Dirksen analysierten und detailliert beschriebenen Gemeindeberichte aus dem 
Jahre 1763, die auch „Votantenregister“ genannt wurden. Diese hatte die preußi-
sche Landesherrschaft als Rechenschaft über Kirchenlasten und Wahlgewohnhei-
ten für die Prediger- und Kirchvogtswahlen verlangt und damit einen Vorstoß in 
1008 Der Schulbesuch von Kindern wurde in den Willküren hin und wieder zur Verpflichtung gemacht, 
so im Bauerrecht von Pilsum 1595 und Greetsiel 1618. Allerdings gibt es einen Zusatz aus dem 18. 
Jahrhundert, dass diese Vorschrift in Greetsiel einigermaßen, aber nicht strikt beachtet, in Pilsum gar 
nicht beachtet wurde (Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. 25).
1009 StaA Rep. 4 B V b 8 Die auf fürstlichen Befehl von den Ämtern eingesandten Bauerrechte und Bau-
errollen nebst den Berichten der Amtleuten, wieweit dieselben beobachtet werden. Vol. I: 1721; Vol. 
II: 1721-1733.
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die Selbstverwaltung der Landgemeinden gewagt: Durch eine sorgfältige Rech-
nungsabnahme und die Aufstellung der Wahlrechte wollte man die angeblich 
verwirrte ökonomische Lage einer Anzahl von Kirchengemeinden auf eine besse-
re Grundlage stellen und die Kirchenbeiträge nach alter Ordnung einziehen. Alle 
reformierten und lutherischen Gemeinden Ostfrieslands wurden aufgefordert, 
ein Votantenregister anzulegen, für das die Landesgesetze und die Billigkeit zu-
grunde gelegt werden sollten. Daraufhin wurde eine Inspektionsordnung aufge-
stellt und die Interessenten wurden durch regelmäßige Visitationen und Rech-
nungsabnahmetermine zur Erfüllung ihrer Pflichten angehalten.1010 
Ab 1780 wurde unter preußischer Herrschaft der erneute Versuch gemacht, 
mehr über die örtlichen ländlichen Gewohnheiten zu erfahren, um diese dann 
in einem Provinzialgesetzbuch im Rahmen des geplanten Allgemeinen Preußi-
schen Landrechts zu berücksichtigen.1011 Aus rund sechzig Gemeinden liegen 
die auf die „Rescripte“ hin gemachten, teilweise recht ausführlichen Berichte 
vor, die beschreiben, wie es im Kirchspiel oder in der Bauerschaft hinsichtlich 
1010 Dirksen, Predigerwahlrecht der Interessenten, S. 27.
1011 Ebel, Das Ende des friesischen Rechts, S. 38 ff.: Für die Erstellung des preußischen Landrechts von 
1794 wurden die Provinzen aufgefordert, Provinzialgesetzbücher zu verfassen, damit diese provinzi-
ellen Gesetze nicht ungeschrieben, bloße Gewohnheit oder Judikatur seien oder einfach durch das 
preußische Landrecht ersetzt würden. Auch Ostfriesland hatte die Chance, sein besonderes Recht 
in einem Provinzialgesetzbuch zu erfassen. In einem königlichen Reskript vom 15.4.1780 an Präsi-
dent, Direktoren und Räte der Königl. Regierung des Fürstentums Ostfriesland wurde verordnet, dass 
die provinziellen Rechte gesammelt werden sollten. Man ernannte daraufhin eine Kommission für 
Sammlung und Extrahierung. Zudem wurden die Untergerichte und Magistrate durch ein Zirkular 
vom 1.5.1780 aufgefordert, innerhalb von drei Monaten die möglicherwiese vorhandenen Gewohn-
heiten (Statuten, Willküren oder kontradiktorische Gerichtsurteile) einzusenden, und einen Bericht 
darüber zu erstatten. Am 20.8.1780 wurden die von den meisten Ämtern und Städten eingekomme-
nen Berichte neben den Anlagen den Mitgliedern der Kommission übergeben. Die in der Kommis-
sion sitzenden Räte behaupteten aber, dass die Berichte meist inhaltsleer seien. Damit kam die Sache 
zum Stillstand. Hinzu kam, dass die ostfriesischen Stände sich beschwerten, dass sie nicht an dieser 
Rechtsfindung beteiligt worden seien, weshalb am 29.7.1782 eine königliches Spezial-Rescript erging, 
die Regierung solle mit den Ständen deshalb in Konferenz treten. Am 18.8.1783 entschied man, das 
königliche Rescript ad acta zu legen, bis die Stände sich meldeten. Damit ruhte die Sache weitere 21 
Jahre, allerdings wurden die Gemeinden von der Kriegs- und Domänenkammer in Aurich zwischen-
zeitlich, am 21. Juli 1792, aufgefordert, zur Klärung der Gewohnheitsrechte nochmals Berichte zu 
verfassen (Unruh, Poolrichter, S. 64). Im Jahre 1804 wurde in einem Königl. Spezialbefehl an den 
Bericht erinnert. Die Berichte der Räte waren jedoch keineswegs fertig, mit Überlastung wurde sich 
herausgeredet. Aber auch von „Ständischen Anmerkungen zum Entwurf“ wurde gesprochen, die aber, 
soweit ersichtlich, nicht mehr vorhanden sind. Den Auricher Räten gelang es nicht, aus dem Material 
ein Provinzialgesetzbuch für Ostfriesland zu schaffen. 
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Fragen des Erbrechts, des ehelichen Güterrechts, der Gemeinderechte und Ge-
meindenutzungen, der Pfändungen und anderer Dinge gehalten werde.1012 Die 
Gemeindemitglieder wurden vor den landesherrlichen Amtmann gefordert und 
über ihre gemeindlichen Verhältnisse befragt. Dieser schrieb dann einerseits ein 
Protokoll über die Befragung, andererseits reichten die Gemeinden in der Regel 
auch schriftliche Aufsätze über Rechtsgewohnheiten, aber auch ihre Bauerrechte 
ein.1013 Die zu diesem Zeitpunkt eingereichten Bauerrechte sind von Wilhelm 
Ebel in seiner Sammlung berücksichtigt worden.1014 Die Gemeindeberichte sind 
im Gegensatz zu den Bauerrechten keine normativen Quellen der Gemeinde. Sie 
sind für die Landesherrschaft hergestellt worden und enthalten sicherlich die Ver-
hältnisse und Praktiken der Gemeinden, insofern die Gemeinden bereit waren, 
Praktiken gegenüber der Landesherrschaft preiszugeben. Auch diese Gemeinde-
berichte verfassten in der Regel die Bauern1015, so dass man eine bäuerliche Sicht-
weise auf die Gemeinde erhält. 
Vorgefordert wurden aber nicht nur pro Gemeinde zwei bäuerliche Eigentü-
mer und die gemeindlichen Amtsträger (Schüttemeister, Bauer- und Pohlrich-
ter), sondern auch zwei aus der unterbäuerlichen Schicht (Warfsbesitzer). Auch 
sie sollten sich im Zuge dieser Sammlungen über ihre Gewohnheiten oder Sta-
tuten äußern1016, was diese vor allem dann bereitwillig taten, wenn sie Willküren 
oder vermeintliche Rechtsgewohnheiten der Bauern kritisierten. Hier wurden 
die Berichte aus Gemeinden in den Ämtern Aurich und Emden sowie gedruckt 
vorliegende Berichte aus vereinzelten anderen Gemeinden analysiert, um einen 
1012 Die Berichte aller Gemeinden und landesherrlichen Amtmänner befinden sich im Staatsarchiv Aurich: 
StaA Rep. 5, 411 Zusammentragen der örtlichen ostfriesischen Rechte und Gewohnheiten als Vorar-
beit für ein Provinzialgesetzbuch; StaA Rep. 5, 412-425 Sammlung geltender Rechte und Gewohn-
heiten (ältere Schriftstücke und Abschriften älterer Schriftstücke) und auch in: StaA Dep. 1 1311 Die 
von den Beamten, Magistraten und örtlichen Amtsträgern im Zusammenhang mit der Erarbeitung 
eines allgemeinen Gesetzbuches erstatteten Berichte über die in ihren Orten geltenden besonderen 
Gewohnheiten und Rechte, mit einem Ortsregister 1780-1787. Egbert Koolman plant zur Zeit eine 
Edition dieser Berichte. 
1013 Die Fragen sind abgedruckt bei: Ebel, Das Ende des Friesischen Rechts, S. 59 ff. 
1014 Ebel, Ostfriesische Bauerrechte.
1015 StaA Rep. 5 421 Sammlung geltender Rechte und Gewohnheiten (ältere Schriftstücke und Abschrif-
ten älterer Schriftstücke), Amt Emden 1780, 1792-1793, fol. 8.
1016 Ebd., fol. 8.
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Eindruck der Gemeindeverhältnisse auf Marschboden (Emden) und auf Geest-
boden (Aurich) zu erhalten.1017 
Für das Amt Aurich sind vor allem die Berichte der unterbäuerlichen Bevölke-
rung interessant. Es sind zahlreiche Erklärungen über Rechtsgewohnheiten von 
Warfsleuten überliefert, von denen die Berichte aus Strackholt, Riepe, Westeren-
de und Barstede hier auch im Anhang wiedergegeben werden. Für das Amt Em-
den ist nur ein „Aufsatz“ von Warfsleuten aus Larrelt in den Akten zu finden, der 
auch Eingang in den Anhang gefunden hat. Berichte über Rechtsgewohnheiten 
bzw. Willküren von unterbäuerlichen Schichten sind äußerst seltene und auf-
schlussreiche Quellen für das Selbstverständnis der unterbäuerlichen Schichten. 
Diese Quellen bieten die Möglichkeit eines Ausblicks in die zweite Hälfte des 18. 
Jahrhunderts, um die weitere Entwicklung der ostfriesischen Kommune und vor 
allen Dingen der unterbäuerlichen Kommune unterhalb ihrer zu zeigen. 
Die Beschäftigung mit den ostfriesischen Quellen förderte weitere sehr besondere 
Fundstücke zu Tage, auf die hier kurz hingewiesen sei. Wie erwähnt wurden bisher 
noch nicht gedruckt vorliegende bäuerliche Willküren in die Analyse einbezogen, 
von denen vor allem dasjenige von Völlen die gemeindlichen Institutionen Ostfries-
lands in einem neuen Licht erscheinen lässt und ermöglicht, die rituellen Merkmale 
der Gemeinde herauszuarbeiten.1018 Als äußerst seltener Fund sei das Bauerschafts-
Bilanzbuch, ein Protokoll- und Rechnungsbuch („Meentebuch“) einer unterbäuerli-
1017 Aus dem Amt Aurich vornehmlich auf Geestboden: StaA Rep. 5 416 und 417 Sammlung geltender 
Rechte und Gewohnheiten (ältere Schriftstücke und Abschriften älterer Schriftstücke), Amt Aurich, 
Bd. 1 und 2, 1780, 1792, 1796-1804) 
 Aus dem Amt Emden auf Marschboden: StaA Rep. 5 421 Sammlung geltender Rechte und Gewohn-
heiten (ältere Schriftstücke und Abschriften älterer Schriftstücke), Amt Emden 1780, 1792-1793. 
 Die landesherrlichen Amtsberichte aus Leer, Aurich, Wittmund und Esens, aber auch zwei Gemein-
de- und Vogteiberichte aus Middels und der Larrelter Vogtei hat Ebel abgedruckt (Ebel, Das Ende des 
Friesischen Rechts, S. 45-81). Auf der Basis des Berichts der Gemeinde Aurich-Oldendorf berichtet 
Pauls (Pauls, Aus dem Pfarrarchiv, S. 16 f.)
1018 StaA Rep. 4 B IV h 93 Regierung gegen die Schüttmeister zu Völlen (Amt Leer), wegen der sogenann-
ten Schützenrollen zu Leer, Weener und Völlen und der dem Schützenkönig zu verleihenden Immu-
nität von den herrschaftlichen Praestationen 1733-1741. Näheres dazu siehe Kapitel „III.4. Praktiken 
der bäuerlichen Realgemeinden: Rechtsetzung, Wahl und Rechtsprechung“.  
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chen (!) Gemeinde in Loquard genannt, in dem diese ihre finanziellen und anderen 
Gemeindeangelegenheiten niederschrieb.1019 
Um die Verfasstheit der ländlichen Gemeinde erarbeiten zu können, werden 
ergänzend Informationen aus Gerichtsprozessen hinzugezogen, falls sie der nä-
heren Erläuterung von Sachverhalten aus den Willküren oder Berichten dienen. 
Solche Gerichtsprozesse spielen im zweiten Teil dieser Arbeit eine besonders gro-
ße Rolle. Auf ihrer Grundlage soll die Politik der Bauern und der unterbäuerli-
chen Schicht beschrieben werden. 
5.2. Gerichtsakten als Quelle 
Anhand von 29 Konflikten zwischen landesherrlichen Beamten und bäuerlichen 
Gemeinden sowie zwischen Bauern und unterbäuerlicher Bevölkerung, die sich 
in Zivil- und Strafprozessen im Zeitraum zwischen 1594 und 1744 niederschlu-
gen, wird die politische Praxis der Bauern und der unterbäuerlichen Schicht ana-
lysiert. Die Gerichtsakten befinden sich im Staatsarchiv Aurich und im Haus-, 
Hof- und Staatsarchiv Wien.1020 21 Konflikte, die teilweise in mehreren Zivil- 
und Strafprozessen über mehrere Instanzen bis vor die Reichsgerichte verhandelt 
wurden, fielen zwischen Gemeinden und landesherrlichen Beamten vor,1021 8 
Konflikte zwischen Bauern und unterbäuerlicher Schicht.1022 
1019 StaA Rep. 104 B Nr. 69 Schüttmeister der Warfsleute zu Loquard / Schüttmeister der Landgebräucher 
zu Loquard wegen Reparation des Schatzungsquantums 1756-1758, fol. 15. Zum bäuerlichen und un-
terbäuerlichen Meentebüchern siehe Kapitel „IV.3.1. Unterbäuerliche Gemeindebildung“. 
1020 Zur Bedeutung der Reichshofratsakten im Haus-, Hof- und Staatsarchiv Wien: Auer, Das Archiv des 
Reichshofrates.
1021 
1022 
 Detern: StaA Rep. 4 B V b 18 Anfrage der Amtleute zu Stickhausen in Sachen der Bauerrichter zu 
Detern gegen die dortigen Häuslinge, insbesondere die vom Hofgericht den Amtleuten disputierte 
Jurisdiktion über die Bauerrichter 1737-39. Zu diesem Konflikt gehören auch die folgenden Prozes-
sakten: StaA Rep. 102 792 Appellation an den Reichshofrat gegen ein Urteil des Hofgerichts in einem 
Verfahren der Beamten zu Stickhausen gegen die Bauerrichter zu Detern 1738-1739; HHStA RHR 
den. rec. K 594/8 De Lammy du Pont et cons. contra die Bauerrichter zu Detern Peter Christophers 
und Berend Dücken et cons. App. pto. jurisdictionis de 1738-1739. 
 Middels: StaA Rep. 103 III 103 Göcke Meinen zu Middels gegen den dortigen Bauerrichter Folckert 
Siebels, die gemeine Weide betr. 1719-1720.
 Holte: StaA Rep. 102 739 Bernd Janssen, Bauerrichter zu Holte / Coop Hayen, dann Prok. Generalis 
1708/16.
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 Leer: StaA Rep. 102 524 Schüttemeister zu Leer / Siefke Jacobs und Cons. zu Leer 1739. Zu die-
sem Konflikt gehören auch die folgenden Prozesse: StaA Rep. 102 445 Schüttemeister zu Leer / 
Regierungs- oder Hofkanzlei 1726/39; StaA Rep. 4 B V b 20 Sievecke Jacobs und Consorten zu 
Leer gegen die Schüttemeister daselbst, Johann Onnen und Consorten, wegen Veranstaltung eines 
Gassenpflasters bzw. die amtsgerichtliche Jurisdiktion über die Schüttemeister und hofgerichtliche 
Eingriffe betr. 1739-1742; HHStA RHR den. rec. K 587/2 In Sachen der Schüttmeister zu Leer in 
Ostfriesland Supplicanten und Appellanten sodann derer ostfriesischen Landstände Intervenienten 
contra die hochfürstliche Regierungs- oder Hoff-Cantzley als Judicium a quo und Partem Appellan-
tam, 1739/26. 
 Osterhusen: StaA Rep. 102 123 Gerd Hinrichs Schüttemeister zu Osterhusen und Arend Janssen / 
Ostfrs. Kanzlei 1733. Zu diesem Konflikt gehören auch die folgenden Prozesse: StaA Rep. 102 200 
Gerd Hinrichs und Arend Janssen, Schüttemeister zu Osterhusen: die an Hero Harms auf dem Sande 
verübte Gewalttat 1731, darin befindet sich: Gegen Gerd Hinrichs: auch die anno 1726 an dem Ul-
rich Jürgens zu Westerhusen verübte Gewalt und begangene Eingriff in die Landesfürstl. Jurisdiction 
und Hoheit betr.; StaA Rep. 103 V 70 a Ex officio / Gerd Hinrichs und Arend Janssen, Schüttmeister 
zu Osterhusen – Gewaltanwendung gegen Wagen und Pferd des Hero Harms zu Groß-Sande und 
somit Eingriff in die fürstliche Hoheit; darin: Verfahren in gleicher Sache vor Hofgericht und Reichs-
hofrat 5 Bde. (1726-1729), 1731-1737; HHStA RHR den. ant. K 553 Schüttemeister zu Osterhusen 
Gerd Hinrichs und Arend Jansen / Fürstl. Ostfriesische Cantzeley, ca. 1731.
 Jemgum: StaA Rep. 102 754 Schüttmeister und Poolrichter zu Jemgum und Midlum / Beamte zu 
Emden: Recht der Wegeschauung 1698/1704. 
 Greetsiel: HHStA RHR den. rec. K 927/12 In Ostfriesland Beamte zu Gretsyhl / die Gretmer Amt 
Bevollmächtigte Teichrichter Hermann Freese und Joachim Mühlenbeck, App. de 1729-1730.
 Greetsiel: HHStA RHR den. rec. K 927/13 In Ostfriesland Amts Gretsyhl sämtl. Schüttmeister / die 
fürstl. Ostfriesl. RegierungsCantzley, App. de. 1731-1734. 
 Hinter Vogtei: HHStA RHR den. rec. K 927/16 Sämtl. Schüttemeister der Hinter Vogtey Franz 
Hindrichs und Gerd Jans de Buhr et cons. / Die fürstliche ostfriesische Cantzley ca. 1734.
 Weener: StaA Rep. 103 IX 154 Fürstlicher Fiskal gegen Johann Roelffs und Aycke Siebens, Poolrich-
ter zu Weener, die Verletzung der Leerorter amtsgerichtlichen Jurisdiktion betr. 1737-1742.
 Larrelt: StaA Rep. 4 B IV d 132 Streit zwischen Ausmiener Hinrichsen und Vogt zu Larrelt mit den 
dortigen Schüttemeistern, betr. Teilnahme an der Gemeinderechnung (Ausschließung der fürstlichen 
Bedienten bei Einziehung der Meentegelder zu Larrelt) 1743-1744.
 Weener: StaA Rep. 4 B IV h 92 Regierung gegen die Schüttemeister zu Weener, Hinrich Metscher 
und Ontje Weyers, die Schüttemeiter-Rechnung betreffend 1733-36. Zu diesem Prozess gehört auch 
folgender Reichshofratsprozess:  HHStA RHR den. rec. K 927/14 In Ostfriesland Schüttmeister des 
Fleckens Weener / den fürstlichen ostfriesischen Procuratorem Generalem Bettke, und die fürstl. Ost-
friesische Regierungscantzley zu Aurich. App. de 1736-1737.
 Hatzum: StaA Rep. 138 I 1022 Eine streitige Predigerwahl betreffend, Hatzum 1702.
 Uttum: StaA Rep. 138 I 2066 Streitigkeiten wegen der Wahl eines Kirchvogts betr., Uttum 1698. 
 Nesse und Arle: StaA Rep. 138 I 1630 Die herrschaftlichen Vota bei denen Prediger Wahlen zu Nesse 
und Arrel betr. 1702 und 1715 betr.
 Wymeer: StaA Rep. 138 II 922 Kirchvögte zu Wymeer, Aysche Tjabben und Ocke Gerdes gegen H. 
Metscher wegen der Pastorenwahl zu Wymeer 1713.
 Wiesens: StaA Rep. 102 807 Gemeinde Wiesens / Heuerleute zu Oster-Egels wegen Gemeindelasten 
(1709-) 1711-1717.
 Ardorf: StaA Rep. 103 XIII 23 Die Gemeinde zu Ardorf gegen Generalprokurator und Thomas 
Dircks zu Middels, die Zuweisung eines Stück Meedlandes in der Wehler Weide (Kirchspiel Ardorf ) 
an Thomas Dircks betr. 1713-1714.
II. DAS TERRITORIUM OSTFRIESLAND UND DIE GENUTZTEN QUELLEN 
189
 Middels: StaA Rep. 103 III 58 Fiskal und Ihne Ihnen zu Middels gegen Hinrich Janßen, Johan 
Ölgers u.a. Ogenbarger und Osterlooger zu Middels wegen Einreißung des Walles um einen Kamp, 
der dem Ihne Ihnen zwischen Ogenbargen und Felde aus der Heide zugewiesen worden war 1702-
1716. 
 Middels: StaA Rep. 103 III 55 Thomas Dircks gegen die Eingesessenen des Osterloogs zu Middels, 
sodann Generalprokurator gegen die genannten Eingesessenen, den strittigen Ihne Ihnen-Warf und 
einen Garten betr. 1701-1706.
 Leerhafe: StaA Rep. 4 B IV f 63 Eingesessene zu Leerhafe gegen Beamte zu Friedeburg, das dem 
Hinrich Specht ausgewiesene Stück Heidland betr. 1724.
 1022 Detern: StaA Rep. 4 B V b 18 Anfrage der Amtleute zu Stickhausen in Sachen der Bauerrichter zu 
Detern gegen die dortigen Häuslinge, insbesondere die vom Hofgericht den Amtleuten disputierte 
Jurisdiktion über die Bauerrichter 1737-39. Zu diesem Konflikt gehören auch die folgenden Pro-
zessakten: StaA Rep. 102 792 Appellation an den Reichshofrat gegen ein Urteil des Hofgerichts in 
einem Verfahren der Beamten zu Stickhausen gegen die Bauerrichter zu Detern 1738-1739; HHS-
tA RHR den. rec. K 594/8 De Lammy du Pont et cons. contra die Bauerrichter zu Detern Peter 
Christophers und Berend Dücken et cons. App. pto. jurisdictionis de 1738-1739.
 Timmel: StaA Rep. 103 III 7 Eigenerben zu Timmel gegen Berendt Ubben und Fokke Garrelts, die 
Nutzung der gemeinen Weide und Zahlung von Weidegeld betr. 1636-1637.
 Weener: StaA Rep. 4 B IV h 66 Fiskal gegen die Warfsleute zu Weener und Holthusen, insbesonde-
re gegen Hinrich Jacob Nachtigall und Konsorten wegen Aufruhr, Verletzung der öffentlichen Ruhe 
und Totschlag des Obersten und Drosten Aylva 1660-1667, Vol. I-II; StaA Rep. 102 198 Nachtigall 
usw. 1665/66; StaA Rep. 102 61 Nachtigall usw. 1665/66; StaA Rep. 102 480 Nachtigall 1665/66; 
StaA Rep. 103 IX 14 Eigenbeerbte zu Weener und Holthusen gegen die Warfsleute daselbst, die 
Beteiligung der Warfsleute an den Meentlanden zu Weener und den Aufruhr der Warfsleute betr. 
1660-1664; StaA Rep. 101 1077 Sämtliche Warfsleute in Weener / Hofrichter, Assessoren und 
Kanzleiräte in Aurich wegen Rechtsverweigerung – mandati de exequendis sententiis – in ihren 
Prozessen vor dem Hof- und dem Kanzleigericht gegen die Eigenerben in Weener um die Nutzung 
der Meedlande, 1662-1663; StaA Rep. 101 1078 Sämtliche Warfsleute in Weener (Kl.) / Sämtli-
che Eigenerben in Weener (Bekl.) wegen Nutzung der Meedlande (Berufung gegen einen Bescheid 
des Hofgerichts in Aurich 1662-1664); StaA Rep. 101 1086-1088 Johann Friedrich Pollmann als 
Anwalt von Meenck Garrels und Harm Wietkens (Bekl.) / Fstl. Ostfriesischer Generalprokurator 
in Aurich (Kl.) wegen Rechtsbeugung (Berufung) (1660-) 1667-1671, 3 Bde.; StaA Rep. 103 IX, 
17 Fiskal gegen Ude Haykens Sternberg, Hayke Omcken, Habbe Haykes, Omke Omken zu Marl 
und Siebolt Omcken wegen Widersetzlichkeit bei der Verhaftung des Dr. Reiner von Mark, der den 
Amtmann von Leerort, Bucho Wiarda, vor dem Hofgericht in Sachen Warfsleute zu Weener und 
Holthusen gegen die Eigenbeerbten daselbst beleidigt hatte. 1663-1670.
 Middels: StaA Rep. 103 III 103 Göcke Meinen zu Middels gegen den dortigen Bauerrichter Fol-
ckert Siebels, die gemeine Weide betr. 1719-1720.
 Hinte: StaA Rep. 4 B IV d 129 Die Warfsleute zu Hinte, insbesondere die Mittragung der zur 
Wiederherstellung der Hinter Brücke erforderlichen Unkosten betr. 1631-1635.
 Westerende: StaA Rep. 103 III 120 a Gemeinde Westerende / Jan Janssen ebd. – Bau eines Hauses 
auf einem vom Herd seines Bruder abgetrennten Grundstück 1726.
 Greetsiel: StaA Rep. 4 B IV g 33 Regierung gegen Humme Ehmen von Greetsiel wegen seines 
Ungehorsams, seiner Unwahrheiten gegen die fürstlichen Beamten u.a. (darin: Nachrichten von 
einer Ordnung (Ordonnanz) der Sjauer (Hafenarbeiter) 1731; StaA Rep. 28 3039 Ungültigkeit der 
Greetsieler Schüttemeisterrolle von 1618 und Excesse der dortigen Arbeiter betreffend.
 Larrelter Vogtei: StaA Rep. 102 12 v. Böningen u.a. Warfsleute der Larrelter Vogtei / Rentmeister 
zu Emden: Freiheit der Beamten von Kuhschatzgeldern 1708.
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Diese 29 Konflikte wurden mehrheitlich in Zivilprozessen verhandelt: In 25 
Zivilprozessen, die in zwei Fällen auch Strafprozesse nach sich zogen1023, hatte sich 
eine klagende Partei an das Gericht gewandt, um einen Konflikt zwischen Grup-
pen oder Einzelpersonen zu lösen. Drei Konflikte führten direkt zu Strafprozessen. 
Die untersuchten Strafprozesse wurden von der Obrigkeit erst begonnen, als Ge-
meindeeinwohner als Denunzianten die Obrigkeit darauf aufmerksam gemacht 
hatten.1024 Ein Konflikt zwischen Bauern und Arbeitern kam nur im Rahmen 
1023 Zwei Strafprozesse gegen die Schüttemeister von Osterhusen und die Warfsleute aus Weener waren aus 
Zivilprozessen an Gerichten Ostfrieslands entstanden. Sie waren also aus den dort vorgebrachten straf-
würdigen Sachverhalten oder aus den Konflikten, die während des Zivilprozesses vorfielen, entstanden: 
 Osterhusen: StaA Rep. 103 V 70 a Ex officio / Gerd Hinrichs und Arend Janssen, Schüttmeister zu 
Osterhusen – Gewaltanwendung gegen Wagen und Pferd des Hero Harms zu Groß-Sande und somit 
Eingriff in die fürstliche Hoheit; darin: Verfahren in gleicher Sache vor Hofgericht und Reichshofrat 5 
Bde. (1726-1729), 1731-1737. In der Akte befinden sich der Strafprozess des Kanzleigericht und auch 
Zivilprozessakten anderer Instanzen. Folgende Zivilprozessakten gehören auch zu diesem Strafprozess: 
StaA Rep. 102 123 Gerd Hinrichs Schüttemeister zu Osterhusen und Arend Janssen / Ostfrs. Kanzlei 
1733; StaA Rep. 102 200 Gerd Hinrichs und Arend Janssen, Schüttemeister zu Osterhusen: die an 
Hero Harms auf dem Sande verübte Gewalttat 1731, darin befindet sich: Gegen Gerd Hinrichs: auch 
die anno 1726 an dem Ulrich Jürgens zu Westerhusen verübte Gewalt und begangene Eingriff in die 
Landesfürstl. Jurisdiction und Hoheit betr.; HHStA RHR den. ant. K 553 Schüttemeister zu Oster-
husen Gerd Hinrichs und Arend Jansen / Fürstl. Ostfriesische Cantzeley, ca. 1731.
 Weener: StaA Rep. 4 B IV h 66 Fiskal gegen die Warfsleute zu Weener und Holthusen, insbesondere 
gegen Hinrich Jacob Nachtigall und Konsorten wegen Aufruhr, Verletzung der öffentlichen Ruhe und 
Totschlag des Obersten und Drosten Aylva 1660-1667, Vol. I-II. Zu diesem Konflikt gehören auch 
die folgenden weiteren Prozessakten: StaA Rep. 102 198 Nachtigall usw. 1665/66; StaA Rep. 102 61 
Nachtigall usw. 1665/66; StaA Rep. 102 480 Nachtigall 1665/66; StaA Rep. 103 IX 14 Eigenbeerbte 
zu Weener und Holthusen gegen die Warfsleute daselbst, die Beteiligung der Warfsleute an den Meent-
landen zu Weener und den Aufruhr der Warfsleute betr. 1660-1664; StaA Rep. 101 1077 Sämtliche 
Warfsleute in Weener / Hofrichter, Assessoren und Kanzleiräte in Aurich wegen Rechtsverweigerung – 
mandati de exequendis sententiis – in ihren Prozessen vor dem Hof- und dem Kanzleigericht gegen die 
Eigenerben in Weener um die Nutzung der Meedlande, 1662-1663; StaA Rep. 101 1078 Sämtliche 
Warfsleute in Weener (Kl.) / Sämtliche Eigenerben in Weener (Bekl.) wegen Nutzung der Meedlande 
(Berufung gegen einen Bescheid des Hofgerichts in Aurich 1662-1664); StaA Rep. 101 1086-1088 
Johann Friedrich Pollmann als Anwalt von Meenck Garrels und Harm Wietkens (Bekl.) / Fstl. Ost-
friesischer Generalprokurator in Aurich (Kl.) wegen Rechtsbeugung (Berufung) (1660-) 1667-1671, 
3 Bde.; StaA Rep. 103 IX, 17 Fiskal gegen Ude Haykens Sternberg, Hayke Omcken, Habbe Haykes, 
Omke Omken zu Marl und Siebolt Omcken wegen Widersetzlichkeit bei der Verhaftung des Dr. Reiner 
von Mark, der den Amtmann von Leerort, Bucho Wiarda, vor dem Hofgericht in Sachen Warfsleute zu 
Weener und Holthusen gegen die Eigenbeerbten daselbst beleidigt hatte. 1663-1670.
1024 StaA Rep. 103 IX 154 Fürstlicher Fiskal gegen Johann Roelffs und Aycke Siebens, Poolrichter zu 
Weener, die Verletzung der Leerorter amtsgerichtlichen Jurisdiktion betr. 1737-1742; StaA Rep. 4 
B IV h 92 Regierung gegen die Schüttemeister zu Weener, Hinrich Metscher und Ontje Weyers, 
die Schüttemeiter-Rechnung betreffend 1733-36; StaA Rep. 103 III 58 Fiskal und Ihne Ihnen zu 
Middels gegen Hinrich Janßen, Johan Ölgers u.a. Ogenbarger und Osterlooger zu Middels wegen 
Einreißung des Walles um einen Kamp, der dem Ihne Ihnen zwischen Ogenbargen und Felde aus der 
Heide zugewiesen worden war 1702-1716.
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eines Strafprozesses zur Sprache, war aber nicht Hauptgegenstand des Strafprozes-
ses.1025 In allen Prozessen, auch den Strafprozessen, hatte demnach zumindest eine 
Partei ein Interesse an der Konfliktbearbeitung, so dass davon auszugehen ist, dass 
die Beteiligten ihre Forderungen und Haltungen relativ offen äußerten und das 
Gericht als Austragungsort ihrer gemeindlichen Konflikte benutzten.1026 Auch die 
ungewöhnliche Gerichtsorganisation Ostfrieslands machte es der ländlichen Be-
völkerung durch vielfältige gerichtliche Konkurrenz möglich, aktiv die Gerichte 
als Ort zur Austragung ihrer Konflikte, als Ort ihrer Politik zu nutzen. 
Die gerichtlichen Akten in Ostfriesland enthalten verschiedenartigste Texte: 
Schriftsätze1027 der Prokuratoren mit ihnen beiliegenden Urkundenbeweisen1028, 
die Rezesse1029 der Prokuratoren, Supplikationen der Prokuratoren im Namen der 
Parteien1030, Schriftwechsel der beteiligten Behörden, Urteile, Bescheide, Rechts-
1025 StaA Rep. 4 B IV g 33 Regierung gegen Humme Ehmen von Greetsiel wegen seines Ungehorsams, 
seiner Unwahrheiten gegen die fürstlichen Beamten u.a. (darin: Nachrichten von einer Ordnung (Or-
donnanz) der Sjauer (Hafenarbeiter) 1731; StaA Rep. 28 3039 Ungültigkeit der Greetsieler Schütte-
meisterrolle von 1618 und Excesse der dortigen Arbeiter betreffend: Aus einem Zivilprozess zwischen 
einem Schiffer und einem Hafenarbeiter entstand zunächst ein Strafprozess gegen den Hafenarbeiter 
Humme Ehmen. Daraus entwickelte sich ein Konflikt zwischen Gemeinde und Hafenarbeiter um die 
Schüttemeisterrolle, der im Rahmen des Strafprozesses aktenkundig wurde, aber nicht Gegenstand des 
Strafprozesses war, sondern ohne direkte Einschaltung des Gerichts verhandelt wurde.
1026 Schnabel-Schüle, Rechtssetzung, Rechtsanwendung, S. 299; Schwerhoff, Aktenkundig und gerichtsnotorisch, 
S. 90: Schwerhoff und Schnabel-Schüle betonen, dass eine intensivere Einbeziehung der „zivilen“ Gerichtsbar-
keit in der Konsequenz einer konfliktorientierten und auf Rechtsnutzung ausgerichteten Fragerichtung liegt.
1027 Wiggenhorn, Reichskammergerichtsprozeß, S. 107: Zu den Schriftsätzen im Zivilprozess gehörten 
zum Beispiel die Klage, Klagebeantwortung oder Exceptionsschrift, Replik- und Duplikschriften.
1028 Ebd., S. 211: Ein Urkundenbeweis wurde mit der Vorlage von notariellen und anderen Urkunden ge-
führt. Beweismittel waren neben Urkunden Sachverständige, Augenschein, Zeugen, Eid und Geständnis. 
1029 Ebd., S. 116: Ein Rezess war ein mündlicher oder schriftlicher Vortrag vor Gericht.
1030 Zwei Arten der Supplikation, also Bitten, sind grundsätzlich zu unterschieden: die Gnadensupplika-
tion und die Justizsupplikation. In den Gerichtsprozessakten handelte es sich in der Regel um Justiz-
supplikationen, die ein Anwalt verfasste und die ein juristisch konkreter fassbares singulär-subjektives 
Rechtsschutzverlangen enthielten. Mit ihnen wollte man keine Entscheidung aus Gnade oder Wohl-
wollen erreichen, sondern aufgrund von Recht. Letztlich erhoffte man sich mit ihnen aber auch eine 
landesherrliche Gnadenbezeugung in aussichtsloser Situation. Dieses Charakteristikum der Justizsup-
plikation wird besonders deutlich, wenn mit der Supplikation ein summarisches Gerichtsverfahren 
eingeleitet wurde. Damit ist die Grenze zu den Gnadensupplikationen, in denen man um die Gnade 
oder Gunst des Fürsten oder um die Unterstützung der Landstände bat, ohne eine Rechtsposition ih-
nen oder einer dritten Partei gegenüber zu haben, nicht streng zu ziehen, denn diese Unterscheidung 
ignoriert die Motivation der Supplizierenden und den politischen Kontext, in dem die Supplikatio-
nen geschrieben wurden und die den Unterschied zwischen beiden Formen oft verwischte (Härter, 
Strafverfahren, S. 459; Fuhrmann/Kümin/Würgler, Supplizierende Gemeinden, S. 267 f.; Ulbricht, 
Supplikationen, S. 151; Neuhaus, Supplikationen, S. 137; Blickle, Laufen gen Hof, S. 265 f.). 
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gutachten von Schöppenstühlen oder Juristenfakultäten1031, Verhörprotokolle 
der Angeklagten, Zeugenaussagen1032, Briefe1033, Karten und von der ländlichen 
Bevölkerung zumindest selbst unterschriebene, wenn nicht sogar selbst geschrie-
bene Supplikationen und Zeugenberichte (Attestate). Im seltenen Idealfall kann 
ein Gerichtsfall komplett vom ersten Schriftsatz, zum Beispiel der Supplikation, 
bis zur Befragung von Zeugen, Verdächtigen oder Verhafteten und abschließend 
bis zur Urteilsverkündung und -vollstreckung und auch in allen seinen Verhand-
lungen vor weiteren Gerichtsinstanzen nachvollzogen werden.1034 Oft fehlt in den 
ostfriesischen Akten das Urteil. Der Großteil der Texte wurde durch die Anwälte 
der Parteien erstellt. Die ostfriesische Bevölkerung  schrieb vor Gericht weder die 
Eingaben selbst, noch unterschrieben sie anwaltliche Schriftsätze. Die Argumen-
tationen dieser vom Anwalt unterzeichneten Schriftsätze beruhten dementspre-
chend auf den Strategien der Prokuratoren und Advokaten vor Gericht und sind 
nicht selbstverständlich mit der politischen Praxis der Bauern oder Warfsleute 
gleichzusetzen. Wie die Akten zeigen, besprachen sich die Advokaten allerdings 
mit ihren Mandanten, nahmen ihre „gebührliche Instruction“1035 auf,  kamen zu 
ihnen nach Hause und lasen ihnen die verfertigten Schriftstücke wie zum Bei-
1031 Schwerhoff, Aktenkundig und gerichtsnotorisch, S. 36. 
1032 Zu Zeugenaussagen und Verhören: Schulze, Zur Ergiebigkeit von Zeugenbefragungen und Verhören, 
S. 319-326; Fuchs, Gott läßt sich nicht verspotten, S. 315-336; Fuchs/Schulze, Zeugenverhöre als 
historische Quellen – einige Vorüberlegungen, S. 7-40; Breit, Das Geschenk der heiligen Frau Ayd. 
Legitimation bäuerlicher Interessen als soziales Wissen, S. 155-198; Fuchs, Erinnerungsschichten, S. 
89-154; Schwerhoff, Aktenkundig und gerichtsnotorisch, S. 62. Ulbrich, Zeuginnen und Bittstelle-
rinnen, S. 217; Behringer, Verhörsprotokolle, S. 282 ff.
1033 Schnabel-Schüle, Ego-Dokumente im frühneuzeitlichen Strafprozeß, S. 301: Neben den Strafprozes-
sakten im engeren Sinne und den Verhör- und Zeugenaussagen finden sich auch immer wieder Briefe, 
die ansonsten für historische Individuen der Frühen Neuzeit, die nicht der Oberschicht angehörten, 
so gut wie nie überliefert sind.
1034 Schwerhoff, Aktenkundig und gerichtsnotorisch, S. 33 f.
1035 StaA Rep. 103 III, 7 Eigenerben zu Timmel gegen Berendt Ubben und Fokke Garrelts, die Nutzung 
der gemeinen Weide und Zahlung von Weidegeld betr. 1636-1637, fol. 13: In einem Prozess zwischen 
Eigenerben und einem Warfsmann wurde eine normalerweise übliche “instruction“ der Eigenerben 
an ihren Advokaten deutlich. In diesem Prozess konnten die Eigenerben „den advocaten gebührlich 
Instruction Ihrer gravaminum“ nicht geben, und auch der Anwalt der Eigenerben entschuldigte sich, 
dass er seine Schriftsätze nicht produzieren könne. Er begründete die Vertagung der weiteren Gerichts-
handlungen damit, dass es „zu der Zeit grassierenden Sterbens leutten“ gegeben hätte. Wahrscheinlich 
grassierte gerade die Pest. 
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spiel Supplikationen auch vor.1036 Die Advokaten sammelten so alle notwendigen 
Informationen und fertigten Schriftsätze nach Rücksprache mit den Mandanten 
für die Prokuratoren an.1037 Man kann davon ausgehen, dass die für den Prozess-
verlauf grundlegende Argumentation zumindest mit den Parteien abgesprochen 
wurde. Die Schriftsätze waren demnach von beidem geprägt: von den notwendi-
gen Argumentationen gerichtskundiger Prokuratoren und Advokaten sowie von 
den Argumentationen und den Schilderungen von Ansprüchen und Handlun-
gen der ländlichen Bevölkerung. Anhand der auch vorhandenen und von der 
ländlichen Bevölkerung zumindest unterzeichneten Attestaten, Supplikationen 
und Zeugenberichten sowie mittels  Zeugenaussagen, Verhören und Berichten 
landesherrlicher Beamter über die mündliche Zusammenkunft vor Gericht lässt 
sich im Einzelfall meist erschließen, ob eine Partei die Argumentation ihres Pro-
kurators bzw. ihres Advokaten stützte bzw. selbst hervorgebracht hatte. 
Die Attestate, Supplikationen oder Zeugenberichte wurden in der Regel von 
einem Einwohner selbst, dem Pastor oder dem Notar verschriftlicht, unterschrie-
ben waren sie immer von den bezeugenden Einwohnern und nur zusätzlich vom 
Pastor oder Notar.1038 In ihnen formulierte die ländliche Bevölkerung ihre Bitten 
1036 StaA Rep. 4 B IV g 33 Regierung gegen Humme Ehmen von Greetsiel wegen seins Ungehorsams, 
seiner Unwahrheiten gegen die fürstlichen Beamten u.a. (darin: Nachrichten von einer Ordnung (Or-
donnanz) der Sjauer (Hafenarbeiter)) 1731, fol. 34´: So wurde dem Arbeiter Humme Ehmen aus dem 
Flecken Greetsiel seine Supplikation im Jahre 1730 von seinem Advokaten vorgelesen.
 StaA Rep. 4 B IV h 66 Fiskal gegen die Warfsleute zu Weener und Holthusen, insbesondere gegen 
Hinrich Jacob Nachtigall und Konsorten wegen Aufruhr, Verletzung der öffentlichen Ruhe und Tot-
schlag des Obersten und Drosten Aylva 1660-1667, Vol. II, fol. 425: Auch der Warfsmann Henrich 
Jacob Nachtigall aus Weener berichtete in einem Verhör, dass Advokat der Warfsleute ihn detailliert 
über den Fortgang des Prozesses informiert habe. So erfuhr Nachtigall sechs Tage später von einer 
Appellation, die sein Advokat und Procurator durchgeführt hatte. 
1037 Schaumburg, Hofgericht, S. 109: Oft traten die Advokaten in den Prozessen gar nicht in Erscheinung. 
Vollmachten in den Prozessen wurden auf die Prokuratoren ausgestellt. Im Jahr 1727 ordnete der Lan-
desherr an, dass in Prozessen, an denen Beamte beteiligt waren, der Advokat erkennbar sein müsse. 
1038 StaA Rep. 103 IX 110 Interessenten und Eingesessene des Oberrheiderlandes gegen Beamte, Land-
richter und Rentmeister zu Leer sowie gegen den Generalprokurator, Dienstleistungen der Tagelöhner 
und Arbeitsleute betr. (dabei: Lagerbuch), 1715, fol. 11-12 Der Amtmann von Leer erwähnte in seinem 
Bericht aus dem Jahre 1715 explizit, dass die Warfsleute Attestate (fol. 2-3) selbst aufgesetzt hatten.
 Unterschreibende Personen unter den Attestaten nannten sich in folgenden Akten auch „Schreiber“, 
so dass davon auszugehen ist, dass Beteiligte Attestate selbst schrieben: StaA Rep. 103 VI 61 Harmenn 
Wilken gegen Gerd Joanßen, Heuer und Lasten von der Warfstätte zu Utgaste betr. 1709-1710, fol. 
42 f.; StaA Rep. 4 B IV n 387a Die von Joh. Friedrich Potinius beanspruchte Freiheit vom Hofdienst 
von seiner Warfstätte in Stedesdorf (1657-) 1737-1739, fol. 15-23. 
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an den Landesherrn oder die Gerichte bzw. bezeugte Sachverhalte auf die Bitte 
einer Partei hin. Es ist davon auszugehen, dass sich die Einwohner in ihnen zwar 
taktisch verhielten, also das, was sie attestierten oder supplizierten, einer jeweili-
gen Partei vor Gericht auch nützen sollte1039, dass aber der Inhalt eines Attestats 
oder einer Supplikation und die dazugehörige Argumentation vor Gericht ihnen 
 StaA Rep. 103 III 55 Thomas Dircks gegen die Eingesessenen des Osterloogs zu Middels, sodann 
Generalprokurator gegen die genannten Eingesessenen, den strittigen Ihne Ihnen-Warf und einen 
Garten betr. 1701-1706, fol. 37: Der Zimmermann Ihnke Popken aus Middels unterschrieb einen 
Zeugenbericht mit eigener Hand, wer ihn schrieb, ist nicht zu ersehen.
 StaA Rep. 103 XIII 23 Die Gemeinde zu Ardorf gegen Generalprokurator und Thomas Dircks zu 
Middels, die Zuweisung eines Stück Meedlandes in der Wehler Weide (Kirchspiel Ardorf ) an Thomas 
Dircks betr. 1713-1714, fol. 22, 23: Die Hausleute von Brill im Kirchspiel Dunum und von Middels 
reichten Attestate ein, die sie selbst verfasst hatten.
 StaA Rep. 102 807 Gemeinde Wiesens / Heuerleute zu Oster-Egels wegen Gemeindelasten (1709-) 
1711-1717, fol. 7-8, 14-15, 19-20: Die Gemeinde Wiesens reichte mehrmals Supplikationen ein, die 
sie selbst unterschrieben und aus denen nicht zu ersehen ist, ob jemand anderes sie geschrieben hatte.
 StaA Rep. 4 B IV d 129 Die Warfsleute zu Hinte, insbesondere die Mittragung der zur Wiederher-
stellung der Hinter Brücke erforderlichen Unkosten betr. 1631-1635, fol. 19-20: Die Supplikation der 
Warfsleute von Hinte an den Landesherrn wurde zumindest selbst unterschrieben und demnach den 
Warfsleuten vorgelesen.
 Ein Pastor attestierte die Aussagen von Gemeindeeinwohnern in folgenden Gerichtsprozessen: StaA 
Rep. 4 B IV d 129 Die Warfsleute zu Hinte, insbesondere die Mittragung der zur Wiederherstellung 
der Hinter Brücke erforderlichen Unkosten betr. 1631-1635, fol. 21; StaA Rep. 103 XIII 23 Die 
Gemeinde zu Ardorf gegen Generalprokurator und Thomas Dircks zu Middels, die Zuweisung eines 
Stück Meedlandes in der Wehler Weide (Kirchspiel Ardorf ) an Thomas Dircks betr. 1713-1714, fol. 
34 f.
 Prediger und Eingesessene unterschrieben zusammen. Wer von ihnen den Text geschrieben hat, lässt 
sich in den gefundenen Fällen nicht mehr nachvollziehen: StaA Rep. 4  B  IV c 50 Gesuch von Tamme 
Janßen und Willem Gerdes, Tagelöhner zu Nesse, um Erlassung der Brüchen, die ihnen wegen Zuwi-
derhandlung gegen die fürstliche Verordnung gegen das Tabakrauchen diktiert worden sind 1736, fol. 
4-5; StaA Rep. 4 B IV h 223 a Die Freiengelder von der Warfstätte des Helmer Brauers in Heisfelde, 
1716-1717, fol. 3.
 In folgenden Gerichtsprozessen attestierte der Pastor seine eigenen Beobachtungen: StaA Rep. 103 III 
55 Thomas Dircks gegen die Eingesessenen des Osterloogs zu Middels, sodann Generalprokurator ge-
gen die nenannten Eingesessenen, den strittigen Ihne Ihnen-Warf und einen Garten betr. 1701-1706, 
fol. 36, 75; StaA Rep. 103 III 58 Fiskal und Ihne Ihnen zu Middels gegen Hinrich Janßen, Johan Öl-
gers u.a. Ogenbarger und Osterlooger zu Middels wegen Einreißung des Walles um einen Kamp, der 
dem Ihne Ihnen zwischen Ogenbargen und Felde aus der Heide zugewiesen worden war 1702-1716, 
fol. 45 f.
 Ein Notar attestierte den Bericht eines Denunzianten: StaA Rep. 4 B IV g 33 Regierung gegen Humme 
Ehmen von Greetsiel wegen seins Ungehorsams, seiner Unwahrheiten gegen die fürstlichen Beamten 
u.a. (darin: Nachrichten von einer Ordnung (Ordonnanz) der Sjauer (Hafenarbeiter) 1731, fol. 40 f. 
1039 Zu Taktiken vor Gericht: Fuchs, Gott läßt sich nicht verspotten, S. 327 ff.; Göttsch, Zur Konstrukti-
on schichtenspezifischer Wirklichkeit, S. 447 f.; Thauer, Gerichtspraxis in der ländlichen Gesellschaft, 
S. 93 ff.
 Schwerhoff, Aktenkundig und gerichtsnotorisch, S. 91.
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nicht fremd war wie vielleicht eine Argumentation eines Prokurators vor Gericht. 
Die Supplikationen und Attestate wurden ihnen zumindest immer verlesen, 
wenn sie nicht sogar den Text genau mit dem Schreiber durchsprachen. Gerade 
bei Attestaten war die Kenntnis des Textes für die Unterschreibenden sowie für 
die Partei, der dieser Zeugenbericht nützen sollte, gegeben: Unterschriften für 
Attestate erhielt die Partei, der sie nützen sollte, erst nach eingehender Werbung 
für die Sache unter den Einwohnern der Gemeinde: Die Partei vor Gericht, der 
das Attestat nützen sollte, suchte teilweise erst nach Fertigstellung des Attestats 
nach Unterschreibenden und musste ihnen so auf jeden Fall den Inhalt des Attes-
tats wiedergeben, um sie für eine Unterschrift gewinnen zu können.1040 
Die von gerichtlicher Seite protokollierten Zeugenaussagen und Verhöre lassen 
sich ähnlich einordnen. Die Gerichtsakten in Ostfriesland sind in einer geglät-
teten Kanzleisprache verfasst1041, während die Aussagenden meist niederdeutsch 
oder sogar holländisch sprachen.1042 Die Protokolle geben dennoch offenbar recht 
genau die Aussagen der Verhörten wieder. Niederdeutsche Wörter und Wendun-
gen kann man darin wiedererkennen oder diese werden in wörtlicher Rede wie-
dergegeben.1043 Frage für Frage wurde abgearbeitet und teilweise detailliert Proto-
koll geführt. Auch in Zeugenaussagen und Verhören gingen die Akteure taktisch 
vor, das dort Geäußerte war die ihnen am sinnvollsten erscheinende Taktik, um 
sich gegen den Konfliktpartner durchzusetzen oder sich zu schützen. Ein Macht-
1040 StaA Rep. 103 XIII 23 Die Gemeinde zu Ardorf gegen Generalprokurator und Thomas Dircks zu 
Middels, die Zuweisung eines Stück Meedlandes in der Wehler Weide (Kirchspiel Ardorf ) an Tho-
mas Dircks betr. 1713-1714, fol. 114-117: Die Interessierten an der Sache gegen einen fürstlichen 
Heuermann in Ardorf waren von Haus zu Haus gegangen und hatten jeden gefragt, ob er ein Attestat 
unterschreiben würde. Dieses hatten sie von einem Einwohner des Kirchdorfes schreiben lassen. 
 So formulierte der Pastor Augustus Günter im Jahre 1702 in einem Attestat: „Auff begehren Ihne 
Ihnen bekenne und bezeuge ich unterschriebener krafft meines priesterlichen gewißens und besten 
wisens…“ (StaA Rep. 103 III 58 Fiskal und Ihne Ihnen zu Middels gegen Hinrich Janßen, Johan Öl-
gers u.a. Ogenbarger und Osterlooger zu Middels wegen Einreißung des Walles um einen Kamp, der 
dem Ihne Ihnen zwischen Ogenbargen und Felde aus der Heide zugewiesen worden war 1702-1716, 
fol. 45 f.).
1041 Schwerhoff, Aktenkundig und gerichtsnotorisch, S. 64.
1042 Zur Verhochsprachlichung im allgemeinen: Behringer, Verhörsprotokolle, S. 283.
1043 Teilweise wurden auch abstrahierende Straffungen von den Zeugen- oder Verhöraussagen durch die 
Protokollanten durchgeführt, z.B. „Nescit“ , „Negat“, „Affirmat“. Fuchs spricht trotzdem von einer 
relativ genauen Wiedergabe der Verhöre in den Protokollen im allgemeinen: Fuchs, Gott läßt sich 
nicht verspotten, S. 325. 
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gefälle zwischen institutionalisierter Gerichtsgewalt und den Prozessbeteiligten 
ist sicherlich für Strafprozesse wie auch für Zivilprozesse anzunehmen.1044 Die 
institutionellen Bedingungen von Gerichten erforderten demnach in der Regel 
Strategien des Erzählens in mündlichen Verhören und Zeugenaussagen, die sich 
von anderen bedingten Erzählformen unterschieden.1045 Diese werden hier aber 
nicht als mögliche Hindernisse bei der Erkenntnis einer vermeintlichen „objek-
tiven Wahrheit“ betrachtet. Gerichtsakten bilden keine dahinter liegende gesell-
schaftliche „Wirklichkeit“ nur unzureichend ab.1046 Vielmehr erscheinen vor Ge-
richt die Argumentationen und Handlungsweisen der Akteure, die sie nicht nur 
innerhalb ihrer Gemeinde, sondern auch vor der Landesherrschaft, den Ständen 
oder den Reichsgerichten sinnvoll vertreten konnten und mit der sie das Gericht 
überzeugen wollten. 
Auch in den Berichten der landesherrlichen Beamten in den Ämtern, die in 
den Akten oft vorhanden sind und die Konflikte meist am detailliertesten wieder-
geben, gingen die Beamten  auf die Handlungsweisen und Argumentationen der 
Konfliktparteien ein, allerdings aus  landesherrlicher Sicht. Kontrastiert man diese 
Berichte wiederum mit den anderen Schilderungen von Handlungen und Argu-
mentationen in Verhören, Zeugenaussagen, Attestaten und anwaltlichen Schrift-
sätzen, lassen sich sowohl die landesherrlichen Argumentationsweisen, Ansprü-
che und Handlungen als auch diejenigen der bäuerlichen oder unterbäuerlichen 
Bevölkerung zeigen. Die politische Praxis der verschiedenen Akteure sollte sich 
demnach aus der Zusammenschau der Texte von unterschiedlichen Verfassern er-
geben. Es lässt sich meist zeigen, dass die Argumentationen der Prokuratoren mit 
denen ihrer Mandanten übereinstimmten, so dass sich die Politik der Bauern und 
der unterbäuerlichen Bevölkerung erschließen lässt. Auch werden die Akten der 
Gerichtsprozesse untereinander abgeglichen und mit den Ergebnissen aus den 
1044 Schwerhoff, Aktenkundig und gerichtsnotorisch, S. 91.
1045 Schulze, Ego-Dokumente, S. 27; Schnabel-Schüle, Ego-Dokumente im frühneuzeitlichen Strafpro-
zeß, S. 298f., 300; Ulbrich, Zeuginnen und Bittstellerinnen, S. 210.
1046 Schwerhoff, Aktenkundig und gerichtsnotorisch, S. 61, 66: Schwerhoff geht auf die Veränderungen 
durch die linguistische Wende ein, die ein Denken einer hinter der sprachlichen Darstellung befindli-
chen „objektiven historischen Wahrheit“ unmöglich macht.
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analysierten Willküren, Gemeindeberichten und Amtsberichten abschließend 
kontrastiert, so dass ein umfassendes Bild des politischen Handelns entsteht.1047
Aus den Zivil- und Strafprozessen sind zunächst Tatbestände, Tathergänge und 
das Umfeld der Täterschaft oder strittige Rechtsfragen zu erschließen.1048 Ge-
richtsprozesse dokumentieren die (straf-)rechtliche Sanktionierung von Hand-
lungen, die von der Justiz potentiell als strafwürdig eingestuft wurden oder die 
von Konfliktparteien vor Gericht eingebracht wurden.1049 Aber auch für Fragen 
nach dem historischen Menschen selbst, der historischen ländlichen Alltagskultur 
oder spezieller der politischen Praxis der ländlichen Bevölkerung sind Prozessak-
ten der Amts-,  Land-, Hof- und Reichsgerichte wichtige historische Quellen.1050 
Dabei nutzte die ländliche Bevölkerung ganz bewusst die Konkurrenzsitua-
tion der beiden obersten Gerichte in Ostfriesland. Die bäuerlichen Gemeinden 
bevorzugten in Auseinandersetzungen mit landesherrlichen Beamten die Recht-
sprechung des Hofgerichts, während die landesherrlichen Beamten Verfahren 
am Hofgericht unbedingt vermeiden wollten.1051 Das Gericht wurde so von den 
1047 Schulze, Ego-Dokumente, S. 26; Behringer, Verhörsprotokolle, S. 283 ff.; Schnabel-Schüle, Ego-
Dokumente im frühneuzeitlichen Strafprozeß, S. 298: Eine textimmanente Verarbeitung zum Beispiel 
nur von Verhören oder Zeugenaussagen, vor der besonders Schulze, Behringer und Schnabel-Schüle 
warnen, kann so vermieden werden. 
1048 Simon-Muscheid, Täter, Opfer und Komplizinnen, S. 652; Schulze, Ego-Dokumente, S. 27.
1049 Simon-Muscheid, Täter, Opfer und Komplizinnen, S. 652; Schwerhoff, Aktenkundig und gerichts-
notorisch, S. 14.
1050 Auf die Ergiebigkeit von Gerichtsverhandlungen bezüglich der auch ländlichen Alltagskultur weisen 
zum Beispiel hin: Behr, Archivische Quellen, S. 419, 422; Schulze, Zur Ergiebigkeit von Zeugenbe-
fragungen und Verhören, S. 324; Fuchs/Schulze, Zeugenverhöre als historische Quellen, S. 12, 32f.; 
Schulze, Zur Ergiebigkeit von Zeugenbefragungen und Verhören, S. 319.
1051 StaA Rep. 4 B IV d 132 Streit zwischen Ausmiener Hinrichsen und Vogt zu Larrelt mit den dortigen 
Schüttemeistern, betr. Teilnahme an der Gemeinderechnung (Ausschließung der fürstlichen Bedien-
ten bei Einziehung der Meentegelder zu Larrelt) 1743-1744, fol. 16: Die landesherrlichen Beamten 
des Amtes Emden schlugen 1743 einen Weg vor, um die Jurisdiktion des Hofgerichts in dem betref-
fenden Konflikt zwischen den landesherrlichen Beamten (Vogt und Ausmiener) und der Gemeinde 
Larrelt zu verhindern. Sie versuchten dementprechend nicht mit einer Anweisung der Kanzlei an die 
gemeindlichen Amtsträger (Schüttemeister) ihr Ziel zu erreichen, weil dies dazu geführt hätte, dass die 
Schüttemeister sofort Remissorialien an das Hofgericht gesucht hätten. Auch ein ordentlicher Prozess 
am Amtsgericht war ihrer Ansicht nach nicht möglich, da die gemeindlichen Amtsträger dann an das 
Hofgericht hätten appellieren können. Dies hätte den gemeindlichen Amtsträgern erlaubt, den Pro-
zess durch die Landstände und damit durch ihren Anwalt unterstützen zu lassen. So versuchten es die 
landesherrlichen Beamten mit einem mündlichen summarischen Prozess, der offenbar tatsächlich zu 
einem Vergleich zwischen Beamten und Gemeinde und damit zur Konfliktlösung führte, ohne dass 
sich die gemeindlichen Amtsträger beschwert gefühlt hatten.
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Justiznutzern als ein Instrument zur Durchsetzung von Interessen und nicht als 
neutrale Institution verstanden.1052 Die Richter entschieden aufgrund der von 
den Parteien beigebrachten Rechtsgrundlagen und der jeweiligen Auseinander-
setzung. Sie erscheinen aber vor allem auch beeinflusst von einer landständischen 
oder landesherrlichen Position zum Streitgegenstand. 
In ostfriesischen Zivil- sowie in Strafprozessen konnten die Parteien sich mit-
tels eines Anwalts verteidigen und den Instanzenzug ausnutzen. Sogar das Strafge-
richt konnten die Parteien auswählen, falls sie sich entweder am landesherrlichen 
Kanzleigericht oder am ständischen Hofgericht nicht gut aufgehoben fühlten. 
Dadurch, dass Bauern und unterbäuerliche Bevölkerung eigene Anwälte hatten 
und die Möglichkeit besaßen, ihr Recht auch vor nicht-landesherrlichen Gerich-
ten wie dem Hofgericht und den Reichsgerichten zu suchen, hatten sie weitrei-
chende Möglichkeiten, ihre Position zu äußern, ohne von Anfang an durch das 
Gericht und die Herrschaft sehr stark eingeschränkt oder beeinflusst gewesen 
zu sein.1053 Dies galt sowohl für Zivilprozesse als auch für Strafprozesse, auch 
wenn die Angeklagten von den dort möglicherweise verhängten Leib- und Le-
bensstrafen und hohen Geldstrafen stärker bedroht waren und deshalb insgesamt 
vorsichtiger waren als in Zivilprozessen.1054 Anwaltliche Vertretung und die Mög-
lichkeit angeklagter Untertanen, den Strafprozess vor das ständische Hofgericht 
mit seinem „processus mixtus“ zu verlagern, ließen ihn der ländlichen Bevöl-
kerung wahrscheinlich ähnlich kontrollierbar erscheinen wie einen Zivilprozess, 
zumindest lag er eher in ihren Händen und denen ihres Anwaltes als ein reiner 
Inquisitionsprozess.    
1052 Für die Pariser Bevölkerung auch so: Dinges, Michel Foucault, S. 207 f., 210. 
1053 Schulze, „Rechte der Menschheit“, S. 50 ff.: Schulze führt aus, dass bäuerliche Gemeiden bewusst die 
starke Aufsplitterung der Herrschaftsrechte im Reich ausnutzten und verstärkt an den Kaiserhof nach 
Prag und später nach Wien, zum Kreis- oder Reichstag oder zum Kammergericht nach Speyer oder 
Wetzlar zogen. Der prozessuale Widerstand durch den Gang an ein höheres Gericht war nach Schulze 
im Verständnis der Gemeinden, als Basisorganisationen von Widerstand, fest verankert. Er bot für 
die Gemeinden zwei wichtige Vorteile: Sie konnten sich einmal durch die Beschwerde an ein höheres 
Gericht von dem Verdacht reinigen, sich gänzlich von Herrschaft befreien zu wollen. Zum anderen 
bot die Unterstellung unter das höhere Gericht die Gewähr, Schutz vor ihrem Herrn zu finden.
1054 Schwerhoff, Aktenkundig und gerichtsnotorisch, S. 62; Ulbrich, Zeuginnen und Bittstellerinnen, S. 
217; Behringer, Verhörsprotokolle, S. 282 ff. 
II. DAS TERRITORIUM OSTFRIESLAND UND DIE GENUTZTEN QUELLEN 
199
Gehemmt wurde die offene Artikulation von Politik in Zivilprozessen durch 
die Höhe der Gerichtskosten. Gerichte wurden aufgrund der Kosten sicherlich 
nur unter besonderen Umständen angerufen.1055 Vor dem Amtsgericht allerdings, 
vor dem oft summarische, mündliche Prozesse ohne anwaltliche Bevollmäch-
tigung stattfanden, konnte so kostengünstiger verhandelt werden.1056 Die Ge-
richtsgebühren des Amtsgerichts hatten die Landstände mitbeschlossen, so dass 
man davon ausgehen kann, dass sie zumindest für die Bauern nicht allzu hoch 
waren.1057 Parteien, die nachweisen konnten, dass sie arm waren, erhielten am 
Hofgericht und am Kanzleigericht (laut Hofgerichtsordung) sowie an den Amts-
gerichten (laut Untergerichtsordnung) von Amtswegen einen Prokurator und ei-
nen Advokaten gestellt.1058 An den Amtsgerichten wurden den armen Parteien 
bei erwiesener Armut die Gerichtskosten erlassen.1059 Es war jedoch für die Par-
teien wahrscheinlich schwierig, ihre Armut zu beweisen. Der Streitgegenstand 
musste den Beteiligten das finanzielle Risiko wert sein. 
1055 Thauer, Gerichtspraxis in der ländlichen Gesellschaft, S. 37, 49; Dinges, Justiznutzungen als soziale 
Kontrolle, S. 505, 513 f.
1056 Aufgrund der Kosten wurden zum Beispiel Prozesse am Hofgericht oder am Kanzleigericht selte-
ner angestrebt als Amtsgerichtsprozesse. Aus dem Amt Stickhausen berichtete zum Beispiel im Jahre 
1733 ein Amtmann: „gestalt von den bey dem mir gnädigst betrautem Amtgericht vorschwebenden 
Sachen gar wenige an das hochfürstliche ostfriesische Hoffgerichte per viam appellationis oder sonst 
gelangen, einestheils weil allhier nicht gar viele richtige processen getrieben werden, anderntheils weil 
die Partheyen, die durchgehendes wenig in Vermögen haben, mithin die Kosten schäuen, es bey den 
allhir beschehenen Entscheidungen bewenden laßen, allenfalls  mittelst des Remedii restitutionis in 
integrum durch begehrte Versendung der Acten ad Impartiales ihr Heyl zu versuchen pflegen.“ (StaA 
Rep. 102 360 Jurisdiktionseingriffe des Hofgerichts gegenüber den Land- und Amtsgerichten, fol. 
279 f.). Schaumburg begegneten Klagen über die hohen Gerichtskosten zum Beispiel am Hofgericht: 
Schaumburg, Hofgericht, S. 167.
 Die Untergerichtsordnung von 1614 wies die landesherrlichen Beamten an, zuerst zu versuchen, die 
Parteien mündlich miteinander zu vertragen, um hohe Kosten und schwerwiegendere Konflikte zu 
vermeiden (Brenneysen, Ost-Friesische Historie, Bd. II, S. 444). Die Möglichkeit eines solchen sum-
marischen, mündlichen Verfahrens ohne Anwälte spricht für eine niedrige Zugangsschwelle dieser 
untersten Gerichte (Thauer, Gerichtspraxis in der ländlichen Gesellschaft, S. 41). 
1057 Bei Brenneysen werden die Gerichtskosten aufgeführt: Brenneysen, Ost-Friesische Historie, Bd. II, S. 
448 f. Die Bauern hatten sich schon 1610 und 1594 über die langen Prozesse und die Gerichtskosten 
beschwert. Die Landstände insgesamt setzten sich für eine Regelung dieser Gegenstände durch eine 
Untergerichtsordnung ein, so dass diese 1598 und 1599 vom Landesherrn zugesagt wurde (Ebel, Das 
Ende des friesischen Rechts, S. 28; König, Verwaltungsgeschichte, S. 232, 296;  Stadtarchiv Emden 
I, 13, Landtags Acta de annis 1610 et 1611, fol. 75 ff; Wiemann, Grundlagen, S. 100).
1058 Schaumburg, Hofgericht, S. 109; Brenneysen, Ost-Friesische Historie, Bd. II, S. 449.
1059 Brenneysen, Ost-Friesische Historie, Bd. II, S. 449. 
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Die Gerichte Ostfrieslands und des Reiches können zusammenfassend als politi-
sche Aushandlungsorte und weniger als Orte der obrigkeitlichen Repression betrach-
tet werden, in denen Aussagen und Handungen zwar von der Gerichtsherrschaft 
und ihren Ordnungsvorstellungen beeinflusst und bestimmt werden konnten, aber 
die Gerichte eben auch ihre Nutzung für politische Äußerungen und Handlungen 
der Untertanen zuließen. Vor Gericht zeigen sich so auch die politischen Konstruk-
tionsprozesse der Bauern und der unterbäuerlichen Bevölkerung. Diese nutzten die 
Gerichte, um die Konflikte untereinander oder mit landesherrlichen Beamten zu be-
arbeiten und zu lösen. Vor Gericht zeigt sich nicht wie in den Willküren eine schon 
institutionalisierte, normative Beschriebung von gemeindlichen Verhältnissen, son-
dern die aktuelle Praxis. In dieser Praxis wurde insbesondere die soziale Differenz 
zwischen Bauern und unterbäuerlicher Bevölkerung thematisiert und definiert. 
5.3 Gravamina und Landtagsabschiede 
Im dritten Teil dieser Analyse wird der ländliche Schauplatz der Politik verlassen, 
und es werden die Landtage als Institutionen betrachtet, auf denen die politischen 
Handlungen von Bauern und Landständen passierten, um zu ermessen, welche 
Gruppen wie eine eigene Politik vertraten und versuchten, das Soziale umzuge-
stalten. Drei Rechtsetzungen des Landesherrn und der Landstände stehen dabei 
im Fokus und ihr Zustandekommen sowie ihre Umsetzung in die Praxis werden 
näher betrachtet. Ausgewählt wurden die drei Rechtsetzungen, weil Landstände, 
Landesherr und Bauern sich in ihnen zur sozialen Differenz in der ländlichen 
Gesellschaft grundlegend äußerten. 
Beschreiben sowohl Gerichtsprozesse als auch zum Teil die Willküren die ge-
meindliche Praxis, haben wir es bei Landtagsakten und -abschieden mit normati-
veren Quellen zu tun. Die Entmachtung von Intermediatgewalten wie Adel oder 
Gemeinden beruhten meist grundlegend auf einer enormen Rechtsetzungs- bzw. 
Gesetzgebungspraxis der Landesherren.1060 Unter Gesetz werden nach Willoweit 
1060 Blickle/Ellis/Österberg, The Commons and the State, S. 115; Kunisch, Staatsräson und Konfessio-
nalisierung, S. 146.
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autoritative Regeln verstanden, „also solche, die mit einem – wie auch immer 
gearteten – Geltungsanspruch Dritten gegenübertreten. Der historisch wichtige 
Kern einer solchen Begriffsbestimmung ist die gewollte Regelhaftigkeit, also All-
gemeinheit, Normativität des einzelnen Quellenzeugnisses. Sie ist gegeben, wenn 
sich die Regelung an eine abstrakt bestimmbare Personenmehrzahl richtet oder 
wenn sie eine abstrakt bestimmbare Vielzahl von Fällen betrifft, mag Adressat 
auch nur eine Person sein.“1061 Unter den Begriff des Gesetzes fallen damit Rechts-
besserung  (Landrechte) und Rechtsgebot (vielfach Policey- und Landesgesetze) 
und auch verwillkürtes Recht (Bauerrechte oder mit maßgeblicher Beteiligung 
der Landstände zustandegekommenes Recht). Schlichte Rechtsgewohnheiten 
schließt Willoweit, da sie nicht autoritativ sind, aus seinem Gesetzesbegriff aus. 
Da in diesem Gesetzgebungsbegriff nicht festgelegt ist, ob es Gebotsrecht oder 
verwillkürtes Recht ist, kann Gesetzgebung synonym zum Begriff der „Rechtset-
zung“ verwandt werden, der den allgemeinen Prozess des Setzens von Normen 
bezeichnet, unabhängig davon, ob dies der Herrscher in einem Gebotsrecht oder 
Bauern bzw. Landstände und Landesherr in einer Verwillkürung taten. 
Mit Policey- und Landesordnungen wurden vermehrt Rechtsgebote erstellt.1062 
Der Idealtypus des Rechtsgebots ist dadurch gekennzeichnet, dass nicht Recht 
gefunden oder vereinbart wurde, sondern als Befehl galt, der einseitigen Gehor-
sam verlangte.1063 „Die gebietende Instanz steht hier nicht unter dem Gesetz, von 
dem sie ermächtigt wird, das sie ausführt, sondern macht das Gesetz durch ihr 
Gebot.“1064 Es wurden Normen gesetzt, die auf eine Herstellung einer Ordnung 
gerichtet waren, die zum Zeitpunkt der Normsetzung noch nicht vorhanden war. 
Damit unterschieden sich solche frühneuzeitlichen Rechtsetzungen vom her-
kömmlichen Recht, das eher eine normative Beschreibung des „Ist-Zustandes“ 
war.1065 Aufgrund der Anwendung des gesetzgebenden Instrumentariums, das in 
der Frühen Neuzeit vor allem auf das Wirtschafts- und Arbeitsleben sowie die 
1061 Willoweit, Gesetzgebung und Recht, S. 127, Fußnote 127.
1062 Ebel, Geschichte der Gesetzgebung, S. 60.
1063 Ebd., S. 25. 
1064 Ebd., S. 26. 
1065 Simon, Recht und Ordnung in der frühen Neuzeit, S. 386 ff. 
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ständische Sozialordnung bezogen wurde, entstand eine „komplizierte Gemenge-
lage von Gebotsrecht und Rechtsgewohnheit bzw. einem auf gemeinem Schrift-
recht gegründeten Richterrecht.“1066 Der Typus des durch Befehl hervorgebrach-
ten und auf Ordnungskonzepten beruhenden Rechts verdrängte allmählich die 
alten Rechtsgewohnheiten und im 18. Jahrhundert wurden die Strukturen des 
alten Rechts tendenziell abgelöst.1067 
Frühneuzeitliches gesetztes und ordnendes Recht war aber, wie erwähnt, nicht 
nur Rechtsgebot, sondern konnte auch verwillkürtes Recht sein, also eine Verbin-
dung von Rechtsgenossen in einer Einung, die sich selbst Recht setzten.1068 In der 
Forschung werden in den letzten Jahren die Beteiligung der Untertanen und die 
Rechtsgewohnheiten auch im Prozess der landesherrlichen Gesetzgebung stärker 
betont. So wird gezeigt, wie die „Untertanen“ an der Gesetzgebung teilhatten, 
diese einforderten, für sich nutzten und sie stützten. Nur in dieser Interaktion mit 
den Untertanen habe Gesetzgebung funktionieren können. Man geht nicht mehr 
einseitig davon aus, dass Gesetzgebung und insbesondere Policeygesetzgebung 
eine ausschließliche Funktion des Herrschers war.1069 Zudem wird bezweifelt, dass 
landesherrliches Gesetz rabiat in die ländliche Sozialverfassung eingriff. Damit 
der Staat wirklich zu den „Untertanen“ habe durchdringen können, habe er sich 
auf die Rechtsgewohnheiten der Untertanen einlassen bzw. sie an der Rechtset-
zung beteiligen müssen.1070 Prinzipiell waren an der Gesetzgebung vor allem die 
1066 Weitzel, Die Konstituierung der Gemeinde aus der Rechtstheorie, S. 165. 
 Ebel, Geschichte der Gesetzgebung, S. 64: Die Ordnungen der „guten Policey“ verwischten für den 
Untertan immer mehr die Grenzen zwischen dem der Rechtsverwaltung dienenden Rechtsgebot und 
dem Recht und Gesetz alten Stiles, worin das gemeine (römische) Recht eingeschlossen war.
1067 Weitzel, Die Konstituierung der Gemeinde aus der Rechtstheorie, S. 165; Simon, Recht und Ord-
nung in der frühen Neuzeit, S. 386 ff. 
1068 Ebel, Geschichte der Gesetzgebung, S. 20-25.
1069 Zum Forschungsstand zu Gesetzgebung und Gesetz im 17. und 18. Jahrhundert: Würgler, Desideria 
und Landesordnungen, S. 153. 
1070 Hahn, „Absolutistische“ Polizeigesetzgebung, S. 16; Schlumbohm, Gesetze, die nicht durchgesetzt 
werden, S. 647-663; Simon, Recht und Ordnung in der frühen Neuzeit; Landwehr, „Normdurchset-
zung“ in der Frühen Neuzeit?, S. 146-162; Blickle, Einführung. Mit den Gemeinden Staat machen, 
S. 14; Blickle, Landschaften im Alten Reich, S. 189-233, 522-551; Blickle, Beschwerden und Poli-
zeien, S. 549-568; Immel, Typologie der Gesetzgebung, S. 3-96.
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Landstände beteiligt.1071 Wenn die Beteiligung der Landstände gleichberechtigt 
war, kann man diese von den Landständen mitgetragenen Rechtsetzungen nicht 
mehr als Gebotsrecht, sondern als verwillkürtes Recht bezeichnen.1072 Gerhard 
Immel beschäftigte sich mit der Gesetzgebung mit Beteiligung der Landstän-
de und erstellte sechs Typen der Gesetzgebung. Ihm zufolge konnten Gesetze 
durch die Stände allein, durch den Herrscher allein oder durch ein Zusammen-
wirken von Ständen und Herrscher zustande kommen. Diese Beteiligung der 
Stände konnte wiederum vier unterschiedliche Formen annehmen. Es gab die 
unverbindliche ständische Anregung, ihr Recht auf einen gutachtlichen Rat (vo-
tum consultativum), eine notwendig gemachte ständische Approbation zu neuen 
Gesetzen (votum decisivum) und eine Gleichberechtigung zwischen Landesherr 
und Ständen in Verträgen und Vergleichen, in Landtagsabschieden.1073 
Landstände und Landesherrschaft waren in Ostfriesland im Prinzip gleichbe-
rechtigt an der Gesetzgebung beteiligt.1074 Damit fällt die ostfriesische Gesetzge-
bungspraxis in Immels Kategorie einer Zusammenarbeit zwischen Landständen 
und Landesherr. Ohne Zutun und Bewilligung der Stände durfte der Landesherr 
keine Neuerung oder Veränderung in gemeinen Landessachen durchführen. Er 
musste also die Bewilligung der Stände bezüglich neuer Gesetze, Ordnungen und 
überhaupt der gemeinen Wohlfahrt des Landes einholen, so setzten es die grund-
rechtlichen Landesverträge, die Konkordate von 1599, die Staatische Resolution 
von 1620 und der Haagische Vergleich von 1662 sowie der Finalrezess von 1663 
fest.1075 Die Landstände konnten sich zudem auch auf Artikel 10 eines kaiserli-
chen Dekrets von 1589 berufen, nach dem ohne Bewilligung der Stände keine 
Neuerungen oder Veränderungen von landesherrlicher Seite eingeführt werden 
sollten.1076 
1071 Zur Gesetzgebung im Zusammenspiel mit den Landständen: Fuhrmann, Amtsbeschwerden, S. 142 
f. 85-97; Würgler, Desideria und Landesordnungen, S. 149-240.
1072 Fuhrmann, Amtsbeschwerden, S. 87; Willoweit, Gesetzgebung und Recht, S. 123 ff., 135 ff. 
1073 Immel, Typologie der Gesetzgebung, S. 9-24; Würgler, Desideria und Landesordnungen, S. 155 f. 
1074 Engelberg, Ständerechte im Verfassungstaat, S. 203. 
1075 König, Verwaltungsgeschichte, S. 332 f.; Engelberg, Ständerecht im Verfassungsstaat, S. 203. 
1076 König, Verwaltungsgeschichte, S. 481. 
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In Ostfriesland sind – neben den Rechtsgewohnheiten –  als wichtige Rech-
te vor allem das ostfriesische Landrecht1077, das gemeine Recht1078 und für das 
Strafrecht die Carolina, die Peinliche Halsgerichtsordnung Kaiser Karls V. von 
15321079 als Subsidiärrechte zum Landrecht1080 zu nennen. Auch gehörten dazu 
die schon erwähnten grundlegenden Landesverträge.1081 An diesen letztgenann-
ten Rechtsetzungen zwischen 1611 und 1744 waren die Landstände beteiligt. 
Auch eine zwischen 1663 und 1699 geplante Verbesserung des ostfriesischen 
Landrechts und für die Policeygesetzgebung waren sie mitverantwortlich.1082 
Gesetze wurden aber nicht nur als Willkür beschlossen, sondern auch in der 
verwillkürten Form den Untertanen verkündet.1083 Wenn bei Verkündung des 
Gesetzes erwähnt wurde, dass die Landstände mitgewirkt hatten, wollte man 
durch die Verwillkürung eine allgemeine Verbindlichkeit des Gesetzes begründen 
und die Durchsetzung garantieren. Damit wurde angezeigt, dass die Unterta-
nen nicht auf rein gebotenes Recht verpflichtet werden konnten und Legitimi-
tät durch Konsens gewonnen werden musste.1084 Gesetze wurden in Ostfriesland 
1077 König, Verwaltungsgeschichte, S. 230; Ebel, Das Ende des friesischen Rechts, S. 8 ff.: Im Edzardischen 
Landrecht um 1520 wurden die alten Landrechte und Willküren der friesischen Vergangenheit mit 
den neuen römisch-rechtlichen Begriffen und Anschauungen verbunden und in Einklang gebracht. 
Alte Rechtsbestimmungen wurden leicht überromanisiert, viel altes Recht blieb stehen. Edzard d. Gr. 
stellte damit kein neues Gesetz auf, sondern stellte nur die in Praxis befindlichen Rechte zusammen.
1078 Eisenhardt, Deutsche Rechtsgeschichte, S. 180; Sellert/Rüping, Studien- und Quellenbuch, S. 241: 
Die Epoche des Gemeinen Rechts bezeichnet den Zeitraum seit Mitte des 16. Jahrhunderts bis ge-
gen Ende des 18. Jahrhunderts. Das römisch-kanonische Recht, auch als gelehrtes Recht bezeichnet, 
bildete als das gemeine Recht einen Gegensatz zu den besonderen Rechten, den Partikularrechten 
und wurde als das allgemein geltende Recht aufgefasst. Die Partikularrechte speisten sich (überwie-
gend) aus dem  Gewohnheitsrecht (consuetudo) und dem in Stadtrechts- und Landrechtsbüchern 
aufgezeichnete Recht. Mit der Rezeption römischen und kanonischen Rechts kam es also zu einem 
Nebeneinander verschiedener Rechtsmassen. Althergebrachte Gewohnheiten, Stadt- und Landrechte 
standen nun neben dem gelehrten Recht. 
1079 König, Verwaltungsgeschichte, S. 232, 245; Schaumburg, Hofgericht, S. 170; Schnabel-Schüle, 
Rechtssetzung, Rechtsanwendung, S. 300: Die Carolina wurde im Reich zur Grundlage der territori-
alen Strafgesetzgebung.
1080 König, Verwaltungsgeschichte, S. 233. Allgemein zur Subsidiarität des gemeinen (römischen) Rechts: 
Immel, Typologie der Gesetzgebung, S. 62 ff.; Ebel, Geschichte der Gesetzgebung, S. 67. 
1081 Hintze, Einleitende Darstellung, S. 603 f.; König, Verwaltungsgeschichte, S. 232.
1082 König, Verwaltungsgeschichte, S. 332 f.; Kappelhoff, Die ostfriesischen Landstände, S. 173 f.; Ei-
mers, Das Ständewesen, S. 410.
1083 Die wichtige Frage nach der Publikation von Gesetzen, die auch auf die Umsetzung dieser Gesetze ihre 
Wirkung zeigte, stellt vor allem: Würgler, Desideria und Landesordnungen, S. 156. 
1084 Fuhrmann, Amtsbeschwerden, S. 87, 92.
II. DAS TERRITORIUM OSTFRIESLAND UND DIE GENUTZTEN QUELLEN 
205
entweder verlesen1085 oder durch schriftliche Publikation öffentlich gemacht. 
Diese bedeutete gegenüber dem Verlesen schon einen „Schritt zum Prinzip der 
formellen Verkündung“1086 und konnte durch die Versendung handgeschriebe-
ner Exemplare an die Gerichte, Behörden und Rechtsfakultäten und/oder durch 
öffentlichen Anschlag meist gedruckter Texte geschehen.1087 Im Osterhusischen 
Akkord von 1611 wurde festgelegt: 
„Zum Nutzen der Gemeinde, und damit die Untertanen ihren Scha-
den umso besser verhüten können, sind alle Anordnungen und Befehle, 
die auf Veranlassung S.G. oder dessen Beamten, Deich- und Sielrichter 
oder anderer Amtspersonen von der Kanzel abgekündigt werden, zu-
gleich auch an den Kirchentüren anzuheften oder an anderen Stellen, 
wo Zettel und Bekanntmachungen gewöhnlich angeschlagen werden. 
Denjenigen, die es begehren, sollen Abschriften solcher Anordnungen ge-
gen angemessene Bezahlung nicht verweigert werden.“1088 
Diese normative Setzung wurde auch durchgeführt und galt eben auch für 
Landtagsabschiede und -schlüsse. Es kam dabei weniger auf den Schrifttext an 
als auf das Verlesen des Textes, was sich schon darin zeigte, dass sich „Unterta-
nen“ über eine zu große „Eylfertihgkeit“ beim Verlesen beschwerten, denn diese 
habe dazu geführt, dass sie nichts verstanden hätten.1089 Die Verlesung und Pu-
blikation hatte eine Bedeutung im ostfriesischen Alltag und man traute ihr eine 
Einflussnahme auf die Bevölkerung zu: Wohl deshalb versuchten die Landstände 
im Jahre 1620 das Recht zum öffentlichen Verlesen und schriftlichen Publizie-
ren ohne landesherrliche Kontrolle für ihre eigenen Verordnungen zu erringen. 
Dabei scheiterten sie aber am massiven Widerstand des Landesherrn gegen diese 
1085 Zur Publikation von Gesetzen: Immel, Typologie der Gesetzgebung, S. 95; Schildt, Der Friedensge-
danke, S. 217; Schmelzeisen, Einleitung, S. 31. 
 Für Ostfriesland: Brenneysen, Ost-Friesische Historie, Bd. II, S. 509, 584.
1086 Immel, Typologie der Gesetzgebung, S. 95. 
1087 Ebd., S. 95 f. 
1088 Nach der Übersetzung des Osterhusischen Akordes durch Wiemann: Wiemann, Grundlagen, S. 237 
(Osterhusischer Akkord von 1611, S. 212-261).
1089 Brenneysen, Ost-Friesische Historie, Bd. II, S. 571.
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Forderungen und an der dazu neutralen Haltung der Generalstaaten.1090 Trotz 
dieser Niederlage publizierten die Stände oder auch nur Teile der Stände vor 
und nach 1620 in Auseinandersetzungen mit dem Landesherrn ihre eigenen, 
vom Landesherrn nicht miterlassenen „allgemeine Land=Tags=Resolution und 
Schluß“1091, ohne eine landesherrliche Bestätigung zu besitzen. Genauso verfuhr 
der Landesherr, unterstützt durch ihm wohlgesonnene Stände, mit seinen Land-
tagsabschieden. Er besaß nicht die eigentlich notwendige Zustimmung der ge-
samten Landstände. Insbesondere im Appelle-Krieg im 18. Jahrhundert kam es 
zu solchen eigenmächtigen Landtagsabschieden und Verordnungen.1092 Über die 
Berechtigung an der Gesetzgebung fielen demnach auch massive Konflikte vor. 
Den Bestimmungen über eine gemeinsame Verwillkürung der Gesetze wurde 
also nicht immer nachgekommen. 
Von einer verwillkürten Gesetzgebung und ihrer Publikation ist aber nicht 
einfach auf eine Beachtung solcher Gesetze durch die Landbevölkerung zu schlie-
ßen. Auch in Bezug auf die Befolgung von Gesetzen wird in der neueren For-
schung immer öfter darauf hingewiesen, dass man nicht von einem einfachen 
Impuls von oben nach unten ausgehen kann. Zum Beispiel wird auf die Blo-
ckaden gegen Gesetze in der ländlichen Gesellschaft hingewiesen.1093 Um nicht 
eine Durchsetzung von Normen einfach anzunehmen, wie es zum Beispiel die 
Sozialdisziplinierungthese von Gerhard Oestreich nahe legt, wird hier mit Achim 
1090 Brenneysen, Ost-Friesische Historie, Bd. II, S. 509, 584: Die Stände hatten sich nach der Ablehnung 
dieser Forderung bei Publikation ihrer Sachen an die generale Pachtordnung zu halten, die die Einnah-
me der indirekten Steuern regelte. Die Pachtordnung setzte fest, dass das für diese Akziseeinnahmen 
zuständige Administratorenkollegium, das wichtigste Gremium der Landstände, die Verpachtung der 
Akzise per Anschlag verkünden durften, so dass an der Verpachtung Interessierte zusammenkommen 
konnten und durch eine Versteigerung die Akzise pachten konnten. Dem Administratorenkollegium 
wurde demnach kein direkter Einfluss auf die Landbevölkerung zugebilligt. Nur vermittelt über die 
Pächter und nur bezüglich der wichtigsten Steuereinnahme, der indirekten Steuer, sollte es – und mit 
ihm die Landstände – offiziell auf die Landbevölkerung zugreifen (Brenneysen, Ost-Friesische Histo-
rie, S. 387-390, besonders S. 388).
1091 Brenneysen, Ost-Friesische Historie, Bd. II, S. 571.
1092 Kappelhoff, Absolutistisches Regiment, S. 336 f., 340.
1093 Schwerhoff, Aktenkundig und gerichtsnotorisch, S. 88; Holenstein, Gesetzgebung und administrati-
ve Praxis, S. 172 f.; Hahn, „Absolutistische“ Polizeigesetzgebung, S. 18, Fußnote 27; Härter, Soziale 
Disziplinierung durch Strafe?, S. 365-379 Dinges, Normsetzung als Praxis?, S. 39-53; Schlumbohm, 
Gesetze, die nicht durchgesetzt werden, S. 747-663.
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Landwehr von einer „Einsetzung“ oder „Implementation“1094 von Normen ge-
sprochen. Mit der Rede von der Durchsetzung von Normen suggerierte man 
nämlich eine reine Bewegung von oben, von der Obrigkeit zu den Untertanen, 
ohne eine Abwehr, Umänderung, Ignorierung oder Beteiligung der Untertanen 
zu beachten. Zweitens erweckte man damit den Eindruck, es gäbe überhaupt im 
Sinne von Durchsetzung eine strikte Befolgung von Normen. Hier wird jedoch 
davon ausgegangen, dass ein Gesetz, eine Norm vielmehr in einen bestimmten 
politischen, gesellschaftlichen, kulturellen, wirtschaftlichen und religiösen Kon-
text eingesetzt wurde, in der die Norm zu einem mehr oder weniger wichtigen 
Bestandteil des gesellschaftlichen Lebens wurde.1095 Deshalb wird bei den hier un-
tersuchten Rechtsetzungen die Intensität der „Implementation“ in der ländlichen 
Gemeinde untersucht. Da die von Gesetzen betroffenen bäuerlichen Gemeinden 
in Ostfriesland selbst an den Landständen und somit an der Rechtsetzung be-
teiligt waren, wird eine besondere Frage aufgeworfen: Es soll gezeigt werden, ob 
die landständisch-landesherrlichen Rechtsetzungen in Ostfriesland „besser“ als 
anderswo implementiert werden konnten, weil die bäuerlichen Gemeinden sie in 
den Landtagen mit beschlossen hatten und so ihre Interessen dabei vertreten hat-
ten.1096 Da es hier in allen untersuchten Rechtsetzungen um die soziale Differenz 
in den Gemeinden ging, stellt sich somit die Frage, wer die soziale Differenz in 
der Praxis auch beeinflussen konnte. 
Zuerst soll das Zustandekommen der bis ins 19. Jahrhundert geltenden Verträ-
ge der einzelnen Ämter Ostfrieslands mit dem Landesherrn über die Ableistung 
1094 Landwehr, „Normdurchsetzung“ in der Frühen Neuzeit?: Achim Landwehr möchte nicht mehr von 
Normdurchsetzung, sondern von Normimplementierung als einem zirkulären Prozess zwischen un-
terscheidlichen Akteuren sprechen, da auf diese Weise die Mitwirkungs- und Mitsprachemöglickeiten 
aller Beteiligten deutlich werden.
1095 Ebd., S. 153.
1096 Dies suggerieren besonders die Arbeiten von Peter Blickle. Er geht davon aus, dass die Gemeinden, 
wenn sie an den Landständen beteiligt waren und ihre Interessen einbringen konnten, diese so entste-
henden Gesetzgebungen auch befolgten, da es ja ihre eigenen waren. Ausführlich zur Gesetzgebung 
mit Beteiligung der Bauern: Blickle/Ellis/Österberg, The Commons and the State. Für Ostfriesland 
geht Kappelhoff davon aus, dass durch die bäuerliche Beteiligung an den Landständen diese über eine 
größere Durchsetzungskraft verfügten (Kappelhoff, Die ostfriesischen Landstände und die Stadt Em-
den, S. 76). 
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von gerichtsherrlichen Lasten nachvollzogen werden.1097 Dazu wird mit umfas-
senden Gravamina (Beschwerden) des bäuerlichen Dritten Standes gearbeitet, 
die auf Landtagen in den Jahren 15941098 und 16101099 mit den Gravamina der 
anderen Stände eingereicht wurden und zu den erwähnten Verträgen zwischen 
Landesherrschaft und den Einwohnern der ostfriesischen Ämter führten. In 
diesen Gravamina thematisierten die Bauern die Differenz und das Verhältnis 
zwischen ihnen und der unterbäuerlichen Schicht. Eine bäuerliche Politik auf 
Landtagen lässt sich auf dieser Basis beschreiben. Die Formulierung von Grava-
mina1100 stellte ein zentrales Instrument von Landständen dar, ihre politischen 
Interessen und Überzeugungen zur Geltung zu bringen.1101 Das Anbringen von 
Beschwerden auf einem Landtag hatte speziell für die Bauern einen wichtigen 
Vorteil gegenüber anderen Arten der politischen Interessendurchsetzung wie 
Gerichtsprozessen, Supplikationen, bäuerlichem Widerstand oder Huldigungs-
verweigerungen1102: Die Stände waren in einer vergleichsweise günstigen, insti-
tutionalisierten Position, die eine höhere Verbindlichkeit auch des Landesherrn 
hervorrief, schon weil der Landesherr jemanden um Rat und Hilfe bat, der einen 
gewissen Rechtsstatus besaß und demnach als Stand galt. Der Herrschaft war es 
1097 Zu den Verträgen über gerichtsherrliche Lasten: Swart, Friesische Agrargeschichte, S. 195 u. 198.
Zusammengefasst bei: Wiemann, Materialien, S. 49-54. Abgedruckt bei: Brenneysen, Ost-Friesische 
Historie, Bd. I, S. 391-402.
1098 StaA Rep. 241, Msc. A 157, Brenneysen, Enno Rudolph, Geschichte von Ostfriesland, fol. 254-282´: 
Der Kanzler Enno Rudolph Brenneysen versuchte in dieser seiner sog. „Civil-Historie“, die Geschich-
te Ostfrieslands seinen Zeitgenossen in seinem Sinne näher zu bringen. Er nahm auch Abschriften von 
älteren Quellen, wie Landtagsakten, in diese Geschichtsschreibung mit auf. Darunter waren auch die 
betreffenden Gravamina (Joester, Enno Rudolph Brenneysen, S. 229 ff., 401 f.). Glättende Zusam-
menfassung der Gravamina bei: Wiemann, Probleme der Ständegeschichte in Ostfriesland, S. 77-88.
1099 Stadtarchiv Emden, I, 13, Landtags Acta de annis 1610 et 1611, fol. 56-96´.
1100 Allgemein zu Beschwerden (auch auf Landtagen) als Teil einer frühneuzeitlichen politischen Kultur: 
Blickle/Ellis/Österberg, The Commons and the State, S. 125 f.; Blickle, Beschwerden und Polizeien, 
S. 551 ff.  
1101 In Ostfriesland wehrte man sich nicht nur 1594 und 1610 gegen herrschaftliche Ansprüche mittels 
Gravamina: Auch in den 1680er Jahren, als die vormundschaftlichen Landesherrin Christine Charlot-
te versuchte auf die ländliche Bevölkerung und ihre Rechte sowie finanziellen Möglichkeiten verstärkt 
zuzugreifen, beantwortete man dies zusammen mit den anderen Landständen mit einer Forderung der 
Beseitigung ihrer Gravamina (Heißler, Ostfriesische Singularität, S. 434, 442 ff.).
1102 Zu Huldigungen in Ostfriesland Ende des 16. und im 17. Jahrhundert und zu ostfriesischen zeitge-
nössischen Abhandlungen über Huldigungen: Wiemann, Materialien, S. 91-98; Heißler, Ostfriesi-
sche Singularität, S. 120-126. 
 Allgemein zu Huldigungsverweigerungen als eigenständige Handlungsweise im Widerstand: Holen-
stein, Die Symbolik des Rechts in Herrschaftsbeziehungen, S. 96 f.
II. DAS TERRITORIUM OSTFRIESLAND UND DIE GENUTZTEN QUELLEN 
209
demnach nicht möglich, den Ständen diese Ehre zu entziehen und gleichwohl 
die erbetene oder schon erhaltene Hilfe in Anspruch zu nehmen.1103 Zweitens 
gab es auf dem Landtag eben die legitime Möglichkeit, eine Gegenbitte bzw. 
eine Erfüllungsbedingung zu formulieren. Eine Erfüllung der Gravamina wur-
de umso wahrscheinlicher, umso mehr Macht die Landstände insgesamt hatten. 
Also profitierte ein Stand, hier die Bauern, wahrscheinlich nicht nur von äuße-
ren Kräften wie den Niederlanden und von einzelnen anderen Ständen, sondern 
auch von den errungenen Privilegien der Landstände insgesamt. Ein möglicher 
Kompromiss mit dem Landesherrn aufgrund von landständischen Gravamina 
erhielt in der Regel die Form des Abschieds und galt als Landesgesetz.1104 Solche 
Landesverträge und die vorher formulierten Gravamina stellten somit sehr fest 
institutionalisierte Kanäle dar, in denen Ordnungsvorstellungen über den gesell-
schaftlichen Aufbau und die geltenden Werte und Normen der Untertanen an 
die Landesherrschaft vermittelt wurden.1105 
Ob das in den Gravamina und in den darauf folgenden Landesverträgen geäu-
ßerte Verhältnis zwischen Bauern und unterbäuerlicher Bevölkerung mit demje-
nigen Verhältnis übereinstimmte, das die Bauern in der Praxis zeigten, soll in ei-
ner weiteren Untersuchung überprüft werden. Dazu wurden Akten zu Konflikten 
über gerichtsherrliche Lasten und Konzessionsabgaben auf der Basis von Regalien 
hinzugezogen. In 9 Konflikten, die sich in Zivilprozessen in mehreren Instanzen 
am Kanzleigericht, am Hofgericht, am Amtsgericht Leer und am Reichshofrat 
und einer Befragung als Akten niederschlugen, wird das Verhältnis zwischen Bau-
ern und unterbäuerlicher Bevölkerung in Bezug auf landesherrliche Lasten deut-
lich.1106 So soll gezeigt werden, ob Bauern auf Landtagen eine sonst auch übliche 
1103 Fuhrmann, Amtsbeschwerden, S. 73; Fuhrmann/Kümin/Würgler, Supplizierende Gemeinden, S. 
302 f. Zur Institutionalisierung der Landstände: Krüger, Landständische Verfassung, S. 80; Oestreich, 
Zur parlamentarischen Arbeitsweise, S. 201-228.
1104 Blickle/Ellis/Österberg, The Commons and the State, S. 125 f.; Blickle, Einführung. Mit den Ge-
meinden Staat machen, S. 13. 
1105 Blickle, Einführung. Mit den Gemeinden Staat machen, S. 3.
1106 Oberrheiderland: StaA Rep. 103 IX 110 Interessenten und Eingesessene des Oberrheiderlandes gegen 
Beamte, Landrichter und Rentmeister zu Leer sowie gegen den Generalprokurator, Dienstleistungen 
der Tagelöhner und Arbeitsleute betr. (dabei: Lagerbuch), 1715. 
 Bunde/Amt Leer: StaA Rep. 102 20 Eingesessene zu Bunde / Regierung: Freiengelder und neue Re-
gister 1716. Das folgende Verzeichnis ergab ergänzende Informationen zu diesem Prozess der Landes-
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politische Strategie hinsichtlich landesherrlicher Lasten praktizierten oder ob der 
Landtag die Aussagen der Bauern so beeinflusste, dass sie die Differenz und das 
Verhältnis zwischen Bauern und unterbäuerlicher Bevölkerung anders als sonst 
üblich darstellten. Wird die Politik der Bauern durch die Institution Landtag so 
beeinflusst, dass sie z.B. die Interessen der unterbäuerlichen Bevölkerung strategi-
schen Zwecken opferten? Die zweite Frage ist, ob das Verhältnis zwischen Bauern 
und unterbäuerlicher Bevölkerung, das in den auf die Gravamina folgenden Lan-
desverträgen geäußert wurde, so auch in der Bevölkerung gelebt wurde. 
Der landständischen Politik und ihrem Entwurf des Verhältnisses zwischen 
Bauern und unterbäuerlicher Bevölkerung sollen anhand von zwei konkurrieren-
de Landtagsschlüsse aus dem Jahre 1620 über das bäuerliche Landtagsdeputier-
tenwahlrecht nachgegangen werden. Die beiden rechtsetzenden Landtagsschlüsse 
und die Landtagsakten, die mit ihrem Zustandekommen in Zusammenhang ste-
hen, befinden sich in der Sammlung  ostfriesischer Quellen von Enno Rudolph 
herrschaft mit den Eingesessenen von Bunde: StaA Rep. 4 B IV h 217 c Verzeichnis der zu Freiengeld 
Verpflichteten und der Warfsleute im Amt Leer, die noch nicht zu Register standen 1732-1733 mit 
Supplikation der noch nicht registrierten Warfsleute. 
 Bunde: StaA Rep. 102 20 Eingesessene zu Bunde / Regierung: Freiengelder und neue Register 1716: 
In diesem Gerichtsprozess wurden zwei unterschiedliche Konflikte verhandelt: über die Konzessions-
abgaben, aber auch über die Registrierung von unterbäuerlicher Bevölkerung bezüglich gerichtsherrli-
cher Lasten. Deshalb wurden auf der Basis dieser Akte zwei Konflikte ausgemacht. 
 Filsum: StaA Rep. 4 B IV l 63 e Die Laufdienste der Filsumer Warfsleute 1731. 
 Heisfelde: StaA Rep. 4 B IV h 223 a Die Freiengelder von der Warfstätte des Helmer Brauers in Heis-
felde, 1716-1717.
 Weener und Jemgum: HH StA RHR den. rec. K 921/6 Ostfriesland  Fürst / Die Eingesessene-
ne zu Wehner, und Jemgum. App. Acta inrot. 20. Dec. 1720, siehe Designatio Protocolli zum 18. 
Oktober 1713, Designatio Protocolli zum 8. Oktober 1717. Dieser Reichshofratsprozess wird hier 
als eigenständiger Konflikt gezählt. Er bezog sich vor allem auf die beiden folgenden Konflikte und 
Hofgerichtsprozesse, fasste sie aber zusammen und in ihm wurde nicht gegen einzelne landesherrliche 
Beamte geklagt, sondern gegen den Fürsten. 
 Coldam: StaA Rep. 103 IX 87 Ahlrich Bayen, Brauer zu Coldam, gegen Beamte und Rentmeister zu 
Leer und den Generalprokurator, die Zahlung des Krug- und Schweinegeldes betr. 1707-1724. 
 Weener und Jemgum: StaA Rep. 103 IX 104 Interessenten und Eingesessene zu Weener und Jemgum gegen 
den Rentmeister zu Leer und den Generalprokurator das Krug- und Schweinegeld betr. 1711-1718, fol. 14-16. 
 Leer: StaA Rep. 103 IX 91 Engelcke Brenstein gegen den Rentmeister zu Leer und den Generalpro-
kurator, das von den Brauern und Krügern dem Landesherrn nach den Landesverträgen zu erlegende 
Fette-Schweine-Geld betr. 1708-1722. 
 Visquard: StaA Rep. 4 B IV g 100f Der Prozess des Johann Ullfers in Visquard vor dem Hofgericht 
gegen den Rentmeister von Greetsiel um das von diesem bei Gelegenheit der Amtsversammlung in 
dessen Schankwirtschaft geforderte anfallende Kruggeld 1724, fol. 3-5.
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Brenneysen, dem ostfriesischen Kanzler zwischen 1720 und 1734. In der „Ost-
friesische Historie und Landes-Verfassung in zween Tomis“ von Brenneysen sind 
die wichtigsten Landtagsabschiede, Beschwerden und weitere Dokumente der 
Landstände und der Landesherrschaft gesammelt und mit einer Einleitung über 
die landesherrliche Gewalt versehen.1107 Diese betreffenden Rechtsetzungen ka-
men durch den erwähnten weitreichenden Konflikt zwischen Landständen und 
Landesherrschaft zwischen 1618 und 1620 zustande und galten als Wahlregelung 
für alle ländlichen Gemeinden. 
Die Rechtsetzungen aus dem Jahre 1620 werden wiederum mit der Praxis in 
den Gemeinden kontrastiert, indem anhand von überlieferten Visitationen bäu-
erlicher Vollmachten auf Landtagen und Landrechnungstagen in Stichproben 
und anhand der schon angestellten Untersuchungen vor allem von Bernd Kap-
pelhoff und Sabine Heißler überprüft wird, ob die Gemeinden sich bei der Wahl 
tatsächlich nach diesen Rechtsetzungen von 1620 richteten und wie die Umset-
zung dieser Rechtsetzungen kontrolliert wurden.1108 Es stellt sich die Frage, ob 
1107 Brenneysen, Ost-Friesische Historie, Bd. II, S. 463-596, hier bes. 568, 584. Die Ostfriesische Histo-
rie ist als Angriff auf die Lehren von Ubbo Emmius und Johannes Althusius gedacht und damit gegen 
die Position der Stände gerichtet, was sich schon an der Drucklegung der beiden Bände ersehen lässt: 
Die Passagen, die die Rechte des Landesherrn untermauern, sind durch Fettdruck hervorgehoben. Mit 
diesem Wissen sind die dort aufgeführt Dokumente und Kommentare zu lesen (Freitag, 1000 Jahre 
ostfriesisches Recht, S. 29; Hintze, Einleitende Darstellung, S. 579 f.). Zudem wurde die Darstellung 
dieser Konflikte von Antholz benutzt, welche den Fokus besonders auf die Rolle von Johannes Althu-
sius in Ostfriesland richtet: Antholz, Althusius, ab S. 157. 
1108 StaA Rep. 4 C I h 6 Die Ablegung der Landrechnungen von 1720-1743; StaA Dep. 1 2134 Konzept 
und Extrakte des Protokolls der Landrechnungsversammlung 1723, fol. 7 ff.: Die Vollmachten der 
Landrechnungstage zwischen 1721 und 1740 konnten untersucht werden. Für die Jahre 1722, 1724, 
1725, 1726 gab es in den hier benutzten Landrechnungsprotokollen jedoch keine Angaben zur Voll-
machtenvisitation  und damit zu den anwesenden Deputierten aus dem Dritten Stand. Parallel zu den 
hier ausgewerteten Landrechnungstagen fanden auch die volle Legitimität beanspruchende Landrech-
nungsversammlungen der renitenten Stände zwischen 1725 und 1727 statt, die hier allerdings nicht 
beachtet werden konnten.
 Kappelhoff analysierte die Beteiligung der Extraordinärdeputierten der Gemeinden der „9 Logen“ auf 
der Geest an Landtagen und Landrechnungstagen zwischen 1718 und 1744 und damit auch die Im-
plementation der Rechtsetzung von 1620 auf der Geest: Kappelhoff, Die ostfriesischen Landstände, 
S. 158 f.
 Anhand eines Abgleichs des Kopfschatzungsregisters von 1719 (Schulte, Kopfschatzung 1719) mit 
den Deputierten aus der Marsch auf mehreren Stichproben-Landrechnungstagen und -Landtagen 
auch zwischen 1718 und 1744 wurde die Einhaltung der Gesetzgebung von 1620 hier zusätzlich über-
prüft: Überprüfung aller Deputierter auf dem Landrechnungstag von 1727 (StaA Rep. 4 C I h 6 Den 
von der kayserl. Subdelegirten Commission auf d. 26 May 1727, angesetzten Land=Rechnungs=Tag 
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die von den Landständen und der Landesherrschaft geäußerte Vorstellung über 
politische Differenz und das Verhältnis zwischen Bauern und Warfsleuten das 
alltägliche Verhältnis in den Gemeinden wiederspiegelte und die Rechtsetzungen 
in den Gemeinden wirksam wurden. 
Ähnlich wird auch bei der Untersuchung der dritten Rechtsetzung vorgegan-
gen. Diese Rechtsetzung in Form eines Landesvertrages zwischen Landständen 
und Landesherr kam im Jahre 1663 aufgrund von grundlegenden Konflikten 
zwischen Landständen und Landesherrschaft zwischen 1660 und 1662 zustande 
und regelte die Pfarrerwahl in den ländlichen Gemeinden.1109 Die Pfarrer, die in 
Ostfriesland Pastoren oder Prediger genannt und von den Gemeinden selbst ge-
wählt wurden, sollten seit der Rechtsetzung von 1663 nur noch von Bauern mit 
einer bestimmten Besitzgröße gewählt werden dürfen. Auch hier wird überprüft, 
inwiefern die Gemeinden die in dieser Rechtsetzung normativ festgeschriebene 
Vorstellung von einer für die kirchlichen Belange zuständigen Korporation teil-
ten und auf welche Art und Weise die Warfsleute von dieser Gemeinde ausge-
schlossen wurden. Eine Stichprobe von 33 Konflikten um Pfarrerwahlen in Ge-
meinden vor dem Konsistorium wird solch eine Überprüfung ermöglichen. 1110
zu Aurich betr. die Ablegung der Landrechnung vom May 1726 bis May 1727) und eine Überprü-
fungen von Landtags- und Landrechnungstagsdeputierten aus den Marschgemeinden Nendorp und 
Hatzum aus dem Jahre 1732 (StaA Rep. 4 C II b 148, Vollmachtenvisitation vom 16. Januar 1732 
und 3. December 1732), Wybelsum, Uttum aus dem Jahr 1728 (StaA Rep. 4 C I h 6 Acta die Ab-
legung der landschafftlichen Rechnung vom May 1727 bis May 1728) und Visquard aus dem Jahr 
1730 (StaA Rep. 4 C I h 6  Die Ablegung der Landrechnung auf d 10 May 1730 betr.) zeigen, dass 
aus Marschgemeinden meist Eigenerben mit genügend Landbesitz deputiert wurden.  
  Außerdem lassen sich bei Heißler, Kappelhoff, Luebke, Antholz und in Brenneysens Ost-Friesischer 
Historie Aussagen über die Beachtung der Rechtsetzung im Jahre 1620 finden: Heißler, Ostfriesische 
Singularität, S. 225, 242 ff.; Kappelhoff, Absolutistisches Regiment, S. 69, 374-377; Luebke, Sym-
bolische Konstruktionen, S. 188, 195 f., 203; Kappelhoff, Die ostfriesischen Landstände, S. 154-165; 
Antholz, Althusius, S. 180; Kappelhoff, Die ostfriesischen Landstände, S. 158 ff., 165; Brenneysen, 
Ost-Friesische Historie, Bd. II, S. 698.
1109 Die Regelung hat Brenneysen in seine „Ost-Friesische Historie“ aufgenommen: Brenneysen, Ost-
Friesische Historie, Bd. II, S. 797. Zu dem Konflikt zwischen 1660 und 1662 vor allem: Heißler, 
Ostfriesische Singularität. 
1110 StaA Rep. 138 I 1022 Eine streitige Predigerwahl betreffend, Hatzum 1702; StaA Rep. 138 I 1630 
Die herrschaftlichen Vota bei denen Prediger Wahlen zu Nesse und Arrel betr. 1702 und 1715 betr.; 
StaA Rep. 138 II 862 Bevorstehende Predigerwahl 1725, Wirdum; Engelbrecht, Landgemeinde, S. 
206 f. (Eilsum 1666), 210 (Pilsum, 1672), 212 (Hinte, 1689), 217 (Wirdum 1685), 217 f. (Kirchbor-
gum 1680); StaA Rep. 138 II 665 Strittige Pastorenwahl in Stapelmoor 1702; StaA Rep. 138 II 922 
Kirchvögte zu Wymeer, Aysche Tjabben und Ocke Gerdes gegen H. Metscher wegen der Pastorenwahl 
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zu Wymeer 1713; StaA Rep. 138 I 670 Enne Mennen et cons. / Peter Janssen et cons. wegen strittiger 
Pastorenwahl 1736-1737, Canum; StaA Rep. 138 I 2017 Strittige Pfarrwahl 1691, Strackholt; StaA 
Rep. 138 I 2223 In Sachen der Interessenten zu Weener Weyers und Diddens contra Kirchvogte Hess 
et cons. pcto Predigerwahl betr. 1698; StaA Rep. 138 I 1627 In Sachen Onne Janssen, Kirchenvorste-
her Willem Lübben et cons. Contra Licent Bernhardum von Langen m.n. Hermann Kuckenbacker et 
cons., die Pastoren Wahl zu Nesse betr. 1682; StaA Rep. 138 I 1908 Ein strittige Pastorenwahl betr. 
1666, Rhaude; StaA Rep. 138 I 1079 Eine streitige Predigerwahl, Holtrop 1689; StaA Rep. 138 I 
1090 Die Wahl des Candidaten Andreae zum Prediger und die dabei vorgefallene Excesse betr. 1742, 
Holtrop; StaA Rep. 138 I 945 Den Kirchvogt Ibeling Meinders und Cons. wegen dessen straffbaren 
Verhaltens bei der Predigerwahl 1726, Wolde; StaA Rep. 138 I 986 In Sachen Hage contra Hage 
die Predigerwahl 1714; StaA Rep. 138 II 840 Die strittige Predigerwahl des Kandidaten Onken zu 
Westerhusen 1726; StaA Rep. 138 II 401 Larrelter Predigerwahl 1712-1750; StaA Rep. 138 II 140 
Strittige Predigerwahl zu Esklum 1718; StaA Rep. 138 I 1762 Armenvorsteher Weyert Hinrichs cont-
ra Kirchvögte Focke Focken und Consorten wegen der dortigen Predigerwahl 1742, Nortmoor; StaA 
Rep. 138 I 2057 Eine streitige Predigerwahl betr. 1666, Twixlum; StaA Rep. 138 I 1625 In Sachen 
Reemt Claassen et cons. zu Nesse contra Gerhard v. Closter et. Cons. wegen der Prediger Wahl in 
Nesse betr. 1674; StaA Rep. 138 I 1622 In Sachen Nesse contra Nesse wegen der Pastorenwahl betr. 
1666; StaA Rep. 138 I 1639 In Sachen Hillrich Oyeken propr. et consorten nom. zu Nesse contra 
die dasigen Kirchenverwalter Suntke Rienpts et cons., die Wahl eines Oberpredigers zu Nesse betr. 
1741; StaA Rep. 138 I 1934 Eine streitige Predigerwahl und die Bestätigung des Pastor Bolenius betr. 
1669, Riepe; StaA Rep. 138 I 688 Engerhafe contra Engerhafe einer Pastorenwahl betr. 1695; StaA 
Rep. 138 I 87 Harm Sassen und Consorten contra Kirchenverwalter Edo Frerichs und Consorten 
wegen einer Wahl zum 2 Pastorats und der dabei vorgefallenen Unordnung 1735, Arle; StaA Rep. 
138 I 1602 Eine streitige Predigerwahl betr. 1683, Neermoor; StaA Rep. 138 I 1751 Die Wahl des 
Pastor Walther, die desfallsigen Streitigkeiten betr., Nortmoor, 1679; StaA Rep. 138 I 666 Matthias 
von Pollmann contra Seeben Bartels und Consorten wegen einer Wahl zum dortigen 2ten Pfarrlehn 
1725, Eilsum.
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III. OSTFRIESLANDS  
KOMMUNALISTISCHE BÄUERLICHE 
GEMEINDE
Die kommunalistisch (nach Peter Blickle) verfasste Gemeinde präsentiert 
sich idealtypisch durch ihre eigene Verwaltung, Rechtspflege, Gemeindever-
sammlung, Landstandschaft und die freie Pfarrerwahl. „Grundformen eines 
Repräsentationsverständnisses“1111 müssten vorhanden sein, d.h. Amtsträger soll-
ten sich als Vertreter ihrer Gemeinden verstehen1112 und eine autonome Satzungs-
gewalt sei, so Blickle, für die Definition einer Gemeinde als kommunalistisch ver-
fasster Gemeinde unerlässlich. Die Satzungskompetenz übten die ostfriesischen 
Gemeinden wie erwähnt aus: Sie setzen sich Recht in Form der Willküren, den 
sog. Bauerrechten. Im Folgenden sollen die autonomen institutionellen Merk-
male der Gemeinde und vor allem ihre Aufführung bzw. Herstellung in Praktiken 
beschrieben werden. Besonderes Augenmerk gilt dabei immer der Frage, wer an 
diesen instituionellen Merkmalen der Gemeinde beteiligt war, wer also über sie 
bestimmen konnte und wer eher von ihnen betroffen war: Bauern und unter-
bäuerliche Bevölkerung nahmen unterschiedliche Rollen in den Siedlungen Ost-
frieslands ein. Das Kommunalismus-Konzept soll auf seine Anwendbarkeit auf 
Ostfriesland hin untersucht werden: Die ostfriesiche Gemeinde ist nach Blickles 
Kriterien eine kommunalistische Gemeinde. Die Frage wird sein, ob es reicht, die 
institutionellen Merkmale solch einer Gemeinde aufzulisten, um ihren Charakter 
zu bestimmen, oder gewähren die Einblicke in die praktische Umsetzung und 
in die Sozialstruktur der ostfriesischen Gemeinden nicht Einsichten in die ge-
meindliche politische Kultur, die von Blickles Konzept nur unzureichend erfasst 
werden können?  
1111 Blickle, Begriffsbildung, S. 10. 
1112 Ebd., S. 10; Schmidt, Gemeinde und Sittenzucht, S. 185.  
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1. Gemeindeformen
Neben der Dorfgemeinde, dem am weitesten verbreiteten Typus ländlicher 
Gemeinde, entwickelten sich im Alten Reich besonders in Gebieten mit vor-
herrschender Einzelhof-, Weiler- oder Streusiedlung noch andere Gemeinde-
formen.1113 Wie im gesamten Norddeutschland, die ostelbischen Kolonisati-
onsgebiete ausgenommen, kann man in Ostfriesland auch nicht von der einen 
einheitlichen Dorfgemeinde ausgehen.1114 „Hier gab es viele, sich überschneiden-
de gemeindliche Verbände, also diverse Korporationen, in die ein Grundbesitzer 
einbezogen war und die vom Hof und seinen Nutzungsflächen aus betrachtet die 
gemeindliche Bindung ausmachten.“1115 
In Ostfriesland entwickelte sich die bäuerliche Gemeinde des späten Mittel-
alters und der Frühen Neuzeit aus einem anderen Ursprung als in vielen ande-
ren Gebieten des Reiches. Sie war anfänglich kein Siedlungsverband, kein Dorf 
also, sondern das Ergebnis einer Aufsplitterung von Territorialverbänden. Diese 
in der ganzen norddeutschen Küstenregion zu findenden Landesgemeinden stell-
ten gleichzeitig auch Großkirchspiele dar.1116 Durch die Aufsplitterung entstan-
den kleinere Kirchspiele, die nicht an Dorfsiedlungen gebunden waren.1117 Auf 
das Kirchspiel bezogen sich meist die Bauerrechte, die bäuerlichen Willküren.1118 
Aber die Kirchengemeinde war nicht die eine Landgemeinde an sich, nur das 
Gefäß für eine Kombination aus gemeindlichen Verbänden.1119 Sie alle werden 
in den Quellen „Gemeine“ oder „Gemeente“ genannt. Dieser Begriff benennt 
nicht die absolute Landgemeinde, die alle Funktionen des unteren kommunalen 
1113 Wunder, Die bäuerliche Gemeinde, S. 34; Holenstein, Bauern, S. 14. 
1114 Hauptmeyer, Landgemeinde in Norddeutschland, S. 365; Ebel, Rechtsgeschichte, S. 314; Mayer, 
Werden und Wesen der Landgemeinde, S. 485.
1115 Hauptmeyer, Landgemeinde in Norddeutschland, S. 365.
1116 Engelbrecht, Landgemeinde, S. 18; Wunder, Die bäuerliche Gemeinde, S. 77; Feine, Kirche und 
Gemeindebildung, S. 59 f.
1117 Holenstein, Bauern, S. 14; Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. XV.
1118 Ebel, Rechtsgeschichte, S. 316.
1119 Ebd., S. 314-316. Hauptmeyer, Landgemeinde in Norddeutschland, S. 365.
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Bezirks ausgeübt hätte, sondern stets einen – durch ein gemeinsames Interesse 
vereinigten – Verband von Personen, der räumlich gebunden war.1120 
Neben diesen Kirchspielen gab es den kleineren Verband der Bauerschaft, ei-
nen lokalen Nachbarschaftsverband auf der Geest. Die Bauerschaft war die wich-
tigste „Kommune“ innerhalb des Kirchspiels,1121 sie bestand aus Einzelhöfen und 
Siedlungsgruppen1122 oder aus einem geschlossen Dorf1123, und mehrere bildeten 
zusammen ein Kirchspiel.1124 In der Marsch deckten sich in der Regel Bauer-
schaft, Dorf und Kirchspiel, da das unwegsame Gelände einen Kirchgang in eine 
andere Bauerschaft sehr erschwert hätte.1125 Das Kirchspiel sollte eigentlich die 
wählende Basis bäuerlicher Repräsentation auf Landtagen darstellen, wenn auch 
diese Vorgaben nicht immer eingehalten wurden und in der Praxis auf der Geest 
öfter auch die Bauerschaft die Grundlage für landständische Repräsentation bil-
dete.1126
Die Gemeinden – Kirchspiele oder Bauerschaften – konnten wiederum in 
Kluften, Rotts, Kedschaften oder Theene zerfallen, für die wiederum ein Kluft- 
oder Rottmeister zuständig sein konnte.1127 Außerdem gab es im Amt Stickhausen 
vermutlich noch im 18. Jahrhundert  Wegegenossenschaften und dafür zustän-
1120 Ebel, Rechtsgeschichte, S. 315; König, Verwaltungsgeschichte, S. 206.
1121 Ebel, Rechtsgeschichte, S. 316.
1122 Holenstein, Bauern, S. 14.
1123 Haberkern/Wallach, „Bauerschaft“, S. 63; Ebel, Rechtsgeschichte, S. 314 f.
1124 König, Verwaltungsgeschichte, S. 205; Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. XV; Koolman, Gemeinde 
und Amt, S. 14.
1125 König, Verwaltungsgeschichte, S. 205; Engelbrecht, Landgemeinde, S. 21; Koolman, Gemeinde 
und Amt, S. 12.
1126 Auf der Geest konnte das Kirchspiel, aber auch vor allem diejenige Kommune als Grundlage für die 
landständischen Deputiertenwahlen gelten, die auch einen Bauerrichter, d.h. einen eigenen gemeind-
lichen Beamten, wählte. Somit war auf der Geest meist die Bauerschaft die Grundlage für landständi-
sche Deputiertenwahlen, obwohl in den Landtagsabschieden von 1620 (Brenneysen, Ost-Friesische 
Historie, Bd. II, S. 568, 584) das Kirchspiel als Wahlgrundlage festgelegt wurde. (Kappelhoff, Die 
ostfriesischen Landstände, S. 161-167; siehe auch ausführlich zum Problem der gesetzlichen Grundla-
ge und ihrer Umsetzung in der Praxis bezüglich der Landtagsdeputiertenwahlen aus den Gemeinden 
Kapitel „V.2.1.1. Implementation? Die Praxis in den Gemeinden).
1127 König, Verwaltungsgeschichte, S. 205; Ebel, Rechtsgeschichte, S. 320. Zum Beispiel in Loga: Ebel, 
Ostfriesische Bauerrechte, S. 166. Rotts konnten aber auch eine Untergliederung der Ämter bezeich-
nen, so in den Ämtern Norden und Berum. 
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dige Amtsträger.1128 In den anderen Ämtern waren die Aufgaben der Wegegenos-
senschaften von den Bauerschaften übernommen worden. Auch Entwässerungs-
verbände (Poolachten) konnten eigene Beamte haben. Wenn sie sich allerdings 
mit einer Bauerschaft deckten, gab es für sie keinen Grund, eigene Beamte zu be-
halten. Auch sie wurden in das Kirchspiel oder die Bauerschaft eingegliedert.1129 
Schließlich war die Allmende1130 im Besitz einer agrarischen Genossenschaft, die 
sich in der Regel mit der Bauerschaft deckte1131, sich aber auch über mehrere 
Bauerschaften oder Dorfschaften erstrecken konnte.1132 
Wichtigster politischer Repräsentant war der gemeindliche Beamte1133, der für 
das Kirchspiel oder die Bauerschaft zuständig war. Die gemeindlichen Beamten 
wurden unterschiedlich genannt: In manchen Gemeinden hießen sie Poolrich-
ter1134 (im Oberrheiderland und Norder Amt), in anderen Gebieten Bauerrichter, 
Schüttemeister oder Kedden.1135 Die Namensgebung „Poolrichter“ verweist auf 
die Entwässerungsaufgaben dieser gemeindlichen Amtsträger, der Bauerrichter 
scheint mit der Bauerschaft verbunden gewesen zu sein, der Schüttemeister war 
benannt nach seiner Aufgabe, die Gemeindeweide zu beaufsichtigen.1136 Kedde 
1128 Koolman, Gemeinde und Amt, S. 15, Fußnote 33. 
1129 Ebel, Rechtsgeschichte, S. 314.
1130 Becker, Bruch- und Allmendegerechtigkeit, S. 140 f.: Eine Allmende wurde von den Mitgliedern 
einer Nutzungsgenossenschaft kontinuierlich kollektiv genutzt. Sie umfasste in der Regel eine größere 
zusammenhängende Fläche und war in sich nicht gegliedert. Die Allmende bestand aus unkultivier-
tem Land, insbesondere aus Wald und Weide.
1131 Ebel, Rechtsgeschichte, S. 314; Koolman, Gemeinde und Amt, S. 15; König, Verwaltungsgeschichte, 
S. 215 f.
1132 Mittelhäußer, Siedlungsgeschichte der Geestgebiete, S. 366.
1133 Der Repräsentationsbegriff fand so auch Eingang in die Vorstellungen über diese gemeindlichen Äm-
ter: Der Amtmann von Stickhausen konnte 1734 in seiner Amtsbeschreibung folgendes vermerken: 
„Weil die Bauerrichter gantze Gemeinen zu repraesentiren pflegen...“ (StaA Rep. 241 B14 e Beschrei-
bung des Amtes Stickhausen 1734, fol. 97-197, hier fol. 175). 
1134 König, Verwaltungsgeschichte, S. 214: Die Gemeindebeamten wurden im Oberrheiderland, im Amt Be-
rum in Blandorf, Berumbur, Wichte, Kl. Heide, Hilgenbur, Halbemond und in der Ostermarscher Vogtei 
Poolrichter bzw. teilweise auch Rottmeister genannt. Unruh, Poolrichter, S. 54: Pool bedeutet Pfuel, Lache, 
Grube, stehendes Wasser und deutet auf die wichtige Aufgabe der Entwässerung in Marschgebieten hin. 
1135 König, Verwaltungsgeschichte, S. 206.
1136 Ebel, Rechtsgeschichte, S. 318; König, Verwaltungsgeschichte, S. 207; Koolman, Gemeinde und 
Amt, S. 17 f.: „Schütten“ bezeichnete den Vorgang, fremdes Vieh einzusperren und als Pfand für den 
Schaden einzubehalten. Diesem Ursprung des Amtes widersprechen: Unruh, Poolrichter, S. 57 und 
Siebs, Altfriesische Verfassung, S. 46. Sie gehen davon aus, dass der Ursprung des Schüttmeisteramtes 
im Schützenwesen und damit im Verteidigungswesen gelegen hätte. 
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war eine Bezeichnung des Gemeindebeamten aus dem alten Brokmerland und 
bedeutet Sprecher, Verkünder eines Gerichtsurteils, Vollstreckungsbeamter.1137 
Es gab Olderlüede, wie sie 1618 noch im Bauerrecht von Greetsiel als Aufseher 
der Herde und Verwalter des Viehregisters genannt werden. Im 18. Jahrhun-
dert waren sie aber offenbar unbekannt.1138 Aus den zahlreichen verschiedenen 
Bezeichnungen für die Beamten und der jeweiligen Bedeutungsgeschichte lässt 
sich also herleiten, dass die Beamten ursprünglich wahrscheinlich nur auf einen 
bestimmten gemeindlichen Verband bezogen gewesen waren, auf das Kirchspiel, 
eine Bauerschaft oder auf die Nutzungsgenossenschaft der Weideallmende oder 
auf einen Entwässerungsverband.1139 In den meisten ländlichen Kirchspielen 
oder Bauerschaften übernahm in der Frühen Neuzeit jedoch nur noch ein Ge-
meindebeamter alle Aufgaben der unterschiedlichen Verbände. Die unterschied-
lichen Benennungen der gemeindlichen Amtsträger, die ihre Zugehörigkeit 
zu einer bestimmten Gemeinde angezeigt hatten, wurden so im Wesentlichen 
gleichbedeutend gebraucht.1140 Die Amtsbezeichnungen können deshalb nicht 
als signifikant für den gemeindlichen Verband, dem die Amtsträger zugeordnet 
waren, herangezogen werden.1141 Die gemeindlichen Ämter waren meist auf die 
Bauerschaft innerhalb eines Kirchspiels oder auf das Kirchspiel bezogen. Im Gro-
ßen und Ganzen kann man sagen, dass im Marschengebiet die gemeindlichen 
Amtsträger meist „Schüttemeister“ genannt wurden, „Kedden“ sind im Brok-
merland zu finden, im Amt Norden sind es die „Poolrichter“ und in der Geest die 
„Bauerrichter“.1142 Unterhalb dieser Beamten gab es teilweise noch Rottmeister, 
die für Teile der Bauerschaft zuständig waren, außerdem manchmal Hilfsbeamte 
mit Namen „Schütter“, die für die Allmende zuständig waren.1143 Nur noch in 
1137 König, Verwaltungsgeschichte, S. 213. 
1138 Bader, Rechtsformen und Schichten, S. 311; Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. 28.
1139 König, Verwaltungsgeschichte, S. 205-211; Unruh, Poolrichter, S. 54. 
1140 Koolman, Gemeinde und Amt, S. 16; König, Verwaltungsgeschichte, S. 206, 212.
1141 Koolman, Gemeinde und Amt, S. 16.
1142 Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. XV.
1143 Koolman, Gemeinde und Amt, S. 31; Ebel, Rechtsgeschichte, S. 318, 320; König, Verwaltungsge-
schichte, S. 216 ff.: Weitere gemeindliche Beamte mit spezielleren Aufgaben waren Fehnmeister und 
Schlotrichter, Wagemeister und Kaimeister. 
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größeren Flecken1144 waren zum Beispiel die Ämter der Schüttemeister und Pool-
richter getrennt.1145
Auch die genossenschaftliche Gemeindekirche mit eigener Pfarrerwahl und 
Genossenschaftspatronat1146 musste mit einer Armen- und Kirchenverwaltung 
geregelt werden. Dafür gab es eigene Beamte, die Kirchvögte und Armenver-
walter. Die Kirchensachen wurde als abgetrennt von der eigentlichen Gemeinde 
wahrgenommen, die Kasse der Gemeinde wurde von derjenigen der Kirche und 
der Armen getrennt gehalten,1147 und auch die zu entscheidenden Belange waren 
andere, obwohl solche Aufgaben sicherlich nicht nach unseren heutigen Vorstel-
lungen in kirchliche und weltliche Belange aufgeteilt waren.1148 Die Kirchvögte 
und Armenverwalter hatten auch „weltliche“ Belange zu regeln.1149 Auch in den 
Gemeindeversammlungen konnten weltliche und kirchliche Belange zusammen 
besprochen werden: 
„Wen de Gemeine entweder van der Cantzell, edder sünsten thosamen 
gevördert wertt, umb van wegen heren, hilligen off gemeinte sacken sick 
tho besprecken [...].“1150 
Es gab aber auch noch selbständigere öffentliche Verbände, die sich gänzlich 
vom Kirchspiel oder der Bauerschaft gelöst hatten, etwa die Deichgenossenschaf-
ten, Sielachten und in den Moorgegenden Poolachten, die für die Abwässerung 
1144 König, Verwaltungsgeschichte, S. 205: Gemeinden, die mit einzelnen städtischen Rechten ausgestat-
tet waren, nannte man Flecken. Dazu zählten während der gräflich-fürstlichen Zeit Leer, Weener, Jem-
gum, Greetsiel, Oldersum, Wittmund, Marienhafe, Pewsum, Hage, Detern, Dornum und Neustadt-
Gödens.
1145 Koolman, Gemeinde und Amt, S. 16; König, Verwaltungsgeschichte, S. 211; Ebel, Rechtsgeschichte, 
S. 319.
1146 Feine, Kirche und Gemeindebildung, S. 58-63; Reimers, Kirchenvisitation, S. 167; Sprengler-Rup-
penthal,  Grafschaft Ostfriesland, S. 354: Mit den Landesverträgen 1595 und 1599 wurde das Genos-
senschaftspatronat nach Auseinandersetzungen mit dem Landesherrn im Reformationsjahrhundert 
festgelegt. Den Pfarrer und andere Kirchenbediente wie Kirchenvögte und Armenvögte sollten die 
„Ältesten“ und „Vornehmsten“ wählen. 
1147 Reimers, Kirchenvisitation, 180 f.; Pauls, Aus dem Pfarrarchiv, S. 21.
1148 Zur Überschneidung von „weltlichen“ und „kirchlichen“ Aufgaben der Kirchvögte und der Armen-
pfleger: Ebel, Rechtsgeschichte, S. 322.
1149 Ebel, Rechtsgeschichte, S. 322.
1150 Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. 93; sinngemäß auch: Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. 102. 
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zuständig waren.1151 Diese Verbände waren aus der Kirchspielsorganisation her-
vorgegangen und wurden zudem von dem gleichen Personenkreis der berechtig-
ten Grundeigentümer wahrgenommen,1152 aber aufgrund der nicht mehr auf das 
Kirchspiel bezogenen Funktion dieser Verbände aus der Kirchspielsorganisation 
ausgelagert.1153 Erst 1819 wurde in Ostfriesland die eine Landgemeinde einge-
führt, für die ein Bauermeister zuständig war.1154 
2. Selbstverwaltung der Gemeinden
„Kurz sie [die Bauerrichter, R.T.] besorgen alle Gemeinheitsangele-
genheiten, haben Recht deswegen zu befehlen und die Wiederspenstigen 
zu strafen.“1155
Im Großteil der Territorien des Reiches waren dörfliche Beamte, auch wenn sie 
durch Wahl oder eine festgelegte Reihenfolge in ihre Funktion gekommen wa-
ren, der Aufsicht eines landesherrlichen Amtmanns unterstellt. Sie waren entwe-
der durch Bestallung direkt in die landesherrliche Amtsverwaltung eingebunden 
oder dienten als selbständige, aber beeidigte Hilfsorgane den landesherrlichen 
1151 König, Verwaltungsgeschichte, S. 215 f.; Unruh, Poolrichter, S. 54: Poolachten bildeten sich vor al-
lem in den Moorgegenden des Amtes Norden, da es hier Gebiete gab, die nicht in die Bauerschaften 
fielen. Die Poolachten wählten sich eigene Poolrichter, die ähnliche Funktionen ausübten wie die 
Poolrichter innerhalb der Gemeinden, aber von diesen eben nicht ausgeübt werden konnten, da sie 
nur für das Gemeindegebiet zuständig waren.
 Ebel, Rechtsgeschichte, S. 313 f. Die Deichgenossenschaften waren vor der landesherrlichen Zeit 
auf Grundlage der Kirchspiele organisiert. Dies änderte sich aber mit dem Eingriff des Landesherrn. 
Gelegentlich wurden aber auch noch im 16. Jahrhundert die Deichrichter vom Kirchspiel bestellt 
(Poolrichterrolle von Weener 1574/1607). Eigentlich gab es aber seit dem 16. Jahrhundert selbstän-
dige öffentliche Verbände, also Deichgenossenschaften mit Deichgrafen, Deichrichtern und Deichge-
schworenen. 
1152 Koolman, Gemeinde und Amt, S. 15.
1153 Ebel, Rechtsgeschichte, S. 314. 
1154 Mayer, Werden und Wesen der Landgemeinde, S. 485; Ebel, Rechtsgeschichte, S. 314, 316; Kool-
man, Gemeinde und Amt, S. 89; Schmidt, Geschichte Ostfrieslands, S. 380. 
1155 StaA Rep. 5 416 Sammlung geltender Rechte und Gewohnheiten (ältere Schriftstücke und Abschrif-
ten älterer Schriftstücke), Amt Aurich, Bd. 1, 1780, 1792, 1796-1804, fol. 76: Diese Aufgabenstel-
lung äußerten die Eigenerben von Wiesens in ihrem Bericht über ihre Gewohnheiten zur Erstellung 
eines Provinzialgesetzbuches. 
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Beamten,1156 so dass es für sie oft zu einer ‚ungemütlichen’ Zwischenstellung zwi-
schen gemeindlicher Funktion und obrigkeitlicher Abhängigkeit kam.1157
Gemeindebeamte waren in Ostfriesland dagegen von der Gemeindeversamm-
lung allein gewählte Organe.1158 Nach den heftigen Auseinandersetzungen zwi-
schen Landständen und Landesherr um 1600 wurde in den Konkordaten 15991159 
und im Osterhusischen Akkord 1611 (§ 32)1160 die Praxis bestätigt, dass die ge-
meindlichen Beamten aller unterschiedlichen Gemeinden Gemeinden von der 
Gemeindeversammlung gewählt werden sollten.1161 Dies durften sie allerdings 
nur, wenn sie einen 30jährigen rechtsgewohnheitlichen Besitz dieses Rechts 
nachweisen konnten.1162 Die Gewählten mussten vor Antritt des Amtes von den 
landesherrlichen Beamten bestätigt werden.1163
Das alleinige kommunale Wahlrecht der Bauern blieb fast überall auf Grundla-
ge der Realgemeinde bis in das Jahr 1819 bestehen.1164 Die gemeindlichen Amts-
1156 Klingebiel, Ein Stand für sich?, S. 58. 
1157 Schmale, Archäologie, S. 207; Löffler, Herrschaft als soziale Praxis zwischen Dorf und Obrigkeit, S. 
107; Krug-Richter, „Eß gehet die bauren ahn und nicht die herren“, S. 153-200; Frank, „Weil Ord-
nung die Seele aller Dinge ist“, S. 358. Für Europa: Blum, The Internal Structure, S. 558.
1158 Ebel, Rechtsgeschichte, S. 319; Koolman, Gemeinde und Amt, S. 67.
1159 Smid, Interessentenwahlrechts, S. 44; Wiemann, Grundlagen, S. 47, 168 ff., 172 (Konkordate 1599) 
Sprengler-Ruppenthal, Grafschaft Ostfriesland, S. 690, Fußnote 57, 425, Fußnote 24; Kirchen-
ordnung von 1529, in: Die evangelischen Kirchenordnungen des 16. Jahrhunderts, S. 366: In den 
Konkordaten 1599 wurde von Landständen und Landesherr festgelegt, dass das jus patronatus bei den 
vorherigen Besitzern bleiben sollte, d.h. dass in der Regel die Kirchenbedienten von den Gemeinden 
gewählt werden sollten. Die Wahl der Kirchvögte und Armenvögte durch die Patronatsgenossen wur-
de so nur noch einmal bestätigt. Die Wahl der Armenvögte durch die Kirchspielsleute wurde schon in 
der Kirchenordnung von 1529 erwähnt und bestätigt.
1160 Brenneysen, Ost-Friesische Historie, Bd. II, S. 361.
1161 Ebd., Bd. II, S. 361: Gewählt werden sollten „die Teich- und Syhl-Richter, Schütten-Meister, Pfuel-
Richter (....), Rottemeister [...] und dergleichen“, aber auch landesherrliche „Haupt-Leute, Fehndri-
che“ und „Aufkündiger“, was allerdings in der Praxis nicht geschah. Die landesherrlichen Beamten wie 
Hauptleute, Fähnriche und Auskündiger wurden von der Landesherrschaft bestimmt. 
 Brenneysen, Ost-Friesische Historie, Bd. II, S. 797: Die gemeindliche Wahl der sogenannten Kir-
chenvögte oder Kirchgeschworenen war schon in den Konkordaten 1599 festgelegt worden und wur-
de deshalb 1611 nicht nochmals genannt. 
1162 Unruh, Poolrichter, S. 61. 
1163 König, Verwaltungsgeschichte, S. 209. 
1164 Schmidt, Geschichte Ostfrieslands, S. 380; Koolman, Gemeinde und Amt, S. 89: Im Jahre 1819 
erhielten alle Eingesessenen das aktive und passive Wahlrecht für das Amt des Bauermeisters, so dass 
sich die Gemeinde von der Realgemeinde zur Personalgemeinde wandelte. Zudem musste der Bauer-
meister nun von der Amtsverwaltung angestellt werden.
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träger wurden von den berechtigten Bauern gewählt, oder das Gemeindeamt 
ging innerhalb des Kreises der berechtigten Hofbesitzer um.1165 Nur im Flecken 
Leer sollten die Schüttmeister im 17. Jahrhundert vom Landesherrn bestimmt 
werden, wurden dies in der Praxis aber nicht immer.1166 Die Landesherrschaft 
hätte im 17. und 18. Jahrhundert eine autonome Wahl der Gemeinden gerne 
abgeschafft oder zumindest ihr im Jahre 1611 errungenes Bestätigungsrecht der 
gemeindlichen Amtsträger auch in die Praxis umgesetzt gewusst.1167 Sie konnte 
sich aber kaum gegen die Gemeinden durchsetzen. In den Ämtern Greetsiel, 
Emden, Stickhausen konnte eine Bestätigung zum Beispiel gar nicht praktiziert 
werden, im Amt Leer nur sporadisch.1168 
Die Zahl der gemeindlichen Amtsträger neben den Kirch- und Armenvög-
ten1169 in den einzelnen Kirchspielen war verschieden, in Leer waren es z.B. vier 
und in Weener und Bunde zwei.1170 Mehrere waren es in Middels1171 und bis 
1648 auch in Grimersum und Wirdum.1172 Die kleineren Landgemeinden wähl-
1165 König, Verwaltungsgeschichte, S. 210; Ebel, Rechtsgeschichte, S. 319; Koolman, Gemeinde und 
Amt, S. 68.
1166 Unruh, Poolrichter, S. 61. 
1167 König, Verwaltungsgeschichte, S. 209; Ebel, Rechtsgeschichte, S. 315, 319; Koolman, Gemeinde 
und Amt, S. 67 f., 70; Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. XIV. Die Tendenz, zumindest ein herr-
schaftliches Bestätigungsrecht der gemeindlich gewählten Amtspersonen zu erreichen, war im Reich 
allgemein verbreitet. Die Gewählten mussten vom Landesherrn (bzw. in seinem Auftrag durch die 
gräflichen/fürstlichen Beamten) bestätigt werden (Wunder, Die bäuerliche Gemeinde, S. 95; Holen-
stein, Bauern, S. 23).
1168 König, Verwaltungsgeschichte, S. 209f.; Ebel, Rechtsgeschichte, S. 319; Koolman, Gemeinde und 
Amt, S. 70 f.; Unruh, Poolrichter, S. 63. Ausnahmsweise wurde aber auch um Bestätigung gebeten: 
Rep. 4 B IV i 124 Gesuch der Gemeinde Süderneuland um Bestätigung eines Poolrichters 1658.
1169 Reimers, Kirchenvisitation S. 167: Kirchgeschworene und Armenvorsteher waren in vielen Fällen je 
zwei, aber es kam auch vor, dass man nur einen Armenvorsteher findet, so in Vicorbur und Middels. 
Teilweise gab es auch neben zwei Armenvorstehern nur einen Kirchgeschworenen, so in Wiegbolds-
bur, Bangstede und Nesse. In kleineren Gemeinden gab es häufig nur einen Kirchgeschworenen und 
einen Armenvorsteher. 
1170 König, Verwaltungsgeschichte, S. 210.
1171  StaA 4 B V b 8 Die auf fürstlichen Befehl von den Ämtern eingesandten Bauerrechte und Bauerrollen 
nebst den Berichten der Amtleute, wieweit dieselben beobachtet werden. Vol. II: 1721-1733, fol. 47: 
Für die einzelnen Bauerschaften Osterloog, Ogenbargen, Westerloog und Speckendorf des Kirchspiels 
Middels gab es jeweils Bauerrichter, die für ihre Bauerschaft zuständig waren. Die Bauerschaft von 
Osterloog und Westerloog sammelten außerdem alle nach außen gehenden Gelder bei den Bauerrich-
tern von Ogenbargen und Speckendorf ein.
1172 Bader, Rechtsformen und Schichten, S. 311; Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. 51, 57: Im Jahre 
1648 wurde die Zahl der Schüttmeister für beide Gemeinden auf einen herabgesetzt. 
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ten meist nur einen Gemeindebeamten.1173 Die Amtsdauer war meistens einjäh-
rig1174, in manchen Orten mehrjährig, selten auf Lebenszeit.1175 
Der gemeindliche Amtsträger konnte als Lohn neben den von den Gemein-
deeinwohnern eingenommenen Strafgeldern („Brüche“)1176 für seinen Dienst 
auch teilweise besondere Gemeindeländereien nutzen1177 oder war von bestimm-
ten bzw. allen herrschaftlichen und gemeinen Arbeitslasten befreit1178. Er konnte 
auch „Auswinnungsgebühren“ einnehmen: Wenn ein dazu Verpflichteter seine 
Arbeitslasten für die gemeindlichen Arbeiten nicht erledigen wollte, wurde er 
vom gemeindlichen Amtsträger zunächst mit einer Brüche bestraft. Damit wurde 
versucht, ihn zur Arbeit zu zwingen und das erste Mal zu warnen. Übernahm er 
seine Arbeit dann immer noch nicht, konnte der Gemeindebeamte die Arbeit 
„auswinnen“, d.h. von jemand anderem als dem eigentlich dazu Verpflichteten 
erledigen lassen. Diese Arbeit musste der eigentlich dazu Verpflichtete bezahlen. 
Hinzu kamen für ihn meist auch eine zusätzliche Strafe und eine Gebühr an den 
Bauerrichter, die „Auswinnungsgebühr“.1179 
Im Allgemeinen waren die gewählten Vertreter in den Gemeinden Ostfries-
lands für die niedere Gerichtsbarkeit, also Zivilstreitigkeiten, Wiesen- und Wei-
dennutzung, Wegeschau und Kassenangelegenheiten zuständig.1180 Der Schütt-
meister oder Bauerrichter kontrollierte die Beachtung der Vorschriften in den 
Willküren, den  Bauerrechten. Damit war er für die Allmende zuständig und 
hatte darauf zu achten, dass niemand sein Vieh früher oder länger, als es dem 
1173 König, Verwaltungsgeschichte, S. 210.
1174 Unruh, Poolrichter, S. 62.
1175 König, Verwaltungsgeschichte, S. 210: Lebenslänglich war das Gemeindeamt zum Beispiel in Böh-
merwold.
1176 Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. 6, 12, 22, 33, 36, 50, 55, 63, 70, 77, 84, 102, 129. 
1177 Ebd., S. 136
1178 Ebd., S. 120, 166; StaA Rep. 102 12 v. Böningen u.a. Warfsleute der Larrelter Vogtei / Rentmeister 
zu Emden: Freiheit der Beamten von Kuhschatzgeldern 1708, fol. 22 ff.; StaA Rep. 241 B 13 Amts-
beschreibung vom Amt Emden, vom Amtmann Dr. J.G. Wenkebach, 1735, fol. 15´: Im Amt Emden 
waren die Schüttemeister wie auch die von den Interessenten gewählten Hauptmann, Leutnant und 
Fähnrich zum Beispiel im Jahre 1735 von einem Teil der Geldabgaben befreit, wenn dieses Vorrecht 
auch im Jahre 1708 noch strittig war. 
1179 Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. 4, 7, 20, 33, 47, 62, 74, 84, 91, 93, 99, 106, 138.
1180 Hauptmeyer, Landgemeinde in Norddeutschland, S. 368. 
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Bauerrecht entsprach, auf die gemeinsame Weide trieb. Wenn es gestaffelte Auf-
triebsrechte auf die Gemeinweide gab, musste er beobachten, ob jeder nur die 
ihm zustehende Anzahl Vieh auf die Weide trieb.1181 
Die Bauerrichter oder Schüttemeister waren für die Vermögensverwaltung der 
Gemeinde zuständig, deren Rechnungslegung von den landesherrlichen Beamten 
der Ämter kontrolliert werden sollte1182, meist aber in der Hand der zur Gemein-
deversammlung berechtigten Mitglieder verblieb.1183 Die Vermögensverwaltung 
der ländlichen Gemeinden umfasste die Verpachtung von Grundstücken, die Re-
gelung der Auftriebsordnung für die Gemeindeweide und die Berechnung und 
Einziehung von notwendigen Gemeindeschatzungen.1184 Neben diesen einge-
sammelten eigentlichen Meentegeldern wurden die landesherrlich-gerichtsherr-
lichen Lasten von den Schüttemeistern eingesammelt, an die landesherrlichen 
Ämter gezahlt, teilweise aber auch einfach zu den Meentegeldern gezählt und 
so bezeichnet.1185 Als Organe der landständischen Steuerverwaltung zogen die 
Schüttemeister oder Bauerrichter auch die landständischen Schatzungen ein.1186
1181 Koolman, Gemeinde und Amt, S. 55 f.; König, Verwaltungsgeschichte, S. 209.
1182 Koolman, Gemeinde und Amt, S. 75: Diese Kontrolle sollte dazu dienen, die der landesherrlichen 
Obrigkeit zustehenden Strafgelder für Rechtsbrüche nach Willkürrecht einzunehmen. Mit der Ge-
meindeversammlung wurde nicht nur die Rechnung des Bauerrichters kontrolliert, sondern sie 
fungierte auch als Organ für die Kontrollen der anderen Handlungen des Bauerrichters, der für ein 
Fehlverhalten auch zur Zahlung von Brüchen verpflichtet war. So zum Beispiel in Manslagt: Ebel, 
Ostfriesische Bauerrechte, S. 37.
1183 Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. 50; Bader, Rechtsformen und Schichten, S. 306; Koolman, Ge-
meinde und Amt, S. 76; König, Verwaltungsgeschichte, S. 211; StaA Rep. 4 B IV d 132 Streit zwi-
schen Ausmiener Hinrichsen und Vogt zu Larrelt mit den dortigen Schüttemeistern, betr. Teilnahme 
an der Gemeinderechnung (Ausschließung der fürstlichen Bedienten bei Einziehung der Meentegel-
der zu Larrelt) 1743-1744, fol. 7, 9, 11, 13-15: In Larrelt, Suurhusen, Twixlum, Hinte, Weener und 
Bunde hatten die Gemeinden zum Beispiel verhindern können, dass die Beamten der Ämter eine 
Aufsicht über ihre Finanzen erlangen konnten. 
1184 Koolman, Gemeinde und Amt, S. 50; Swart, Friesische Agrargeschichte, S. 194 f.: Die Gemeindela-
sten bestanden aus den Deich- und Sielbeiträgen, Wegelasten sowie Schul- und Kirchenlasten.
1185 StaA Rep. 103 V 70a Ex officio / Gerd Hinrichs und Arend Janssen, Schüttmeister zu Osterhusen – 
Gewaltanwendung gegen Wagen und Pferd des Hero Harms zu Groß-Sande und somit Eingriff in die 
fürstliche Hoheit; darin: Verfahren in gleicher Sache vor Hofgericht und Reichshofrat, 5 Bde. (1726-
1729), 1731-1737, fol. 30´; Ebel, Das Ende des friesischen Rechts, S. 66 f. (Larrelter Vogtei); StaA 
Rep. 5 421 Sammlung geltender Rechte und Gewohnheiten (ältere Schriftstücke und Abschriften 
älterer Schriftstücke), Amt Emden 1780, 1792-1793, fol. 24 f. (Canhusen), 41-42 (Loppersum), 45´ 
(Suurhusen), 64 (Cirkwehrum). 
1186 Kappelhoff, Die ostfriesischen Landstände, S. 168; Koolman, Gemeinde und Amt, S. 50; Ebel, 
Rechtsgeschichte, S. 318; König, Verwaltungsgeschichte, S. 209, 212: Allerdings konnten auch be-
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Außerdem verwalteten die gemeindlichen Amtsträger die Erhaltung der Was-
serzüge, Wege und Brücken1187, für die die Gemeinde zuständig war.1188 Dafür 
konnten die Bauerrichter oder Schüttemeister seit 1668 persönlich von der Lan-
desherrschaft haftbar gemacht werden.1189 
Der Amtsträger hatte auch die gerichtsherrlichen Fronen für den Landesherrn 
zu organisieren: Er hatte Lieferungen nach dem Bauerrecht und den Verträgen 
zwischen Ämtern und Landesherr aus dem Jahr 16111190 an die landesherrliche 
Obrigkeit zu erheben und abzuliefern sowie die zu leistenden Arbeiten und Fahr-
ten für den Landesherrn zu koordinieren.1191 In Deich- und Sielsachen hatte der 
Bauerrichter die Gemeinde nach Anweisung der Deich- und Sielrichter und deren 
Bedienten aufzubieten.1192 Zudem hatte er die Aufsicht über die gemeindlichen 
Arbeiten, die „gemeinen Werke“ zu führen und die Arbeiten zu koordinieren. 
Dies waren zum Beispiel Wege- und Brückenreparaturen.1193 Außerdem waren 
die gemeindlichen Amtsträger für den guten Zustand der in der Regel vorhan-
denen bäuerlichen Waffen und den Wachtdienst zur Bewachung der Gemeinde 
zuständig.1194 
sondere Schatzheber eingesetzt sein, so in Hesel und Nortmoor. Der Bauerrichter berief dann auch 
eine Gemeindeversammlung ein, um einen Schätzer zur Anfertigung der Schatzungs- und Konsumti-
onslisten zu ernennen und diese Verzeichnisse der Gemeinde eine Zeitlang zur Einsicht vorzulegen. 
1187 Koolman, Gemeinde und Amt; König, Verwaltungsgeschichte, S. 209; Bader, Rechtsformen und 
Schichten, S. 228, 231f. Die Zuständigkeit der gemeindlichen Beamten und damit der Gemeinde für 
die Wege und Wasserzüge wurde zum Beispiel erwähnt in einigen Bauerrechten: Ebel, Ostfriesische 
Bauerrechte,  S., 54 f. 93, 96, 112, 119, 121, 126,  129, 132, 136, 138, 142, 152.
1188 Bader, Rechtsformen und Schichten, S. 228; Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. 88. 
1189 Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. 16, Fußnote 1; Wiemann/Engelmann, Alte Wege, S. 10. 
1190 Wiemann, Grundlagen, S. 11, 46. 
1191 König, Verwaltungsgeschichte, S. 213. StaA Rep. 4 B IV i 250a Die jährlich aus der Westermarsch 
des Amts Norden infolge Prästationsvergleich von 1611 zu liefernden 6 Tonnen Butter 1702-1719: 
Manchmal waren allerdings für die Einsammlung der Prästationen nicht nur die Schüttemeister, son-
dern noch eine weitere Person zuständig, die das Recht zur Sammlung gepachtet hatten. So findet 
man im Amt Norden einen „Buttergarber“, der die sechs Tonnen Butter, die die Einwohner des Amtes 
Norden laut Ämtervergleich von 1611 an die landesherrlichen Beamten des Amtes Norden abzuliefern 
hatten, von den Schüttemeistern einforderte und einsammelte.   
1192 König, Verwaltungsgeschichte, S. 213. 
1193 Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. 166.
1194 Unruh, Poolrichter, S. 58 f.; Ebel, Das Ende des friesischen Rechts, S. 67: Der Bericht über die Ge-
wohnheiten in der Larrelter Vogtei im Jahr 1780 enthält einen Passus, der darauf hinweist, dass den 
Bauern der freie Gebrauch des „Schießgewehrs“ vor kurzem entzogen wurde. Offenbar wurde unter 
der preußischen Herrschaft diese Freiheit und Pflicht zur Bewachung der Gemeinde beschnitten. 
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Die Schüttmeister oder Bauerrichter beriefen die Gemeindeversammlung ein 
und leiteten sie.1195 Sie mussten – und dies zeigt noch einmal die weitreichen-
den Selbstverwaltungskompetenzen der ostfriesischen Gemeinde – die Obrigkeit 
über die Gemeindeversammlung nicht unterrichten.1196 Gemeindeversammlun-
gen wurden nicht nur einmal jährlich einberufen, sondern auch nach Bedarf, 
z.B. wenn die Gemeinde Bevollmächtigte zu den Landtagen oder für Gerichts-
prozesse der Gemeinde zu bestimmen hatte oder obrigkeitliche Befehle bekannt 
zu geben waren.1197  
Wenn es Rottmeister oder Schütter in einer Gemeinde gab, so waren sie den 
Bauerrichtern oder Schüttemeistern unterstellt, die ihnen Aufgaben delegierten. 
Der Rottmeister, der für einen Teil einer Bauerschaft zuständig war, sagte zum 
Beispiel auf Anweisung des Bauerrichters den Mitgliedern des Rotts die Herren- 
oder sonstigen Dienstfuhren und die Schatzungen an.1198
Im Besonderen war der Bauerrichter für die Friedenswahrung in der Gemein-
de zuständig, er sollte Konflikte durch die Überwachung der für alle geltenden 
Willküren vermeiden und entstandene Konflikte schlichten.1199 Gemeindliche 
Gerichte als Niedergerichte, die sich räumlich und verbandsmäßig auf das Dorf 
bezogen, hat es im Reich seit dem Spätmittelalter bis in das 18. Jahrhundert ge-
geben.1200 Sie konnten einerseits als anerkannte unterste Gerichtsinstanz, die von 
Laien geführt wurde, fungieren und andererseits konnten sie als ein „inoffizielles“ 
Policey- und Gerichtsorgan aus der obrigkeitlichen Gerichtsorganisation ausge-
grenzt sein.1201 In Ostfriesland haben wir es mit einer durch die Willküren gesi-
cherten relativ autonomen „Gerichts“-tätigkeit der Gemeinden für ihre Belange 
zu tun, die allerdings nicht in die landesherrliche Gerichtsorganisation einge-
1195 König, Verwaltungsgeschichte, S. 209.
1196 So auch Seeber für Oldenburg: Seeber, Die Oldenburger Bauerbriefe, S. 110 f. 
1197 König, Verwaltungsgeschichte, S. 212. Allgemein für Europa zur Gemeindeversammlungen: Blum, 
The Internal Structure, S. 552 ff. 
1198 König, Verwaltungsgeschichte, S. 216. 
1199 Schildt, Der Friedensgedanke, S. 217 f. 
1200 Willoweit, Kommunale Genossenschaft, S. 404; Bader, Dorfgenossenschaft und Dorfgemeinde, S. 
343. Zum Dorfgericht allgemein für Europa: Blum, The Internal Structure, S. 545. 
1201 Zu Dorfgerichten und ihren vielfältigen Formen: Troßbach, Bauern, S. 23; Bader, Dorfgenossen-
schaft und Dorfgemeinde, S. 342f. 
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gliedert war.1202 Anerkannt war die Verfolgung von Verstößen gegen die Willküren 
jedoch über die landesherrliche Akzeptanz dieser verwillkürten „Bauerrechte“1203 
und der Strafzuständigkeit der Amtsträger durch die Landesherrschaft schon in 
der Policeyordnung von 1545.1204 Teilweise wurde dieses Gericht genau wie das 
landesherrliche Amtsgericht von den Bauern auch „Undergericht“ genannt.1205 Bei 
den durch den Bauerrichter geahndeten Verstößen gegen die Willküren handelte 
sich meist um Auseinandersetzungen auf dem Gebiet des Nachbarschaftsrechts, 
wie Flurschäden, verursacht durch ausgebrochenes Vieh, Allmendestreitigkeiten 
oder Grenzstreitigkeiten auf dem Dorfacker (Gaste).1206 Durch die Rechtsfolgen 
der Geld- oder Bierbrüchen und Pfändungen versuchte der Bauerrichter, das in der 
Willkür aufgeschriebene oder mündlich tradierte Bauerrecht durchzusetzen.1207 Die 
Amtsträger übten auf der Grundlage der Willküren auch die Aufsicht über klassi-
sche Belange der „guten Policey“ aus. Sie kontrollierten und überwachten Fremde, 
die sich im Ort aufhielten oder neu zugezogen waren.1208 In den Flecken wurden 
auch Aufgaben wie die Aufsicht über Maße, Gewichte und Preise und die Pflich-
ten einer Hafenpolicey von den gemeindlichen Amtsträgern ausgeübt.1209 Zudem 
kontrollierten die Bauerrichter alle Handwerker und Händler des Dorfes. Teilweise 
wurden auch religiöse Vorschriften wie die Teilnahme an der Predigt überwacht.1210 
1202 König, Verwaltungsgeschichte, S. 208; Koolman, Gemeinde und Amt, S. 15, 52; Hauptmeyer, 
Landgemeinde in Norddeutschland, S. 368; Engelbrecht, Landgemeinde, S. 21. Zur Ausgrenzung 
des dörflichen Gerichts aus der landesherrlichen Gerichtsorganisation seit der Rezeption des römi-
schen Rechts: Unruh, Poolrichter, S. 54, 56.
1203 So auch in Oldenburg: Seeber, Die Oldenburger Bauerbriefe, S. 109; Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, 
S. 142: Die Garantie, die Bauerrechte zu achten, wurde durch die Bereitschaft der landesherrlichen 
Konfirmation angezeigt, aber auch in vereinzelten Bauerrechten explizit zur Verpflichtung für die Be-
amten gemacht. 
1204 Ebel, Rechtsgeschichte, S. 319. 
1205 Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. 49: So in Groothusen.
1206 Koolman, Gemeinde und Amt, S. 52; Schildt, Bauer, Gemeinde, Nachbarschaft, S. 129.
1207 König, Verwaltungsgeschichte, S. 212.
1208 Koolman, Gemeinde und Amt, S. 54; Ebel, Rechtsgeschichte, S. 318.
1209 König, Verwaltungsgeschichte, S. 208; Koolman, Gemeinde und Amt, S. 52 f. 
1210 Ebel, Rechtsgeschichte, S. 318 f.: Wilhelm Ebel behauptet, dass die gemeindlichen Beamten zur lan-
desherrlichen Policey hinzugezogen wurden, indem ihnen die Kontrolle über Maße, Gewichte und 
Preise, die Aufsicht über Bäcker, Krüger, Handwerker und den Zuzug Fremder übergeben worden 
wären. Er weist jedoch nicht nach, dass diese Befugnisse den Gemeinden von der Landesherrschaft 
übertragen wurden und nicht aufgrund der eigenen Fürsorge- und Policeyverpflichtung der Gemein-
den in den verwillkürten Bauerrechten entstanden sind. 
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3. Bauern und unterbäuerliche Bevölkerung 
„Wer zum Bauer-Recht verpflichtet ist? Ein jeder Hausmann, er mag 
einen ganzen oder halben oder viertel Heerd besizzen. Im Westerlog wird 
auch ein Warfsmann, Göke Ulferts, und in Spekendorf ebenfalls einer, 
Gert Foken, von Alters her dazugezogen. Es geht in jedem Dorf nach der 
Rolle. Nur Harm Dirks, Hausmann zum Felde wird überhüpfet.“1211
In der Gemeinde Middels wurde 1780 auf die landesherrliche Frage, wer zum 
„Bauer-Recht“, also zur Übernahme des Bauerrichteramts verpflichtet sei, auf 
diese Weise geantwortet. Bis auf wenige Ausnahmen seien vor allem die vollen, 
halben oder viertel Herde verpflichtet. Nachdem die zentralen Kompetenzen der 
Gemeinden mit ihren Amtsträgern und Willküren gezeigt wurden, stellt sich die 
Frage, wer eigentlich die gemeindlichen Beamten wählte oder das Bauerrecht, die 
Willküren, beschloss. Wen also vertraten die Bauerrichter, wer durfte Bauerrich-
ter werden und wer setzte für wen Recht im Bauerrecht? Dazu werden hier die 
in den Gemeinden lebenden Gruppen von Personen mit ihrem Besitz und ihren 
Rechten und Pflichten in der Gemeinde dargestellt. 
Für die Beschreibung der ländlichen Bevölkerung muss zwischen Marsch und 
Geest unterschieden werden, da sich die Sozialstrukturen aufgrund von vielfälti-
gen Einflüssen in diesen beiden Gebieten leicht voneinander unterschieden.
3.1 Soziale Differenz auf der Geest
Auf der Geest war die Nutzfläche aufgeteilt in drei unterschiedlich genutz-
te und rechtlich organisierte Räume: den Dorfacker, die Wiese und die Ge-
meindeweide.1212 Der Dorfacker wurde in Ostfriesland „Gaste“ genannt1213, 
die Wiesen „Meeden“1214 und die Gemeindeweide (Allmende) „Meente-“ oder 
1211 Ebel, Das Ende des friesischen Rechts, S. 61.
1212 Swart, Friesische Agrargeschichte, S. 8.
1213 Ebd., S. 100 f.
1214 Ebd., S. 113.
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„Meenlande“.1215 Diese Aufteilung und der damit einhergehende Flurzwang1216 
wurden bis zum Ende des 18. Jahrhunderts nicht beseitigt1217, wie man es seit 
dem 16. Jahrhundert für die Marsch nachweisen kann.1218 Eine Abrundung der 
Höfe wie auf der Marsch, die eine Verstreuung der landwirtschaftlichen Produk-
tionsflächen verhindern sollte, hat nicht stattgefunden.1219 
Die ostfriesische Bauerschaft auf der Geest bestand aus einer Anzahl von Hö-
fen, von denen jeder seinen Anteil an Acker, Wiese und Weide hatte.1220 Diese 
Höfe wurden in Ostfriesland Herde genannt.1221 Von den Vollherden wurden 
nach ihren Rechten und ihrem Besitz an Gaste (Dorfacker), Meede (Wiesen) und 
Meentelanden (Gemeindeweide) Halb- und Viertelherde unterschieden.1222 Die 
Bauern der Voll- und Halbherde wurden als Eigenerben, Hausleute oder Inter-
essenten bezeichnet.1223 Sie waren rechtlich und aufgrund ihres Besitzes deutlich 
abgehoben von der übrigen ländlichen Bevölkerung. Sie galten als vollberech-
tigte Eingesessene.1224 Die Funktionen in den unterschiedlichen gemeindlichen 
Verbänden, wie z.B. Deich-, Siel- und Poolachten, Bauerschaften oder Kirch-
spielen, wurden von ihnen wahrgenommen.1225 Sie waren in allen Bereichen der 
kommunalen Selbstverwaltung mitspracheberechtigt, aus ihren Kreisen kamen 
die „Schüttmeister“ und „Bauerrichter“ oder „Poolrichter“, welche die in den 
1215 Swart, Friesische Agrargeschichte, S. 114.
1216 Münch, Lebensformen,  S. 82: Die Arbeiten auf den Feldern und Wiesen mussten mit den übrigen 
Nutzern abgesprochen werden. Der sogenannte „Flurzwang“ verpflichtete zur Einhaltung der Über-
fahrrechte und zu gemeinsamem Beginn und Ende der Feldarbeiten.
1217 Swart, Friesische Agrargeschichte, S. 9 und 214 f.; Reinhardt, Orts- und Flurformen, S. 296; Hin-
richs, Die ostfriesischen Landstände, S. 25. 
1218 Swart, Friesische Agrargeschichte, S. 9 und 214 f.; Reinhardt, Orts- und Flurformen, S. 296.
1219 Swart, Friesische Agrargeschichte, S. 9 und 214 f.; Reinhardt, Orts- und Flurformen, S. 296.
1220 Swart, Friesische Agrargeschichte, S. 156: Auf der Gaste betrug die Größe der Vollherde 5-8 ha. Dazu 
kamen Wiesenland und die Nutzung der Gemeinweide. Im 18. Jahrhundert durfte ein Vollherd auf 
der Gemeinweide durchschnittlich vier Pferde und acht Kühe „aufschlagen“, wenn die Nutzung der 
Weide durch Bevölkerungs- und damit einhergehendes Viehwachstum nicht schon eingeschränkt war. 
Damit entsprach der ostfriesische Herd der „gemeindeutschen“ Hufe.  
1221 Swart, Friesische Agrargeschichte, S. 156.
1222 Bölts, Rindviehhaltung, S. 140.
1223 Engelbrecht, Landgemeinde, S. 58.
1224 Ebd., S. 58.
1225 Koolman, Gemeinde und Amt, S. 15.
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gemeindlichen Rechtsbereich fallenden Aufsichtsfunktionen wahrnahmen.1226 
Außerdem wählten sie in ihren Gemeinden die Landtagsdeputierten und konn-
ten sich zur Wahl aufstellen lassen. Die Rechte der Interessenten, die vor allem 
in der noch ausführlicher zu erläuternden stimmberechtigten Teilnahme an der 
Gemeindeversammlung bestanden, zeigten sich auch in der Kirche und auf dem 
Kirchhof. Kirchenstühle und Gräber auf dem Kirchhof gehörten nur den Inter-
essenten, sie waren auf der Geest und auf der Marsch Zubehör derjenigen Herde, 
die an der Gemeindeversammlung beteiligt waren und somit althergebracht als 
Glieder der Gemeinde galten. So waren Kirchenstühle und Gräber wohl weniger 
Privatrechte als Gemeinderechte1227, der Platz in der Kirche und auf dem Kirch-
hof zeigte den „Rangk“ von Interessenten und Warfsleuten in der Gemeinde.1228 
Ein weiteres wichtiges ihrer Rechte war auf der Geest die Verfügungsgewalt über 
den größten Teil der Allmende.1229 Die Gemeinweide und die anderen Gemein-
deländereien, so war es in den Bauerrechten festgelegt, gehörten den meist voll-
berechtigten Eingesessenen, auch Landgebraucher genannt.1230 Die Nutzung der 
Gemeinweide war in der agrarischen Nutzungsgenossenschaft der Weideallmen-
1226 Schmidt, Geschichte Ostfrieslands, S. 341.
1227 Dirksen, Predigerwahlrecht der Interessenten, S. 55. StaA Rep. 138 I 268 Verheurung der Kirchen-
gräber zu Aurich Oldendorf  1781, fol. 1 f.; StaA Rep. 5 2218 Garrelt Berens u.a. zu Holtrop / Weert 
Uden zu Wrisse – Benutzung eines Kirchensitzes 2. Inst. 1 Bde. 1763-1764, fol. 6 f.; StaA Rep. 102 
807 Gemeinde Wiesens / Heuerleute zu Oster-Egels wegen Gemeindelasten (1709-) 1711-1717, fol. 
16´: Alle drei Akten zeigen, dass das Recht zur Nutzung von Gräbern und Kirchensitzen an dem Besitz 
eines Herdes hing. 
1228 StaA Rep. 103 IX 57 Gemeinde zu Neermoor gegen Ulbet Janßen und Generalprokurator, die Kir-
chenstühle in der Kirche zu Neermoor betr. 1694-1699, fol. 41: In diesem Gerichtsprozess um den 
Platz des Kirchvogts Ulbet Janßen in der Neermoorer Kirche und darüber in der Gemeinde vorgefal-
lenen Konflikte wird die Nähe und Ferne zum Predigerstuhl als Ausdruck des „Rangks“ angesprochen. 
Alle Einwohner von Neermoor werden getrennt nach Frauen und Männern mit ihren Sitzplätzen 
aufgeführt (fol. 23-24). 
 Allgemein zum Ausdruck und Herstellung von Rang in der ländlichen Gesellschaft durch Kirchensitze 
und Gräberplätze: Troßbach, „Das Dorf“ im 18. Jahrhundert, S. 170; Mooser, Gleichheit und Un-
gleichheit, S. 250; Peters, Der Platz in der Kirche. 
1229 Engelbrecht, Landgemeinde, S. 58; Schmidt, Geschichte Ostfrieslands, S. 341.
1230 Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. 140. Sinngemäß auch: Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. 88, 108, 
109, 112, 113, 121, 132 und weitere.
 Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. 141: In Hoheesche stellten sich die Entscheidungsbefugnisse und 
damit auch die Besitzverhältnisse an den Gemeindeländereien etwas anders als üblich dar. Hier sollte 
die Mehrheit der Einwohner über die Gemeindeländereien Entscheidungen treffen, worauf explizit 
mehrmals hingewiesen wurde und damit das Ungewöhnliche dieses Prozesses betont wurde. 
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de genau geregelt. Das Aufschlagsrecht war nach der Größe der Herde und der 
damit einhergehenden Berechtigung der Herde bestimmt.1231  
Die Viertelherde, die aus Teilungen von vollen oder halben Herden hervorge-
gangen waren, ließen sich von der unten beschriebenen Nachsiedlerschicht der 
Warfsleute nicht immer genau unterscheiden. Sie waren nach Rechten und Be-
sitzverhältnissen oft gleichgestellt1232  und besaßen auf der Allmende meist unge-
fähr ein Viertel des Auftriebsrechts der Vollherde.1233
Daneben wurden auf der Geest auch Erbpächter (Heuerleute) des Landesherrn 
von den Eigenerben abgegrenzt. Von der Gemeinde mit ihren Allmenderechten 
und der Gemeindeversammlung waren sie in der Regel zunächst ausgeschlossen. 
Als Abhängige des Landesherrn waren sie zur Zahlung bäuerlicher Lasten nicht 
oder nur in geringerer Höhe als die Eigenerben verpflichtet.
„Neben den Herden, in Folge der Zerreißung solcher oder auf ausge-
wiesenen Gemeinheitsgründen siedelten sich später Ackerwirthschaften 
von geringerer Bedeutung an, denen auch eine Theilnahme an der Ge-
meindemitgliedschaft, aber nicht gleichmäßig, sondern nur in geringerem 
Umfange oder nur in gewissen Rechten gewährt wurde; dem Umgange 
ihrer Rechte entsprach dann auch das Maß ihrer Pflichten. Wie eigentlich 
das Verhältnis der erbgesessenen Herdbesitzer zu den Anbauern und Ab-
bauern war und wurde, zeigt sich z.B. vielfach recht deutlich in Betreff 
der gemeinen Weide, an welcher jene, die Herdbesitzer, das ‚Gesammtei-
genthum’ hatten und behielten; die neuen Ansiedler aber durften gegen 
Erlegung eines Weidegeldes ihr Vieh auftreiben, was, Anfangs wohl nur 
vergönnungsweise und auf Widerruf gestattet, später zum Recht wurde, 
wofür sie dann bei einer Theilung der Weide ebenfalls durch Zuweisung 
von Grundstücken fortan als feste Abgabe an die Gemeindekasse oder 
an die Bauern als die alten Interessenten weiter zahlten. Der noch jetzt 
gebräuchliche Ausdruck für diese Ackerwirthschaften von geringerer that-
sächlicher und rechtlicher Geltung ist der der Warffstätten; sie sind den in 
1231 Swart, Friesische Agrargeschichte, S. 114.
1232  Swart, Friesische Agrargeschichte, S. 218, 306; Engelbrecht, Landgemeinde, S. 59; Arbeitsgemein-
schaft Ortschronik Holthusen, Chronik, S. 49.
1233 Swart, Friesische Agrargeschichte, S. 218; Koolman, Gemeinde und Amt, S. 59.
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anderen Gegenden sog. Köthereien gleich zu achten, welche Bezeichnung 
mitunter auch in Ostfriesland vorkommt [...].“1234 
Wie aus diesen Bemerkungen vom Ende des 19. Jahrhunderts zu ersehen, 
waren aus Nachsiedlern Ende des Mittelalters auf der ostfriesischen Geest die 
Warfsleute hervorgegangen.1235 Sie gehörten zu der in Nordwestdeutschland so-
genannten Schicht der Kötter.1236 Dieser Begriff wurde in Ostfriesland jedoch nur 
selten benutzt.1237 Die Warfsleute waren in der Regel Inhaber kleinerer Hofstel-
len1238, d.h. sie besaßen Land auf dem Dorfacker oder abgetrennte Äcker auf der 
Gemeindeweide.1239 Diese Hofstellen konnten Eigentum sein, verpachtet sein1240 
oder als „beheerdisch“, d.h. als vererbpachtet angesehen werden.1241 
Neben ihrem Land auf dem Dorfacker oder als abgetrennte Äcker auf der Ge-
meindeweide wurden die Warfsleute nach langen Auseinandersetzung mit den 
vollberechtigten Eingesessenen allmählich, vor allem in der zweiten Hälfte des 
18. Jahrhunderts, an den genossenschaftlich genutzten Ländereien beteiligt, von 
denen sie zunächst ausgeschlossen waren.1242 Vergleichbar mit den Viertelherden 
1234 Dirksen, Predigerwahlrecht der Interessenten, S. 7 f. 
1235 Engelbrecht, Landgemeinde, S. 60; Swart, Friesische Agrargeschichte, S. 218.
1236 Ritter, Nachsiedlerschichten, S. 94.
1237 Engelbrecht, Landgemeinde, S. 60.
1238 Schmidt, Geschichte Ostfrieslands, S. 341; Swart, Friesische Agrargeschichte, S. 220; Kappelhoff, 
Absolutistisches Regiment, S. 37.
1239 Swart, Friesische Agrargeschichte, S. 218; Saalfeld, Stellung und Differenzierung, S. 240. 
 Reinhardt, Orts- und Flurformen, S. 297: Reinhardt behauptet, dass die Warfsleute kein Land auf 
dem Dorfacker besessen hätten, sondern nur abgetrennte Äcker in den Gemeinheiten.
1240 StaA Rep. 103 IX 110 Interessenten und Eingesessene des Oberrheiderlandes gegen Beamte, Land-
richter und Rentmeister zu Leer sowie gegen den Generalprokurator, Dienstleistungen der Tagelöhner 
und Arbeitsleute betr. (dabei: Lagerbuch). 1715, fol. 25. 
 Engelbrecht, Landgemeinde, S. 60: Engelbrecht geht davon aus, dass die Warfsleute kein eigenes 
Land besaßen, sondern nur ein Haus und kleinere Stücklande von den Bauern oder der Kirche pach-
teten.
1241 Swart, Friesische Agrargeschichte, S. 272. Zum Beispiel: StaA Rep. 103 VI 61 Harmenn Wilken 
gegen Gerd Joanßen, Heuer und Lasten von der Warfstätte zu Utgaste betr. 1709-1710, fol. 42-43 
Erbheuerung 1672. StaA Rep. 103 III 55 Thomas Dircks gegen die Eingesessenen des Osterloogs zu 
Middels, sodann Generalprokurator gegen die genannten Eingesessenen, den strittigen Ihne Ihnen-
Warf und einen Garten betr. 1701-1706, fol. 3-4: Kaufkontrakt über eine Warf, die Thomas Dircks 
von dem erbheuerenden Warfsmann Ihne Ihnen zurückkaufte und dann seinem Sohn verpachtete.
1242 Engelbrecht, Landgemeinde, S. 60. Siehe die genaue Analyse von vermehrten Beteiligungen an ge-
meindlichen Rechten vor allem auf der Geest im Anschluss an die Schilderung der Konflikte zwischen 
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konnten die Warfsleute auf der Geest höchstens ein Viertel des Auftriebsrechts an 
der Gemeindeweide erringen.1243 
Das „Haus“ der Warfsleute lag meist unter der Grenze der Spannhaltung und 
wurde dementsprechend auch nur zu Handdiensten bei gemeindlichen oder ge-
richtsherrlichen Diensten herangezogen.1244 Insbesondere die Pflicht, an den We-
gen zu arbeiten, war in den ländlichen ostfriesischen Gemeinden abgestuft. Teil-
weise war nur der Eigentümer oder der Pächter eines vollen oder halben Hofes 
für die Wegehaltung zuständig.1245 Es gab aber auch Gemeinden, in denen jeder 
– Eigentümer und Pächter eines Hofes oder ein Warfsmann – zur Instandhaltung 
des anliegenden Wegestückes verpflichtet war,1246 allerdings waren dann die Bau-
ern wohl meist zu Spanndiensten und die Warfsleute zu Handdiensten verpflich-
tet1247, so zum Beispiel in Aurich-Oldendorf: Die Bauern hatten die Pflicht, Pum-
pen und Brücken zu unterhalten, während zu den Wegen Bauern und Warfsleute 
zu gleichen Teilen beisteuerten. Die Fuhren dafür hatten die Bauern zu erledigen, 
die Handdienste die Warfsleute.1248 Entsprechend den Diensten in der Gemeinde 
wurde von den Warfsleuten auch nur ein Teil der finanziellen Gemeindelasten 
verlangt, währen die Eigenerben in der Regel die volle Pflicht hatten, für Repara-
turen von Brücken, Gebäuden oder anderem zu zahlen.1249 
Bauern und Warfsleute in Kapitel „IV.3.2. Begrenzte Beteiligung der unterbäuerlichen Bevölkerung 
an der bäuerlichen Gemeinde“. 
1243 Swart, Friesische Agrargeschichte, S. 218; Arbeitsgemeinschaft Ortschronik Holthusen, Chronik, 
S. 49.
1244 Swart, Friesische Agrargeschichte, S. 218 f. 
1245 Wiemann/Engelmann, Alte Wege, S. 22 f. Zum Beispiel: Ebel, Das Ende des friesischen Rechts, S. 
62, 64, 66; Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. 69; StaA Rep. 5 416 Sammlung geltender Rechte und 
Gewohnheiten (ältere Schriftstücke und Abschriften älterer Schriftstücke), Amt Aurich, Bd. 1, 1780, 
fol. 73: Weene
1246 Zum Beispiel: Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. 19, 32, 40, 46, 88, 93, 124, 132: Visquart, Greet-
siel, Manslagt, Groothusen, Oldendorf, Victorbur, Weener, Stapelmoor; StaA Rep. 5 416 Sammlung 
geltender Rechte und Gewohnheiten (ältere Schriftstücke und Abschriften älterer Schriftstücke), Amt 
Aurich, Bd. 1, 1780, fol. 65´: Barstede.
1247 Zum Beispiel: StaA Rep. 5 416 Sammlung geltender Rechte und Gewohnheiten (ältere Schriftstücke 
und Abschriften älterer Schriftstücke), Amt Aurich, Bd. 1, 1780, fol. 40, 71 f.: Siegelsum, Holtrop.
1248 Pauls, Aus dem Pfarrarchive, S. 16 f. 
1249 StaA Rep. 4 B IV d 129 Die Warfsleute zu Hinte, insbesondere die Mittragung der zur Wiederher-
stellung der Hinter Brücke erforderlichen Unkosten betr. 1631-1635: In Hinte zahlten rechtsgewohn-
heitlich die Eigenerben die Lasten zur Reparatur ihrer Brücke. Der Konflikt, der in dem genannten 
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Die Warfsleute auf der Geest und auch auf der Marsch besaßen keine Kirchen-
stühle oder Gräber, sie pachteten diese bei den Bauern oder genossen sie als eine 
von den Bauern gegebene Freiheit umsonst.1250
Neben diesen fast noch als Kleinbauern anzusprechenden „Warfsleuten“ zähl-
ten auch jene Gruppen zu den unterbäuerlichen „Warfsleuten“, die kaum Land 
zur Bearbeitung zur Verfügung hatten und die man in etwa mit den Heuerlingen 
im übrigen Nordwestdeutschland vergleichen könnte.1251 Ihnen bot sich in der 
Regel nur eine geringe Möglichkeit zur landwirtschaftlichen Nebentätigkeit, sie 
besaßen kein oder wenig Land von minderer Qualität und wohnten zur Miete 
in einem Nebengebäude eines Bauernhauses.1252 Aus diesem Grund waren sie 
verstärkt auf ein regel- oder unregelmäßiges Lohnverhältnis angewiesen, das sie 
am ehesten in den Flecken und großen Bauerngemeinden fanden.1253 Die Eigen-
erben, die als Gemeindeverband die Gemeindeweide besaßen, versuchten, diesen 
Warfsleuten einen Anteil an der Gemeindeweide zu verwehren. Die Gemeinde-
verbände erlaubten allerdings, dass die Warfsleute eine oder mehrere Kühe gegen 
eine Pacht auftrieben, da sie auf die Nutzung der Gemeindeweide zur Sicherung 
ihrer Existenz angewiesen waren. Die Pacht lag jedoch meist höher als diejenige, 
zu welcher die Berechtigten über ihr Recht hinaus Vieh aufschlagen durften. 
Die an der Gemeinweide vollberechtigten Bauern nahmen außerdem für sich das 
Recht in Anspruch, den Pachtsatz zu erhöhen oder „Tagelöhner“ ganz von der 
Weide auszuschließen.1254
Gerichtsprozess zur Sprache kam, entstand zwischen Bauern und Warfsleuten, weil die Bauern ver-
suchten, auch die Warfsleute zu einer Teilzahlung zu bewegen. 
1250 StaA Rep. 138 I 268 Verheurung der Kirchengräber zu Aurich Oldendorf  1781, fol. 1 f. 
 Für Norddeutschland allgemein: Schaer, Die ländlichen Unterschichten, S. 64: Laut Schaer verfügten 
Unterschichten in Norddeutschland teilweise gar nicht über eigene „Kirchenstände“ und wurden, 
wenn überhaupt, von den Bauern in ihren Ständen geduldet.  Auch in die Gräber wurden sie in 
Norddeutschland von den Bauern, auf deren Gründen sie lebten, oft aufgenommen. Wenn die Unter-
schichten eine eigene Grabstelle haben wollten, mussten sie diese an der Seite, im Grabenufer kaufen.
1251 Engelbrecht, Landgemeinde, S. 61. 
1252 Ebd., S. 61 f.; Swart, Friesische Agrargeschichte, S. 219.
1253 Engelbrecht, Landgemeinde, S. 62.
1254 Swarts Ausführungen zur Nutzung der Gemeindeweide beziehen sich auf die „neuen Warfsleute“, 
also auf die spätere Nachsiedlerschicht und damit auf die zweite Hälfte des 18. Jahrhunderts, als die 
neuen Warfsleute von den alten Warfsleuten zum Beispiel dadurch unterschieden waren, dass die alten 
Warfsleute bessere Ausftriebsrechte auf der Gemeindeweide hatten. Vor dieser Zeit war es jedoch für 
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Die Bezeichnungen „Warfsmann“, „Tagelöhner“, „Arbeitsmann“ oder „gemei-
ner Mann“1255 für die unterbäuerliche Bevölkerung waren austauschbar und sag-
ten kaum etwas über den Besitz an Land oder die Arbeitssituation aus.1256 Für die 
Zeitgenossen spielte es kaum eine Rolle, ob die unterbäuerlichen Schichten Land 
auf dem Dorfacker oder abgetrennte Kämpe1257 in den Gemeinheiten besaßen, 
erbpachteten oder zeitpachteten. Entscheidend war für die Einordnung eher, dass 
die gesamte Gruppe mindere Rechte und Pflichten in der Gemeinde hatte1258, 
alle Warfsleute schwierig, eine erlaubte Nutzung der Gemeindeweide zu erreichen. Zunächst durften 
sie diese meist pachten, wie das Beispiel Weener zeigt: Swart, Friesische Agrargeschichte, S. 220; 
Koolman, Gemeinde und Amt, S. 60, 84; StaA Rep. 4 B IV h 66 Fiskal gegen die Warfsleute zu 
Weener und Holthusen, insbesondere gegen Hinrich Jacob Nachtigall und Konsorten wegen Aufruhr, 
Verletzung der öffentlichen Ruhe und Totschlag des Obersten und Drosten Aylva 1660-1667, Vol. II, 
fol. 292´, 297, 350.
1255 In vielen Bauerrollen wurde die ländliche Gesellschaft in drei Gruppen eingeteilt: die „Vornehmste“, 
die „Middelmehtigen“ und den „gemeinen Mann“, wobei mit dem letzteren Begriff die Warfsleute 
angesprochen wurden, welche sich –. wie die Gerichtsprozesse zwischen Bauern und Warfsleute zeigen 
– auch selbst so bezeichneten (Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. 9, 17, 31, 25, 32, 33, 38, 44, 46, 61, 
66, 72, 73).
1256 StaA Dep. I, Nr. 4085/1, Ungefährlicher Überschlag der eingewilligten bevorstehenden Capital 
Schatzung, fol. 37-39: In dieser Taxationstabelle für die ständischen Steuern aus dem Jahre 1649/50, 
werden die unterbäuerlichen Schichten als „gemeine Tagelohner und alle anderen Warffsleute so sich 
ihre arbeit ernehren“ bezeichnet. Für die Bezeichnung und die Gruppenzugehörigkeit machte es für 
die von landständischer Seite eingesammelten Steuern keinen Unterschied, wie und ob das Land ge-
pachtet war. Entscheidender war die Tatsache, dass diese Bevölkerungsgruppe zur landwirtschaftlichen 
Tätigkeit hinzuarbeiten musste. 
 Engelbrecht, Landgemeinde, S. 61: Engelbrecht behauptet hingegen, dass neben den „alten Warfs-
leuten“ seit dem späten Mittelalter und dem 16. Jahrhundert Gruppen auftauchten, die zwar von den 
Zeitgenossen auch zu den Warfsleuten gerechnet wurden, die sich aber deutlich von dem obenge-
nannten Typus unterschieden. Sie wurden meist als „Tagelöhner“ oder „Arbeitsleute“ bezeichnet und 
hatten kaum Land zur Bearbeitung zur Verfügung. Sie gingen haupsächlich Lohnarbeit nach. 
 Schmidt, Geschichte Ostfrieslands, S. 342: Schmidt spricht von fließenden Übergängen zwischen 
„Warfsleuten“ und sogenannten „Tagelöhnern“ und „Arbeitsleuten“, wobei die Unterschiede sicher-
lich schwer zu definieren waren und sind. 
1257 StaA Rep. 5 416, Sammlung geltender Rechte und Gewohnheiten (ältere Schriftstücke und Abschrif-
ten älterer Schriftstücke), Amt Aurich, Bd. 1, 1780, 1792, 1796-1804, fol. 102´: Ein Kamp ist ein mit 
Gräben oder Wällen abgetrennter Acker in der – sonst eigentlich nicht geteilten – Gaste oder Weide.
1258 Dazu noch ausführlich die folgenden Ausführungen zur Beteiligung bei politischen Wahlen, Rechtset-
zung und Rechtsprechung sowie Beteiligung an der Allmende. 
 Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. 76, 88, 89, 108, 109, 110, 113, 127, 135, 136: In den Bauerrech-
ten wurden meist zwei Gruppen unterschieden, die Landgebraucher, Erbleute, Hausleute, die auch als 
Gemeinde oder Bauerschaft bezeichnet wurden, und die Warfsleute, die nicht weiter unterschieden 
wurden. Nur in Ausnahmefällen wurden die „Warfsleute“ noch einmal differenziert: In Hoheesche 
wurde zwischen Hausmann, Kötter, also landarmer Bewohner, und Warfsmann/Häusling, also land-
loser Bewohner, unterschieden; in Groß-Midlum wurde eine Gruppe von Tagelöhnern von allen an-
deren Einwohner unterschieden, aufgrund des Merkmals, dass sie kein Land heuern konnten: Ebd., 
S. 141 f., 8.  
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dass sie weniger Land als die Eigenerben besaß und einer handwerklichen Tätig-
keit oder einer Lohnarbeit auf den Höfen der Bauern, beim Landesherrn oder als 
Deicharbeiter nachging, da ihr Landbesitz nicht für ihre Subsistenz ausreichte.1259 
Erst in der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts wurden landlosere Gruppen 
sichtlich von den nun als „alten Warfsleuten“ bezeichneten kleineren Stellenbe-
sitzern differenziert. Man nannte diese Gruppe die „Neuen Warfen“.1260 Die alten 
Warfsleute wohnten meist in den Dörfern oder am Rande, die „Neuen Warfs-
leute“ siedelten eher außerhalb des Dorfackers in der Gemeinheit1261 und be-
wirtschafteten blockförmige Kämpe dort1262 oder pachteten Land von größeren 
Höfen und der Kirche.1263 Die neuen Warfsleute zahlten wohl meist die Hälfte 
der gemeindlichen oder sonstigen Lasten, die für die alten Warfsleute angesetzt 
worden waren1264 und waren auch zu Handdiensten für die Landesherrschaft ver-
pflichtet.1265  
Trotz dieser manchmal erfolgten Differenzierung zwischen alten und neuen 
Warfen blieb zumindest bis 1820 die Trennung zwischen Bauern und Warfs-
1259 Engelbrecht, Landgemeinde, S. 61; Arbeitsgemeinschaft Ortschronik Holthusen, Chronik, S. 49; 
Kappelhoff, Absolutistisches Regiment, S. 37.
1260 Swart, Friesische Agrargeschichte, S. 219: Swart geht davon aus, dass während der ganzen frühen 
Neuzeit die unterbäuerlichen Schichten in alte und neue Warfsleute unterschieden wurden. In den 
untersuchten Gerichtsakten begegnet diese Unterscheidung jedoch nicht und findet sich erst in eini-
gen Fällen in den hier genannten Stichproben aus der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts. Vorher 
wurden landarme und landlose Schichten nicht voneinander unterschieden. Sie bildeten zusammen 
die Gruppe der „Warfsleute“. 
 Gerichtsprozesse vor der alten preußischen Regierung, in denen es um Konflikte zwischen alten und 
neuen Warfen ging: StaA Rep. 5 1014 Streitigkeiten zwischen den Besitzern alter und neuer Warfe 
und den Herdbesitzern um das Ausmaß der jeweiligen Berechtigungen und die Höhe der Weidegelder 
auf der gemeinen Weide Strackholt 1801-1803. 
 Im Zuge von Konflikten zwische „neuen Warfen“, „alten Warfen“ sowie Herdbesitzern bezeichneten 
sich die neuen Warfsleute in den von ihnen verfassten Beschwerdeschriften selbst als differenziert von 
den „alten Warfen“: Siehe Anhang: „VIII.1. Statuten und Berichte über Rechtsgewohnheiten von 
Warfsleuten aus dem Jahre 1792“.   
1261 Reinhardt, Orts- und Flurformen, S. 297.
1262 Ebd., S. 297.
1263 Ebd., S. 297.
1264 StaA Rep. 5 416 Sammlung geltender Rechte und Gewohnheiten (ältere Schriftstücke und Abschrif-
ten älterer Schriftstücke), Amt Aurich, Bd. 1, 1780, 1792, 1796-1804, fol. 82: In Strackholt zahlten 
1780 zum Beispiel für Kirchenlasten sowie für Pumpen und Brücken jeweils zwei halbe Herde, vier 
alte Warfe und acht neue Warfe soviel wie ein voller Herd.
1265 Ebd., fol. 98: So der Bericht des Amtsgerichts Aurich im Jahre 1793. 
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leuten konstitutiv für die ländliche Sozialverfassung auf der Geest und übrigens 
auch auf der Marsch. Friedrich Arends schrieb 1820: 
„Mit Ausnahme der wenigen Edelleute, der Beamten, Prediger und 
Schullehrer gibt es auf dem Lande bloß Bauern und Warfsleute. Unter 
Warfsleute, auch Häuslinge genannt, begreift man im allgemeinen alle 
übrige Landleute, die ein bloßes Haus bewohnen, im engern Sinne bloß 
die Arbeiter, welche für die Bauern oder sonst arbeiten, es sei, daß sie ein 
eigenes oder gemiethetes Haus bewohnen.“1266 
3.2 Soziale Differenz auf der Marsch
Auf der Marsch entwickelten sich die bäuerlichen Betriebsformen und die Form 
des Bodenbesitzes aufgrund der Umstellung von Eigenproduktion zur Produk-
tion für den Markt ganz anders als auf der Geest.1267 Die Bauern strebten seit 
dem 16. Jahrhundert den Besitz von wirtschaftlich geschlossenen Höfen an, da 
mit ihnen gewinnbringender zu wirtschaften war als mit landwirtschaftlicher 
Nutzfläche in Streulage1268, die durch die Aufteilung in Dorfacker, Wiese und 
Gemeinweide bedingt war.1269 Auf der Marsch wurde die Weide schon im Mittel-
alter fast restlos1270 nach den natürlichen und künstlichen Wasserzügen in Wei-
defennen, an denen gewöhnlich mehrere Bauern Anteil erhielten, aufgeteilt.1271 
Keinem Bauern war sein Weideland in einem geschlossenen Stück zugewiesen 
worden.1272 Infolgedessen war die Streuung der Ländereien auf der Marsch am 
Beginn der Frühen Neuzeit noch ausgeprägter als auf der Geest.1273 
1266 Arends, Ostfriesland und Jever, S. 390. 
1267 Heißler, Ostfriesische Singularität, S. 82.
1268 Swart, Friesische Agrargeschichte, S. 199.
1269 Ebd., S. 8.
1270 Ebd., S. 141, 151: Einzelne Stücke wurden möglicherweise noch bis in das 18. Jahrhundert gemein-
sam beweidet.
1271 Ebd., S. 8,  141 f.; Saalfeld, Stellung und Differenzierung, S. 238.
1272 Swart, Friesische Agrargeschichte, S. 8.
1273 Ebd., S. 8.
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Auch der Flurzwang, der durch das Fehlen der Wege innerhalb der Gaste, durch 
die Streulage der Äcker und durch die Aufteilung in Acker- und Wiesenland be-
dingt war, hatte sich hemmend auf die Wirtschaftsentwicklung ausgewirkt.1274 
Die Bauern der Marsch versuchten sich dem Flurzwang durch die Bildung von 
größeren Wirtschaftseinheiten, die möglichst nahe um den eigenen Hof kon-
zentriert waren, zu entziehen.1275 Damit wurde die Streulage beseitigt und die 
Absonderung des Dorfackers und der Wiesen vom übrigen Land verschwand.1276 
Die Abrundung des Besitzes wurde vor allem durch Pacht des nahe am Herd 
liegenden Landes von der Kirche, vom Landesherrn1277 oder von Nachbarn er-
reicht.1278 Allmählich verschmolz das sog. „beheerdische“ Pachtland mit dem 
Herd des Pächters, und die Bauern erreichten zusammen mit den nur Land pach-
tenden Bauern im Jahre 1611, dass die Zeitpacht sich zur Erbpacht wandelte.1279 
Sturmfluten, Viehseuchen und konjunkturelle Krisen des 17. und 18. Jahrhun-
derts forcierten die Besitzkonzentration und ließen nur den größeren, kapital-
kräftigeren Betrieben eine Überlebenschance, so dass der mittelbäuerliche und 
kleinbäuerliche Besitz tendenziell zusammenschrumpfte.1280 Von den Marschlän-
1274 Swart, Friesische Agrargeschichte,  S. 110 f., 199, 137: Die Aufteilung in Acker-, Weiden- und Wiesenland 
bedingte den Flurzwang; die Unterhaltung der Wege, der Durchlässe, des Walls mussten geregelt werden.
1275 Heißler, Ostfriesische Singularität, S. 82.
1276 Swart, Friesische Agrargeschichte, S. 9.
1277 Heißler, Ostfriesische Singularität, S. 82, Swart, Friesische Agrargeschichte, S. 269: Der Landesherr 
war als der Erbe vieler alter Häuptlingsbesitzungen und der meisten Klosterländereien der größte 
Grundbesitzer der Grafschaft.
1278 Swart, Friesische Agrargeschichte, S. 9.
1279 Heißler, Ostfriesische Singularität, S. 82; Schmidt, Geschichte Ostfrieslands, S. 253; Swart, Frie-
sische Agrargeschichte, S. 193, 263, 270, 272 und 274: Herde, bei denen mehrere Personen an den 
einzelnen Teilen Eigentümer waren, fielen ohne Probleme unter diesen Entscheid. Für die Pächter, 
die nur von einem Eigentümer geheuert hatten, war es problematischer: sie mussten ihre Erblichkeit 
nachweisen, sonst galten sie als Zeitpächter. Außerdem waren die Bauern des Harlingerlandes ausge-
nommen von den Verordnungen für Ostfriesland. 
1280 Reinders-Düselder, Landwirtschaft in Ostfriesland, S. 400; Keuning, Geest und Marsch, S. 15; 
Swart, Friesische Agrargeschichte, S. 229-232; Wunder, Die bäuerliche Gemeinde, S. 119; Rein-
hardt, Orts- und Flurformen, S. 328; Bölts, Rindviehhaltung, S. 138 f.: Bölts legt differenziertere 
Zahlen über die Betriebsgrößen der rheiderländer Marsch vor, als es Swart tut, kann aber die Tendenz 
zur Vergrößerung nicht leugnen.
 Jachens, Wandel der Agrar- und Sozialstruktur, S. 86-89: Eine wellenartige „Vernichtung“ von 
klein- oder mittelbäuerlichen Betrieben im Marschengebiet „Krummhörn“ im äußersten Nordwe-
sten Ostfrieslands wurde durch Viehseuchen und Überschwemmungen hervorgerufen. Jachens zeigt 
eine Besitzkonzentration exemplarisch für die Gemeinde Manslagt zwischen 1583 und 1904 und in 
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dereien des Emder, Wittmunder, Norder und Greetsieler Amtes entfielen im 18. 
Jahrhundert mehr als zwei Drittel, bisweilen mehr als 80% auf Betriebe, deren 
Größe 20 Hektar deutlich überschritt.1281 Im 17. Jahrhundert hatte dieser Prozess 
noch nicht die Ausprägung des 19. Jahrhunderts erreicht, man findet noch eine 
geringere Abstufung in der Größe der Herde, aber die beschriebene Tendenz ist 
unverkennbar.1282
Man könnte aus dem verstärkten Auftreten von Pächtern schließen, dass sich 
die soziale Differenzierung auf der Marsch an der unterschiedlichen Rechtsstel-
lung des Besitzes der Bauern (Bauern mit Pachtland oder Bauern mit eigenem 
Land) festmachte. Tatsächlich spielte diese Unterscheidung seit dem 16. Jahr-
hundert kaum eine Rolle, da es auf der Marsch kaum einen Bauern ohne Pacht-
land gab.1283 Vielmehr vertrat der Bauernstand geschlossen das Pächterinteresse 
gegenüber den Klöstern, den Adligen, den Städtern und dem Landesherrn.1284 
Das Besitzmindestmaß an Pachtland, das zur Vollberechtigung, zur Zulassung 
zum Landtag und für die Teilnahme an den Predigerwahlen notwendig war, war 
allerdings doppelt so hoch wie das der Bauern mit eigenem Land.1285 
Neben den Hausleuten oder Interessenten findet man auch in der Marsch 
Warfsleute oder Tagelöhner, die weniger Land besaßen, Handdienste verrichte-
Campen zwischen 1716 und 1888. Manslagt wurde 1583 von den mittelbäuerlichen Betrieben (20-
30 Grasen = ca. 7-11 Hektar) beherrscht, aber auch kleinere Betriebe waren sehr stark vertreten. Nach 
der Weihnachtsflut 1717 hatte sich im Jahre 1719 die Struktur in Manslagt verändert, die klein- und 
mittelbäuerlichen Betriebe gerieten aufgrund der Sturmflut, bedingt durch die hohen Deichlasten in 
Zahlungsschwierigkeiten und wurden von anderen Betrieben aufgekauft, so dass es zu einer Besitz-
konzentration kam. In Campen lässt sich solch eine Besitzkonzentration erst ab dem Beginn des 19. 
Jahrhunderts beobachten.
 Saalfeld, Stellung und Differenzierung, S. 238; Bölts, Rindviehhaltung, S. 138 f.: Diedrich Saalfeld 
behauptet, dass neben den Großbetrieben im Laufe des 17. und 18. Jahrhunderts die Kleinstellen 
und Tagelöhner auf der Marsch einen ständigen Zuwachs an Land erhielten. Er spricht von einem 
zweigipfligen Wachstum, das er jedoch an Zahlen von Johann Bölts festmacht, die – wenn überhaupt 
– nur geringfügige Verschiebungen in einigen wenigen Bauerschaften zeigen. Hier wären genauere 
Untersuchungen auf einer breiteren Quellenbasis notwendig.
1281 Reinders-Düselder, Landwirtschaft in Ostfriesland, S. 401.
1282 Swart, Friesische Agrargeschichte, S. 230.
1283 Ebd., S. 263; Kappelhoff, Absolutistisches Regiment, S. 34.
1284 Swart, Friesische Agrargeschichte, S. 263.
1285 Ebd., S. 263.
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ten und weniger finanzielle gemeindliche Lasten zahlen. Sie besaßen auch keine 
Kirchenstühle und Gräberplätze.1286 
Bevor die Beteiligung der beiden Gruppen Bauern und Warfsleute in Marsch 
und Geest in den Gemeindeversammlungen erläutert wird, muss noch kurz auf 
die in Ostfriesland eine eigentümliche Form annehmende allgemeine Bevölke-
rungsvermehrung in der Frühen Neuzeit eingegangen werden, um die Bedeu-
tung der auf der Geest anwachsenden unterbäuerlichen Bevölkerung ermessen 
zu können. 
3.3 Vermehrung der unterbäuerlichen Bevölkerung
Die Erbgewohnheiten der Besitzenden hatten einen Einfluss auf die Ausgestal-
tung der Besitzstrukturen in der ländlichen Gesellschaft.1287 Idealtypisch unter-
scheidet man zwei Erbsysteme: die ungeteilte, geschlossene Übergabe einer Stel-
le an einen einzigen Erben (Anerbenrecht) und die Teilung des Besitzes unter 
mehrere Erben (Realteilung).1288 Von landesherrlicher Seite war in Ostfriesland 
das Anerbenrecht verordnet worden: Aufgrund von finanziellen Interessen der 
Landesherrschaft sollten die Höfe ungeteilt übergeben werden und die Dismem-
bration des Hofes – auch durch Verkauf – war verboten.1289 Im Vergleich mit 
diesem verordneten Erbrecht sahen die Erbgewohnheiten in der Praxis jedoch 
anders aus. 
Auf der Marsch teilte man das Erbe, indem einer der Erben eine Geldsumme, 
die unterhalb des geschätzten Kaufpreises für den Hof lag, an die weichenden 
Erben auszahlte.1290 So blieb der Hof geschlossen, um eine Hofzersplitterung und 
1286 Vgl.: Engelbrecht, Landgemeinde, S. 59-61.
1287 Holenstein, Bauern, S. 9.
1288 Ebd., S. 9.
1289 Agena, Grundbesitz, Beispruch und Anerbenrecht, S. 65-71: Das sog. Dismembrationsverbot in der 
Policeyordnung von 1545 wurde im Haager Vergleich von 1662, im Emder Finalrezess von 1663 und 
in Edikten von 1700 und 1704, 1705 und 1730 wiederholt und auch verschärft.
1290 Klöpper, Bevölkerungsentwicklung, S. 52 f.; Voland, Reproduktive Konsequenzen, S. 301: Überneh-
mer war in der Regel der jüngste Sohn. Töcher bekamen in Fortsetzung mittelalterlicher friesischer 
Erbgewohnheiten nur die Hälfte des Erbanteils, den ein weiterer nicht-erbender Sohn bekam.
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damit die Existenz von bäuerlichen Kleinbetrieben aus technischen und wirt-
schaftlichen Gründen zu vermeiden.1291 Allerdings wurde Kapital aus dem Hof 
abgezogen, was dem verordneten Anerbenrecht widersprach. Bei kleineren Besit-
zungen konnte dies wegen Kapitalmangel schon manchmal zur wirklichen Real-
teilung führen, was aber wiederum seit dem 17. Jahrhundert und verstärkt im 18. 
Jahrhundert nur dazu führte, dass Bauern mit größeren Höfen diese Ländereien 
kauften. Denn solche vereinzelten kleinen Betriebseinheiten stellten sich als we-
nig ertragreich heraus.1292 So existierten auf der Marsch geschlossene große Höfe, 
nicht weil man sich an das Anerbenrecht hielt, sondern weil man ein eigenes 
wirtschaftliches Interesse an solchen Höfen hatte.
Auch auf der Geest konnte sich die eigentlich übliche geschlossene Vererbung 
nicht vollständig bis in das 18. Jahrhundert erhalten1293, obwohl die Geestgemein-
den aufgrund der Kopplung der gemeindlichen Lasten an die vollen Herde auch 
ein Interesse am Erhalt der Höfe hatten.1294 Die Zahl der Hofstellen vermehrte 
sich vor allem seit 1700 auf der Geest durch Teilung im Erbgang (Realteilung) 
und Verkauf.1295 Diejenigen, die eine Teilung eines Herdes durchführen wollten, 
mussten bei der Gemeinde Zustimmung finden1296 und beim Landesherrn um 
Konsens bitten. Die landesherrliche Gebühr für die Konsenserteilung war dann 
auch eher eine Einnahmequelle des Landesherrn und keine Strafe. Der Landgü-
1291 Gehrmann, Bevölkerungsgeschichte, S. 180; Klöpper, Die Bevölkerungsentwicklung, S. 53 f.
1292 Jachens, Wandel der Agrar- und Sozialstruktur, S. 85, 87; Klöpper, Bevölkerungsentwicklung, S. 54: 
Falls eine Geldabfindung nicht möglich war, gab es neben der wirklichen Erbteilung noch die Mög-
lichkeit, den Hof von der Erbengemeinschaft an den Übernehmer zu verpachten. 
1293 Agena, Grundbesitz, Beispruch und Anerbenrecht, S. 65-71; Swart, Friesische Agrargeschichte, S. 
216, 221 f. , 223, S. 292: Swart geht zwar grundsätzlich von einem Anerbenrecht für Ostfriesland aus, 
schränkt für die Praxis auf der Geest diese Behauptung jedoch ein, indem er auf die sich vermehrenden 
Höfeteilungen im 18. Jahrhundert hinweist.
1294 StaA Rep. 4 B IV h 207 Bittschrift der Schüttmeister zu Leer, die verbotene Zerstückelung der Herde 
betr. 1694, fol. 1-2:  In dieser Bittschrift wird deutlich, dass die Gemeinde ein Interesse an vollen 
Herden und nicht gestückelten Ländereien hatte, da die vollen Herde die Hauptlast der gemeindli-
chen Dienste und Werke trugen. Demnach waren die Gemeinden wie die Landesherrschaft auf die 
Abgaben der vollen Herde angewiesen und versuchten diese zu erhalten. 
1295 Swart, Friesische Agrargeschichte, S. 221, 223.
1296 StaA Rep. 103 III 120 a Gemeinde Westerende / Jan Janssen ebd. – Bau eines Hauses auf einem vom 
Herd seines Bruder abgetrennten Grundstück 1726, fol. 12´. 
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terverkehr war trotz Dismembrationsverbot damit umständlich und kostspielig, 
aber nicht verhindert.1297 
Die Besitzverhältnisse in den ostfriesischen Gemeinden waren auf der Marsch 
nicht vom Anerbenrecht, sondern vom Interesse an größeren Höfen bestimmt, so 
dass es zu einer Besitzkonzentration und damit einer Abgrenzung dieser Gruppe 
zu den anderen Gemeindeeinwohnern kam. Auf der Geest wurde dem verordne-
ten Anerbenrecht vor allem im 18. Jahrhundert zuwider gehandelt. Dies führte 
zur Teilung und dem Verkauf von Höfen, so dass sich die kleineren Stellen ver-
mehrten und die Besitzunterschiede nicht so groß wie auf der Marsch waren. 
Diese Erbgewohnheiten standen in Zusammenhang mit der Bevölkerungsver-
mehrung auf Marsch und Geest. 
Zwar lässt sich der Entwicklungsstand der ostfriesischen Landbevölkerung in 
den allgemeinen Trend vom Bevölkerungsanstieg in Europa einfügen, auch hier 
wurden die Bevölkerungszahlen in der ersten Hälfte des 18. Jahrhunderts durch 
Hungerkrisen und Kriege beeinflusst, allerdings auch durch regionsspezifische 
Einflussfaktoren wie die Sturmfluten von 1717 und 1720 und ihre Folgeschä-
den sowie durch den bürgerkriegsähnlichen Appelle-Krieg (1725-1727). In Ost-
friesland blieb der Bevölkerungsanstieg im 18. Jahrhundert jedoch gering, denn 
Ostfriesland war ein Gebiet mit negativer Migrationsbilanz – trotz Kolonisation 
unter preußischer Herrschaft ab 1744. Im Vergleich mit anderen Territorien gab 
es nur eine geringe Zunahme der unterbäuerlichen Bevölkerung1298, obwohl es 
einen Geburtenüberschuss gab. In der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts ver-
lor Ostfriesland zum Beispiel fast 13 000 Einwohner durch Auswanderung. Die 
Bevölkerung stieg zwischen 1740 und 1790 nur leicht von 90 000 Einwohnern 
1297 Swart, Friesische Agrargeschichte, S. 320; StaA Rep. 103 III 120 a Gemeinde Westerende / Jan Jans-
sen ebd. – Bau eines Hauses auf einem vom Herd seines Bruder abgetrennten Grundstück 1726, fol. 
12 ff.: So argumentierte auch der Amtmann von Aurich im Jahre 1726, als er gegen die Gemeinde 
Westerende die Zerreißung eines Herdes verteidigen wollte. Seiner Meinung nach war für eine Zerrei-
ßung der Konsens des Landesherrn und der Gemeinde vonnöten. Wenn die Gemeinde widersprach, 
so musste sie dafür gute Gründe aufführen.
1298 Trossbach, Bauern, S. 38; Swart, Friesische Agrargeschichte, S. 218.  
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auf 105 500 Einwohner an, was im Vergleich wenig war1299 und sich erst im 19. 
Jahrhundert ausglich.1300
Diese ganz allgemein so für das 18. Jahrhundert charakterisierte Bevölkerungs-
entwicklung verlief auf der Marsch und auf der Geest unterschiedlich. Die Un-
terschiede lagen jedoch nicht in der Höhe des Geburtenüberschusses, sondern 
in der unterschiedlich hohen Abwanderung: In den von Herbert Rüst unter-
suchten Kirchengemeinden auf Marsch- und Geestboden sind 8983 Geburten 
und 5848 Todesfälle verzeichnet, dies bedeutet einen Geburtenüberschuss von 
3135 Personen.1301 Rüst zeigt für den Zeitraum zwischen 1700 und 1744, dass 
1299 Gehrmann, Bevölkerungsgeschichte, S. 172. Zur Abwanderung aus Ostfriesland: Gehrmann, Bevöl-
kerungsgeschichte, S. 130, 179, 185.
1300 Rüst, Entwicklung, S. 54; Aden, Entwicklung und Wechsellagen ausgewählter Gewerbe, S. 12, 196: Rüst 
und Aden weisen auf diese unterschiedliche Entwicklung im 18. und 19. Jahrhundert in Ostfriesland hin. 
 Gehrmann, Bevölkerunggeschichte, S. 115 f., 130, 134, 171 f., 308-320: Gehrmann untersucht die 
Bevölkerungsentwicklung Norddeutschlands und weist eine Zweiteilung nach: Ostfriesland, das Ems-
land, Westfalen, das Münsterland und Holstein waren durch sehr geringe Bevölkerungszugewinne im 
18. und – außer im Münsterland – durch ein Aufholen im 19. Jahrhunderts geprägt, während in den 
preußischen Mittelprovinzen sowie Mecklenburg die Bevölkerung im 18. Jahrhundert schneller zu-
nahm. Eine mittlere Position nehmen Hannover und Oldenburg ein, in dem durch Gewerbe charak-
terisierten Minden-Ravensberg nahm die Bevölkerung schneller zu als im restlichen Westfalen, jedoch 
langsamer als in den stärker durch die Landwirtschaft geprägten Gebieten Ostelbiens. Die Ursache 
von Bevölkerungsanstieg und -begrenzung sieht Gehrmann nicht einseitig in einem gegeben Nah-
rungsspielraum, sondern auch in außerökonomischen Faktoren, wie dem Einfluss von Institutionen 
Haus, Gemeinde, Grund- und Landesherrschaft. Für den Bevölkerungsanstieg der unterbäuerlichen 
Bevölkerung, vor allem von haus- und landlosen Familien im 18. und 19. Jahrhundert macht Gehr-
mann neben diesen einflußnehmenden Institutionen und einem beschränkenden Nahrungsspielraum 
ein Streben der nicht-erbenden, weichenden Bevölkerung nach Alternativen zu Ehelosigkeit und Un-
terordnung als zentrale Ursache aus. Dadurch kam es in Norddeutschland mit Beginn der 1790er 
Jahre zu einem demographischen Wandel, dessen Bedeutung als Umbruch sich im Zusammenhang 
mit der weiteren Entwicklung im 19. Jahrhundert ergab.   
1301 Rüst, Entwicklung, S. 27. 
 Gehrmann, Bevölkerungsgeschichte; Kaufhold/Wallbaum, Historische Statistik der preußischen Provinz 
Ostfriesland, S. 1: Für die Bevölkerungsgeschichte in Ostfriesland vor preußischer Zeit, also vor 1744, 
liegt vor allem aufgrund von Kassationen und sonstigen Verlusten keine historisch-statistische Überliefe-
rung aus der fürstlichen Verwaltung vor, so dass der Zugriff auf die Bevölkerungszahlen bisher nur in einer 
unveröffentlichten, im Staatsarchiv Aurich liegenden Arbeit von Herbert Rüst versucht wurde, und zwar 
anhand einer Untersuchung einzelner exemplarischer Gemeinden auf Marsch und Geest. Für die Geest 
untersuchte er die Bevölkerungszahlen von Engerhafe, Forlitz-Blaukirchen, Timmel und Bagband, für die 
Marsch waren es Jemgum, Böhmerwald, Grimersum, Mitling-Mark, Nendorp und Dornum. 
 Für den Zeitraum zwischen 1748 und 1806 greifen die hier genutzten Untersuchungen von Kauf-
hold, Wallbaum und Gehrmann auf die historisch-statistische Überlieferung für Ostfriesland unter 
der Herrschaft Preußens zurück. 
 Wie Rüst stützt sich Swart als ausgezeichneter Kenner der ostfriesischen ländlichen Gesellschaft auch 
nur auf einzelne Stichproben in Kirchspielen (Swart, Friesische Agrargeschichte, S. 218).
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Marsch und Geest sich hinsichtlich des Geburtenüberschusses nicht voneinander 
unterschieden.1302 Allerdings zeigen die Untersuchungen von Engel und Voland, 
dass die Abwanderung in der Marsch höher lag: In einem exemplarischen Teil 
des ostfriesischen Marschgebietes, in der Krummhörn, kann man  im 17. und 
18. Jahrhundert davon ausgehen, dass die durch den Geburtenüberschuss ent-
stehende unterbäuerliche Bevölkerung aus der Marsch in die Geestgemeinden, 
in andere nordwestliche  Gebiete oder zur Indienfahrt abwanderte. Das Bevölke-
rungswachstum entsprach also nicht dem Geburtenüberschuss, und die Bevölke-
rung wuchs nur sehr langsam.1303 Auch zwischen 1750 und 1789 gab es auf der 
Marsch einen Geburtenüberschuss, der allerdings auch in eine Abwanderung um-
gesetzt wurde, so dass die Bevölkerungsdichte und die Anzahl der Höfe begrenzt 
blieben.1304 Für eine Ansiedlung in der Marsch stand kaum mehr ausbaufähiges 
Land zur Verfügung, da es aufgrund seiner Fruchtbarkeit und der Belastung der 
Bauern durch die Deichlasten schon lange kultiviert worden war1305 und es für 
die Bewirtschaftung auf Marschboden vorteilhafter war, in größeren Einheiten 
zu wirtschaften. So wurde der Betrieb im Erbfall geschlossen an einen Erben 
1302 Rüst, Entwicklung, S. 53. 
1303 Engel, Zum Bevölkerungsgeschehen der Krummhörn, S. 84, 87, 93 f.; Voland, Reproduktive Kon-
sequenzen, S. 291: Engel und im Anschluss an sie auch Voland sprechen für die Krummhörn, einem 
Marschgebiet in Ostfrieslands Nordwesten, von keiner nennenswerten Änderung der Bevölkerungs-
dichte vom 17. bis zum Ende des 18. Jahrhunderts. Engel untersuchte die Bevölkerungsentwicklung 
der 32 Kirchspiele der Krummhörn anhand einer Stichprobe der Steuerregister in sieben Kirchspielen, 
nämlich Eilsum, Greetsiel, Groothusen, Loppersum, Uttum, Woltzeten und Woquard. 
1304 Gehrmann, Bevölkerungsgeschichte, S. 179.
 Uphoff, Die Deicharbeit, S. 106; Norden, Eine Bevölkerung in der Krise, S. 85.: Uphoff behauptet 
mit Hinweis auf die Untersuchung Nordens für Butjadingen, dass das Bevölkerungswachstum in den 
Marschgebieten vor allem wie in Butjadingen durch die endemische Malaria und auch durch die Be-
sitzverhältnisse und das Anerbenrecht gebremst wurde. Gehrmann zeigt jedoch, dass die Malaria einen 
zwar geringen, aber doch vorhandenen Bevölkerungsanstieg in Ostfriesland im Gegensatz zu Butja-
dingen nicht verhindern konnte, und weist vor allem auf die Bedeutung der Abwanderung für die 
Marschgebiete hin (Gehrmann, Bevölkerungsgeschichte, 130, 179). Außerdem galt für ganz Ostfries-
land zwar das von Uphoff erwähnte, von landesherrlicher Seite verordnete Anerbenrecht, dieses wurde 
jedoch trotz mehrmaliger Wiederholung dieser Verordnung nicht durchgesetzt. Wie Klöpper zeigt, 
vererbten die Bauern auf der Marsch die Höfe zwar geschlossen, entschädigten aber die weichenden 
Erben, so dass man von Realteilung des Hofwertes sprechen kann (Klöpper, Bevölkerungsentwick-
lung, S. 52 f.). Durch diese besitzkonzentrierende Praxis der Bauern und dem Fehlen von Ödland, 
aber nicht durch ein verordnetes Anerbenrecht  konnten sich die weichenden Erben nicht mehr in der 
Marsch ansiedeln.
1305 Klöpper, Bevölkerungsentwicklung, S. 50; Engel, Zum Bevölkerungsgeschehen der Krummhörn, S. 
89; Gehrmann, Bevölkerungsgeschichte, S. 184; Schmidt, Siedlungsgeographischer Überblick, S. 62. 
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übergeben oder der Besitz sogar noch durch Zukauf und Pachtung von selten 
vorhandenen Stücklanden vergrößert, so dass im Ergebnis die grundbesitzenden 
Eigenerben verhinderten, dass die überschüssige Bevölkerung in der Marsch zu 
Grundbesitz im Erbgange oder durch Kauf gelangte. Diese Bevölkerung wan-
derte ab. So führte eine Realteilung des Hofwertes auf der Marsch nicht zu einer 
Stellen- und Bevölkerungsvermehrung wie sonst in Realteilungsgebieten.1306 Die 
Zahl der Hofstellen nahm aufgrund der Besitzkonzentration im Marschgebiet 
sogar bis zum Ende des 18. Jahrhunderts ab.1307 
Mitterauer unterscheidet am Beispiel Österreichs idealtypisch zwei Ökotypen: 
in der von Bauern vornehmlich ausgeübten Viehwirtschaft seien vor allem kon-
tinuierlich Arbeitskräfte gebraucht worden, so dass hier vor allem Gesinde den 
Arbeitskräftebedarf deckte. In der Getreidewirtschaft sei es vor allem zu einem 
saisonalen Arbeitskräftebedarf gekommen, der tendenziell eher durch Tagelöhner 
und auch tagelöhnernde Kleinbauern gedeckt worden sei.1308 Dies lässt sich auf 
Ostfriesland übertragen: In der Marsch mit seiner dominierenden Viehwirtschaft 
setzten die Bauern  offenbar auf eine Ergänzung der familialen Arbeitskräfte durch 
Gesinde, während auf der Geest mit dominierender Getreidewirtschaft eher auf 
die Arbeitskräfte der Tagelöhner und Kleinbauern zurückgegriffen wurde. Wenn 
nun wie in der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts die Bauern auf der Marsch 
begannen, sich der Getreidewirtschaft zuzuwenden, dann bedurften sie eines grö-
ßeren saisonalen Arbeitskräftepotentials. Dieses wurde dann durch Tagelöhner 
gedeckt, die allerdings in Ostfriesland nicht auf der Marsch wohnten, sondern 
auf der Geest. So zog der erhöhte Arbeitskräftebedarf eher eine Zunahme der 
unterbäuerlichen tagelöhnernden Bevölkerung auf der Geest nach sich.1309 
1306 Klöpper, Bevölkerungsentwicklung, S. 54 f. 
1307 Engel, Bevölkerungsgeschehen in der Krummhörn, S. 90; Voland, Reproduktive Konsequenzen, S. 
300.
1308 Mitterauer, Formen ländlicher Familienwirtschaft, S. 185-324.
1309 Gehrmann, Bevölkerungsgeschichte, S. 180; Knottnerus, Agrarverfassung und Landschaftsgestal-
tung, S. 100; Melchers, Ostfriesland: Preußens atypische Provinz?, S.466; Brakensiek, Agrarreform 
und ländliche Gesellschaft, S. 244; Jachens, Wandel der Agrar- und Sozialstruktur, S. 88. 
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Auf der Geest stieg die ländliche Bevölkerung seit 1650 langsam an.1310 Ab 
1750 wuchs die Bevölkerung nachweisbar auf der Geest stärker als auf der Marsch, 
wenn auch die Geest genau wie die Marsch auch durch eine starke Abwanderung 
geprägt war.1311 Wäre die Bevölkerung nicht abgewandert, dann hätte es auf der 
ostfriesischen Geest sogar höhere Zuwachsraten als in den ostelbischen Gebieten 
gegeben.1312 
Die insgesamt geringe Bevölkerungszunahme in Ostfriesland im 18. Jahrhun-
dert ging demnach nicht auf einen geringeren Reproduktionserfolg eines gene-
rativen Verhaltens, sondern auf Abwanderung zurück.1313 In Ostfriesland kam 
es durch die Bevölkerungsvermehrung nicht zu einem massenhaften Auftreten 
landloser Bevölkerung, eher zu einer durch Landesausbau erfolgten Ausweitung 
von bäuerlichem Kleinbesitz.1314 Durch die zwar geringe Zunahme der unterbäu-
erlichen Bevölkerung, die auf den Kauf oder das Pachten von Land angewiesen 
war, entstand schon um 1700 auf der Geest eine Nachfrage nach nicht mit einem 
Herd verbundenen, zu verpachtenden „Stücklanden“, so dass die Preise dafür au-
ßerordentlich stiegen und die Bauern begannen, Teile der Herde zu verkaufen.1315 
Der Landbesitz auf der Geest wurde durch diese Verkäufe und die hier dominie-
rende Realteilung aufgesplittert, durch verbesserte Wirtschaftsmethoden auf dem 
Heideland konnte das Land urbar gemacht werden, und die Höfe formierten 
sich neu. So sank die Bewirtschaftungsfläche pro Einzelbauernfamilie.1316 Die 
erzeugte Differenz zwischen dem erzielten Bodenertrag und dem tatsächlichen 
Lebensbedarf musste von der so entstehenden unterbäuerlichen Bevölkerung 
1310 Klöpper, Bevölkerungsentwicklung, S. 37 ff.; Engel, Bevölkerungsgeschehen der Krummhörn, S. 89; 
Uphoff, Die Deicharbeit, S. 106.
1311 Gehrmann, Bevölkerungsgeschichte, S. 178, 185: Gehrmann geht für das Marschgebiet in Ostfries-
land von einem Anstieg von 51 335 Einwohnern im Jahre 1750 auf 54 629 Einwohner im Jahre 1789 
aus, für die Geest kommt er zu einem Anstieg von 39 705 Einwohner im Jahre 1750 auf 50 263 Ein-
wohner im Jahre 1789. 
1312 Ebd., S. 185.
1313 Ebd., S. 185. 
1314 Ebd., S. 215; Swart, Friesische Agrargeschichte, S. 216.
1315 Swart, Friesische Agrargeschichte, S. 221.
1316 Swart, Friesische Agrargeschichte, S. 221, 223.
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durch Erwerbstätigkeit oder auswärtige Arbeit erwirtschaftet werden.1317 Zudem 
war die unterbäuerliche Bevölkerung meist auf die Nutzung der Gemeindeweide 
angewiesen, durch den Anstieg dieser Bevölkerungsschicht gewannen also auch 
die „Meentelande“ an Wert, und die vollberechtigten Bauern konnten die Pacht 
für die Rechte zur Aufschlagung von Vieh erhöhen.1318 Als der Wert der Gemein-
deweide durch den Bevölkerungsdruck der Tagelöhner vor allem im 18. Jahrhun-
dert anstieg, und der berechtigte Gemeindeverband versuchte, die Preise für die 
Weidenutzung zu erhöhen, entstanden erbitterte Streitigkeiten und endlose Ge-
richtsprozesse.1319 Diese Entwicklung verstärkte sich angesichts der steigenden un-
terbäuerlichen Bevölkerung in der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts: Zwischen 
1750 und 1790 wuchs die Zahl der kleinbäuerlichen Bevölkerung um ein Drittel, 
diejenige der Fischer und Schiffer, Handwerker und verwandter Berufe und des 
Gesindes um die Hälfte, während die Zahl der Bauern und der Beamten stagnier-
te.1320 Die Zahl der landlosen Einlieger, die wohl in der Regel mit ihrer Familie bei 
anderen im Hause wohnten, aber nicht in deren Gesindedienst standen, stieg von 
1750 bis 1790 nur unter einem Drittel an, ab den 1790er Jahren vergrößerte sich 
jedoch ihre Anzahl im Vergleich zum Jahre 1750 um zwei Drittel, so dass sie die 
am stärksten wachsende Gruppe ab 1790 waren.1321 Trotzdem blieb Ostfriesland 
eindeutig geprägt von bäuerlichen Voll- und Teilbetrieben,1322 es kam demnach 
noch nicht zur verstärkten Hausstandsgründung ohne Land- und Hausbesitz, die 
erst später epochale demographische Wirkungen zeigen sollte.1323
1317 Uphoff, Die Deicharbeit, S. 106; Swart, Friesische Agrargeschichte, S. 216: Das Dismembrationsver-
bot in der Policeyordnung von 1545, welches das Anerbenrecht unterstützen sollte, konnte die Teilung 
im Erbgang  nicht verhindern.
1318 Swart, Friesische Agrargeschichte, S. 220.
1319 Ebd., S. 220.
1320 Gehrmann, Bevölkerungsgeschichte, S. 226; Melchers, Ostfriesland: Preußens atypische Provinz?, 
S. 467. 
1321 Gehrmann, Bevölkerungsgeschichte, S. 227 f. 
1322 Ebd., S. 228, Fußnote 555: In Ostfriesland blieben 78,9% der Stellen mit einem bäuerlichen Voll- 
und Teilbetrieb verbunden, während zum Beispiel in der Kurmark und in Minden-Ravensberg durch 
den stärkeren Anstieg der Einlieger mehr als die Hälfte der Stellen auf dem Lande nicht mit dem Besitz 
eines bäuerlichen Voll- oder Teilbetriebs verbunden waren. 
1323 Zu dieser epochalen Schwelle für die demographische Modellbildung durch Hausstandsgründung 
ohne Land- und Hausbesitz und ihre Wirkung auf die Entwicklung im 19. Jahrhundert: Gehrmann, 
Bevölkerungsgeschichte, S. 317 ff. 
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3.4 Teilnahme an der Realgemeinde
Wie in den Ausführungen zur Bevölkerung in Ostfriesland deutlich geworden 
ist, gab es im Ostfriesland der Frühen Neuzeit keine Einwohnergemeinde, in der 
alle Einwohner auch zur Gemeinde gehörten, sondern eine Realgemeinde, zu der 
meist nur die männlichen1324 Gemeindeeinwohner mit eigenbeerbtem oder behe-
erdischem Mindestbesitz an Land gehörten und nicht die Tagelöhner, Handwer-
ker oder Warfsleute ohne Herd und so wenig Land, dass sie zuarbeiten mussten. 
Die heterogenen ländlichen Unterschichten wurden so in Abgrenzung zu den 
eigentlichen Bauern zusammengefasst,1325 Zugehörigkeiten zu Berufs- oder Tä-
tigkeitsgruppen spielten im Rahmen des Gemeindeverbandes keine Rolle.1326 
Die Eigenerben, volle und halbe Heerde, und ausnahmsweise teilweise Vier-
telherde und die „Warfsleute“ bildeten den rechtlichen Gemeindeverband, d. 
1324 Gleixner, Rechtsfindung zwischen Machtbeziehungen, S. 70; Vgl. auch: Wunder, Das Selbstverständ-
liche denken, S. 37 f.; Wunder, „Er ist die Sonn´, sie ist der Mond“, S. 65-80; Bruckmüller, Haus-
herrschaft und politische Berechtigung, S. 69, 71; Blum, The Internal Structure, S. 550; Blickle, The 
common People, S. 332: Eine besondere Stellung im bäuerlichen „Haus“ nahm meist der verheiratete 
Mann ein. Er übte Herrschaft über Gesinde, Kinder und Ehefrau aus. Diese waren zwar nicht recht-
los, das Züchtigungsrecht des Hausherrn und die rechtliche Vertretung der im Haushalt Lebenden 
durch ihn vor der Obrigkeit und in der Gemeinde zeigte jedoch seine privilegierte Partizipation an 
Herrschaft. Wer innerhalb des Hauses unter der Herrschaft des Hausvaters stand, konnte in der Re-
gel keine selbständige, politische Berechtigung aufweisen. Das Haus umfasste die Kernfamilie und 
die Dienstleute (Gesinde und wahrscheinlich einmietende Bewohner), für die der Bauer dann auch 
haftete. Bei Diebstahl wurde in den Bauerrechten von Grimersum 1648 und Eilsum 1664 festgelegt, 
dass die „Olderen vor ehre Kinder und Denstboden hafften“ sollen (Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, 
S. 54, 68). In Ostfriesland konnte der Bauerrichter auch durch seine Ehefrau vertreten werden, wenn 
sie die Insignien des Amtes trug, nämlich den Stock (Ebel, Das Ende des friesischen  Rechts, S. 54, 
62). Eine Witwe übernahm offenbar sogar öfters gänzlich das Amt des Bauerrichters und vertrat die 
Interessenten vor dem landesherrlichen Amt, so geschehen 1792 in Egels im Amt Aurich und auch 
berichtet von Jhering in seiner Denkschrift über die Ostfriesische Gemeindeverfassung. Jhering führt 
diese Tatsache darauf zurück, dass in einigen Gemeinden das Amt des Bauerrichters der Reihe nach 
unter den Herdbesitzern umging und somit auch eine Witwe daran beteiligt wurde (StaA Rep. 5 416 
Sammlung geltender Rechte und Gewohnheiten (ältere Schriftstücke und Abschriften älterer Schrift-
stücke), Amt Aurich, Bd. 1, 1780, 1792, 1796-1804, fol. 125; Unruh, Jherings Denkschrift über die 
Ostfriesische Gemeindeverfassung, Nr. 12, § 22). Auch die Teilnahme an der Pfarrerwahl war für eine 
Witwe möglich (StaA Rep. 138 I 1796 Eine streitige Predigerwahl zu Oldendorp betr. 1664). 
1325 Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. 88 ff.; Bader, Rechtsformen und Schichten, S. 305; Friedeburg, 
Die ländliche Gesellschaft um 1500, S. 40; Endres, Sozialer Wandel in Franken und Bayern, S. 214; 
Sabean, Landbesitz und Gesellschaft, S. 113-132. 
 Dülmen, Frauen vor Gericht, S. 77; Mitterauer, Gesindedienst, S. 193: Zu ihnen gehörten aber nicht 
das Gesinde. Sie hatten keinen eigenen Haushalt und waren auch nur auf Zeit als Knechte oder Mägde 
in den Haushalt des Hausherrn eingegliedert. 
1326 Seeber, Die Oldenburger Bauerbriefe, S. 84. 
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h. sie besaßen die Allmende, sie trafen Entscheidungen und bezeichneten sich 
als „die Gemeinde“.1327 Diesen Rechten der Eigenerben standen allerdings auch 
Pflichten gegenüber: Sie mussten den Hauptteil der Gemeindelasten tragen.1328 
Die anderen Personen, die auf dem Gebiet einer solchen Gemeinde siedelten, 
waren vom Gemeindeverband und damit von den dort gewährten Rechten und 
Pflichten ausgeschlossen.1329 Rechte und die Pflichten eines Eigenerben in den 
gemeindlichen Verbänden waren – so das Prinzip der Realgemeinde – dingliche, 
d. h. sie hafteten an Grund und Boden und nicht an der Person des jeweiligen 
Besitzers. Bei dem Verkauf eines Herdes gingen die daran haftenden Rechte und 
Pflichten auf den neuen Eigentümer über.1330 Die Bindung dieser vollen Rechte 
und Pflichten an den Besitz eines Herdes in der Gemeinde war das Charakteris-
tikum einer Realgemeinde, in der alle Herdbesitzer alle Rechte und Pflichten in 
der Gemeinde trugen: 
„Man vergegenwärtige sich wieder, wie ursprünglich die Realgemein-
de funktionierte. Der Grund und Boden im Kirchspiel war den Herden 
(Erben) zugetheilt, sei es zum privativen, sei es zum gemeinschaftlichen 
Eigenthum; die Gemeinde bestand aus den Besitzern der Herde als sol-
chen. Als solche wählten sie den Pastor und Lehrer, als solche verwalteten 
sie das Vermögen und vertraten sie die Gemeinde, als solche besaßen 
sie die Gerechtigkeiten in der Kirche und auf dem Friedhofe, als solche 
hatten sie die Michaelisgefälle, die Dienste, überhaupt die Lasten zu 
tragen. Indem man nur solche Realgemeinden kannte, galt also für alle 
Gemeinden der Grundsatz voll und ganz, daß alle Rechte und Pflichten 
in gegenseitig bedingendem Zusammenhang miteinander standen. Die 
Gemeindeverfassung selbst gab diesen Grundsatz an die Hand.“1331 
1327 Koolman, Gemeinde und Amt, S. 78; Ebel, Rechtsgeschichte, S. 314.
1328 Engelbrecht, Landgemeinde, S. 58.
1329 Koolman, Gemeinde und Amt, S. 78; Ebel, Rechtsgeschichte, S. 314.
1330 Engelbrecht, Landgemeinde, S. 58.
1331 Dirksen, Predigerwahlrecht der Interessenten, S. 291 f. 
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Die Grenze zwischen Berechtigten und Nichtberechtigten verlief auf Geest und 
Marsch grundsätzlich ein wenig unterschiedlich. Durch die Zersplitterung der 
Herde und den Anbau und Abbau neuer Ansiedlungen wurde die Gemeinde auf 
der Geest im 18. Jahrhundert ein wenig erweitert und einige aus Teilungen ent-
standene Viertelherde und Warfstätten in manche Realgemeinde aufgenommen. 
Es kam in manchen Geestgemeinden zu einer Einbeziehung der Warfsleute.1332 
In den Marschgebieten kam es insgesamt zu einer stärkeren Abgrenzung der Inte-
ressenten gegenüber diesen kleineren Besitzern, Warfsleuten und Tagelöhnern als 
auf der Geest.1333 Für die Marsch zeigt sich in den Quellen eine weitere Besonder-
heit bezüglich der Ausformung der Realgemeinde. Das Maß des Herdes als eines 
Hofes mit einem bestimmten Anteil an Dorfacker, Wiese und Weideland wie auf 
der Geest war seit dem 16. Jahrhundert auf Marschland durch die beschriebenen 
Prozesse der Hofabrundung und -vergrößerung zumindest in den landesherrli-
chen und landständischen Verordnungen nicht mehr vorhanden, da man auf die 
unterschiedlichen Besitzungen der Höfe eingehen wollte.1334 Die Steuermatrikel 
von 1593 trugen zum Beispiel der veränderten Besitzverteilung Rechnung, in-
dem die Steuersätze für die Marsch nach der Besitzgröße in „Grasen“1335 abge-
stuft wurden.1336 Denselben Abstufungen der Besitzgrößen nach Grasen auf der 
Marsch und nach Herden auf der Geest begegnet man bei den landständisch-lan-
desherrlichen Festlegungen der Berechtigung zu Landtagsdeputiertenwahlen und 
1332 Dirksen, Predigerwahlrecht der Interessenten, S. 292. 
1333 Kappelhoff, Absolutistisches Regiment, S. 45; Engelbrecht, Landgemeinde, S. 59 Hauptmeyer, 
Dorf und Territorialstaat, S. 219; Jachens, Wandel der Agrar- und Sozialstruktur, S. 86-89; Klöp-
per, Bevölkerungsentwicklung, S. 55; Smid, Ostfriesische Kirchengeschichte, S. 298; Smid, Inter-
essentenwahlrecht, S. 48 f.: Für die Gemeinden auf der Marsch, für die Geestranddörfer, die bessere 
landwirtschaftliche Nutzflächen hatten, und für Gemeinden, die durch Wasserwege an Verkehr und 
Handel angeschlossen waren, gehen die genannten Historiker von einer stärkeren sozialen Differen-
zierung und einer „Oligarchisierung“ der Interessenten aus, die auf diesen anderen wirtschaftlichen 
Bedingungen und einer Abrundung der Höfe beruhte. In den Marschgemeinden hätte sich damit eine 
Oberschicht von Interessenten entwickelt, die jeweils 15-25% der Haushalte ausmachte und die wich-
tigsten Ämter der bäuerlichen Selbstverwaltung im Deich- und Sielwesen und in Bezug auf die Stände 
und die Kirche besetzten. In der Regel schälten sich aus dieser Oberschicht wiederum einige wenige 
Familien heraus, die vorrangig die wichtigsten Ämter der bäuerlichen Selbstverwaltung besetzten und 
an den Landtagen teilnahmen.
1334 Swart, Friesische Agrargeschichte, S. 307. 
1335 Siehe Anhang: „VIII.2. Maße“.
1336 Swart, Friesische Agrargeschichte, S. 232.
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-teilnahme und bei den Berechtigungen zur Teilnahme an den Pfarrerwahlen, 
die 1663 festgelegt wurden. Und auch die Gemeinden selbst verlangten verein-
zelt zum Beispiel eine Berechnung von Kriegskontributionen im Dreißigjährigen 
Krieg nach Grasen und nicht nach Herden1337 und setzten – allerdings sehr selten – 
Wahlberechtigungen zur Bauerrichterwahl nach Besitz von Grasen fest.1338 
Diese Orientierung allein an der Anzahl der Grasen war im Allgemeinen jedoch 
eher obrigkeitlich gesetzt und entsprach nicht dem üblichen Vorgehen in den 
Marschgemeinden. Der Vollherd, an den Rechte und Pflichten rechtsgewohn-
heitlich gebunden waren, blieb weiterhin ausschlaggebend. Noch im Jahre 1763 
spielte es für die Gemeinden eine Rolle, ob ein Hof im rechtsgewohnheitlichen 
Sinne als ein Herd mit allen an ihm haftenden Rechten und Pflichten galt, der 
zwar auch aus hinzugepachteten Stücklanden und Beheerdischheiten bestand, 
aber für dessen Berechtigung nicht einfach nur Grasen von Land zusammenge-
rechnet wurden und eine Zugehörigkeit zur Gemeinde so ausgerechnet werden 
konnte.1339 Im Grunde lavierte man noch in der zweiten Hälfte des 18. Jahrhun-
derts zwischen der alten Kategorie des Herdes, an dem die für die Realgemein-
de wichtigen Rechte und Pflichten hingen, und den präzisen Besitzgrößen, mit 
denen die Obrigkeit Steuern, Abgaben oder Wahlrechte bei Pfarrerwahlen und 
Landtagswahlen berechnet haben wollte.1340
1337 StaA Rep. 4 B IV d 137 Bittschrift der Einwohner von Suurhusen um eine gerechte Verteilung der 
für die Unterhaltung der hessischen Truppen ausgeschriebenen Kontribution 1637: Die Gemeinden 
auf der Marsch  trugen der Realität Rechnung, indem sie wie hier beispielsweise in Suurhusen für 
eine Umlage der Kontributionskosten nach Grasen, also nicht mehr nach Herden wie auf der Geest, 
plädierten.
1338 Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. 42 f., ähnlich für Hamswehrum: Ders., S. 60. 
1339 Dirksen, Predigerwahlrecht der Interessenten, S. 174 f.: In Larrelt führten die Bauern in einem von 
der Landesherrschaft angeforderten Stimmenregister 1763 zwar Stücklandbesitzer auf, fügten aber 
hinzu, dass ihrer Meinung nach die Stimmen doch wegfallen sollten, da die Stücklande ganz oder 
größtenteils von zerrissenen Herden stammten. Ganz entsprechend dieser Bemerkung wurden in allen 
Stimmregistern der Gemeinden von 1763 von den Marschgemeinden meist Herdbesitzer und eher 
seltener Grasenbesitzer als berechtigt zur Pfarrerwahl angegeben (Ebd., S. 173). Dies zeigt sich auch in 
den Berechtigungen für Deichsachen, für die zunächst einmal ein als Herd geltender Hof vorhanden 
sein musste und dann die zur Stimmberechtigtung außerdem erforderlichen Grasen gezählt wurden. 
Erst eine zusätzliche Stimmen konnte durch pure Stücklande errungen werden (Swart, Friesische 
Agrargeschichte, S. 307, 163, Fußnote 4).
1340 Dirksen, Predigerwahlrecht der Interessenten, S. 175, 180 f.; Engelbrecht, Landgemeinde, S. 213 f. 
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Die genaue Trennung zwischen Berechtigten und Nicht-Berechtigten müss-
te man von Gemeinde zu Gemeinde nachvollziehen, da sie ungefähr zwischen 
Eigenerben und nachgesiedelten kleineren Besitzern oder Pächtern verlief, aber 
einzelne Warfsleute in den Kreis der voll Stimmberechtigten aufgenommen 
worden waren und sich so jede Gemeinde hinsichtlich ihrer Berechtigten und 
Nicht-Berechtigten ein wenig unterschied.1341 Die Aufteilung in Berechtigte und 
Nicht-Berechtigte, in Mitglieder und Nicht-Mitglieder wurde meist nicht in 
den Willküren geregelt, sie galt rechtsgewohnheitlich. In den Willküren wurden 
höchstens ungewollt Informationen über die Gruppe der Berechtigten gegeben, 
indem Unterschriften unter den Willküren zeigten, wer die Willkür beschlossen 
hatte, also entscheidungsberechtigt war. Auch benannte die willkürerstellende 
Gruppe sich teilweise selbst. Oder es wurde klar, wer die gemeindlichen Amts-
träger stellte, indem die Reihenfolge, nach der das Amt unter den Gemeinde-
mitgliedern umging, festgelegt wurde. Auch die Teilnahmeberechtigung an den 
Gemeindeversammlungen wurde nur selten erwähnt. Aufgrund des stark rechts-
gewohnheitlichen Hintergrundes der Mitgliedschaft ist es wenig überraschend, 
dass für solche Mitgliedschaften keine Regelungen in den Bauerrechten auftau-
chen, denn mit den Bauerrechten setzten die Gemeinden oft nur willkürlich fest, 
was nicht absolut selbstverständlich allen Gemeindeeinwohnern klar war und 
was nicht rechtsgewohnheitlich gesichert war.1342 Dazu gehörte die Mitglied-
schaft in der Realgemeinde nicht. Erst in der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts 
unter der Herrschaft Preußens wurde die Mitgliedschaft in der Realgemeinde, 
also vor allem an den Bauerrichterwahlen, aber auch an den Pfarrerwahlen, von 
der Obrigkeit abgefragt, einmal zwecks Sammlung der Gewohnheiten für ein 
Provinzialgesetzbuch in den Jahren 1780 und 1792/931343 und ein anderes Mal 
zwecks Kontrolle der Finanzverwaltung der Kirchengemeinden in den Votanten-
1341 Swart, Friesische Agrargeschichte, S. 306; Engelbrecht, Landgemeinde, S. 59. 
1342 Smid, Ostfriesische Kirchengeschichte, S. 298: Smid wundert sich allerdings, dass in den Bauerrech-
ten kaum Aussagen über Wahlrecht und Wahlverfahren bezüglich des Pfarrers oder anderer Wahläm-
ter zu finden sind. 
1343 Ebel, Das Ende des friesischen Rechts, S. 45 ff.
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registern von 17631344, so dass die Gemeinden gezwungen waren, ihre Mitglieder 
anzugeben.  
Die Berechtigungen der Eigenerben an der Realgemeinde zeigten sich vor al-
lem hinsichtlich allgemeiner Gemeindeversammlungen, Versammlungen zur 
Bauerrichterwahl und Versammlungen zur Willkürerstellung, an denen nur die 
Realgemeinde stimmberechtigt anwesend war. Im Folgenden wird versucht, diese 
Berechtigungen für Geest und Marsch genauer darzustellen. Dafür muss für die 
Zeit bis 1744 auf die wenigen Informationen in den Willküren und auf Infor-
mationen aus Gerichtsprozessen zurückgegriffen werden. Für die Zeit nach 1744 
lässt sich der langfristige Entwicklungstrend für Geest und Marsch in den Berich-
ten für das Provinzialgesetzbuch und in den Votantenregistern erweisen.
Die Teilnahme an der Gemeindeversammlung im Allgemeinen wurde in den 
Willküren nicht immer explizit geregelt. Nur in drei Willküren wurde eine Teil-
nahmebegrenzung auf die Interessenten explizit festgelegt und damit die Warfsleute 
ausgeschlossen.1345 In vierzehn Willküren von insgesamt 49 untersuchten Willküren 
wurden alle Eingesessenen oder „ein jeder in egener Persohn“1346 zur Gemeindever-
sammlung verpflichtet.1347 In keinem Fall können damit neben den berechtigten 
Interessenten Frauen, Gesinde oder Kinder gemeint gewesen sein, da sie durch den 
Hausvater auf der Gemeindeversammlung vertreten wurden. Ob die unterbäuerliche 
Bevölkerung mit dieser Aufforderung angesprochen war und ihr auch nachkam, ist 
aber auch fraglich. Die unterbäuerlichen nichtberechtigten Einwohner waren wahr-
1344 Bartels, Zur geschichtlichen Orientierung, S. 75 f.
1345 In der detaillierten Regelung des Schützenfestes zur Bestimmung des neuen Schüttemeisters in Völlen 
aus dem Jahre 1633 wurden diejenigen, die außerhalb der Schützengilde standen, ausdrücklich aus-
geschlossen und dazu aufgefordert, während der Gemeindeversammlung zu Hause zu bleiben. (StaA 
Rep. 4 B IV h 93 Regierung gegen die Schüttmeister zu Völlen (Amt Leer), wegen der sogenannten 
Schützenrollen zu Leer, Weener und Völlen und der dem Schützenkönig zu verleihenden Immunität 
von den herrschaftlichen Praestationen 1733-1741, fol. 14-21´: Schützenrolle von Völlen, § 27).
 Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. 166, 169: Die beschränkte Beteiligung an der Gemeindeversamm-
lung wurde in zwei Bauerrechten ausnahmsweise explizit festgelegt, allerdings waren diese Bauerrechte 
aus Herrlichkeiten, so dass eine solche Festlegung womöglich durch den Herrlichkeitsbesitzer beein-
flusst worden war. 
1346 Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. 7.
1347 Ebd., S. 7, 33, 39, 55, 61, 70,  74, 98, 99, 102, 110, 113, 115, 136.
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scheinlich nicht anwesend1348, denn eine Teilnahme war ohne Stimmberechtigung 
sinnlos: Auch wenn in der Willkür „ein jeder“ zur Gemeindeversammlung verpflich-
tet wurde, wird in den Willküren deutlich, dass die unterbäuerliche Schicht dennoch 
kein Stimm- und Wahlrecht in diesen Gemeindeversammlungen hatte, um an Ent-
scheidungen mitzuwirken. In den Bauerrechten von Greetsiel und Manslagt wird 
deutlich, dass zwar alle Einwohner zur Gemeindeversammlung verpflichtet wurden, 
dass sie aber nicht das Wahl- und Stimmrecht hatten.1349 Auch in Holtland waren 
die Warfsleute zwar 1762 an der Gemeindeversammlung beteiligt und wurden auch 
um Unterschrift für Gemeinderesolutionen gebeten, aber auf ihre öffentliche Pro-
testationen wurde laut Zeugenaussagen von Gemeindeeinwohnern nicht gehört, da 
sie Warfsleute waren. Ihr Konsens war nicht vonnöten bzw. konnte er erzwungen 
werden: Den Warfsleuten wurde laut Zeugenbericht mit Schlägen gedroht, wenn sie 
sich bezüglich der Nutzung bestimmter Ländereien nicht fügen würden.1350 
In den übrigen Willküren sind keine Aussagen über die Teilnehmenden an 
Gemeindeversammlungen im Allgemeinen zu finden. Die Teilnahmeberechti-
gung an den Wahlen für gemeindliche Amtsträger und des Pfarrers sowie an der 
Willkürerstellung lassen sich jedoch in den Willküren, in Gerichtsprozessen, in 
den Berichten zwecks Erstellung eines Provinzialgesetzbuches und in den Votan-
tenregistern nachvollziehen. Sie zeigen den Ausschluss der Warfsleute von den zu 
diesen Zwecken durchgeführten Gemeindeversammlungen. 
Die Eigenerben wählten und stellten auf einer Gemeindeversammlung meist 
einmal jährlich die politischen Amtsträger, die Schüttmeister, Bauerrichter oder 
Poolrichter.1351 Einzelne Gemeinden ließen die Posten auch „rollieren“, d. h. 
1348 So Unruh im Allgemeinen über die Gemeindeversammlungen in Ostfriesland allerdings erst um 1820: 
Unruh, Jherings Denkschrift über die Ostfriesische Gemeindeverfassung, Nr. 14, § 26.
 Zum Ausschluss der Mietlinge, der Hausgenossen (Tagelöhner) und des Gesindes von der Gemein-
deversammlung zum Beispiel in Thüringen: Schildt, Der Friedensgedanke, S. 225, Fußnote 175; 
Schildt, Bauer, Gemeinde, Nachbarschaft, S. 82 ff.
1349 Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. 33, 37, 39.
1350 StaA Rep. 5, 2213 Gerd Janssen zu Holtland / Bauerrichter ebd. – Nutzung des gemeinen Heidfeldes 
zum Plaggenhauen, 2. Inst., Beweisverf. In 1. und 2. Inst. 3 Bde. 1762-1765, Bd. 2, fol. 54´.
1351 Koolman, Gemeinde und Amt, S. 16, 30; Ebel, Rechtsgeschichte, S. 316; Bader, Rechtsformen und 
Schichten, S. 311; Engelbrecht, Landgemeinde, S. 58; Unruh, Jherings Denkschrift über die Ostfrie-
sische Gemeindeverfassung, Nr. 12, § 22.
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die Gemeindemitglieder wechselten sich im Amt in einem Turnus von Osten 
nach Westen innerhalb der Siedlung ab.1352 Auf der Geest konnten berechtig-
te Hausleute das Stimmrecht und das aktive Wahlrecht praktizieren, welche ei-
nen vollen oder halben Herd besaßen.1353 Teilweise wurden auch „welche, die 
gemeine sonst dazu für qualificiret hält“1354, also ausnahmsweise viertel Herde, 
ehemalige Herde, die nun geteilt waren, und Warfsleute dazu als berechtigt oder 
verpflichtet angesehen. Warfsleute, kleine Handwerker oder Tagelöhner, also die 
unterbäuerlichen Schichten, die sich nicht nur von ihrem Land ernährten, wa-
ren bis Ende des 18. Jahrhunderts im Geestgebiet vom Wahlrecht grundsätzlich 
aber eher ausgeschlossen, wenn auch in den Geestgemeinden mehr Warfsleute 
berechtigt wurden als in den Marschgemeinden. 1780 wurden die Gemeinden 
zwecks Erstellung eines Provinzialgesetzbuches systematisch danach befragt, wer 
zum Bauerrichteramt verpflichtet sei und demnach – in der Sprache der Zeitge-
nossen – „zum Bauerrecht gehöre“. Auch in den zum gleichen Zweck erstellten 
Gemeindeberichten von 1792 wurden vielfach Aussagen über das aktive und pas-
sive Wahlrecht getätigt. Der Großteil der Gemeinden von den beispielhaft hier 
herausgegriffenen Ämtern Aurich (Großteil Geest) und Emden (Marsch) gab an, 
dass die Interessenten dazu berechtigt oder verpflichtet seien und die Warfsleute 
davon ausgeschlossen waren. Eher in Ausnahmefällen wurden sowohl in Geest- 
als auch in Marschgemeinden Warfsleute zur Wahl zugelassen. Im Amt Aurich 
auf der Geest, mit vereinzelten Gemeinden im Übergang zwischen Marsch und 
Geest, ließ sich 1780 von 24 berichtenden oder erfassten Gemeinden für fünf Ge-
meinden nicht erschließen, ob die Warfsleute an der Bauerrichterwahl beteiligt 
waren oder nicht. Von den übrigen 19 Gemeinden waren die Warfsleute in neun 
1352 König, Verwaltungsgeschichte, S. 210. 
1353 Swart, Friesische Agrargeschichte, S. 219. 
 Zum Beispiel: Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. 142: „Übrigens soll auch der zeitige Schüttmeister, 
welcher nach dem bißherigen Gebrauch aus denen Sieben Eingeerbten nach der Ordnung jährlich 
umbwechselt,....“ Auch: Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. 98; StaA Rep. 4 B IV i 124 Gesuch der 
Gemeinde Süderneuland um Bestätigung eines Poolrichters 1658: In Süderneuland unterschrieben 
nur sieben Eingesessene die Wahl des Poolrichters; StaA Rep. 103 III 120 a Gemeinde Westerende 
/ Jan Janssen ebd. – Bau eines Hauses auf einem vom Herd seines Bruder abgetrennten Grundstück 
1726, fol. 23´ f.
1354 StaA Rep. 5 416 Sammlung geltender Rechte und Gewohnheiten (ältere Schriftstücke und Abschrif-
ten älterer Schriftstücke), Amt Aurich, Bd. 1, 1780, 1792, 1796-1804, fol. 51.
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Gemeinden explizit von der Bauerrichterwahl ausgeschlossen. In drei Fällen wa-
ren vereinzelte Warfsleute zur aktiven und passiven Wahl zugelassen. Nur in zwei 
Fällen waren die Warfsleute insgesamt beteiligt. In fünf Gemeinden waren die 
inzwischen zerrissenen Herde, die vor ihrer Teilung Stimmrecht gehabt hatten, 
berücksichtigt worden und die auf ihnen sitzenden Viertelherde oder kleineren 
Besitzer konnten zusammen das Stimmrecht ausüben. Alle anderen Warfsleute 
blieben ausgeschlossen. Ende des 18. Jahrhundert war demnach auf der Geest das 
Stimmrecht nach Prinzip der Realgemeinde mit Ausschluss der Warfsleute üblich 
und es begann eine Beteiligung der kleineren Besitzer, die auf geteilten Höfen 
saßen und sich damit ein Stimmrecht teilen konnten.1355 
Die gleichen Tendenzen auf der Geest zeigen auch die Aufstellungen von 
Wahlregistern für Pfarrerwahlen einerseits im Jahr 1763 und andererseits die Ge-
meindeberichte für die Erstellung des Provinzialgesetzbuches im Jahr 1780. Be-
züglich der Pfarrerwahlen wird in diesen Berichten deutlich, dass die Warfsleute 
auf der Geest tendenziell immer mehr einbezogen wurden. 1780 waren es mehr 
als im Jahr 1763.1356 Trotzdem lässt sich nicht von einer generellen Einbeziehung 
der Warfsleute in die Wahlrechte Ende des 18. Jahrhunderts sprechen: Von 24 
berichtenden Geestgemeinden im Amt Aurich im Jahre 1780 konnte man für 
19 Gemeinden erschließen, wer den Pfarrer wählte: Die Warfsleute waren in 14 
Gemeinden komplett ausgeschlossen, so dass nur die vollen und halben Herde 
die Pfarrer wählten. In zwei Gemeinden waren vereinzelt Warfsleute beteiligt. 
In zwei Gemeinden durften die geteilten Herde mit einer Gemeinschaftsstimme 
wählen. Und in Middels waren die Warfsleute an der Pfarrerwahl komplett betei-
ligt. Sie hatten diese Beteiligung verlangt, und die Gemeinde ließ dies zu, wenn – 
nach eigener Angabe – über den zu wählenden Pfarrer kein Konflikt vorfiel. Die 
Berichte über die Gewohnheiten aus dem Amt Aurich 1780 zeigen demnach, 
1355 StaA Rep. 5 416 Sammlung geltender Rechte und Gewohnheiten (ältere Schriftstücke und Abschrif-
ten älterer Schriftstücke), Amt Aurich, Bd. 1, 1780, 1792, 1796-1804.
1356 Zum Beispiel für das Amt Aurich lassen sich 1780 im Vergleich mit den Auricher Gemeinden von 
1763 weitere vier Gemeinden ausmachen, in denen geteilte Herde oder Warfstätten an der Pfarrerwahl 
beteiligt wurden, so dass die Zahl der Gemeinden, die kleinere Besitzer in die Wahlrechte einbezogen, 
offenbar anstieg: Ebel, das Ende des friesischen Rechts, S. 64; StaA Rep. 5 416 Sammlung geltender 
Rechte und Gewohnheiten (ältere Schriftstücke und Abschriften älterer Schriftstücke), Amt Aurich, 
Bd. 1, 1780, 1792, 1796-1804.
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dass die Berechtigungen zu den Pfarrerwahlen ganz ähnlich zu denen der Bauer-
richterwahlen waren. Nur in vier Fällen der 24 berichtenden Gemeinden stellten 
sich die Wahlrechte für den Bauerrichter anders dar als für den Pfarrer.1357 
Auf der Marsch nahmen die Interessenten an der Wahl des gemeindlichen 
Amtsträgers teil, und diese Berechtigung war wie auf der Geest rechtsgewohn-
heitlich gegeben.1358 Ausnahmsweise wurde sie in manchen Willküren aufgrund 
eines Mindestbesitzes nach „Grasen“ vergeben. In den Gemeinden Groothusen 
und Hamswehrum orientierte man sich so an den obrigkeitlich eingeführten Be-
sitzqualifikationen: 
„Ferner sollen alle Jahren up Marienhover Marckt twee nye Schütt-
meistern, na older Ordnunge, die eine dem andern nechstfolgenden 
Herrden, und Mit-Nachbahrn, so 20 Grasen gebruecken, sowohl als die 
100 und daerover gebruecken, und hoer Ordnung folget, sondern einige 
Verweigerung annehmen sollen; die averst under 20 Grasen, sollen nicht 
gefreyet syn, sondern tho Except van die Gemeinde stahn blyven [...].“1359 
Auch in Marschgemeinden waren Warfsleute und Tagelöhner in der Regel vom 
passiven und aktiven Wahlrecht ausgeschlossen, wobei ein strikterer Ausschluss 
der Warfsleute und kleineren Besitzer als in Geestgemeinden zu konstatieren ist. 
Die Gemeindeberichte aus dem Marschamt Emden zur Erstellung des Provin-
1357 StaA Rep. 5 416 Sammlung geltender Rechte und Gewohnheiten (ältere Schriftstücke und Abschrif-
ten älterer Schriftstücke), Amt Aurich, Bd. 1, 1780, 1792, 1796-1804. Siehe ausführlich zur Pfarrer-
wahl Kapitel „V.2.2. Rechtsetzung zur Pfarrerwahl der Bauern (1660-1663)“. 
1358 Beispiele: StaA Rep. 4 B IV h 84 Regierung gegen die Schüttemeister zu Bunde wegen der in der 
dasigen Pastorei in Dorfschaftssachen bisher gehaltenen Zusammenkünfte 1729; StaA Rep. 4 B IV 
d 129 Die Warfsleute zu Hinte, insbesondere die Mittragung der zur Wiederherstellung der Hinter 
Brücke erforderlichen Unkosten betr. 1631-1635, fol. 33; Ebel, Das Ende des friesischen Rechts, S. 
66 (1780 in der Larrelter Vogtei im Amt Emden); Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. 37, 72, 85: Die 
Bauerrechte von Manslagt, Canum und Loquard erwähnen ausnahmsweise und nebenbei, wer an der 
Wahl beteiligt war und sich wählen lassen konnte: Es sind diejenigen „so Land gebruecken“ oder wie 
in der Gemeinde Loquard alte Platzgebraucher, die der Reihe nach das Schüttemeisteramt überneh-
men sollten. 
1359 Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. 42 f. Ähnlich für Hamswehrum: Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, 
S. 60. Ausnahmen stellten auch die Regelung von Wirdum und Eilsum dar. Nur in ihren Willküren 
wurde explizit darauf hingewiesen, dass auch die Besitzer der Herde, die zu Stücklanden geworden 
waren, also zersplittert waren, und „geringe Plaetzen“ waren, verpflichtet waren, Schüttemeister zu 
werden (Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. 57, 65).
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zialgesetzbuches zeigen hinsichtlich der Bauerrichterwahl, dass in diesem Amt 
Emden von 28 erfassten Gemeinden nur in zwei Gemeinden die Warfsleute an 
der Gemeindebeamtenwahl beteiligt waren.1360 Die gleiche Tendenz zeigt auch 
die Aufstellung von Wahlberechtigungen bei Pfarrerwahlen im Jahre 1763: Von 
45 berichtenden Gemeinden war es nur eine einzige, in der Warfsleute bei Pfar-
rerwahlen beteiligt waren.1361 
Parallel zu den Bauerrichter- und Pfarrerwahlen galt in den ländlichen Ge-
meinden auch für die Wahl des Kirchenvorstehers, der sogenannten Kirchenvög-
te oder Kirchgeschworenen, der Armenvorsteher, der Deich- und Sielrichter und 
der Fähnriche und Leutnants das Interessentenwahlrecht. Demnach beruhten 
auch die Kirchengemeinden und die Deich- und Sielgemeinden auf dem Prinzip 
der Realgemeinde.1362 
Auch zur Rechnungslegung des abgehenden gemeindlichen Amtsträgers, die 
zusammen mit der Wahl des neuen Bauerrichters stattfand und zusammen mit 
dieser Wahl als herausgehobene, bedeutendste Gemeindeversammlung galt1363, 
war der abgehende Bauerrichter nur vor den berechtigten Interessenten ver-
pflichtet.1364 Pauls stellte für die Gemeinde Oldendorf fest, dass zum Beispiel 
1360 StaA Rep. 5 421 Sammlung geltender Rechte und Gewohnheiten (ältere Schriftstücke und Abschrif-
ten älterer Schriftstücke), Amt Emden 1780, 1792-1793, fol. 75´, 82-83 (Midlum und Hinte). Siehe 
auch Kapitel „IV.3.2. Begrenzte Beteiligung der unterbäuerlichen Bevölkerung an der bäuerlichen 
Gemeinde.  
1361 Dirksen, Predigerwahlrecht der Interessenten, S. 171-184:
1362 Pauls, Aus dem Pfarrarchiv, S. 17; Bartels, Zur geschichtlichen Orientierung, S. 64, 53, 57 f., 74 (mit 
Beispielen über gemeindliche Entscheidungen durch Hausleute sogar schon für das 15. Jahrhundert); 
Dirksen, Predigerwahlrecht der Interessenten, S. 6.
 Die Gemeinden wurden 1780 und 1792 nicht nur zur Bauerrichterwahl und zur Pfarrerwahl, son-
dern auch zur Kirchenvorsteherwahl und Armenvorsteherwahl befragt. Der Großteil antwortete, dass 
das aktive und passive Wahlrecht bei den Interessenten läge (StaA Rep. 5 416 und 417 Sammlung 
geltender Rechte und Gewohnheiten (ältere Schriftstücke und Abschriften älterer Schriftstücke), Amt 
Aurich, Bd. 1 und 2, 1780, 1792, 1796-1804; StaA Rep. 5 421 Sammlung geltender Rechte und 
Gewohnheiten (ältere Schriftstücke und Abschriften älterer Schriftstücke), Amt Emden 1780, 1792-
1793). Auch Fähnriche und Leutnants wurden nach dem alten Herkommen von den Interessenten 
gewählt: StaA Rep. 102 12 v. Böningen u.a. Warfsleute der Larrelter Vogtei / Rentmeister zu Emden: 
Freiheit der Beamten von Kuhschatzgeldern 1708, fol. 21 f. 
1363 Zu dieser besonderen rituellen Gemeindeversammlung siehe Kapitel „III. Praktiken der bäuerlichen 
realgemeinden: Rechtsetzung, Wahl und Rechtsprechung“. 
1364 Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. 100; StaA Rep. 5 421 Sammlung geltender Rechte und Gewohn-
heiten (ältere Schriftstücke und Abschriften älterer Schriftstücke), Amt Emden 1780, 1792-1793, fol. 
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mit dem Zusammentreten der „semptleiche[n] gemeene zu Oldendorf“ bei der 
Kirchenrechnungslegung, also der zentralen Kirchengemeindeversammlung ein-
mal im Jahr, die Warfsleute nicht gemeint waren. Sie gehörten nicht zu dieser 
„gemeene“.1365
Auch bei der Willkürerstellung sind meist nur die Bauern beteiligt. In den 
Willküren fanden sich nähere Beschreibungen derjenigen Gruppe, die für die 
Aufstellung der Willküren zuständig war: Die Hinweise auf „Interessenten“, 
„Hausleute“, „Kirchleute“ oder „Älteste“ und die wenigen Unterschriften unter 
diesen Willküren legen nahe, dass es sich hauptsächlich nur um Interessenten/
Bauern handelte.1366 Im Bauerrecht des Kirchspiels Victorbur wurde explizit be-
25 f., 33, 39, 41, 44, 45, 45´, 64 f.; StaA Rep. 4 B IV d 132 Streit zwischen Ausmiener Hinrichsen 
und Vogt zu Larrelt mit den dortigen Schüttemeistern, betr. Teilnahme an der Gemeinderechnung 
(Ausschließung der fürstlichen Bedienten bei Einziehung der Meentegelder zu Larrelt) 1743-1744, 
fol. 7, 13-15 (Larrelt, Hinte, Suurhusen und Twixlum). Auch bei der wichtigsten Gemeindeversamm-
lung der kirchlichen Gemeinde zur Abhörung der Kirchenrechnung waren nur Interessenten anwe-
send (Bartels, Zur geschichtlichen Orientierung, S. 87).
1365 Pauls, Aus dem Pfarrarchive, S. 25 ff.
1366 Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. 7, 87, 91, 92, 96, 100, 108, 110, 116, 135: Teilweise findet man 
unter den Bauerrechten Unterschriften der Bauern, die die Willkür bestätigten. Meist unterschrie-
ben viel weniger Männer als die mögliche Gesamtzahl der einem Haushalt vorstehenden Männer im 
Kirchspiel. Dies waren vermutlich hauptsächlich die Landgebraucher. Vereinzelt war die Zahl der Un-
terschreibenden jedoch relativ groß und es wurde explizit darauf hingewiesen, dass „Arme und Rike“ 
oder die Mehrheit, die schreiben konnte, die festgesetzten Artikel bekräftigten. Die Regel war dies 
jedoch nicht (Ebd., S. 94 f., 107, 111, 134).
 Näher beschrieben als Älteste, Gemeindebeamte, Interessenten, Bauern, Kirchleute oder Hausleute 
wurde die unterzeichnende Gruppe bzw. die sich verantwortlich für die Willküraufstellung bezeich-
nende Gruppe in den Bauerrechten von Cirkwehrum (Ebd., S. 7), Riepe (Ebd., S. 96), Middels-
Osterloog (Ebd., S. 115 f.), Groothusen (Ebd., S. 42), Grimersum (Ebd., S. 51), Uttum (Ebd., S. 
56), Hamswehrum (Ebd., S. 59), Kampen (Ebd., S. 77), Loquard (Ebd., S. 85), Oldendorf (Ebd., S. 
88), Westerende (Ebd., S. 90, 91). Für Weener wurden in einem Zusatz von 1620 zur Bauerrolle von 
1574 die „Oldesten Schuttemeister und Pohlrichteren“, also die Ältesten und Amtsträger, die von der 
Gemeinde zur Erstellung dieses Zusatzes gewählt wurden, genannt. In Weener entschied also nicht au-
tomatisch die Gruppe der Landgebraucher, sondern eine bestimmte Gruppe musste aus der Menge der 
Landgebrauchern gewählt werden (Ebd., S. 127). Wenn tatsächlich ganz allgemein von Eingesessenen 
als Verfasser des Bauerrechts die Rede war, wie zum Beispiel im Bauerrecht von Middels-Westerloog 
(Ebd., S. 111), dann zeigt der Kontext der Erstellung, dass solch ein Bauerrecht tatsächlich von den 
Eigenerben erstellt worden war. Der Amtsrichter von Aurich wies im Jahre 1721 explizit darauf hin, 
dass er der Gemeinde Westerloog geraten habe, ihr Bauerrecht aufzuzeichnen, denn dies würde ihnen 
mehr nützen als ein „geträumtes Bauerrecht“ (StaA Rep. 4 B V b 8 Die auf fürstlichen Befehl von den 
Ämtern eingesandten Bauerrechte und Bauerrollen nebst den Berichten der Amtleute, wieweit die-
selben beobachtet werden. Vol. I: 1721; Vol. II: 1721-1733, fol. 38-39). Auf ein solches „geträumtes 
Bauerrecht“ hatten sich die Eigenerben in einem Konflikt mit einem Warfsmann und den landesherr-
lichen Beamten berufen, um ihre Entscheidungsgewalt über die gemeine Weide und ihre Strafgewalt 
durchzusetzen (StaA Rep. 103 III 103 Göcke Meinen zu Middels gegen den dortigen Bauerrichter 
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richtet, dass zur Erstellung des Bauerrechts eine Gemeindeversammlung einberu-
fen worden war, in der nur diejenigen stimmberechtigt waren, die ein „vulborth“, 
d.h. eine volle Stimme, eine Zustimmung1367 eines Eigenerben geleistet hatten: 
„Demnach vor und nach by den Kedden und erer bedienungh im 
Carspell Victorbur allerhand Mißbruck und Unordnungh ingereten, 
indeme se deels ehrem Ampt tho veell, deels tho weinich gedahn, alß 
ist deßhalven wegen obgemelter gemeinte up undenbenannten dato eine 
versamlungh angestellet, und mitt einbahrigem Consent und vulborth 
nachfolgende puncten gestellet, beleevet und bewilliget worden[...].“1368 
In allen wichtigen gemeindlichen Versammlungen zu verschiedenen Zwecken 
zeigt sich also eine ähnlich Tendenz. Die kleineren Besitzer und Tagelöhner wa-
ren von solchen Entscheidungen ausgeschlossen. 
4.  Praktiken der bäuerlichen Realgemeinden:  
Rechtsetzung, Wahl und Rechtsprechung
Wurden bisher nur die institutionellen Merkmale der Gemeinde Ostfrieslands 
aufgeführt, soll nun versucht werden, die tagtäglich durchgeführte, institutiona-
lisierte Praxis der Gemeinde herauszuarbeiten. Die Realgemeinden Ostfrieslands 
konnten Recht setzen, Rechtsbrüchige bestrafen und ihre eigenen Amtsträger 
wählen. Von diesen Befugnissen der Gemeinden waren die Warfsleute ausge-
schlossen. Um zu ermessen, was dieser Ausschluss für die Warfsleute und für die 
Eigenerben bedeutete, wird untersucht, wie diese drei Praktiken ausgeführt wur-
den: Rechtsetzung, Wahl und Rechtsprechung sollen in ihrer institutionalisierten 
Praxis auf der Quellengrundlage der Willküren und der Berichte aus Gemeinden 
Folckert Siebels, die gemeine Weide betr. 1719-1720, fol. 10 f.). Das Bauerrecht war demnach dar-
aufhin von den Eigenerben beschlossen worden und die Mahnung in Artikel 18, die der Amtsrichter 
miteinfließen lassen konnte und die die Eingesessenen von Westerloog zwang, ihre Streitigkeiten vor 
dem Amtsgericht und nicht vor dem Hofgericht entscheiden zu lassen, war an die Eigenerben und ihre 
Bauerrichter gerichtet (Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. 114). 
1367 Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. 172: Vulbort = Zustimmung, Vollwort.
1368 Ebd. S. 92 f. 
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und Ämtern näher beleuchtet werden. Erstens wird die Rechtsetzungspraxis der 
Gemeinden geschildert, deren Ergebnis die schriftlichen Willküren (Bauerrech-
te) waren. Zweitens soll der Ablauf und die Bedeutung der für die Gemeinden 
zentralen autonomen Wahl des „Bauerrichters“, „Schüttemeisters“ oder „Pool-
richters“ herausgearbeitet werden, die eng mit der Rechtsetzung verknüpft war. 
Drittens wird die Praxis der Rechtsprechung, die durch die Willküren geregelt 
wurde, veranschaulicht. Alle drei Praktiken werden auf ihre Bedeutung für Bau-
ern und Warfsleute hin untersucht. Die Gemeinden führten diese drei Praktiken 
vor allem in einem zentralen Ritual durch, das meist einmal im Jahr stattfand 
und für das die angeführten Teilnahmeberechtigungen der Einwohner galten. 
Anhand dieser rituell durchgeführten Praktiken soll das Verhältnis zwischen be-
rechtigten Hausleuten mit vollem oder halbem Herd und den in der Gemeinde 
nichtberechtigten unterbäuerlichen Schichten, die sich nicht vollständig von ih-
rem Land ernähren konnten, deutlich werden. 
4.1  Rechtsetzung und Wahl in  
Gemeindeversammlungen
Gemeindliche Rechtsetzung begegnet uns heute in Form von Schriftlichkeit, 
und diese ist uns eine Selbstverständlichkeit. Es stellt sich aber die Frage, wie es 
überhaupt dazu kam, dass Menschen Normen schriftlich aufzeichneten und dass 
Menschen nicht mehr nur auf das hörten, was sie von Nachbarn und Familie 
als gutes Verhalten nahegelegt bekamen, sondern zusätzlich auch auf schriftlich 
festgelegte Regeln. Woher erhielt das Bauerrecht seine Autorität? Um diese Fra-
ge zu klären, soll zunächst der schriftliche Charakter des gesamten Lebens Ost-
frieslands herausgearbeitet werden, um zu ermessenu, in welchem Kontext und 
warum überhaupt schriftlich Recht gesetzt wurde. Zudem wird die Einbettung 
der schriftlichen Rechtsetzung in gemeindliche Praxis näher beleuchtet, um zu 
entscheiden, ob gemeindliche Rechtsetzungen ihre Autorität durch Schrift oder 
durch gemeindliche Praktiken erhielten. Eine besondere Rolle spielte in diesen 
gemeindlichen Praktiken die Wahl des gemeindlichen Amtsträgers. 
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Gemeindliche, schriftliche Zeugnisse stellten in Ostfriesland nichts Außerge-
wöhnliches dar.1369 Die ländliche Bevölkerung ging offenbar recht selbstverständ-
lich mit Schrift um. Die Untersuchungen von Wilhelm Norden zur oldenbur-
gischen Küstenmarsch Butjadingen zeigen, dass der Alphabetisierungsgrad1370 in 
der oldenburgischen Küstenmarsch unter männlichen Großbauern 1675 bei ca. 
88% lag und im 18. Jahrhundert bei 98%. Die Zahlen für Landarbeiter und das 
Gesinde lagen 1675 bei 21,4% und steigerten sich bis 1750 auf 51,8%.1371 Die 
Bedingungen der Oldenburger Küstenmarsch ähneln denen des ostfriesischen 
Marschlandes, so dass von ähnlichen Alphabetisierungsgraden auszugehen ist. 
Aufgrund der benötigten Kinderarbeit in den Geestgebieten war wahrscheinlich 
auch in Ostfriesland der Alphabetisierungsgrad auf der Geest niedriger.1372 Unter 
den vollberechtigten Interessenten war also vermutlich eine Lesefähigkeit gege-
ben, eine wichtige Vorbedingung für den Umgang mit Schrift. Auch die Untersu-
chungen zum Schulwesen in Ostfriesland legen diese Befunde  nahe, wurden hier 
doch schon zu Beginn des 16. Jahrhunderts in Kirchenordnungen Landschulen 
erwähnt. In der Mitte des 16. Jahrhunderts lassen sich in fast allen Landstrichen 
Schulen finden1373, für das 17. und 18. Jahrhundert kann von einem funktionie-
renden Schulwesen auf gemeindlicher Grundlage auf dem Lande ausgegangen 
werden.1374 Das Territorium Ostfriesland ragte nach Ernst Hinrichs so selbst aus 
1369 Zur Nicht-Schriftlichkeit in der ländlichen Gesellschaft: Göttsch, Zur Konstruktion schichtenspezifi-
scher Wirklichkeit, S. 444; Troßbach, Bauern, S. 46; Willoweit, Kommunale Genossenschaft, S. 406. 
Dagegen betont Thauer den selbstverständlichen Umgang mit Schrift in der ländlichen Gesellschaft: 
Thauer, Gerichtspraxis in der ländlichen Gesellschaft, S. 39. 
1370 Norden, Die Alphabetisierung, S. 104 ff., S. 160: Als alphabetisiert gelten in dieser Untersuchung der 
oldenburgischen Küstenmarsch im 17. und 18. Jahrhundert die Personen, die ihren Namen schreiben 
konnten. Daraus schloss Norden auf Lesefähigkeit, aber nicht unbedingt auf allgemeine Schreibfähigkeit.
1371 Norden, Die Alphabetisierung, S. 163 f. 
1372 Ebd., S. 157.
1373 Grochowina, Indifferenz und Dissens, S. 113.
1374 Sprengler-Ruppenthal, Grafschaft Ostfriesland, S. 355.
 Zum Schulwesen des Krummhörn: Ohling, Kulturgeschichte des Krummhörn, S. 238-245; Brüggemann, 
Landschullehrer, S. 20-34: Aus der Aufstellung der Landschulen durch Brüggemann für die Mitte des 18. 
Jahrhunderts ist zu sehen, dass jedes Kirchspiel tatsächlich eine Schule hatte. Auch in den Bauerrechten 
wurde hin und wieder der Schulbesuch der Kinder zur Verpflichtung gemacht, so im Bauerrecht von Pil-
sum 1595 und Greetsiel 1618 mit dem Zusatz aus dem 18. Jahrhundert, dass diese Vorschrift in Greetsiel 
einigermaßen, aber nicht strikt beachtet, in Pilsum gar nicht beachtet wurde: „Alle Kindere beyde arm und 
ryck sollen van dat Söste Jahr öhres Olders alsbald thoer Scholen gebracht, ock daervan nicht genohmen 
werden, all eher und bevor desülvige thom weinigsten guede geprentede Boeckeren lesen, ock etwas schry-
ven, Sünderlick averst ehren Catechismum vonn Anfangs biß thom Ende gantzlich und fast von bueten 
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dem „bildungsbeflissenen protestantischen Teil des Heiligen Römischen Reiches“ 
heraus, und Hinrichs nimmt deshalb an, dass das Lesen und Schreiben in Ost-
friesland früher als in anderen deutschen Regionen weite Verbreitung fand.1375  
Das – neben den Bauerrechten – überlieferte Schriftwesen der Gemein-
de zeigt entsprechend der Lese- und Schreibfähigkeit die vielfältige Nut-
zung von Schrift. In Weener wurde zum Beispiel 1605 eine Kiste mit 
etwa 210 schriftlichen Einzelstücken an einen neuen Gemeindebeamten 
übergeben,1376 darin die Aufstellung der Kirchengüter, Register, Rechnungs-
legungen, Mandate, Supplikationen, Briefe etc.1377 Neben dem Bauerrecht 
verwaltete der Gemeindebeamte meist ein Bauerschafts-Bilanzbuch oder 
Dorfbuch, das „Meentebuch“1378, das jederzeit vorzeigbar sein sollte, und 
in dem die Rechnungslegung für fast jedes Jahr sowie andere Schriftstücke 
wie zum Beispiel Verträge, Register oder gemeindliche Einzelentscheidungen 
handschriftlich aufgezeichnet wurden. Solche Meentebücher oder Auszüge 
aus ihnen liegen für Grimersum, Rhaude, Canhausen, Schatteburg, Frep-
sum, Loquard und Weener vor1379, erwähnt werden sie in Akten des Staats-
gelehret hebben, poena den Vornehmsten 10, den Middelmehtigen averst 5 und den gemeinen Mann 1 fl 
unnalahtlicher Bethalunge“ (Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. 25). Auch für Manslagt und Canum gab es 
eine bauerrechtliche Vorschrift zum Schulbesuch: Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. 37, 72 f.
1375 Hinrichs, Ostfriesland unter Friedrich dem Großen, S. 13.
1376 Koolman, Gemeinde und Amt, S. 39. 
1377 Ebd., S. 39. Aufführung im Detail: Ebd., S. 101-107.
1378 Im Gegensatz zur Dorfordnung wurden in den „Bauerschafts-Bilanzbüchern“ (Ottenjann) oder 
„Dorfbüchern“ (Lorenzen-Schmidt) nur Einzelentscheidungen und Geldangelegenheiten der Ge-
meindeversammlung festgehalten Für Schleswig-Holstein sind sie aus der Mitte des 16. Jahrhunderts 
nachgewiesen, aus dem Oldenburger und Osnabrücker Raum gelang es Ottenjann, einige Bücher aus 
dem 18. und 19. Jahrhundert zu finden (Ottenjann, Das Kirchspiel und seine Bauerschaften, S. 96; 
Lorenzen-Schmidt, Schriftliche Elemente, S. 175-187). 
1379 König, Verwaltungsgeschichte, S. 207; Koolman, Gemeinde und Amt, S. 36.
 Für Ostfriesland habe ich sieben „Meentebücher“ von bäuerlichen Gemeinden gefunden: StaA Dep. 29, 
1 Meente-Buch aus Grimersum 1677-1756; StaA Dep. 29, 2 Rechnungsbuch des Schüttemeisters von 
Grimersum 1757-1852; StaA Dep. 29, 3 Rechnungsbuch des Schüttemeisters von Grimersum 1786-
1856; StaA Dep. 24 Gemeinde Rhaude, Meente-Buch 1743-1865; StaA Dep. 25 Gemeinde Can-
hausen, Meente-Buch 1773-1845; StaA Dep. 26,2 Rechnungsbuch des Bauerrichters in Schatteburg 
1769-1835; StaA Rep. 28 3508 Meentebuch (Gemeinderechnungsbuch) von Frepsum 1731/1805.
 Auszüge zum Beispiel aus den Meentebüchern von Loquard und Weener findet man in den Akten: 
StaA Rep. 4 B IV k 36 Das von einigen Eingesessenen von Loquard eigenmächtig erlassene Verbot des 
Ährenlesens zur Erntezeit 1734; StaA Rep. 4 B IV h 92 Regierung gegen die Schüttemeister zu Weener, 
Hinrich Metscher und Ontje Weyers, die Schüttemeister-Rechnung betreffend 1733-36, fol. 33-38´.
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archives öfter, hier belegt für West-Timmel, Osterhusen und Campen.1380 
Besonders erstaunlich ist der Fund eines Meentebuches der unterbäuer- 
lichen Gemeinde in Loquard, auf das noch ausführlich eingegangen wird.1381 
In den Gemeinden wurden Register über Viehauftrieb1382, Schat-
zungsregister1383, Kirchensitze1384 oder andere Rechte und Pflichten er-
1380 StaA Rep. 5 416 Sammlung geltender Rechte und Gewohnheiten (ältere Schriftstücke und Abschrif-
ten älterer Schriftstücke), Amt Aurich, Bd. 1, 1780, 1792, 1796-1804, fol. 84; StaA Rep. 5 421 
Sammlung geltender Rechte und Gewohnheiten (ältere Schriftstücke und Abschriften älterer Schrift-
stücke), Amt Emden 1780, 1792-1793, fol. 10; Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. 78.
1381 StaA Rep. 104 B Nr. 69 Schüttmeister der Warfsleute zu Loquard / Schüttmeister der Landgebräucher 
zu Loquard wegen Reparation des Schatzungsquantums 1756-1758, fol. 15; Siehe Kapitel „IV.3.1. 
Unterbäuerliche Gemeindebildung“. 
1382 Weideregister/Pachtregister über die verpachteten Weiderechte an die Warfsleute: StaA Rep. 5, 2273 
Besitzer ganzer und halber Herde zu Westersander / Warfsleute ebd. – Viehaufschlag auf der gemeinen 
Weide über die gewohnte Viehzahl hinaus. 2., 3. Inst., Beweisverf. in 1., 2. Inst. 4 Bde. (1720), 1766-
1771, hier Bd. 1, fol. 88; Erwähnung von jährlichen „Scharregistern“ (Pachtregistern der Warfsleute): 
StaA Rep. 4 B IV h 66 Fiskal gegen die Warfsleute zu Weener und Holthusen, insbesondere gegen 
Hinrich Jacob Nachtigall und Konsorten wegen Aufruhr, Verletzung der öffentlichen Ruhe und Tot-
schlag des Obersten und Drosten Aylva 1660-1667 Vol. I-II, hier Vol. I,  fol. 297.
1383 Außerdem führten die Schüttemeister oder Bauerrichter Schatzungsregister für ihre Gemeinde, mithilfe 
derer sie die Schatzungen einnehmen mussten, welche die Landstände für die Gemeinden festgelegt hatten: 
 StaA Rep. 4 B V b 18 Anfrage der Amtleute zu Stickhausen in Sachen der Bauerrichter zu Detern ge-
gen die dortigen Häuslinge, insbesondere die vom Hofgericht den Amtleuten disputierte Jurisdiktion 
über die Bauerrichter 1737-39, fol. 50’; StaA Rep. 4 B IV h 71 Hauptmann Luppe Turnus und Johann 
Jürgen Amelings als Bevollmächtigte der Eingesessenen des Fleckens Leer, gegen Herman Cratzeberg, 
Meleff Haykes, Berend Joachims, Harmen Boelßen, Hinrich Wilcken, Nanne Ibelings, Severin Schröders 
und Goesen Andreassen wegen eigenmächtiger Abänderung des Schatzungsregisters 1679, fol. 12´; StaA 
Dep. 1 3160 Die Auseinandersetzungen zwischen den Warfsleuten und den Bauern bzw. Platzgebräu-
chern in Upgant-Schott wegen der Höhe der Schatzungen und der Surrogate 1782-1789, fol. 15; StaA 
Dep. 1 3161 Die Auseinandersetzungen zwischen den Warfsleuten und den Bauern bzw. Platzgebräu-
chern in Upgant-Schott wegen der Höhe der Schatzungen und der Surrogate 1782-1789, fol. 38-40, 
46’-53, 67-73, 76-78; StaA Dep. 1 3162 Die Auseinandersetzungen zwischen den Warfsleuten und den 
Bauern bzw. Platzgebräuchern in Upgant-Schott wegen der Höhe der Schatzungen und der Surrogate 
1782-1789, fol. 111-145; StaA Dep. 1 3182 Die Beschwerden der Amts- und Arbeitsleute in Groothus-
en gegen die dortigen Landgebräucher und deren Schüttemeister, Wilt Meenen, wegen der Verwendung 
der überschüssigen Schatzungs- und Konsumtionsgüter 1804-1806 (1788), fol. 8-11; StaA Dep. 1 3168 
Die Beschwerde des Jan Tyden, Schüttemeister der Amts- und Arbeitsleute in Hamswehrum, über die im 
Vergleich mit den Platzeignern ungerechte Verteilung der Schatzungen und Surrogate 1783, fol. 16.
1384 Kirchensitzregister: StaA Rep. 103 IX 57 Gemeinde zu Neermoor gegen Ulbet Janßen und Generalpro-
kurator, die Kirchenstühle in der Kirche zu Neermoor betr. 1694-1699, fol. 23-24: In Neermoor erstell-
te man ein Register über die Abfolge der Kirchenstühle, um Konflikte zu verhindern: „Anno 1693 d. 7 
September hebben die Ingeseten von dit Karspel von Moorgarde notificatie van die Cantzel die gestalten 
in die Kercke registriret om datt geen Register vorhanden, in om verdoren confisie vortekomen.“
 StaA Rep. 5 II 2159 Jan Gayken und seine Tochter zu Pilsum / Peter Janssen und Dirck Dircks ebd. 
– Kirchensitze 2. Inst. 1 Bd. 1759-1760, fol. 12 f.: In diesem Gerichtsprozess um die Kirchensitze 
wird darum gestritten, ob das Kirchenregister, das die Zuteilung der Sitze aufführt, bindend ist oder 
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stellt.1385 Diese Register und Protokollbücher wurden bei der Rechnungslegung 
und Amtsübergabe mit der Bauerrolle an den nächsten Bauerrichter übergeben, 
wenn sie nicht zentral in der Pastorei aufbewahrt wurden.1386 Teilweise stellten 
die Bauerrichter auch bestimmte schriftliche Rechte für Gemeindeeinwohner 
aus, die diesen die Erlaubnis erteilten, zum Beispiel eine bestimmte Menge Torf 
auf der Allmende stechen zu dürfen.1387 Weitere wichtige Schriftstücke in den 
Gemeinden waren die vielfältigen schriftlichen Hinwendungen der landesherr-
lichen Gerichts- und Verwaltungsorganisation an die Gemeinden1388 sowie die 
Supplikationen und Bitten der Gemeindebedienten an den Landesherrn, die 
landesherrlichen Amtsgerichte oder an andere Gerichte.1389 Für das Gerichtsver-
fahren innerhalb der Gemeinde mit seiner Strafpraxis gab es keinen Verschriftli-
chungsprozess, außer dass in größeren Flecken die einkommenden Strafgelder im 
Einzelnen verzeichnet werden sollten, damit sie in die Rechnungslegung Eingang 
finden konnten.1390 
Die gemeindlichen Beamten schrieben die genannten Schriftstücke nicht im-
mer selbst, sondern die Schreibarbeiten wurden oft den Schullehrern oder den 
Geistlichen übertragen.1391 Die Bauerrechte konnten teilweise auch von einem 
Notar erstellt werden, während die Gemeindeeinwohner oft nur unterschrie-
ben.1392 
Beeinflusst war diese auffällige Schriftlichkeit der Gemeindeinstitution sicher-
lich durch die notwendige Schriftlichkeit in anderen Zusammenhängen des po-
nicht. Es kann offenbar immer noch mit der Relevanz der Rechtsgewohnheit argumentiert werden, 
denn die Geltung des Kirchregisters wird von einer der Parteien bestritten mit der Begründung, dieses 
entspreche nicht der „Norm“, wobei Norm in diesem Fall als „normale Praxis“ zu verstehen ist.
1385 Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. 28, 33, 77, 93, 102, 148; Koolman, Gemeinde und Amt, S. 36. 
1386 Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. 78, 129.
1387 Ebd., S. 91, 165. 
1388 Eindrücklich Zeugnis von diesen vielfältigen Schriftstücken an die Gemeinden liefert die Aufführung 
des Inventars in der Weeneraner Kirchenkiste aus dem Jahre 1605, in dem Mandate, Befehle und 
Briefe verzeichnet sind: Koolman, Gemeinde und Amt, S. 101-107. 
1389 Auch von diesen findet man viele im Inventar von Weener: Koolman, Gemeinde und Amt, S. 101-107. 
1390 Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. 129. Zur Strafpraxis siehe Kapitel „III.4.2. Rechtsprechung: Selbst-
urteil und Ausgleicht für die einen, Fremdurteil und Strafe für die anderen“.
1391 Koolman, Gemeinde und Amt, S. 37. 
1392 Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. 94 f., 108.
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litischen, wirtschaftlichen und sozialen Lebens. Die landständische Vertretung 
der Gemeinden auf den Landtagen machte  einen Umgang mit Schrift sicher-
lich unabdingbar1393, allein, weil für die erstmalig einen Landtag besuchenden 
Gemeindemitglieder eine Vollmacht ausgestellt werden musste. Auch förderlich 
für einen selbstverständlichen Umgang mit schriftlichen Texten war die Tatsa-
che, dass die Kauf- und Pachtverträge aufgrund der am Besitz hängenden Rechte 
und Pflichten so kompliziert waren, dass sie schriftlich abgefasst werden mussten. 
Kaufverträge von Warfstellen aus Heisfelde, Bargebur, Westerende und Middels 
zeigen, was alles in solch einen Kaufvertrag aufgenommen werden musste.1394 
Diese Kauf- und Pachtverträge wurden in der Regel von Notaren geschrieben.1395 
Schriftliche Elemente besaß auch die ostfriesische Rügepraxis zur Abstrafung von 
sozialmoralischen Verfehlungen von Einwohnern in der Regel durch junge Män-
ner. Selbst geschriebene Droh- oder Fehdebriefe dienten der Androhung einer 
gewaltsamen Strafe, wenn die Bedrohten nicht den Forderungen der Rügenden 
nachkämen.1396
1393 Zum Beispiel fertigte man Kopien von Landtagsabschieden und Ordnungen an, deren Texte offenbar 
im Amt herumgegeben wurden und von den Gemeinden auf eigene Kosten abgeschrieben wurden 
bzw. jemand mit der Abschrift beauftragt wurde (Koolman, Gemeinde und Amt, S. 37).
1394 Kaufverträge: StaA Rep. 4 B IV h 223 a Die Freiengelder von der Warfstätte des Helmer Brauers in 
Heisfelde, 1716-1717 (Amtsgericht Leer), fol. 13-16: Erbkaufvertrag der Warf: In diesem Kaufvertrag 
wurden das Land, die Weiderechte und die herrschaftlichen Lasten aufgeführt.
 StaA Rep. 5 II 2221 Caspar Dreesen u.a. zu Theene / Peter Hansen u.a. ebd. Sowie Jelte Peters zu 
Bargebur – Aufhebung einer gemeinschaftlichen Weide 1.,2.,3. Inst. 3 Bde. (1713-1762), 1763-1766, 
hier Bd. 1, fol. 5-13: Kaufvertrag eines halben Herdes und Kirchenstelle: In diesem Kaufvertrag wurde 
der halbe Herd, alle sich darauf befindlichen Lasten und die dazugehörige Kirchenstelle aufgeführt. 
Trotzdem gab es bei Auflösung der gemeinschaftlichen Weide Auseinandersetzungen um die Anteile 
dieses halben Herdes an der Weide, die im Kaufbrief nicht festgelegt worden waren. 
 StaA Rep. 5 2198 Bauerrichter Evert Janssen zu Westerende / Kinder des Albert Hinrichs ebd. – 
Berechtigung zur Einhebung und zum Mitgenuß von Weidegeldern 2. Inst., Beweisverf. in 1. und 
2. Inst., 3 Bde. (1755-1756), 1761-1764, hier Bd. 1, fol. 10-11: Kaufvertrag über halben Herd: In 
diesem Gerichtsprozess stritt man sich darum, ob die Weiderechte, die an einem halben Herd hingen, 
im Kaufvertrag schriftlich nierdergelegt werden mussten oder selbstverständlich rechtsgewohnheitlich 
galten. 
 StaA Rep. 103 III 55 Thomas Dircks gegen die Eingesessenen des Osterloogs zu Middels, sodann Ge-
neralprokurator gegen die genannten Eingesessenen, den strittigen Ihne Ihnen-Warf und einen Garten 
betr. 1701-1706, fol. 3-4: Kaufkontrakt über eine Warfstelle.
1395 König, Verwaltungsgeschichte Ostfrieslands, S. 273 f. 
1396 Die jungen Männer drohten mit schriftlichen Elementen, mit den „Rump=Briefen“ oder 
„Fehde=Briefen“: StaA Rep. 4 B II x 80 Verordnungen gegen das sog. Rumpen 1665-1728, fol. 29-
30, 37-38.; StaA Rep. 102 628 Hero Eden zu Ochtelbur, Wilke Janssen zu Riepe u. Cons.: Rumpen 
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Insgesamt war die gemeindliche Institution wie auch der „private“ Bereich 
auf dem Lande in Ostfriesland durch ausnehmende Schriftlichkeit geprägt.1397 
Offenbar konnte die ländliche Bevölkerung angesichts vieler Gründe nicht auf 
Schriftlichkeit verzichten1398: Die Komplexität bei der Übertragung von Eigen-
tum und eine notwendige Bürokratisierung der Gemeindehandlungen führten 
zu vermehrter Schriftlichkeit. Die vielfältigen Schriftstücke individueller und 
gemeindlicher Schreibtätigkeit bezeugen sogar den stärker werdenden pragmati-
schen Schriftgebrauch in ostfriesischen Gemeinden.1399 Der Umgang mit diesen 
Schriftstücken zeigt, dass die mündliche Form eine langsam sich verringernde 
Beweiskraft hatte. Besonders die dorfinterne Regelung von Konflikten erforderte 
in zunehmendem Maße die rechtssichernde Qualität des Schriftzeugnisses.
Für die Bauerrechte lässt sich genau zeigen, warum es zu einer schriftlichen 
Abfassung der gemeindlichen Normen und Rechtsgewohnheiten kam. Gründe 
bei Claes Isebrand 1733, fol. 1´. Zu dieser Praxis siehe Kapitel „III.4.3. Außergerichtliche Konflikt-
bearbeitung“. 
1397 Lorenzen-Schmidt, Schriftliche Elemente, S. 175-187: Lorenzen-Schmidt weist für die schleswig-hol-
steinischen Gemeinden ähnliche schriftliche Elemente wie in den ostfriesischen Gemeinden nach:  Vog-
tenbücher der Kirchspielvögte zur Verzeichnung von Grundstücksgeschäften bereits um 1500; bäuerli-
che Schreibebücher aus dem 16. und 17. Jahrhundert; Verträge zwischen Einzelpersonen über Besitz und 
Kredit; zunehmende Anzahl von Registern; Verträge zwischen Gemeinden und zwischen Gemeinden 
und Herrschaft bis zur Mitte des 16. Jahrhunderts. Für Schleswig-Holstein kommt Lorenzen-Schmidt 
zu dem Ergebnis, dass von einer schriftlosen Kultur in der bäuerlichen Gesellschaft des Spätmittelalters 
und der Frühen Neuzeit nicht die Rede sein kann. Dieses Ergebnis sei aber möglicherweise durch die 
Ausnahmestellung der freien Bauern auf guten Böden in den Herzogtümern Schleswig und Holstein zu 
erklären. Sein Ergebnis scheint mir aber auf Ostfriesland ohne weiteres übertragbar.
1398 Für eine Verschriftlichung sind in der Forschung bisher viele Gründe genannt worden. So geschieht 
schriftliche Rechtsaufzeichnung laut Wilhelm Ebel dann, wenn ein wirklich und umfassend lebendi-
ges Rechtsbewusstsein zu schwinden begann. Eine „merkwürdige Autorität“ des Geschriebenen führte 
daraufhin dazu, dass man sich daran gewöhnte, den Schrifttext und nicht das persönliche Rechts-
bewusstsein, also das „alte Recht“ zu befragen (Ebel, Geschichte der Gesetzgebung, S. 14). Nach 
Christoph Dartmann entstand pragmatische Schriftlichkeit dann, wenn der Bestand an verbindli-
chen Normen und Informationen die Medien des gesprochenen Wortes und des „kommunikativen 
Gedächtnisses“ (Jan Assmann) überforderte (Dartmann, Schrift im Ritual, S. 202 f.). Gründe für 
die Verschriftlichung in Dörfern sind nach Lorenzen-Schmidt die bäuerliche individuelle Schreibe-
tätigkeit zum Zwecke des Eigenhandels, die herrschaftliche Kommunikation mit den Dörfern und 
außerdörfliche Regelungen strittiger Fragen, die Schriftlichkeit erforderten, um Beziehungen zu re-
geln, zu protokollieren und zu archivieren (Lorenzen-Schmidt, Schriftliche Elemente, S. 186). Auf 
die Bedeutung der schriftlichen obrigkeitlichen Rechtskultur und die zunehmende Bürokratisierung 
in den Gemeinden weist Ulbrich hin (Ulbrich, Zeuginnen und Bittstellerinnen, S. 209): 
1399 Allgemein zur pragmatischen Schriftlichkeit: Dartmann, Schrift und politische Kommunikation in 
der italienischen Stadtkommune.
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für eine solche Abfassung lassen sich von landesherrlicher sowie gemeindlicher 
Seite finden.  Die Landesherrschaft schuf Bedingungen und gab Anstöße für 
eine ostfriesische schriftliche Verwillkürung. Auch befriedigte die Abfassung von 
schriftlichen Willküren interne gemeindliche Bedürfnisse.
Anfang des 17. Jahrhunderts und vor allem seit 1721 gab es Versuche des Lan-
desherrn und seiner Verwaltung, Einfluss auf die Bauerrechte, vor allem durch 
Sammlung derselben, zu bekommen.1400 Mit Kenntnis der Bauerrechte erhofften 
sich die landesherrlichen Beamten, verstärkt in die Selbstverwaltung der Gemein-
den eingreifen zu können: Wahlen der Bauerrichter sollten durch sie bestätigt 
(konfirmiert) werden, eine laufende Kontrolle der Amtsführung sollte durchge-
führt und eine Beteiligung an den Sanktionsgeldern gewonnen werden. Auch 
wollte man das Nötigste in den Bauerrechten nach eigenen Vorstellungen ändern 
und die so geänderte Rolle als konfirmiert zurückgeben. Mit einer Konfirma-
tion wollte die Landesherrschaft ihr herrschaftliches Satzungsrecht ausüben.1401 
Eine genaue Untersuchung der Bauerrechte zeigt aber, dass die Landesherrschaft 
kaum ein Bestätigungsrecht und damit einen Einfluss auf die Bauerrechte errin-
gen konnte.1402 Für Upleward und Visquard, Greetsiel, Manslagt, Uttum, Ca-
num, Kampen, Westerende (1720), Upgant, Engerhafe (zweimal erneuert: 1738 
und 1743), Osteel, Middelster Westerloog, Leer, Hoheesche und Bagband wur-
de angegeben, dass die Rollen von den landesherrlichen Beamten bestätigt und 
verbessert wurden. In neu errichteten Siedlungen wie Moordorf und Neuefehn 
wurden von den Beamten Bauerrechte aufgesetzt, was jedoch aufgrund der Neu-
ansiedlung geschah. Hinzu kamen die Bauerrechte, in denen nicht explizit dar-
auf hingewiesen wurde, die aber in Ämtern entstanden, in denen insgesamt die 
Erstellung der Bauerrechte einer starken Einflussnahme durch die Landesherr-
1400 Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. XIIf.; StaA Rep. 4 B V b 8 Die auf fürstlichen Befehl von den Äm-
tern eingesandten Bauerrechte und Bauerrollen nebst den Berichten der Amtleuten, wieweit dieselben 
beobachtet werden. Vol. I: 1721; Vol. II: 1721-1733.
 Zu dem Sammlungsversuch Anfang des 17. Jahrhunderts sind leider nur die eingereichten Bauerrech-
te überliefert, aber keine Berichte der Amtleute über die Sammlungsversuche bzw. Briefe der Gemein-
debeamten über den Zustand ihrer Bauerrechte, wie sie für den Sammlungsversuch am Beginn des 18. 
Jahrhunderts überliefert sind.
1401 Schildt, Der Friedensgedanke, S. 197.
1402 Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. XIII. 
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schaft ausgesetzt war. So wurde die „Generale Rolle von dem Ampt Emden“ vom 
13.6.1612 offenbar vom landesherrlichen Amtmann nach örtlichen Vorlagen als 
Muster erstellt und in den Gemeinden neben ihren eigenen, besonderen Rol-
len benutzt. Diese Vorlage wurde in Cirkwehrum und Groß-Midlum benutzt. 
Die gemeindlich-selbständige Verbesserung der Cirkwehrumer Rolle von 1762 
verdeutlicht aber die nur geringe landesherrliche Einflussnahme auf die Rollen 
im Amt Emden. Die Bauerrichter konnten die landesherrlichen Vorlagen also 
selbständig ändern. Insgesamt weisen von 49 überlieferten Rollen 20 eine Ver-
besserung oder Beeinflussung durch die Landesherrschaft auf, die allerdings in 
der Regel gering war.1403 Wie eine überlieferte Supplikation und die dazugehörige 
Konfirmation der Hoheeschener Bauerrolle zeigt, waren die Verbesserungen bzw. 
die Zusätze meist geringfügiger Art. Nur ein Satz wurde in Hoheesche hinzuge-
fügt: „mit Vorbehalt der Landesfürstlichen Hoch- und Gerechtigkeit, wie auch 
Macht und Gewalt, dieses Bauerrecht nach erheischender Nothdurfft und Um-
ständen zu verbessern, zu vermindern, zu corrigieren, oder aufzuheben“.1404 Zwar 
war damit das Satzungsrecht an die Landesherrschaft übergegangen, aber faktisch 
1403 Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. 12, 15 f., 23, 34, 36, 56 f., 71 f., 77 f., 92, 96, 98, 100, 103, 111, 
116, 130; StaA Rep. 4 B V b 8 Die auf fürstlichen Befehl von den Ämtern eingesandten Bauerrechte 
und Bauerrollen nebst den Berichten der Amtleute, wieweit dieselben beobachtet werden. Vol. II: 
1721-1733, fol. 53-55; Reimers, Kirchenvisitation, S. 180-182; StaA Rep. 4 B V b 14 Bestätigung 
des Bauerrechts von Hoheesche im Amte Friedburg 1732-1733.
 Eine Amtsrolle als Vorbild vermutet Ebel auch für das Amt Greetsiel, da die Bauerrechte sich sehr 
ähnlich waren. Die fast wörtliche Übereinstimmung der Bauerrechte und die gekürzten Versionen, die 
einfach auf die Langversion des Greetsieler Bauerrechts verwiesen, könne einer autonomen Bequem-
lichkeit der Gemeinden oder einer Vereinheitlichung von Amts wegen entspringen (Ebel, Ostfriesi-
sche Bauerrechte, S. XIII). Die Greetsieler Rolle ist jedoch meines Erachtens auf jeden Fall als autono-
me Rechtsetzung der Gemeinde anzusprechen, da die landesherrlichen Beamten im Jahr 1731 diese 
so charakterisierten, als sie überlegten, dass sie jene gemeindlichen Regelungen ändern könnten, die 
den landesherrschaftlichen Rechtsetzungen widersprachen. Ein Änderungsvorschlag der Beamten liegt 
in der Akte vor, konnte sich aber gegen den Widerstand der Gemeinde nicht durchsetzen (StaA Rep. 
28 3039 Ungültigkeit der Greetsieler Schüttemeisterrolle von 1618 und Excesse der dortigen Arbeiter 
betreffend, fol. 2, 6-7´, 15 ff.). So ist davon auszugehen, dass sich die anderen Gemeinden aus dem 
Amt Greetsiel an dieser Greetsieler Rolle orientiert hatten und diese wie die Greetsieler Rolle als eigene 
Rechtsetzungen betrachteten. Das Bewusstsein über die eigene Rechtsetzung zeigte sich auch 1792 bei 
Sammlung der Gewohnheitsrechte zur Erstellung eines Provinzialgesetzbuches, als die Gemeinden aus 
Greetsiel ihre Rollen und Berichte über Gewohnheitsrechte abgaben (StaA Rep. 5 422 Sammlung 
geltender Rechte und Gewohnheiten (ältere Schriftstücke und Abschriften älterer Schriftstücke), hier 
Ämter Greetsiel und Pewsum einschließlich der Insel Borkum 1780, 1791-1796, hier fol. 63-65, 85´ 
ff.).
1404 StaA Rep. 4 B V b 14 Bestätigung des Bauerrechts von Hoheesche im Amte Friedburg 1732-1733.
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übten die Bauern dieses weiterhin aus, denn tatsächliche Eingriffe in die Inhalte 
der Bauerrechte gab es nicht.
Allerdings hatte die Landesherrschaft mit ihrer Aufforderung, die Bauerrechte 
abzugeben, teilweise Erfolg und stieß dadurch möglicherweise sogar den Ver-
schriftlichungs- und Verwillkürungsprozess selbst an.1405 Der Großteil der Bauer-
rechte lässt sich zumindest zwei Zeiträumen zuordnen, dem Beginn des 17. Jahr-
hunderts und dem Beginn des 18. Jahrhunderts, in denen die Landesherrschaft 
die Gemeinden anwies, ihre Bauerrechte abzugeben.1406 Damit sie ihre schriftli-
chen Bauerrechte an die Landesherrschaft abgaben, wurden die Gemeinden mit 
einer in Aussicht gestellten, besseren rechtlichen Basis von der Landesherrschaft 
gelockt.1407 Darin war die Landesherrschaft sich auch mit den Landständen einig, 
die schriftliche Bauerrechte genauso wie die Landesherrschaft als Rechtsgrundla-
ge den Rechtsgewohnheiten bevorzugten und dies auch mit der Landesherrschaft 
im Jahre 1662 so beschlossen hatten:  1662 beschwerten sich zum Beispiel die 
Landstände darüber, dass sich die Landesherrschaft in die Belange der Bauer- und 
Pohlrichter oder Schüttemeister, besonders in die Wegeschau einmischten und 
sie mit Brüchen belangen würden, wenn ihnen die Wegebesserung nicht gefiele. 
Im Haager Vergleich von 1662 wurde daraufhin zwischen Landesherrschaft und 
Landständen festgelegt: 
„Es soll denen Schütt=Meistern und Pohl=Richtern in ihrem Amte 
und Bedienung kein Eintrag geschehen / sondern man soll ihnen des 
Effects ihrer dieserwegen gemachten und confirmirten Rollen geniessen 
lassen.“1408 
1405 Ebel, Ostfriesiche Bauerrechte, S. XII.
1406 Ebd., S. XII; Schmitt, Territorialstaat und Gemeinde, S. 56 f.: Schmitt kann für das kurpfälzische 
Oberamt Alzey auch zeigen, dass die Oberamtsverwaltung für die Verschriftlichung des bisher münd-
lich überlieferten Einungsrechts sorgte oder über die Gewohnheiten in den Dörfern nach einem Fra-
genkatalog Berichte einforderte. 
1407 StaA Rep. 4 B V b 8 Die auf fürstlichen Befehl von den Ämtern eingesandten Bauerrechte und Bau-
errollen nebst den Berichten der Amtleute, wieweit dieselben beobachtet werden. Vol. II: 1721-1733, 
fol. 38 f.
1408 Brenneysen, Ost-Friesische Historie, Bd. II, S. 827 f.
III. OSTFRIESLANDS KOMMUNALISTISCHE BÄUERLICHE GEMEINDE 
272
Im Zuge dieser Diskussion wurden die von den Gemeinden gemachten und 
auch konfirmierten Bauerrechte, die auch die Wegebesserung regelten, als Rechts-
grundlage anerkannt und mit ihnen die gemeindliche Selbstverwaltung im Sinne 
der Gemeinden geschützt.1409 Besonders wenn die Gemeinden diese Bauerrech-
te bestätigen ließen, galten die schriftlichen Willküren dann auch der Landes-
herrschaft als Grundlage der ländlichen Friedens- und Rechtsordnung, die der 
Bauerrichter durchführen musste.1410 Das Fehlen einer Willkür wurde auf dieser 
Grundlage auch Ende des 18. Jahrhunderts als Einfallstor für eine landesherrliche 
Rechtsetzung erkannt, die in die gemeindliche Selbstverwaltung eingriff: In Po-
gum zog man 1792 die folgende Schlussfolgerung aus dem Fehlen einer eigenen 
Willkür: „daher sich gefallen lassen müsten, was im Amte überhaupt festgesetzt 
werden mögte; worauff sie dimittiren würden.“1411 Dennoch konnten sich die 
Gemeinden bis zum Ende des 18. Jahrhunderts auch noch auf ihre mündlichen 
1409 Brenneysen, Ost-Friesische Historie, Bd. II, S. 827 f.
1410 So wurde ein strittiges Bauerrecht in Gerichtsprozessen von landesherrlicher Seite abgelehnt, wenn 
es nicht konfirmiert war, zum Beispiel im Jahre 1731 in bezug auf die Gemeinde Osterhusen und 
eines auf der Grundlage des Bauerrechts behaupteten Rechts der Schüttemeister, Gemeindegelder 
einzutreiben: StaA Rep. 103 V 70a Ex officio / Gerd Hinrichs und Arend Janssen, Schüttmeister zu 
Osterhusen – Gewaltanwendung gegen Wagen und Pferd des Hero Harms zu Groß-Sande und somit 
Eingriff in die fürstliche Hoheit; darin: Verfahren in gleicher Sache vor Hofgericht und Reichshofrat 
5 Bde. (1726-1729), 1731-1737, fol. 12´.
 Auch nach der Sammlung der Bauerrechte ab 1721 wurden die Gemeinden zur Konfirmation aufge-
fordert: StaA Rep. 4 B V b 19 Dekret des Amtes Leer an die Schüttemeister der Orte, die bisher die 
in den Landesgesetzen festgesetzte Bestätigung nicht nachgesucht haben, 1739.
 StaA Rep. 4 B IV g 33 Regierung gegen Humme Ehmen von Greetsiel wegen seins Ungehorsams, 
seiner Unwahrheiten gegen die fürstlichen Beamten u.a. (darin: Nachrichten von einer Ordnung (Or-
donnanz) der Sjauer (Hafenarbeiter) 1731, fol. 15-18; StaA Rep. 28 3039 Ungültigkeit der Greetsie-
ler Schüttemeisterrolle von 1618 und Excesse der dortigen Arbeiter betreffend, fol. 1´ f., 3 f.: Nach 
vorgefallenen Konflikten versuchte das Amtsgericht von Greetsiel im Jahre 1731 die konfirmierte 
Schüttemeisterrrolle von Greetsiel aus dem Jahre 1645 von der Kanzlei und von den Schüttemeistern 
zu erhalten, denn die Rollen waren offenbar nicht im Amt aufbewahrt worden, sondern an die Kanzlei 
weitergesandt worden. Die Rolle von 1645 war wegen ihrer Erwähnung in Enno Rudolph Brenney-
sens „Ost=Friesischen Historie“ bekannt (Brenneysen, Ost-Friesische Historie, Bd. II, S. 837). Das 
Amtsgericht forderte die Rolle ein, weil es sich in einem Prozess mit den Hafenarbeitern in Greetsiel 
auf diese berufen wollte. Die Kanzlei besaß nur die nicht konfirmierte Rolle von 1618, aber nicht die 
von 1645. Mit dieser Rolle von 1618 konnte man aber nichts anfangen, weil sie ungültig, da nicht 
konfirmiert war. Die Schüttemeister behaupteten, die konfirmierte Rolle von 1645 sei verloren gegan-
gen. Der Amtmann wollte daraufhin die Rolle von 1618 verändern und gab eigene Vorschlägen an die 
Schüttemeister. Dies konnte jedoch nicht durchgeführt werden, da die betreffenden Hafenarbeiter die 
Schüttemeister zwangen, diesem Ansinnen zu widersprechen. 
1411 StaA Rep. 5 421 Sammlung geltender Rechte und Gewohnheiten (ältere Schriftstücke und Abschrif-
ten älterer Schriftstücke), Amt Emden 1780, 1792-1793, fol. 8´ f.
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Rechtsgewohnheiten berufen, wenn sie keine schriftlichen Willküren besaßen, 
ohne dass eine solche Argumentation von der Landesherrschaft für absurd gehal-
ten wurde:  Rechtsgewohnheiten galten der Landesherrschaft als Rechtsgrundla-
ge der jeweiligen Gemeinde, als sie die Gemeinden im Jahre 1780 aufrief, über 
ihre Willküren, aber auch ihre Gewohnheiten zu berichten, um ein Provinzialge-
setzbuch zu erstellen.1412 
Das Interesse an schriftlichen Willküren als Sicherheit vor obrigkeitlichen 
Eingriffen war so aber nicht durchgängig in den Gemeinden vorhanden. Die 
Berichte der Amtleute über ihre Sammlungsversuche der Bauerrechte seit 1721 
zeigen auch, dass viele Gemeinden  vorschützten, ein Bauerrecht nur mündlich 
zu besitzen oder es in schriftlicher Form gerade verloren zu haben.1413 Für Wil-
helm Ebel als Herausgeber der ostfriesischen Bauerrechte handelte es sich hier 
um eine Form des Widerstandes der Gemeinden, denn viele dieser angeblich 
nicht vorhandenen Bauerrechte seien überliefert, wurden also zum damaligen 
Zeitpunkt in den Gemeinden aufbewahrt.1414 Wahrscheinlich – so vermutet auch 
Wilhelm Ebel – wurden sie von den Gemeinden oft nicht abgeliefert, damit 
die Landesherrschaft diese nicht gegen die Gemeinden verwenden konnte.1415 
Diese Befürchtungen waren nicht aus der Luft gegriffen. Die Sammlungsversu-
che der landesherrlichen Beamten zeigen solch einen befürchteten Eingriff. Im 
Jahre 1721 wurden die Gemeinden zur Abgabe aufgefordert, da man mit den 
Willküren die Jurisdiktionsbefugnisse der Amtsgerichte gegenüber den Gemein-
den nachweisen wollte. Die Gemeinden wollten solche Jurisdiktionsbefugnisse 
1412 Als Beispiel die abgefragten Gewohnheitsrechte aus dem Amt Aurich: StaA Rep. 5 416 Sammlung 
geltender Rechte und Gewohnheiten (ältere Schriftstücke und Abschriften älterer Schriftstücke), Amt 
Aurich, Bd. 1, 1780, 1792, 1796-1804.
1413 StaA Rep. 4 B V b 8 Die auf fürstlichen Befehl von den Ämtern eingesandten Bauerrechte und Bau-
errollen nebst den Berichten der Amtleuten, wieweit dieselben beobachtet werden. Vol. I: 1721; Vol. 
II: 1721-1733.
 Auch 1780 im Amt Aurich und 1792 im Amt Emden wurden sechs Willküren nicht abgegeben, weil 
man behauptete, sie nicht zur Hand zu haben oder es der Gemeinde nicht recht wäre, diese abzugeben 
(StaA Rep. 5 421 Sammlung geltender Rechte und Gewohnheiten (ältere Schriftstücke und Abschrif-
ten älterer Schriftstücke), Amt Emden 1780, 1792-1793, fol. 9; StaA Rep. 5 416 Sammlung geltender 
Rechte und Gewohnheiten (ältere Schriftstücke und Abschriften älterer Schriftstücke), Amt Aurich, 
Bd. 1, 1780, 1792, 1796-1804, fol. 4, 32, 37, 40, 70). 
1414 Ebel, Rechtsgeschichte, S. 315; Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. XII.
1415 Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. XII f. 
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jedoch nicht zulassen. Besonders deutlich wurde die Verweigerungshaltung der 
Gemeinden im Fall der Stapelmoorer Gemeinde im Jahre 1724. Die Schütte-
meister, die mit einem Gemeindeeinwohner wegen des Pflügens eines Ackers 
in einen Konflikt geraten waren und deshalb in einen Prozess am Amtsgericht 
Leer gezogen wurden, weigerten sich vehement, ihr Bauerrecht im Zuge dieses 
Prozesses abzugeben. Der Schüttemeister antwortete dem Befehlsschreiben laut 
Protokoll des Amtmannes von Leer mit der mündlichen Gegenfrage, „was sie 
[die Herren] darmit thun wollten“ und gab das Bauerrecht nicht ab. Stattdessen 
strengten die Bauerrichter gegen diesen Befehl des Amtsgerichts einen Appella-
tionsprozess am ständischen Hofgericht an, um das Bauerrecht der Herrschaft 
nicht veröffentlichen zu müssen.1416 
Zudem bot die Geheimhaltung des Bauerrechts den Vorteil, dass die Gemein-
den im Fall von Gerichtsprozessen damit argumentieren konnten, ohne dass die 
Landesherrschaft Behauptungen auf der Grundlage der Bauerrechte hätte über-
prüfen können. Dies schien den Gemeinden vermutlich teilweise eine höhere 
„Rechtssicherheit“ als die Abgabe des dokumentierenden schriftlichen Textes zu 
gewährleisten.1417 Schriftliche Festlegung, die Lösung von Zeit und Raum und 
damit von den anwesenden Personen1418, galt als gefährlich, lieferte Beweise, 
denn jeder konnte sie nachlesen. Argumentation mit nicht-schriftlichen Rechts-
gewohnheiten bot demgegenüber den Vorteil, die eigenen mündlichen Rechts-
gewohnheiten selbst kontrollierbar, strategisch und von Fall zu Fall einzusetzen. 
Die Abfassung von schriftlichen Willküren wurde allerdings nicht nur von 
außen angestoßen. Die Gemeinden selbst konnten ein Interesse daran haben 
und dieses in den Bauerrechten äußern. Insbesondere Konflikte unter Gemein-
1416 StaA Rep. 4 B V b 9 Schüttemeister zu Stapelmoor, Behrend Specker, gegen Fiskal und Amtleute zu 
Leerort wegen der von dem Schüttmeister verweigerten Aushändigung des Bauerrechts bzw. der Bau-
errolle 1724, fol. 4´
 Auch die Gemeindebeamten von Weener, Leer und Hatzum behaupteten nach Aufforderung zur Ab-
gabe ihrer Bauerrechte im Jahre 1733 und 1737, ihre Bauerrollen nicht mehr wiederzufinden: StaA 
Rep. 4 B IV h 88 Regierung gegen die Schüttemeister zu Weener wegen der sogenannten Schützen-
rolle 1733, fol. 9; StaA Rep. 4 B IV h 87 Regierung gegen die Schüttmeister zu Leer wegen der soge-
nannten Schützenrolle 1733, fol. 7-8; StaA Rep. 4 B IV d 58 Die Hatzumer Dorfrolle 1737.
1417 Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. XII f.
1418 Stollberg-Rilinger, Symbolische Kommunikation in der Vormoderne, S. 515 f.
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deeinwohnern waren ein wichtiger Grund für die schriftliche Verwillkürung. 
„Mißbruck und Unordnungh“ in der Gemeinde oder nur in bezug auf die Bau-
errichter, Kedden oder Schüttemeister wurden als Ursache für die schriftliche 
Verwillkürung genannt.1419 Auch die spätere Abfassung von Zusätzen wurde mit 
Irritationen unter Einwohnern begründet. So gab es offenbar in Stapelmoor „un-
ter den gemene und geringe Personen Confusion wegen deß gemene Warkenß“, 
also wegen der Dienste für die Gemeinde, die diese geringen „Personen“ in der 
Gemeinde eigentlich nicht leisten mussten, nun aber dazu verpflichtet wur-
den.1420 Auch die Bitte um obrigkeitliche Konfirmierung der Willküren wurde 
mit vorhergehenden Auseinandersetzungen begründet: 
„Nachdem sich offt und mannichmahl Zwiespalt und Uneinichkeit 
wegen der Weide, Ettungen, Water, Dieken und Silen ihn den Westerri-
pen erhoeben, alß ist von der Gemeinde daselbst fuhr gudt und raetsam 
angesehen und bewilliget, daß dieser nachfolgende wilkoer mit der am-
ptleute zu Aurich wissen und willen daruber uffgerichtet und gemacht 
wurde, darmit vile Irrigen und Twist henferner muchte vormeidet wer-
den und nachbleiben.“1421 
Die Amtsträger und Ältesten einer Gemeinde sollten sich besprechen, damit 
alles in „eine gute Richtigkeit unt ordnungh“ gesetzt und erhalten werde.1422
Wie sich in den Bauerrechten zeigte, war soziale Verdichtung in der Gemeinde, 
die sich in Streitigkeiten z.B. um die Weidenutzung oder Steuereinnahmen aus-
drückte, verbunden mit einem Regelungszwang1423, der sich in den Bauerrechten 
1419 Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. 92. Sinngemäß gaben die Willküren auch Uneinigkeit wegen der 
Gemeindeländereien (S. 95), allgemeine Uneinigkeit bzw. über das Bauerrichteramt (S. 96, 98, 100 
f., 103, 140 f.) als Gründe an. So begründete auch die landesherrliche Obrigkeit die (seltene) eigene 
Setzung einer Dorfordnung, so im Falle des Fleckens Leer (Ebd., S. 130).
1420 Ebd., S. 134. 
1421 Ebd., S. 95. Der ganze Prozess von einer gemeindlichen Bitte um obrigkeitliche Konfirmiermation, 
zur landesherrlichen Verbesserung der Willkür und schließlich bis zur obrigkeitlichen Konfirmation 
lässt sich anhand einer überlieferten Akte um die Gemeinde Hoheesche in den Jahren 1732/33 nach-
vollziehen: StaA Rep. 4 B V b 14 Bestätigung des Bauerrechts von Hoheesche im Amte Friedburg 
1732-1733. Für Thüringen zu dieser Begründung einer Bitte um eine obrigkeitliche Konfirmation: 
Schildt, Der Friedensgedanke, S. 199. 
1422 Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. 130.
1423 Willoweit, Kommunale Genossenschaften, S. 408.
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ausdrückte und der offenbar vor allem auch zu einer schriftlichen Regelung und 
einer Verwillkürung führte. Schrift war in diesem Fall damit zentral an die Ver-
willkürung gebunden. Beide zusammen konnten im Gegensatz zur rein münd-
lichen Rechtsgewohnheit offenbar eher für eine Lösung von Konflikten sorgen. 
Als Begründung einer schriftlichen Verwillkürung wurde auch die Sorge der 
Verwillkürenden um den „gemeinen Nutzen“ genannt. Diese Beanspruchung 
dieser Norm stützte typischerweise Rechtsetzungen im kommunalen Bereich 
und war laut Blickle gegen die Eigennützigkeit der Herrschaft gerichtet. Die neu 
aufgerichtete Ordnung sollte dem „gemeinen Nutzen“ dienen: „Demnach un-
ser vorvaderen diese vorgeschrevene Articulen in guder Ordeninge toem gemene 
Besten hebben geconstitueert und verordent [...].“1424 Zum „Nutz und From-
men“ des Kirchspiels1425 oder – in anderer Formulierung – zu des „gemeins Lan-
des Nohdurfft edder des Carspells besten“1426 sollte das Bauerrecht dienen. „In 
billigen Sacken, der Gemeene tho Nütt und Besten“1427, zur „Wohlfahrt und der 
Gemeine Besten“1428 sollte das Bauerrecht angewandt werden. Die Artikel seien 
in „aller Erbahr- und Billigkeit“ aufgerichtet worden.1429 Alle Verordnungen sei-
en zur „wohlfahrt und der Gemeine Besten“ verfasst.1430 Mit der Begründung 
der Willkür als Dienst am „gemeinen Nutzen“ wurde gezeigt, dass sich die Ver-
willkürenden um alle Gemeindeeinwohner sorgten und den „gemeinen Nutzen“ 
befördern wollten. Jedes Handeln von Gemeindeeinwohnern, das den Willküren 
widersprach, wurde als eigennützig zurückgewiesen. Die Gemeinden gerieten 
mit ihrem Anspruch, den „gemeinen Nutzen“ zu kennen und befördern zu kön-
nen, in Konkurrenz zur Landesherrschaft, die das Monopol auf die Interpretation 
des Gemeinwohlbegriffs beanspruchte und diesen Anspruch auch in der – eher 
selten – vorkommenden Bestätigungen der gemeindlichen Bauerrechte formu-
1424 Ebel, Ostfriesiche Bauerrechte, S. 134.
1425 Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. 22. 
1426 Ebd., S. 33.
1427 Ebd., S. 39.
1428 Ebd., S. 65.
1429 Ebd., S. 64.
1430 Ebd., S. 65.
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lierte.1431 In den Rollen des Amtes Greetsiel, in dem die Landesherrschaft ein 
Bestätigungsrecht für die Rollen und auch inhaltliche Beeinflussungsmöglich-
keiten erringen konnte, wird in den Eingangs- und Abschlussbemerkungen der 
Amtleute zur Konfirmation der Rollen von den Dörfern Visquart, Manslagt und 
Canum deutlich, dass die landesherrlichen Beamten in ihren Konfirmationen der 
Rollen auch den Anspruch erhoben, den gemeinen Nutzen zu kennen und zu be-
fördern: „Thuen demnach angeregte Rulle und Ordinantz der Gemeine daselbst, 
wie auch zur Beförderung aller und jeder des Orts Eingeseßenen Besten, Nutzen 
und Frommen hiemit anderweit renoviren, confirmiren und bestätigen...“1432 Die 
alten Rollen von Manslagt und Canum wurden erneuert, verbessert und ver-
mehrt „zu Beforderung des allgemeinen Wohlwesens, und auch des Kirchspiels 
ersprießlichem Besten“.1433 
Die schriftlichen Willküren wurden von den Gemeinden erstellt, weil die 
Landesherrschaft sie einforderte und zusammen mit den Landständen den Ge-
meinden eine Rechtssicherheit durch diese Bauerrechte anbot. Die Verwillkü-
renden hatten selbst ein Interesse daran, weil sie Konflikte beseitigen und dem 
„gemeinen Nutzen“ dienen wollten und diesen Anspruch auch gegenüber der 
Landesherrschaft formulieren wollten. Die schriftlichen Willküren waren in die 
rechtsgewohnheitliche, mündliche umfassende Ordnung eingebaut und wurden 
mit den Rechtsgewohnheiten auch legitimiert. Mit den Setzungen lösten sich 
die Gemeinden jedoch auch von den Rechtsgewohnheiten und setzten eigenes 
Recht. Gegenüber der Landesherrschaft bot schriftliches Recht aus Sicht der Ge-
meinden nicht immer den Vorteil der Rechtssicherheit. Ein flexiblerer und kon-
trollierbarerer Umgang mit Rechtsgewohnheiten konnten manchen Gemeinden 
mehr Rechtssicherheit bieten.
Das Bauerrecht, das die Rechtsordnung sichern sollte, erhielt seine Legitimität, 
seine Autorität  damit nicht nur durch den Schriftcharakter. Die Verwillkürenden 
mussten zusätzlich ihre schriftliche Rechtsetzung mit dem notwendigen Schutz 
1431 Allgemein für diesen Anspruch der Landesherrchaften: Eberhard, Der Legitimationsbegriff des „Ge-
meinen Nutzens“, S. 244 ff.; Blickle, Beschwerden und Polizeien, S. 561 ff.  
1432 Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. 15.
1433 Ebd., S. 36, sinngemäß auch: S. 72.
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der Rechtsgewohnheiten und des „gemeinen Nutzens“ begründen. Damit ist 
aber nur der legitimierende Inhalt der Bauerrechte angesprochen. Meist wurden 
in der Forschung ländliche Willküren, Dorfordnungen oder Weistümer wie auch 
hier bisher nur inhaltlich betrachtet, eine Einbettung in praktische Handlungen 
der Gemeindeeinwohner wurde kaum geleistet. Die schriftliche Kommunikati-
on bedarf aber einer präzisen Verortung in ihrem Zusammenhang mit anderer 
kommunikativer Praxis1434, um zeigen zu können, wie solche Rechtsetzungen 
überhaupt Autorität erhielten. Entfernt man sich vom Inhalt der Bauerrechte 
und betrachtet sie einmal in ihrer „physischen Materialität“ als Objekte und in 
ihrer Einbindung in andere Kommunikation, so zeigt sich das Zusammenwirken 
zwischen Schrift und Ritual1435 sowie die in den Willküren aufgerufene spezi-
fische Art von Normativität, die sich den Rechtsgewohnheiten annäherte. Das 
Bauerrecht erhielt durch öffentliche Akte seine Legitimität. Schriftliche, gesetzte 
Bauerrechte bedurften der Einbettung in symbolische Kommunikationsakte; die 
Schrift musste durch das Ritual erst autorisiert werden. Der Umgang mit den 
Bauerrechten in symbolischen Kommunikationsakten wird in den Schilderun-
gen der Bauerrichter in den Berichten der Amtleute aus dem Jahre 17211436 und 
in den Bauerrechten selbst deutlich. Zwei Praktiken ließen sich herausarbeiten: 
der Eid bzw. die Verbindung bei der Willkürerstellung und die Übergabe des 
Bauerrechts bei der Wahl des neuen gemeindlichen Amtsträgers. 
4.1.1 Eid und Verbindung bei der Willkürerstellung 
Zunächst sei auf den Akt der Willkürerstellung eingegangen, der sich als Eides-
leistung oder zumindest Verbindung der Beteiligten erweist. Bei Aufrichtung des 
1434 Hildbrand, Der Prozeß des Klosters Allerheiligen, S. 110; Dartmann, Schrift im Ritual, S. 170, 203 
f.; Dartmann/Keller, Inszenierungen von Ordnung und Konsens, S. 202; Teuscher, Kompilation 
und Mündlichkeit, S. 296.
1435 Im allgemeinen zum Zusammenspiel von Schrift und symbolischer Praxis: Stollberg-Rilinger, Sym-
bolische Kommunikation in der Vormoderne, S. 515.
1436 StaA Rep. 4 B V b 8 Die auf fürstlichen Befehl von den Ämtern eingesandten Bauerrechte und Bau-
errollen nebst den Berichten der Amtleute, wieweit dieselben beobachtet werden. Vol. I: 1721; Vol. II: 
1721-1733. 
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Bauerrechts in Riepe wurde besonders aufschlussreich in den Statuten folgendes 
berichtet: 
„Diseß ist also einhellich mit außsprechenden Munde und handt-
langender Truwe bewilliget und angenommen, und zu merder der 
wahrheit Befenstung haben sie es mit eigener Hande und Marcken 
unterzeigent.“1437 
Die „Truwe“ war der Eid, das öffentliche Versprechen, das man einander leiste-
te.1438 Um eine Willkür zu erstellen, wurde in Riepe demnach durch mündliches 
Versprechen und mit Gesten ein Eid geschworen. Auch bei einer Änderung des 
Bauerrechts versprachen sich die Verwillkürenden von Riepe, dass sie die Willkür 
einhalten wollten: „Heut den 28. Aprilis dieses 1638 Jahres haben die semptlei-
che interessenten inn Riepen de novo dieses willkor autentisiret unt confirmiret 
stricte zu halten“1439. Ein „unter Gleichen geschlossener Schwurverband, dem 
kraft der eingegangenen eidlichen Verbindung die Befugnis zur Regelung seiner 
eigenen Angelegenheiten“1440 zustand, wurde von den Schwörenden gebildet. In 
anderen Bauerrechten wurde der Eid nicht so deutlich erwähnt, aber es wurde ge-
schildert, dass man sich zur Erstellung der Willkür miteinander verband und im 
Konsens das Recht beliebte: Ein Bauerrecht wurde „eigenhändig bekräfftiget“1441, 
also wahrscheinlich unterschrieben, man „verbindet“1442 sich dazu, die Willkür 
wurde „einhellich miteinander beslosen“1443 die Verantwortlichen hatten „sick 
miteinander vorbonden“1444 oder wurden „sämptlich eins“1445,  eine „versam-
lungh“ wurde „angestellet, und mitt einbahrigem Consent und vulborth nach-
1437 Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. 96. 
1438 Die „Truwe“, d.h. also das öffentliche Versprechen, der Eid, bezeichnete in Ostfriesland auch ein ohne 
Beteiligung der Kirche abgeschlossenes Verlöbnis innerhalb der Familie, das durch den Beischlaf, die 
consummatio carnalis, besiegelt wurde und rechtlich einklagbar war (Schilling, Frühneuzeitliche For-
mierung und Disziplinierung, S. 202).
1439 Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. 96. 
1440 Weitzel, Die Konstituierung der Gemeinde aus der Rechtstheorie, S. 171: So Jürgen Weitzel für die 
Stadt- und Landgemeinden in Norditalien, Nordfrankreich, Flandern oder im Reich. 
1441 Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. 110. 
1442 Ebd., S. 15. 
1443 Ebd., S. 134.
1444 Ebd., S. 135.
1445 Ebd., S. 90. 
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folgende puncten gestellet, beleevet1446 und bewilliget worden“1447, die Artikel 
wurden „des sämptlicke gemeine des Carspels Victorbur Aldus einhellich ange-
nahmen und beleevet vor se ehre arven und nakömlingen thon ewigen dagen ste-
de und vast tho achtervolgen, Jedoch hoger landes Obericheit hochgerechticheitt 
und jurisdictie vörbeholden [...].“1448 Der Amtmann von Emden konnte 1735 
berichten, dass ein Bauerecht ein „Vergleich“ der Eingesessenen war.1449 
Die Einhaltung der aufgerichteten Willkür wurde also zumindest förmlich ver-
sprochen, man verglich sich dazu. Der Eid oder die versprochene Verbindung, 
die in einem öffentlichen Akt auf einer Gemeindeversammlung zustande kam, 
dienten demnach dazu, eine normative Ordnung, die Willkür, herzustellen.1450 
Die Geltung wurde noch dadurch gestützt, dass der Eid generell eine Zwangs-
gewalt besaß, die weltliche Geschäfte zu einer Frage des Seelenheils machte und 
damit transzendental verankerte.1451 Die beeidigten Statuten unterstanden da-
mit der göttlichen Kontroll- und Sanktionsinstanz, und unbotmäßiges Verhalten 
fiel „unter das Verdikt des Meineids und der Sünde.“1452 Alle Verwillkürenden 
wurden demnach auf die Willkür verpflichtet. Seeber formuliert dies für Olden-
burg folgendermaßen: „Die bauerschaftliche Willkür ist danach das Gelöbnis der 
versammelten Bauerschaft, ihre bauerschaftlichen Interessen gemäß selbstgesetz-
ter Vereinbarungen einschließlich Rechtsfolgen zu regeln und im Konfliktfalle 
mittels der eigenen Organe durchzusetzen.“1453 Die Verbindung oder der Eid 
verpflichtete den Erbringer zum Einsatz der gesamten Persönlichkeit und seines 
Vermögens, um das Beschlossene zu garantieren.1454 Die Gemeindegenossen ver-
pflichteten sich zu einem bestimmten Verhalten, also zur Befolgung vereinbarter 
1446 TenDoornkaat-Koolman, Wörterbuch der ostfriesischen Sprache, 1. Bd., S. 139 f.: „Beleeven“ oder 
„belefen“ bedeutet „belieben“, „wählen“. 
1447 Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. 93. 
1448 Ebd., S. 94. 
1449 StaA Rep. 241 B 13 Amtsbeschreibung von Emden, von Amtmann Dr. J. G. Wenkebach 1735, Fol. 
15. 
1450 Weitzel, Die Konstituierung der Gemeinde aus der Rechtstheorie, S. 171 ff., 176.  
1451 Holenstein, Die Symbolik des Rechts in Herrschaftsbeziehungen, S. 94 f.
1452 Ebd., S. 95.
1453 Seeber, Die Oldenburger Bauerbriefe, S. 28. 
1454 Für den Eid: Weitzel, Die Konstituierung der Gemeinde aus der Rechtstheorie, S. 171. 
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Regeln und unterwarfen sich den in der Willkür festgesetzen Rechtsfolgen.1455 
Auch die gemeindlichen Amtsträger, die aus den Reihen der sich verbindenden 
Gemeindegenossen kamen, wurden so zur Einhaltung der Willkür verpflichtet. 
Sie hatten ihre Einhaltung zu überwachen und sich an die Anweisungen der Will-
kür über ihre Amtsbedienung1456 zu halten. Sie konnten zusätzlich auch noch in 
den Willküren selbst auf Gott und die Gemeinde verpflichtet werden und die 
Einhaltung der Willkür, für die sie sorgten, konnte auf diese Weise auch noch 
einmal schriftlich transzendental gesichert werden.1457 Damit waren die Amts-
träger der Willkür und so auch der Gemeinde und Gott verpflichtet, aber nicht 
dem Landesherrn. 
In diese Verpflichtung des Bauerrichters auf die Willkür unter der Kontrolle 
der Gemeinde versuchte die Landesherrschaft aber einzugreifen, als sie Bauer-
richter zu einer Vereidigung vor landesherrlichen Beamten verpflichten wollte.1458 
Diese landesherrliche Forderung fand in zwei Bauerrechte Eingang, wurde aber 
in Westerende – im Jahre 1720 – allerdings nur in einem Jahr in die Praxis um-
gesetzt.1459 Für Middels-Westerloog wurde dieser 1721 geforderte Eid vor den 
landesherrlichen Beamten später auch nicht mehr erwähnt.1460 Er konnte sich 
also insgesamt nicht durchsetzen. 
Schon in den Bauerrechten selbst waren schriftliche Rechtsetzungen legitimiert 
worden. Die Verfasser begründeten die Erstellung einer schriftlichen Willkür da-
mit, dass sie Konflikte schlichten und für das Gemeinwohl sorgen wollten. Der 
Eid und die Verbindung zur Einsetzung des Bauerrechts zeigen aber zudem deut-
lich, dass sich die von allen anerkannte legitime Geltung des schriftlichen Bauer-
rechts nicht nur durch die Sorge um den „gemeinen Nutzen“ oder die mögliche 
Lösung vorgefallener Konflikte herstellen ließ. Seine Geltung erhielt das Recht 
1455 Willoweit, Kommunale Genossenschaft, S. 405; Ebel, Geschichte der Gesetzgebung, S. 53. 
1456 Vorschriften über die Amtsbedienung in den Willküren: Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. 24, 54, 
61, 64, 92, 94, 95 f., 97 f., 99 f., 101, 102 f., 114, 116, 138, 142. 
1457 Ebel, Ostfriesiche Bauerrechte, S. 49; sinngemäß auch: Ebd., S. 63.
1458 Ebd., S. 92, 114.
1459 Ebel, Das Ende des friesischen Rechts, S. 54: So berichtet der Amtmann von Aurich 1780 über die 
Praktiken in Westerende. 
1460 Ebd., S. 59-65.
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vielmehr auch durch den Akt der Verwillkürung, durch die Verbindung der Per-
sonen, die sich auf die Bewahrung, Weitergabe und Befolgung des Bauerrechts 
verpflichteten. Verbindlich und geltend wurde das Bauerrecht offenbar erst durch 
den Vollzug im öffentlichen, vor allem vor der Realgemeinde stattfindenden Akt. 
Der schriftliche Text und die Begründungen in diesem Text reichten alleine nicht 
aus.1461
4.1.2 Jährliches Ritual: Willkürübergabe bei der Wahl –  
am Beispiel der Gemeinde Völlen
Neben solch einer Verbindung der Willkürsetzenden bei der Willkürerstellung 
spielte das Bauerrecht auch in einer weiteren gemeindlichen Praxis eine Rolle. 
Das schriftliche Bauerrecht wurde mit dem Amtswechsel an den nächsten ge-
wählten Bauerrichter oder Schüttemeister weitergegeben. Der neue Bauerrichter 
bewahrte in der Folge dieses und andere Schriftstücke auf.1462 Diese Übergabe 
der Schriftstücke geschah während der meist jährlich durchgeführten Gemeinde-
versammlung, bei der auch der neue Bauerrichter gewählt oder nach der Reihe 
bestimmt wurde und der alte Bauerrichter anhand des „Meentebuches“ seine 
Rechnung abgelegt hatte.1463 Das so beschriebene schriftliche Bauerrecht war also 
1461 Ebel, Geschichte der Gesetzgebung, S. 24: Zur „Höchstpersönlichkeit“ solcher Satzungen.  
1462 StaA Rep. 4 B V b 8 Die auf fürstlichen Befehl von den Ämtern eingesandten Bauerrechte und Bau-
errollen nebst den Berichten der Amtleute, wieweit dieselben beobachtet werden, Vol. II: 1721-1733, 
fol. 82. 
 Koolman, Gemeinde und Amt, S. 38 f., 101-107; Ebel, Ostfriesiche Bauerrechte, S. 129: Nur in 
größeren Kirchspielen, wie in den Flecken Leer und Weener wurden alle Schriftstücke in einer „Kar-
kenkiste“ gesammelt, die sich in der Pastorei befand. Aus ihr bekamen die gemeindlichen Amtsträger 
die für ihr Amt erforderlichen Schriftstücke ausgehändigt. Dahin sollten sie auch zurückgehen. 
1463 Erwähnung der Rechnungslegung: Ebel, Ostfriesiche Bauerrechte, S. 14, 22, 34, 36, 49, 50, 55, 56, 
63, 64, 70, 77, 78, 84 f., 98, 100, 108, 120, 129, 137; Koolman, Gemeinde und Amt, S. 76. 
 Rechnungslegung und Neuwahl bzw. Umgang des Bauerrichteramts fanden in einer einzigen Ver-
sammlung statt. Hier neben den zahlreichen Erwähnungen nur zum Beispiel: Ebel, Ostfriesische 
Bauerrechte, S. 34, 84 f., 94, 169; Koolman, Gemeinde und Amt, S. 76; StaA Rep. 5 421 Sammlung 
geltender Rechte und Gewohnheiten (ältere Schriftstücke und Abschriften älterer Schriftstücke), Amt 
Emden 1780, 1792-1793, fol. 75´; StaA Rep. 138 I 2195 In Sachen Kirchenvogts zu Weener E. Gro-
eneveld contra H. Siebem et cons. Kirchvogtswahl u. Ablegung der Kirchen=Rechnung betr., Weener, 
1705; StaA Rep. 4 B IV d 132 Streit zwischen Ausmiener Hinrichsen und Vogt zu Larrelt mit den 
dortigen Schüttemeistern, betr. Teilnahme an der Gemeinderechnung (Ausschließung der fürstlichen 
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in einen „Akt öffentlicher Kommunikation“, nämlich in die Amtsübergabe auf 
der meist jährlich stattfindenden zentralen Gemeindeversammlung, eingebun-
den1464, auf der auch die Rechnungslegung des Bauerrichters geschah: 
„Nach Verfließung eines jeden Jahres sollen die Schüttemeister die gan-
ze gemeinde nach alter Gewohnheit beieinander bescheiden, vor welche 
dieselbe alsdan ihrer ganzen Verwaltung halber von Empfang und Aus-
gabe Rechnung thun und ablegen, und sich hingegen von und durch 
besagten Gemeine gebührlich quitiren laßen, auch alsdan bei dieser Ver-
sammlung von Gemeine an der abgehenden Schüttmeister Stelle wiede-
rumb neue Schüttemeister bestellet werden.“1465 
Die Wahl oder Einsetzung des nächsten Gemeindebeamten nach der Reihe 
und damit die Übergabe des Bauerrechts fand an bestimmten Terminen statt1466, 
in der Bauerschaft Osterloog geschah diese Gemeindeamtsweitergabe und die 
Überreichung des Bauerrechts an Fastnacht, in der Bauerschaft Ogenbargen an 
Michaelis.1467
Der genaue Verlauf einer solchen Gemeindebeamtenwahl, der Übergabe des 
Bauerrechts und der in diesem Zusammenhang stattfindenden Festlichkeiten ist 
in den Quellen kaum als Ganzes zu ermitteln. Mit dem Fund der Schützenrolle 
von Völlen, die aufgrund einer in ihr zu findenden landesherrlichen Bestätigung 
Bedienten bei Einziehung der Meentegelder zu Larrelt) 1743-1744, fol. 7, 9, 11, 13-15 (Larrelt, Su-
urhusen, Twixlum, Hinte).
 Quellen zeigen auch, dass die Neuwahl und die Übergabe des Bauerrechts gleichzeitig stattfanden: 
Ebel, Das Ende des friesischen Rechts, S. 53; Koolman, Gemeinde und Amt, S. 32, Fußnote 18, S. 
38 f., Fußnote 22.
 Auch die gewählten Armenvorsteher und Kirchvögte legten einmal im Jahr die Rechnung ab. Der Ar-
menvorsteher besaß auch ein Armenbuch, mit dem er die Rechnung durchführte. (Ebel, Ostfriesische 
Bauerrechte, S. 49, 63; Sprengler-Ruppenthal, Grafschaft Ostfriesland, S. 691, Fußnote 72).
1464 Dartmann, Schrift im Ritual, S. 172: Für die Bedeutung der schriftlichen Statutenbücher im Kom-
munikationszusammenhang in der italienischen Stadtkommune im 13. und 14. Jahrhundert führt 
Dartmann vergleichbares aus: „Zugleich blieben jedoch schriftgestützte Vollzüge vielfach in Akte öf-
fentlicher Kommunikation eingebunden“.
1465 Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. 84 f. 
1466 Koolman, Gemeinde und Amt, S. 32. 
1467 StaA Rep. 4 B V b 8 Die auf fürstlichen Befehl von den Ämtern eingesandten Bauerrechte und Bau-
errollen nebst den Berichten der Amtleute, wieweit dieselben beobachtet werden, Vol. II: 1721-1733, 
fol. 47.
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aus dem Jahr 1633 auf das frühe 17. Jahrhundert datiert werden kann, kann 
man jedoch für diese Gemeinde exemplarisch den genauen Verlauf einer Einset-
zung eines neuen Beamten schildern, die im Rahmen eines Schützenfestes, bei 
dem ein silbernes Papageienimitat geschossen wurde, geschah. Dieses Schützen-
fest wurde – etwas abgewandelt – noch im 18. Jahrhundert so durchgeführt.1468 
Die Schützenrolle wurde von Wilhelm Ebel nicht in seine Sammlung der Bau-
errechte übernommen. Sie stellt aber auch eine Willkür mit einem ähnlichen 
Regelungsgegenstand wie die anderen Bauerrechte dar, wenn auch vor allem das 
Schützenfest zur Bestimmung des Schützenkönigs detailliert in seinem Ablauf 
geregelt wurde. Diese Regelungen legten aber auch die Grundsteine für den au-
ßerrituellen Alltag. Weitere Paragraphen sollten das Verhalten der Gildebrüder 
außerhalb dieser Amtsübergabe regeln. Auch die anderen Bauerrechte ordneten 
u.a. die Wahl, trafen Aussagen über die Wahlberechtigten oder legten Normen 
für das Handeln fest.1469  
Es war allgemein üblich, dass Schützen des Mittelalters bis ins 17. Jahrhun-
dert nach einem Papageienimitat schossen.1470 Dieses sogenannte „Papageien-
schießen“ war für die Gemeinden Hinte1471, Weener, Leer und eben Völlen1472 
ein zentrales gemeindliches Fest und erhielt in Völlen eine detaillierte Regelung 
der notwendigen Handlungen zur Amtsübergabe an den neuen Gemeindebeam-
1468 StaA Rep. 4 B IV h 93 Regierung gegen die Schüttmeister zu Völlen (Amt Leer), wegen der sogenann-
ten Schützenrollen zu Leer, Weener und Völlen und der dem Schützenkönig zu verleihenden Immu-
nität von den herrschaftlichen Praestationen 1733-1741, fol. 26-27´, 35-37: Im Jahre 1661 hat Völlen 
seine Rolle noch einmal verbessert, im Jahre 1739 beschwerte sich noch ein Prediger beim Amtsgericht 
über dieses Fest.
1469 Ebd., fol. 14-21´ Schützenrolle von Völlen. 
1470 Schiller/Lübben, Mittelniederdeutsches Wörterbuch, Bd. 3, S. 300.
1471 Aus der Gemeinde Hinte im Amt Emden ist in einem Gerichtsprozess aus den Jahren 1631 bis 1635 
überliefert, dass auf einem bestimmten freien Platz vormals ein Papageienstock gestanden habe, dass 
also zumindest vor der ersten Hälfte des 17. Jahrhunderts das Papageienschießen in Hinte stattfand. 
Auf diesem freien Platze habe man im Dreißigjährigen Krieg auch „das gerichte“, also den Stock für 
die Gerichtstätigkeit oder den Galgen hingestellt. Noch 1631 kam man dort zusammen, um die 
„Heerschawung“, also die Überprüfung der Waffen zu machen. Ob das Papageienschießen in Hinte 
auch 1631 noch stattfand, ist aus der Akte nicht zu ersehen: StaA Rep. 4 B IV d 129 Die Warfsleute 
zu Hinte, insbesondere die Mittragung der zur Wiederherstellung der Hinter Brücke erforderlichen 
Unkosten betr. 1631-1635, fol. 7.
1472 StaA Rep. 4 B IV h 93 Regierung gegen die Schüttmeister zu Völlen (Amt Leer), wegen der soge-
nannten Schützenrollen zu Leer, Weener und Völlen und der dem Schützenkönig zu verleihenden 
Immunität von den herrschaftlichen Praestationen 1733-1741, fol. 2-3, 23-24, 41-42.
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ten oder König, die in einer Schützenrolle von den Gildebrüdern festgelegt und 
verschriftlicht wurde.1473 Mit dem Papageienschießen wurde der Schützenkönig, 
also ein neuer Gemeindebeamter ermittelt. Genau wie alle anderen gemeindli-
chen Amtsträger war er von gerichtsherrlichen Lasten an den Landesherrn be-
freit.1474 Er war für ein freundliches Miteinander untereinander zuständig, hatte 
den guten Zustand der Waffen, die Wehrtüchtigkeit der Gemeinde und den ge-
regelten Umgang mit den Waffen zu überwachen.1475 Der erste Artikel weist auf 
diese Aufgaben der gesamten  Schützengilde und des Schützenkönigs schon hin: 
„Als nun dißer Gemente de gilde hintingesettet up dat wy nachtans muß 
beyeinander kohmen des jahrs undt mit ein ander freundtlick tholeuen undt 
unse Gewehr tho rusten tho unser gnedigen Herrn besten, So hebben wy 
diese rullen in gesettet up dat wy danach, de wy leuen und staruen morthen, 
mochten by einander kohmen, tho einer Vermehrung brooderlicke beeste.“1476 
Hier begegnet man also einer weiteren Form der Gemeinde, die andere Ge-
meindeformen wie die Pfarrgemeinde oder die übliche Allmende- und Bauer-
schaftsgemeinde überlagerte.
Zunächst sollten sich die Gildemitglieder in Völlen einmal im Jahr versam-
meln, um ihr Gewehr zu richten. Wer in die Gilde aufgenommen und Schüt-
zenkönig und damit Gemeindebeamter werden wollte, musste eine bestimmte 
Menge Bier abgeben, damit u.a. dieses Bier bei den anstehenden Feierlichkeiten 
vertrunken werden konnte. An Pfingstmontag sollte jeder Gildebruder zu Hause 
bleiben und man sollte den silbernen Papageien auf einem Stock aufrichten. Die 
Gildemitglieder versammelten sich unter dem Papageienstock, um zunächst ein-
mal bei den drei extra ausgewiesenen bevorrechtigten Schüssen des abtretenden 
Schützenkönigs auf den Papageien anwesend zu sein. Dann begann das eigent-
liche Schießen, mit dem der neue „Köeningk“ ermittelt wurde. Während des 
1473 StaA Rep. 4 B IV h 93 Regierung gegen die Schüttmeister zu Völlen (Amt Leer), wegen der soge-
nannten Schützenrollen zu Leer, Weener und Völlen und der dem Schützenkönig zu verleihenden 
Immunität von den herrschaftlichen Praestationen 1733-1741, fol. 14-21´ Schützenrolle von Völlen.
1474 Ebd., fol. 14-21´ Schützenrolle von Völlen, § 13-15.
1475 Ebd., fol. 8-9´.
1476 Ebd., fol. 14-21´ Schützenrolle von Völlen, § 1.
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Schießens wurde die Schützenrolle verlesen. Alle Schützen sollten sich für das 
Schießen fein gemacht haben:
„Item de gemene schütten willen dat gueth angesehen hebben, dat men 
mit schen geklöuede lohden na den papagaye scheten schall poena ein 
halb Verdup Beer.“1477
Wenn ein Gildemitglied bei der Verlesung, beim dreimaligen Schießen des 
abgehenden Königs oder irgendwann während der „Gilde“, also auch bei dem 
Biervertrinken, fehlte, wurde dieser mit Geld- oder Bierbrüchen bestraft.1478 
Sobald der König feststand, „schoelen se ehren Neyen Köening mit 4½ schaep 
koennicklicker wyse bekennen“, ihn also mit der Übergabe von Geld als König 
anerkennen. Damit der neue König sein Amt ausüben konnte, bzw. den nun zu 
gewährenden Schutz für die „gemeine schütten“ praktizieren konnte, musste er 
sich zu diesem Amt durch ein Mahl bekennen.1479 Der neue König sollte acht 
Tage nach Pfingsten ein Mahl mit Bier, Brot und Butter in seinem Haus ausrich-
ten. Außerdem vertrank man bei dieser Feier auch das von der Gilde eingenom-
mene Bier, das die Gemeindemitglieder als Brüche gezahlt hatten: 
„Wann de Neye Köening schall de gemeine schütten verehren undt beken-
nen mit 4 Tonnen guedt beer, undt brodt undt botter darby, datt schull de 
Köeningk geuen Up Pingsten acht dage tho seinem Hueße, daer schall men 
drincken alle brekebehr undt verfallen beehr, undt bestellen, dat idt dar 
gudt Zidt kahme, dat idt moege klah werden poena ½ ferdup beehrs.“1480
Während der gesamten Dauer der „Gilde“ mussten alle Beteiligten, König und 
Schützen, beeinander bleiben, verließ einer die Versammlung, so wurde er wie-
der mir Bierstrafen belegt. Die Schützen verloren sogar die Mitgliedschaft in der 
Gilde:  
1477 StaA Rep. 4 B IV h 93 Regierung gegen die Schüttmeister zu Völlen (Amt Leer), wegen der sogenann-
ten Schützenrollen zu Leer, Weener und Völlen und der dem Schützenkönig zu verleihenden Immuni-
tät von den herrschaftlichen Praestationen 1733-1741, fol. 14-21´ Schützenrolle von Völlen, § 9. 
1478 Ebd., fol. 14-21´ Schützenrolle von Völlen, § 2, 5, 6, 8, 9, 11, 12, 13.
1479 Ebd., fol. 14-21´ Schützenrolle von Völlen, § 12. 
1480 Ebd., fol. 14-21´ Schützenrolle von Völlen, § 12.
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„Item de Köeningk schall by dem schütten bliven, dewile de gilde düh-
ret von der einen tünnen behrs na der ander beth de gilde wohret poena 
ein tonne beers broecke undt wedderumme schoelen de schütten alle by de 
Köning bliuen, de wile de gilde steit undt wahret, undt geit he uth, schall 
he de gilde verlaren hebben, undt geuen dan eine halve Tonne Beehrs.“1481
Damit war der Schützenkönig nun der Verwalter des Papageienstocks und des 
Papageien, und er war für das „gemeine werck“ zuständig:
„Item de Konigk schall alle jahr den schütten den stock frey und gut 
leuern, dewile Ghl. Grl. Gnd. undt de Edell Herr Dröste de Freyheit 
wehret; undt de gemeine günnet, wegen dat gemeine werck.“1482 
Die weiteren Paragraphen der Schützenrolle regelten die Ausübung des Schüt-
zenamtes und das verlangte Verhalten der Gildebrüder, damit sie Frieden unter-
einander halten konnten.1483 
Auf diese Schützenrolle folgte in dem überlieferten Büchlein der Gemeinde 
Völlen ein von der Gemeinde verfasstes Register der Gildebrüder, die in Zweier-
gruppen als Bürgen füreinander aufgeführt wurden. Die Gildebrüder waren also 
alle diejenigen, die in der Gemeinde genug Besitz und Stellung, also „genochsam 
behuisinge“ dazu hatten:1484
„Item alle jahr schall men de gylde befahlen an de gilde broders, de der 
genochsam behuisinge tho hebben, de scholen beyde dag sein in ehr beer 
brauwen, undt stellen mit flite stole unde beike kamen undt schoelen, 
1481 StaA Rep. 4 B IV h 93 Regierung gegen die Schüttmeister zu Völlen (Amt Leer), wegen der sogenann-
ten Schützenrollen zu Leer, Weener und Völlen und der dem Schützenkönig zu verleihenden Immuni-
tät von den herrschaftlichen Praestationen 1733-1741, fol. 14-21´ Schützenrolle von Völlen, § 13.
1482 Ebd., fol. 14-21´ Schützenrolle von Völlen, § 14.
1483 Ebd., fol. 14.21´ Schützenrolle von Völlen, § 18-30.
1484 Ebd., fol. 14-21´ Schützenrolle von Völlen. Die Schilderung der Feierlichkeiten durch den Prediger 
etwa hundert Jahre später im Jahre 1739 machen deutlich, dass nicht mehr nur die Gildemitglieder 
in die Feierlichkeiten einbezogen wurden, sondern auch die Warfsleute zwar nicht zum eigentlichen 
„Königs-bier“, aber zum sogenannten „Breckbier“ geladen waren. Auf diesem sich an das „Königs-bier“ 
unmittelbar anschließende „Breckbier“ wurden die eingenommenen Bier- und Geldabgaben der Dor-
feinwohner vertrunken. Allerdings waren damit die Warfsleute noch nicht in die Entscheidungen über 
die fälligen Brüchn und über die Nutzung der eingenommenen Gelder oder Bierabgaben einbezogen, 
und insoweit galt für sie wiederum die Aufnahme in die Gemeinschaft nur bedingt (Ebd., fol. 36´).
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undt darbey geschickende dehners, de dar schencken, dat se unverlettet 
sein.“1485
Die Gildegemeinschaft war also eng an die politische Gemeinde Völlens ge-
koppelt. Im Jahre 1661, als die Völlener Ihre Schützenrolle überarbeiteten, fügten 
die Völlener Schützen eine Regelung bezüglich der Erben der ehemals sich zur 
Schützenrolle vereinigten Schützen hinzu. Auch die Warfsleute wurden explizit 
erwähnt. Offenbar musste hier genau geregelt werden, wie die Beteiligung an den 
Schützenaufgaben für diese Gruppen aussehen sollte: 
„Damit auch gute ordnungk und Einchkeit unter uns muege gehalten 
werden, alß haben wir semptliche Eingeseßene der schütten des Kirchs-
pells Völlen unß güdtlichen vereiniget, daß der jungste Erbfolger von einen 
Jedtweden Erbe zu einem wilkunfft oder annehmungk geben soll ein mahl 
für allen ein halbe Tonne bier die andere kindere, so sie sich in unserem 
Kichspell verehelichen werden, sollen nebenst anderen Einkommenden, so 
woll die sich in dieß Kirchspell befreyen alß die heurungkweiße einkom-
men auff [folgendes Wort nicht lesbar, R.T.] eine tonne bier auch eines 
für aller verpflichtet sein zu einer willkunfft oder annemungk dieses alles 
hinführo fest zu halten und unverbruchlich dabey zu bleiben haben wir 
sämptlich dieses eigenhandigk unterschrieben wollen am 6. Junii 1661.
Dito haben die sämptliche Schütten auch voreinbahret, daß es mit 
denen warffleuthen als beschaffen sein soll daß ein Einwohner eines für 
allen zu borger bier geben soll ein ½ verdup bier die Einkomlinge sollen 
duppelt geben.“1486
Der jüngste Erbfolger erbte den Hof und die Beteiligung an der Gilde, die an-
deren Kinder mussten sich, so sie in Völlen verblieben, in die Gilde einkaufen. 
Warfsleute mit weniger Besitz als die mit „genochsam behuisinge“ ausgestatteten 
Eigenerben mussten eine Abgabe leisten, wurden aber offenbar nicht vollständig 
1485 StaA Rep. 4 B IV h 93 Regierung gegen die Schüttmeister zu Völlen (Amt Leer), wegen der sogenann-
ten Schützenrollen zu Leer, Weener und Völlen und der dem Schützenkönig zu verleihenden Immuni-
tät von den herrschaftlichen Praestationen 1733-1741, fol. 14-21´ Schützenrolle von Völlen, § 3.
1486 Ebd., fol. 26-27´. 
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in die Gilde aufgenommen, denn von einer „willkunfft“ oder „annemungk“, also 
einer Aufnahme, ist nicht die Rede. Die ganz fremden Warfsleute, die „Einkom-
linge“, sollten noch höhere Abgaben leisten.1487 Berechtigt waren demnach nur 
die Erben derjenigen Schützen, die die Schützengilde gegründet hatten.
 Eine Beschwerde des Völlener Predigers Theodor Jütting aus dem Jahre 1739 
über das „Königsbier“, also das beschriebene Fest, zeigt, dass noch in der ersten 
Hälfte des 18. Jahrhunderts diese Amtsübergabe in einer allerdings inzwischen 
abgewandelten Form in Völlen durchgeführt wurde. In seiner Beschwerde protes-
tierte der Prediger wütend gegen diese Festivität: 
„Was auf solchen Bierversammlungen vor ein betrübter Mißbrauch 
der so theuren gaben gottes vorgehe, in dehm jederman nicht allein frey-
heit gegeben wird zu allerhand sündlichen, u. einen Christen nicht ge-
ziemenden Lustbarkeiten, sondern auch gelegenheit darzu gnug findet 
die gantze nacht hindurch seinen Lüsten zu dienen, solches ist leichte 
von einen jeden, der des Menschen Verderben erckennet zu ermeßen.“1488 
Der Amtmann von Leer, also die landesherrliche Obrigkeit, reagierte auf die 
Bitte des Predigers um Abschaffung dieser bierseligen Feier nur sehr bedingt: Die 
Feier wurde für den Sonntag nach Pfingsten verboten und sollte stattdessen in 
Maßen an einem Wochentag stattfinden.1489 
Die unterschiedlichen Merkmale dieser Feier und Gemeindeversammlung, die 
in fast allen Gemeinden zugleich Rechnungslegung, Wahlversammlung, Bestä-
tigung des Bauerrechts und das Vertrinken der Brüche war, zeigen, welche Me-
chanismen zur Herstellung und Sicherung von Ordnung im frühneuzeitlichen 
Gemeinwesen und insbesondere des Bauerrechts wichtig waren. Ein Ritual war 
notwendig, also eine Handlungskette, die prinzipiell wiederholbar ist und damit 
ein hohes Maß an Formalisierung aufweist, die aufgrund der Performativität zu-
mindest bei einem der Beteiligten eine Statusveränderung bewirkt und aus dem 
1487 Königlich-Preußische Akademie der Wissenschaften, Deutsches Rechswörterbuch, Sp. 1411: „Ein-
kömmling“ bedeutet Fremder. 
1488 Ebd.,  fol. 36´. 
1489 Ebd., fol. 41-42.
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Handlungskontinuum des Alltags aufgrund von verbalen, optischen oder akusti-
schen Signalen herausgehoben wird.1490 Herausgehoben waren diese Gemeinde-
versammlungen aus dem Alltag, indem sie an einem festgelegten Ort (meist der 
Kirchhof ) nach Glockengeläut stattfanden.1491 Mit den Gemeindeversammlun-
gen wurde in den Bauerrollen für Grimersum aus dem Jahre 1648 und für Eilsum 
aus dem Jahre 1664 das Verbot des Viehweidens auf dem Kirchhof begründet. 
Der Großteil der anderen Ordnungen erwähnt auch immer wieder ausdrücklich 
den Kirchhof und das dort geltende Verbot des Weidens von Vieh. Der Kirchhof 
galt als heiliger Platz, den man vor allem nicht durch weidendes Vieh entwei-
hen durfte.1492 Die Versammlungen wurden entweder, wie erwähnt, durch Glo-
ckengeläut, aber auch durch persönliche Bekanntgabe „an den Türen“1493 oder 
„Klopperey“, d.h. Trommeln1494 angekündigt und fanden an einem bestimmten 
Tag (zum Beispiel Michaelis, Fastnacht) statt. Nur wenn diese Gewohnheiten 
eingehalten wurden, konnten die Gemeindebeschlüsse gültig sein.1495 Die Ge-
meindeeinwohner bzw. Gemeindemitglieder waren verpflichtet, an ihr teilzuneh-
1490 Dartmann, Schrift im Ritual, S. 173.
1491 Bader, Rechtsformen und Schichten, S. 306; Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. 7, 33, 39, 55, 61, 
70, 110: Versammlungen auf dem Kirchhof in: Cirkwehrum, Hamswehrum, Neermoor; auf dem 
Kirchhof oder in der Kirche: Greetsiel; im Kirchhof oder auf der Straße: Grimersum, Eilsum; bei ei-
nem bestimmten Haus: Neue Fehn. In den anderen Kirchspielen wird kein Ort für die Versammlung 
genannt. 
 StaA Rep. 4 B IV h 84 Regierung gegen die Schüttemeister zu Bunde wegen der in der dasigen 
Pastorei in Dorfschaftssachen bisher gehaltenen Zusammenkünfte 1729, fol. 6-7: Die Gemeindever-
sammlung „des dorffes Sachen betreffend“ (fol. 6´) fand in Bunde in der Pastorei statt. Der Pastor zu 
Bunde bat allerdings 1729 darum, dass die Gemeindeversammlung der Interessenten nicht mehr in 
der Pastorei stattfinden sollten, sondern woanders, wo sie nicht stören würden.
1492 Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. 53, 67. Zum Brauch, Gerichtssitzungen im ländlichen Raum mög-
lichst im Freien abzuhalten: Kramer, Die Nachbarschaft, S. 51; Blum, The Internal Structure, S. 553 
f.; Bader, Dorfgenossenschaft und Dorfgemeinde, S. 402 f.
1493 StaA Rep. 138 I 2195 In Sachen Kirchenvogts zu Weener E. Groeneveld contra H. Siebem et cons. 
Kirchvogtswahl u. Ablegung der Kirchen=Rechnung betr., Weener, 1705, fol. 6-7.
1494 StaA Rep. 4 B IV h 93 Regierung gegen die Schüttmeister zu Völlen (Amt Leer), wegen der sogenann-
ten Schützenrollen zu Leer, Weener und Völlen und der dem Schützenkönig zu verleihenden Immuni-
tät von den herrschaftlichen Praestationen 1733-1741, fol. 14-21´: Schützenrolle von Völlen, § 27.
1495 Zwei Gerichtsprozesse vor dem Konsistorium um die Neuwahl eines Pastors und eines Kirchenvogtes 
zeigen die enorme Bedeutung des Wahlortes. Für Kirchvogts- und Pastorenwahl musste diese in der 
Kirche, im Chor stattfinden. Tat sie dies nicht, war die Wahl offenbar anfechtbar (StaA Rep. 138 I 87 
Harm Sassen und Consorten contra Kirchenverwalter Edo Frerichs und Consorten wegen einer Wahl 
zum 2 Pfastorats und der dabei vorgefallenen Unordnung 1735, fol. 81; StaA Rep. 138 I 2057 Eine 
streitige Predigerwahl betr. 1666, Twixlum, fol. 6; StaA Rep. 138 I 1022 Eine streitige Predigerwahl 
betreffend, Hatzum 1702, fol. 15). 
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men. Fernbleiben oder Verspätung galten als Verstöße und wurden mit Brüchen 
geahndet.1496 Sinnliche Elemente, von denen aus den meisten Gemeinden nur 
das Glockengeläut und das Trommeln sowie das gemeinsame Essen und Trinken 
bekannt sind, stellten eine Herausgehobenheit bzw. Feierlichkeit der Versamm-
lung her. Einer performativen Statusveränderung wurden der alte Bauerrichter, 
der neue Bauerrichter und beim Brüchenvertrinken auch die Gemeindemitglie-
der unterzogen, da ihnen ihr Vergehen mit dem Vertrinken ihrer Brüche verzie-
hen und sie erneut in die Gemeinschaft aufgenommen wurden.1497 Der Verlauf 
der Versammlung und des gemeinsamen Mahles bzw. Bierumtrunks war wie in 
Völlen auch in anderen Gemeinden genau festgelegt. Der Verlauf sollte – in einer 
Begrifflichkeit der landesherrlichen Beamten – „sollenn“ sein, also in einer gere-
gelten, rechtmäßigen Form, befolgt werden. Erst dann konnten die Beschlüsse 
der Gemeinde bindend und gültig sein.1498 Konflikte in Holtland und Middels 
zeigen, wie wichtig es war, dass Gemeindebeschlüsse „sollenn“ durchgeführt wur-
den. In beiden vor Gericht verhandelten Prozessen wurde festgestellt, was für ei-
nen Gemeindebeschluss in einer Gemeindeversammlung notwendig war. Damit 
eine konsentierter Entscheidung auch für die Abwesenden oder Protestierende 
gelten konnte, musste laut Ansicht der landesherrlichen Beamten die „sollenne 
Convocation aller membrorum universitatis“ bzw. die „solemnele convocation 
und deliberation vorgegangen, und darüber ein Schluß erfolget“ sein 1499 
 Um in die Kirche, also zum Ort der Wahl, kommen zu können, stritten sich in der Gemeinde Weener 
zum Beispiel zwei Parteien, die unterschiedliche Pastoren erwählen wollten, um den Kirchenschlüssel. 
Eine Gruppe versuchte, seine Herausgabe durch die Gefangennahme von Kühen zu erpressen (StaA 
Rep. 138 I 2195 In Sachen Kirchenvogts zu Weener E. Groeneveld contra H. Siebem et cons. Kir-
chvogtswahl u. Ablegung der Kirchen=Rechnung betr., Weener, 1705, fol. 6-7). Auch eine nur vor 
der eigentlichen Wahl stattgefundene Versammlung im Wirtshaus konnte die danach erfolgte Wahl 
eines Pastors zum Beispiel in Twixlum diskreditieren, so dass von derjenigen Partei im Dorf, die einen 
anderen Pastor bevorzugte, die geschehene Wahl als unstatthaft angegriffen wurde (StaA Rep. 138 I 
2057 Eine streitige Predigerwahl betr. 1666, Twixlum, fol. 6-11).
1496 Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. 7, 33, 39, 55, 61, 70, 74, 98, 99, 102, 110, 113, 115, 136.
1497 Zur Statusveränderung der Gemeindemitglieder durch das Brüchevertrinken siehe Kapitel „III.4.2. Recht-
sprechung: Selbsturteil und Ausgleich für die einen, Fremdurteil und Strafe für die anderen“. 
1498 „Solennitäten“ nannten die Zeitgenossen solche äußerlichen Formen, die für die Rechtmäßigkeit eines 
Aktes notwendig waren (Stollberg-Rilinger, Einleitung, S. 13).
1499 StaA Rep. 5, 2213 Gerd Janssen zu Holtland / Bauerrichter ebd. – Nutzung des gemeinen Heidfeldes 
zum Plaggenhauen, 2. Inst., Beweisverf. In 1. und 2. Inst. 3 Bde. 1762-1765, fol. 4-5; StaA Rep. 103 
III 103 Göcke Meinen zu Middels gegen den dortigen Bauerrichter Folckert Siebels, die gemeine 
Weide betr. 1719-1720, fol. 11.
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Vor jeder Gemeindeversammlung musste die Versammlung formal korrekt an-
gekündigt werden. Es fand entweder Glockengeläut, persönliche Ankündigung 
oder „Klopperey“ statt1500. Vor der Wahl selbst führte man eine Rechnungslegung 
durch. Die Nichteinhaltung der Reihenfolge von Rechnungslegung und darauf-
hin durchzuführender Wahl konnte zu berechtigten Klagen vor der Obrigkeit 
oder wie in einem Fall aus Weener im Jahre 1705 vor dem Konsistorium, das 
für kirchliche Angelegenheiten zuständig war, führen, so dass durch solch eine 
Klage wegen der unkorrekten Form ein unliebsamer Ausgang der Wahl eines 
Kirchvogtes verhindert werden konnte.1501 In einem Konflikt in Hage im Jahre 
1714 wegen einer Pastorenwahl wird deutlich, dass die Rechnungslegung auch 
in formal korrekter Weise vorgehen musste. Es gab eine formal korrekte Sitzord-
nung und eine korrekte Abfolge der Unterschreibenden der Rechnung, die sich 
nach dem Rang der Personen richtete und eingehalten werden musste, damit die 
Rechnungslegung unumstritten galt.1502
Geschlossen wurde die Versammlung durch das gemeinsame Vertrinken der 
eingesammelten Brüchen oder ein allgemein aus der Gemeindekasse finanziertes 
Biertrinken, das auch zum Abschluss von Arbeiten, der Schüttung von Vieh oder 
zu anderen Gelegenheiten als Abschluss üblich war.1503 In manchen Gemeinden 
1500 StaA Rep. 4 B IV h 93 Regierung gegen die Schüttmeister zu Völlen (Amt Leer), wegen der sogenann-
ten Schützenrollen zu Leer, Weener und Völlen und der dem Schützenkönig zu verleihenden Immu-
nität von den herrschaftlichen Praestationen 1733-1741, fol. 14-21´: Schützenrolle von Völlen, § 27, 
fol. 36´; StaA Rep. 138 I 2195 In Sachen Kirchenvogts zu Weener E. Groeneveld contra H. Siebem 
et cons. Kirchvogtswahl u. Ablegung der Kirchen=Rechnung betr., Weener, 1705, fol. 6-7.
1501 Ebd., fol. 4-5.
1502 StaA Rep. 138 I 986 In Sachen Hage contra Hage die Predigerwahl 1714, fol. 22-24.
1503 Die Gemeindeversammlungen, Rechnungslegungen für gemeindliche Beamte, die Einsetzung eines 
neuen Pfarrers, aber auch ein gemeinsames Arbeiten u.a. der gemeindlichen Werke, die Wegeschau, 
größere Reparaturen oder die Schüttung von Vieh fanden ihr Ende im gemeinsamen Biertrinken: 
Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. 6, 34, 40, 84, 98 f., 94, 166, 169; StaA Rep. 103 III, 55 Tho-
mas Dircks gegen die Eingesessenen des Osterloogs zu Middels, sodann Generalprokurator gegen die 
genannten Eingesessenen, den strittigen Ihne Ihnen-Warf und einen Garten betr. 1701-1706, fol. 
137-139; Pauls, Aus dem Pfarrarchive, S. 25; Koolman, Gemeinde und Amt, S. 76; StaA Rep. 103 
III 103 Göcke Meinen zu Middels gegen den dortigen Bauerrichter Folckert Siebels, die gemeine 
Weide betr. 1719-1720, fol. 2; StaA Rep. 102 550 Berend Michels u. Cons.: Ruinierung des Tjücher 
Grashauses (Rumpen) 1740; StaA Rep. 5 421 Sammlung geltender Rechte und Gewohnheiten (ältere 
Schriftstücke und Abschriften älterer Schriftstücke), Amt Emden 1780, 1792-1793, fol. 41´, 67´; 
StaA Rep. 5 413 Sammlung geltender Rechte und Gewohnheiten (ältere Schriftstücke und Abschrif-
ten älterer Schriftstücke), Stadt Emden und Amt Berum, 1780, 1792-1795, fol. 2´ f.; StaA Rep. 4 
B IV h 93 Regierung gegen die Schüttmeister zu Völlen (Amt Leer), wegen der sogenannten Schüt-
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kam auch der letzte „Umgang“, also eine abschließende Wegeschau des abgehen-
den Bauerrichters hinzu.1504 
Demnach war diese einmal im Jahr stattfindende Versammlung ein Ritual, 
also eine Handlungskette, die prinzipiell wiederholbar war und damit ein hohes 
Maß an Formalisierung aufwies. Diese in jeder Gemeinde spezifisch festgelegte 
Form für die zentrale Gemeindeversammlung stellte offenbar eine notwendige 
Bedingung für die Gültigkeit der Wahl, der Übergabe des Bauerrechts und ge-
troffene gemeindliche Entscheidung dar. 
In dieses Ritual war zentral die schriftliche Willkür eingebunden. Sie wurde an 
den neuen Bauerrichter übergeben. Die herausgehobene, feierliche Bedeutung 
dieser Übergabe der schriftlichen Bauerrechte wurde deutlich, als der Kedde von 
Victorbur 1721 zur Abgabe seines Bauerrechts aufgefordert worden war und be-
richtete, dass „die alte Abschrift des Bauerrechts bey ihnen“ als ein „Heiligthum“ 
bezeichnet werde.1505 
zenrollen zu Leer, Weener und Völlen und der dem Schützenkönig zu verleihenden Immunität von 
den herrschaftlichen Praestationen 1733-1741, fol. 14-21´ Schützenrolle von Völlen, § 12; StaA Rep. 
138 I 1371 In Sachen Müller Wilke Eden zum Clöster contra die zur Einnehmung der Kirchenrech-
nung verordnete gewesene Commission wegen Restitution von Zehrungskostenausgaben 1736-1740; 
Marienhafer Kirchenordnung von 1593, in: Die evangelischen Kirchenordnungen des 16. Jahrhun-
derts, S. 691.
 Allgemein zum Gemeindebiertrinken und Mahl auf Gemeindeversammlungen: Kramer, Mahl und Trunk, 
Sp. 155; Schildt, Der Friedensgedanke, S. 204 ff.; Schildt, Bauer, Gemeinde, Nachbarschaft, S. 89 ff. 
1504 Wiemann/Engelmann, Alte Wege, S. 10; Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S.  10, 16, 39, 139. StaA 
Rep. 5 421 Sammlung geltender Rechte und Gewohnheiten (ältere Schriftstücke und Abschriften 
älterer Schriftstücke), Amt Emden 1780, 1792-1793, fol. 33: „Die Brüche, welche beym Schauen der 
Wegen und Straffen eingenommen wird, kann durch die Schauenden verzehrt werden.“ 
 In zwei Kirchspielen sollte die Wegeschau mit Anwesenheit der Gemeinde zweimal im Jahr stattfin-
den: Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. 4, 7. 
 Manchmal sollten die Wege auch alle 8 oder 14 Tage besichtigt werden, ob aber nicht dazu noch eine 
abschließedende Wegeschau des alten Bauerrichters hinzukam, geht aus dem betreffenden Bauerrecht 
nicht hervor (Ebel, Ostfriesiche Bauerrechte, S. 35).
 Meist waren wohl auch an der Wegeschau nur die Interessenten beteiligt, so zum Beispiel in Larrelt: 
StaA Rep. 5 421 Sammlung geltender Rechte und Gewohnheiten (ältere Schriftstücke und Abschrif-
ten älterer Schriftstücke), Amt Emden 1780, 1792-1793, fol. 32´.
 Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. 16, 97, 98, 102, 103, 104, 105: Die Schüttemeister wurden in 
mehreren Bauerrechten darauf hingewiesen, dass sie bei diesem „Umgang“ die eingenommenen Brü-
chen genießen durften und dass sie sich aber einigermaßen nüchtern verhalten sollten.
1505 StaA Rep. 4 B V b 8 Die auf fürstlichen Befehl von den Ämtern eingesandten Bauerrechte und Bau-
errollen nebst den Berichten der Amtleute, wieweit dieselben beobachtet werden. Vol. II: 1721-1733, 
fol. 13a.
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Die schriftliche Willkür musste offenbar vom Bauerrichter durch Aufbewah-
rung und Übernahme des Bauerrechts anerkannt werden, damit beide – Willkür 
und Bauerrichter – im Ritual eine Legitimation erhielten. Einerseits wurde der 
Bauerrichter erst zum Amtsträger, wenn er das Bauerrecht übernommen hatte 
oder die Rolle wie in Völlen verlesen wurde: Er erhielt seine Legitimation aus der 
aufgestellten bzw. tradierten Ordnung. Andererseits war es erforderlich, dass die 
schriftlichen Willküren durch die Übergabe erneut bestätigt, quasi verwillkürt 
wurden, wenn die Amtsperson wechselte.1506 Eine ähnliche Praktik zur Amtsüber-
gabe in einer ländlichen Gesellschaft zeigt das Überreichen des schleswig-holstei-
nischen Dingstocks: „De Dingwall geit üm.“ Dessen Weitergabe fand jedoch 
ohne schriftlichen Text statt. Ebenso wie in Ostfriesland wurde eine Weitergabe 
eines solchen Amtszeichens nur unter Bauern praktiziert, welche ihre Beliebungen 
einmal gemacht hatten. Der Dingstock zeigte den Status des Gemeindebeamten 
und der Bauern, die jene Beliebungen festgelegt hatten.1507 Auch in Ostfriesland 
gibt es Erwähnungen eines bauerrichterlichen Stockes in Middels aus dem Jahre 
1780 und aus Völlen 1733. Der Kirchenvorsteher von Timmel-Westerende trug 
zur Anzeige seines Amtes den Kirchenschlüssel.1508 Neben diesen Anzeichen des 
Bauerrichteramtes wurde auch das Bauerrecht also an den nächsten Bauerrichter 
übergeben. Auf diese Weise gaben sich Bauerrichter und Bauerrecht ihre Geltung 
gegenseitig, allerdings immer auf Grundlage der Gemeindeversammlung, die die 
wichtigste institutionelle Grundlage für legitime Herrschaft von Normen oder 
Bedienten bildete, denn sie beeidete das Bauerrecht und setzte es ein,  wählte 
1506 Ebel äußert sich allgemein zur notwendigen nochmaligen Verwillkürung: Ebel, Geschichte der Ge-
setzgebung, S. 24. Die Weitergabe des Bauerrechts ist zum Beispiel den Ritualen in italienischen Stadt-
kommunen des 13. und 14. Jahrhunderts ähnlich, in denen der Eid auf das Statutenbuch während der 
Versammlung aller Bürger die rechtliche Konstruktion zur Herstellung von Legitimität des kommuna-
len Beamten war und mit der Einbindung des Statutenbuchs auch die Rechtsordnung bestätigt wurde: 
Dartmann, Schrift im Ritual, S. 190-195, 202. 
1507 Köstlin, Verrechtlichung der Volkskultur, S. 121.
1508 Ebel, Das Ende des friesischen  Rechts, S. 54, 62; StaA Rep. 4 B IV h 93 Regierung gegen die Schütt-
meister zu Völlen (Amt Leer), wegen der sogenannten Schützenrollen zu Leer, Weener und Völlen und 
der dem Schützenkönig zu verleihenden Immunität von den herrschaftlichen Praestationen 1733-
1741, fol. 14-21´ Schützenrolle von Völlen; StaA Rep. 5, 2289 Warfsleute zu Timmel-Westende / 
Bauerrichter und Kirchenverwalter ebd. – Belastung hinsichtlich der gemeinen Werke sowie Höhe des 
erlaubten Viehaufschlags auf der gemeinen Weide 2.,3. Inst., Beweisverf. In 1.,2. Inst. 4 Bde. 1767-
1773, Bd. 3, fol. 72.
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den Gemeindebeamten und entschied gemeinsam in wichtigen Angelegenheiten. 
So zeigen Auseinandersetzungen um die Amtsführung der Schüttemeister oder 
Bauerrichter zwischen denselben und der Gemeinde Leer, dass die Gemeinde in 
Sachen wie der Verteilung der landständischen Steuern auf die Gemeindeein-
wohner als Beschlussorgan fungierte und die Gemeindebedienten diese Beschlüs-
se nicht eigenmächtig abändern durften.1509 
Eine ausformulierte schriftliche Rechtsordnung und die darauf beruhenden 
Geltungsansprüche und Kompetenzen waren nicht ausreichend, um Legitimität 
für die bäuerlichen Normen zu erreichen. Symbolische Kommunikation in Form 
von Eid und Übergabe des Bauerrechts an den nächsten Bauerrichter musste die-
se Legitimierungsfunktion übernehmen.1510 Schrift konnte offenbar noch nicht 
allein Legitimität für die Gestaltung der gemeindlichen Belange stiften. Schrift 
erzeugte nicht aus sich heraus ein „Vertrauen der Beteiligten in die Geltung des 
Geschriebenen“1511. Anstatt der heute geltenden symbolischen Aufladung des 
Schriftlichen mussten öffentliche symbolische Interaktionen für die Geltung der 
eingegangenen Verpflichtung sorgen. Die Schriftlichkeit blieb in Bezug auf die 
Bauerrechte vornehmlich auf performative Handlungen in der direkten Interak-
tion bezogen. Damit war Kommunikation durch Schrift verankert „in Raum und 
Zeit“.1512 Die Anwesenheit von Personen an einem bestimmten Ort, zu einer be-
stimmten Zeit war notwendig.1513 Auf diese Weise wurde die Geltung der schrift-
lichen Normen als persönliche Bindung gefasst.1514 Das bedeutete auch, dass die 
Norm im Bauerrecht nicht nur als abstrakte Setzung betrachtet wurde, sondern 
1509 StaA Rep. 4 B IV h 71 Hauptmann Luppe Turnus und Johann Jürgen Amelings als Bevollmächtigte 
der Eingesessenen des Fleckens Leer, gegen Herman Cratzeberg, Meleff Haykes, Berend Joachims, 
Harmen Boelßen, Hinrich Wilcken, Nanne Ibelings, Severin Schröders und Goesen Andreassen we-
gen eigenmächtiger Abänderung des Schatzungsregisters 1679, fol. 12-13.
1510 So auch für die Stadt: Dartmann, Schrift im Ritual, S. 172.
1511 Stollberg-Rilinger, Symbolische Kommunikation in der Vormoderne, S. 515 f.  
1512 Ebd., S. 516. 
1513 Allgemein zur vormodernen Sicherung von Geltung durch symbolische Kommunikation: Stollberg-
Rilinger, Symbolische Kommunikation in der Vormoderne, S. 515 f.; Dartmann, Schrift im Ritual, 
S. 201. 
1514 Allgemein: Stollberg-Rilinger, Symbolische Kommunikation in der Vormoderne, S. 515 f. Für die 
vormoderne Stadt: Dartmann, Schrift im Ritual, S. 201. 
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auch den Charakter einer „persönlichen Bindung“ erhielt.1515 Damit näherte sich 
die bauerrechtliche Norm in ihrer Bedeutung nochmals den anders gearteten 
Normen in Rechtsgewohnheiten, die eng mit der Praxis verbunden waren und 
aus ihr extrahiert wurden. 
Die Praktiken in Ostfriesland legen sogar die Annahme nahe, dass schrift-
liche Verwillkürungen in dieser Übergabepraxis kaum eine andere Bedeutung 
für die Gemeindeinwohner hatten als die mündlichen, rechtsgewohnheitlichen 
„Bauerrechte“, nach denen man sich richtete: Beide wurden in die Übergabe-
praxis eingebaut, die sich so als der wichtigste aktualisierende Konstitutionsmo-
ment der Willkür darstellte.1516 Die Gemeinde Middels gab im Jahre 1720 an, 
dass sie kein schriftliches Bauerrecht hätten, sondern das Bauerrecht, also die 
mündlichen Regeln und das Amt, mündlich von einem zum anderen einmal im 
Jahr weitergäben.1517 Man meinte damit offenbar, dass man die Bewahrung und 
die Kontrolle der Bauerrechte weitergeben würde. Mit dem Wechsel des Bauer-
richteramts, das in den Bauerschaften des Kirchspiels Middels unter den vollen 
und halben Herden weitergegeben wurde, wurde auch das Bauerrecht mündlich 
weitergegeben. Mündlich tradierte Normen und das Bauerrichteramt wurden in 
den Gemeinden somit auch als „Bauerrecht“ bezeichnet. Auch die Bauerrichter 
des Stickhausener Amtes berichteten 1721, dass sie kein schriftliches Bauerrecht 
besäßen, aber sich nach „altem Herkommen“ richteten. Dieses mündliche Her-
kommen der Bauerschaft und anderer Gemeinden wurde, auch ohne dass ein 
schriftliches Bauerrecht vorhanden war, Bauerrecht genannt1518, so zum Beispiel 
1515 Zur Auffassung einer abstrakten Norm als persönliche Bindung aufgrund eines symbolischen Aktes: 
Stollberg-Rilinger, Symbolische Kommunikation in der Vormoderne, S. 516. 
1516 Hinzu kam natürlich auch noch die ritualisierte Verbindung der Gemeindegenossen bei der Erstellung 
der Willkür. Diese lag jedoch oft schon Jahrzehnte zurück und die Geltung solcher Normen musste 
eben laufend aktualisiert werden. Damit solche Normen weiterhin gelten konnten, war die rituelle 
und aktualisierende Übergabepraxis wichtiger als eine rituelle Erstellung der Normen.
1517 StaA Rep. 4 B V b 8 Die auf fürstlichen Befehl von den Ämtern eingesandten Bauerrechte und Bau-
errollen nebst den Berichten der Amtleute, wieweit dieselben beobachtet werden. Vol. II: 1721-1733, 
fol. 47.
1518 StaA Rep. 4 B V b 8 Die auf fürstlichen Befehl von den Ämtern eingesandten Bauerrechte und Bau-
errollen nebst den Berichten der Amtleute, wieweit dieselben beobachtet werden. Vol. I: 1721, fol. 77. 
 Zahlreiche Gemeinden lieferten 1721 kein schriftliches Bauerrecht ab und behaupteten die mündliche 
Tradierung des Herkommens, so die Berichte der Amtleute über die Einsammlung der Bauerrechte 
um 1721: Ebd., Vol. I: 1721, fol. 67 f.; Vol. II: 1721-1733, fol. 5 f.  
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auch in Wiegoldsbur im Jahre 1780, deren Bauern ihr mündliches Bauerrecht 
den landesherrlichen Beamten so schilderten: 
„Zum Bauerrecht wird gerechnet 
a) die Wege zu schauen, die schlecht befunden auszuwinnen und bey 
Wiederspenstigkeit Schutz der hohen Obrigkeit zu suchen. 
b) Diejenigen, welche bey angesagten Zusammenkünften oder Versam-
lungen, es sye, um etwas gemeinschaftlich zu arbeiten, oder in sonstigen 
nöthigen fällen, ausbleiben, zu pfänden und zwar das erste mahl um 1 
Schilling, und hernach immer doppelt, falls jemand nicht Gehör geben 
will.“1519 
Dass nicht unbedingt ein schriftliches Bauerrecht im Mittelpunkt der Amts-
übergabe stehen musste, sondern es auch ein mündliches rein Symbolisches sein 
konnte, zeigt nicht nur die Übergabepraxis in Gemeinden, in denen schriftliche 
Bauerrechte gänzlich fehlten. Manchmal war die Schrift offenbar auch verloren 
gegangen.1520 Zum Beispiel meldete der Amtmann von Stickhausen im Bericht 
für das Provinzialgesetzbuch im Jahre 1780, dass die noch bekannte Ordnung 
 Besonders eindrücklich zeigt eine Gleichsetzung der schriftlichen Willkür und des mündlichen Her-
kommens die durch die preußische Landesherrschaft initiierte Befragung der Gemeinden über ihre 
Willküren, Rechte und Gewohnheiten im Jahre 1780 anlässlich der Sammlung für ein Provinzialge-
setzbuch für Ostfriesland im Rahmen der Erstellung des Preußischen Allgemeinen Landrechts. In der 
im Vergleich mit den anderen Ämtern besonders reichhaltigen Sammlung für das Amt Aurich wurden 
die Gemeinden als erstes gefragt, ob sie ein schriftliches Bauerrecht hätten. Der Großteil der Gemein-
den besaß kein schriftliches Bauerrecht, und sie anworteten, dass sie sich nach Gewohnheiten, nach 
„mündlicher Tradition“ oder Herkommen richten würden. (StaA Rep. 5 416 Sammlung geltender 
Rechte und Gewohnheiten (ältere Schriftstücke und Abschriften älterer Schriftstücke), Amt Aurich, 
Bd. 1, 1780, 1792, 1796-1804, fol. 76, 78 ´, 79). Außerdem bezeichneten sie die mündlich tradierten 
Gewohnheiten selbstverständlich genau wie die schriftlichen Willküren als „Bauerrecht“. Nur in einer 
Gemeinde wurde gesagt, dass man über das Bauerrecht keine Angaben machen könne, weil man eben 
kein schriftliches Bauerrecht habe (Ebd., fol. 52).
1519 Ebd., fol. 47 f. 
1520 In fünf Gemeinden des Amtes Aurich 1780 fanden die Bauern das schriftliche Bauerrecht gerade nicht 
wieder, es war verbrannt oder man wollte es nicht herausgeben, aber ihm wurde noch „nachgelebt“. 
(Ebd., fol. 4, 32, 37, 40, 70).
 Auch im Amt Emden wurde 1792 von der Gemeinde Jemgum behauptet, sie hätten eine Willkür, die-
se läge aber in der Gerichtsregistratur und man könne sie deshalb zur Zeit nicht beibringen. Offenbar 
kannte man die Inhalte auswendig: (StaA Rep. 5 421 Sammlung geltender Rechte und Gewohnheiten 
(ältere Schriftstücke und Abschriften älterer Schriftstücke), Amt Emden 1780, 1792-1793, fol. 9).
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seines Amtes für Detern von 1658 zur Zeit nicht auffindbar sei, weil man nicht 
wisse, bei welchem Interessenten es sich befinde.1521 Ein Bauerrichter aus Detern 
im Jahre 1721 begründete die nicht mögliche Übergabe des schriftlichen Bau-
errechts an die landesherrlichen Beamten damit, dass man bei der Übergabe des 
Bauerrichteramts nicht auf die schriftliche Version angewiesen war: Der vorhe-
rige Bauerrichter habe dieses aus Bosheit weg- oder mitgenommen. Daraus lässt 
sich schließen, dass eigentlich immer der neue Bauerrichter das Bauerrecht zur 
Aufbewahrung übernahm, in diesem Fall dieses in schriftlicher Form aber fehlte, 
aber trotzdem weiterhin galt und seine Garantie vom Bauerrichter übernommen 
worden war.1522 
Für die Übergabepraxis und damit für die Herstellung geltenden Rechts war es 
unerheblich, ob ein schriftlicher Text oder die Rechtsgewohnheiten, das münd-
liche „Bauerrecht“ übergeben wurde. Beide erhielten erst auf diesem Wege ihre 
Geltung. In der alljährlichen Bestätigung der Rechtsordnung in der Bauerrich-
terwahl wurde kein grundsätzlicher Unterschied zwischen diesen beiden Formen 
des Rechts, zwischen dem gesetzten, verwillkürten und dem gefundenen, prakti-
zierten Recht gemacht.
Der Begriff des Bauerrechts bezeichnete so nicht nur die schriftliche Fixie-
rung und Verwillkürung, sondern auch mündliche Rechtsgewohnheiten, also 
„konsentierte Übung“.1523 Beide – das schriftliche Bauerrecht und das münd-
liche Bauerrecht – hatten ähnliche Charakteristika: Das schriftliche Bauerrecht 
war eine beschlossene Verwillkürung, die allerdings auch Rechtsgewohnheiten 
berücksichtigte bzw. auf diese stark angewiesen war. Das mündliche Bauerrecht 
war Rechtsgewohnheit, die aber vor allem von dem Bauerrichter in der Gemein-
deversammlung bestätigt wurde und so auch den Charakter der Verwillkürung 
1521 Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. XII f.; Koolman, Gemeinde und Amt, S. 38 f., Fußnote 22.
1522 StaA Rep. 4 B V b 8 Die auf fürstlichen Befehl von den Ämtern eingesandten Bauerrechte und Bau-
errollen nebst den Berichten der Amtleute, wieweit dieselben beobachtet werden. Vol. II: 1721-1733, 
fol. 82 f.
1523 Schulze, „Gewohnheitsrecht“ und „Rechtsgewohnheiten“, S. 12 f.; Dilcher, Mittelalterliche Rechts-
gewohnheit als methodisch-theoretisches Problem, S. 24 ff., 27, 29 f.
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erhielt. Diese Rechtsgewohnheiten konnten deshalb auch ohne weiteres von ei-
ner solchen Gemeindeversammlung detailliert ausformuliert werden.1524  
In der ostfriesischen Gemeinde wurde so Schrift in die symbolischen Kom-
munikationsformen und die „Notwendigkeit persönlicher Präsenz für die 
Herrschaftspraxis“1525 der Bauern eingebaut, gleichzeitig damit gesetztes Recht 
in die Rechtsgewohnheiten integriert und genauso wie sie behandelt. Es griffen 
dafür schriftliche, mündliche und symbolische Kommunikationsformen inein-
ander.1526 Das schriftliche, verwillkürte oder mündliche, rechtsgewohnheitliche 
Bauerrecht wurde rituell an die Person des gewählten Bauerrichters gebunden. 
Was nun diese Einbettung des schriftlichen Bauerrechts und der Wahl in das 
einmal im Jahr stattfindende Ritual für das Verhältnis von Bauern und unterbäu-
erlichen Schicht bedeutete, soll im Folgenden herausgearbeitet werden.  
4.1.3 Rechtsetzung und Wahl für Bauern und 
die unterbäuerliche Schicht 
In den rituellen Versammlungen wurde eine Tatsache vorausgesetzt, d.h. im Ritu-
al gar nicht explizit thematisiert oder ausdrücklich bestätigt, nämlich die Gruppe 
der Teilnehmer. Durch die laufende Wiederholung wurde diese Gruppe als die 
„natürliche“ Gruppe angenommen, die an den Ritualen teilnahm. So erschien 
die Gruppe dem Ritual als vorgängig, obwohl sie auch durch das Ritual her-
gestellt wurde.1527 Über die vom Ritual angesprochene Gruppe schien nur eine 
konstative Äußerung getätigt zu werden, obwohl gleichsam hinter dem Rücken 
1524 StaA Rep. 5 416 Sammlung geltender Rechte und Gewohnheiten (ältere Schriftstücke und Abschrif-
ten älterer Schriftstücke), Amt Aurich, Bd. 1, 1780, 1792, 1796-1804: Die von den Auricher Ge-
meinden 1780 und 1792 für ein geplantes Provinzialgesetzbuch abgegebenen Beschreibungen ihrer 
Gewohnheiten und „Observanzen“ sind fast genauso detailliert wie die Willküren und behandeln 
dieselben Sachgebiete.  
1525 Stollberg-Rilinger, Symbolische Kommunikation in der Vormoderne, S. 514.
1526 Zur Relevanz der symbolischen Kommunikation speziell in der ländlichen Gesellschaft: Ulbrich, Zeu-
ginnen und Bittstellerinnen, S. 208; Suter, Informations- und Kommunikationsweisen, S. 59f.
1527 Allgemein zur Bedeutungsgenerierung neben der eigentlichen performativen Statusveränderung von 
Ritualen: Martschukat/Patzold, Geschichtswissenschaft und „performative turn“, S. 8.
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der Akteure eine performative Wirkung1528, die wiederholte Erstellung der Grup-
pe, neben der eigentlichen performativen Statusveränderung (Amtseinsetzung, 
Erstellung und Bestätigung der Bauerrechte) stattfand. Es stellt sich die Frage, 
welche Folgen diese performative Herstellung der vollen Beteiligung bzw. des 
Ausschlusses bestimmter Personen bei Willkürerstellung oder -bestätigung und 
bei der Amtswahl für diese Personen hatte. 
4.1.3.1 Rechtsetzung: Ritual für die einen,  
Verlesung für die anderen
Da unter den Bauerrichtern nur volle, halbe und nur ausnahmsweise viertel Herde 
oder Warfsleute waren, wurde das schriftliche und nicht-schriftliche Bauerrecht 
dementsprechend nur unter diesen Hausleuten mündlich tradiert bzw. schrift-
lich weitergegeben. Auch an der Gemeindeversammlung mit Rechnungslegung 
nahmen – wie erwähnt – mit voller Stimmberechtigung meist nur Hausleute teil. 
Für die Erstellung der Willkür und aller Entscheidungen der Gemeinden galt 
als Grundlage der Konsens aller Gemeindemitglieder. D.h. die Versammlungs-
teilnehmer, die Bauern, mussten sich einig sein und einstimmig über die Willkür 
und über mögliche Rechtsfolgen oder anderes entscheiden.1529 Das Kirchspiel 
Viktorbur schrieb zum Beispiel in ihr Bauerrecht: 
„Demnach vor und nach by den Kedden und erer bedienungh im 
Carspell Victorbur allerhand Mißbruck und Unordnungh ingereten, 
indeme se deels ehrem Ampt tho veell, deels tho weinich gedahn, alß 
ist deßhalven wegen obgemelter gemeinte up undenbenannten dato eine 
1528 Allgemein zur Bedeutungsgenerierung neben der eigentlichen performativen Statusveränderung von Ritu-
alen: Martschukat/Patzold, Geschichtswissenschaft und „performative turn“, S. 4: Konstative Äußerungen 
wären nach John L. Austin, falls es sie tatsächlich gäbe, im Gegensatz zu performativen Äußerungen Aus-
sagen, von denen man annimmt, dass sie nur wahr oder falsch sein können, aber keine Statusveränderung 
bewirken. Die Literatur- und Kulturtheorie erkennt inzwischen diesen Gegensatz zwischen konstativer und 
performativer Handlung nicht mehr als grundlegend an, da auch jede vermeintliche Aussage über „wahr“ 
und „falsch“ eine performative Wirkung haben kann. Unterschieden werden performative Akte nach der 
„Kraft“ der Performativität (Ogrzal, Das performative Gespenst der Performanz, S. 69-72). 
1529 Zur Relevanz des Konsenses bei Wahrheits- und Entscheidungsfindung: Schreiner, Teilhabe, Konsens 
und Autonomie, S. 48, 51; Ebel, Geschichte der Gesetzgebung, S. 22 f.; Blickle, The common People, 
S. 332; Meier/Schreiner, Regimen civitates, S. 18; Lanzinger, So fordert es auch die billigkeit, S. 385.
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versamlungh angestellet, und mitt einbahrigem Consent und vulborth 
nachfolgende puncten gestellet, beleevet und bewilliget worden[...]“1530
Der Konsens stiftete offenbar die Legitimationsgrundlage für Entscheidungen, 
die als der Rechtsgewohnheit gemäß und damit als gerecht galten.1531 Konsens 
galt als Quelle von Recht in der Gemeinde.1532 So konnte der Konsens der Ge-
meindegenossen für Entscheidungen des Bauerrichters notwendig werden. Dies 
galt vornehmlich für die richterliche Tätigkeit des Bauerrichters1533, aber auch 
für Entscheidungen über die Veräußerung oder Verheuerung von Liegenschaf-
ten, bei der Einführung neuer Steuerregister und bei Veränderungen oder Er-
stellung von Statuten. „Die Einung konstituierte faktisch eine von allen Rechts-
genossen getragene und einzuhaltende sowie zu gewährleistende Ordnung.“1534 
Ein Fernbleiben eines Bauern von der Gemeindeversammlung wurde mit hohen 
Rechtsfolgen bestraft1535, weil er in Abwesenheit nicht entscheiden konnte bzw. 
sogar dadurch seine politische Missbilligung ausdrücken konnte. Konsens musste 
durch Teilhabe angezeigt werden1536 und konnte nicht später und vorher gegeben 
1530 Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. 92 f. Der Konsens, die Einhelligkeit oder Einstimmigkeit der Ge-
meindemitglieder wurde in den Bauerrechten oder Beschreibung der Rechtsgewohnheiten immer 
wieder betont: Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. 94: „Diße vorgeschreevene Articulen und puncten 
hebben des sämptlicke gemeine des Carspels Vivtorbur Aldus einhellich angenahmen und beleevet 
vor se ehre arven und nakömlingen thon ewigen dagen stede und vast tho achtervolgen...“ StaA Rep. 
5 421 Sammlung geltender Rechte und Gewohnheiten (ältere Schriftstücke und Abschriften älterer 
Schriftstücke), Amt Emden 1780, 1792-1793, fol. 48: „Herr- und andere Meente-Wegen können nur 
mit Erlaubnis der Schüttemeister und nicht ohne Consens, von den Arbeits und geringen Leuten zum 
Weiden der Schafe benutzt werden, jedoch müssen sie einen tüchtigen gemeinschaftlichen Hirten 
dabey halten.“
1531 Allgemein zum Konsens als Legitimationsgrundlage: Meier/Schreiner, Regimen civitates, S. 18; 
Schreiner, Teilhabe, Konsens und Autonomie, S. 51; Lanzinger, So fordert es auch die billigkeit, S. 
385.
1532 Schreiner, Teilhabe, Konsens und Autonomie, S. 53.
1533 Dazu siehe Kapitel „III.4.3. Rechtsprechung: Selbsturteil und Ausgleich für die einen, Fremdurteil 
und Strafe für die anderen“. 
1534 Für Thüringen: Schildt, Der Friedensgedanke, S. 197.
1535 Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. 7, 33, 39, 55, 61, 70, 74, 98, 99, 102, 110, 113, 115, 136. In 
zwei Bauerrechten findet man aber auch schon die Regelung, dass ein Bauer, wenn er nicht anwesend 
war, den gefassten Beschlüssen im Nachhinein nicht mehr wiedersprechen durfte. Dort ist also die 
Anwesenheit nicht mehr notwendig, um Konsens zu spenden: „[...] und sollen nicht destoweiniger 
watt de anwesende schluten tho achter volgen geholden syn.“ (Ebel, Ostfriesiche Bauerrechte, S. 93; 
sinngemäß auch: Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. 102.)
1536 Schreiner, Teilhabe, Konsens und Autonomie, S. 52.
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werden. Besonders das in der Völlener Schützenrolle ausgesprochene Verbot, das 
Mahl zu verlassen1537, zeigt, dass die Abwesenheit ein konsenssprengender Akt 
war, der Folgen haben musste.1538 
Die Teilnahme am Ritual, an der Gemeindeversammlung zur Amtsübergabe, 
Rechnungslegung und Bauerrechtsübergabe, demonstrierte damit öffentlich den 
Konsens zum Bauerrichter und zur gesetzten Rechtsordnung.1539 Ordnung und 
Konsens mussten immer wieder neu hergestellt werden, d.h. bei jedem neuen 
Bauerrichter wurde das Bauerrecht übergeben. Konsens durch Teilhabe musste 
wiederholt demonstriert werden, denn er war nicht fraglos gegeben. Die Über-
einstimmung des Handelns mit der geschriebenen Ordnung musste sichergestellt 
und öffentlich demonstriert werden. Mit der im Ritual durchgeführten Darstel-
lung des Konsenses aller Gemeindegenossen wurden offene Konflikte während 
der Versammlung vermieden. Wenn es dann doch zum Konflikt kam und man 
sich nicht einig geworden war, so musste der Konsens von Gemeindemitgliedern 
ausnahmsweise wenigstens nachträglich abgegeben werden. So wurde etwa von 
der Gemeinde Osterloog im Jahre 1769 ein Bauerrecht an die Landesherrschaft 
zur Konfirmation abgegeben. Daraufhin fand die Konfirmation im Jahre 1776 
statt und wurde der Gemeinde von der Kanzel verlesen. Allerdings legte ein Ge-
meindemitglied Widerspruch ein, so dass der Auricher Amtsrichter Jhering mit 
seiner endgültigen Einsetzung des Bauerrechts wartete, bis der Streit beigelegt war 
und dieses Gemeindemitglied seine Unterschrift dem Bauerrecht nachträglich 
zugefügt hatte.1540 Der schriftliche Text und die Mehrheit der schon ihre Unter-
schrift geleisteten Gemeindemitglieder ersetzten demnach den Konsens nicht.1541
1537 StaA Rep. 4 B IV h 93 Regierung gegen die Schüttmeister zu Völlen (Amt Leer), wegen der soge-
nannten Schützenrollen zu Leer, Weener und Völlen und der dem Schützenkönig zu verleihenden 
Immunität von den herrschaftlichen Praestationen 1733-1741, § 13.
1538 Schildt, Der Friedensgedanke, S. 202; Blum, The Internal Structure, S. 554. 
1539 Allgemein zur Inszenierung von Konsens durch Teilnahme an Gemeindeversammlungen: Dartmann/
Keller, Inszenierungen von Ordnung und Konsens.
1540 StaA Rep. 5 416 Sammlung geltender Rechte und Gewohnheiten (ältere Schriftstücke und Abschriften 
älterer Schriftstücke), Amt Aurich, Bd. 1, 1780, 1792, 1796-1804, fol. 92. Wilhelm Ebel berücksich-
tigte in seiner Sammlung der Bauerrechte diesen kurzen, aber aufschlussreichen Absatz, der unter das 
Bauerrecht von Middels-Osterloog gesetzt war, leider nicht (Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. 116). 
1541 Wadle, Über Entstehung, Funktion und Geltungsgrund,  S. 515: Wadle weist auf die Ersetzung des 
körperlichen anwesenden Konsenses durch die Schrift hin, die zur stärkeren Betonung des Gebots-
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Der Kontext des Rechnungslegungsrituals machte deutlich, dass das Bauer-
recht nur unter bäuerlichen Gemeindegenossen übergeben wurde. Bei der Über-
gabe waren meistens nur die Gemeindegenossen anwesend bzw. stimmberechtigt. 
Die unterbäuerlichen Schichten konnten das Bauerrecht nicht bestätigen, da sie 
gar nicht an den Entscheidungen teilhatten. Ihr Konsens war nicht vonnöten.1542 
Die Beschreibung des kommunikativen Kontextes der jährlichen Gemeindever-
sammlung, in der das materielle Bauerrecht übergeben wurde, zeigt also, dass 
dieser personelle Kontext auf den Inhalt des Bauerrechts zurückwirkte1543, in-
dem es nur so als Rechtsetzung der Bauern verstehbar wurde. In den Bauerrech-
ten wurde deshalb wahrscheinlich selten festlegt, dass dieser Rechtstext von den 
vollberechtigten Gemeindemitgliedern aufgerichtet und garantiert wurde, aber 
für alle Gemeindeeinwohner gelten sollte.1544 Nur in Oldendorf, Bagband und 
Pilsum wurde recht deutlich eine Gehorsamspflicht aller Eingessenen gegenüber 
den Anordnungen der bäuerlichen Gemeinde festgelegt. Die Oldendorf formu-
lierten dies so:   
„Datt niemandt sich halstarer muthwilliger weise gegen der Gemeind-
te Privilegien und burlike Gerechticheitt uplehnen soll, he sei hoges oder 
niederigs Standes; Poena und Brüche dem Herrn viff Gl. und der Ge-
meindte ein Tonne Biehr.“1545
rechts durch die Rechtsordnung und zur Ablösung des Willkürgedankens führte. Hier ist diese Ten-
denz jedoch noch nicht zu erkennen. 
1542 Schildt, Bauer, Gemeinde, Nachbarschaft, S. 47: Ähnlich zeigt Schildt für die Dorfordnungen in 
Thüringen, dass diese grundsätzlich für alle Bewohner galten, aber sich deren tatsächliche Relevanz in 
Bereichen der Dorfverfassung, wie zum Beispiel den Besuch der Gemeindeversammmlung oder die 
Vielzahl nachbarrechtlicher Normen betreffend, eher überwiegend auf die Nachbarn bezogen, diese 
berechtigten, aber auch verpflichteten.
1543 Zur Wirkung des Kontextes auf den Inhalt von schriftlichen Dokumenten für italienische Stadtkom-
munen des 13. und 14. Jahrhunderts: Dartmann, Schrift im Ritual, S. 171.
1544 Einige Willküren enthielten, wie erwähnt, Hinweise darauf, dass die Interessenten die Willküren er-
stellten. Die Willkürersteller nannten sich Älteste, Interessenten oder Hausleute. Dies wurde aber nicht 
als Norm gesetzt, sondern dies ergibt sich aus den Bauerrechten, weil die Verwillkürenden sich selbst 
bezeichneten (Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. 7, 42, 51, 56, 59, 77, 85, 88, 90, 91, 96, 115 f., 127).
1545 Ebd., S. 88. Sinngemäß auch in der Willkür von Bagband: Reimers, Kirchenvisitation, S. 180. In der 
Rolle von Pilsum wurde ausgeführt, für wen sie gelten sollte, auch hier sieht man die Trennung von 
Gemeinde und anderen: „...daerna sick henferner de Gemeene, und sonderlick Backere, Krämere, 
Kroegere, Schippere, Vorlüeden, Handwercks-Lüeden, ock alle de, so Schaepen vor den gemeenen 
Herrder gedencken tho holden, schicken und richten schoelen...“. (Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, 
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Auch bei der Aufstellung der Willkür im Eid oder in der Verbindung waren 
nur die Eigenerben beteiligt. Sie beschlossen Willküren einhellig, also im Kon-
sens. 
In einer weiteren mündlichen Praxis, in die die Bauerrechte eingebaut waren, 
waren im Gegensatz zu den Teilnehmenden bei der Übergabe und der Verbindung 
meist alle Gemeindeeinwohner einbezogen: Das Bauerrecht wurde verlesen.1546 
In den Bauerrechten wurde festgelegt, dass die Rechte einmal oder mehrmals 
pro Jahr entweder von der Kanzel oder auf der Gemeindeversammlung verlesen 
wurden. Fand die Verlesung auf der Gemeindeversammlung statt, bestätigten die 
berechtigten Bauern die Willkür durch ihre Anwesenheit und ihren vollberech-
tigten Konsens. Die anderen möglicherweise Anwesenden aber hörten sich diese 
Regeln eher nur an, sie waren nicht voll konsensberechtigt.1547 Weitaus häufiger 
sollte das Bauerrecht von der Kanzel verlesen werden und war so an alle Gemein-
deeinwohner und nicht hauptsächlich an die Gemeindemitglieder gerichtet. In 
S. 8 f.). In Visquart, Greetsiel und Pilsum war allgemein von allen Eingesessenen die Rede, die sich an 
die Anweisungen der Schüttemeister halten sollten (Ebd., S. 16).
1546 Dilcher, Mittelalterliche Rechtsgewohnheit als methodisch-theoretisches Problem, S. 60: Dilcher geht 
in seiner Auseinandersetzung mit Rechtsgewohnheiten davon aus, dass in der Stadt des Mittelalters 
und der Frühen Neuzeit die Oralität der Rechtsüberlieferung neben der zunehmenden Verschriftli-
chung lange Zeit noch eine Rolle spielte, deutlich werdend in der Verkündung oder Verlesung städti-
schen Rechts, „oft im Zusammenhang mit der Wiederholung des Bürgereides“. Damit verhält sich das 
dort verwillkürte Recht komplementär zur Rechtsgewohnheit, die orale Umsetzung soll verwillkürtes, 
gesetzes Recht bindend machen und in die Ordnung des gesellschaftlichen Lebens aufnehmen.
1547 Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. 6, 23, 34, 50, 55, 63, 77, 84, 94, 96, 140. In der Rolle von Vis-
quart von 1616 (Ebd., S. 23) wurde jedoch im 18. Jahrhundert die Bemerkung hinzugefügt, dass die-
ses Verlesen nicht mehr geschehe. In 18 Jahren sei die Rolle nur einmal verlesen worden. Dies geschah 
offenbar auch selten im 18. Jahrhundert in Greetsiel (Ebd., S. 34) und nur dann und wann noch in 
Groothusen (Ebd., S. 50) und in Hamswehrum (Ebd., S. 63 f.). 
 Für Strackholt ist das Verlesen noch 1792 bezeugt: StaA Rep. 5 417 Sammlung geltender Rechte und 
Gewohnheiten (ältere Schriftstücke und Abschriften älterer Schriftstücke), Amt Aurich, Bd. 2, 1780, 
1792, 1796-1804, fol. 38, siehe auch Anhang: „VIII.1. Statuten und Berichte über Rechtsgewohnhei-
ten von Warfsleuten aus dem Jahre 1792“: Die Warfsleute beschwerten sich in ihrem Bericht über ihre 
Rechtsgewohnheiten über die Bauern: „Schließlich ersuchen Wir Ew: Wolgebohrener gehorsahmst das 
sie uns bey unsern bisherigen gewohnheitsrechten gütig schützen, wie auch denen zeitigen baurichtern 
befehlen das sie Ihnen die von unsern Predigern Cöler von den hiesige gewohnheitsrechten verfertigte 
und von der gemeine d. 22 oct. Jüngst bey öfentliche Vorlesung bewilligte schrifft einbringen müssen; 
als worin die gemeine berichten Lassen das man den voreiligen punct wegen des aufschlags der Pferde 
für uns alte Warffs leute dem ausspruch der Löbl. Obrigkeit über lassen wolle.“ Mit diesem Ersuchen 
der Warfsleute von Strackholt wird deutlich, dass die Realgemeinde in der Vorlesung die Verschriftli-
chung der Rechtsgewohnheiten bestätigte, aber diese Zusammenfassung für alle Einwohner der Sied-
lung, auch für die Warfsleute, galt. 
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der Kirche nämlich sollten alle anwesend sein.1548 Jeder sollte es kennen und sich 
daran halten können. Mit dem Verlesen ging man davon aus, so viele ländliche 
Bewohner wie möglich zu erreichen. So wurde auch in einem Bauerrecht explizit 
auf dieses Erfordernis hingewiesen: 
„Idt soll ock dese Roll undt Ordnung tweemahl up idt weinigste des 
Jahrs apentlich van der Canzell publiceert werden, daermit niemand 
vorthowenden, dat he hiervan nicht gewehten hebbe.“1549
Dieses Vorgehen erlaubte die Anwendung einer legitimen Rechtsfolge für ei-
nen Rechtsbrecher, denn nur aufgrund des Verlesens war jedem das Bauerrecht 
wortwörtlich bekannt. Man konnte sich mit Unwissenheit nicht von einer Schuld 
freisprechen. Erst mit dem mündlichen Vollzug des feierlichen Sprechaktes wur-
de die rechtliche Konstruktion geschaffen, mit der das Bauerrecht seine Legitimi-
tät bei allen Einwohnern schuf.1550 Insofern wurde hier performativ hergestellt, 
was gesprochen wurde.
Das Verlesen von der Kanzel hatte, wie erwähnt, eine weitere besondere Be-
deutung. Die territorialstaatlichen Gesetze und Verordnung wurden von der 
Kanzel verkündet. Dort sollte das Bauerrecht verkündet werden.1551 Es erhielt 
1548 Das Verlesen von der Kanzel in der Kirche wurde in 8 Bauerrechten erwähnt (Ebel, Ostfriesische 
Bauerrechte, S. 6, 23, 34, 50, 55, 63, 77, 84). Auf der Gemeindeversammlung bei Glockenschlag, vor 
der Gemeinde oder auf dem Kichhof sollte man das Bauerrecht in 3 Gemeinden verlesen lassen (Ebel, 
Ostfriesische Bauerrechte, S. 77, 96, 140). Ein betreffendes Statut aus der Gemeinde Canum besagt, 
dass die Verantwortlichen wählen konnten, ob die Rolle von der Kanzel oder „auf dem Klocken-
schlag“, also auf der Gemeindeversammlung publiziert werden sollte (Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, 
S. 77). In Victorbur wurde die Bauerrolle einmal im Jahr nur den Kedden vom Pastor vorgelesen 
(Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. 94). Auch von der Gemeinde aufgestellte Register für die Erlaub-
nis zur Viehweidung wurden von der Kanzel verlesen (Ebel, Ostfriesische Bauerechte, S. 6).
1549 Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. 34. 
1550 Teuscher, Kompilation und Mündlichkeit, S. 316-329: Die von Teuscher nachgewiesene Oralisierung 
von Weistümern habe auch den Erfordernissen einer Vokalisierung, eines lauten Vorlesens der Texte 
gedient. 
1551 Wiemann, Grundlagen, S. 237 (Osterhusischer Akkord von 1611, S. 212-261): Seit der Festlegung 
im Osterhusischen Akkord sollten obrigkeitliche Anordnungen und Befehle und Ankündigungen von 
Deich- und Sielrichtern sowie anderer Amtspersonen (also wahrschenlich auch der Bauerrichter) auf 
der Kanzel verlesen und als Text an den Kirchentüren angeheftet werden. Dass neben einer Verlesung 
von Anordnungen und Bauerrechten das schriftlichen Bauerrecht oder andere Anordnungen der Bau-
errichter an die Kirchtür geheftet wurden, wird jedoch in den Quellen aus der Praxis nicht erwähnt. 
Auch für die Mandate der landesherrlichen Obrigkeit ist solch eine Anheftung an ein öffentliches Ge-
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damit einen ähnlichen Charakter wie die landesherrlichen Verordnungen. Auch 
die Gemeinden sollten wie die Landstände ihre von der Kanzel zu verlesenden 
Texte zunächst den landesherrlichen Beamten vorzeigen: Der Graf legte im Jahre 
1653 fest, dass alles, was dem Pastor zum Verlesen vorgelegt wurde, vorher von 
den landesherrlichen Beamten überprüft werden sollte.1552 Ob dies tatsächlich 
in den Gemeinden seit 1653 so umgesetzt wurde, ist jedoch fraglich angesicht 
des starken Interesses der Gemeinden an Selbstverwaltung ohne landesherrlichen 
Einfluss. 
Von der Kanzel und bei Anwesenheit der Warfsleute in der Gemeindeversamm-
lung wurde  nicht nur die Realgemeinde angesprochen, sondern auch die Ein-
wohnergemeinde, die das Recht nicht selbst gesetzt hatte. Mit dem Verlesen, das 
als performative Handlung die Geltung des Bauerrechts herstellen sollte, wurde 
auch über Andere Recht gesetzt. Durch den Akt des Verlesens von der Kanzel wur-
de das Bauerrecht zu einem ähnlichen Recht wie landesherrliche Verordnungen. 
Die Gemeindeeinwohner sollten es aufgrund eines ähnlichen Aktes akzeptieren 
und befolgen. Damit rückte das Bauerrecht in der Wahrnehmung der Gemeinde-
einwohner nahe an die obrigkeitlichen Rechtsetzungen heran. Es musste den Ge-
meindeeinwohnern, die es nicht erstellt hatten, als herrschaftliche Verkündung 
erscheinen, mit der die Gemeindemitglieder eine Befolgung verlangten.  Durch 
den Akt des Verlesens vor allen Gemeindeeinwohnern galt das verwillkürte Recht 
so nicht mehr nur für die Gemeindegenossen, die sich selbst dazu verpflichtet 
hatten, sondern lokal für das ganze Gemeindegebiet.1553 Während eine dörfliche 
Willkür eigentlich nur Recht für die sich verwillkürenden Personen setzte, wurde 
dieser persönliche Charakter des selbstgesetzten Rechts und seiner Rechtsfolgen 
bäude übrigens nur ausnahmsweise als besondere Tatsache zum Beispiel im Inventar der Kirchenkiste 
von Weener aus dem Jahre 1605 erwähnt (Koolman, Gemeinde und Amt, S. 103). Allgemein zum 
Verlesen von der Kanzel und der eher einer formellen Verkündung nahekommenden schriftlichen Pu-
blikation: Schildt, Der Friedensgedanke, S. 217; Schmelzeisen, Einleitung, S. 31; Immel, Typologie 
der Gesetzgebung, S. 95. 
1552 StaA Rep. 4 B II x 5 Verordnung des Grafen Enno Ludwig gegen den Missbrauch bei Publikationen 
von der Kanzel. Alles, was den Pastoren zur Vermeldung vorgelegt wird, soll vorher von den Amtleuten 
überprüft werden. 1653.
1553 Zu dem ähnlich sich entwickelten Wandel in der mittelalterlichen Stadt: Ebel, Geschichte der Gesetz-
gebung, S. 54. 
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mit dem Auftauchen von unterbäuerlichen Nachsiedlerschichten und anderer 
Gruppen verändert. Diese waren nicht in die Gemeinde aufgenommen, sie oder 
ihre Vorfahren hatten sich nicht direkt mit dem Recht persönlich verbunden und 
seine Einhaltung versprochen. Die selbstgesetzte Willkür entwickelte sich so zur 
„statuarischen Willkür“, die sich auf den Ort bezog und damit auch für alle Per-
sonen, auch die Nichtberechtigten, am Ort geltend war.1554 Die Willküren – wie 
übrigens auch andere gemeindliche „Resolutionen“ – wurden von den Bauern 
durch Konsens gesetzt, den unterbäuerlichen „Warfsleuten“ aber „vorgesetzt“, 
also befohlen.1555 In einem Ditzumer Statut von 1694 wurde diese Vorsetzung für 
die Warfsleute formuliert: „Von die gemeine ist resolviret, daß [...].“ Daraufhin 
folgten Bestimmungen für die Warfsleute: Ihr Schafbesitz solle vom Poolrich-
ter kontrolliert und wenn nötig beschränkt werden. Wenn sie sich nicht daran 
hielten, sollten die Schafe verkauft werden.1556 Dieser Befehl forderte einseitigen 
Gehorsam und war ohne Beteiligung der zur Befolgung Verpflichteten erstellt 
worden. Er wie auch die anderen Willküren tendierten für die Warfsleute somit 
in Richtung des Normtypus des Rechtsgebots.1557 Wenn jemand in Ostfriesland 
als nicht stimmberechtigt in die Gemeinde aufgenommen wurde, dann wurde 
das Rechtsetzungsorgan, diejenigen, die die Willkür beschlossen, zu einem Ge-
setzgebungsorgan, „das nicht mehr von allen Bürgern gewillkürte, sondern aus 
eigener Machtvollkommenheit beschlossene Statuten erließ.“1558 Mit der Willkür 
wurde von der Gemeinde Recht gesetzt, um Gehorsam zu erringen.1559 Auf diese 
1554 Seeber, Die Oldenburger Bauerbriefe, S. 28. 
1555 Ebd., S. 85. 
1556 StaA Rep. 5 421 Sammlung geltender Rechte und Gewohnheiten (ältere Schriftstücke und Abschrif-
ten älterer Schriftstücke), Amt Emden 1780, 1792-1793, fol. 21 f. 
1557 Ebel, Geschichte der Gesetzgebung, S. 25 f., 54: Ein Rechtsgebot ist eine Rechtsetzung, die  ein Be-
fehls- und Gehorsamsverhältnis zwischen Rechtsetzendem und Rechtsfolgendem voraussetzt.
1558 Weitzel, Die Konstituierung der Gemeinde aus der Rechtstheorie, S. 173 f.: Für die Landgemeinden 
vermutet Weitzel allerdings, dass das Strukturprinzip der gemeindlichen Gleichheit sich länger gehal-
ten hat als in den Städten, da sie weniger zur Ausbildung eines Regimentes neigten, der Regelungsbe-
reich ihrer Willküren weniger ausgedehnt war als der der Städte und dieser auch durch das Landrecht 
in Grenzen gehalten wurde. Insofern stellt die ostfriesische Landgemeinde mit ihren Willküren eine 
Ausnahme dar. 
1559 Ebel, Geschichte der Gesetzgebung, S. 25, 54: So erwähnt Ebel eine parallele Entwicklung für die 
mittelalterliche Stadt. Die in ihnen erstellten Willküren erhielten unversehens immer mehr einen 
Gebots- und Mandatscharakter.
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Weise ähnelte die gemeindliche Willkür einem herrschaftlichen Rechtsgebot: In 
beiden Fällen war der Wille einer Obrigkeit die Quelle des Gesetzes.
Verstärkt wurde diese Auffassung der Willkür als Gebot durch die dem Bau-
errichter oder Schüttemeister zukommenden policeylichen Kompetenzen1560 in 
Bezug auf religiöse Vorschriften wie Versäumen der Predigt, Heiligung des Sonn-
tags1561, ordnungsgemäße Aufnahme Fremder1562, Verstöße gegen Maß und Ge-
wicht, Kontrolle der Bäcker, Krüger, Krämer, Brauer und Tagelöhner1563. Mit die-
sen policeylichen Kompetenzen wurde versucht, mittels des Bauerrichteramtes 
und der Bauerrechte das Arbeiten und Leben der Gemeindeeinwohner umfas-
send zu regeln und eventuelle Verstöße gegen die Regeln zu sanktionieren. Der 
Bauerrichter sollte sich um die allgemeine Wohlfahrt sorgen und Verstöße ge-
gen sie sanktionieren.1564 Über die nicht beteiligten Warfsleute, Handwerker und 
Tagelöhner wurde somit eine „gute Policey“ ausgeübt, die sie selbst nicht beein-
flussen konnten, denn sie hatten keine Satzungsbefugnis. Die policeyliche Auf-
sicht über die Warfsleute ging teilweise so weit, dass die Artikel der Willkür wie 
in Ardorf (1676) fast nur auf die Warfsleute bezogen waren.1565 Die Bemühung 
des „gemeinen Nutzens“ in den Willküren stellte, wie man gesehen hat, solch 
eine policeyliche Kontroll- und Satzungsbefugnis über die gesamte Bevölkerung 
der Siedlung nochmals auf normativer Ebene her. Aber auch in Bezug auf diese 
Norm zeigt sich ihre unterschiedliche Geltung für Eigenerben und Warfsleute. 
Die Eigenerben als Satzungsbefugte nahmen für sich das Recht in Anspruch, in 
den Willküren den „gemeinen Nutzen“ für alle Gemeindeeinwohner definieren 
1560 So für den Einfluss solcher policeylicher Kompetenzen auf die Intensivierung des gebotsrechtlichen 
Charakters von Willküren in der Stadt: Weitzel, Die Konstituierung der Gemeinde aus der Rechts-
theorie, S. 173. 
1561 Zum Beispiel: Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. 38.
1562 Ebd., S. 4, 7, 9, 13, 16, 17, 24 f., 34, 37, 43, 51, 72, 78, 88, 89, 90, 91, 95, 117, 119, 122, 133, 142.
1563 Zur Kontrolle dieser Einwohner und des Handels zum Beispiel: Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. 
18, 39.
1564 Ebel, Geschichte der Gesetzgebung, S. 59. 
1565 Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. 109 f.; Ebel, Das Ende des Friesischen Rechts, S. 53: Die Warfsleu-
te  protestierten spätestens seit 1780 auch gegen die Anwendung dieser Willkür, da sie ihnen die Pfer-
dehaltung ohne „consentierung“ der Hausleute verbot, und die Nutzung der gemeindlichen Gründe 
durch das Mist- und Feuerplaggenhauen oder „Mehen“ und den Tagelohn beschränkte. Erfolg hatten 
die Warfsleute in diesem Fall, denn diese Statuten wurden vom landesherrlichen Amtmann wegen 
dieser Proteste abgelehnt.
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zu können. Dieser gemeinschaftliche Nutzen wurde damit als Ziel der Willkür, 
und auch als Ziel der Erhebung gemeindlicher Lasten1566 dargestellt. Der gemei-
ne Nutzen wurde so der Einwohnergemeinde als Ganzheit zugerechnet und galt 
nicht als die Summe der Einzelinteressen von Gemeindeeinwohnern.1567 Die 
Eigenerben konnten jedes Handeln, das den Willküren widersprach, als eigen-
nützig zurückweisen, obwohl nicht alle Gemeindeeinwohner an der Definition 
des „gemeinen Nutzens“ teilhatten. Die „ehemals dem Gemeinwohl verpflichtete 
Beschlußfassung der Berechtigten“ konnte sich nach Köstlin so leicht „in eine 
am Partikularinteresse der Hufner ausgerichtete Beschlußfassung“ verändern.1568 
Die Willkür machte mit ihren allerdings begrenzteren gemeindlichen Rege-
lungskompetenzen für Angelegenheiten des gemeinsamen Lebens und Arbeitens 
den allgemeinen obrigkeitlichen Policey- und Landesordnungen Konkurrenz.1569 
Angesichts einer geringen landesherrlichen Ausgabe von Landes-, Policey- oder 
Dorfordnungen bis zur Übernahme durch Preußen 1744 führte die Gemeinde 
mit ihren Willküren allerdings wohl die grundlegendsten Regelungen auf ihre 
Weise durch. Deshalb fehlte es auch für viele Belange an einheitlichen Regelun-
gen für das Territorium.1570 Die Landesherrschaft und ihre Beamten verließen 
sich auf die Regelungen der Gemeinden.1571 
1566 Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. 70: Solche gemeindlichen Lasten wurden wiederum an die Norm 
des „gemeinen Nutzens“ gebunden, sie sollten „thom Besten“, zum Besten, verwendet werden: „Je-
doch daß solche Contributiones und Anlagen nicht unnützlich, viel weniger zu überflüßiger Verzeh-
rungskosten, sondern zu der Gemeine Besten angewendet werden“ (Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, 
S. 76). Die Eigenerben beschränkten sich damit selbst in ihrer Verfügungsgewalt über die Gemeinde-
finanzen, vor allem wenn sie das gemeinsame Vertrinken von Gemeindegeldern, an dem meist nur sie 
teilnahmen.
1567 Auch in der deutschen politischen Theorie fasste man bis weit ins 18. Jahrhundert das Gemeinwohl 
als ein homogenes auf und nicht als Resultat widerstreitender (antagonistischer) Partikularinteressen. 
Stollberg-Rilinger, Vormünder des Volkes?, S. 103; Schulze, Vom Gemeinnnutz zum Eigennutz, S. 
591-626; Eberhard,  Der Legitimationsbegriff des „Gemeinen Nutzens“, S. 245. 
1568 Köstlin, Verrechtlichung der Volkskultur, S. 117.
1569 Allgemein zur Policeygesetzgebung von Gemeinden bzw. Intermediatgewalten: Willoweit, Kommu-
nale Genossenschaft, S. 407; Hahn, „Absolustische“ Polizeigesetzgebung, S. 27.
1570 Melchers, Ostfriesland: Preußens atypische Provinz?, S. 459 f.; Möhlmann, Eine Beschreibung Ost-
frieslands aus dem Jahre 1739, S. 177-180. 
1571 Allgemein zu dieser Haltung der Landesherrschaften: Hahn, „Absolutistische“ Polizeigesetzgebung, 
S. 27. 
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Die Willkür in der frühneuzeitlichen Gemeinde war gleichzeitig gesetzte Eini-
gung der Genossen und Gebot über die Warfsleute. Recht wurde einerseits von 
den Bauern für sie selbst gesetzt, andererseits der unterbäuerlichen Schicht mit 
Verlangen nach Gehorsam vorgesetzt, aber immer auch von allen vorgefunden 
und praktiziert in der Rechtsgewohnheit.  
4.1.3.2 Wahl: Vertretungsrepräsentation für die einen,  
Identitätsrepräsentation für die anderen
„Die Repraesentanten der Communen in dem Brockmer Lande wer-
den Kedden, und die Communen Keddschafften, in dem übrigen Teil des 
Amts werden hingegen die Repraesentanten Bauerrichter genannt.“1572
Willkürerstellung bzw. -bestätigung und politische Wahl mit Rechnungsle-
gung fanden einmal im Jahr in der rituellen Versammlung der Gemeinde statt. So 
wie die Beteiligung an der Willkür Auswirkungen auf die Bedeutung der Willkür 
für Bauern und Warfsleute hatte, so bewirkte auch die Einschränkung der Wahl-
beteiligung auf die Bauern ein unterschiedliches Verhältnis der gemeindlichen 
Beamten zu den Bauern oder der unterbäuerlichen Bevölkerung: Die Art der 
Repräsentation des Amtsträgers für die beiden Gruppen war eine andere, wurde 
aber wie im obigen Zitat vom Ende des 18. Jahrhunderts allgemein als „Repra-
esentation“ bezeichnet. 
Am Ritual und damit an der Gemeindebeamtenwahl nahmen meist nur die 
Eigenerben als Konsensberechtigte teil, sie wählten den Bauerrichter und kont-
rollierten die Rechnung des abgehenden Bauerrichters oder Schüttemeisters. Der 
Bauerrichter stand demnach in einer Vertretungsrepräsentation zu den ihn wäh-
lenden Eigenerben. Das Handeln des einzelnen wurde der Gemeinde durch ein 
freies Mandat rechtlich zugeordnet,1573 die politische Kompetenz blieb aber bei 
1572 Ebel, Das Ende des friesischen Rechts, S. 51: So berichtete der Amtsmann von Aurich am 29. August 
1780 über die Rechtsgewohnheiten im Amt Aurich. 
1573 Stollberg-Rilinger, Vormünder des Volkes?, S. 85. Fuhrmann, Amtsbeschwerden, S. 97, 108.
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der Gemeinde,1574 der die wahlberechtigten Hausleute angehörten. Die Gesamt-
heit der wählenden Hausleute behielt eine größere Rechtsmacht als der Bauer-
richter.1575 Die Eigenerben sollten im Konsens die wichtigsten Angelegenheiten 
entscheiden, sie berieten und kontrollierten den Bauerrichter. Wichtig für Ent-
scheidungen war weniger die Meinung des Bauerrichters, sondern die konsensu-
ale Meinung der Realgemeinde. Die Eigenerben konnten auf die Entscheidungs-
ebene des Bauerrichters vor allem durch die Rechnungslegung Einfluss ausüben, 
so dass sie sehr gut kontrollieren konnten, was der einzelne Bauerrichter tat.1576 
Durch die Weitergabe des Bauerrechts unter den Eigenerben, die zum Bauerrich-
teramt wählten und gewählt wurden und die Rechnung kontrollierten, wurde 
symbolisch öffentlich gemacht, dass sie über die politische Vertretung und die 
Rechtsetzung in der Gemeinde bestimmten und diese kontrollierten. Dass viel-
fach in der Gemeinde der Umgang des Amtes nach der Reihe möglich war, zeigt, 
dass es relativ gleichgültig war, welcher der Eigenerben diese Funktion ausübte. 
Jeder Eigenerbe war prinzipiell dazu befähigt, die Gemeinde zu vertreten. Per-
sönliche Kompetenz für das Amt war demnach nicht entscheidend, sondern die 
Zugehörigkeit zur Gruppe der berechtigten Gemeindemitglieder. 
Diese Realgemeinde von Eigenerben mit ihrem Bauerrichter vertrat pars pro 
toto, also mittels einer Identitätsrepräsentation, die anderen Gemeindeeinwoh-
ner1577, wenn die Eigenerben im Ritual oder in einer Gemeindeversammlung 
über einen neuen Bauerrichter und über andere Belange entschieden oder sich 
der Bauerrichter nach dem Bauerrecht und nach gemeindlichen Beschlüssen 
richtete. Das, was ein herausgehobener Teil der Gesamtheit wollte oder tat, war 
1574 Wiemann, Materialien, S. 60 ff.; Hofmann, Repräsentation, S. 301 ff., 316 ff., 328 ff.; Fuhrmann, 
Amtsbeschwerden, S. 82, 108.
1575 Krüger, Die landständische Verfassung, S. 11; Stollberg-Rilinger, Vormünder des Volkes?, S. 85, 
298 und S. 86, Fußnote 34: Dort allgemein zu Vertretungsverhältnissen als Mandatsverhältnissen 
verschiedenster Art und zur zeitgenössischen juristischen Literatur. In diesem Fall wurde jedoch in der 
zeitgenössischen Literatur gerade nicht von Repräsentation gesprochen, obwohl es nach modernem 
Verständnis der Vertretung qua mandat am nächsten kam. 
1576 In wichtigen Entscheidungen sollten die Interessenten um Rat gefragt werden und nicht die Bau-
errichter alles selbst entscheiden, so berichteten die Gemeinden aus dem Amt Emden zum Beispiel 
1792: StaA Rep. 5 421 Sammlung geltender Rechte und Gewohnheiten (ältere Schriftstücke und 
Abschriften älterer Schriftstücke), Amt Emden 1780, 1792-1793, fol. 38-40, 41-42, 43, 44´ f., 45, 
46, 48.
1577 Stollberg-Rilinger, Vormünder des Volkes?, S. 85.
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dabei so anzusehen, als ob es alle wollten oder täten. Ein bestimmter Teil der Ge-
samtheit wurde mit der Gesamtheit selbst identifiziert. Identitätsrepräsentation 
war Repräsentation aus eigenem Recht und nicht aus der Berechtigung durch 
andere, während die Vertretung des Bauerrichters aus der Berechtigung der Eige-
nerben resultierte. Die Gemeindeversammlung erschien als Gesamtversammlung 
der Einwohner. Beschlüsse in der Gemeindeversammlung wurden allen zuge-
rechnet. So war dann die unterbäuerliche Schicht fiktiv auf der Entscheidungs-
ebene der Eigenerben anwesend, obwohl sie in Wirklichkeit abwesend waren. Sie 
wurden ungefragt den Entscheidungen der Eigenerben und „ihres“ gewählten 
Bauerrichters zugerechnet. Die Warfsleute galten so nur als „membra universita-
tis in genere“.1578 Die Beziehung zwischen nicht-berechtigten Einwohnern und 
der Realgemeinde galt selbstverständlich. Eine Wahl oder Kontrolle der Eigener-
ben durch die Warfsleute wie in dem Verhältnis zwischen Bauerrichter und Eige-
nerben war in dieses Repräsentationsverhältnis nicht eingebettet. Eine Kontrolle 
war nur auf rechtsgewohnheitlicher, „inoffizieller“ Ebene oder durch einen Ge-
richtsprozess an landesherrlichen oder landständischen Gerichten möglich. Der 
Ausschluss von der Bauerrichterwahl und der Rechnungslegung zeigte symbo-
lisch an, dass die Warfsleute nicht für die politische Vertretung, die Rechtsetzung 
und die Kontrolle der gemeindlichen Belange zuständig waren. Sie waren nicht 
entscheidungsberechtigt.1579 
4.2  Rechtsprechung: Selbsturteil und Ausgleich für  
die einen, Fremdurteil und Strafe für die anderen
Wie erwähnt hatten die Bauer- bzw. Poolrichter oder Schüttmeister das Recht, 
die gemeindlichen Angelegenheiten zu richten. Diese Niedergerichtsbarkeit war 
1578 StaA Rep. 4 B IV d 129 Die Warfsleute zu Hinte, insbesondere die Mittragung der zur Wiederherstel-
lung der Hinter Brücke erforderlichen Unkosten betr. 1631-1635, fol. 110´: In einer Auseinanderset-
zung zwischen Bauern und unterbäuerlicher Bevölkerung formulierte der Anwalt der Warfsleute den 
Status der Warfsleute in der Gemeinde so.  
1579 Siehe zum widerständigen unterbäuerlichen Umgang mit dieser Konzeption der Repräsentation: Ka-
pitel „IV.2. Konflikte zwischen Bauern und unterbäuerlicher Schicht“.  
III. OSTFRIESLANDS KOMMUNALISTISCHE BÄUERLICHE GEMEINDE 
313
geprägt von Auseinandersetzungen auf dem Gebiet des Nachbarschaftsrechts, wie 
Flurschäden, Allmendestreitigkeiten oder Grenzstreitigkeiten auf der Gaste.1580 
Die bauergerichtliche Entscheidung war an die verwillkürte Satzung gebunden 
und stellte so einen Vollzug der alle Genossen bindenden Bauerschaftsbeschlüs-
se in der Willkür dar.1581 Sie war eine Rechtsanwendung und keine Rechtswei-
sung.1582 Das Urteil nach der Willkür war eine direkte „Gesetzes“-anwendung, 
zu der man sich verpflichtet hatte. Demnach stand die Rechtsgewohnheit, die de 
facto durch Rechtsweisung im Urteil erst ermittelt werden musste, nicht mehr im 
Vordergrund, sobald es willkürliche Vorschriften für einen bestimmten Sachver-
halt gab.1583  
Rechtsetzung und Rechtsprechung lagen für niedergerichtliche Sachen in der 
Hand der Gemeindegenossen.1584 Dadurch, dass der berechtigte Gemeindege-
nosse die Willkür mit den dort angegebenen Rechtsfolgen mit aufgerichtet hatte, 
sprach er, wenn er Willkür und Eid bzw. Verbindung brach, in der Idealvorstel-
lung sein Urteil selbst, also ein bedingtes Selbsturteil.1585 Deshalb waren ein ei-
gentlich gerichtliches Verfahren und eine dem Urteil entsprechende gerichtliche 
Erkenntnis im Idealfall gar nicht nötig.1586 
In der Praxis sah dies jedoch auch für die Gemeindegenossen so aus, dass nur 
bei Offenkundigkeit des zu beurteilenden Sachverhalts und eben bei Vorhan-
densein einer betreffenden Vorschrift auf einen wie immer gearteten Erkennt-
nisvorgang verzichtet werden konnte und der Bauerrichter einfach die in der 
Willkür vorgesehene Rechtsfolge vollzog. Wenn allerdings der Sachverhalt strittig 
war oder keine Vorschrift in der Willkür gesetzt worden war, mussten auch für 
den Gemeindegenossen Erkenntnisverfahren und möglicherweise neues Recht 
1580 Koolman, Gemeinde und Amt, S. 52. Für Thüringen: Schildt, Bauer, Gemeinde, Nachbarschaft, S. 
129.
1581 Seeber, Die Oldenburger Bauerbriefe, S. 110. 
1582 Ebel, Geschichte der Gesetzgebung, S. 21.
1583 Ebel, Geschichte der Gesetzgebung, S. 21. 
1584 Weitzel, Die Konstituierung der Gemeinde aus der Rechtstheorie, S. 164. 
1585 Weitzel, Die Konstituierung der Gemeinde aus der Rechtstheorie, S. 174 f.; Willoweit, Kommunale 
Genossenschaft, S. 405; Ebel, Geschichte der Gesetzgebung, S. 53; Seeber, Die Oldenburger Bauer-
briefe, S. 28. 
1586 Seeber, Die Oldenburger Bauerbriefe, S. 110; Ebel, Die Willkür, S. 62. 
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gesetzt bzw. Rechtsgewohnheiten gefunden werden.1587 Ausdrückliche Verfah-
rensvorschriften für die Verhandlung von Willkürverstößen oder für andere 
Sachverhalte fehlen für die ostfriesischen Landgemeinden. Ihre Behandlung in 
der Gemeindeversammlung hat keinen schriftlichen Niederschlag gefunden.1588 
Sie waren aufgrund der Orientierung am Selbsturteil und aufgrund eines Funkti-
onierens des bauergerichtlichen Urteils wahrscheinlich nicht nötig. Nur über die 
Hinzuziehung von weiteren Personen bei strittigen Fällen kann man in den Bau-
errechten etwas erfahren. Der Bauerrichter war für die Bauern einer der ihrigen, 
mit dem man Konsens unter gleichberechtigten Genossen herstellen konnte und 
der die Exekutionsgewalt nur von ihnen in Vertretung übertragen bekommen 
hatte, so dass im Grunde die Gemeindegenossen über sich selbst entschieden. 
So wurden zu den Schlichtungsverhandlungen oft zwei oder mehr berechtigte, 
allgemeines Vertrauen genießende Nachbarn oder die ganze berechtigte Gemein-
de als Beistand hinzugezogen.1589 In größeren Kirchspielen wie Weener gab es 
mehrere Beamte, die dann zusammen richteten.1590 Dort waren Armenvorsteher 
und Kirchgeschworene genau wie die vornehmsten „Principalen“ an der Ent-
scheidungsfindung der Schüttemeister beteiligt.1591
Vornehmlich die berechtigten Gemeindemitglieder in der Gemeindeversamm-
lung wirkten nach dem Konsensprinzip bei Entscheidungen über rechtliche 
1587 Weitzel, Die Konstituierung der Gemeinde aus der Rechtstheorie, S. 174 f.; Willoweit, Kommunale 
Genossenschaft, S. 405; Ebel, Geschichte der Gesetzgebung, S. 53; Seeber, Die Oldenburger Bauer-
briefe, S. 28. 
1588 Allgemein zum Fehlen von Verfahrensvorschriften des ländlich-gemeindlichen Gerichts: Weitzel, Die 
Konstituierung der Gemeinde aus der Rechtstheorie, S. 174. Ganz anders für die oldenburgischen 
Dorfgerichte, deren Gerichtsverfahren in den Bauerbriefen (Dorfordnungen) beschrieben wurden: 
Seeber, Die Oldenburger Bauerbriefe, S. 103-117.
1589 Koolman, Gemeinde und Amt, S. 52. Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. 97 f., 99 f., 101, 131. In 
einigen Kirchspielen und Bauerschaften wurde explizit darauf hingewiesen, dass das gemeindliche 
Gericht bei Streit in der Gemeinde zunächst entscheiden solle, damit der Schüttemeister bei eigen-
mächtiger Handlungsweise nicht ungerecht wurde. Zusätzlich wurde in diesen Fällen auch garantiert, 
dass man sich an die Obrigkeit wenden konnte, wenn nach solchen Verhandlungen keine Schlichtung 
zustande gekommen war. 
1590 Ebel, Rechtsgeschichte, S. 319; Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. 130: Auch hier trat teilweise die 
Garantie der Obrigkeit hinzu: Sie würde eingreifen, wenn es nach solcher Hinzuziehung immer noch 
keinen Vergleich gegeben habe.
1591 Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. 130: Auch die Armenvorsteher und Kirchgeschworene sollten sich 
bei ihren eigenen Entscheidungen über Rechtsfolgen mit den Schüttemeistern und den Ältesten der 
Gemeinde besprechen.
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Konsequenzen einer Handlung mit, d.h. diese Gruppe richtete damit über sich 
selbst. Ob der Gemeindegenosse, der von Rechtsfolgen bedroht war, tatsächlich 
bei einer Konsensentscheidung der Gemeindegenossen teilnahm oder als „Ange-
klagter“ dann von den Gemeindegenossen separiert wurde, ist nicht mehr nach-
zuweisen, aber auch unerheblich. Der Gemeindegenosse gehörte prinzipiell zu 
dieser Versammlung und entschied über Rechtsfolgen mit, so dass er sich kaum 
einem tatsächlichen Fremdurteil ausgeliefert sah, welches er als Befehl hinneh-
men hätte müssen und das er nicht durch sein eigenes Verhalten direkt hätte 
beeinflussen können. Er hatte die Möglichkeit, die anderen Gemeindemitglieder 
in seinem Sinne zu beeinflussen, sonst hätten sie unangenehme Rechtsfolgen bei 
einem möglichen Rechtsbruch ihrerseits zu spüren bekommen. Eine Trennung 
von Entscheidenden und Entscheidungsempfängern war demnach nicht gänzlich 
durchgeführt. Erst Ende des 18. Jahrhunderts wurde dieses Fehlen des Fremdur-
teils als Nachteil von den Gemeinden wahrgenommen und überhaupt erwähnt, 
als die Gemeinden über ihre Rechtsgewohnheiten und Willküren für die Erstel-
lung eines Provinzialgesetzbuches berichten sollten. Die Gemeindegenossen wür-
den kaum Rechtsfolgen beschließen, weil sie Angst vor der Rache des Bestraften 
hätten.1592 In der Gemeinde Kirchborg und Fahne zeigte sich dies beispielhaft: 
Hier gab es noch nicht einmal einen Bauerrichter, da diese Kommune recht klein 
war. Deshalb baten die Bauern 1780 darum, im Provinzialgesetz festzulegen, dass 
die Kirchborger und Fahnster einen Bauerrichter haben sollten. Sie begründeten 
solch ein Begehren mit der Unordnung der Rechtsfolgen. Es ging dabei um die 
Bestrafung von Viehbesitzern, deren Vieh unrechtmäßig geweidet hatte und die 
sich gegenseitig bestraft hatten. Die in den anderen Gemeinden angedeutete Ten-
denz zur gegenseitig genommenen Rache bzw. einer daraus resultierender Rück-
sichtnahme wurde angesichts des Fehlens eines Bauerrichters besonders deutlich: 
1592 Aus Barstede äußerten sich die Interessenten über das Treffen von Entscheidungen über Rechsfolgen 
durch den Bauerrichter negativ. Rechtsfolgen müssten vom Bauerrichter entschieden werden, „weil 
aber ein Rabe der andere selten das Auge auszuhakken pfleget, so unterblieben sie“ (StaA Rep. 5 416 
Sammlung geltender Rechte und Gewohnheiten (ältere Schriftstücke und Abschriften älterer Schrift-
stücke), Amt Aurich, Bd. 1, 1780, 1792, 1796-1804, fol. 65´). Ähnlich berichteten die Interessenten 
aus Boekzetel, dass die Bauerrichter Rechtsfolgen beschließen dürften, dies unterbliebe jedoch oft 
„wegen zu großer Nachsicht“ (Ebd., fol. 70´). 
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„Diese Unordnung abzuschaffen, wäre allerdings nöthig, bey Errich-
tung des Gesetzbuches, auch dahin zu sehen, daß hier in dieser Commu-
ne, der Baurichter mit Zuziehung derjenigen, die Antheil daran haben, 
derjenigen Leute Pferde, die sie mutwillig weiden, und die Pferde hinein 
bringen, darauf frey lauffen laßen, daß sie hinein kommen sollen, heraus 
holen, und soe zur Commune bestes, jedes mahl mit einen Reichsthaler 
bestraffen. Denn schüttet einer des anderen Pferde auf, und nimmt etwa 
6 Stüber oder was mehr: so suchet derselbe auf Gelegenheit, es sey per fas 
oder nefas, wiederum zu seinem Gelde zu kommen, und dadurch steuet 
sich ein jeder, daß er die in die Meede laufende Pferde aufschütet. Würde 
aber das Geld, nach einem gesetz durch den Bauerrichter zur Straffe zur 
commune bester solchen Leuten abgenommen: so könten sie sich an ih-
ren Nachbarn nicht revanchiren durch Wiederschütten, und auf solche 
weise könnte diese Unordnung oder vielmehr bosheit gehemmt werden. 
Oder sollte ein convenabler modus sein, solcher überlaste der Einsicht 
anderer.“1593
Waren zur Entscheidung meist nur die bäuerlichen Gemeindemitglieder be-
rechtigt bzw. verpflichtet, mussten die nicht-berechtigten, meist unterbäuerlichen 
Gemeindeeinwohner anderen Verpflichtungen der Rechtspflege nachkommen. 
Für die Verfolgung von Diebesrotten waren alle Häuser der Siedlung zuständig. 
Sie mussten zum Beispiel eine Person mit Gewehr oder Knüppel zur Ergreifung 
einer solchen „Diebesrotte“ zur Verfügung stellen.1594 Auch der Beistand bei Aus-
übung des Amts war vereinzelt eine den Einwohnern obliegende Pflicht: „alle 
und jede Eingeseßene aber sollen gehalten seyn, ihm die hülfliche Hand dazu zu 
leisten.“1595 Damit oblag auch den nichtberechtigten Warfsleuten die Aufgabe, 
Hilfe und Beistand in Fällen eines Eindringens von fremden Gesetzesbrechern zu 
leisten1596, sie waren jedoch nicht kontroll- und entscheidungsberechtigt. 
1593 StaA Rep. 5 416 Sammlung geltender Rechte und Gewohnheiten (ältere Schriftstücke und Abschrif-
ten älterer Schriftstücke), Amt Aurich, Bd. 1, 1780, 1792, 1796-1804, fol. 63.
1594 Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. 167.
1595 Ebd., S. 114; sinngemäß auch: S. 116. Unterstützung wurde auch bei der Pfandnahme von allen 
verlangt: StaA Rep. 5 421 Sammlung geltender Rechte und Gewohnheiten (ältere Schriftstücke und 
Abschriften älterer Schriftstücke), Amt Emden 1780, 1792-1793, Fol 41´.
1596 So auch für Thüringen: Schildt, Der Friedensgedanke, S. 221. 
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Für die Friedens- und Rechtsordnung galten also abgestufte Verantwortlich-
keiten.1597 Die „Nachbarn“ hatten eine Verpflichtung, aktiv für die Rechts- und 
Friedensordnung zu sorgen1598, der nicht-berechtigte Warfsmann musste nur in 
bestimmten Fällen Hilfe leisten, aber keine Entscheidungen über Rechtsfolgen 
oder Rechtsetzung treffen. 
Die Willküren regelten vor allem präzise die zu zahlenden Rechtsfolgen für 
diejenigen, die sich nicht an die Regelungen gehalten hatten.1599 Die typischen 
Formen der Rechtsfolge für das Dorfrecht der Frühen Neuzeit sind die Brüche 
an die Gemeinde und die herrschaftliche Strafe.1600 Hinzu kam vereinzelt ein 
ausdrücklich erwähnter Schadensersatz für Schäden, die im Zusammenhang mit 
Rechtsbrüchen entstanden waren, vor allem bei Schädigung am privaten oder 
gemeindlichen Besitz durch Vieh.1601 Mit diesen Sanktionsformen wurden Ver-
stöße aus den Bereichen Policeyrecht, aus dem Bereich der Dorfverfassung und 
aus dem Bereich des bäuerlich-nachbarlichen Wirtschaftsbetriebes geahndet. 
Zum Bereich des Policeyrechts gehörten zum Beispiel kleinere gewerbliche Ver-
gehen, kleinere Diebstähle oder das Arbeitsverbot an Sonntagen sowie jegliche 
Regelungen des Handwerks, der Gewerbe oder der Tagelöhnerschaft; zum Be-
reich der Dorfverfassung zählten Störungen dörflicher Ordnungen und Rechte 
sowie Verstöße gegen Anordnung des Gemeindebeamten und allgemein gegen 
gemeindliche Pflichten und Lasten. Der Bereich des bäuerlich-nachbarlichen 
Wirtschaftsbetriebes umfasste vor allem angedrohte Sanktionen für Verletzungen 
der vielfältigen Vorschriften für die Allmende und den Flurzwang.1602 
Für den Großteil der Rechtsverstöße waren in Ostfriesland als Rechtsfolge die 
gemeindlichen Brüchen vorgesehen, die meist zur Hälfte an den Bauerrichter 
1597 So auch für Thüringen: Ebd., S. 222.
1598 Ebd., S. 220 f.
1599 Für die präzisen Regelungen der Rechtsfolgen in nordthüringischen ländlichen Gemeinden: Schildt, 
Buße, Strafe und Schadensersatz, S. 61. 
1600 Schildt, Buße, Strafe und Schadensersatz, S. 62. 
1601 Ebd., S. 62 ff.; Schildt, Der Friedensgedanke, S. 228; Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. 11, 20, 27, 
28, 82, 83 f. 112, 154. Schadensersatz und Brüche wurden in diesen Fällen getrennt. Der Schadenser-
satz war demnach nicht pönalisiert und allein auf den wirtschaftlichen Ausgleich eines wirtschaftlich 
messbaren Schadens ausgerichtet.
1602 So für Thüringen auch: Schildt, Buße, Strafe und Schadensersatz, S. 63.
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und zur anderen Hälfte an die Gemeinde zur Aufbesserung der Wege, Brücken, 
für die Armen1603 oder für andere anstehende gemeindliche Lasten ging.1604 Die-
se Brüchen hatten einerseits strafenden Charakter, andererseits ausgleichenden, 
büßenden Charakter für die Beteiligten. Eine Strafe als eine Form der Rechts-
folge wird hier als eine Sanktion verstanden, die an das zu sanktionierende Or-
gan zu zahlen war. Sie kam nicht unmittelbar dem Verletzten zugute. Eine Buße 
ist dagegen eine Sanktion, die zur Sphäre des emotionalen und wirtschaftlichen 
Ausgleichs zwischen Gleichberechtigten zu zählen ist.1605 Damit hatten die abzu-
gebenden Brüchen an den Bauerrichter eher strafenden Charakter, da man nicht 
dem Geschädigten einen Ausgleich leistete, sondern dem Richter als entschei-
dender Gewalt die Abgabe für den Rechtsbruch leisten musste. Diese nahm er 
wiederum als Lohn ein.1606 Der strafende Charakter dieser Geldzahlungen ergab 
sich demnach aus dem Verwendungszweck. Ein Ausgleich kam nicht zustande, 
weil bei dieser Hälfte der Brüche keinem direkt Geschädigten der Geldbetrag zu-
gute kam.1607 Die andere Hälfte der Brüche aber, die für gemeindliche Aufgaben 
verwendet werden sollte, hatte eher den Charakter eines Ausgleichs oder Scha-
denersatzes, denn sie kam den Geschädigten zugute. Diese war die Gemeinde 
selbst: Besonders in Geestgemeinden, in denen noch eine gemeindliche Allmen-
de existierte, hatte der „Verbrecher“1608 zum Beispiel mit der unrechtmäßigen 
Weidung von Vieh meist die Gemeinde insgesamt und nicht eine Einzelperson 
1603 Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. 33, 55, 70, 77, 102, 129: Oft konnte die Gemeinde wahlweise ent-
scheiden, für welche gemeindlichen Belange die Brüchen ausgegeben werden sollten. In der Ausgabe 
der Gelder oder des Biers für die Armen zeigt sich die christliche Fürsorgeverpflichtung der Gemein-
de, die sich allerdings nicht auf einen arbeitenden Tagelöhner bezog, allerdings den unterbäuerlichen 
Schichten die Altersernährung – auf niedrigem Niveau – sicherte. Siehe zur generell mangelnden 
Altersvorsorge bei unterbäuerlichen Schichten, da sie auf ihre Handarbeit angewiesen waren: Friede-
burg, Bauern und Tagelöhner, S. 56. 
1604 Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. 6, 12, 22, 33, 36, 50, 55, 63, 70, 77, 84, 102, 129.
1605 Weitzel, Strafe und Strafverfahren, S. 66-74: Weitzel weist darauf hin, dass die „Geburt der Strafe“ 
nicht nur einmal stattfand, sondern es eine latente Disposition zur Ausformung von Strafe in Zeiten 
der Verdichtung von Herrschaft gegeben hat. Er untersucht mit der Merowingerzeit die erste Periode 
dieser Art.
1606 Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S.  12, 63, 84: Teilweise musste der Bauerrichter diesen Lohn noch 
mit dem Auskündiger teilen.
1607 Schildt, Buße, Strafe und Schadensersatz, S. 69: Das Kriterium zur Unterscheidung von ausgleichen-
der Brüche und Strafe war der jeweilige Verwendungszeck und nicht die Bezeichnungen.
1608 Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. 15.
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in ihrem Besitz geschädigt. Aber auch in Marschgemeinden, in denen eine Verlet-
zung der Allmende nicht möglich war, wurde mit Rechtsverletzungen häufig die 
Gemeinde geschädigt, wenn zum Beispiel ein Gemeindemitglied der Gemeinde-
versammlung fernblieb. Mit Zahlung der Brüche machte man diesen Schaden 
wieder gut. Mit diesem Teil der Brüche wurde also vor allem ein Ausgleich zwi-
schen den Konfliktparteien, d.h. zwischen dem Rechtsverletzer und der Gemein-
de, erbracht. Die einzelnen Gemeindegenossen erhielten etwas von diesen Gel-
dern, da sie weniger gemeindliche Lasten zahlen mussten, wenn mehr Brüchen 
eingezahlt worden waren. Neben ihrer Position als geschädigter Genossenschaft 
war die Gemeinde aber auch die Gewalt, welche dem Bauerrichter und damit der 
richterlichen Gewalt durch Konsens ihre Legitimität gab und damit eigentlich 
die Rechtsfolge festlegte. Insofern wurde durch diesen Teil der Brüche nicht nur 
ein Ausgleich erreicht, sondern auch dieser Teil wurde zusätzlich als Strafe für die 
Verletzung des dörflichen Rechtsfriedens wahrgenommen: Denn die Brüche ging 
nicht nur an den Geschädigten, sondern gleichzeitig an die neben dem Bauer-
richter eigentlichen entscheidenden Gewalt. Dieser strafende Charakter der Brü-
che galt selbstverständlich besonders dann, wenn der Rechtsverletzer nicht die 
gemeindlichen Ländereien oder Pflichten verletzt hatte, sondern einen einzelnen 
Gemeindeeinwohner. Dieser erhielt dann höchstens noch einen Ausgleich, wenn 
aus der Gemeindekasse gemeindliche Aufgaben bestritten wurden, welche die 
Gemeindeeinwohner sonst ohne die Brüche finanzieren hätten müssen. 
Aus diesen ersten Ausführungen wird ersichtlich, dass die gemeindliche Brüche 
zwar strafenden Charakter besaß, aber eben auch als Gebühr bzw. Schadenser-
satz oder Ausgleich zwischen zwei Konfliktparteien für ein bestimmtes Verhalten 
verstanden wurde, deren Zahlung nicht zu einem Ausschluss des Rechtsbrechers 
aus der Gemeinschaft, sondern zu einer Aussöhnung der Konfliktparteien füh-
ren sollte.1609 Insofern wies die Brüche noch Charakteristika der mittelalterli-
chen Landrechtsbuße auf, die für alle Arten von Rechtsverletzungen, auch für 
jene Rechtsbrüche, die spätestens seit Ende des 16. Jahrhunderts in Ostfriesland 
1609 Zur Strafe, die den Ausschluss des Rechtsbrechers bewirkte, und zum Ausgleich, das den Rechtsbre-
cher wieder aufnehmen sollte: Schildt, Buße, Strafe und Schadensersatz, S. 62; Schildt, Der Friedens-
gedanke, S. 228; Berner, Gemeinden und Obrigkeit, S. 54.
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strafrechtlich peinlich von der Obrigkeit verfolgt wurden, festgelegt worden war. 
Diese Landrechtsbuße sah Geldzahlungen vor, die den Verletzten oder die Sip-
pe des Geschädigten entschädigen sollten. Genauso sollte hier die Gemeinde als 
Geschädigte entschädigt werden. In den Bauerrechten wurden Bußen mit aus-
gleichendem Charakter neben den Brüchen auch noch erwähnt und bezeugen 
so die Auffassung eines ausgleichenden Charakters von Rechtsfolgen unter den 
Gemeindeeinwohnern. Die in der Willkür von Middels-Westerloog festgelegte 
Umwandlung einer Buße in Brüche, landesherrliche Strafe und Schadensersatz 
zeigt, dass auch diese „neuen“ Rechtsfolgen teilweise einen ausgleichenden Cha-
rakter haben sollten. Im Laufe des 18. Jahrhunderts wurde die Buße allerdings 
immer seltener erwähnt.1610
1610 Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. 16, 17, 24, 43, 49, 60, 66, 67, 79 , 97, 104, 118. Neben den ge-
meindlichen „Brüchen“ oder „Broecken“, den obrigkeitlichen Strafen und dem Schadensersatz wur-
den in den ostfriesischen Bauerrechten des 16. und 17. Jahrhunderts vereinzelt auch noch Bußen 
nach altem, vor allem das friesische Mittelalter prägendem Recht, das im Edzardischen Landrecht 
von 1520 aufgeführt wurde, genannt. Die älteren friesischen Teile des Landrechts waren durch das 
Bußenstrafrecht (Kompositionensystem) geprägt (König, Verwaltungsgeschichte, S. 230; Ebel, Das 
Ende des friesischen Rechts). Für dieses Landrecht und die Bußen war der eigentliche Träger des 
friesischen Rechts, der Landrichter, zuständig (Ebel, Das Ende des friesischen Rechts, S. 29; König, 
Verwaltungsgeschichte, S. 293). Diese Bußen wurden aber hier auch in den Willküren genannt. Eine 
an die Bauerrichter zu leistende Buße nach diesem Landrecht wurde allerdings nur in Willküren des 
16. und 17. Jahrhunderts erwähnt. Obwohl die Bauerrechte zeigen, dass die durch die Bauerrichter 
einzunehmende Landrechtsbuße von der gemeindlichen Brüche und der obrigkeitlich-gerichtlichen 
Strafe genau unterschieden wurde (Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. 98, 100) und das Verschwinden 
der Buße im 18. Jahrhundert auf eine allmähliche Zurückdrängung des Bußensystems und der Juris-
diktion des Landrichters hinweist, ist ein Zusammenhang zwischen Buße und ihrem ausgleichenden 
Charakter einerseits und den in den Bauerrechten üblichen Sanktionsformen der Brüche, Strafe und 
des Schadensersatzes nicht von der Hand zu weisen: Diese Buße nach Landrecht wurde zum Beispiel 
in der Rolle von Middels-Westerloog im Jahre 1721 noch erwähnt. Es wurde ihre Umwandlung in 
Brüche, Strafe und Schadensersatz erläutert (Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. 112). Unter der Buße 
verstand man nun die Leistung des Rechtsbrechers an den Verletzten sowie zusätzlich an die öffentli-
che Gewalt, die über die Buße entschied. Durch die Buße sollte vor allem ein Ausgleich zwischen den 
Konfliktparteien und eine Sühne des Täters und nicht eine durch die öffentliche Gewalt festgelegte 
Strafe am Rechtsbrecher erreicht werden. Unter den Friesen konnte der Besitzende seine Rechtsfolgen 
durch Bußen und (Friedens-)geld an die Obrigkeit abgelten. Der Besitzlose, der nicht zahlen konnte, 
musste mit seinem Leben büßen. Dieses Kompositionensystem wurde in den friesischen Rechten in 
einer Grundsätzlichkeit angesprochen, die es nirgendwo anders so deutlich zu fassen gibt (Ebel, Das 
Ende des friesischen Rechts, S. 23 ff.; Schmidt, Häuptlingsmacht, Freiheitsideologie, S. 354 f.) und 
das für die freien friesischen Bauern auch galt (Schubert, Die Friesische Freiheit im europäischen 
Vergleich, S. 297 f.). Das Kompositionensystem wurde nicht mit einem Schlage aufgehoben, son-
dern blieb in vielen Fällen im Reich im 16. Jahrhundert noch in Kraft. In Mecklenburg lassen sich 
für das 16. Jahrhundert noch mit Bußen und Brüchen belegte Rechtsbrüche nachweisen, die später 
peinliche Strafen nach sich zogen. In Thüringen war die Ersetzung einer peinlichen Strafe durch eine 
Geldbuße noch Ende des 17. Jahrhunderts vereinzelt möglich (Gloeckler, Das Kompositionensystem, 
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Eine solche Vorstellung von der Rechtsfolge weniger als Strafe denn als Aus-
gleich zwischen zwei Parteien wurde auch im rituellen Umgang mit den Brüchen 
deutlich. Nach der Zahlung der Rechtsfolge kam es auf solchem Wege – im an-
gestrebten Idealfall – zu einer Versöhnung zwischen den Konfliktparteien, also 
zwischen dem Rechtsbrecher und der Gemeinde oder zwischen dem Rechtsbre-
cher und dem „privat“ Geschädigten. Einmal im Jahr fand jene rituelle Neuwahl 
und Rechnungslegung des Gemeindebeamten vor der Gemeindeversammlung 
statt. In der Rechnung wurden auch die eingenommenen Brüchen aufgeführt.1611 
Diese Versammlungen zur Rechnungslegung wurden wie alle anderen Zusam-
menkünfte und Arbeiten in der Regel durch ein gemeinsames Biertrinken abge-
schlossen1612, so dass man Gemeindeversammlungen auch als „Gemente Ber“ be-
S. 99-104, 118; Schildt, Der Friedensgedanke, S. 217). Genauso findet man die Bußen noch in den 
ostfriesischen Bauerrechten wieder. Auch in anderen Bereichen konnte sich Ostfriesland nicht vom 
Kompositionensystem lösen. Das peinliche Strafrecht konnte in Friesland das Kompositionensystems 
für solche Rechtsbrüche erst besonders spät ablösen (Schmidt, Strafrechtspflege, S. 56; Schubert, Die 
Friesische Freiheit im europäischen Vergleich, S. 298; Ebel, Das Ende des friesischen Rechts, S. 23 ff.). 
Ein geltendes Kompositionensystem, in dem für alle Arten von Rechtsverletzungen Bußenkataloge 
aufgestellt wurden und das eine Versöhnung nach einer später peinlich strafrechtlich relevanten Tat 
durch die Zahlung von Geldbeträgen an den Geschädigten ermöglicht hatte, ist in den Bauerrechten 
nicht mehr nachzuweisen. Die in den Bauerrechten erwähnten Bußen bezogen sich auf geringere De-
likte und Ordnungswidrigkeiten. 
 Der Landrichter, der vor allem neben den Gemeinden Bußen nach Landrecht erhob, bearbeitete seit 
1614 auch nur noch die sogenannten Landbrüchen, die Injurien- und geringen Körperverletzungssa-
chen, für die noch Bußen und Brüchen fällig wurden, während ihm alle anderen Kompetenzen entzo-
gen wurden und die so an die landesherrlichen Gerichte fallenden Prozesse nicht mehr nach Bußen-
strafrecht entschieden wurden (Ebel, Das Ende des friesischen Rechts, S. 29 f.). Bis zur Übernahme 
Ostfrieslands durch Preußen 1744 wurden jedoch noch Teile des Bußenstrafrecht angewandt. 1751 
musste die preußische „Instruction für die Regierungen, Untergerichte, Magistrate und Advocaten in 
dem Fürstenthum Ostfriesland“ das Amt des Landrichters, der geringere Delikte mit Bußen bestrafte, 
beseitigen und den Patrimonialgerichten verbieten, Leibesstrafen in Geldstrafen zu verwandeln. Für 
policeyliche Delikte, wie zum Beispiel Ehebruch und Unzucht, wurde eine Kostenzahlung des Delin-
quenten abgeschafft und nur eine Strafzahlung erlaubt (Ebel, Das Ende des friesischen Rechts, S. 35 
ff.; König, Verwaltungsgeschichte, S. 293 f.). 
1611 Dass die Brüchen in der Rechnungslegung aufgenommen worden waren, erwähnen zum Beispiel die 
Bauerrechte aus Upleward, Greetsiel und Neermoor: Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. 14, 36, 137.
1612 Die Gemeindeversammlungen, Rechnungslegungen, aber auch ein gemeinsames Arbeiten u.a. der 
gemeindlichen Werke, die Wegeschau, größere Reparaturen oder die Schüttung von Vieh fanden ihr 
Ende im gemeinsamen Biertrinken: Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. 6, 34, 84, 98 f., 94, 166, 169; 
StaA Rep. 103 III, 55 Thomas Dircks gegen die Eingesessenen des Osterloogs zu Middels, sodann 
Generalprokurator gegen die genannten Eingesessenen, den strittigen Ihne Ihnen-Warf und einen 
Garten betr. 1701-1706, fol. 137-139; Koolman, Gemeinde und Amt, S. 76; StaA Rep. 103 III 103 
Göcke Meinen zu Middels gegen den dortigen Bauerrichter Folckert Siebels, die gemeine Weide betr. 
1719-1720, fol. 2; StaA Rep. 102 550 Berend Michels u. Cons.: Ruinierung des Tjücher Grashauses 
(Rumpen) 1740; StaA Rep. 5 421 Sammlung geltender Rechte und Gewohnheiten (ältere Schrift-
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zeichnete.1613 Die Brüchen wurden direkt in Form von Bier bezahlt1614, teilweise 
aber auch in Geld1615 oder als Pfand zur Sicherstellung der Ansprüche oder zur 
Sicherung des Schadensersatzanspruches: Ein Pfand konnte Vieh oder Hausge-
rät sein. Nach Ablauf einer bestimmten Frist wurde das Pfand zur Deckung des 
Anspruchs, weswegen es eingenommen wurde, verkauft.1616 Bier, Geld und Pfand 
wurden zum Bierumtrunk nach der Rechnungslegung, aber auch nach anderen 
stücke und Abschriften älterer Schriftstücke), Amt Emden 1780, 1792-1793, fol. 41´, 67´; StaA Rep. 
5 413 Sammlung geltender Rechte und Gewohnheiten (ältere Schriftstücke und Abschriften älterer 
Schriftstücke), Stadt Emden und Amt Berum, 1780, 1792-1795, fol. 2´ f.; StaA Rep. 4 B IV h 93 Re-
gierung gegen die Schüttmeister zu Völlen (Amt Leer), wegen der sogenannten Schützenrollen zu Leer, 
Weener und Völlen und der dem Schützenkönig zu verleihenden Immunität von den herrschaftlichen 
Praestationen 1733-1741, fol. 14-21´ Schützenrolle von Völlen, § 12.
 Auch nach der Rechnungslegung der Kirchvögte fand ein Bierumtrunk statt (Pauls, Aus dem Pfarrar-
chive, S. 25; Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. 40). 
 Gleichzeitig mit dem Ablegen der Kirchen- und Armenrechnung fand auch die „Introduction“ eines 
neu gewählten Predigers statt, welche wiederum mit einem Mahl abgeschlossen wurde (StaA Rep. 138 
I 1371 In Sachen Müller Wilke Eden zum Clöster contra die zur Einnehmung der Kirchenrechnung 
verordnete gewesene Commission wegen Restitution von Zehrungskostenausgaben 1736-1740). Zur 
Reglementierung des Mahls der Kirchvögte in einer Kirchenordnung von Marienhafe: Marienhafer 
Kirchenordnung von 1593, in: Die evangelischen Kirchenordnungen des 16. Jahrhunderts, S. 691.
 Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. 14, 56, 64, 71: Bei der Rechnungslegung wurde auch den landes-
herrlichen Beamten ihr zustehender Teil der Brüchen geliefert.
1613 Reimers, Kirchenvisitation, S. 181. 
1614 Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. 6, 7, 89, 92, 110, 112, 116, 132, 135, 136, 140, 161. Allgemein 
zur Bierbuße: Kramer, Die Nachbarschaft, S. 50.
1615 Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. 6, 20, 33, 49, 54, 72, 77, 84, 97, 99, 101, 112, 137, 161; StaA 
Rep. 5, 2289 Warfsleute zu Timmel-Westende / Bauerrichter und Kirchenverwalter ebd. – Belastung 
hinsichtlich der gemeinen Werke sowie Höhe des erlaubten Viehaufschlags auf der gemeinen Weide 
2.,3. Inst., Beweisverf. In 1.,2. Inst. 4 Bde. 1767-1773, Bd. 1, fol. 6´, 20´. 
1616 Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. 4, 6, 7, 27, 138 f.; StaA Rep. 102 739 Bernd Janssen, Bauerrichter 
zu Holte / Coop Hayen, dann Prok. Generalis 1708/16, fol. 1; StaA Rep. 103 III 103 Göcke Meinen 
zu Middels gegen den dortigen Bauerrichter Folckert Siebels, die gemeine Weide betr. 1719-1720, fol. 
6; StaA Rep. 4 B IV g 33 Regierung gegen Humme Ehmen von Greetsiel wegen seins Ungehorsams, 
seiner Unwahrheiten gegen die fürstlichen Beamten u.a. (darin: Nachrichten von einer Ordnung (Or-
donnanz) der Sjauer (Hafenarbeiter)) 1731, fol. 23 f.; StaA Dep. 1 1211/1 Die Wegeschau und 
Verhängung von Brüchen durch die Schüttmeister und Pfuhlrichter in Loquard 1699, fol. 7; StaA 
Rep. 4 B V b 18 Anfrage der Amtleute zu Stickhausen in Sachen der Bauerrichter zu Detern gegen die 
dortigen Häuslinge, insbesondere die vom Hofgericht den Amtleuten disputierte Jurisdiktion über die 
Bauerrichter 1737-39, fol. 55´, 59´, 76´; StaA Rep. 5 421 Sammlung geltender Rechte und Gewohn-
heiten (ältere Schriftstücke und Abschriften älterer Schriftstücke), Amt Emden 1780, 1792-1793, 
fol. 32´; StaA Rep. 5, 2213 Gerd Janssen zu Holtland / Bauerrichter ebd. – Nutzung des gemeinen 
Heidfeldes zum Plaggenhauen, 2. Inst., Beweisverf. In 1. und 2. Inst. 3 Bde. 1762-1765, fol. 4-5; StaA 
Rep. 5 416 Sammlung geltender Rechte und Gewohnheiten (ältere Schriftstücke und Abschriften 
älterer Schriftstücke), Amt Aurich, Bd. 1, 1780, 1792, 1796-1804, fol. 48´. 
 Allgemein zum Recht der Pfandnahme in Ostfriesland und Thüringen: Ebel, Rechtsgeschichte, S. 
314, 318; Schildt, Bauer, Gemeinde, Nachbarschaft, S. 133 ff.
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Versammlungen und Gelegenheiten zum Trunk verwendet.1617 Ein Verzehren 
von Rechtsfolgen ist auch in der Schützenordnung von Völlen erwähnt: „[...]daer 
schall men drincken alle breikebehr undt verfallen beehr, undt bestellen, dat idt 
dar gudt Zidt kahme [...]“.1618 Auch nach der Rechnungslegung der Kirchvögte 
fand ein Bierumtrunk statt, bei dem auch die vom Kirchvogt eingenommen Brü-
chen vertrunken wurden.1619
Die materielle Grundlage des Gemeindebiertrinkens bildeten also zu einem 
wesentlichen Teil die von der Gemeinde eingenommenen Brüchen1620, die oh-
nehin oft in Form von Bier eingezogen wurden. Man vertrank einen Teil der 
Brüchen, und dieser Teil wurde damit zurück an die Gemeindeversammlung ge-
geben.1621 Die Bauern von Siegelsum beschrieben diese übliche Praxis im Jahr 
1780 folgendermaßen: 
1617 In den Bauerrechten selbst wird das Vertrinken der Brüchen meist nicht angesprochen, es war wahr-
scheinlich eine Selbstverständlichkeit. Ein Amtsbedienter fügte allerdings zur Ordnung von Groo-
thusen hinzu, dass die Gemeindemitglieder ihre Brüchen, die auf eine „Zeche“ Bier hinausliefen, zu-
sammen verzehren würden (Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. 50). Ein Verzehren von Rechtsfolgen 
ist auch in einem Bauerrecht einer Herrlichkeit belegt: Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. 166.
 Aus Gerichtsprozessen und sonstigen Akten wird deutlich, dass die Gemeindegenossen Rechtsfolgen 
verzehrten: StaA Rep. 103 III 55 Thomas Dircks gegen die Eingesessenen des Osterloogs zu Middels, 
sodann Generalprokurator gegen die genannten Eingesessenen, den strittigen Ihne Ihnen-Warf und 
einen Garten betr. 1701-1706, fol. 137 ff.; StaA Rep. 4 B V b 14 Bestätigung des Bauerrechts von Ho-
heesche im Amte Friedburg 1732-1733, fol. 5 f.; StaA Rep. 5 416 Sammlung geltender Rechte und 
Gewohnheiten (ältere Schriftstücke und Abschriften älterer Schriftstücke), Amt Aurich, Bd. 1, 1780, 
1792, 1796-1804, fol. 79 f., 87; StaA Rep. 5, 2289 Warfsleute zu Timmel-Westende / Bauerrichter 
und Kirchenverwalter ebd. – Belastung hinsichtlich der gemeinen Werke sowie Höhe des erlaubten 
Viehaufschlags auf der gemeinen Weide 2., 3. Inst., Beweisverf. in 1., 2. Inst. 4 Bde. 1767-1773, fol. 
5-10´; StaA Rep. 4 B IV n 387a Die von Joh. Friedrich Potinius beanspruchte Freiheit vom Hofdienst 
von seiner Warfstätte in Stedesdorf (1657-) 1737-1739, fol. 50. 
1618 StaA Rep. 4 B IV h 93 Regierung gegen die Schüttmeister zu Völlen (Amt Leer), wegen der sogenannten 
Schützenrollen zu Leer, Weener und Völlen und der dem Schützenkönig zu verleihenden Immunität von 
den herrschaftlichen Praestationen 1733-1741, fol. 14-21´ Schützenrolle von Völlen, §12.
1619 Pauls, Aus dem Pfarrarchive, S. 25; Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. 40.
1620 Das Vertrinken von Rechtsfolgen schildert auch für Thüringen: Schildt, Der Friedensgedanke, S. 
208. Schildt und Kramer machen darauf aufmerksam, dass das Gemeindebiertrinken fast immer auch 
zum Bußenvertrinken hin verschwamm, wenn zum Beispiel bei Verstößen während des Gemeinde-
biertrinkens die Strafen erneut in Form von Getränken verhängt wurden. Dazu und zum Vertrinken 
von Gerichtsbußen im allgemeinen: Rösener, Dinggenossenschaft und Weistümer, S. 58; Grimm, 
Rechtsalterthümer 2, S. 509 f.; Kramer, Bußen vertrinken, Sp. 578; Kramer, Die Nachbarschaft, S. 
54 f.; Kramer, Mahl und Trunk, Sp. 155; Thauer, Gerichtspraxis in der ländlichen Gesellschaft, S. 
274; Enders, Uckermark, S. 28 f.; Schmale, Archäologie, S. 217 ff.; Schildt, Der Friedensgedanke, S. 
204 ff., 208; Schildt, Bauer, Gemeinde, Nachbarschaft, S. 89 ff.
1621 Kramer, Bußen vertrinken, Sp. 578. 
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„Wer seine Schuldigkeit disfals nicht entrichtet, wird von dem Baue-
richter oder Kedden entweder durch die Einwohner des Orts, oder durch 
Gerichtsbediente (…) gepfändet, welche Gelder bey oster gleich nach 
verichtung der gemeine Werke von denen so sie praestiret habe gemein-
schaftlich verzehret werden. Der Kedde übrigens, den die mehresten dem 
dorte betreffenden obrigkeitl. Befehle zugestellet werden, und dem die 
Veranstaltung der gemeinen Werke obliegt, muß jetzt mahl zur rech-
ter Zeit der Gemeine das nöthige Belaut mehren. Er kann Zusammen-
künfte, den Zeg zur Meentearbeit etc. entweder durch öffentlich Glo-
ckenschlag, oder durch Bekanntmachung von der Cantzel, oder in den 
Häusern, entweder bey oder ohne Brüche nach seinem Gutfinden anstel-
len. Bey diese und Wege-Schauung muß er sich auf Kosten der Gemeine 
sistiren.“1622
Symbolisch wurde einerseits damit ausgedrückt, dass dem Rechtsbrecher und 
dem Geschädigten als Mitgliedern der Gemeinde die Brüchen zugute kamen: 
Die Gemeindemitglieder, die durch einen Rechtsbrecher gestört worden waren, 
konnten nun in Form von Bier oder in Form von Geld für gemeindliche Aufga-
ben ihre eingezahlten Brüchen wiederum genießen. Die durch den Rechtsbruch 
Geschädigten hatten einen Ausgleich bekommen. Außerdem hatte aber auch der 
Rechtsbrecher, der als Gemeindemitglied am Bierumtrunk teilnahm, zumindest 
einen Teil der Brüche in Form von Bier zurückerhalten. Explizit wurde solch eine 
Einbeziehung des Rechtsbrechers erst erwähnt, als man sich Ende des 18. Jahr-
hunderts schon an obrigkeitliche Strafen gewöhnt hatte und der Ausgleichscha-
rakter von Rechtsfolgen nicht mehr als nützlich angesehen wurde: In Strackholt 
wurde der Rechtsbrecher vom Bauerrichter nach der Rechtsgewohnheit durch 
Bierbrüchen bestraft, aber die Gemeinde schlug für die Erstellung des Provinzial-
gesetzbuches vor, dass es in Zukunft besser sei, wenn Geld gegeben würde: 
„so, daß die Bauerrichter davon 1/3 für ihr Pfände und sonstige Mühe 
erhielten, und die anderen 2/3 der Kirche oder den Armen gegeben wür-
de; in dem dadurch teils die Kirchen oder Armenmittel nach und nach 
1622 StaA Rep. 5 416 Sammlung geltender Rechte und Gewohnheiten (ältere Schriftstücke und Abschrif-
ten älterer Schriftstücke), Amt Aurich, Bd. 1, 1780, 1792, 1796-1804, fol. 40.
III. OSTFRIESLANDS KOMMUNALISTISCHE BÄUERLICHE GEMEINDE 
325
vermehret würden, und teils manche, sehr schädliche Übertretung gar 
gehindert werden könnte, da fast viele sich aus den schoeresten Übertre-
tungen nichts machen, in dem sie das Bier, so sie dafür zur Strafe geben 
müssen, selbst mit verzehren können.“1623
Der Grund, warum auch der Rechtsbrecher beim Bierumtrunk anwesend war 
und das Bier genießen konnte, lag in der spezifischen bäuerlichen Rechtskultur, 
die auf Ausgleich und Wiederherstellung eines Konsenses und des Friedens aus-
gerichtet war.1624 Durch den Gemeindeumtrunk wurde der Rechtsbrecher wieder 
in die Gemeinschaft aufgenommen.1625 Die durch den Verstoß durchbrochene 
Gemeinschaft wurde also neu geschlossen, die Normverletzung rückgängig ge-
macht, die gestörte Ordnung wieder aufgerichtet.1626 Der Normverletzer wurde 
also nicht durch Strafe aus der Gemeinschaft ausgeschlossen, sondern er ent-
schädigte die anderen Gemeindemitglieder für die Normverletzung und konnte 
symbolisch als Gemeindemitglied erneut integriert werden.1627 Außerdem wurde 
durch die Teilnahme des Rechtsbrechers am Bierumtrunk symbolisch gezeigt, 
dass es sich bei der Rechtsfolge, also dem Brüchezahlen, um ein partielles „be-
dingtes Selbsturteil“ handelte, da der friedbrüchige Gemeindegenosse in das ur-
1623 StaA Rep. 5 416 Sammlung geltender Rechte und Gewohnheiten (ältere Schriftstücke und Abschrif-
ten älterer Schriftstücke), Amt Aurich, Bd. 1, 1780, 1792, 1796-1804, fol. 79 f.
 In Hatshausen und Eyenwolde wurden die Brüchen im späten 18. Jahrhundert ausnahmsweise im All-
gemeinen nicht von dem Rechtsbrecher, sondern nur von der übrigen Gemeinde verzehrt: Ebd., fol. 87.
 Wenn das Brüchenvertrinken nicht in der Gemeindeversammlung stattfand, dann war es nah an den 
Rechtsbruch selbst gekoppelt. Bei der Verweigerung von gemeindlichen Dienstpflichten wurden die 
eingenommenen Bierstrafen direkt verzehrt und zwar dann ohne den Rechtsbrecher, der zu den ge-
meindlichen Arbeiten nicht erschienen war (Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. 4 f., 166). 
1624 Zur Friedenssicherung durch gemeinsames Vertrinken von eingenommenen Rechtsfolgen: Schildt, 
Der Friedensgedanke, S. 205; Schildt, Bauer, Gemeinde, Nachbarschaft, S. 89.
1625 Thauer, Gerichtspraxis in der ländlichen Gesellschaft, S. 274; Enders, Uckermark, S. 28 f.; Kramer, 
Bußen vertrinken, Sp. 578; Schmale, Archäologie, S. 217 ff.; Wunder, Die bäuerliche Gemeinde, S. 47.
1626 Stollberg-Rilinger, Symbolische Kommunikation in der Vormoderne, S. 518; Holenstein, Bauern, 
S. 18; Kramer, Bußen vertrinken, Sp. 578; Kramer, Die Nachbarschaft, S. 50; Schildt, Der Friedens-
gedanke, S. 208.
1627 Kramer, Die Nachbarschaft, S. 54 f.: Kramer setzt sich vor allem mit dem durch das Bußenprin-
zip erzielten Ausgleich auseinander. Die auch strafenden Handlungen der Gemeinde führten meist 
eben nicht zum Ausschluss aus der „Gemeinschaft“. Einen Unterschied zwischen berechtigten Bauern 
und nicht-berechtigten unterbäuerlichen Schichten sieht er bei Anwendung der Bußen nicht, obwohl 
die Scheidung zwischen berechtigten und nicht-berechtigten für Bayern genauso deutlich war wie in 
Ostfriesland. Siehe zur Unterscheidung von berechtigten und nicht-berechtigten in Bayern: Endres, 
Sozialer Wandel in Franken und Bayern, S. 215.
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teilende konsensuale Gremium wieder eintrat und seine eigenen eingezahlten 
Brüchen genießen konnte. Es musste angezeigt und rituell hergestellt werden, 
dass das Gemeindemitglied sich selbst durch seine Teilnahme an der Gemeinde 
geahndet hatte.
Dass Konsens über die Rechtsfolgen unter den Gemeindemitglieder notwendig 
war und Frieden unbedingt wiederhergestellt werden musste, zeigt deutlich an, 
dass es in der Gemeinde geringe Erzwingungschancen gegenüber ihren Mitglie-
dern gab, denn diese mussten in die Gemeinschaft wiederaufgenommen werden, 
mit ihnen musste die Gemeinde Frieden schließen und einen Konsens finden. Am 
Ende mussten ein Ausgleich und Kompromiss gefunden werden. Das Komposi-
tionsprinzip stand so der eher ausschließenden Strafe gegenüber, die der Landes-
herrschaft und den Landständen mit einem rechtsförmigen Prozess zur Verfügung 
stand.1628 Dieser wiederhergestellte Konsens und der Frieden wurden symbolisch 
im gemeinsamen Brüchenvertrinken angezeigt, so dass die Geltung der Normen, 
wenn man schon nicht jeden Normverletzer bestrafen konnte bzw. wollte, durch 
symbolische Handlungen bekräftigt werden konnte. Durch die symbolische Hand-
lung wurden demnach die Defizite geringer Erzwingungschancen der Gemeinde 
ausgeglichen.1629 Die durch das Konsenserfordernis verursachte Unfähigkeit der 
gemeindlichen Organisation, dauernde Konflikte auszuhalten und Gemeindege-
nossen zu strafen, wurde damit wettgemacht. Die symbolische Anzeige der Nor-
men zwang das Gemeindemitglied zur Einhaltung der Normen, so dass auch das 
Gemeindemitglied keine dauernden Konflikte aushalten und diese Normen nicht 
einfach ignorieren konnte. Wie die Gemeinde musste auch das einzelne Gemein-
demitglied zu einem Ausgleich, zu Konsens und Frieden bereit sein. 
Der Vorrang des Kompositionsprinzips vor dem Sanktionsprinzip in der 
Rechtskultur dieser frühneuzeitlichen Gemeinwesen hatte seinen spezifischen 
Grund in der politischen Gleichheit der Gemeindemitglieder, die auf Konsens 
1628 Stollberg-Rilinger, Symbolische Kommunikation in der Vormoderne, S. 518. 
1629 Holenstein, Die Symbolik des Rechts in Herrschaftsbeziehungen, S. 95; Stollberg-Rilinger, Sym-
bolische Kommunikation in der Vormoderne, S. 517 f.: Stollberg-Rilinger und Holenstein sehen die 
Nachteile der Geltung des Konsensprinzips und die Defizite geringer Erzwingungschancen in der 
Vormoderne durch symbolische Handlungen ausgeglichen.  
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angewiesen waren und kaum strafende und ausgrenzende Sanktionen oder Ge-
richtsverfahren gegeneinander ausführen konnten.1630 
Die Anwendung dieses Konsenses, des Friedens und des Selbsturteils in der 
symbolischen Handlung und in der Entscheidungsfindung war allerdings nur den 
Stellenbesitzern, den Hausherren möglich. Der „Except van die Gemeinde“1631 
der unterbäuerlichen Schicht wurde auch symbolisch ausgedrückt, indem die 
nicht-berechtigten Einwohner nicht oder nur mit geringerer oder ganz ohne 
Stimmfähigkeit an der Gemeindeversammlung teilnahmen und ihnen meist die 
Tischgemeinschaft beim Brüchenvertrinken verweigert wurde.1632 Sie wurden 
weder vollständig wieder in die Gemeinschaft aufgenommen, noch nahmen sie 
andere in die Gemeinschaft wieder auf. Sie waren keine gleichberechtigten Mit-
glieder der Gemeinde, die über Sanktionen durch die Willkür entschieden und 
eine Wiederaufnahme des Rechtsbrechers herbeiführten. Auch wenn die Warfs-
leute am Brüchenvertrinken teilnahmen, hatten sie über die vorher verordnete 
Brüche nicht entschieden, d.h. es handelte sich nicht um ein Selbsturteil, das mit 
dem Biertrinken nun vergessen werden sollte. Vielmehr hatten die Warfsleute das 
Bauerrecht nicht mit aufgestellt, den Eid dafür nicht geleistet oder als vollstän-
1630 So allgemein zu frühneuzeitlichen Gemeinwesen: Stollberg-Rilinger, Symbolische Kommunikation 
in der Vormoderne, S. 518.
1631 Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. 42 f. 
1632 Der Ausschluss von Nicht-Gemeindemitgliedern vom Brüchenvertrinken ergibt sich erstens aus der 
Tatsache, dass die Warfsleute, Tagelöhner und fürstlichen Heuerleute zumindest nicht vollberechtigt 
an der Gemeindeversammlung teilnahmen, und zweitens wurde teilweise auch explizit erwähnt, dass 
diese Gruppen vom (jährlichen) Biertrinken ausgeschlossen waren: StaA Rep. 103 III 55 Thomas 
Dircks gegen die Eingesessenen des Osterloogs zu Middels, sodann Generalprokurator gegen die ge-
nannten Eingesessenen, den strittigen Ihne Ihnen-Warf und einen Garten betr. 1701-1706, fol. 137 
ff.; StaA Rep. 4 B IV h 66 Fiskal gegen die Warfsleute zu Weener und Holthusen, insbesondere ge-
gen Hinrich Jacob Nachtigall und Konsorten wegen Aufruhr, Verletzung der öffentlichen Ruhe und 
Totschlag des Obersten und Drosten Aylva 1660-1667, Vol. II, fol. 255; StaA Rep. 4 B IV d 129 
Die Warfsleute zu Hinte, insbesondere die Mittragung der zur Wiederherstellung der Hinter Brücke 
erforderlichen Unkosten betr. 1631-1635, fol. 97´ f.; StaA Rep. 4 B IV n 387a Die von Joh. Friedrich 
Potinius beanspruchte Freiheit vom Hofdienst von seiner Warfstätte in Stedesdorf (1657-) 1737-1739 
(Prozess am Amtsgericht Esens), fol. 38; StaA Rep. 5, 2289 Warfsleute zu Timmel-Westende / Bau-
errichter und Kirchenverwalter ebd. – Belastung hinsichtlich der gemeinen Werke sowie Höhe des 
erlaubten Viehaufschlags auf der gemeinen Weide 2., 3. Inst., Beweisverf. in 1., 2. Inst. 4 Bde. 1767-
1773, Bd. 1, fol. 6´, 20´; StaA Rep. 5 2198 Bauerrichter Evert Janssen zu Westerende / Kinder des 
Albert Hinrichs ebd. – Berechtigung zur Einhebung und zum Mitgenuß von Weidegeldern 2. Inst., 
Beweisverf. in 1. und 2. Inst., 3 Bde. (1755-1756), 1761-1764, Bd. 1, fol. 42. 
 Allgemein zur sozialen Differenzierung beim Bierumtrunk: Kramer, Mahl und Trunk, Sp. 154.
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dige Mitglieder am Ritual der Gemeindeversammlung teilgenommen, so dass 
das Bauerrecht für sie Gebotsrecht war und sie durch den Konsens der Bauern 
„fremdverurteilt“ wurden. Wenn die Warfsleute am gemeinsamen Bierumtrunk 
teilnahmen, dann wegen der Gnade und Entscheidung der Bauern, aber nicht 
aus eigener Entscheidungskompetenz. Als gemeinnützliche Einrichtung, von der 
sie auch profitierten, konnte das Vertrinken der Brüchen den unterbäuerlichen, 
nicht-berechtigten Schichten nicht gelten, vor allem dann nicht, wenn sich die 
Bauern in den Augen der Warfsleute nicht am „gemeinen Nutzens“ orientiert 
hatten. Ein oft geäußerter Vorwurf der Warfsleute und Tagelöhner ist denn auch, 
dass die Interessenten die Gemeindegelder zum eigenen Nutzen „versauffen“ wür-
den und die Warfsleute und Tagelöhnern von diesen Geldern nichts erhielten.1633 
Angesichts solcher Proteste und eines Drängens von landesherrlicher Seite wur-
de vereinzelt von gemeindlicher Seite versucht, die „überflüßigen Verzehrungs-
kosten“ niedrig zu halten. Die Gemeinde wurde in der Willkür dazu angehalten, 
die eingenommenen Brüchen wie auch andere Gelder zum „Gemeinen Besten“ 
zu verwenden.1634 Streit über die Verwendung der Gemeindegelder als Verzehrung 
oder zum „gemeinen Besten“ sollte dann auch vor den Beamten „nach Recht“ 
verordnet werden.1635 Ein generelles landesherrlich-policeyliches Verbot des Bier-
umtrunks auch zu anderen Gelegenheiten erging allerdings anscheinend nicht. 
Man versuchte wie in Völlen eher, es zumindest nicht an Sonntagen stattfinden 
zu lassen.1636
1633 Siehe Kapitel „IV2.1. Der Fall Weener 1660: Streit um die Allmende“. 
1634 Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. 76, 98, 100, 102, 105, 166, 169. Zu landesherrlichen Beschränkun-
gen des Biertrinkens, da es der Vorstellung von „guter Polizei und Ordnung“ im Territorialstaat nicht 
entsprach und die Gemeinde- und Kirchengelder in den Augen der Obrigkeit nicht sinnvoll ausgegeben 
wurden: Pauls, Aus dem Pfarrarchive, S. 23. Im allgemeinen: Schildt, Der Friedensgedanke, S. 207 f.
 In der älteren Literatur zu Ostfriesland ist die Tendenz festzustellen, der Argumentation der Landes-
herrschaft und der unterbäuerlichen Schichten zu folgen und dieses Biertrinken als Laster bzw. als 
Nebentätigkeit zum eigentlichen politischen Akt zu beschreiben. Siehe zum Beispiel die Beschreibung 
des Bierumtrunks bei Rechnungslegung der Kirchenverwalter durch Pauls: Pauls, Aus dem Pfarrarchive, S. 
25.
1635 Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. 76, 98, 100. 
1636 StaA Rep. 4 B IV h 93 Regierung gegen die Schüttmeister zu Völlen (Amt Leer), wegen der soge-
nannten Schützenrollen zu Leer, Weener und Völlen und der dem Schützenkönig zu verleihenden Im-
munität von den herrschaftlichen Praestationen 1733-1741, fol. 41-42. Weitere Verordnungen gegen 
sonntägliche Festlichkeiten: StaA Rep. 4 B II x 122 Verordnung, dass zu Arle das sog. Hengste-Bier 
an keinem Sonntag gehalten werden soll, 1724; StaA Rep. 4 B II x 139 Mandat gegen das Saufen 
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Die Höhe der gemeindlichen Brüchen war oft differenziert nach der sozialen 
Stellung in der Siedlung, meist aufgrund einer Dreiteilung der Gesellschaft in 
„die Vornehmbsten“, „den Mittelmäßigen“ und „den gemeinen Mann“1637, wo-
mit wohl meist die Warfsleute gemeint waren. Oder die Höhe der Brüchen wurde 
nach Hufengröße festgelegt, also eingeteilt in volle, halbe und viertel Herde.1638 
Teilweise wurde die dörfliche Gesellschaft auch in zwei Gruppen eingeteilt, in die 
Spann- und Handdienstpflichtigen, also die Bauern und die Warfsleute: 
„Alle de gene so mit peerden en waagen tot dat Gemeene werck te koo-
men schuldig zyn, ende niet koomen, sullen tot bröcke geven een Verdup 
Bier, de te voete twee vaane Bier.“1639 
Aufgrund der geringeren Höhe von Brüchen für die Warfsleute und Tagelöh-
ner erschien es vermutlich nur gerecht, dass die unterbäuerliche Bevölkerung 
weniger von den Brüchen profitierte, nicht nur beim Bierumtrunk, sondern auch 
bei der Verwendung für andere gemeindliche Aufgaben. Bei der Verwendung für 
andere gemeindliche Aufgaben als den Bierumtrunk sollten sich die Gemeinden 
wie bei dem Bierumtrunk zwar nach der Norm des „gemeinen Besten“ richten. 
Die Warfsleute sollten insgesamt – so war es in einigen Bauerrechten festgelegt 
– nicht finanziell ausgebeutet werden. Die Eigenerben sollten sie  schützen1640, 
an Sonn- und Festtagen in der Gemeinde Westerackum 1731. Schwerwiegende Konflikte entstanden 
wie in anderen Territorien zwischen Landesherrschaft und Gemeinde wegen der Bierumtrunke nicht. 
Im Herzogtum Magdeburg setzte man sich zum Beispiel über das amtliche Verbot, die finanziellen 
Überschüsse aus der Gemeindekasse zu vertrinken, auseinander (Löffler, Herrschaft als soziale Praxis 
zwischen Dorf und Obrigkeit, S. 116).
1637 Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. 9, 17, 25, 31, 32, 33, 38, 44, 46, 61, 66, 72, 73.
1638 Ebd., S. 98, 99.  
1639 Ebd., S. 136. In Hamswehrum wurde zwischen Landgebrauchern und Arbeitsmann differenziert: 
Ebd., S. 62.
1640 Teilweise wurden die von der Gemeinde ausgeschlossenen Warfsleute in den Bauerrechten regelrecht 
vor den Eigenerben geschützt, damit die Bauern sie nicht allzusehr finanziell belasteten: „Dat die Ge-
meindt und Erffleuden die Werffleuden nicht mehr beschweren noch overfallen sollen, dan recht ist, 
und in ander Naberlogen geschuitt, Poena wie zuvor.“ (Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. 88). Ähnli-
chen Schutzvorschriften begegnet man auch bezüglich der Armut des Kirchspiels oder der Bauerschaft 
(Ebd., S. 97, 99).
 Den Warfsleuten wurden sogar teilweise Gemeindeländereien zur Nutzung überlassen, während die 
Eigenerben eigenes Land zum Torfgraben benutzen mussten. Dies galt für die Warfsleute aber nur 
zur Subsistenzsicherung. Ein Verkauf des Torfes war nicht erlaubt (Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. 
108).
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so dass man wahrscheinlich auch in der Praxis darauf achtete, die Warfsleute 
und Tagelöhner auch bei der Verwendung der Brüchegelder zu bedenken. So 
konnten die Warfsleute von den Gemeindegeldern profitierten, wie zum Beispiel 
aus der Erhaltung der Wege, Wasserzüge, anderer gemeindlicher Aufgaben und 
vor allem von Abgaben für die Armen1641, die ihnen sicherlich ein notdürftiges 
„Lösungskonzept für lebenszyklische Armut“ bot, wenn ihnen schon aufgrund 
ihres Angewiesenseins auf die Handarbeit eine Alterssicherung durch die Familie 
kaum möglich war.1642 
Zu bedenken bleibt aber, dass die Warfsleute und Tagelöhner dabei nicht gleich-
berechtigt darüber entscheiden konnten, wofür die Brüchen verwendet wurden. 
Sie waren nicht vollberechtigt in der Gemeinde, und so konnten sie die Zahlung 
von Brüchen eines anderen an die Gemeinde auch nicht als Ausgleich auffassen. 
Das Leisten der Brüchen trug damit für die unterbäuerliche, nicht-berechtigte 
Bevölkerung den Charakter einer Strafe.1643 Insgesamt kam es durch das Fehlen 
des Bierumtrunks und den Ausschluss von Entscheidungen über diese Finanzen 
für die Warfsleute oder Tagelöhner ebenso wenig zum Ausgleich zwischen gleich-
berechtigten Konfliktparteien wie zu einem Selbsturteil. Die Gemeinde schaltete 
sich nur noch als richterliches Organ ein und verstand sich als Sachwalterin einer 
eigenen Rechtsordnung. Die nicht-berechtigten Gemeindeeinwohner gehörten 
dementsprechend nur insofern zur Gerichtsgemeinde, als sie ihrer Gerichtsbar-
keit und ihrer Strafe unterlagen,1644 aber nicht als Garanten der Willkür über sich 
selbst urteilen durften und untereinander für einen Ausgleich sorgten. 1645 
1641 Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. 33, 55, 70, 77, 102, 129.
1642 Friedeburg, Bauern und Tagelöhner, S. 56.
1643 Schildt, Buße, Strafe und Schadensersatz, S. 69: Das Kriterium zur Unterscheidung von Buße und 
Strafe war der jeweilige Verwendungszeck und nicht die Bezeichnung als Strafe. 
 Zum Charakter von Strafe und Buße als Rechtsfolge einerseits an eine öffentliche Gewalt, anderseits 
als auch emotionaler Ausgleich: Weitzel, Strafe und Strafverfahren, S. 66-74.
1644 So für die Unterordnung der nicht-berechtigten Schichten unter die Gerichtsbarkeit der Gemeinde im 
Herzogtum Magdeburg: Löffler, Herrschaft als soziale Praxis zwischen Dorf und Obrigkeit, S. 98.
1645 Allerdings wurde dieser Ausschluss im Geestgebiet seit dem 18. Jahrhunderts tendenziell aufgeweicht. 
Diese Wandlungen in der Gemeinde werden im Kapitel „IV.3.2. Begrenzte Beteiligung der unter-
bäuerlichen völkerung an der bäuerlichen Gemeinde“, (S. 336 ff.) näher erläutert. Hier soll nur die 
Gemeinde Völlen als kurzes Beispiel dienen: Wie die detaillierte Regelung der Feier zur Wahl des 
Gemeindebeamten (Schützenkönig) aus Völlen um 1633 zeigt, wurde im Rahmen dieser wichtigsten 
herausgehobenen Gemeindeversammlung der Mitglieder auch abschließend beim Mahl das „Breicke-
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Aus Sicht der berechtigten Bauern war eine symbolische Wiederherstellung 
der Gemeinschaft durch das gemeinsame Brüchenvertrinken mit den Warfs-
leuten gar nicht nötig, da die Bauerrichter gegenüber den Warfsleuten größere 
Erzwingungschancen hatten als gegenüber ihren Mitinteressenten, denn jene 
durften nicht an politischen und rechtlichen Entscheidungen teilhaben und 
mussten nicht um Konsens gebeten werden. Aufgrund des Unterordnungsver-
hältnisses hatte die Gemeinde und damit die berechtigten Gemeindemitglieder 
die Möglichkeit, über den Täter zu richten und eine Vollstreckung des Urteils 
durch Strafe durchzuführen. Selbsturteil, Konsens und Wiederherstellung des 
Friedens mussten die Nicht-Berechtigten den Bauern und die Bauern den un-
terbäuerlichen Nicht-Berechtigten symbolisch nicht demonstrieren. Die Recht-
sprechungspraxis der Gemeinden wies für die unterbäuerlichen nicht-berechtig-
ten Gruppen die Merkmale Gebotsrecht, Fremdurteil und Strafe auf, während 
es für die Bauern die eigene Rechtssetzung, das Selbsturteil und den Ausgleich 
bedeutete.1646 
Nachdem in bezug auf die Rechtsetzung, Rechtsprechung und die politische Wahl 
besonders ihre unterschiedliche Bedeutung für die Bauern und die Warfsleute her-
beer“ getrunken, also die eingenommenen Bier- oder Geldbrüchen vertrunken. An dieser Feier und 
an den weiteren Gemeindeversammlungen im Jahr sollten nur die Gildemitglieder teilnehmen (StaA 
Rep. 4 B IV h 93 Regierung gegen die Schüttmeister zu Völlen (Amt Leer), wegen der sogenannten 
Schützenrollen zu Leer, Weener und Völlen und der dem Schützenkönig zu verleihenden Immunität 
von den herrschaftlichen Praestationen 1733-1741, fol. 14-21´: Schützenrolle von Völlen, § 12, 28). 
Die Schilderung der Feierlichkeiten durch den Prediger etwa hundert Jahre später im Jahre 1739 
machen deutlich, dass nicht mehr nur die Gildemitglieder in die Feierlichkeiten einbezogen wurden, 
sondern das ganze Dorf, also auch die Warfsleute zwar nicht zum eigentlichen „Königs-bier“, aber 
zum sogenannten „Breckbier“ geladen waren. Auf diesem – sich an das „Königs-bier“ unmittelbar 
anschließende – „Breckbier“ wurden die eingenommenen Bierabgaben der Dorfeinwohner (nicht der 
Gildemitglieder!) und traditionell die vom „Köeningk“ für Verfehlungen erlassenen Brüchen der be-
straften Gemeindeeinwohner in Form von Bier vertrunken. Die Bierabgaben waren nach Herdbesit-
zern und Warfsleuten in der Höhe gestaffelt (Ebd., fol. 36´). Allerdings waren damit die Warfsleute 
noch nicht in die regelmäßige Gemeindeversammlung oder zum Mahl zur Einsetzung des Gemein-
debeamten aufgenommen. Sie konnten also keine Entscheidungen über die fälligen Brüchen und 
über die Nutzung der eingenommenen Gelder oder Bierabgaben mittreffen, und insoweit galt für sie 
wiederum die (Wieder-)Aufnahme in die Gemeinschaft nur bedingt. 
1646 Schlögl, Vergesellschaftung unter Anwesenden, S. 39; Eibach, Städtische Strafjustiz, S. 204-207: Ge-
nauso macht Schlögl mit Hinweis auf Eibachs Forschungen in Frankfurt a.M. für die frühneuzeitliche 
Stadt noch im 18. Jahrhundert darauf aufmerksam, dass die Oberschichtendevianz im Regelfall mit 
dem Ziel sozialer (Re-)Integration behandelt wurde, während man bei den Unterschichten auf soziale 
Ausgrenzung duch die „akkusativ begründete öffentliche Strafe“ setzte. 
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ausgearbeitet wurde, soll hier aber noch einmal auf ein Moment hingewiesen werden, 
an dem prinzipiell alle Einwohner beteiligt waren: die außergerichtliche Konfliktbe-
arbeitung, die sich vor allem auf der Grundlage von Rechtsgewohnheiten bewegte. 
4.3 Außergerichtliche Konfliktbearbeitung 
Das Brüchewesen in seinen rituellen Zusammenhängen stellte eine von allen Sei-
ten anerkannte Form der spezifisch dörflichen Kontrolle dar, deren Zuständigkei-
ten mit Einsetzung der Amtsgerichtsbarkeit im Jahre 16141647 von Landständen 
und Landesherr festgelegt waren, wenn sie auch nicht in die Gerichtsorganisation 
aufgenommen wurden. Für die niedere Gerichtsbarkeit, die Ahndung verschie-
dener Vergehen im ländlichen Zusammenleben war die Gemeinde zuständig. 
Neben dieser durch die Herrschaft anerkannten und gestützten Kontrolle waren 
aber auch Mechanismen der außergerichtlichen Sozialkontrolle wirksam.
Praktiken der außergerichtlichen Konfliktbearbeitung waren generell zum 
Beispiel freundschaftliches Bitten, Beleidigungen, Ehrverletzungen, Droh- und 
Fehdebriefe (Brandbriefe)1648, Befragung der ganzen Gemeinde bzw. anderer be-
ratender Instanzen1649, Beschickungen1650, Entschuldigungen1651 und Abtragun-
1647 Für die Amtsgerichte und die patrimonialen Gerichte in den Herrlichkeiten wurde 1614 eine Unter-
gerichtsordnung erlassen (Ebel, Das Ende des friesischen Rechts, S. 28; König, Verwaltungsgeschich-
te, S. 232: Untergerichtsordnung: StaA Rep. 4 A II 8).
1648 Mommertz, Relationalität oder Normativität, S. 83: Ob die Drohformen schriftlich, mündlich oder 
symbolisch waren (Brandbrief, Beleidigung, das Legen von Brandzeichen), sie waren implizit oder 
explizit mit einer Sanktionsandrohung verbunden. Verteidigungs- und Abwehrmöglichkeiten hatten 
aber auch die Beschuldigten. Sie griffen auf die Gegenrede zurück, aber auch auf die stärkere Variante 
der Wiederdrohung. Man forderte auch dazu auf, einen Beweis für die Anschuldigung zu liefern oder 
die verletzte Ehre durch Widerruf wiederherzustellen. 
1649 Ebd., S. 84: Autoritätspersonen fungierten als Instanzen, so zum Beispiel Pastoren, Eltern, Nachbarn, 
Eheleute, Wahrsagerinnen oder weise Frauen und sogenannte Teufelsbannerinnen. Bauer oder Bäuerin ver-
mittelten vor allem für ihre Knechte und Mägde, wahrscheinlich auch für ihre Tagelöhner und Warfsleute. 
1650 Ebd., S. 83, 85; Gersmann, Orte der Kommunikation, Orte der Auseinandersetzung, S. 260: Beschik-
kungen sind Versöhnungswünsche, die durch Dritte an die gegnerische Partei herangetragen wurde. 
Man konnte aber auch einzeln oder in Gruppen verdächtige oder beschuldigte Personen beschicken, sei 
es, um ihnen eine bestimmte Frage zu stellen oder um  eine Nachricht zukommen zu lassen. Auf eine 
Beschickung war zu antworten, sonst machte man sich noch verdächtiger. Auf die Beschickung folgte 
das Widerschicken. Diese Praktiken schlossen die Auseinandersetzung an das öffentliche Gerede an. 
1651 Mommertz, Relationalität oder Normativität, S. 85: Entschuldigungen zur Beendigung einer Un-
einigkeit oder eines Streites konnten vor der versammelten Gemeinde oder als Versöhnungsformeln 
ausgesprochen werden. Dabei konnte auch ein öffentlicher Widerruf ausgesprochen werden.
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gen1652, Rügepraxen, aber auch ritualisierte Formen der gewalttätigen Selbsthil-
fe.1653 Diese „Praxis des Richtens“ 1654, so führt Monika Mommertz aus, lässt sich 
als ein „Set von ritualisierten und über Konsens und ‚Herkommen’ quasi-institu-
tionalisierten Auseinandersetzungsformen“ bezeichnen.1655 
Ein wichtiger Unterschied zwischen dorfgerichtlicher Rechtsprechung und au-
ßergerichtlicher Konfliktbearbeitung ist die Tatsache, dass in der dorfgerichtlichen 
Rechtsprechung die Entscheidungen auf der rechtlichen Basis der Willküren ruh-
ten, während in den nicht-gerichtlichen Konfliktlösungsstrategien Normen erst mit 
der Praxis entstanden.1656 Solche Normen hatten eine anders hergestellte Stabilität 
und Autorität als die in den Willküren schriftlich formulierten Normen.1657 Sie un-
terlagen der immerwährenden Aushandlung von  Rechtsgewohnheiten und einer 
Wiederholung oder Beachtung von Beziehungsnetzen.1658 In die dörfliche „Praxis 
des Richtens“ wurden systematisch die Beziehungen von Kontrahenten und Kon-
trahentinnen einbezogen und dies erzeugte eine „Rechtlichkeit“1659, die von moder-
nem Normen-Denken weiter entfernt war. Die Regeln, durch die man rechtliche 
Entscheidungen traf, stützten sich damit kaum auf inhaltliche Normen, sondern 
auf die „konsentierte Übung“, die aus Überlieferung, Sitte, Moral und Religion 
und institutionalisierten Handlungen bestand. Diese Lebensordnung war sonst 
nicht formuliert und musste nur im Falle des Konfliktes befragt werden, sie war 
1652 Mommertz, Relationalität oder Normativität, S. 85: Ein Täter konnte eine Abtragung tun, indem er 
eine Abzahlung, eine Gegenleistung oder einen Widerruf vereinbarte. 
1653 Dinges, Justiznutzungen als soziale Kontrolle, S. 511; Dinges, Formenwandel, S. 171-194.
1654 Mommertz, Relationalität oder Normativität?, S. 85; Mommertz, „Hat ermeldetes Waib mich ange-
fallen“, S. 358.
1655 Mommertz, „Hat ermeldetes Waib mich angefallen“, S. 358.
1656 Weitzel, Gewohnheitsrecht und fränkisch-deutsches Gerichtsverfahren, S. 74: Für das fränkisch-deut-
sche Gerichtsverfahren führt Weitzel aus, dass die Beteiligten nicht auf einen Normtext rekurrierten, 
um Konflikte zu lösen, sondern dass der verlorengegangene Konsens „konkret, d.h. im Gespräch, wie-
derhergestellt“ werden musste. Außerhalb des gerichtlichen Verfahrens waren Rechtsauffassungen nur 
genossenschaftlich gleichwertige Meinungen. Wenn sie gelten sollten, so mussten sie geteilt werden. 
Genauso stellt sich die Konfliktbearbeitung hier dar, wenn nicht nach bauerrechtlichen Vorschriften 
entschieden wurde. 
1657 Schulze, „Gewohnheitsrecht“ und „Rechtsgewohnheiten“, S. 15.
1658 Mommertz, Relationalität oder Normativität?, S. 89; Dilcher, Mittelalterliche Rechtsgewohnheit als 
methodisch-theoretisches Problem, S. 52.
1659 Mommertz, Relationalität oder Normativität?, S. 89.
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existent als gelebte Realität durch rituelle oder sprachliche Wiederholungen.1660 Die 
Normbildung der Willkür stellte nur die Ausnahme in einer Rechtskultur dar, die 
auf der Findung von Rechtsgewohnheiten durch „konsentierte Übung“ fußte.1661 
Von dem institutionalisierten, durch die männlichen Gemeindemitglieder be-
stimmten Dorfgericht unterschied sich eine „Praxis des Richtens“ zweitens auf-
grund der Beteiligung prinzipiell aller Gemeindeeinwohner an dieser Praxis zur 
Normbildung und Rechtsprechung. Die gemeindliche Öffentlichkeit wurde in 
diese „Erstellung“ bzw. Übung der Rechtsgewohnheiten immer mit einbezogen, 
so dass alltäglich und von allen Seiten her, eben nicht bloß von (meist) männli-
chen Stellenbesitzern, sondern auch von Frauen und Männern in unterschiedli-
chen Besitz- und Verwandtschaftsverhältnissen, die Ordnung geübt wurde und 
auf dieser Grundlage über Wertigkeit und Wichtigkeit von Handeln entschieden 
wurde.1662 So ist die außergerichtliche Rechtspflege Konstitutionsmoment der 
Selbstwahrnehmung und Selbstbenennung des Siedlungsverbandes als Gemein-
schaft jenseits des politischen Gemeindebegriffs, der Realgemeinde.1663 
In der ostfriesischen „Praxis des Richtens“ kann man einzelne quasi-instituti-
onalisierte Handlungsfolgen ausmachen, die in Gerichtsakten zur Sprache kom-
men. Den außergerichtlichen Konfliktbearbeitungen begegnet man zwar teilwei-
se in Schriftstücken, die durch die Gemeindeeinwohner selbst erstellt wurden, 
diese lassen sich aber nur in Gerichtsakten finden. Wenn überhaupt, dann wurde 
die außergerichtliche Konfliktbearbeitung vor obrigkeitlichen Gerichten akten-
kundig. Drei Beispiele solcher Handlungsfolgen seien hier gegeben.
Man kannte in ostfriesischen Gemeinden die Beschickung, d.h. die Beauf-
tragung eines Dritten, einen Versöhnungswunsch an die gegnerische Partei her-
anzutragen. Auf die Beschickung folgte im Regelfall das Widerschicken1664 oder 
das Nachgeben. In der Bauerschaft Westerloog im Kirchspiel Middels hatte der 
Warfsmann Göcke Meinen den Bauerrichter und einige andere durch zwei „gute 
1660 Dilcher, Mittelalterliche Rechtsgewohnheit als methodisch-theoretisches Problem, S. 52. 
1661 Weitzel, Die Konstitutierung der Gemeinde aus der Rechtstheorie, S. 166.
1662 Mommertz, Relationalität oder Normativität?, S. 86 f.
1663 Mommertz, „Hat ermeldetes Waib mich angefallen“, S. 358.
1664 Mommertz, Relationalität oder Normativität, S. 83, 85.
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Männer“1665 beschickt, als sie ihm sein Pferd wegen angeblich unerlaubter Wei-
dung gepfändet hatten und daraufhin im Krug die mit dem Pfand einzuneh-
mende Brüche in Form von Bier vertrunken hatten. Die Beschickung war in 
diesem Fall die erste Handlung des Warfsmannes, um den Konflikt mit dem 
Bauerrichter und seinen „Consorten“ zu bearbeiten.1666 Erst als diese auf das Ver-
söhnungsangebot nicht reagierten und der Warfsmann sich im Recht fühlte so-
wie die „Sache keinen Verzug leiden könnte“1667, klagte er am 4. Juni 1719 vor 
dem Amtsgericht in Aurich gegen den Bauerrichter und die „Consorten“.1668 Der 
vom Bauerrichter als Pfand eingenommene Kessel, den der Warfsmann nicht 
entbehren konnte, sollte ihm wiedergegeben werden. Der Bauerrichter erhielt 
im Sinne des Warfsmannes ein „mandatum cum restituendo cum citatione ad 
oralem communicationem“, musste also den Kessel zurückgeben und sich vor 
Gericht verantworten.1669
Die Protestation ist eine zweite institutionalisierte Form der außergeirchtlichen 
Konfliktbearbeitung. Um einen Protest gegen ein Verhalten öffentlichwirksam 
auszudrücken, musste „solleniter protestiret“1670 werden, d.h. in einer instituio-
nalisierten rechtmäßigen Form wurde der Protest ausgedrückt. So begegnet diese 
Art des Protestes in einem Konsistorialgerichtsverfahren wegen einer strittigen 
Pastorenwahl in Twixlum, als eine Gruppe von Bauern mit ihrem Notar ihren 
Protest gegen andere Bauern und Warfsleute ausdrückte, die eine Versammlung 
im – unziemlichen – Wirtshaus abgehalten hatten.1671 
1665 StaA Rep. 103 III 103 Göcke Meinen zu Middels gegen den dortigen Bauerrichter Folckert Siebels, 
die gemeine Weide betr. 1719-1720, fol. 6.
 StaA Rep. 4 B IV d 129 Die Warfsleute zu Hinte, insbesondere die Mittragung der zur Wiederher-
stellung der Hinter Brücke erforderlichen Unkosten betr. 1631-1635, fol. 50 f.: Auch im Konflikt zwi-
schen Warfsleuten und Bauern in Hinte im Jahre 1631 versuchte man kurzzeitig den Konflikt durch 
Beschicken zu lösen.  Die Warfsleute schickten zuerst einen Boten, die Bauern wollten eine Einigung 
und schickten einen Boten zurück. Aber es kam zu keiner Einigung. 
1666 StaA Rep. 103 III 103 Göcke Meinen zu Middels gegen den dortigen Bauerrichter Folckert Siebels, 
die gemeine Weide betr. 1719-1720, fol. 6.
1667 Ebd., fol. 6.
1668 Ebd., fol. 2, 6´.
1669 Ebd., fol. 6-7: Gegen dieses Mandat klagte der Bauerrichter am Hofgericht, allerdings nicht gegen die 
Sachentscheidung, sondern gegen die Zuständigkeit des Amtsgerichts.
1670 StaA Rep. 138 I 2057 Eine streitige Predigerwahl betr. 1666, Twixlum, fol. 22-24.
1671 StaA Rep. 138 I 2057 Eine streitige Predigerwahl betr. 1666, Twixlum.
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Ein besonders aussagekräftiges Beispiel für eine außergerichtliche „Praxis des 
Richtens“ in Ostfriesland ist die Rügepraxis.1672 Es wurde in Ostfriesland „Rum-
pen“ genannt und war von der Landesherrschaft untersagt worden.1673 Das „Rum-
pen“ ist ein in Ostfriesland verbreiteter Brauch junger Männer, meist der Knech-
te und Söhne des Siedlungsverbandes.1674 Sie bedrohten mit dem „Rumpen“ ei-
nen Einwohner, indem sie sich nachts1675 zum Beispiel verkleideten1676, in einer 
fiktiven Sprache redeten1677, lautstark auftraten und Gegenstände zerstörten.1678 
Erreichen wollte man damit meist das Spendieren eines Mahles und Biers durch 
den „Gerumpten“, der zum Abschluss eines Arbeitstages seinen Arbeitern1679, für 
seinen Umzug in das Dorf, den Kauf eines Hauses oder eine Hochzeit etwas 
ausgeben sollte.1680 Auch eine nicht erfüllte Verpflichtung zu gerichtsherrlichen 
Diensten oder Lasten, die im Rahmen des Dorfes organisiert wurden, konnte ein 
1672 Siehe zum Rügebrauchtum allgemein: Hinrichs, „Charivari“, S. 430-463; Schindler, Die Hüter der 
Unordnung, S. 320; Scharfe, Zum Rügebrauch, S. 45-68.
1673 22 Fälle wurden gefunden, in denen das Rumpen aktenkundig wurde, weil es verfolgt wurde oder weil 
es im Zuge eines Prozesses erwähnt wurde. Die Akten stammen aus dem Zeitraum zwischen 1665-1749: 
StaA Rep. 102 628 Hero Eden zu Ochtelbur, Wilke Janssen zu Riepe u. Cons.: Rumpen bei Claes Ise-
brands 1733; StaA Rep. 102 550 Berend Michels u. Cons.: Ruinierung des Tjücher Grashauses (Rum-
pen) 1740; StaA Rep. 4 B IV g 48 Das zu Grimersum im Amte Greetsiel vorgefallene Rumpen 1737; 
StaA Rep. 5 678 Menschenauflauf zu Loquard 1749; StaA Rep. 4 B II x 80 Verordnungen gegen das 
sog. Rumpen 1665-1728 (mit berichteten 7 einzelnen Fällen des Rumpens und der in der Verordnung 
von 1665 erwähnten vielfältigen Beschwerden über das Rumpen); StaA Rep. 4 B II x 155 Verordnung 
vom 20.10.1733 gegen das Rumpen – Zuwiderhandlungen dagegen 1733-1741 (mit ca. 10 erwähnten 
Verstößen gegen das Rumpen); StaA Rep. 4 B IV n 387a Die von Joh. Friedrich Potinius beanspruchte 
Freiheit vom Hofdienst von seiner Warfstätte in Stedesdorf (1657-) 1737-1739, fol. 41´.
 Auch Klagen von Pastoren über das Rumpen ließen sich in den Konsistorialakten finden, z.B.: StaA 
Rep. 138 I 1432 Die Erbauung einer neuen Cantzel und verschiedener in dasiger Gemeinde vorge-
henden Unruhen betr. 1730, Loquard, fol. 2. 
1674 StaA Rep. 4 B II x 80 Verordnungen gegen das sog. Rumpen 1665-1728, fol. 2, 48-50; TenDoornk-
aat-Koolman, Wörterbuch der ostfriesischen Sprache, Bd. 3, S. 69.
1675 StaA Rep. 102 550 Berend Michels u. Cons.: Ruinierung des Tjücher Grashauses (Rumpen) 1740, 
fol. 6; StaA  Rep. 138 I 1432 Die Erbauung einer neuen Cantzel und verschiedener in dasiger Ge-
meinde vorgehenden Unruhen betr. 1730, Loquard, fol. 2: Das Rumpen geschah immer nachts.
1676 StaA Rep. 4 B II x 80 Verordnungen gegen das sog. Rumpen 1665-1728, fol. 67-71.
1677 StaA Rep. 102 550 Berend Michels u. Cons.: Ruinierung des Tjücher Grashauses (Rumpen) 1740, fol. 5.
1678 StaA Rep. 4 B II x 80 Verordnungen gegen das sog. Rumpen 1665-1728, fol. 8-9.
1679 StaA Rep. 102 550 Berend Michels u. Cons.: Ruinierung des Tjücher Grashauses (Rumpen) 1740, 
fol. 8.
1680 StaA Rep. 102 628 Hero Eden zu Ochtelbur, Wilke Janssen zu Riepe u. Cons.: Rumpen bei Claes 
Isebrand 1733, fol. 1´; StaA  Rep. 138 I 1432 Die Erbauung einer neuen Cantzel und verschiedener 
in dasiger Gemeinde vorgehenden Unruhen betr. 1730, Loquard, fol. 2; StaA Rep. 4 B II x 80 Ver-
ordnungen gegen das sog. Rumpen 1665-1728, fol. 8-9 (Oldendorp), 42-43 (Arle). 
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Rumpen der Nachbarn zur Folge haben, da diese sich ärgerten, mehr Dienste 
verrichten zu müssen, wenn sich einer weigerte.1681 Außerdem wurde versucht, 
ein politisches Abweichen mit dem Rumpen zu verhindern oder zu bestrafen: 
Gerumpt wurde zum Beispiel ein Bauer aus Groothusen und Hamswehrum im 
Jahre 1727, der sich im Appelle-Krieg fürstentreu gezeigt hatte und nun von den 
anderen Bauern zum Wechsel der Seite gezwungen werden sollte. Sie schickten 
zum Rumpen ihre Knechte.1682 
Bevor es zum eigentlichen „Rumpen“ kam, wurde der dadurch bedrohten Per-
son ein „Rump-Brief“1683 oder auch „fehde-brief“1684 übergeben. Ein überlieferter 
„Rump-Brief“ an die Eheleute Gerd Tiarks und Benne Gerdes aus Arle im Jahre 
1713, den der Pastor bei der Obrigkeit einreichte und sich über diese Praktiken 
beschwerte1685, soll hier als Beispiel dienen: 
„Te bestellen an ehr und achtbahre und respective gert bennen in arrel, 
kame dit in eigen handen dör fründe de got beleite. Zito Zito. 
To weten sie hie mit gert Tiarks Hanenrey van wegen dien wol bewuste 
Sachen de du bether to Unsen genögen nicht bist nagekamen, van wegen 
din schüldige plicht van infahrt hochtit un van dien ricke dochters uth-
gift, un disse ulrreihde, bloht sohr, hör schüldigheit. So don wie rumpers 
as wehrhaffte mannen die hir mit to weten, dat du sülkes inwendig acht 
dagen, mit en ander uns tom vollen gnögen Consenters, wo nüh so sol 
wie die na rumpers recht auerfallen, t mag den wesen, wo unse gelegen-
heit man best sal prisenteren al wen du ock nich anders wilt, mit führ 
un brant krut of loht, ja t. erste sal wesen dat wie die mit tehr de fens-
ters willen to schmeren of lassen of menstu dat wie dit dar willen so dör 
 Zur großen  Bedeutung von Festen als Geselligkeit und Kreditsystem in einer „sozial eingebetteten“ 
Wirtschaft: Löffler, Herrschaft als soziale Praxis zwischen Dorf und Obrigkeit, S. 100; Frank, Verbo-
tener Luxus, S. 158 f.
1681 StaA Rep. 4 B IV n 387a Die von Joh. Friedrich Potinius beanspruchte Freiheit vom Hofdienst von 
seiner Warfstätte in Stedesdorf (1657-) 1737-1739 (Prozess am Amtsgericht Esens), fol. 41´.
1682 StaA Rep. 4 B II x 80 Verordnungen gegen das sog. Rumpen 1665-1728, fol. 48-53. 
1683 StaA Rep. 4 B II x 80 Verordnungen gegen das sog. Rumpen 1665-1728, fol. 29-30, 37-38.
1684 StaA Rep. 102 628 Hero Eden zu Ochtelbur, Wilke Janssen zu Riepe u. Cons.: Rumpen bei Claes 
Isebrand 1733, fol. 1´. 
1685 StaA Rep. 4 B II x 80 Verordnungen gegen das sog. Rumpen 1665-1728, fol. 42 f.
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striken laten as du, t dar in striken laten hest up de boshafen du falsche 
hore mit alle dien renken wen en ander wat to dohn het so wilt du alltit 
lefer de erste as de läste wesen lefer dat beste as dar schlimste heben hai-
gen un denken is hir in deswegen wo du dit mandat nich in hörten tit 
na kumht, heben die auerst noch erst in t gode wahr schout so will wie 
so wahr achtig as du bie de broer legen hest un so wahr as wie gedenken 
wat in hörten van die te heben na t gene don wat wie die noch ut frün-
schup schriven war na du die to rigten un dar vör to wachten hest.
Rump van bollinghusen will die dör un fensters belusen dat heu in de 
brant de mehfolt in de rendel dar lat wie t den noch net bie bewenden. 
d. 23. Febr 1713 wacht die vörquat“ 1686
Solch ein Brief bewirkte meist das gewünschte Verhalten und wurde wahrschein-
lich auch selten der Obrigkeit angezeigt, die ein solches Rumpen verboten hatte. In 
den ausnahmsweise an die Obrigkeit gelangten Fällen scheuten sich die „gerumpten“ 
Personen jedoch, die Namen der „Rumper“ zu nennen, da sie Angst vor weiteren 
Racheakten hatten.1687 Auch zwischen Bauern und Warfsleuten gehörte das „Rum-
pen“ zum außergerichtlichen Konfliktlösungsrepertoire, mit dem von bäuerlicher 
Seite zum Beispiel versucht wurde, einen Warfsmann zur Ableistung gerichtsherrli-
cher Lasten zu zwingen, damit die Belastung für die anderen geringer würde.1688
Das „Rumpen“ gehörte damit zu dem in der Frühneuzeit auf dem Lande stark 
verbreiteten Brauch des Charivari, dem Rügebrauch gegen sozialmoralische Ver-
fehlungen, aber auch gegen unerfüllte Verpflichtungen gegenüber Gemeinde und 
Landesherrschaft. In Ostfriesland wird dieser Brauch erst greifbar, als es im Zuge 
der landesherrlichen Policeygesetzgebung zu einer versuchten obrigkeitlichen 
Durchdringung des Alltags kam und das „Rumpen“, wie z.B. auch verschwen-
1686 StaA Rep. 4 B II x 80 Verordnungen gegen das sog. Rumpen 1665-1728, fol. 44.
1687 StaA Rep. 5 678 Menschenauflauf zu Loquard 1749, fol. 3-4, 7-8.
1688 Ausnahmsweise sei hier ein Gerichtsprozess aus dem Harlingerland angeführt, dessen Quellen hier ei-
gentlich nicht bedacht werden sollten, der aber den einzigen gefundenen Fall darstellt, in dem Bauern 
und Warfsleute sich über das Rumpen miteinander vor Gericht auseinandersetzten. Dies wird aber 
für Ostfriesland kaum anders gewesen sein: StaA Rep. 4 B IV n 387a Die von Joh. Friedrich Potinius 
beanspruchte Freiheit vom Hofdienst von seiner Warfstätte in Stedesdorf (1657-) 1737-1739, fol. 41´.
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derische Hochzeits-, Tauf- und Beerdigungsfeiern1689, verstärkter Gesetzgebungs- 
und Verfolgungspraxis ausgesetzt werden sollte. So erging 1665 das erste Policey-
gesetz gegen das Rumpen1690 und wurde in der Policeyordnung 1711 und noch 
einmal 1733 verboten.1691 Eine Wiederholung von preußischer Seite wurde in 
den Dörfern 1749 verlesen.1692 Die dörfliche „Praxis des Richtens“ sollte also ver-
stärkt durch Policeyverordnungen zurückgedrängt werden,1693 Aus den Dörfern 
beschwerten sich die Betroffenen oder auch Pfarrer über das immer wieder auf-
tretende Rumpen bei der Obrigkeit.  Der Pfarrer des im obigen Rumpersbrief be-
drohten Ehepaares aus Arle bezeichnete die „Rumper“ 1713 als böse Menschen, 
„in welchen der Teuffel als der Fürst der Finsternis sein Werck hat.“1694 
Die Knechte und Söhne des Dorfes handelten beim Rumpen nicht immer selb-
ständig, sondern auch auf Geheiß und in Verantwortung ihrer Väter oder Dienst-
herren: Der schon erwähnte Bauer aus Groothusen und Hamswehrum wurde 
von den Knechten der anderen Bauern gerumpt, damit er sich der landständisch-
kommunalen Partei und damit den Vätern und Dienstherren der Rumper zu-
1689 König, Verwaltungsgeschichte, S. 481, 499: So wurde in den Policeyordnungen von 1647 und 1711 
versucht, ausgiebige Feste, die der Obrigkeit als Verschwendung galten, einzudämmen. Allerdings 
wurden diese Policeyordnungen aufgrund von Protesten der Stände außer im Amt Pewsum und im 
Harlingerland nicht verordnet oder in die Praxis umgesetzt.
1690 StaA Rep. 4 B II x 80, Verordnungen gegen das sog. Rumpen 1665-1728, fol. 2. 
1691 StaA Rep. 4 B II x 155 Verordnung vom 20.10.1733 gegen das Rumpen – Zuwiderhandlungen da-
gegen 1733-1741; König, Verwaltungsgeschichte, S. 499: Die Policeyordnung von 1711 konnte für 
ganz Ostfriesland nicht eingesetzt werden, da sich die Stände in einem Protest vom April 1712 gegen 
die Veröffentlichung wehrten. Für das Harlingerland und das Amt Pewsum galt diese Policeyordnung 
und das Verbot gegen das Rumpen aber. 
1692 StaA Rep. 5 678 Menschenauflauf zu Loquard, fol. 1-2.  
1693 Zur Missbilligung der außergerichtlichen Verfahren durch die Obrigkeit: Dinges, Justiznutzungen als 
soziale Kontrolle, S. 520. 
1694 StaA Rep. 4 B II x 80 Verordnungen gegen das sog. Rumpen 1665-1728, fol. 42-43. Auch der Pa-
stor aus Osteel beschwerte sich 1722 über das Rumpen (fol. 29-30). Auch der Pfarrer von Loquard 
beschwerte sich über das Rumpen: StaA  Rep. 138 I 1432 Die Erbauung einer neuen Cantzel und 
verschiedener in dasiger Gemeinde vorgehenden Unruhen betr. 1730, Loquard, fol. 2.
 StaA Rep. 5 678 Menschenauflauf zu Loquard 1749, fol. 1-2: Auch in einem anderen Zusammen-
hang wurde den Rumpern eine solche Bösartigkeit unterstellt, dass an die Unterstellung von Hexerei 
zu denken ist: Der Bäcker Carstiens aus Loquard forderte 1749, dass man den Rumpern Einhalt gebie-
te, sonst würde es in Loquard noch so enden wie in Rysum. Rysum war in ganz Ostfriesland bekannt 
für die dort im Jahre 1591 angeklagten Hexen: StaA Rep. 4 B IV q 10 Justifizierung von zwei Hexen 
durch den Scharfrichter in der Herrlichkeit Rysum 1591. 
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wandte.1695 Die Verwantwortlichkeit der Bauern für das Rumpen wird auch klar, 
wenn ein Warfsmann mit dem Rumpen zur Ableistung gerichtsherrlicher Lasten 
gezwungen werden sollte und damit die Bauern, die diese gerichtsherrlichen Las-
ten bis dahin allein trugen, entlastet werden sollten.1696 Dies zeigt sich auch in 
den Verordnungen gegen das Rumpen, die den Vätern und Dienstherren die Ver-
antwortung auch offiziell übertrug: Sie sollten eine Geldstrafe für das „Rumpen“ 
der jungen Männer entrichten.1697
Diese drei Beispiele außergerichtlichen Konfliktaustrages zeigen, dass daran 
alle Gemeindeeinwohner teilnahmen: Junge Männer „rumpten“, als Beschicker 
konnte prinzipiell jeder beauftragt werden, wenn man auch die „guten Männer“ 
bevorzugte, Protest vor einer allgemeinen Öffentlichkeit musste formvollendet 
sein. So wurde die gemeindliche Öffentlichkeit in dieser außergerichtlichen Kon-
fliktaustragung immer mit einbezogen. Auf diese Weise wurde alltäglich und von 
allen Seiten her, eben nicht bloß von männlichen Stellenbesitzern, sondern auch 
von Frauen und Männern in unterschiedlichen Besitz- und Verwandtschafts-
verhältnissen, über die Wertigkeit und Wichtigkeit von Handeln (Bildung von 
Rechtsgewohnheiten) und über konkrete Konflikte (Rechtsprechung) entschie-
den.1698 Die Besitzenden und ihre Familien, abhängig von Geschlecht, Haushalts-
position und innerdörflicher Ehre bestimmten die „Praxis des Richtens“ jedoch 
vornehmlich. Somit geschah diese Praxis auch aufgrund von Machtprozessen in-
nerhalb der lokalen Gesellschaft.1699 Dies zeigt sich schon in der Tatsache, dass die 
1695 StaA Rep. 4 B II x 80 Verordnungen gegen das sog. Rumpen 1665-1728, fol. 48-53.
1696 StaA Rep. 4 B IV n 387a Die von Joh. Friedrich Potinius beanspruchte Freiheit vom Hofdienst von 
seiner Warfstätte in Stedesdorf (1657-) 1737-1739, fol. 59-61.
1697 StaA Rep. 4 B II x 80 Verordnungen gegen das sog. Rumpen 1665-1728, fol. 2. Diese Verordnung 
beweist auch ganz allgemein, dass die Hausherren für die Hausgenossen zuständig und verantwortlich 
waren. Während eines Gerichtsverfahrens wegen des Rumpens wurde den Herren sogar verboten, den 
Knechten einen Dienstlohn auszuzahlen, noch von dem „Guht etwas ausfolgen“ zu lassen. Die Knech-
te sollten in Arrest bei ihren Herren bleiben, bis weitere gerichtliche Verordnung ausgegeben wurden 
(StaA Rep. 4 B II x 80 Verordnungen gegen das sog. Rumpen 1665-1728, fol. 48-50).
1698 Mommertz, Relationalität oder Normativität?, S. 86 f.
1699 So auch für andere Territorien und im Allgemeinen: Schildt, Der Friedensgedanke, S, 221; Gleixner, 
Rechtsfindung zwischen Machtbeziehungen, S. 67. Allgemein: Bader, Dorfgenossenschaft und Dorf-
gemeinde, S. 287; Dinges, Justiznutzungen als soziale Kontrolle, S. 509: Dinges weist ganz allgemein 
auf die ungleiche Verteilung von Ressourcen und Einflusschancen von Akteuren für die soziale Kon-
trolle hin.
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Knechte und Söhne bei außergerichtlichen Rügepraktiken meist mit Wissen und 
in Verantwortung der in der Gemeinde berechtigten Bauern handelten oder dass 
man für das Beschicken „gute Männer“, also angesehene Männer der Gemeinde 
auswählte. 
Mit diesen außergerichtlichen Konfliktbearbeitungen wurden Rechtsgewohn-
heiten und Konfliktentscheide situativ gefunden, man hielt sich nicht an eine 
normative Entscheidungsgrundlage. Die betreffenden Konfliktgegenstände, über 
die in der Siedlung entschieden werden musste, waren nirgendwo anders geregelt 
bzw. eine solche möglicherweise existente Normsetzung war den Einwohnern 
nicht bekannt oder für sie nicht relevant. Recht sollte im Konflikt (wieder-) ge-
funden werden. Das Urteilen setzte aber kein Recht für die Zukunft, während das 
Bauerrecht schon die Objektivierung des Rechts war und man in der Zukunft da-
nach Rechtsfolgen beschließen konnte. Anhand dieser Ausführungen wird klar, 
warum eine Unterscheidung von Normsetzung und Normanwendung für diese 
außergerichtliche Konfliktbearbeitung überhaupt keinen Sinn macht.1700 Norm- 
bzw. Rechtsetzung fand überhaupt nicht statt, es gab kein abstraktes Rechtsge-
rüst. Normfindung fand zum Großteil in konkreten Fällen zusammen mit der 
Konfliktentscheidung statt. Man kann davon sprechen, dass eine urteilende Ent-
scheidung in einem Konflikt durch einen Prozess der Findung und Bezeugung 
der geübten Rechtsgewohnheiten gewonnen wurde und nicht durch die Anwen-
dung einer abstrakten Rechtsregel. 
Mit der Schilderung dieser außergerichtlichen Praxis wurde deutlich, dass 
Normbildung und Rechtsprechung weder nur von den Bauern für sich selbst 
gesetzt und ausgleichend entschieden wurden, noch dass sie den Warfsleuten nur 
vorgesetzt wurden und sie nur bestraft wurden. An der rechtsgewohnheitlichen 
1700 Schulze, „Gewohnheitsrecht“ und „Rechtsgewohnheiten“, S. 15; Dilcher, Mittelalterliche Rechtsge-
wohnheit als methodisch-theoretisches Problem, S. 38: Schulze und Dilcher thematisieren das andere 
Verhältnis zwischen Rechtssetzung und Rechtsprechung bei Geltung von Rechtsgewohnheiten. Die 
Beilegung eines Konfliktfalles erfolgt dann aus einem anderen Bewusstseinshintergrund als aus demje-
nigen, mit dem die Lösung für den Konflikt aus einer Norm abgeleitet wurde. Dilcher betont auch für 
das Mittelalter die geringe Ausdifferenzierung von Moral und Recht. Im Kontrast dazu steht die Aus-
differenzierung von Rechtsetzung und Rechtsprechung im modernen Gerichtsverfahren: Luhmann, 
Legitimation durch Verfahren, S. 64.
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Normbildung und Rechtsprechung hatten immer alle teil. Trotzdem entsprachen 
die in dieser außergerichtlichen Sozialkontrolle ausgeübten Machtverhältnisse 
denjenigen, die auch in den Sanktionen der Gemeinde wichtig waren: Die Stel-
lenbesitzer konnten ihr Machtpotential auch in diesem Bereich fruchtbar ma-
chen. 
5.  „Auf dem Klockenschlag“ –  
Kommunalismus in Ostfriesland
Als „Klockenschlag“ wurden in Ostfriesland die Gemeindeversammlung und vor 
allem die jährliche herausgehobene Gemeindeversammlung bezeichnet.1701 Mit 
dieser Gemeindeversammlung ist eine der gemeindlichen Instutionen angespro-
chen, die laut Peter Blickle eine Voraussetzung darstellt, um von einer kommu-
nalistisch verfassten Kommune zu sprechen. Genauso finden wir in Ostfriesland 
Satzungshoheit, ein gemeindliches Gericht und eine gemeindliche Verwaltung, 
sogar das Pfarrerwahlrecht und die Deputation von Landtagsabgeordneten zu den 
Landständeversammlungen. Demnache handelt es sich um eine kommunalisti-
sche Gemeinde, eine quasi-autonome Gemeindeform, die weitgehend ihre Be-
lange selbständig regelte. Dennoch unterscheidet sich die ostfriesische Gemeinde 
von der idealtypischen kommunalistischen Gemeinde, wie sie Blickle entwirft. 
Tendenziell versteht Blickle die gemeindliche Rechtsetzung als Verfassung, auf 
der die Verwaltung der Gemeinde aufgebaut sei.1702 Aus ihr folgen eigene Recht-
sprechung und gemeindliche Verwaltung sowie gemeindliche Werte und Nor-
men und eine eigene Politik. Damit orientiert sich das Kommunalismuskonzept 
an dem Staat mit seinen Organisationsformen als Maßstab allen politisch-his-
torischen Tuns. Die Vorstellung von  Gemeinde tendenziell als „Miniaturstaat“ 
1701 Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. 77; StaA Rep. 5 421 Sammlung geltender Rechte und Gewohnhei-
ten (ältere Schriftstücke und Abschriften älterer Schriftstücke), Amt Emden 1780, 1792-1793, fol. 24.
1702 Kritik an der verfassungshistorischen Verengung von Blickles Konzept üben: Kaschuba, Kommuna-
lismus als sozialer „Common Sense“, S. 65-69; Press, Herrschaft, Landschaft und „Gemeiner Mann“, 
S. 180; Raphael, Staat im Dorf, S. 45; Holenstein, Bauern, S. 76-81; Sabean, Landbesitz und Ge-
sellschaft, S. 100-113; Hauptmeyer, Landgemeinde in Norddeutschland, S. 364; vgl. Wunder, Die 
bäuerliche Gemeinde, S. 145.
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im Territorialstaat1703 hat vor allem die Vernachlässigung der symbolischen For-
men von Ordnungssicherung zur Folge sowie alle weiteren Praktiken, die außer-
halb dieser gemeindlichen Rechtsetzung, Rechtsprechung und Wahl stattfanden. 
Dazu gehört – neben dem Rechnungslegungsritual – das hier herausgearbeitete 
Kompositionsprinzip der Rechtsfolgen, die Rechtsgewohnheit neben und als Le-
gitimation der schriftlichen Rechtsetzung und die außergerichtlichen instituti-
onalisierten Praktiken wie das „Rumpen“ und das „Beschicken“. Zudem trennt 
Blickle Rechtsetzung, Rechtsprechung, Wahl und Verwaltung voneinander ab, 
indem er sie als insitutionelle Merkmale einer kommunalistischen Gemeinde be-
schreibt. Eine gleichzeitige Ausübung dieser Praktiken mit gegenseitiger Stüt-
zung kann so aus dem Blick geraten. Die folgenden Merkmale einer kommuna-
listischen Gemeinde lassen sich für Ostfriesland erarbeiten. 
Erstens lässt sich in Ostfriesland nicht die eine Gemeinde ausmachen, die alle 
Belange regelt, wie es bei Blickle tendenziell den Anschein erweckt. Vielmehr 
muss man verschiedene Personalkorporationen unterscheiden, die räumlich ge-
bunden waren. Dazu gehörten vor allem das Kirchspiel und die Bauerschaft, die 
auf der Marsch in eins fielen, auf der Geest aber unterschiedliche Korporationen 
waren: Das Kirchspiel war die größere Einheit, die aus kleineren Bauerschaften 
bestand. Diese Korporationen werden in den Quellen „Gemeine“ oder „Geme-
ente“ genannt. Dieser Begriff benennt also nicht die absolute Landgemeinde, die 
alle Funktionen des unteren kommunalen Bezirks ausgeübt hätte, sondern stets 
einen – durch ein gemeinsames Interesse vereinigten – Verband von Personen, 
der räumlich gebunden war.1704
Für die Institution Realgemeinde war die einmal im Jahr stattfindende Ge-
meindeversammlung mit Rechnungslegung und dem Bierumtrunk das zentrale 
Konstitutionsmoment.1705 Der hohe Stellenwert dieser Gemeindeversammlung 
1703 Hauptmeyer, Landgemeinde in Norddeutschland, S. 364; vgl. Wunder, Die bäuerliche Gemeinde, 
S. 145.
1704 Ebel, Rechtsgeschichte, S. 315; König, Verwaltungsgeschichte, S. 206.
1705 Troßbach, „Das Dorf“ im 18. Jahrhundert, S. 169: Auch Troßbach erwähnt die Rechnungsprüfung 
mit ihren anschließend stattfindenden Mahlzeiten, die nach zur Darstellung von Gemeinschaft be-
nutzt wurden. Er merkt aber auch an, dass das Mahl zwar eigentlich einen sozialen Umverteilungsef-
fekt haben sollte, dass in den meisten Orten das Mahl schon seit dem 17. Jahrhundert jedoch auf die 
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auch in der Außenperspektive wird vor allem deutlich in den Amtsbeschreibun-
gen, die auf fürstlichen Befehl zwischen 1734 und 1735 von den Amtmännern 
der landesherrlichen Ämter1706 erstellt wurden. Wenn die Gemeinden in ihren 
Funktionen darin beschrieben wurden, dann wurden immer die Wahl und die 
Rechnungslegung erwähnt.1707 Auch die Landesherrschaft erkannte demnach die 
Zentralität dieser Versammlung, auf die man zum Beispiel im Amt Leer durch 
Gebühren1708, sonst durch die Kontrolle der Rechnungslegung1709 oder eine Be-
stätigung des Gemeindebeamten zuzugreifen versuchte.1710 Die gemeindlichen 
Entscheidungen in den Praktiken der Rechtsetzung, Wahl und Rechtsprechung 
wurden in der Regel in dieser jährlichen Gemeindeversammlung durchgeführt. 
Diese Praktiken erhielten durch dieses Ritual unter Anwesenden Legitimität.  Es 
zeigt sich, dass die Integration in das Gemeinwesen – in die ländliche Realge-
meinde – durch die persönliche Interaktion im Ritual geschah. In einer solchen 
face-to-face-Gesellschaft musste die soziale Ordnung laufend durch „demonstra-
tive Aktualisierung“ hergestellt werden. Geltungsansprüche mussten in der Praxis 
mindestens einmal im Jahr wiederholt werden, um im Rahmen der vorwiegend 
rechtsgewohnheitlichen Normgeltung Bestand zu haben.1711 Aus diesem Grun-
de waren symbolische Kommunikationsformen wie das Ritual notwendig, um 
der gesamten Ordnung und insbesondere dem Medium der Schrift Geltung zu 
Funktionsträger der Gemeinde beschränkt war. Troßbach/Zimmermann, Die Geschichte des Dorfes, 
S. 86: Troßbach und Zimmermann weisen auch auf die Zusammenkünfte (Gemeindezeche oder Gil-
defest), die dem Vertrinken von Sanktionsbier galten, hin.
1706 Zur Amtsorganisation siehe Kapitel “II.4. Gerichtsverfassung“. 
1707 Ketteler, General- und Special-Beschreibung des Hauses und Ambtes Leerorth, S. 94 f.; StaA Rep. 
241 B14 e Beschreibung des Amtes Stickhausen 1734, fol. 97-197, hier fol. 173´ f.; Möhlmann, Be-
schreibung des ehemaligen Amtes Pewsum, S. 25; StaA Rep. 241 B 13 Amtsbeschreibung vom Amt 
Emden, vom Amtmann Dr. J.G. Wenkebach, 1735, fol. 15. 
1708 Ketteler, General- und Special-Beschreibung des Hauses und Ambtes Leerorth, S. 94 f.: Für das Amt 
Leer wurden zusätzlich auch fällige Abgaben erwähnt, welche die Gemeinden einerseits für die schon 
erwähnte, von landesherrlicher Seite geforderte „Confirmation“ der gemeindlichen Beamten geben 
sollten, andererseits auch für die reine „Introduction“ erhoben wurden, d.h. also bei Rechnunsglegung 
und gleichzeitig ablaufender Neuwahl fällig wurden.
1709 Siehe zur versuchten Kontrolle der Rechnungslegung im Kapitel „IV.1.2. Konfliktgegenstände zwi-
schen Landesherrschaft und Bauern“. 
1710 Zum Versuch, eine Bestätigungsrecht durchzusetzen siehe in Kapitel „III.2. Selbstverwaltung der Ge-
meinden“. 
1711 Stollberg-Rilinger, Symbolische Kommunikation in der Vormoderne, S. 514; Weitzel, Gewohn-
heitsrecht und fränkisch-deutsches Gerichtsverfahren, S. 78 ff.
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verschaffen1712, den neuen Amtbedienten einzusetzen, die Rechtsprechung abzu-
schließen, die Mitgliedschaft der Bauern in der Gemeinde anzuzeigen und eine 
Konsensfiktion herzustellen.1713 Das Ritual verband vergangene, gegenwärtige 
und zukünftige Berechtigung miteinander: An die Vergangenheit wurde durch 
die Rechnungslegung erinnert, die stattfindende Versammlung zeigte die ge-
genwärtige „konsentierte Übung“ 1714, der Bauerrichter und alle Versammelten 
wurden durch ihre Teilnahme darauf verpflichtet, dass diese rechtsgewohnheit-
liche Ordnung auch für das zukünftige Jahr galt. Das Ritual garantierte, dass 
die Rechtsgewohnheiten auch in der Zukunft bestanden.1715 Die frühneuzeitliche 
ländliche Realgemeinde lässt sich demnach wie die frühneuzeitliche Stadt nach 
Rudolf Schlögl als „Anwesenheitsgesellschaft“ beschreiben, d.h. sie ist eine Insti-
tution, deren Praktiken durch die Prinzipien der Präsenz und Interaktion geprägt 
waren und in der Schrift dementsprechend eine nur subsidiäre Rolle spielte.1716
Mit dem Ritual gab es eine enge Verzahnung von Bereichen, die in der Moder-
ne als selbständige Verfahren der Entscheidungsfindung bzw. als „Funktionssys-
teme“ deutlich getrennt waren1717 und die auch Peter Blickle in seinem Kommu-
nalismuskonzept voneinander trennt. Die drei untersuchten Handlungsfolgen 
Rechtsetzung, Rechtsprechung und Wahl fanden in der Regel in der jährlichen 
Rechtsetzung statt, und die Ergebnisse dieser Praktiken wurden nur akzeptiert, 
weil sie sich gegenseitig stützten. Die Wahl des Bauerrichters (politische Wahl) 
wurde durch die Übergabe der Willkür (Rechtsetzung) bestätigt. Die Willkür 
wurde erst zur anerkannten Rechtsetzung durch ihre Übergabe an den nächsten 
Bauerrichter (politische Wahl). Die Bestätigung der Willkür (Rechtsetzung) nur 
1712 Dartmann, Schrift im Ritual, S. 203. Im allgemeinen zur Unglaubwürdigkeit schriftlicher Kommu-
nikation bis in das 18. Jahrhundert: Stollberg-Rilinger, Symbolische Kommunikation in der Vormo-
derne, S. 516.
1713 Zur Bedeutung von symbolischer Kommunikation bei hoher Konsensorientierung: Stollberg-Rilin-
ger, Symbolische Kommunikation in der Vormoderne, S. 517 f. 
1714 Schulze, „Gewohnheitsrecht“ und „Rechtsgewohnheiten“, S. 12 f.; Dilcher, Mittelalterliche Rechts-
gewohnheit als methodisch-theoretisches Problem, S. 24 ff., 27, 29 f.
1715 Stollberg-Rilinger, Symbolische Kommunikation in der Vormoderne, S. 504: „Sie [Rituale] erinnern 
an vergangenes und verpflichten zu zukünftigem Handeln“
1716 Schlögl, Vergesellschaftung unter Anwesenden, S. 9-62.
1717 Zur nicht vorhandenen Ausdifferenzierung dieser Funktionssysteme in der Vormoderne: Stollberg-
Rillinger, Symbolische Kommunikation in der Vormoderne, S. 521. 
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durch die Bauern zeigte beim Abschluss dieses Rituals im Biertrinken, dass diese 
die Bierbrüchen als Selbsturteil verstehen durften. Alle drei Praktiken können 
demnach hier nur analytisch strikt getrennt werden, die Zeitgenossen haben die-
se nicht getrennt. 
Deutlich wird schon durch das Ritual, dass die ostfriesische Gemeinde sich 
nicht als eine Verbindung aller „gemeinen Männer“, die an ähnlichen Rechten 
in der Gemeinde partizipierten, beschreiben lässt. Blickle und die Kommunalis-
musforschung gehen mit ihrer Definition des „gemeinen Mannes“ in Abgren-
zung zum Adel und der Geistlichkeit tendenziell davon aus, dass alle Gemeinde-
einwohner und in ähnlicher, nur  abgestufter Form an den geschilderten Rechten 
der Gemeinden teilhatten und zusammen die „gemeinen Männer“ bildeten.1718 
Die ostfriesischen Gemeinden waren aber  Realgemeinden. An den gemeindli-
chen Rechten waren nur bestimmte Gemeindeeinwohner beteiligt: In der Regel 
nämlich die Bauern, die sogenannten Eigenerben, die einen ganzen oder halben 
Hof, den sogenannten Herd, als Eigentum besaßen und sich von ihrer Landwirt-
schaft ernähren konnten. Solche Eigenerben zusammen besaßen die Allmende. 
Zu ihren Herden gehörten auch Kirchensitze und Gräber auf dem Kirchhof. Au-
ßerdem wählten diese Bauern die gemeindlichen Amtsträger und verwillkürten 
das Recht. Sie waren die Gemeinde und nahmen vollberechtigt an der Gemeinde-
versammlung teil. In Ostfriesland wurden alle übrigen Einwohner der Gemein-
den, wie zum Beispiel die unterbäuerliche Bevölkerung, von den gemeindlichen 
Rechten ausgeschlossen. Diese sogenannten Warfsleute waren an der Allmende 
nur beteiligt, wenn sie schon lange in der Gemeinde ansässig waren und die Bau-
ern eine Nutzung unentgeldlich zuließen, ansonsten pachteten sie von den Bau-
ern das Recht, Vieh auf die Weide zu treiben. Mit ihrem Besitz war auch nicht 
der Besitz von Kirchenstühlen oder Gräbern verbunden.1719 Sie nahmen nicht an 
1718 Blickle, Untertanen in der Frühneuzeit, 483-522¸ Bierbrauer, Aufstieg der Gemeinde, S. 35.
1719 StaA Rep. 138 I 268 Verheurung der Kirchengräber zu Aurich Oldendorf  1781, fol. 1 f. 
 Für Norddeutschland allgemein: Schaer, Die ländlichen Unterschichten, S. 64: Laut Schaer verfügten 
Unterschichten in Norddeutschland teilweise gar nicht über eigene „Kirchenstände“ und wurden, 
wenn überhaupt, von den Bauern in ihren Ständen geduldet.  Auch in die Gräber wurden sie in 
Norddeutschland von den Bauern, auf deren Gründen sie lebten, oft aufgenommen. Wenn die Unter-
schichten eine eigene Grabstelle haben wollten, mussten sie diese an der Seite, im Grabenufer kaufen.
 Für die Marschgebiete vgl.: Engelbrecht, Landgemeinde, S. 59-61.
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der Gemeindeversammlung teil bzw. hatten sie dort keine berechtigte Stimme. 
Bei gemeindlichen oder gerichtsherrlichen Diensten an den Landesherrn galten 
die Bauern als spanndienstpflichtige Einwohner und die Warfsleute als hand-
dienstpflichtige Einwohner, entsprechend zahlten die Warfsleute auch geringere 
gemeindliche oder gerichtsherrliche Lasten. Die Gruppe der Warfsleute mit we-
nig oder kaum Land zur Bewirtschaftung wuchs im Laufe des 18. Jahrhunderts 
vor allem auf der Geest an. 
Nicht nur die Legitimitation von Schrift, die Amtseinsetzung, Konsens und 
Rechtsprechung wurden durch das jährliche Ritual der Gemeindeversammlung 
hergestellt, sondern auch eine  immer geltende ständische Differenz zwischen Bau-
ern und Warfsleuten. Diese Differenz zeigte sich in allen Praktiken der Gemeinde: 
Die Praktiken der Rechtsetzung, Rechtsprechung und der Wahl bedeuteten für 
Bauern und unterbäuerliche Bevölkerung etwas grundsätzlich anderes. Im Rech-
nungslegungsritual fand erstens eine Bestätigung der Rechtsetzung statt, welche 
die Bauern in einer Willkür (Bauerrecht) durchführten. Die Willkür war von den 
Bauern nach Konsensprinzip gesetzt worden, den unterbäuerlichen „Warfsleu-
ten“ aber „vorgesetzt“, d.h. befohlen worden. Dieser Befehl forderte einseitigen 
Gehorsam und war dann Rechtsgebot. Zweitens führten die Gemeinden Wahl 
und Einsetzung des gemeindlichen Beamten, des „Bauerrichters“, „Schüttemeis-
ters“ oder „Poolrichters“ in dieser zentralen Gemeindeversammlung durch. Das 
Bauerrichteramt, zu dem nur bäuerliche Gemeindegenossen zugelassen waren, 
ermöglichte die öffentliche Gewaltausübung über die auf dem Gebiet der Ge-
meinde lebenden Menschen (Bauern, unterbäuerliche Schicht, fürstliche Heu-
erleute, Frauen, Kinder). Der Bauerrichter war den anderen Gemeindegenossen 
durch das Konsensprinzip verpflichtet und vertrat sie durch Vertretungsrepräsen-
tation. Er konnte kontrolliert werden, was durch die Wahl mit Rechnungslegung 
angezeigt wurde. Mit der Gemeindeversammlung zusammen vertrat der Bauer-
richter die ganze Einwohnergemeinde in einer Identitätsrepräsentation, konnte 
von den nicht-berechtigten Bewohnern aber nicht in der Gemeindeversamm-
lung kontrolliert werden. Drittens war auch die Rechtsprechung auf der Basis 
der willkürlichen Satzungen in das Rechnungslegungsritual eingebaut, indem die 
eingenommenen Brüchen in der Rechnungslegung genannt wurden und die ein-
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gesammelten Bierbrüchen zusammen in einem abschließenden Mahl vertrunken 
wurden. Die Rechtsprechung nach Willkürrecht bedeutete für die Bauern Selbst-
urteil und Rechtsausgleich und für die unterbäuerlichen Schichten Fremdurteil 
und Strafe.
In allen drei Praktiken und im Ritual waren die Bauern die Teilnehmer, die 
Entscheidungen trafen. Insofern sicherten das Ritual und alle anderen Versamm-
lungen immer den Unterschied zwischen diesen Konsensberechtigten und den 
Ausgeschlossenen. Insbesondere im – aus dem Alltag herausgehobenen – Ritual 
wurde so eine exklusive Mitgliedschaft an ihm selbst und an der Realgemeinde 
insgesamt dargestellt. Die Versammlung signalisierte eine Abgrenzung zu den 
daran nicht teilnehmenden oder nicht-berechtigten Gemeindeeinwohnern und 
präsentierte diese Abgrenzung öffentlich, für alle sichtbar.1720 Diese berechtigte 
Gruppe schien selbstverständlich schon immer Entscheidungsträger zu sein, weil 
sie rechtsgewohnheitlich dazu berechtigt war und diese Berechtigung sich auch 
in anderen Belangen wie in der außergerichtlichen Konfliktbearbeitung zeigte. 
Insbesondere im Ritual wurde ihre Berechtigung jedoch nicht nur wiederholt, 
sondern jeweils neu gesetzt und bestätigt. Das Ritual entfaltete seine performati-
ve Wirkung. 
Die berechtigte Mitgliedschaft von Bauern an den drei Praktiken, am Ritual 
und damit an der Realgemeinde war nicht irgendwann zum Beispiel in einer 
Willkür beschlossen worden, sondern galt rechtsgewohnheitlich. Diese Rechts-
gewohnheit wurde vom Ritual gespiegelt und wiederum hergestellt. Die Rechts-
gewohnheiten waren die Basis für die Teilnahme an der Entscheidungsbildung, 
an der Wahl, Rechnungslegung und an der Willkürübergabe. Der rechtsgewohn-
heitliche Teilnehmerkreis war nicht in allen Gemeinden gleichartig. In der Re-
gel waren die Mitglieder die Eigenerben, an deren Herden schon immer diese 
Berechtigung gehangen hatte. Von Fall zu Fall nahmen in manchen Gemeinden 
auch Warfsleute daran teil. Die Mitgliedschaft kam somit meist über Abstam-
mung oder Kauf zustande, denn die rechtsgewohnheitlichen Berechtigungen, am 
Gemeinderitual teilzunehmen, hingen an den geerbten oder gekauften Herden. 
1720 Zur „Öffentlichkeit“ des Abgeschiedenen: Rehberg, Die „Öffentlichkeit“ der Institutionen, S. 186.
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Über die Mitgliedschaft an der Realgemeinde wurde also nur selten eine bewuss-
te Entscheidung zum Beispiel in der Willkür getroffen. Wenn sich überhaupt 
der Kreis der rechtsgewohnheitlich dazu befugten Personen änderte, dann nur 
durch eine sich allmählich verändernde Praxis, die irgendwann dazu führte, dass 
ein Warfsmann oder ein nicht-berechtigter Landbesitzer am Ritual und an den 
drei Praktiken sowie an allen anderen Gemeindeversammlungen entscheidungs-
berechtigt teilnahm. Mit der im Ritual bestätigten und hergestellten Mitglied-
schaft war meist der Herdbesitz verbunden. Bei den Herden hat man es nicht mit 
einfachem Landbesitz zu tun. Vielmehr zeigte der Besitz eines Herdes an, dass 
der Eigentümer durch den Zusammenschluss zur Gemeinde Teil an den Rechten 
dieser Versammlung hatte. Die wirtschaftliche Qualität wurde mit politischer, 
rechtsetzender und rechtsprechender Kompetenz verbunden. Das „Haus“, der 
Herd, war demnach eine ökonomische, zur Gesetzgebung, Rechtsprechung und 
Wahl befugte Institution.1721   
Diese Differenz zwischen Bauern und Warfsleuten/Tagelöhnern lässt sich 
nicht nur als eine Oligarchie einer in ökonomischer Hinsicht besser gestellten 
Schicht beschreiben, die dadurch Einfluss und Autorität ausüben konnte. Die 
Eigenerben, die meist nur die Gemeindegenossen stellten, konnten vielmehr 
Herrschaftsrechte in Bezug auf Rechtsetzung, Rechtsprechung, politische Wahl 
und ökonomische Verfügungsgewalt ausüben. Besonders eingängig formuliert 
Reinhard den Zusammenhang zwischen Herrschaft und ökonomischer Macht: 
„With a certain oversimplification we might claim that earlier European ruling 
classes did not rule because they were rich, but were rich because they ruled.“1722 
Die im Ritual anwesenden Gemeindemitglieder waren in den drei analysierten 
Praktiken und im Ritual mit Herrschaftsrechten ausgestattet. Sie wählten die 
politische Vertretung, sie setzten Recht, sie sprachen Recht. Da diesen Personen 
als Korporation auch das Gemeindeland gehörte, konnten sie auch über dieses 
entscheiden. Intern in der Gemeinde gab es also bäuerlicherseits den Anspruch, 
1721 Göhler, Die Herausbildung der modernen bürgerlichen Gesellschaft, S. 237. Genauso auch: Burk-
hardt, Das Haus, der Staat und die Ökonomie, S. 173: Der private ökonomische Bereich war durch 
den Hausvater in ständischer Abstufung in den politischen Bereich eingelassen.
1722 Reinhard, Introduction, S. 14 f. Sinngemäß auch: Brunner, „Feudalismus“, S. 139. 
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allgemeinverbindliche Entscheidungen für alle Einwohner zu treffen und die 
dort praktizierte „konsentierte Übung“ der Rechtsgewohnheit zu schützen. Die 
Nicht-Gemeindemitglieder hatten der Realgemeinde und damit den berechtig-
ten Bauern gehorsam zu sein, also mussten sie sich an die Anweisungen des Bau-
errichters auf der Grundlage der Willkür halten und zum Beispiel die gebotenen 
Strafen oder Abgaben für die Allmendenutzung zahlen und Dienste und Abgaben 
für Gemeindeaufgaben leisten. Damit übte nicht der einzelne Eigenerbe Herr-
schaft aus, sondern die Gemeinde als im Ritual sich konstituierender Verband 
von bestimmten Höfen, dem der Gemeindebesitz gehörte1723: „Die öffentlichen 
Rechte der Gemeinde unterschieden sich insofern von denen des Adels – die 
wir gewohnt sind, als „Herrschaft“ zu benennen –, als sie nicht den einzelnen, 
sondern der Korporation der einzelnen zukamen und sich durch Vereinbarung 
(‚Willkür’, ‚Einung’) der Gemeindegenossen legitimierten.“1724 
Somit bildeten die in der Gemeinde berechtigten Eigenerben und die dort aus-
nahmsweise auch berechtigten Warfsleute tendenziell eher einen eigenen Stand 
und eine eigene Korporation mit Herrschaftsrechten: Ein Stand ist laut Kocka 
eine „gesellschaftliche Großgruppe, deren Mitglieder sich durch spezifisches 
Recht und eigene Gerichte, ein bestimmtes Maß der Teilhabe an der politischen 
Herrschaft, durch eine besondere Form des Einkommens bzw. des Auskommens 
1723 Seeber, Die Oldenburger Bauerbriefe, S. 85; Blaschke, Grundzüge und Probleme einer sächsischen 
Agrarverfassungsgeschichte, S. 258. Die Genosseneigenschaft wurde durch Mitbesitz des Gemeinlan-
des begründetet. Somit waren Begriffe wie „Hausmann“, „Bauer“ oder „Nachbar“ sowohl wirtschaft-
lich als auch verfassungsrechtlich bestimmt.
1724 Wunder, Die ländliche Gemeinde, S. 388. Vgl. auch: Wunder, Die bäuerliche Gemeinde, S. 19.; 
Friedeburg, Die ländliche Gesellschaft um 1500, S. 36. 
 Auf die herrschaftlichen Elemente jeder Genossenschaft weisen auch Brunner, Sabean und Endres hin. 
So formuliert Brunner: „Herrschaft und Genossenschaft sind Grundformen der älteren Verfassung. So-
viel Kampf es um die Abgrenzung ihrer Rechtsspären gegeben hat, so wächst doch alle Genossenschaft 
im Rahmen der Herrschaft empor und bildet selbst in ihrem Bereich herrschaftliche Elemente aus.“ 
(Brunner, Europäisches Bauerntum, S. 208) David Sabean spricht davon, dass in württembergischen 
Dörfern Schultheiß, Gericht und Rat zusammen die „Obrigkeit“ des Dorfes gebildet hätten. Sie stellten 
eine Korporation dar, die gegenüber allen Dorfbewohnern Herrschaft ausübte (Sabean, Das zweischnei-
dige Schwert, S. 25 ff.; Sabean, Probleme der deutschen Agrarverfassung, S. 137 f.). Endres betont für 
Bayern und Franken die fundamentale Unterscheidung zwischen Rechtlern und Nichtrechtlern. Die 
Schutzgenossen wären deutlich von den Gemeindegenossen unterschieden worden. Jene hatten kein 
Nutzungsrecht an der Allmende und waren aus der Gemeindeverfassung, aus der gemeindlichen Selbst-
verwaltung ausgeschlossen (Endres, Sozialer Wandel in Franken und Bayern, S. 215).
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und vor allem durch besondere Lebensführung und Kultur von Mitgliedern an-
derer Stände oder von nicht-ständischen Schichten unterscheiden.“1725 Hier wird 
also die Frage Oestreichs, worin sich die „reale“ Stellung eines auf Landschaftsver-
sammlungen anwesenden süddeutschen, nordfriesischen oder eben ostfriesischen 
Großbauern von einem kurmärkischen, in einem brandenburgischen Kreistag 
vertretenen Kleinadligen unterschieden habe, versucht zu beantworten. Die Un-
terschiede sind kaum vorhanden. Auch die Bauern in Ostfriesland bildeten einen 
eigenen Stand.1726 
Wie erwähnt führte Konrad Köstlin eine solche ständische Differenz zwischen 
Bauern und unterbäuerlicher Bevölkerung auf einen allgemeinen Prozess der „Ver-
rechtlichung der Volkskultur“ zurück. Dieser Prozess der Verrechtlichung habe 
sich seit dem Ende des Mittelalters ständig auf hierarchisch niedrig stehendere 
gesellschaftliche Gruppen ausgeweitet.1727 Es sei somit zu einer „Normierung des 
Ausnutzungs- und Abhängigkeitsverhältnisses“ von einem Machtverhältnis zu ei-
nem Herrschaftsverhältnis gekommen. Dies könne man als eine „Feudalisierung“ 
der Vollbauern, also als vertikale Abhängigkeiten, beschreiben. Die Gemeinde sei 
nicht mehr durch eine Gleichheit unter den Gemeindeeinwohnern strukturiert 
gewesen. Köstlin und auch Endres sind der Ansicht, dass eine solche Verrecht-
lichung innerhalb der Gemeinde durch die Rechtsetzungen in den Willküren 
durchgeführt wurde.1728 Hinzu kämen die landesherrlichen Rechtsetzungen, die 
das von den betroffenen Personen geforderte Standesrecht bestätigten.1729 Stand 
und Herrschaft wurden in Ostfriesland allerdings weniger durch ein in Willküren 
1725 Kocka, Weder Stand noch Klasse, S. 34.
1726 Oestreich, Zur Vorgeschichte des Parlamentarismus, S. 79; Trossbach, Bauern, S. 85.
1727 Köstlin, Verrechtlichung der Volkskultur, S. 123.
1728 Ebd., S. 115, 118 ff., 123.
 Endres zeigt für Franken und Bayern die ständischen Abgrenzungen zwischen Vollrechtlern und Teil-
rechtlern. In Bayern und Franken gab es eine vom Spätmittelalter überkommene stark ausgeprägte 
sozio-ökonomische Differenzierung, im 18. Jahrhundert wurde allerdings, so zeigt es Endres anhand 
von Dorfordnungen, nur noch zwischen Vollbesitzern oder Vollrechtlern gleich welcher Größe und 
Teilrechtlern gleich welcher Betriebsgröße unterschieden. Das wichtigste Abgrenzungskriterium zwi-
schen „Unterschichten“ und Bauern waren damit die ständischen Rechte und Pflichten. Ökonomi-
scher Besitz oder Heiratskreise wären für die Zeitgenossen in ihrer Vorstellung von sozialer Differenz 
weniger entscheidend gewesen (Endres, Sozialer Wandel in Franken und Bayern, S. 216 f.).
1729 Köstlin, Verrechtlichung der Volkskultur, S. 115.
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fixiertes schriftliches Recht festgelegt: Vielmehr wurden sie durch das Rechnungs-
legungsritual und durch andere Gemeindeversammlungen bestätigt und herge-
stellt, da Rechtsetzung und Schrift ohne solche symbolische Kommunikation 
und Anwesenheit von Personen noch nicht genug Wirkungskraft aufwiesen.1730 
Ein „rechtlich fixiertes Abhängigkeitsverhältnis“, wie es laut Michael Mitterauer 
vorhanden sein sollte, um von Ständen zu sprechen, wurde hier nicht durch die 
Fixierung in einem schriftlichen Text vorgenommen, sondern durch eine rituelle 
Institutionalisierung.1731 Auch sie hatte normative Kraft und sollte in Zukunft 
für die ländliche Siedlung gelten. Die ständische Differenz zwischen Bauern und 
Warfsleuten musste laufend demonstrativ hergestellt werden. Nur so konnte die 
Geltung der Herrschaft von Bauern wirkmächtig in die Zukunft verlängert wer-
den.1732 
1730 Köstlin, Verrechtlichung der Volkskultur, S. 109: Köstlin bezeichnet symbolische Kommunikation wie 
zum Beispiel festliches Brauchtum und bestimmte Formen der Kleidung eher als „Darstellungsmittel 
dieses Zu-Stand-gekommen-Seins.“ Die zu-Stand-Gekommenen zelebrierten „dann durch ständisches 
Brauchtum ihre satzungsmäßige Existenz“. Damit überschätzt man jedoch die Bedeutung der rechtli-
chen Festlegungen in den Willküren und unterschätzt die Bedeutung symbolischer Kommunikation. 
1731 Mitterauer, Probleme der Stratifikation, S. 20: Im Unterschied zum „Stand“ fände man laut Mitterau-
er Schichten eher in Teilsystemen der herrschaftsständischen Ordnung, in denen rechtliche Gleichheit 
gegeben ist, d.h. in denen rechtlich fixierte Abhängigkeitsverhältnisse zwischen Angehörigen des Sy-
stems fehlten. In der Regel, allerdings nicht in Ostfriesland, sind mit diesen Teilsystemen der herr-
schaftsständischen Ordnung auch die ländlichen Gemeinden anzusprechen. Mit der Landstandschaft 
und den rechtlich fixierten Abhängigkeitsverhältnissen zwischen Bauern und Warfsleuten kann man 
für Ostfriesland nicht mehr von solch einem Teilsystem unter rechtlich Gleichen sprechen, sondern 
muss von bäuerlichem Stand und Herrschaft reden. Strukturbildend für soziale Differenzierungen 
in der Gemeinde waren die politischen, juristischen und ökonomischen Herrschaftsrechte am Ge-
meindeeigentum, welche durch Rechtsgewohnheiten und die gemeindliche Übung in Form des Ri-
tuals hergestellt und gesichert wurden. Auch Jürgen Kocka unterscheidet Stand und nicht-ständische 
Schichtbildung wie Mitterauer: Kocka, Weder Stand noch Klasse, S. 33 f., 161 f.
1732 Bader, Dorfgenossenschaft und Dorfgemeinde, S. 282 ff., 287-291, 293; Bader, Rechtsformen und 
Schichten, S. 305: Unter bestimmten Bedingungen definiert auch Bader die Differenz zwischen Bau-
ern und unterbäuerlicher Bevölkerung als eine quasiständische. Erst wenn nach Bauern und unter-
bäuerlichen Schichten differenzierte Fron- und Dienstlasten sowie Steuern und Schatzungen und 
eine dadurch bewirkte Bildung von Sondergemeinden der unterbäuerlichen Schichten geschehen sei, 
spricht auch Bader davon, dass ein Standesbewusstsein der Großbauern entstanden sei, das die alte 
genossenschaftliche Auffassung der Gleichstellung von „arm und reich“ und die ständische Einstufung 
der „armen Leute“ im Ständestaat der beginnenden Neuzeit sprenge. Unter anderem habe sich dieses 
„sprengende Standesbewusstsein“ der Großbauern dann in der Abschließung ihres Heiratskreises, in 
besonderer Tracht, im Recht, einen Degen zu tragen, und in einem förmlichen Wappenbrief anstatt 
oder in Ausschmückung ihres Hauszeichens gezeigt. Die Bildung eines solchen „Dorfpatriziats“ habe 
sich dann nicht mehr nur in wirtschaftlichen und sozialen Auswirkungen, sondern auch in einer 
Auswirkung auf die Rechtsverfassung der Dorfgemeinde gezeigt. Das dörfliche Patriziat habe meist 
de facto erblich die Dorfämter und die Vertretung auf den Landtagen übernommen, so dass sie auch 
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Gemeindliche Herrschaft als eines Personenverbands mit „öffentlichen Rech-
ten“ war demnach eine Herrschaft, die durch die Anwesenheit in Gemeinde-
versammlungen und insbesondere im Ritual der Rechnungslegung hergestellt 
wurde. „Öffentliche Rechte“ werden hier somit auf spezifisch vormoderne Wei-
se verstanden und nicht nach einer Terminologie von „öffentlichen Rechten“, 
die sich erst im 17. Jahrhundert ausbildete und primär auf den „Staat“ bezogen 
war.1733
Im öffentlichen Akt des Rituals oder der Versammlungen wurde die ständische 
Ordnung gleichzeitig her- und dargestellt und verstärkte den Druck auf die Ent-
scheidenden, keine Entscheidungen zu treffen, die dieser präsentierten Ordnung 
widersprachen.1734 Da die ständischen Unterschiede für alle Belange des Lebens 
galten, riefen Ritual und einzelne Praktiken somit immer die ganze gesellschaft-
liche Ordnung symbolisch auf und stellten diese her.1735 Die Entscheidungen, 
die so produziert wurden, bestätigten grundsätzlich die ständische Ordnung. Die 
Unterscheidung zwischen Bauern und Warfsleuten galt nicht nur für das Ritual 
oder nur für die Rechtsetzung, Rechtsprechung oder Wahl, sondern für das ganze 
Leben der Menschen. Das Ritual zeigte und bestätigte die Gesamtordnung des 
ländlichen Lebens: In allen Belangen, also auch im Ritual, besaß ein Gemein-
deeinwohner denselben herrschaftsständischen Rang. Von Veränderungen zum 
Beispiel der Teilnahmeberechtigten an Rechtsetzungen waren die Gemeindeein-
wohner demnach nicht nur in Bezug auf die Rechtsetzung, sondern mit ihrer 
ganzen Person betroffen. Solche verändernden Entscheidungen konnten kaum 
getroffen werden, denn sie bedeuteten eine Bedrohung des ganzen Standes. Inso-
weitaus größere gerichtliche und gemeindepolitische Möglichkeiten hatten als die anderen Gemeinde-
mitglieder oder Gemeindeeinwohner. Trotzdem möchte Bader hier nicht von einer echten ständischen 
Schichtung sprechen, da es seines Erachtens eher zu einer wirtschaftlich-sozialen Besserstellung und 
nicht zu einer vollständigen ständischen Besserstellung kam. Nach Bader könne man von einem stän-
dischen Bewusstsein der Bauern sprechen, sobald unterbäuerliche eigene Gemeinden auftauchten, wie 
dies für das 18. Jahrhundert in Ostfriesland noch nachzuweisen sein wird. 
1733 Auf diese unterschiedliche Konzeption von öffentlichen Rechten in der Gemeinde weist insbesondere 
Heide Wunder hin: Wunder, Die ländliche Gemeinde, S. 387 f.
1734 Stollberg-Rilinger weist darauf hin, dass es in Partizipations- und Wahlgremien der Vormoderne oft 
gar nicht um eine Entscheidungsfindung, sondern um die Darstellung der Partizipationsberechtigung 
ging: Stollberg-Rilinger, Einleitung, S. 20. 
1735 Stollberg-Rilinger, Symbolische Kommunikation in der Vormoderne, S. 521; Stollberg-Rilinger, 
Einleitung, S. 22. 
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fern war es wahrscheinlich schwierig für die Gemeinde, Konflikte zu lösen, wenn 
dies eine Umgestaltung ihrer ständischen Ordnung erforderlich gemacht hätte. 
Und es war schwierig, ein Recht zu setzen, das grundsätzlich der althergebrachten 
Ordnung widersprach. 
Am Beispiel Ostfrieslands lässt sich demnach zeigen, dass die kommunalis-
tische frühneuzeitliche bäuerliche Gemeinde 8 wichtige Merkmale besitzt: Sie 
verfügt 1) über Rechtsetzungskompetenzen, sie regelt in der Regel dann auch die 
2) Rechtsprechung und sie wählt 3) ihren gemeindlichen Amtsträger selbst, ohne 
dass landesherrliche Beamte einen großen Einfluss ausüben könnten. In man-
chen kommunalistischen Gemeinden, wie in Ostfriesland, wurden auch 4) der 
Pfarrer sowie 5) landständische Vertreter von der bäuerlichen Gemeinde gewählt. 
6) Die soziale Differenz in den Dörfern kann – wie in Ostfriesland – so stark 
sein, dass unterbäuerliche Gruppen nicht an gemeindlichen Rechten und Pflich-
ten teilhatten, so dass über sie faktisch Herrschaft durch die Bauern ausgeübt 
wurde. 7) Das bäuerliche gemeindliche Leben ist stark durch symbolische Kom-
munikation geprägt – Rituale und Symbole erneuern die bestehende Ordnung, 
auch wenn schriftliche Kommunikation schon stark in den Alltag eingedrungen 
ist. 8) Die Gemeinde ist kein Miniaturstaat, d.h. Rechtsetzung, Rechtsprechung 
und Verwaltung lassen sich nicht als Teilbereiche einer Organisation voneinander 
trennen, vielmehr waren sie eng miteinander verzahnt und gaben sich gegenseitig 
Legitmität. 
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IV. POLITIKEN IM DORF:  
DIE ENTSTEHUNG EINER  
UNTERBÄUERLICHEN GEMEINDE
Im Gegensatz zu den eher normativen Inhalten der Willküren zeigen die Gerichts-
prozesse das praktische sprachliche und nicht-sprachliche politische Handeln der 
Akteure. Nachdem somit die Realgemeinde und ihre Beziehungen zu den Warfs-
leuten vornehmlich anhand der normativen Vorgaben in den Willküren und an-
hand einer rituellen Praxis und der dadurch hergestellten Normen erarbeitet wur-
de, ist nun zu zeigen, wie sich die Verhältnisse zwischen der Realgemeinde und den 
anderen Akteuren durch Politik in den Konflikten herstellte.
Die politische Praxis lässt sich vor allem anhand von Konflikten, die sich in 
Gerichtsakten niederschlugen, rekonstruieren. Dabei werden die in den Ge-
richtsprozessen geschilderten Konflikte als eine Abweichung vom ländlichen All-
tag betrachtet, die als außerordentliche Kristallisations- oder Verdichtungspunkte 
des „Normalen“ gesehen werden können und insofern in konzentrierter Form 
Aussagen über die auch sonst übliche Politik erlauben.1736 Die Bauern gerieten in 
Auseinandersetzungen mit den landesherrlichen Ämtern und den Warfsleuten. 
In einem ersten Schritt soll die Handlungsfähigkeit der Bauern gegenüber der 
Landesherrschaft nachvollzogen werden. Angesichts einer bisher fast autonom 
erscheinenden Gemeinde, die im Ritual der Rechnungslegung die gemeindlichen 
Belange regelte, stellt sich zunächst die Frage, wie sich die einzelne bäuerliche 
Gemeinde gegenüber der Landesherrschaft abgrenzte und wie sich die beschrie-
benen inneren Verhältnisse in Konflikten mit der Landesherrschaft darstellten.
Aus diesem Grund werden neben den schon erwähnten Auseinandersetzun-
gen um die Willkürabgabe und die Bestätigung der gemeindlichen Amtsträger1737 
1736 Ginzburg, Mikrohistorie, S. 191. Das Wortspiel „das außerordentliche Normale“ geht auf Edoardo 
Grendi zurück: Grendi, Micro-Analisi, S. 512. 
1737 Zur versuchten Durchsetzung eines Bestätigungsrechts über die gemeindlichen Beamten siehe Kapitel 
„III.2. Selbstverwaltung der Gemeinden“. 
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die wichtigsten Konfliktfelder und Abgrenzungsbestrebungen der Gemeinden 
beschrieben. Den untersten landesherrlichen Beamten in den Ämtern kam als 
Schnittstelle zwischen Obrigkeit und Untertanen entscheidende Bedeutung in 
diesen Auseinandersetzungen zu. Sie praktizierten die Landesherrschaft.1738 An-
hand der Konflikte meist mit ihnen soll die Politik von Gemeinden gegenüber 
ihrer Herrschaft und ihre Auswirkung auf die soziale Differenz in den Gemein-
den selbst beschrieben werden. 
In einem zweiten Schritt werden Auseinandersetzungen zwischen Bauern und 
Warfsleuten näher betrachtet. Anhand der untersuchten Gerichtsakten soll he-
rausgearbeitet werden, wie sich die Politik der Realgemeinden gegenüber „ih-
ren“ nicht-berechtigten Gemeindeeinwohnern darstellte und welche Politik die 
Warfsleute dem entgegensetzten. Vor dem Hintergrund einer starken Zunahme 
der Konflikte zwischen Bauern und Warfsleuten, die vor Gericht verhandelt wur-
den, werden die Folgen dieser Konflikte angesprochen. Veränderte sich die länd-
liche Gesellschaft durch die Konflikte? 
1.  Konflikte zwischen Bauern und  
Landesherrschaft 
Unter den Bedingungen der vormodernen Face-to-face-Gesellschaft mussten 
Geltungsansprüche aller Art, und damit auch der für die politische Stellung der 
Eigenerben zentrale Repräsentations- und Autonomieanspruch, immer wieder 
demonstriert, gezeigt und ausgesprochen werden. Damit ist man auf die Praxis 
verwiesen: Wie behaupteten sich die Eigenerben eigentlich fortlaufend politisch 
gegenüber einer Landesherrschaft, die versuchte, sie der landesherrlichen Amts-
gerichtsorganisation unterzuordnen? Anhand von 21 aussagekräftigen Konflik-
ten, die vor Gerichten Ostfrieslands und vor dem Reichshofrat als Zivil- und 
Strafprozesse verhandelt wurden, sollen hier die Auseinandersetzungen zwischen 
1738 Hohkamp, Herrschaft in der Herrschaft, S. 18 ff.; Rublack, Frühneuzeitliche Staatlichkeit, S. 349; 
Mahlerwein, Handlungsspielräume, S. 157.
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Bauern und landesherrlichen Beamten der Ämter näher charakterisiert werden, 
so dass eine Darstellung einer bäuerlich-gemeindlichen Politik möglich wird.1739 
Konfliktthemen waren Jurisdiktionsfragen (fünf Konflikte)1740, die Wegehal-
tung in fünf hier hinzugezogenen Prozessen1741 und die Finanzkontrolle der Ge-
1739 Neben den Gerichtsprozessen werden auch landesherrliche Berichte, eine Bitte des Landesherrn an 
eine kaiserliche Kommission und ein Attestatum der Schüttemeister von Loquard, in dem sie die 
Landstände um Hilfe in einem Konflikt um die Reparatur von Wegen baten, genutzt: StaA Rep. 102 
521 Stellung der Schüttmeister, Pool- und Bauernrichter und Kedden zur Judikatur des Hofgerichts 
1724 (Fürstliche Bitte an eine kaiserliche Kommission);  StaA Rep. 4 B V b 4 Berichte der Amtleute, 
wie es mit Jurisdiktion über Schüttmeister, Bauer- und Poolrichter gehalten wurde 1711 (Berichte); 
StaA Dep. 1 1211/1 Die Wegeschau und Verhängung von Brüchen durch die Schüttmeister und 
Pfuhlrichter in Loquard 1699, fol. 7 f. (Attestatum der Gemeinde Loquard an Landstände).
1740 Detern: StaA Rep. 4 B V b 18 Anfrage der Amtleute zu Stickhausen in Sachen der Bauerrichter zu 
Detern gegen die dortigen Häuslinge, insbesondere die vom Hofgericht den Amtleuten disputierte 
Jurisdiktion über die Bauerrichter 1737-39. Zu diesem Konflikt gehören auch die folgenden Prozes-
sakten: StaA Rep. 102 792 Appellation an den Reichshofrat gegen ein Urteil des Hofgerichts in einem 
Verfahren der Beamten zu Stickhausen gegen die Bauerrichter zu Detern 1738-1739; HHStA RHR 
den. rec. K 594/8 De Lammy du Pont et cons. contra die Bauerrichter zu Detern Peter Christophers 
und Berend Dücken et cons. App. pto. jurisdictionis de 1738-1739. 
 Middels: StaA Rep. 103 III 103 Göcke Meinen zu Middels gegen den dortigen Bauerrichter Folckert 
Siebels, die gemeine Weide betr. 1719-1720.
 Holte: StaA Rep. 102 739 Bernd Janssen, Bauerrichter zu Holte / Coop Hayen, dann Prok. Generalis 
1708/16.
 Leer: StaA Rep. 102 524 Schüttemeister zu Leer / Siefke Jacobs und Cons. zu Leer 1739. Zu diesem 
Konflikt gehören auch die folgenden Prozesse: StaA Rep. 102 445 Schüttemeister zu Leer / Regie-
rungs- oder Hofkanzlei 1726/39; StaA Rep. 4 B V b 20 Sievecke Jacobs und Consorten zu Leer gegen 
die Schüttemeister daselbst, Johann Onnen und Consorten, wegen Veranstaltung eines Gassenpfla-
sters bzw. die amtsgerichtliche Jurisdiktion über die Schüttemeister und hofgerichtliche Eingriffe betr. 
1739-1742; HHStA RHR den. rec. K 587/2 In Sachen der Schüttmeister zu Leer in Ostfriesland 
Supplicanten und Appellanten sodann derer ostfriesischen Landstände Intervenienten contra die hoch-
fürstliche Regierungs- oder Hoff-Cantzley als Judicium a quo und Partem Appellantam, 1726/39. 
 Osterhusen: StaA Rep. 102 123 Gerd Hinrichs Schüttemeister zu Osterhusen und Arend Janssen / 
Ostfrs. Kanzlei 1733. Zu diesem Konflikt gehören auch die folgenden Prozesse: StaA Rep. 102 200 
Gerd Hinrichs und Arend Janssen, Schüttemeister zu Osterhusen: die an Hero Harms auf dem Sande 
verübte Gewalttat 1731, darin befindet sich: Gegen Gerd Hinrichs: auch die anno 1726 an dem Ul-
rich Jürgens zu Westerhusen verübte Gewalt und begangene Eingriff in die Landesfürstl. Jurisdiction 
und Hoheit betr.; StaA Rep. 103 V 70 a Ex officio / Gerd Hinrichs und Arend Janssen, Schüttmeister 
zu Osterhusen – Gewaltanwendung gegen Wagen und Pferd des Hero Harms zu Groß-Sande und 
somit Eingriff in die fürstliche Hoheit; darin: Verfahren in gleicher Sache vor Hofgericht und Reichs-
hofrat 5 Bde. (1726-1729), 1731-1737; HHStA RHR den. ant. K 553 Schüttemeister zu Osterhusen 
Gerd Hinrichs und Arend Jansen / Fürstl. Ostfriesische Cantzeley, ca. 1731.
1741 Jemgum: StaA Rep. 102 754 Schüttmeister und Poolrichter zu Jemgum und Midlum / Beamte zu 
Emden: Recht der Wegeschauung 1698/1704. 
 Greetsiel: HHStA RHR den. rec. K 927/12 In Ostfriesland Beamte zu Gretsyhl / die Gretmer Amt 
Bevollmächtigte Teichrichter Hermann Freese und Joachim Mühlenbeck, App. de 1729-1730.
 Greetsiel: HHStA RHR den. rec. K 927/13 In Ostfriesland Amts Gretsyhl sämtl. Schüttmeister / die 
fürstl. Ostfriesl. RegierungsCantzley, App. de. 1731-1734. 
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meinden, die in zwei Prozessen über mehrere Instanzen verhandelt wurde.1742 
Außerdem geriet die  Ansiedlung von fürstlichen Erbpächtern (Heuerleuten) so-
wie ihre Rechte und Pflichten in den Mittelpunkt von neun Auseinandersetzun-
gen.1743 
 Hinter Vogtei: HHStA RHR den. rec. K 927/16 Sämtl. Schüttemeister der Hinter Vogtey Franz 
Hindrichs und Gerd Jans de Buhr et cons. / Die fürstliche ostfriesische Cantzley ca. 1734.
 Weener: StaA Rep. 103 IX 154 Fürstlicher Fiskal gegen Johann Roelffs und Aycke Siebens, Poolrich-
ter zu Weener, die Verletzung der Leerorter amtsgerichtlichen Jurisdiktion betr. 1737-1742.
1742 Larrelt: StaA Rep. 4 B IV d 132 Streit zwischen Ausmiener Hinrichsen und Vogt zu Larrelt mit den 
dortigen Schüttemeistern, betr. Teilnahme an der Gemeinderechnung (Ausschließung der fürstlichen 
Bedienten bei Einziehung der Meentegelder zu Larrelt) 1743-1744.
 Weener: StaA Rep. 4 B IV h 92 Regierung gegen die Schüttemeister zu Weener, Hinrich Metscher 
und Ontje Weyers, die Schüttemeiter-Rechnung betreffend 1733-36. Zu diesem Prozess gehört auch 
folgender Reichshofratsprozess:  HHStA RHR den. rec. K 927/14 In Ostfriesland Schüttmeister des 
Fleckens Weener / den fürstlichen ostfriesischen Procuratorem Generalem Bettke, und die fürstl. Ost-
friesische Regierungscantzley zu Aurich. App. de 1736-1737.
1743 Hatzum: StaA Rep. 138 I 1022 Eine streitige Predigerwahl betreffend, Hatzum 1702.
 Uttum: StaA Rep. 138 I 2066 Streitigkeiten wegen der Wahl eines Kirchvogts betr., Uttum 1698. 
 Nesse und Arle: StaA Rep. 138 I 1630 Die herrschaftlichen Vota bei denen Prediger Wahlen zu Nesse 
und Arrel betr. 1702 und 1715 betr.
 Wymeer: StaA Rep. 138 II 922 Kirchvögte zu Wymeer, Aysche Tjabben und Ocke Gerdes gegen H. 
Metscher wegen der Pastorenwahl zu Wymeer 1713.
 Wiesens: StaA Rep. 102 807 Gemeinde Wiesens / Heuerleute zu Oster-Egels wegen Gemeindelasten 
(1709-) 1711-1717.
 Ardorf: StaA Rep. 103 XIII 23 Die Gemeinde zu Ardorf gegen Generalprokurator und Thomas 
Dircks zu Middels, die Zuweisung eines Stück Meedlandes in der Wehler Weide (Kirchspiel Ardorf ) 
an Thomas Dircks betr. 1713-1714.
 Middels: StaA Rep. 103 III 58 Fiskal und Ihne Ihnen zu Middels gegen Hinrich Janßen, Johan Ölgers 
u.a. Ogenbarger und Osterlooger zu Middels wegen Einreißung des Walles um einen Kamp, der dem 
Ihne Ihnen zwischen Ogenbargen und Felde aus der Heide zugewiesen worden war 1702-1716. 
 Middels: StaA Rep. 103 III 55 Thomas Dircks gegen die Eingesessenen des Osterloogs zu Middels, 
sodann Generalprokurator gegen die genannten Eingesessenen, den strittigen Ihne Ihnen-Warf und 
einen Garten betr. 1701-1706.
 Leerhafe: StaA Rep. 4 B IV f 63 Eingesessene zu Leerhafe gegen Beamte zu Friedeburg, das dem Hin-
rich Specht ausgewiesene Stück Heidland betr. 1724.
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Karte auf der Basis von „Ostfriesland um 1728“, in: Jhering, Hofleben in Ostfriesland, S. 16a
Neben den Konflikten um die Zahlung und Ableistung gerichtsherrlicher Las-
ten, die im Zusammenhang mit der bäuerlichen Politik auf Landtagen an anderer 
Stelle näher erläutert werden1744, sind dies die wichtigsten Konfliktfelder zwischen 
Landesherrschaft und Gemeinden in Ostfriesland bis 1744, in denen die soziale 
1744 Im Kapitel „V.1.2. Vor Gericht: Bauern und Warfsleute in Konflikten mit der Lesherrschaft (1710er 
bis 1730er Jahre“ (S. 356 ff.) folgt eine Analyse von Konflikten zwischen Warfsleuten und Landes-
herrschaft um gerichtsherrliche Lasten. In diese Konflikte mischten sich auch die Eigenerben ein und 
vertraten die Warfsleute, so dass die grundsätzlichen Argumentationsmuster auch der Gemeinden in 
dieser Analyse deutlich werden. Da diese in engem Zusammenhang mit der Politik auf Landtagen 
standen, wird dieses Konfliktfeld im Zusammenhang und als Vergleich mit dieser Politik geschildert.
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Differenz zwischen Bauern und unterbäuerlicher Bevölkerung erwähnt wird. Auf 
die noch einmal anders gelagerten Auseinandersetzungen um die Deich- und 
Sielsachen1745 und um die Ansiedlung von Kolonisten in den Mooren in der zwei-
ten Hälfte des 18. Jahrhunderts1746 wird hier nicht näher eingegangen.
1.1  Der Fall Westerloog 1719: Streit um die Jurisdiktion 
Ein besonders anschaulicher Fall aus der Bauerschaft Westerloog zeigt die grund-
legenden Strategien von Bauern und landesherrlichen Beamten, die sich ähnlich 
in allen Prozessen um die Jurisdiktion, aber auch in den Prozessen um die ande-
ren Konfliktfelder wiederfinden lassen. Westerloog war eine kleine Bauerschaft 
im Kirchspiel Middels auf Geestboden, in der die Zahl der Warfsleute im Laufe 
des 18. Jahrhunderts stark anwuchs.1747 Middels bestand aus vier „Communen“, 
wobei jede Commune einen eigenen Bauerrichter und eigene Rechtsgewohnhei-
ten hatten.1748 Dort waren ganze, halbe und viertel Herde berechtigt, Bauerrichter 
zu werden. Das Amt ging unter den Berechtigten um. Sehr vereinzelt war es auch 
Warfsleuten erlaubt, Bauerrichter zu werden, sonst waren sie ausgeschlossen.1749 
Zur Erhaltung der Wege waren die Warfsleute in Middels nur abgestuft ver-
pflichtet. Befragt zur Wegehaltung berichteten die Bauerrichter aus Westerloog 
im Jahre 1780 folgendes: 
„Alle Heerdbesitzer sind gleich nahe dazu, sie seyen ganze oder halbe 
Bauern, wenn es die Wege außer den Dörfern betrifft. In Westerloog sol-
len die Warfsleute einer alten Sage nach nur zu 8 Tagen im J. verbunden 
seyn. Sie haben diese jezzo nicht einmal dazu nöthig. In den übrigen 
Communen ist keine feste Regel, wie oft der Warfsmann mit müsse. Man 
behandelt sie schonend. Und wenn sie nur um das 3te oder 4te mal 
1745 Schaer, Die ländlichen Unterschichten; Schaer, Zur wirtschaftlichen und sozialen Lage der Deichar-
beiter; Uphoff, Die Deicharbeit; Uphoff, Die Deicher; Uphoff, Lavey als Ultima ratio.
1746 Diese Konflikte fallen in die zweite Hälfte des 18. Jahrhunderts: Schmidt, Geschichte Ostfrieslands, 
S. 355 f. 
1747 Dirksen, Predigerwahlrecht der Interessenten, S. 187. 
1748 Ebel, Das Ende des friesischen Rechts, S. 59.  
1749 Ebd., S. 61.
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kommen, oder wenn es sehr viel aufm Wege zu thun giebt, so ist man 
zufrieden.“1750 
Auch die Kirchenlasten und Dienste waren differenziert nach Eigenerben und 
Warfsleuten.1751 Genauso wurden die gemeindlichen Werke differenziert, Bau-
ern leisteten Spanndienste und Warfsleute Handdienste.1752 Das Wahlrecht zur 
Pastorenwahl war allerdings in Middels seit 1662/63 kontinuierlich ausgedehnt 
worden auf die sich neu Ansiedelnden.1753 Im Jahre 1780 scheinen die Warfsleute 
in Middels laut Bericht der Middelster Bauerrichter an der Pfarrerwahl komplett 
beteiligt zu sein. Sie hatten diese Beteiligung verlangt, und die Gemeinde ließ 
dies zu, wenn – nach eigener Angabe – über den zu wählenden Pfarrer kein Kon-
flikt vorfiele.1754 Warum dieser Zugang zum Wahlrecht für die Warfsleute in der 
Gemeinde Middels möglich war, berichteten die Auricher Beamten um das Jahr 
1763 herum: 
„Nachdem wir wegen der von dem Pastore Munchmeyer zu Middels 
angegebenen Observanz, nach welcher die dortigen Warfsleute indistinc-
te bei Prediger= und Schuldiener=Wahlen Stimmen geführt haben, so 
berichten wir allergehorsamst, daß weil vor 70 Jahren bei des Pastoris 
Magistri Günthers Zeit sich nur 4 oder 5 Warfsleute im dortigen ganzen 
Kirchspiel gefunden, welche Michaelis-Gefälle an Prediger und Schul-
meister fast den Bauern gleich prästiret, die mit selbigen befreundeten 
Bauern es geschehen lassen, daß so wenige personen das Wahl=Zettel 
bei den vorgewesenen beständig einhelligen Wahlen mit unterschrieben, 
welchers der starken Zunahme der Warfsleute ungeachtet, bis auf diese 
1750 Ebel, Das Ende des friesischen Rechts, S. 62. 
1751 Ebd., S. 61, 63.
1752 StaA Rep. 5 416 Sammlung geltender Rechte und Gewohnheiten (ältere Schriftstücke und Abschrif-
ten älterer Schriftstücke), Amt Aurich, Bd. 1, 1780, 1792, 1796-1804, fol. 98´, 127. 
1753 Smid, Ostfriesische Kirchengeschichte, S. 299; Smid, Interessentenwahlrecht, S. 46 f.. Zur Einord-
nung dieser Änderung als Ausnahme siehe Kapitel „V.2.2.1. Anspruch und Wirlichkeit der Pfarrer-
wahl“.
1754 Ebel, das Ende des friesischen Rechts, S. 64; StaA Rep. 5 416 Sammlung geltender Rechte und Ge-
wohnheiten (ältere Schriftstücke und Abschriften älterer Schriftstücke), Amt Aurich, Bd. 1, 1780, 
1792, 1796-1804.
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Zeiten continuiret, obschon dieselben dergleichen Recht niemals in con-
tradictorio erstritten und erhalten.“1755
Es war demnach offenbar aus Freundschaft geschehen, dass man die zunächst 
wenigen Warfsleute an der Pfarrerwahl teilnehmen ließ. Auch wurde nochmals 
der Hinweis gegeben, dass dies nur für einhellige Wahlen geschehen war. Die 
Bauerrichter von Middels, „alle aus dem Bauern=Stande“, bestanden darauf, dass 
die Warfsleute nicht gegen den Willen der Eigenerben stimmen durften. Ein 
solches Recht  beanspruchten die Warfsleute auch nicht, sie gaben sich damit 
zufrieden, nur aus Freundschaft zur Wahl gebeten worden zu sein und nicht 
frei, gegebenenfalls gegen den Willen der Eigenerben entscheiden zu können. 
Allerdings verlangten sie 1763, an den Schulmeisterwahlen gleichberechtigt teil-
nehmen zu dürfen. Dagegen verwahrten sich die Bauerrichter aber ausdrücklich, 
da „die sich von Jahr zu Jahr vermehrende Warfsleute nach ihrem belieben einen 
Schulmeister denen Bauern setzen könnten“.1756
Trotz dieser besonderen Wahlrechte für Pfarrerwahlen war in Middels die Dif-
ferenz zwischen Eigenerben und Warfsleuten also nicht ausgesetzt: Die Eigener-
ben besaßen noch 1780 die gemeine Weide und hatten alle den gleichen Anteil 
an ihr, ob sie einen ganzen oder halben Hof besaßen. Sie durften so viel Vieh 
auftreiben, wie sie wollten. Die Warsfleute hatten ein Entgelt für das Auftreiben 
von Vieh auf die Weide zu entrichten.1757 Schon seit 1721 war offenbar wegen 
Überlastung der Weide das Annehmen fremden Viehs auf der Weide in Wester-
loog verboten.1758 Dies spricht für die Überlastung der Weide durch eine große 
Anzahl von Warfsleuten mit ihrem Vieh. Auch Plaggenhauen und Mähen auf 
der gemeinen Weide durften laut Bauerrecht von 1721 nur die Eigenerben, den 
Warfsleuten wurde dies nur erlaubt, wenn sie eine Einwilligung bei den Eigener-
ben eingeholt hatten oder eine „Gerechtigkeit“ für das Aufschlagen von Vieh auf 
1755 Dirksen, Predigerwahlrecht der Interessenten, S. 186 f. 
1756 Dirksen, Predigerwahlrecht der Interessenten, S. 187. 
1757 Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. 113. 
1758 Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. 111 f. Im Jahr 1780 wurde dieses Verbot wieder bestätigt: Ebel, das 
Ende des friesischen Rechts, S. 60. 
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die Weide von einem Herd erhalten (vermutlich gepachtet) hatten und deshalb 
die Weide auch anderweitig nutzen konnten.1759
Im Jahre 1719 geriet in Westerloog im Kirchspiel Middels ein Warfsmann mit 
dem von den Eigenerben gewählten Bauerrichter, Folckert Siebels, in einen Kon-
flikt um die Nutzung der Gemeindeweide, der Allmende.1760 Der Amtmann von 
Aurich berichtete folgendes: 
„Es hat einer aus Middels Nahmens Göke Meinen sich am 4 Junii 
jüngst bey Eur. Hochfürstln. Durchlt. Amtsgerichte beschwehret, daß 
folckert Siebels und einige andere Eingeseßene daselbst ihm, als er sein 
Pferd in die gemeine Weyde lauffen laßen, daßelbe weggenommen, nach 
dem Krug gebracht, und daselbst eine Tonne Biers darauf getruncken 
[...].“1761
Nachdem der Warfsmann Göke Meinen versucht hatte, den Konflikt mit Fol-
ckert Siebels zu lösen, indem er ihn mit zwei „guten Männern“ beschickte, dies 
aber nicht fruchtete1762, klagte er wie hier beschrieben am Amtsgericht. Er verlangte 
am Amtsgericht Aurich, dass dem bäuerlichen Amtsträger verboten werde, ihn an 
der Weidenutzung zu hindern. Das Amtsgericht entsprach seiner Forderung und 
gab ein Mandat heraus, mit dem der Bauerrichter gezwungen werden sollte, das 
Pferd zurückzugeben und zum nächsten Gerichtstermin zu erscheinen.1763 In ei-
ner protokollierten Gegenüberstellung am Gericht, bei der beide Anwälte und der 
Warfsmann sowie der Bauerrichter anwesend waren, konnte der Anwalt des Warfs-
mannes dessen Forderungen kund tun.1764 Dieser habe zwar sein Pferd gegen ein 
Pfand, einen Kessel, eintauschen können, aber auch diesen Kessel wolle er zurück. 
Er habe als angesessener Warfsmann, der seine Lasten zahle, das Recht gehabt, sein 
1759 Ebel, Das Ende des friesischen Rechts, S. 60; Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. 113. 
1760 StaA Rep. 103 III 103 Göcke Meinen zu Middels gegen den dortigen Bauerrichter Folckert Siebels, 
die gemeine Weide betr. 1719-1720.
1761 Ebd., fol. 2.
1762 Ebd., fol. 6.
1763 Ebd., fol. 6-7.
1764 Ebd., fol. 5-8. 
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Pferd auf die Weide zu schlagen. 1765 Der Anwalt des Bauerrichters behauptete, dass 
der Warfsmann seine Lasten nicht bezahlt habe und dass man ihn deshalb gepfän-
det habe.1766 Der Bauerrichter in Westerloog sagte aus, dass er die Weideaufsicht 
besitze und den Warfsmann strafen dürfe, wenn dieser unberechtigterweise sein 
Pferd auf die Weide triebe.1767 Er habe als Vertreter der ganzen Gemeinde gehan-
delt. Deshalb dürfe dieser Fall laut eines Passus in der Hofgerichtsordnung nicht 
vor dem Amtsgericht, sondern nur vor dem Hofgericht verhandelt werden.1768 
Tatsächlich gab es einen solchen Passus, der Gemeinden erlaubte, ihre Gerichts-
prozesse direkt vor dem ständischen Hofgericht zu verhandeln. Nach diesem Titel 
19 sollten nämlich „Unser Grafschaft Eingesessene Herren, Ritter, Edelleut, auch 
Drosten, Räte, Richter, Haupt- und Amtleute, sowohl ihrer Person als ihres Amts 
halber, desgl. Städte, Flecken und Communen, wie auch alle anderen Personen 
dieser Unser Grafschaft, welche den Untergerichten nicht unterworfen seyn“, 
direkt vor das Hofgericht und nicht vor das Amtsgericht geladen werden.1769 Alle 
gemeindlichen Amtsträger, die vom Amtsgericht als Vertreter ihrer Kommune 
anerkannt wurden, fielen dann unter die Jurisdiktion des Hofgerichts. 
Das Amtsgericht Aurich hatte jedoch als landesherrliche Institution ein In-
teresse daran, solch einen Fall selbst zu verhandeln und dies war vorher in Ost-
friesland eigentlich auch üblich gewesen. So gab das Amtsgericht Aurich am 30. 
Juni 1719 einen Bescheid heraus, in dem sie das Ansinnen des Bauerrichters ab-
lehnte.1770 Der Anwalt des Bauerrichters appellierte gegen diesen Bescheid an das 
Hofgericht.1771 Das Amtsgericht wiederholte seinen Bescheid am 27. Oktober 
und verwarnte den Bauerrichter nochmals.1772 Die Appellation wurde vom Hof-
1765 StaA Rep. 103 III 103 Göcke Meinen zu Middels gegen den dortigen Bauerrichter Folckert Siebels, 
die gemeine Weide betr. 1719-1720, fol. 2-5, 8-11.
1766 Ebd., fol. 9. 
1767 Ebd., fol. 2: Dies berichtet der Amtmannes von Aurich namens Stürenburg.
1768 Ebd., fol. 2´. 
1769 Brenneysen, Ost-Friesische Historie, Bd. II, S. 17. Dazu auch: König, Verwaltungsgeschichte Ost-
frieslands, S. 241. 
1770 StaA Rep. 103 III 103 Göcke Meinen zu Middels gegen den dortigen Bauerrichter Folckert Siebels, 
die gemeine Weide betr. 1719-1720, fol. 10 f. 
1771 Ebd., fol. 2´. 
1772 Ebd., fol. 10´ f. 
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gericht dennoch angenommen.1773 Gleichzeitig verhörte das Kanzleigericht den 
Anwalt des Bauerrichters und drohte ihm eine „scharffe Verordnung“ an, wenn 
er nicht aufhöre, an das Hofgericht zu appellieren.1774 Dieser gab nach und ver-
sprach, den Bauerrichter dazu zu bringen, das Urteil des Amtsgerichts abzuwar-
ten.1775 Eine Woche später, am 8. Februar 1720, nahmen landesherrliche Beamte 
seine wiederholte Entschuldigung an, er könne in betreffender Sache nichts mehr 
machen, der Bauerrichter habe sich einen anderen Advokaten genommen.1776 
Aus einem Bericht des Amtsrichters Stürenburg aus dem Jahre 1721 wird je-
doch deutlich, dass die landesherrlichen Beamten sich in diesem Gerichtsprozess 
durchsetzen konnten. Die Bauerrichter von Westerloog mussten in ihr neu ver-
fasstes Bauerrecht, das ihnen Rechtssicherheit garantieren sollte und laut dem 
Amtsrichter ihr „geträumtes Bauerrecht“ ersetzen sollte, den Passus aufnehmen, 
dass sie der Jurisdiktion des Amtsgerichts unterstellt seien.1777 Gleichzeitig schaff-
ten sie es aber auch, dass der Amtsrichter ihnen ein Bauerrecht konfirmierte, in 
dem die Strafkompetenz der Bauerrichter über alle Eingesessenen der Gemeinde 
explizit festgelegt worden war: 
„Zum 16ten wird der Bauerrichter alle und jede Verbrecher dieser Ar-
ticulen über die hierin gesetzte Brüche, soviel der Gemiene zugelegt, zu 
pfänden, hiemit autorisiret; alle und jede Eingeseßene aber sollen gehal-
ten seyn, ihm die hülfliche Hand dazu zu leisten; wer solches verwegert, 
soll in die Strafe des Verbrechers mitverfallen sein.“1778
Zwei Strategien lassen sich für die Bauern und die landesherrlichen Beam-
ten anhand dieses Falles herausarbeiten. Der Bauerrichter berief sich auf eine 
Rechtsgrundlage, um seine Ansprüche durchzusetzen. In diesem Fall war es das 
1773 StaA Rep. 103 III 103 Göcke Meinen zu Middels gegen den dortigen Bauerrichter Folckert Siebels, 
die gemeine Weide betr. 1719-1720, fol. 12. 
1774 Ebd., fol. 15. 
1775 Ebd., fol. 15´ f. 
1776 Ebd., fol. 17. 
1777 StaA Rep. 4 B V b 8 Die auf fürstlichen Befehl von den Ämtern eingesandten Bauerrechte und Bau-
errollen nebst den Berichten der Amtleute, wieweit dieselben beobachtet werden. Vol. I: 1721; Vol. II: 
1721-1733, fol. 38-39; Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. 114. 
1778 Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. 114. 
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Bauerrecht, nach dem er berechtigt sei, die Warfsleute zu strafen und nicht mit 
Eingriffen der Landesherrschaft zu rechnen habe.1779 Die landesherrlichen Be-
amten versuchten solch eine Argumentation anzuzweifeln, indem sie zunächst 
einmal herauszubekommen versuchten, ob die Gemeinde tatsächlich ein schrift-
liches Bauerrecht besaß. Nur dieses hätten sie anerkannt1780, während die Ge-
meinde auch auf ihr mündliches Bauerrecht vertraute. Aufgrund dieser Ausein-
andersetzungen verfasste die Gemeinde Westerloog dann auch im Jahre 1721 ein 
Bauerrecht, um eine größere Rechtssicherheit zu erhalten.1781 Der Amtsrichter 
von Aurich setzte den Passus hinzu, dass alle Bauerrichter der Jurisdiktion der 
Amtsgerichte unterstellt seien.1782
Vor allem aber beanspruchten beide Parteien eine patrimoniale Herrschaft 
über die Einwohner der Gemeinden und versuchten diese zu repräsentieren. 
Der Bauerrichter sagte bei der Zitation vor dem Amtsgericht sofort aus, dass der 
Warfsmann nicht ihn verklagt habe, sondern im Prinzip die ganze Gemeinde, 
denn er vertrete die Gemeinde. Der Repräsentationsanspruch der Bauerrichter 
wurde so sofort angezeigt.1783 Ein Denunziant aus der Gemeinde, der um Anony-
mität bat, bestätigte vor Gericht „mit tränenden Augen“ die prinzipielle Reprä-
sentationsfähigkeit des Bauerrichters: Dieser Bauerrichter, Folckert Siebels, aber 
beriefe sich in einer Gemeindeversammlung zwar auf eine Vollmacht von den 
Eigenerben, würde aber alles nach „seinem Gefallen“ machen, „ohne die übrigen 
zu hören“.1784 Mit Zwist im Dorf sank offenbar der Repräsentationscharakter der 
gemeindlichen Amtsträger tendenziell. Die Eigenerben, die nicht auf Seiten des 
Bauerrichters waren, glaubten, man finde vor dem Amtsgericht genauso Recht 
1779 StaA Rep. 103 III 103 Göcke Meinen zu Middels gegen den dortigen Bauerrichter Folckert Siebels, 
die gemeine Weide betr. 1719-1720, fol. 10 f.: Der Bauerrichter aus Middels argumentierte in der 
protokollierten mündlichen Auseinandersetzung vor dem Amtsgericht mit dem Bauerrecht.
1780 Ebd., fol. 13. 
1781 StaA Rep. 4 B V b 8 Die auf fürstlichen Befehl von den Ämtern eingesandten Bauerrechte und Bau-
errollen nebst den Berichten der Amtleute, wieweit dieselben beobachtet werden. Vol. I: 1721; Vol. II: 
1721-1733, fol. 38-39.
1782 Ebd., fol. 38-39.
1783 StaA Rep. 103 III 103 Göcke Meinen zu Middels gegen den dortigen Bauerrichter Folckert Siebels, 
die gemeine Weide betr. 1719-1720, fol. 2 f.: Dies berichtete der Amtmann des Amtes Aurich namens 
Stürenburg am 29. Januar 1720. 
1784 Ebd., fol. 2, 4 f., 9.
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wie vor dem Hofgericht, während Siebels unbedingt vor das Hofgericht wolle. 
Der Bauerrichter betrachtete sich als Entscheidungsberechtigter für alle Belange 
der Siedlung: Er durfte jeden Einwohner in der Gemeinde strafen und wollte sich 
als Vertreter einer Gemeinde nur gegenüber dem Hofgericht verantworten und 
nicht gegenüber dem landesherrlichen Amtsgericht.1785
Der Amtmann von Aurich versuchte, die Repräsentation des Bauerrichters für 
seine Gemeinde Westerloog zu widerlegen, indem er auf die innergemeindlichen 
Konflikte selbst hinwies. Die Spaltung der Einwohnergemeinde erweise, dass der 
Bauerrichter nicht die Kommune vertrete: 
„[...] und da die Bauerrichter so wohl von der gantzen commune als 
von einem Theil, auch einem derselben belanget werden können, folglich 
so wenig die commune representiren, als die Schüttemeister hier in Au-
rich, oder die Eingeseßene einer commune unter sich uneinig, und da ein 
Theil gegen den anderen streitet, sich dafür ausgeben mögen, [...].“1786
Folglich gehöre jeder Prozess gegen einen solchen Bauerrichter vor das Amts-
gericht und nicht vor das Hofgericht. Wenn es sich um tatsächlich gemeindli-
che Entscheidungen gehandelt hätte, dann hätten sie auf dem richtigen Wege 
zustande kommen müssen. Der Amtmann von Aurich unterstellte den bauer-
richterlichen Entscheidungen in Westerloog ein somit unrechtmäßiges Zustan-
dekommen. Damit eine Entscheidung rechtmäßig den Willen der Gemeinde 
repräsentiere, müsse eine Versammlung der Gemeinde in solenner Form stattge-
funden haben und daraufhin ein Schluss ergangen sein: Der Amtmann forderte 
eine „solemnele convocation und deliberation“, sonst wolle er eine Entscheidung 
des Bauerrichters, die Bestrafung eines Warfsmannes, nicht akzeptieren.1787 Die 
Warfsleute sollten von den landesherrlichen Beamten vor dem Bauerrichter ge-
schützt werden. Der Amtmann von Aurich behauptete, die „schwache[n] Mit-
glieder“ der Gemeinde vor den „reichesten in einer commune“, also besonders 
1785 StaA Rep. 103 III 103 Göcke Meinen zu Middels gegen den dortigen Bauerrichter Folckert Siebels, 
die gemeine Weide betr. 1719-1720, fol. 2 f.: Dies berichtete der Amtmann des Amtes Aurich namens 
Stürenburg am 29. Januar 1720, fol. 2, 4 f., 9.
1786 Ebd., fol. 4´. 
1787 Ebd., fol. 11. 
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vor den Bauerrichtern, schützen zu wollen. Er unterstellte ihnen, sie wollten das 
„dominat“ in der Gemeinde spielen.1788
Worüber sich Bauern und Landesherrschaft in der Regel auseinandersetzten 
und wie ihre Strategien in den hier untersuchten Konflikten aussahen, soll The-
ma der nächsten beiden Kapitel sein, um dann die Kennzeichen bäuerlicher Po-
litik in Ostfriesland zu schildern. 
1.2  Konfliktgegenstände zwischen  
Landesherrschaft und Bauern
„Immaßen diese Leute mit ihrer beharrlichen Wiederspenstigkeit, und 
perpetuierlichen Zänkereyen, da sie, so zu reden, über alle Schritte und Trit-
te, so ich in meiner Regierung zu Erhaltung gemeiner Ruhe und Frieden zu 
thun habe, Streit und wann sie nicht anders können, Process anfangen, kei-
ne andern intention hegen, als mich müde und matt zu machen, die Hände 
sincken zu laßen, und mich ihnen in ihren Muthwillen zu ergeben.“1789
Der Landesherr äußerte sich im Jahre 1733 fast schon verzweifelt über die 
„Wiederspenstigkeit“ der Bevölkerung, die sich mit Protesten und Gerichtspro-
zessen gegen  seine Regierung, mit der er seiner Ansicht nach doch nur „Ruhe 
und Frieden“ herstellen wollte, wehrten. Tatsächlich ließ sich der Versuch, die 
gemeindlichen Organe in die landesherrliche Amtsgerichtsorganisation Ostfries-
lands einzugliedern, nicht ohne jahrelange Konflikte vor Gericht durchführen. 
Aufgrund des Widerstandes der Gemeinden vor allem in der ersten Hälfte des 
18. Jahrhunderts konnte sie bis zum Ende der Cirksenaherrschaft im Jahre 1744 
nicht vollständig durchgesetzt werden.1790 Wie in vielen Territorien erwies sich 
1788 StaA Rep. 103 III 103 Göcke Meinen zu Middels gegen den dortigen Bauerrichter Folckert Siebels, 
die gemeine Weide betr. 1719-1720, fol. 2 f.: Dies berichtete der Amtmann des Amtes Aurich namens 
Stürenburg am 29. Januar 1720, fol. 2 f.
1789 StaA Rep. 102 123 Gerd Hinrichs Schüttemeister zu Osterhusen und Arend Janssen / Ostfrs. Kanzlei 1733, fol. 
12 ´ f.: So klagte der Fürst im Jahre 1733 angesichts der Flut von Prozessen wegen der Jurisdiktionsstreitigkeiten.
1790 Koolman, Gemeinde und Amt, S. 72-75: Auch nach 1744 behaupteten die Ämter in ihren Berichten 
an die Landesherrschaft zuweilen, dass die Schüttmeister und Bauerrichter sich vollständig dem Ur-
teilsspruch der Amtsgerichte unterwürfen. Noch 1747 fiel ein Jurisdiktionsstreitigkeit zwischen Amts-
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„die Integration der in den einzelnen Amtsbezirken vielfach stark zersplitterten 
Jurisdiktion, an der neben dem Landesherrn adlige und geistliche Gerichtsherren 
sowie genossenschaftliche Gerichtsverbände teilhatten [...] als eine Aufgabe, de-
ren Lösung einen langen Atem erforderte [...].“1791 
Anschaulich wurde ein solcher „Kampf“ um die Eingliederung der Gemeinden 
in die landesherrlichen Institutionen in den Konflikten um die Jurisdiktion der 
Ämter und des Hofgerichts, die im Fall Westerloog beispielhaft dargestellt wur-
den. 
Der Landesherr beanspruchte mit der Einrichtung der Amtsgerichte die ge-
richtliche Jurisdiktionsgewalt über die Gemeinden.1792 Vor allem sollten die 
Amtsgerichte für die Gerichtsbarkeit über die Schüttmeister und andere Beamte 
der Gemeinden zuständig sein.1793 Die Bauerrichter und Schüttemeister verlang-
ten als Vertreter der Gemeinden dagegen, direkt dem landständisch bestimmten 
Hofgericht unterstellt zu sein, und riefen damit einen Konflikt zwischen Lan-
desherrn und Landständen um die Kompetenzen des Hofgerichtes hervor. Die 
Jurisdiktionskompetenzen des ständischen Hofgerichts waren ständiger Konflikt-
punkt zwischen Landständen und Landesherrschaft. Besonders der Kanzler Enno 
Rudolph Brenneysen betrieb sowohl vor als auch nach dem Appelle-Krieg eine 
Politik gegen das Wirken der Stände. Dabei fokussierte er sich auf die Gerichts-
organisation, also auf das von den Ständen abhängige Hofgericht und auf die 
von den Landständen finanzierten Prozesse, die meist dem heute als öffentlich-
rechtlich bezeichneten Bereich angehörten.1794 Der Kanzler Brenneysen verfass-
te gegen den Anspruch des Hofgerichts zum Beispiel auch die Agitationsschrift 
gericht und Hofgericht um die Befugnisse der Bauerrichter, also der Realgemeinden vor: StaA Rep. 4 
B V b 22 Meleff Laurenz gegen die Schüttemeister zu Leer, Hayke Georg Ewen und Consorten, wegen 
einer Holzrechnung. Beabsichtigte Entziehung der Schüttmeister aus der amtsgerichtlichen Jurisdik-
tion und deswegen unterfangener Appelation an das Hofgericht 1747.
1791 Klingebiel, Ein Stand für sich?, S. 39: Eine endgültige Eingliederung der Genossenschaften ließ sich 
nach Klingebiel jedoch bis auf wenige Ausnahmen nicht aufhalten.
1792 Unruh, Poolrichter, S. 56. 
1793 Koolman, Gemeinde und Amt, S. 67.
1794 Koolman, Gemeinde und Amt, S. 67; Ebel, Rechtsgeschichte, S. 317, Fußnote 37.
 König, Verwaltungsgeschichte, S. 249 f., 498; Heißler, Ostfriesische Singularität, S. 208 f.; Moßig, 
Zu dem landesherrlich-ständischen Dualismus, S. 50; Joester, Enno Rudolph Brenneysen, S. 376 f.; 
Schaumburg,  Hofgericht, S. 27 f.: 
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„Gründliche Anweisung, daß die Schüttemeister, respec. Bauer- oder Pohlrichter 
und Kedden in denen Städten und Ämtern der Beambten jurisdiction und judi-
catur unterworffen seyn, und daß es ein gantz wiederrechtliches unternehmen des 
Hoffgerichts sey, daß daßselbe solcher Persohnen der Beamten jurisdiction  ent-
ziehen will“1795 In die dauernden Auseinandersetzungen zwischen Landständen 
und Landesherrschaft um die Jurisdiktionskompetenzen des ständischen Hofge-
richts gerieten so auch die ländlichen Gemeinden hinein. Sie verlangten, direkt 
unter die Jurisdiktion des Hofgerichts zu gehören und nicht den Amtsgerichten 
unterstellt zu sein. Im Jahre 1724 versuchte der Fürst Georg Albrecht sogar, die 
Jurisdiktion der Amtsgerichte über die Bauerrichter in einer Anweisung an das 
ständisch bestimmte Hofgericht festzulegen und bat eine kaiserliche Kommissi-
on, die sich zur Konfliktlösung im Lande befand, um Unterstützung. Dies war 
jedoch offenbar nicht von Erfolg gekrönt.1796
Die Bauerrichter beanspruchten normalerweise eine „Exemtion“ der Gemein-
den und der Gemeindebeamten von der Amtsgerichtsbarkeit. Sie fanden für diese 
Forderung Unterstützung beim Hofgericht.1797 Mit dem Hinweis auf den schon 
erwähnten Titel 19 der Hofgerichtsordnung behaupteten sie, dass das Amtsge-
richt für sie als Vertreter ganzer Kommunen nicht zuständig sei.1798 Als solche 
wäre das Hofgericht für sie für ihre Zivilprozesse direkt zuständig gewesen.  
Prozesse um die Jurisdiktion der Amtsgerichte kamen insbesondere ab den 
1720er Jahren bis 1744 vor. Anlass der fünf analysierten Gerichtsprozesse in meh-
reren Instanzen war zunächst, dass ein oder mehrere Gemeindeeinwohner die 
landesherrlichen Beamten um Hilfe gegen die Bauerrichter oder Schüttemeister 
gebeten hatten. Das Amtsgericht sollte in den Konflikten dieser Gemeindeein-
wohner mit den Bauerrichtern oder Schüttemeistern entscheiden. Die Siedlungs-
1795 StaA Rep. 4 B V b 18 Anfrage der Amtleute zu Stickhausen in Sachen der Bauerrichter zu Detern ge-
gen die dortigen Häuslinge, insbesondere die vom Hofgericht den Amtleuten disputierte Jurisdiktion 
über die Bauerrichter 1737-39, fol. 64-69.
1796 StaA Rep. 102 521 Stellung der Schüttmeister, Pool- und Bauernrichter und Kedden zur Judikatur 
des Hofgerichts 1724.
1797 Koolman, Gemeinde und Amt, S. 67, 72; StaA Rep. 102 521 Stellung der Schüttemeister, Pool- und 
Bauernrichter und Kedden zur Judikatur des Hofgerichts 1724, fol. 8. 
1798 Ebd., fol. 8.
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einwohner waren sich also nicht mehr einig, wie die Verwaltung und Recht-
sprechung innerhalb der Gemeinde auszusehen hatte, und Teile der Einwoh-
nerschaft suchte Hilfe bei den Ämtern. Die gemeindlichen Amtsträger hatten 
Strafen festgelegt oder Entscheidungen in Bezug auf die Allmendenutzung1799, 
Wegehaltung1800, die Gemeindelasten1801, Grenzstreitigkeiten1802 getroffen und 
damit manche Eingesessenen gegen sie aufgebracht. Typischerweise waren die-
se Eingesessenen die unterbäuerlichen Warfsleute, so in den hier untersuchten 
Prozessen aus Detern und Middels1803, aber auch Eigenerben und fürstliche Erb-
pächter zum Beispiel aus Leer, Osterhusen oder Holte1804 fühlten sich von Bauer-
1799 Allmendenutzung und eigene Jurisdiktion: StaA Rep. 103 III 103 Göcke Meinen zu Middels gegen 
den dortigen Bauerrichter Folckert Siebels, die gemeine Weide betr. 1719-1720; StaA Rep. 4 B V b 18 
Anfrage der Amtleute zu Stickhausen in Sachen der Bauerrichter zu Detern gegen die dortigen Häus-
linge, insbesondere die vom Hofgericht den Amtleuten disputierte Jurisdiktion über die Bauerrichter 
1737-39, fol. 24 f.
1800 Wegehaltung und eigene Jurisdiktion: HHStA RHR den. rec. K 587/2 In Sachen der Schüttmeister 
zu Leer in Ostfriesland Supplicanten und Appellanten sodann derer ostfriesischen Landstände Inter-
venienten contra die hochfürstliche Regierungs- oder Hoff-Cantzley als Judicium a quo und Partem 
Appellantam, 1739/26.
1801 Gemeindelasten und eigene Jurisdiktion: StaA Rep. 103 V 70a Ex officio / Gerd Hinrichs und Arend 
Janssen, Schüttmeister zu Osterhusen – Gewaltanwendung gegen Wagen und Pferd des Hero Harms 
zu Groß-Sande und somit Eingriff in die fürstliche Hoheit; darin: Verfahren in gleicher Sache vor 
Hofgericht und Reichshofrat, 5 Bde. (1726-1729), 1731-1737.
1802 Eigene Jurisidiktion und Grenzstreitigkeiten in der Gemeinde: StaA Rep. 102 739 Bernd Janssen, 
Bauerrichter zu Holte / Coop Hayen, dann Prok. Generalis 1708/16.  
1803 Jurisdiktionsstreitigkeiten zwischen Amtsgericht und Hofgericht, die ihren Anlass in Auseinanderset-
zungen zwischen Bauerrichtern und Warfsleuten fanden: 
 Detern: StaA Rep. 4 B V b 18 Anfrage der Amtleute zu Stickhausen in Sachen der Bauerrichter zu 
Detern gegen die dortigen Häuslinge, insbesondere die vom Hofgericht den Amtleuten disputierte Ju-
risdiktion über die Bauerrichter 1737-39, fol. 54-58. Zu diesem Konflikt gehören auch die folgenden 
Prozessakten: StaA Rep. 102 792 Appellation an den Reichshofrat gegen ein Urteil des Hofgerichts in 
einem Verfahren der Beamten zu Stickhausen gegen die Bauerrichter zu Detern 1738-1739; HHStA 
RHR den. rec. K 594/8 De Lammy du Pont et cons. contra die Bauerrichter zu Detern Peter Christo-
phers und Berend Dücken et cons. App. pto. jurisdictionis de 1738-1739: Die Häuslinge aus Detern 
hatten 1737 eine Supplikation an das Amtsgericht Stickhausen von einem Procurator und Advokaten 
aufsetzen lassen. Diese Supplikation bezog sich explizit auf ein Attestat von Einwohnern aus Detern, 
das die Einwohner selbst geschrieben hatten und in dem sie das gleiche Verhalten der Bauerrichter 
gegen das alte Herkommen bezeugten und beklagten, wie dies die Anwälte in der Supplikation getan 
hatten. 
 Middels: StaA Rep. 103 III 103 Göcke Meinen zu Middels gegen den dortigen Bauerrichter Folckert 
Siebels, die gemeine Weide betr. 1719-1720, fol. 2: Laut Bericht des Amtmanns von Aurich aus dem 
Jahre 1720 kam ein Warfsmann Göcke Meinen zum Amt und beschwerte sich über den dortigen 
Bauerrichter. 
1804 Jurisdiktionsstreitigkeiten zwischen Amtsgericht und Hofgericht, die mit einer Auseinandersetzungen 
zwischen Bauerrichtern und Bauern oder fürstlichen Erbpächtern begannen:
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richtern und Schüttemeistern ungerecht behandelt. Dies berichteten Amtmänner 
oder die Betroffenen selbst in Supplikationen und Attestaten. Die Bauerrich-
ter weigerten sich jedoch, einen auf diesem Wege begonnenen Zivilprozess vor 
dem Amtsgericht zu führen. Die angestrebte Befreiung von der Jurisdiktion der 
Amtsgerichte war dabei nicht nur eine anwaltliche Strategie, sondern den Bauer-
richtern selbst ein Anliegen. Der Amtmann von Stickhausen berichtete im Jahre 
1708, dass das Amt nach einem Hilfegesuch eines Eigenerben aus Holte verlangt 
hatte, dass die Bauerrichter eine Bestrafung des Eigenerben wegen Grenzstrei-
tigkeiten rückgängig machen sollten. Die Bauerrrichter lehnten eine Änderung 
ihres vom Amtmann sogenannten „Urteils“ ab und äußerten sich vor Gericht 
laut Bericht des Amtmannes folgendermaßen: „Wyr hebben mit dit gericht nicht 
tho dohn, wir hebben mit dit gericht nicht tho dohn!“1805. Sie verlangten eine 
Anhängung dieses Gerichtsfalles an das landständische Hofgericht und bestritten 
eine Zuständigkeit des landesherrlichen Amtsgerichts für einen Zivilprozess einer 
Kommune.1806
 Leer: StaA Rep. 102 524 Schüttemeister zu Leer / Siefke Jacobs und Cons. zu Leer 1739. Zu die-
sem Konflikt gehören auch die folgenden Prozesse: StaA Rep. 102 445 Schüttemeister zu Leer / 
Regierungs- oder Hofkanzlei 1726/39; StaA Rep. 4 B V b 20 Sievecke Jacobs und Consorten zu 
Leer gegen die Schüttemeister daselbst, Johann Onnen und Consorten, wegen Veranstaltung eines 
Gassenpflasters bzw. die amtsgerichtliche Jurisdiktion über die Schüttemeister und hofgerichtliche 
Eingriffe betr. 1739-1742; HHStA RHR den. rec. K 587/2 In Sachen der Schüttmeister zu Leer in 
Ostfriesland Supplicanten und Appellanten sodann derer ostfriesischen Landstände Intervenienten 
contra die hochfürstliche Regierungs- oder Hoff-Cantzley als Judicium a quo und Partem Appellan-
tam, 1739/26. 
 Osterhusen: StaA Rep. 102 123 Gerd Hinrichs Schüttemeister zu Osterhusen und Arend Janssen / 
Ostfrs. Kanzlei 1733. Zu diesen Konflikt gehören auch die folgenden Prozesse: StaA Rep. 102 200 
Gerd Hinrichs und Arend Janssen, Schüttemeister zu Osterhusen: die an Hero Harms auf dem Sande 
verübte Gewalttat 1731, darin: Gerd Hinrichs gegen Ulrich Jürgens zu Westerhusen, 1726; StaA Rep. 
103 V 70 a Ex officio / Gerd Hinrichs und Arend Janssen, Schüttmeister zu Osterhusen – Gewaltan-
wendung gegen Wagen und Pferd des Hero Harms zu Groß-Sande und somit Eingriff in die fürstliche 
Hoheit; darin: Verfahren in gleicher Sache vor Hofgericht und Reichshofrat 5 Bde. (1726-1729), 
1731-1737; HHStA RHR den. ant. K 553 Schüttemeister zu Osterhusen Gerd Hinrichs und Arend 
Jansen / Fürstl. Ostfriesische Cantzeley, ca. 1731.
 Holte: StaA Rep. 102 739 Bernd Janssen, Bauerrichter zu Holte / Coop Hayen, dann Prok. Generalis 
1708/16. 
1805 StaA Rep. 102 739 Bernd Janssen, Bauerrichter zu Holte / Coop Hayen, dann Prok. Generalis 
1708/16, fol. 1´.
1806 Ebd., fol. 1´.
IV. POLITIKEN IM DORF: DIE ENTSTEHUNG EINER UNTERBÄUERLICHEN GEMEINDE 
373
Im Zuge dieser Auseinandersetzungen um die Jurisdiktion, welche im ganzen 
Land zwischen Bauerrichtern und Ämtern vorfielen1807, wurden die Ämter 1711 
von der Landesherrschaft aufgefordert, über ihre „Jurisdiktion“ zu berichten.1808 
Die Amtmänner von Leer, Greetsiel, Berum, Friedeburg, Aurich, Emden, Stick-
hausen und Norden berichteten aus den vergangenen Jahren von vielen Konflik-
ten um die Zuständigkeit der Ämter für die Gemeinden. In Emden bemerkte 
der Amtmann zum Beispiel, dass diese Konflikte vor allem vorfielen, wenn es um 
Schulden ginge, die offenbar von den Gemeindeeinwohnern beim Schüttemeis-
ter als Verwalter der Gemeindekasse wegen gekaufter Waren oder Verzehrungen 
gemacht wurden. Andere Zuständigkeiten des Schüttemeisters wie die Wegerepa-
ratur seien dort nicht strittig gewesen.1809 Der Landesherr befahl den Ämtern und 
Landrichtern im Jahre 1733, Beschwerden über das Hofgericht bezüglich der 
Jurisdiktionskompetenzen beim Landesherrn abzugeben. Sie berichteten dann 
auch 1733 über den Zustand in ihren Ämtern und über Fälle, in denen sich das 
Hofgericht in die Jurisdiktion anderer Instanzen, u.a. auch der Amtsgerichte, 
eingemischt hatte.1810 
1807 In den Akten der Gerichte Ostfrieslands finden sich weitere Gerichtsprozesse zu den Jurisdiktionsstrei-
tigkeiten zwischen Amtsgerichten und Hofgericht, die hier allerdings nicht analysiert wurden, deren 
Nennung aber zeigen soll, dass diese Auseinandersetzungen anlässlich von Konflikten aus Dörfern in 
ganz Ostfriesland auftraten:
 Hinte: StaA Rep. 4 B V b 7 Jacob Isebrands, Schüttmeister zu Hinte gegen Henrich Gunthers und die 
Amtleute zu Emden wegen der Jurisdiktion über die Bauerrichter 1721.
 Leer: StaA Rep. 4 B V b 5 Fiskal gegen Schüttemeister zu Leer wegen Entziehung der Jurisdiktion 
1711-1718; StaA Rep. 4 B V b 12 Beschwerden der Fünfzehner des Fleckens Leer über die dortigen 
Schüttemeister wegen Amtsüberschreitung und darüber von den Amtleuten beim Fürsten erbetene 
Instruktion 1729; StaA Rep. 4 B V b 17 Fiscus gegen die Schüttemeister zu Leer Frerich Orthues und 
Johann Knottnerus wegen eigenmächtigen Verfahrens gegen den Kaufmann Wessel Cleer bei Gele-
genheit der Gassenreinigung 1736-1742.
 Greetsiel: StaA Rep. 4 B V b 16 Schüttemeister des Amts Greetsiel gegen die ostfriesische Regierung 
(Appellationssache) wegen der Jurisdiktion über die Schüttemeister 1734.
 Stapelmoor: StaA Rep. 4 B V b 9 Schüttemeister zu Stapelmoor, Behrend Specker, gegen Fiskal und 
Amtleute zu Leerort wegen der von dem Schüttmeister verweigerten Aushändigung des Bauerrechts 
bzw. der Bauerrolle 1724; StaA Rep. 4 B V b 10 Bauerrichter zu Stapelmoor gegen die Amtleute zu 
Leer wegen des sogenannten Bauerrechts und der desfalls praetendierten Exemtion von der Jurisdikti-
on der Amtleute 1724.
1808 StaA Rep. 4 B V b 4 Berichte der Amtleute, wie es mit Jurisdiktion über Schüttmeister, Bauer- und 
Poolrichter gehalten wurde 1711, fol. 1.
1809 Ebd.
1810 Dort sind demnach weitere Fälle zu finden: StaA Rep. 102 359 und 360 Jurisdiktionseingriffe des 
Hofgerichts gegenüber den Land- und Amtsgerichten.
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Die Berichte aus dem Jahre 1711 zeigen, dass die landesherrlichen Beamten 
den Begriff der „Jurisdiktion“ über die Gemeinden nicht nur auf die gerichtliche 
Kompetenz der Ämter bezogen, sondern auch auf die Befolgung von Mandaten, 
auf die Bestätigungspflicht der neu gewählten gemeindlichen Bauerrichter1811 
und auf ihr Recht, die gemeindlichen Amtsträger auch bestrafen zu dürfen, wenn 
diese ihr Amt nicht so ausübten, wie die landesherrlichen Ämter dies verlang-
ten.1812 Jurisdiktion bedeutete demnach nicht nur gerichtliche Konfliktlösung, 
sondern auch die Policey über die Untertanen. So konnten die Amtleute aus 
Emden angesichts der Konflikte um die Jurisdiktion folgendermaßen berichten: 
„In Summas wenn die Schüttemeister als der Communen diener im-
mediate und allein von dem Hoffgerichte durch einen Process zu ihrer 
Schuldigkeit angehalten werden müßten, […] und der Ambts-Jurisdic-
tion entzogen werden sollten, wäre zügleich alle Policey auffgehoben und 
künfftig unmöglich, daß ein ehrlicher Mann auffm Lande sicher und 
ungeplagt wohnen könnte [...].“1813 
Die Policeyaufgaben, die Verwaltung des Amtes und der Gemeinden fielen 
damit auch unter den Begriff „Jurisdiktion“ und waren somit strittig. Hier zeigt 
sich, dass sich die Ämter neben den jurisdiktionellen, wirtschaftlichen und fis-
kalischen Aufgaben immer mehr auch für ordnungspolitische Belange zuständig 
fühlten.1814 
Mit der Gerichtsbarkeit und der Unterordnung der Gemeinden unter die „Po-
licey“ des Amtes wurde vor allem das Recht zur Kontrolle der Wegehaltung in 
1811 StaA Rep. 4 B V b 4 Berichte der Amtleute, wie es mit Jurisdiktion über Schüttmeister, Bauer- und 
Poolrichter gehalten wurde 1711, fol. 33-34, 49-51.
1812 Diese Strafkompetenz wurde von der Landesherrschaft zum Beispiel in folgendem Prozess verlangt: 
StaA Rep. 4 B V b 18 Anfrage der Amtleute zu Stickhausen in Sachen der Bauerrichter zu Detern ge-
gen die dortigen Häuslinge, insbesondere die vom Hofgericht den Amtleuten disputierte Jurisdiktion 
über die Bauerrichter 1737-39, fol. 70-72.
1813 StaA Rep. 4 B V b 8 Die auf fürstlichen Befehl von den Ämtern eingesandten Bauerrechte und Bauer-
rollen nebst den Berichten der Amtleuten, wieweit dieselben beobachtet werden. Vol. I: 1721, fol. 57.
1814 Damit beschränkte sich die territoriale Obrigkeit nicht mehr nur auf die Gefahrenabwehr, sondern 
begann, eine antizipatorische Politik zu konzipieren. Es blieb den lokalen Amtsträgern überlassen, die 
Policeyordnungen auch gegen intermediäre Gewalten und das alte Herkommen durchzusetzen. Im 
allgemeinen zu diesem Prozess: Klingebiel, Ein Stand für sich?, S. 48.
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Zusammenhang gebracht. In diesem Regelungsbereich sollten aus Sicht der lan-
desherrlichen Beamten die Gemeinden die Mandate der Ämter befolgen und der 
Jurisdiktion und Strafbefugnis der Ämter unterworfen sein. Dies stand im Ge-
gensatz zur üblichen Praxis, nach der die Bauerrichter die Wegehaltung aller da-
für zuständigen Gemeindeeinwohner kontrollierten und wenn nötig jemanden 
bestraften. Im Jahre 1656 war die erste Wegeordnung von der Obrigkeit erlassen 
worden. Nachdem es zu Konflikten um die Wegehaltung und -schauung gekom-
men war, schützten die Landstände 1662 in einem Landesvertrag (Haagischer 
Vergleich) zunächst die Bauerrollen und die eigenständige Wegehaltung durch die 
Gemeinden vor dem Zugriff der Landesherrschaft.1815 Im Jahre 1668 wurde dann 
allerdings zwischen Landständen und Landesherr vereinbart, dass die Beamten in 
die gemeindliche Wegeschauung eingreifen durften, wenn die Bauerrichter nicht 
ordnungsgemäß für die Wegehaltung sorgten.1816 Im Jahre 1711 folgte eine zwei-
te Wegeordnung, von der die Verordnung an die Schüttemeister und Poolrichter 
im Amt Emden hier abgedruckt vorliegt. Der Amtmann von Emden legte dieses 
gedruckte Befehlsschreiben von 1711 seinem Bericht an die Landesherrschaft 
bei. In ihm wurde den Gemeinden die Wegereparatur befohlen.1817
Sobald die landesherrlichen untersten Beamten nicht nur Verordnungen ver-
lesen ließen1818 und sich in den 1720er und 1730er Jahren tatsächlich in die 
Wegehaltung einmischten und die Bauerrichter oder Schüttemeister bestraften, 
wenn die Wege nicht gut genug instand gehalten waren, kam es zu den unter-
suchten fünf Prozessen zwischen Gemeinden und Beamten, zweimal in Greetsiel 
1815 Brenneysen, Ost-Friesische Historie, Bd. II, S. 827 f.; Wiemann/Engelmann, Alte Wege, S. 18 f. 
1816 Wiemann/Engelmann, Alte Wege, S. 10, 19. 
1817 StaA Rep. 4 B V b 4 Berichte der Amtleute, wie es mit Jurisdiktion über Schüttmeister, Bauer- und 
Poolrichter gehalten wurde 1711, fol. 33-34. Kopie von fol. 34. 
1818 Verordnungen bewirkten auch bei den landesherrlichen Beamten nicht immer sofort eine Reaktion. 
Die Verordnung von 1711 wollten die Stickhausener landesherrlichen Beamten erst 1732 umsetzen. 
Zuerst stellte man fest, dass die Verordnung von 1711 den Gemeinden gar nicht bekannt war und ließ 
sie nochmals von den Kanzeln publizieren. Daraufhin führte man erstmalig eine Schauung der Wege 
durch. Konflikte fielen also erst vor, wenn die Beamten die ergangenen Verordnungen umsetzen woll-
ten (HHStA RHR den. rec. K 594/8 De Lammy du Pont et cons. contra die Bauerrichter zu Detern 
Peter Christophers und Berend Dücken et cons. App. pto. jurisdictionis de 1738-1739, Extract aus 
dem Protocollo rerum publicarum Stickhauser amts Volum: 11: pag: 334. et seqq: die Verbeßerung 
und Schauung der Wege im Jahr 1732 betreffend).
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1729 und 17311819, in einem Sammelprozess für Jemgum, Midlum, Middelste-
wehr, Manslagt und Visquart 16981820 sowie in der Vogtei Hinte 17341821 und in 
Weenigermoor 1737.1822 Die Schüttemeister beanspruchten das Recht zur Wege-
schauung und damit das Recht zur Kontrolle der Reparaturen der Wege durch die 
Gemeindeeinwohner allein und ohne Kontrolle der landesherrlichen Beamten. 
So versuchten landesherrliche Beamte, auf die Wegeschauung in Jemgum und 
Midlum im Amt Emden im Jahre 1698 und in Middelstewehr, Manslagt und 
Visquart im Amt Greetsiel 1699 Einfluss auszuüben. Die Schüttemeister in die-
sen Dörfern sagten aus, dass ihnen allein das Recht zur Wegeschauung zustünde. 
Die Beamten hätten sich eingemischt, indem sie Säumige gestraft hätten und die 
Wegeschauung hätten kontrollieren wollen. Die Gemeinden suchten neben dem 
Gerichtsprozess gleichzeitig Schutz bei den Landständen, deren Ausschuss (Ad-
ministratorenkollegium) die Rückgabe der einbehaltenen Pfänder und ein Verbot 
weiterer Exekutionen durch den Amtmann forderte.1823 Das Administratorenkol-
legium setzte sich auch für die Gemeindebamten aus Loquard in einem Konflikt 
mit landesherrlichen Beamten um die Wegeschauung ein, ohne dass ein Gerichts-
prozess begonnen wurde.1824 Die Schüttemeister und die hier sogenannten Pfuhl-
richter aus Loquard sagten in einem selbst geschriebenen Attestat aus, dass der 
Amtmann unberechtigt einen Tag nach der gemeindlichen Wegeschauung in die 
Gemeinde gekommen sei und nochmals Säumige mit Brüchen und Pfandneh-
mung bestraft habe, nachdem sie dies eigentlich schon erledigt hatten.1825 
1819 HHStA RHR den. rec. K 927/12 In Ostfriesland Beamte zu Gretsyhl / die Gretmer Amt Bevollmäch-
tigte Teichrichter Hermann Freese und Joachim Mühlenbeck, App. de 1729-1730; HHStA RHR den. 
rec. K 927/13 In Ostfriesland Amts Gretsyhl sämtl. Schüttmeister / die fürstl. Ostfriesl. Regierung-
sCantzley, App. de. 1731-1734. 
1820 StaA Rep. 102 754 Schüttmeister und Poolrichter zu Jemgum und Midlum / Beamte zu Emden: 
Recht der Wegeschauung 1698/1704.
1821 HHStA RHR den. rec. K 927/16 Sämtl. Schüttemeister der Hinter Vogtey Franz Hindrichs und 
Gerd Jans de Buhr et cons. / Die fürstliche ostfriesische Cantzley ca. 1734.
1822 StaA Rep. 103 IX 154 Fürstlicher Fiskal gegen Johann Roelffs und Aycke Siebens, Poolrichter zu 
Weener, die Verletzung der Leerorter amtsgerichtlichen Jurisdiktion betr. 1737-1742.
1823 StaA Rep. 102 754 Schüttmeister und Poolrichter zu Jemgum und Midlum / Beamte zu Emden: 
Recht der Wegeschauung 1698/1704; Wiemann/Engelmann, Alte Wege, S. 20 f.
1824 StaA Dep. 1 1211/1 Die Wegeschau und Verhängung von Brüchen durch die Schüttmeister und 
Pfuhlrichter in Loquard 1699, fol. 7 f.
1825 Ebd., fol. 7.
IV. POLITIKEN IM DORF: DIE ENTSTEHUNG EINER UNTERBÄUERLICHEN GEMEINDE 
377
Aus der Zeit um 1730 liegen zwei weitere Prozesse um die Wege im Amt 
Greetsiel vor: Die Beamten setzten im ersten überlieferten Fall eine Frist zur We-
gereparatur und befahlen zur Inspektion die Schüttemeister hinzu. Da dies im 
betreffenden Greetsieler Amt ein neues Vorgehen war, und die Schüttemeister das 
Recht zur Wegeschauung für sich allein beanspruchten, kam es zum Prozess, in 
diesem Fall sogar bis vor den Reichshofrat.1826 Im zweiten Fall aus Greetsiel ging 
es auch um das Recht zur Wegeschauung und um das von gemeindlicher Seite 
bestrittene Recht der landesherrlichen Beamten, Säumige wegen der Wegehal-
tung zu bestrafen.1827
Auch im Emder Amt, in der Vogtei Hinte, prozessierten Schüttemeister und 
landesherrliche Beamte um die Visitation der Heerwege und um das Recht auf 
Bestrafung der säumigen Gemeindeeinwohner durch die landesherrlichen Beam-
ten.1828 
Genauso stritten die gemeindlichen Amtsträger (Poolrichter) aus Weeniger-
moor im Amt Leer mit den landesherrlichen Beamten um ihr Recht, Versäum-
nisse in Wegeangelegenheiten zu strafen.1829
Ein weiterer Prozess bis vor den Reichshofrat um die Wegeschauung und Be-
strafung lässt sich für Leer nachweisen. Da er in Jurisdiktionsstreitigkeiten mün-
dete, wurde er hier zu den Prozessen um Jurisdiktion gezählt. Siefke Jacobs und 
seine „Konsorten“ aus Leer weigerten sich, ein neues Straßenpflaster mitzufinan-
zieren. Daraufhin wurden sie von den Schüttemeistern bestraft, woraufhin sich 
Siefke Jacobs und seine „Konsorten“ an das Amtsgericht um Hilfe wandte. Die 
Schüttemeister beanspruchten jedoch die Exemtion von der Amtsgerichtsbarkeit 
und erkannten nur die Jurisdiktion des Hofgerichts an.1830
1826 HHStA RHR den. rec. K 927/12 In Ostfriesland Beamte zu Gretsyhl / die Gretmer Amt Bevollmäch-
tigte Teichrichter Hermann Freese und Joachim Mühlenbeck, App. de 1729-1730.
1827 HHStA RHR den. rec. K 927/13 In Ostfriesland Amts Gretsyhl sämtl. Schüttmeister / die fürstl. 
Ostfriesl. RegierungsCantzley, App. de. 1731-1734.
1828 HHStA RHR den. rec. K 927/16 Sämtl. Schüttemeister der Hinter Vogtey Franz Hindrichs und 
Gerd Jans de Buhr et cons. / Die fürstliche ostfriesische Cantzley ca. 1734.
1829 StaA Rep. 103 IX 154 Fürstlicher Fiskal gegen Johann Roelffs und Aycke Siebens, Poolrichter zu 
Weener, die Verletzung der Leerorter amtsgerichtlichen Jurisdiktion betr. 1737-1742.
1830 StaA Rep. 102 524 Schüttemeister zu Leer / Siefke Jacobs und Cons. zu Leer 1739, fol. 2. Zu die-
sem Konflikt gehören auch die folgenden Prozessakten: StaA Rep. 102 445 Schüttemeister zu Leer 
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Bis zum Ende des 18. Jahrhunderts hatte sich die Anwesenheit der landes-
herrlichen Beamten bei der Wegeschau zwar in der Praxis in einigen Gemeinden 
durchgesetzt, aber die betreffenden Gemeinden forderten immer wieder auch 
eine Rückkehr zur alten Ordnung. Die Schüttemeister aus Neuhamrich im Amt 
Emden verlangten zum Beispiel in ihrem Bericht für die Erstellung eines Provin-
zialgesetzbuches 1792 eine Rückkehr zur alten Gewohnheit: Die Schüttemeister 
sollten die Brüchen der säumigen Gemeindegenossen eintreiben, und die Be-
amten sollten von der Wegeschau gänzlich ausgeschlossen sein. Sonst ist für das 
Amt Emden keine Gemeinde nachzuweisen, in der die landesherrlichen Beamten 
an der Wegeschau teilnahmen.1831 Andere Gemeinden wie Canhusen, Larrelt, 
Loppersum, Suurhusen aus dem Amt Emden, in denen sich die landesherrliche 
Anwesenheit und Strafung der Säumigen bei der Wegeschau noch nicht durch-
gesetzt hatte, achteten darauf, dass dies auch so blieb und sie weiterhin ohne 
Einmischung der Beamten die eingenommenen Brüchen in Form von Bier ver-
/ Regierungs- oder Hofkanzlei 1726/39; StaA Rep. 4 B V b 20 Sievecke Jacobs und Consorten zu 
Leer gegen die Schüttemeister daselbst, Johann Onnen und Consorten, wegen Veranstaltung eines 
Gassenpflasters bzw. die amtsgerichtliche Jurisdiktion über die Schüttemeister und hofgerichtliche 
Eingriffe betr. 1739-1742; HHStA RHR den. rec. K 587/2 In Sachen der Schüttmeister zu Leer in 
Ostfriesland Supplicanten und Appellanten sodann derer ostfriesischen Landstände Intervenienten 
contra die hochfürstliche Regierungs- oder Hoff-Cantzley als Judicium a quo und Partem Appellan-
tam, 1739/26.
1831 StaA Rep. 5 421 Sammlung geltender Rechte und Gewohnheiten (ältere Schriftstücke und Abschrif-
ten älterer Schriftstücke), Amt Emden 1780, 1792-1793, fol. 8´.
 Ob die Wegeschauung auch von landesherrlichen Beamten durchgeführt wurde, lässt sich auch für die 
Ämter Aurich und Stickhausen ermessen: 
 StaA Rep. 5 416 Sammlung geltender Rechte und Gewohnheiten (ältere Schriftstücke und Abschrif-
ten älterer Schriftstücke), Amt Aurich, Bd. 1, 1780, fol. 31: Im Amt Aurich waren nur in Bagband 
und Ulbargen nach Konflikten zwischen diesen beiden Gemeinden landesherrliche Beamte bei der 
Wegeschau ausnahmsweise anwesend. Ebd., fol. 40´, 47´, 50, 65, 71, 73: Für Siegelsum, Wiegbolds-
bur, Victorbur, Barstede, Holtrop und Weene im Amt Aurich wurde die Anwesenheit von landesherr-
lichen Beamten bei der Wegeschau komplett nicht erwähnt, und es kann davon ausgegangen werden, 
dass sie nicht statt fand.
 StaA Rep. 4 B V b 18 Anfrage der Amtleute zu Stickhausen in Sachen der Bauerrichter zu Detern 
gegen die dortigen Häuslinge, insbesondere die vom Hofgericht den Amtleuten disputierte Jurisdik-
tion über die Bauerrichter 1737-39, fol. 103-104: Die Beamten aus Stickhausen berichteten über die 
Wegeschauung im Jahre 1732, dass alle Bauerrichter der Stickhausener Kommunen zur allgemeinen 
landesherrlichen Wegeschauung im Jahre 1732 erschienen seien, nur die „halsstarrigen“ Deterner sei-
en nicht gekommen. Hier gab es also neben der gemeindlichen Wegeschau eine allgemeine Wegeschau 
für das Amt. 
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zehren durften.1832 Die landesherrlichen untersten „Gerichtsbedienten“ sollten 
höchstens den Schüttemeistern assistieren. Aus Larrelt berichteten die Bauern im 
Jahre 1792 folgendermaßen: 
„In Politik Sachen machen wir selbst Schüttemeister welche das soge-
nannte Bauer-Recht während seine Bedienung muß ausüben, als: die 
königl. Praestationen und andere gemein Lasten jährlich heben, die so-
genannte Meed Wegen unter Schauung nehmen, daß ist er bestimmt, 
wann selbige sollen geschauet werden, und wenn die Schauung vorge-
nommen wird muß er die übrige Interessenten mit dazu convociren, 
wie auch die Pumpen und Zugschlöte schauung nebst Fußpfaden und 
Straßen, allein dan die Nachlässigen, nach Bauer-Recht gebrüchet oder 
gepfandet werden, und müssen ihm, im Fall von Wiedersetzung die Ge-
richtsbedienten assistiren. Auch ist er, der Schüttmeister gehalten, des 
Sommers, vornehmlich im Heuzeit, wenn es regenhaftes Wetter giebt ge-
nau zu sorgen, daß die Meede-Wegen nicht durch dieser oder jener Leute 
Heuwegen für anderen unbrauchbar werden gemacht […]. Die Brüche, 
welche beym Schauen der Wegen und Straffen eingenommen wird, kann 
durch die Schauenden verzehrt werden.“1833
Vor allem in den 1730er und 1740er Jahren fielen neben Jurisdiktions- und 
Wegestreitigkeiten auch Auseinandersetzungen um die finanzielle Vermögensver-
waltung der Gemeinden vor. Die Gemeinden Weener und Larrelt beanspruchten 
in den zwei untersuchten Prozessen die Einziehung und Festlegung der gemeind-
lichen Lasten, ohne dass sich die landesherrlichen Beamten einmischten.1834 Die 
1832 StaA Rep. 5 421 Sammlung geltender Rechte und Gewohnheiten (ältere Schriftstücke und Abschrif-
ten älterer Schriftstücke), Amt Emden 1780, 1792-1793, fol. 9´ f., 32´ f., 41´, 45´.
1833 Ebd., fol. 32 f. 
1834 StaA Rep. 102 123 Gerd Hinrichs Schüttemeister zu Osterhusen und Arend Janssen / Ostfrs. Kanzlei 
1733; HHStA RHR den. ant. K 553 Schüttemeister zu Osterhusen Gerd Hinrichs und Arend Jansen 
/ Fürstl. Ostfriesische Cantzeley, ca. 1731; StaA Rep. 103 V 70a Ex officio / Gerd Hinrichs und Arend 
Janssen, Schüttmeister zu Osterhusen – Gewaltanwendung gegen Wagen und Pferd des Hero Harms 
zu Groß-Sande und somit Eingriff in die fürstliche Hoheit; darin: Verfahren in gleicher Sache vor 
Hofgericht und Reichshofrat, 5 Bde. (1726-1729), 1731-1737.
 StaA Rep. 4 B IV d 132 Streit zwischen Ausmiener Hinrichsen und Vogt zu Larrelt mit den dortigen 
Schüttemeistern, betr. Teilnahme an der Gemeinderechnung (Ausschließung der fürstlichen Bedien-
ten bei Einziehung der Meentegelder zu Larrelt) 1743-1744.
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landesherrlichen Beamten forderten dagegen, an der Vermögensverwaltung der 
Gemeinden und Bauerrichter beteiligt zu werden. In Osterhusen setzten sich ein 
Schüttemeister und ein Gemeindemitglied um das Recht des Schüttemeisters aus-
einander, Gemeindeabgaben festzulegen und unter Strafe bei den Gemeindege-
nossen einzutreiben. Der Schüttemeister äußerte seinen Anspruch auf das Recht 
zur Einsammlung und Festlegung der „Meentegelder“ in einer Supplikation vom 
3. August 1729. Dieses autonome Recht wurde von dem Gemeindegenossen und 
daraufhin auch von der Landesherrschaft bestritten. Da die Zuständigkeit des 
Amtsgerichts per se von dem Schüttemeister negiert wurde, entwickelte sich die-
ser Fall zu einer Jurisdiktionsstreitigkeit um die Zuständigkeit des Amtsgerichts 
oder des Hofgerichts über die Kommunen. 1835 
Solche Konflikte zeigten sich ganz konkret auch in der angestrebten Teilnahme 
der landesherrlichen Beamten an der Rechnungslegung der Bauerrichter oder 
Schüttemeister.1836 Dort nahmen üblicherweise keine fürstlichen Beamten teil. 
Die Gemeinde Larrelt versuchte zum Beispiel laut Bericht des Amtmannes von 
Emden vehement, die fürstlichen Beamten in ihrer Funktion als Beamte nicht an 
der Rechnungslegung teilnehmen zu lassen, damit diese keinen Einfluss darauf 
ausüben konnten. In Larrelt wurden die landesherrlichen Beamten – Ausmiener 
und Vogt – von der Rechnungslegung und Neuwahl des gemeindlichen Beamten 
ausgeschlossen, sogar obwohl sie gleichzeitig Eigenerben der Gemeinde waren. 
Dagegen protestierten die fürstlichen Beamten vehement. Ein Abgleich dieser 
Praxis mit der Gewohnheit in anderen umliegenden Gemeinden ergab, dass in 
Suurhusen, Twixlum und Hinte die „Meenterechnungen“ bei Anwesenheit fürst-
licher Bedienter abgenommen wurden, wenn diese Eigenerben/Interessenten in 
1835 Obwohl dieser Fall sich auch um die finanzielle Vermögensverwaltung drehte, wurde er in der Zäh-
lung der Prozesse zu den einzelnen Konfliktfeldern den Jurisdiktionsstreitigkeiten zugeordnet.
 StaA Rep. 102 123 Gerd Hinrichs Schüttemeister zu Osterhusen und Arend Janssen / Ostfrs. Kanzlei 
1733, fol. 5, 10; HHStA RHR den. ant. K 553 Schüttemeister zu Osterhusen Gerd Hinrichs und 
Arend Jansen / Fürstl. Ostfriesische Cantzeley, ca. 1731; StaA Rep. 103 V 70a Ex officio / Gerd 
Hinrichs und Arend Janssen, Schüttmeister zu Osterhusen – Gewaltanwendung gegen Wagen und 
Pferd des Hero Harms zu Groß-Sande und somit Eingriff in die fürstliche Hoheit; darin: Verfahren 
in gleicher Sache vor Hofgericht und Reichshofrat, 5 Bde. (1726-1729), 1731-1737, Bd. 1, fol. 6-15, 
30-33´ (Supplikation).
1836 Koolman, Gemeinde und Amt, S. 75.
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der Gemeinde waren. Allerdings waren sie dann nicht in ihrer Funktion als fürst-
liche Bediente anwesend, wie man explizit betonte.1837 
Die landesherrlichen Beamten der Ämter beanspruchten dagegen das Recht 
auf eine Überwachung der Rechnungslegung, weil sie eine Kontrolle über die 
allgemeinen Ausgaben ausüben wollten. Wie ein Prozess um die Rechnungsle-
gung in Weener zeigt, wäre damit auch eine Begutachtung des politischen En-
gagements der Gemeinden gegen die Landesherrschaft möglich gewesen, denn 
finanzielle Ausgaben der Gemeinde hätten die – der Landesherrschaft gegenüber 
feindliche – Orientierung der Gemeindemitglieder erwiesen und hätten demnach 
ihren Niederschlag in der Gemeinderechnung des Weeneraner „Meentebuches“ 
gefunden. Vom Amtsgericht Leer bis vor den Reichshofrat wurde der Prozess 
zwischen den Schüttemeistern in Weener und der fürstenkritischen Mehrheit der 
Gemeindemitglieder einerseits und einer fürstentreuen Minderheit andererseits 
verhandelt. Die fürstenkritische Mehrheit hatte im Appelle-Krieg zu den Wider-
ständigen gehört und stritt sich nun mit der fürstentreu gewesenen Minderheit, 
die während des Appelle-Krieges vor ihren Mitgenossen fliehen musste, um die 
gemeindliche Rechnung. Die Gemeindebeamten und die Mehrheit der Gemein-
demitglieder beriefen sich auf den üblichen Gebrauch der selbst durchgeführten 
Rechnungslegung der Schüttemeister auf der Gemeindeversammlung im Mai, 
die von den Gemeindemitgliedern per Unterschrift bestätigt wurde. Nun war 
eine neue Rechnung auf Betreiben der gemeindlichen Minderheit eingefordert 
worden, was von den Schüttemeistern als Eingriff in ihre Belange gewertet wur-
de. Der Prokurator wollte auf Betreiben der gemeindlichen Minderheit Einsicht 
in die Rechnung erhalten, weil darin „gewiße, das crimen lesistentiae, et violat-
ae superioritatis territorialis betreffende Strafgelder berechnet seyn sollen“. Über 
die Rechnungslegung sollte also das Verhalten der Gemeinde im Appelle-Krieg 
nachvollzogen werden. Die Schüttmeister befürchteten dann auch, dass der Pro-
kurator Einsicht in die Rechnung haben wollte, um nähere Informationen über 
den in dieser Gemeinde sich zugetragenen Widerstand gegen die Landesherr-
1837 StaA Rep. 4 B IV d 132 Streit zwischen Ausmiener Hinrichsen und Vogt zu Larrelt mit den dortigen 
Schüttemeistern, betr. Teilnahme an der Gemeinderechnung (Ausschließung der fürstlichen Bedien-
ten bei Einziehung der Meentegelder zu Larrelt) 1743-1744, fol. 7, 9, 11, 13-15.
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schaft in den „troublen“ zwischen 1725 und 1727 zu erhalten und dadurch die 
Widerständigen besser bestrafen zu können. Aus diesem Grunde lehnten sie die 
Einsichtnahme in die Rechnung ab.1838
Die Vermögenskontrolle der Gemeinden war für die landesherrlichen Beam-
ten und die Gemeinden außerdem bedeutsam, weil die landesherrlichen Ämter 
auf der Grundlage der meisten Bauerrechte das Recht hatten, Strafgelder aus der 
Gemeinde einzunehmen. Diese Strafgelder wurden in der Rechnungslegung auf-
geführt. In den amtlichen Kommentaren zu den Bauerrechten wird deutlich, dass 
die Gemeinden diese Abgaben an die landesherrliche Obrigkeit aber zu vermei-
den suchten. Sie behaupteten, man nähme wenig oder gar keine Strafgelder ein, 
die der Obrigkeit zustünden.1839 Bei der von der Obrigkeit angestrebten Kont-
rolle über die Rechnungslegung hätten die untersten landesherrlichen Beamten 
Vogt und Auskundiger Zugriff auf die genauen Zahlen der Strafgelder gehabt, 
die dem Landesherrn zustanden. Die Einnahmen solcher Strafgelder hätten so 
gesteigert werden können.1840
Trotz des Anspruches der Landesherrschaft, die Rechnungslegung und damit 
das Vermögen und andere Belange der Gemeinden zu kontrollieren, blieb die 
Rechnungslegung meist unter der alleinigen Aufsicht der Gemeinden. Für das 
Amt Emden kann zum Beispiel anhand der Berichte über die Gewohnheitsrechte 
zwecks Erstellung eines Provinzialgesetzbuches nachgewiesen werden, dass die 
Rechnungslegung bis zum Ende des 18. Jahrhunderts in Händen der Gemeinden 
1838 Koolman, Gemeinde und Amt, S. 75 f.
 StaA Rep. 4 B IV h 92 Regierung gegen die Schüttemeister zu Weener, Hinrich Metscher und Ontje 
Weyers, die Schüttemeiter-Rechnung betreffend 1733-36; HHStA RHR den. rec. K 927/14 In Ost-
friesland Schüttmeister des Fleckens Weener / den fürstlichen ostfriesischen Procuratorem Generalem 
Bettke, und die fürstl. Ostfriesische Regierungscantzley zu Aurich. App. de 1736-1737. 
1839 Ebel, Rechtsgeschichte, S. 322. In den Willküren berichteten die landesherrlichen Beamten durch am 
Rand hinzugefügte Notizen über die tatsächliche Einnahmepraxis: Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. 
4, 6, 12, Fußnote 52, 14, S. 23, Fußnote 50,  S. 33, 42, 49, S. 50, Fußnote 60, S. 55, S. 58, S. 63, 
Fußnote 29, S. 65, 69, 70, 77, 84.
 Manchmal galt auch die Regelung, dass ein überschüssiger Betrag an die landesherrliche Obrigkeit 
ausgezahlt werden sollte, wenn ein bestimmter Betrag der insgesamt eingenommenen Brüchen über-
schritten wurde. Auch dann erhielten die landesherrlichen Beamten wohl kaum etwas: Ebel, Ostfrie-
sische Bauerrechte, S. 12, 22, 33, 36, 50, 55, 63, 70, 77, 84, 102, 129.
1840 Koolman, Gemeinde und Amt, S. 75. 
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blieb. Unter alleiniger gemeindlicher Aufsicht blieb sie in Canhusen, Osterhusen, 
Larrelt, Wibelsum, Loppersum, Suurhusen, Cirkwerum, Hinte. Allein Suurhus-
en berichtete, dass allerdings nur bei der Kirchvogtsrechnungslegung und nicht 
bei der Bauerrichterrechnungslegung auch ein Vertreter des Gerichts anwesend 
war.1841 Auch im Amt Leer blieb die Rechnungslegung weitgehend ohne fürst-
lichen Einfluss.1842 Genau wie bezüglich der Rechnungslegungsversammlungen 
versuchten die Gemeinden übrigens auch, die landesherrlichen Beamten von an-
deren Gemeindeversammlungen auszuschließen. Eine Pfarrerwahl wurde zum 
Beispiel von einer Gemeinde Hatzum boykottiert, weil fürstliche Beamte anwe-
send waren und die Wahlen beeinflussen wollten.1843 So durfte der Amtmann von 
Berum in Arle im Jahre 1735 nur in seiner Funktion als Interessent der Gemein-
de an der Versammlung zur Pfarrerwahl teilnehmen.1844 
Besonders augenfällig wurde auch in den neun untersuchten Konflikten um 
die Erb- und Zeitpächter des Landesherrn, dass die Gemeinden versuchten, jeg-
lichen Einfluss des Landesherrn und seiner Abhängigen in ihren Gemeindeange-
legenheiten zu verhindern. Diese Konflikte lassen sich in Prozessen zu Osterloog 
(Middels), Hatzum, Uttum, Nesse und Arel, Wymeer, Wiesens, Ardorf, Ogen-
barben und Leerhafe nachweisen.1845 Über diese Erb- und Zeitpächter entstan-
1841 StaA Rep. 5 421 Sammlung geltender Rechte und Gewohnheiten (ältere Schriftstücke und Abschrif-
ten älterer Schriftstücke), Amt Emden 1780, 1792-1793, fol. 24 f., 25 f., 33, 39, 41, 44, 45, 64, 75´.
1842 Für das Amt Leer: Koolman, Gemeinde und Amt, S. 75 f.; König, Verwaltungsgeschichte, S. 211. 
 Leider geben die Berichte aus Aurich keine Auskunft über die Rechnungslegung: StaA Rep. 5 416 
Sammlung geltender Rechte und Gewohnheiten (ältere Schriftstücke und Abschriften älterer Schrift-
stücke), Amt Aurich, Bd. 1, 1780.
1843 StaA Rep. 138 I 1022 Eine streitige Predigerwahl betreffend, Hatzum 1702, fol. 1-3. 
1844 StaA Rep. 138 I 87 Harm Sassen und Consorten contra Kirchenverwalter Edo Frerichs und Con-
sorten wegen einer Wahl zum 2 Pfastorats und der dabei vorgefallenen Unordnung 1735, fol. 308 
f.: Näheres zur Pfarrerwahl und der zu ihr berechtigten Wähler in Kapitel „V2.2. Rechtsetzung zur 
Pfarrerwahl der Bauern (1660-1663)“, S.406 ff. 
1845 StaA Rep. 103 III 55 Thomas Dircks gegen die Eingesessenen des Osterloogs zu Middels, sodann 
Generalprokurator gegen die genannten Eingesessenen, den strittigen Ihne Ihnen-Warf und einen 
Garten betr. 1701-1706; StaA Rep. 138 I 1022 Eine streitige Predigerwahl betreffend, Hatzum 1702; 
StaA Rep. 138 I 2066 Streitigkeiten wegen der Wahl eines Kirchvogts betr., Uttum 1698, StaA Rep. 
138 I 1630 Die herrschaftlichen Vota bei denen Prediger Wahlen zu Nesse und Arrel betr. 1702 und 
1715 betr.; StaA Rep. 138 II 922 Kirchvögte zu Wymeer, Aysche Tjabben und Ocke Gerdes gegen 
H. Metscher wegen der Pastorenwahl zu Wymeer 1713; StaA Rep. 102 807 Gemeinde Wiesens / 
Heuerleute zu Oster-Egels wegen Gemeindelasten (1709-) 1711-1717; StaA Rep. 103 XIII 23 Die 
Gemeinde zu Ardorf gegen Generalprokurator und Thomas Dircks zu Middels, die Zuweisung eines 
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den besonders zu Beginn des 18. Jahrhunderts Konflikte zwischen Gemeinden 
und Landesherrschaft. Diese Pächter wurden in Ostfriesland fürstliche „Heuer-
leute“ genannt und wurden vom Landesherrn in den Ödlanden, zum Beispiel auf 
der Heide, angesiedelt. Die Landesherrschaft betrachtete das so verpachtete bzw. 
verheuerte Land als „herrenloses“ Land und berief sich somit auf ihr in den Lan-
desverträgen von 1599 und 1611 garantiertes Recht, Besitz von solchem Land 
zu ergreifen und neue Kolonisten dort anzusiedeln, um der Abwanderung entge-
genzuwirken. In den Landesverträgen hatte der Landesherr das Recht zugespro-
chen bekommen, herrenloses Land auf Heide und Moor für sich in Anspruch zu 
nehmen und mit seinem „Consens“ Heuerleute auf Heide und Moor zu setzen, 
damit sie dort Kämpe abgraben konnten. Seit dem 18. Jahrhundert wurden vor 
diesem Hintergrund neben den schon im 17. Jahrhundert angelegten Fehnko-
lonien Regierungskolonien in der Heide angelegt. Waren solche Heidekolonien 
in fürstlicher Zeit vereinzelte Projekte, verstärkte die preußische Herrschaft nach 
1744 eine solche Ansiedlung entgegen der alten Gemeindeberechtigungen.1846 
Solche Heuerleute, die ganze und halbe Herde sowie Warfstellen vom Landes-
herrn als größtem Grundherren in Ostfriesland pachteten und das Land urbar 
machten, befanden sich gegenüber ihrem Eigner, dem Landesherrn, in einem 
Abhängigkeits- und Schutzverhältnis: Sie waren zur Zahlung der (Erb-)Heuer 
verpflichtet, und der Landesherrn bzw. die landesherrlichen Beamten konnten 
ihnen Anweisungen in ihrem Handeln gegenüber den Gemeinden geben. So wur-
den sie von den bäuerlichen Gemeinden als fürstliche Bediente angesehen, deren 
Anwesenheit und Stimmrecht bei Wahlen die Gemeinden verhindern wollten. 
Stück Meedlandes in der Wehler Weide (Kirchspiel Ardorf ) an Thomas Dircks betr. 1713-1714; StaA 
Rep. 103 III 58 Fiskal und Ihne Ihnen zu Middels gegen Hinrich Janßen, Johan Ölgers u.a. Ogenbar-
ger und Osterlooger zu Middels wegen Einreißung des Walles um einen Kamp, der dem Ihne Ihnen 
zwischen Ogenbargen und Felde aus der Heide zugewiesen worden war 1702-1716; StaA Rep. 4 B 
IV f 63 Eingesessene zu Leerhafe gegen Beamte zu Friedeburg, das dem Hinrich Specht ausgewiesene 
Stück Heidland betr. 1724.
1846 Swart, Friesische Agrargeschichte, S. 98, 216, 221; Schmidt, Siedlungsgeographischer Überblick, S. 
64 ff. Unter preußischer Herrschaft wurde am 22. Juni 1765 das Urbarmachungsedikt erlassen, das 
eine Ansiedlung von Kolonisten auf den Heidfeldern der Geest und im Moor erlaubte und zu weiteren 
Siedlungen führte. In Ostfriesland war Ziel zumindest der preußischen Peuplierungs- und Kolonisati-
onsbemühungen nicht die Zuwanderung, sondern die Abschwächung der Abwanderung (Gehrmann, 
Bevölkerungsgeschichte, S. 218).
IV. POLITIKEN IM DORF: DIE ENTSTEHUNG EINER UNTERBÄUERLICHEN GEMEINDE 
385
Von den landesherrlichen Ämtern wurden sie dazu benutzt, Einfluss auf die Ge-
meinden auszuüben: Sie sollten an Pfarrer- oder Kirchvogtswahlen teilnehmen 
und dort im Sinne der landesherrlichen Beamten wählen. In Hatzum versuchte 
der Amtmann des Amtes Emden beispielsweise, die fürstlichen Heuerleute an 
der Pastorenwahl zu beteiligen, um einen bestimmten Kandidaten wählen zu las-
sen. Die fürstlichen Heuerleute erhielten dementsprechende Anweisungen. Die 
Eigenerben der Gemeinde erfuhren davon und drohten den fürstlichen Heu-
erleuten. Wenn nötig wolle man ihre Stimmen mit Gewalt nicht gelten lassen. 
Am Wahltag boykottierten die Eigenerben die Wahl und protestierten so gegen 
die Wahlstimmen der fürstlichen Heuerleute und zusätzlich gegen die Anwesen-
heit fürstlicher Beamten. Diese Handlungen wurden vom Amtmann Emdens 
so beschrieben und in einem „Memoriale“ der Interessenten selbst bestätigt.1847 
Ein weiteres Beispiel für fürstliche Einflussnahme auf die fürstlichen Erbpächter 
lässt sich für die Gemeinde Uttum finden: Der bestehende Kirchvogt Jan Doden 
Meyer aus Uttum bat im Jahre 1698 vor einer anstehenden Kirchvogtswahl in 
einer selbst verfassten Supplikation den Fürsten, dass dieser ihn mit dessen drei 
in Uttum vorhandenen fürstlichen Heuerleuten unterstütze. Diese Heuerleute 
erhielten dementsprechend von den landesherrlichen Beamten den Auftrag, für 
diesen Vogt zu stimmen. Jan Doden Meyer wurde nach abgelegter Rechnung 
auch tatsächlich wieder zum Kirchvogt gewählt. Dagegen klagte jedoch der Ge-
meindeeinwohner Henricus Westendorffer, indem er eine „à part deliberation“ 
verlangte, d.h. also eine Wahl nach dem Vorbild der Deich- und Sielrichterwahl 
ohne Anwesenheit der fürstlichen Beamten und Heuerleute.1848 
Auch andere Gemeinden versuchten solch eine „Anwesenheit“ des Fürsten in 
ihren Gemeinden und seinen Einfluss vehement zurückzudrängen, indem sie die 
fürstlichen Heuerleute von den Gemeindeversammlungen ausschlossen, so in 
Hatzum, Nesse und Arel, in Uttum und Wymeer geschehen.1849 
1847 StaA Rep. 138 I 1022 Eine streitige Predigerwahl betreffend, Hatzum 1702, fol. 1-3. Memoriale: fol. 
15-16´.
1848 StaA Rep. 138 I 2066 Streitigkeiten wegen der Wahl eines Kirchvogts betr., Uttum 1698, fol. 10, 11 f.
1849 Den Ausschluss von fürstlichen Heuerleuten von Pastorenwahlen verlangten die Eigenerben durch 
Supplikationen, Attestate, „Memoriale“ oder mündlich laut Berichten obrigkeitlicher Beamter in fol-
genden Fällen: StaA Rep. 138 I 1022 Eine streitige Predigerwahl betreffend, Hatzum 1702, fol. 1-3; 
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Auch um die Grabstellen und Kirchenstühle der fürstlichen Heuerleute gab 
es Ausaindersetzungen. In Wiesens lehnten die Vertreter der Gemeinde in ei-
ner Supplikation, den fürstlichen Heuerleuten ohne Gegenleistung Grabstellen 
und Kirchenstühle zu gewähren. Die Bauerrichter und Kirchvögte der Gemeinde 
Wiesens argumentierten, dass sich die fürstlichen Heuerleute „eigenmächtig“ Be-
gräbnisplätze und Kirchenstühle in ihrer Gemeinde zugeeignet hätten und nun 
aber im Gegenzuge auch die Dienste und Abgaben an den Pastor mit leisten 
müssten.1850 
Vor allem das „herrenlose“ Land sollte gegen die Ansiedlung fürstlicher Heuer-
leute geschützt werden. Die Gemeinden Ardorf, Middels und Leerhafe behaup-
teten, dieses Land sei Gemeindeland und der Landesherr dürfe nicht darüber 
verfügen.1851 So versuchten sie selbst einen Nutzen aus der Ansiedlung zu ziehen. 
Zunächst beanspruchten sie die betreffenden Ländereien als ihr gemeindliches 
Eigentum. Dies war möglich, da das kommunale Land an seinen „Rändern“ in 
den Grenzen nicht genau festgelegt war. 
StaA Rep. 138 I 1630 Die herrschaftlichen Vota bei denen Prediger Wahlen zu Nesse und Arrel betr. 
1702 und 1715 betr.; StaA Rep. 138 I 2066 Streitigkeiten wegen der Wahl eines Kirchvogts betr., Ut-
tum 1698, fol. 11 f.; StaA Rep. 138 II 922 Kirchvögte zu Wymeer, Aysche Tjabben und Ocke Gerdes 
gegen H. Metscher wegen der Pastorenwahl zu Wymeer 1713, fol. 16-17, 28-36. 
1850 StaA Rep. 102 807 Gemeinde Wiesens / Heuerleute zu Oster-Egels wegen Gemeindelasten (1709-) 
1711-1717, fol. 7 f., 14´, 16´ f.
1851 Die Gemeinden behaupteten, dass dies herrenlose Land ihrer Gemeindeweide zugehörig war und 
sie damit das Recht hatten, über die Abgrabung von aus der Weide abgetrennten „Kämpen“ zu ent-
scheiden: StaA Rep. 103 XIII 23 Die Gemeinde zu Ardorf gegen Generalprokurator und Thomas 
Dircks zu Middels, die Zuweisung eines Stück Meedlandes in der Wehler Weide (Kirchspiel Ardorf ) 
an Thomas Dircks betr. 1713-1714, fol. 4-5a, 22, 23: Der fürstliche Heuermann Thomas Dircks aus 
der Gemeinde Middels erhielt durch Konsens des Amtes Aurich ein vermeintlich herrenloses Stück 
Land in Erbpacht ausgeteilt, von dem die Ardorfer Gemeinde in einem Attestat, das Bevollmächtigte 
unterschrieben hatten, behauptete, es gehöre zu ihrer Gemeindeweide. Die Gemeinden Middels und 
Dunum bestätigten in Attetstati die Ansicht Ardorfs, dass dem fürstlichen Heuermann das Stück Land 
nicht zustehe. 
 StaA Rep. 103 III 58 Fiskal und Ihne Ihnen zu Middels gegen Hinrich Janßen, Johan Ölgers u.a. 
Ogenbarger und Osterlooger zu Middels wegen Einreißung des Walles um einen Kamp, der dem Ihne 
Ihnen zwischen Ogenbargen und Felde aus der Heide zugewiesen worden war 1702-1716, fol. 42 ff.: 
Dem Ihne Ihnen wurde ein Kamp in der „dürren Heide“ von der Landesherrschaft zugewiesen, von 
der die Gemeinden Ogenbargen und Osterloog behaupteten, dass das bereffende Land zu ihrer Ge-
meindeweide gehörte.
 StaA Rep. 4 B IV f 63 Eingesessene zu Leerhafe gegen Beamte zu Friedeburg, das dem Hinrich Specht 
ausgewiesene Stück Heidland betr. 1724: Die Gemeinde Leerhafe protestierte gegen die landesherrliche Zu-
weisung eines nur vermeintlich herrenlosen Stückes Heidlandes, das eigentlich zur Gemeindeweide gehöre. 
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Besonders deutlich wird diese fehlende Grenzziehung des Landes in den Ausei-
nandersetzungen um den von fürstlicher Seite ausgegebenen Kamp von Ihne Ih-
nen auf der Heide zwischen Ogenbargen und Osterloog.  Der fürstlichen Rent-
kammer galt die Heide als herrenlos, und die Beamten behaupteten, deshalb 
die Heide zur Kampgrabung an fürstliche Heuerleute ausgeben zu dürfen. Die 
Ogenbarger und die Osterlooger benutzten die betreffende Heide – wie eini-
ge von ihnen im Zeugenverhör aussagten – zusammen als Gemeindeweide, um 
dort Vieh zur Weide hinzutreiben und auf der ihnen zugewandten Seite Feuer- 
und Mistplaggen zu stechen. Eine Grenze zwischen beiden Gemeindeländereien 
konnte nicht genau ausgemacht werden. Als es zur Auseinandersetzung mit dem 
Ihne Ihnen kam, mobilisierten die Osterlooger die Ogenbarger, um zusammen 
den Kamp wieder abzureißen. Dieser gemeinsame Widerstand war nur möglich, 
da sich beide Gruppen darüber einig waren, dass man lieber der anderen Ge-
meinde die Heide zusprechen würde als dem Ihne Ihnen und damit dem Fürsten. 
Johann Olding aus Ogenbargen ließ zum Beispiel im Zeugenverhör verlauten, 
dass er „den Kamp lieber den Osterloegern als Ihne Ihnen gönnen“ würde.1852 
Als Gemeindeland galt offenbar das Land, für das Gemeinden und Eigen-
erben in ihrem Umfeld zuständig waren und das sie nutzten. Wurden Zeugen 
nach dem Status einer Siedlung als Gemeinde oder über die Zugehörigkeit zu 
einer Gemeinde befragt, so waren für sie nicht die Grenzen zwischen Gemein-
den ausschlaggebend, da es diese – wie in diesem Fall zwischen Osterloog und 
Ogenbargen – kaum gab, sondern sie wiesen darauf hin, dass jede Siedlung selbst 
die „wege und stege und dergleichen“ mache und dass deshalb diese Siedlungen 
als Gemeinde galten. Raumherstellung funktionierte offenbar über die Einbezie-
hung von Wegen und Stegen, die das Land organisierten.1853 Teilweise sprachen 
ländliche Bewohner als Zeugen auch von „Gräntz-Steinen“ zwischen den beiden 
Gemeindegründen.1854 Dennoch war wegen der Wildnis des Landes und ihrer 
1852 StaA Rep. 103 III 58 Fiskal und Ihne Ihnen zu Middels gegen Hinrich Janßen, Johan Ölgers u.a. 
Ogenbarger und Osterlooger zu Middels wegen Einreißung des Walles um einen Kamp, der dem Ihne 
Ihnen zwischen Ogenbargen und Felde aus der Heide zugewiesen worden war 1702-1716, fol. 45. 
1853 Ebd., fol. 101 f.
1854 Ebd., fol. 59: Zeugen sprachen von „Gräntz-Steinen“.
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gemeinsamen Nutzung den Gemeinden nicht immer klar, wem das Land gehörte 
und wo die Grenzen lagen.
Selbst Zeugenaussagen und eine Karte konnten da nicht viel helfen: Über ein 
Stück Wildnis geriet die Gemeinde Ardorf in Streit mit dem Thomas Dircks als 
fürstlichem Heuermann. Beide beanspruchten scheinbar herrenloses Land. Und 
auch die Gemeinde Dunum mischte sich in die Auseinandersetzung und sah es 
als zugehörig zum Harlingerland an. Es lag zwischen Ostfriesland und Harlinger-
land, und offenbar war trotz einer Karte des fürstlichen Ingenieurs Tönnis und 
der Rede von einer „Grentzscheidung“ an einem Tief in den Zeugenverhören 
nicht klar, wem die Wildnis gehörte, da alle sie nutzten und der Besitz aufgrund 
ihrer bisherigen Wertlosigkeit nicht wirklich klar war.1855
Auf der Grundlage dieser Ansprüche über dieses Ödland behauptete zum Bei-
spiel die Gemeinde Osterloog im Kirchspiel Middels, eine Warfstelle gehöre zum 
Gemeindebesitz und sie könne diese Warfstelle auch verpachten. Der fürstliche 
Heuermann Thomas Dircks hielt in einer selbst unterzeichneten Supplikation 
dagegen, dass diese Warfstelle zu seinem „dominium utile“ gehöre, das er vom 
Landesherrn geerbpachtet hatte.1856 Verpachten konnte die Gemeinde die betref-
fende Warfstelle nicht. Sie erreichte aber, dass sie Anteile der Pachtgelder von 
der Warfstelle einehmen konnte, die dem Landesherrn als „dominium directum“ 
gehörte. Diesen Teil der Heuer von einer Warfstelle zog die Gemeinde bei allen 
sonstigen Verpachtungen anderer Eigentümer auch ein und hatte nun erreicht, 
dies auch bei der Verpachtung des fürstlichen Landes zu tun. Die Gelder sollten 
für die Gemeindekasse eingenommen werden, und die Gemeinde wollte in der 
Gemeindeversammlung die „aus dem osterloeg der Gemeine zum besten einkom-
mende jahrliche gelder zu gewißer zeit verzehren.“1857 Der fürstliche Erbpächter 
Dircks, der die Warfstelle vererbpachtet hatte, sah nicht ein, dass er 5/4 Reichs-
1855 StaA Rep. 103 XIII 23 Die Gemeinde zu Ardorf gegen Generalprokurator und Thomas Dircks zu 
Middels, die Zuweisung eines Stück Meedlandes in der Wehler Weide (Kirchspiel Ardorf ) an Thomas 
Dircks betr. 1713-1714, fol. 4-5, 38-41, 98-100, 111. Tönnissche Karte: Ebd., fol. 20-21.
1856 StaA Rep. 103 III 55 Thomas Dircks gegen die Eingesessenen des Osterloogs zu Middels, sodann Ge-
neralprokurator gegen die genannten Eingesessenen, den strittigen Ihne Ihnen-Warf und einen Garten 
betr. 1701-1706, fol. 134´. 
1857 Ebd., fol. 137, siehe auch 35, 60 ff., 99 f., 92, 116 f., 134´
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thaler der an ihn gehenden Heuer an die Gemeinde abzuführen habe, wenn die 
Warfstelle doch zu seinem „dominium utile“ und zum „dominium directum“ 
des Landesherrn gehöre und wenn er noch nicht einmal eine Gegenleistung in 
Form der Verzehrung dieser Gelder in der Gemeindeversammlung erhielte. Da 
er ein fürstlicher Heuermann sei, solle das allgemeine Recht der Gemeinde, von 
allen Warfstellen der Gemeinde solch eine Heuer einzunehmen, nicht gelten. 
Der Fürst wurde von seinem Anwalt als besonders „interessieret“ an den Ange-
legenheiten, die sein erbpachtender Heuermann Thomas Dircks im Jahre 1701 
betrafen, geschildert, da an ihn nicht nur die Heuer, sondern auch andere Ab-
gaben von den Heuerleuten gezahlt wurden. Wegen dieser Einnahmen wollte 
die landesherrliche Seite verhindern, dass ein fürstlicher Heuermann zusätzlich 
durch die Gemeinden und ihre Abgaben belastet wurde:
„[…]daß Thomas Dircks nicht allein von seinem Heerd und pertinenti-
ren und per consequens von denen gründen quaestionis, beheerdische Heu-
er bezahlen, sondern auch von dem felde, worauff er wohnet, jährliche Kü-
chenschaaffe lieffern müße, und daß also S. hochfürstl. Durchl. wegen des 
habenden dominii directi bey dieser Sache mercklich interessieret seyn.“ 1858
Zunächst sah es in diesem Konflikt so aus, als wolle die Gemeinde nachgeben. 
Zu der Gemeindeversammlung mit Rechnungslegung, in der in einem Mahl die 
eingenommenen Gelder der Gemeinde verzehrt wurden, wurde der fürstliche 
Erbpächter Thomas Dircks von der Gemeinde ausnahmsweise, allerdings nur aus 
Freundschaft, eingeladen. Dieser „Vergleich“ sah folgerndermaßen aus:  
„Nachdem in Sachen Oltman Berendts als Baurmeister ins Osterloeg 
contra Ihne Ihnen so dan Thomas Dircks intervenienten, heute dato we-
gen des von ermelten Ihne Ihnen gebrauchenden Warffes, ein augenschein 
gehalten, ist die Sache, so viel das osterloeg und Thomas Dircks betrifft 
/: salvo processu contra Ihne Ihnen :/ folgender gestalt verglichen, daß 
wan die gemeine ins osterloeg die so wohl von dem von Ihne Ihnen ge-
1858 StaA Rep. 103 III 55 Thomas Dircks gegen die Eingesessenen des Osterloogs zu Middels, sodann Ge-
neralprokurator gegen die genannten Eingesessenen, den strittigen Ihne Ihnen-Warf und einen Garten 
betr. 1701-1706, fol. 127: Der Anwalt des Landesherrn schilderte das Interesse des Fürsten und lehnte 
eine Belastung des betreffenden Heuermannes durch die Gemeinde Middels daraufhin ab.
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brauchenden Warffe, als sonst aus dem osterloeg der Gemeine zum besten 
einkommende jahrliche gelder zu gewißer zeit verzehren wollen, sie den 
Thomas Dircks, aus guther freundschaft vor wie nach dazu umb solche 
gelder mit zu verzehren invitiren und einlahden laßen wollen; Daferne 
aber diese und andere die gemeine gelder zu anderwerten entweder der 
Kirchen, Schulden, oder sonst zum gemeinen besten angewendet werden, 
soll Thomas auch dawieder nichts zu sprechen, noch davon zu prae-
tendiren haben. Womit die Sache und intervention des Thomas Dircks 
auffgehoben und soll er die Processkosten contra Ihne Ihnen hinführo 
quotative mittragen. Uhrkundlich unsere als hochfürstl. Beamten, sodan 
der Ältesten und vornehmbsten interessenten unterschrifft geschehen zu 
Middels in Thomas Dircks Behausung d. 20. Juny 1701
/:unterstund:/
Dothias Wiarda Ambtm.
AHume von Manderstone
Wyltet Martens, Thomas Dircks, Frerich Martens eigenhändige nah-
mens buchstaben, Reent Ulffers, Folckert Willems
Oltman Behrents hat als Bauermeister dieses sein Marck gezogen
Carsten Ahrens eigenhändiges Marck
Marten Baetels
Tjarck Frese
Gerdt Janßen
Reent Gerdes Marck
Hermann Bunneman als anwalt und zeuge
Ludd. Sathoff als anw. und zeuge“1859
Thomas Dircks durfte aber laut dieses „Vergleichs“ nicht über eine Verwendung 
der Gelder mitbestimmen, d.h. er war in der einmal im Jahr stattfindenden Rech-
nungslegungsversammlung mit Verzehrung nicht stimmberechtigt. Außerdem 
ergibt die Akte, dass die Gemeinde zwar in den vorliegenden Vergleich einwilligte 
und diesen Vergleich unterschrieb, aber ihr Versprechen nicht einhielt: Thomas 
1859 StaA Rep. 103 III 55 Thomas Dircks gegen die Eingesessenen des Osterloogs zu Middels, sodann Ge-
neralprokurator gegen die genannten Eingesessenen, den strittigen Ihne Ihnen-Warf und einen Garten 
betr. 1701-1706, fol. 137-139
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Dircks nahm nicht an der Gemeindeversammlung mit Verzehrung teil.1860 Das 
landständisch orientierte Hofgericht entschied gegen den Heuermann und die 
landesherrlichen Interessen. Damit gelang es dem Heuermann nicht, wenigstens 
eines seiner Ziele zu erreichen: die Aufnahme in die verzehrende Gemeindever-
sammlung oder wenigstens eine Nichtzahlung der Pachtgelder an die Gemeinde. 
Neben einer Einnahme solcher Heuergelder waren die Gemeinden auch be-
strebt, von den fürstlichen Heuerleuten alle anderen Gemeindelasten einzuziehen, 
wenn sie einmal trotz des Widerstandes in den Gemeinden ansässig geworden 
waren. Zum Beispiel argumentierten die Gemeinden Wiesens und Eilsum so. Die 
Gemeinde Wiesens bzw. ihre zwei Bauerrichter Hilmer Engelbart und Ubbe Wey-
ers zogen die fürstlichen Heuerleute zu den gemeindlichen Diensten für eine Brü-
cken- und Wegereparatur hinzu und forderten eine Beteiligung an den Kirchen- 
und Schuldiensten sowie anderen Abgaben. Die Heuerleute gehörten „unter unser 
gemeine und Kirche“, so die Gemeinde Wiesens. Sie straften die Heuerleute, als 
diese nicht bezahlen und arbeiten wollten.1861 Die vier Schüttemeister von Eilsum 
verlangten von den fürstlichen Heuerleuten, dass sie sich an den gemeindlichen 
Lasten, in diesem Fall am Läuten der Kirchenglocke beim Tod eines Mitglieds des 
Hauses der Cirksena, beteiligten. Erst bei Zahlung solcher Lasten durch die Heu-
erleute seien sie auch zu einer Gegenleistung an die Heuerleute bereit. Man wolle 
ihnen erlauben, auf dem Kirchhof begraben zu werden.1862 
Kam es aufgrund dieser Ansprüche zu Konflikten mit den fürstlichen Heuerleu-
ten, so bezeichneten die Gemeinden die Heuerleute schon einmal – wie in einer 
Supplikation aus Wiesens – ironisch als „freye herren“, die zu keiner Zahlung be-
reit seien. Sie zogen aus einer Weigerung in dieser im Namen der Gemeinde und 
von ihren Bevollmächtigten unterschriebenen Supplikation ihre Konsequenzen: 
1860 StaA Rep. 103 III 55 Thomas Dircks gegen die Eingesessenen des Osterloogs zu Middels, sodann Ge-
neralprokurator gegen die genannten Eingesessenen, den strittigen Ihne Ihnen-Warf und einen Garten 
betr. 1701-1706, fol. 35.
1861 StaA Rep. 102 807 Gemeinde Wiesens / Heuerleute zu Oster-Egels wegen Gemeindelasten (1709-) 
1711-1717, fol. 10, 12-13.
1862 StaA Rep. 103 VIII 28 Schüttemeister und Gemeinde zu Eilsum gegen Landrichter Palm, die durch die 
Schüttemeister veranlasste Pfändung von 2 nicht bauernpflichtigen Heuerleuten in Eilsum und Üterster-
wehr, die sich geweigert hatten, beim Tode von Mitgliedern des fürstlichen Hauses mitzuläuten betr. 1709.
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„So gedencken wir auch nicht weder im Leben noch im Sterben bey 
zu stehen und wie sie bey uns thun, wollen wir es wieder machen und 
nichts in solchen fällen mit ihnen zu schaffen haben, weil wir nichts als 
ein schaden und kosten vor sie thun müßen […].“1863 
Eine Befreiung der fürstlichen Heuerleute von gemeindlichen Lasten sollte 
ihrer Meinung nach nur durch einen Vergleich zwischen Landesherr und Land-
ständen möglich sein, sonst würde der Landesherr zu der „unterthanen höchsten 
schaden und ruin“ alle seine Heuerleute befreien.1864 Bezüglich der Deich- und 
Siellasten hatte es 1699 einen Vergleich zwischen Landesherr und Landständen 
gegeben, der jetzt als Vorbild diente: Nur diejenigen fürstlichen Heuerleute soll-
ten von diesen gemeindlichen Lasten befreit sein, die explizit von Landesherrn 
und Landständen als befreit erklärt würden.1865 
Eine Ansiedlung von fürstlichen Heuerleuten war dem Landesherrn demnach 
nicht ohne Widerstände möglich. Die Gemeinden erhielten in den betreffenden 
Gerichtsprozessen teilweise Recht.1866
1863 StaA Rep. 102 807 Gemeinde Wiesens / Heuerleute zu Oster-Egels wegen Gemeindelasten (1709-) 
1711-1717, fol. 19´. 
1864 Ebd., fol. 49. 
1865 StaA Rep. 4 B IV i 219 Generalprokurator gegen den Sielrichter des Großen Norder Siels, Jibbe 
Ocken und Consorten, den beanspruchten Sielschatz von den Westerlooger Grashäusern betr. 1692-
1701 (Prozess am Amtsgericht Norden), fol. 27, 29, 33 f.
1866 So wie Aussagen über den Augang des Prozesses zu machen sind, werden sie hier aufgeführt. Folgen-
de Gemeinden erhielten Recht: StaA Rep. 103 III 55 Thomas Dircks gegen die Eingesessenen des 
Osterloogs zu Middels, sodann Generalprokurator gegen die nenannten Eingesessenen, den strittigen 
Ihne Ihnen-Warf und einen Garten betr. 1701-1706, fol. 60-62; StaA Rep. 103 III 58 Fiskal und Ihne 
Ihnen zu Middels gegen Hinrich Janßen, Johan Ölgers u.a. Ogenbarger und Osterlooger zu Middels 
wegen Einreißung des Walles um einen Kamp, der dem Ihne Ihnen zwischen Ogenbargen und Felde 
aus der Heide zugewiesen worden war 1702-1716, fol. 144-145, 156 f. 
 Teilweise verloren Gemeinden aber auch den Prozess: StaA Rep. 102 807 Gemeinde Wiesens / Heu-
erleute zu Oster-Egels wegen Gemeindelasten (1709-) 1711-1717, fol. 62-63.
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1.3  Argumentationsstrategien der Bauern  
und der Landesherrschaft
„Wyr hebben mit dit gericht nicht tho dohn, wir hebben mit dit 
gericht nicht tho dohn!“1867
In diesen Konflikten zwischen Bauern und Landesherrschaft vor Gericht las-
sen sich vor allem jeweils zwei Strategien von Bauern und Landesherrschaft zur 
Durchsetzung ihrer Interessen ausmachen. Erstens versuchten Gemeinden und 
Landesherrschaft, ihre Ansprüche zu legitimieren, indem sie Rechtsgrundlagen 
in Form von Rechtsgewohnheiten oder Rechtsetzungen beibrachten. Zweitens 
wollten beide zeigen, dass sie selbständig Herrschaft ausübten und deshalb ihre 
Ansprüche legitim waren. 
In allen Auseinandersetzungen mit der Landesherrschaft argumentierten die 
Gemeinden in Zeugenberichten und -verhören, Supplikationen, Attestaten und 
in Schriften ihrer Anwälte mit dem Herkommen, in ihrem Verständnis galt also 
ein von ihnen beanspruchtes Recht von „alters hero“.1868 Ihre Anwälte beriefen 
sich auf die rechtsgewohnheitliche ruhige „possession“ seit „undencklichen Jah-
ren her bis hierzu“: Die Gemeinden von Ardorf und Middels beriefen sich auf ih-
ren Besitz an der Gemeindeweide, der sich aus der Dauer des faktischen Besitzes 
seit langen Jahren erweise.1869 Ähnlich bezeichneten die Osterlooger ihr Recht auf 
1867 StaA Rep. 102 739 Bernd Janssen, Bauerrichter zu Holte / Coop Hayen, dann Prok. Generalis 
1708/16, fol. 1´.
1868 StaA Rep. 102 807 Gemeinde Wiesens / Heuerleute zu Oster-Egels wegen Gemeindelasten (1709-) 
1711-1717, fol. 2: In einer Supplikation beanspruchte die Gemeinde Wiesens, dass die fürstlichen 
Heuerleute nach altem Herkommen dazu verpflichtet seien, sich an gemeindlichen Diensten und 
Abgaben zu beteiligen. 
 Sinngemäß auch: StaA Rep. 103 XIII 23 Die Gemeinde zu Ardorf gegen Generalprokurator und 
Thomas Dircks zu Middels, die Zuweisung eines Stück Meedlandes in der Wehler Weide (Kirchspiel 
Ardorf ) an Thomas Dircks betr. 1713-1714, fol. 4-5a; StaA Rep. 103 III 58 Fiskal und Ihne Ihnen 
zu Middels gegen Hinrich Janßen, Johan Ölgers u.a. Ogenbarger und Osterlooger zu Middels wegen 
Einreißung des Walles um einen Kamp, der dem Ihne Ihnen zwischen Ogenbargen und Felde aus der 
Heide zugewiesen worden war 1702-1716, fol. 58´; StaA Rep. 4 B V b 18 Anfrage der Amtleute zu 
Stickhausen in Sachen der Bauerrichter zu Detern gegen die dortigen Häuslinge, insbesondere die 
vom Hofgericht den Amtleuten disputierte Jurisdiktion über die Bauerrichter 1737-39, fol. 76´. 
1869 StaA Rep. 103 XIII 23 Die Gemeinde zu Ardorf gegen Generalprokurator und Thomas Dircks zu 
Middels, die Zuweisung eines Stück Meedlandes in der Wehler Weide (Kirchspiel Ardorf ) an Thomas 
Dircks betr. 1713-1714, fol. 8; StaA Rep. 103 III 58 Fiskal und Ihne Ihnen zu Middels gegen Hinrich 
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einen Teil von Pachtabgaben an einer Warfstelle als eine schon „über 40 Jahre“ 
dauernde „possession vel quasi“.1870 Damit wurde eine Rechtsfigur genutzt, die 
aus einem faktischen Besitz auf ein Recht schloss, d.h. wenn die Osterlooger die 
Pachtabgaben schon länger einnahmen, konnten sie sich auf ihr Recht auf diese 
Pachtabgaben berufen. Nicht das Eigentum wurde in dieser Rechtsfigur als Argu-
mentation verwandt, sondern der faktische Besitz1871, der, um Ansprüche auf ein 
Recht beweisen zu können, ein Besitz von alters her sein musste. Damit wurde 
auf eine gewohnheitsrechtliche Rechtsgrundlage verwiesen. Sie bot den Rahmen 
für das, was als gerecht empfunden wurde. 
Die als nachteilig und unrechtmäßig empfundenen Neuerungen der Landes-
herrschaft wurden abgelehnt und diese Ablehnung mit dem notwendigen Fest-
halten an einer Tradition begründet.1872 Der Anwalt der Gemeinden Ogenbargen 
und Osterloog im Kirchspiel Middels argumentierte, dass die Gemeinden „sich 
gegen solche turbation billig opponiret“ hätten, da die Landesherrschaft ihr Her-
kommen verletzt habe, indem sie einem fürstlichen Heuermann einen Kamp auf 
ihrem gemeindlichen Land gegeben hatte.1873 Der Anwalt der Gemeinde Ardorf, 
die sich gegen die Übergabe von Land an einen Heuermann wehrte, behauptete, 
„daß meine principales sich in ihrer sowohl hergebrachten possession fundiret“ 
und bat das Gericht, „daß alle fernere turbation mögte inhibiret“ werden.1874
Janßen, Johan Ölgers u.a. Ogenbarger und Osterlooger zu Middels wegen Einreißung des Walles um 
einen Kamp, der dem Ihne Ihnen zwischen Ogenbargen und Felde aus der Heide zugewiesen worden 
war 1702-1716, fol. 47.
1870 StaA Rep. 103 III 55 Thomas Dircks gegen die Eingesessenen des Osterloogs zu Middels, sodann Ge-
neralprokurator gegen die genannten Eingesessenen, den strittigen Ihne Ihnen-Warf und einen Garten 
betr. 1701-1706, fol. 47, 89, 111.
1871 Hagemann/Schildt, Besitz, Sp. 547 ff.: Hagemann und Schlidt erläutern den Begriff possessio (Be-
sitz) im Verlauf der Rechtsgeschichte. 
1872 Allgemein zu ungerechten Neuerungen als Widerstandsgrund im Gegensatz zu Neuerungen allge-
mein, die nicht per se abgelehnt wurden: Suter, „Troublen“, S. 375; Brunner, Land und Herrschaft, 
S. 156 f.
1873 StaA Rep. 103 III 58 Fiskal und Ihne Ihnen zu Middels gegen Hinrich Janßen, Johan Ölgers u.a. 
Ogenbarger und Osterlooger zu Middels wegen Einreißung des Walles um einen Kamp, der dem Ihne 
Ihnen zwischen Ogenbargen und Felde aus der Heide zugewiesen worden war 1702-1716, fol. 47. 
1874 StaA Rep. 103 XIII 23 Die Gemeinde zu Ardorf gegen Generalprokurator und Thomas Dircks zu 
Middels, die Zuweisung eines Stück Meedlandes in der Wehler Weide (Kirchspiel Ardorf ) an Thomas 
Dircks betr. 1713-1714, fol. 26-32.
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Auch wenn der Besitz von Land oder das Recht zur Einnahme gemeindlicher 
Lasten von den fürstlichen Heuerleuten noch gar nicht geklärt waren, beriefen 
sich Gemeinden auf das Herkommen und zogen es als Rechtsgrundlage heran, 
auch wenn tatsächlich gar kein altes Herkommen bestand. Die Gemeinde Wie-
sens behauptete zum Beispiel in einer Supplikation, dass bestimmte Herde der 
Gemeinde nach dem Herkommen zugehören würden. Diese Herde waren die-
jenigen der fürstlichen Heuerleute. Ihr Status in der Gemeinde war eigentlich 
noch nicht geklärt: Der Landesherr und die fürstlichen Heuerleute beanspruch-
ten, von den gemeindlichen Lasten frei zu sein und gingen demnach davon aus, 
dass die Herde nicht der Gemeinde zugehörten.1875 Die strategische Inanspruch-
nahme des Herkommens wird im Prozess der Gemeinde Ardorf noch deutlicher: 
Die Gemeinde behauptete in einem Attestat den Besitz einer strittigen Weide 
seit „undencklichen Jahren“ und berief sich so auf das Herkommen. Im Laufe 
des Prozesses wurde aber deutlich, dass mehrere Gemeinden und auch sie selber 
nicht genau sagen konnten, wem die betreffende „Wildnüs“ gehörte. Das Her-
kommen wurde also zur Ausdehnung der eigenen Herrschaftsrechte genutzt.1876 
Auch im Rechtsstreit um einen Kamp eines fürstlichen Heuermannes, der sich 
zwischen Ogenbaren und Osterloog befand, wurde solch eine Ausdehnung der 
Rechte mittels des alten Herkommens deutlich: Im Zeugenverhör sagten zwei 
Warfsmänner aus Middels aus, dass den Ogenbargern das strittige Land „von al-
ters her“ gehöre und dass Osterlooger und der Landesherr mit seinem fürstlichen 
Heuermann über dieses Land gar nicht bestimmen könnten. Wie sich im Prozess 
herausstellte, war es aber eigentlich nicht einmal erwiesen, ob den Ogenbargener 
oder den Osterloogern das betreffende „herrenlose“ Land gehörte.
Ein Hinweis auf das Herkommen diente demnach dazu, eigene Interessen 
durchzusetzen und gegen die Landesherrschaft einzufordern. Schon Otto Brun-
1875 StaA Rep. 102 807 Gemeinde Wiesens / Heuerleute zu Oster-Egels wegen Gemeindelasten (1709-) 
1711-1717, fol. 2.  
1876 StaA Rep. 103 XIII 23 Die Gemeinde zu Ardorf gegen Generalprokurator und Thomas Dircks zu 
Middels, die Zuweisung eines Stück Meedlandes in der Wehler Weide (Kirchspiel Ardorf ) an Thomas 
Dircks betr. 1713-1714, fol. 4-5a.
 StaA Rep. 103 III 58 Fiskal und Ihne Ihnen zu Middels gegen Hinrich Janßen, Johan Ölgers u.a. Ogen-
barger und Osterlooger zu Middels wegen Einreißung des Walles um einen Kamp, der dem Ihne Ihnen 
zwischen Ogenbargen und Felde aus der Heide zugewiesen worden war 1702-1716, fol. 45, 58´ f.
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ner ging davon aus, dass die Behauptung, etwas sei altes Recht, „dieses Recht als 
dem Herkommen, der Gewohnheit, dem Rechtsbewusstsein entsprechend dar-
stellen“ will.1877 Das alte Recht war demnach nicht gut, weil es alt war, sondern 
alt, weil es als gut galt.1878 Mit der Legitimation über das alte Recht wurde also 
auch etwas eingefordert, was so in der Gegenwart nicht der Fall war, aber viel-
leicht, das wusste man oft nicht genau, in der Vergangenheit gegolten hatte. Altes 
Recht diente demnach der Strukturierung von zukünftigen Verhältnissen.1879
Neben dem Herkommen zogen die Gemeinden auch das Bauerrecht heran, 
vor allem um die Vermögenskontrolle der Bauerrichter und damit der Gemein-
de gegenüber den ihnen unterstellten Gemeindemitgliedern zu beweisen und 
gegen die jurisdiktionellen Eingriffe der Landesherrschaft zu verteidigen. Diese 
Argumentation mit den Bauerrechten wurde von ihren Anwälten, aber auch von 
ihnen selbst in der mündlichen Auseinandersetzung vor Gericht laut Berichten 
und Protokollen der landesherrlichen Beamten vorgebracht.1880 Das Bauerrecht 
fungierte auch als Beweis dafür, dass die Bauerrichter die Gemeindemitglieder 
in gemeindlichen Angelegenheiten strafen durften, ohne dass sich die landes-
herrlichen Beamten einmischen durften. Der Baurrichter von Holte zum Bei-
spiel argumentierte laut Bericht des Amtmannes mit dem Bauerrecht, um seine 
Sanktionskompetenz gegenüber einem Eigenerben in Grenzstreitigkeiten zu er-
weisen.1881 Auch in dem Prozess des Bauerrichter aus Middels mit der Landes-
herrschaft um die Jurisdiktionskompetenzen argumentierte der Bauerrichter an 
1877 Brunner, Land und Herrschaft, S. 157. 
1878 Brunner, Bemerkungen zu den Begriffen „Herrschaft“ und „Legitimität“, S. 75; Brunner, Land und 
Herrschaft, S. 157.
1879 Suter, „Troublen“, S. 388-396: Suter zeigt die gleiche Legitimationsstrategie bei den Bauern in   Bau-
ernaufstände im Fürstbistum Basel. Auch sie beriefen sich auf ein lange zurückliegendes „altes Recht“, 
das ihnen ermöglichte, die faktischen Verhältnisse zu kritisieren. 
1880 StaA Rep. 102 123 Gerd Hinrichs Schüttemeister zu Osterhusen und Arend Janssen / Ostfrs. Kanzlei 
1733, fol. 6´; StaA Rep. 103 V 70a Ex officio / Gerd Hinrichs und Arend Janssen, Schüttmeister zu 
Osterhusen – Gewaltanwendung gegen Wagen und Pferd des Hero Harms zu Groß-Sande und somit 
Eingriff in die fürstliche Hoheit; darin: Verfahren in gleicher Sache vor Hofgericht und Reichshofrat, 
5 Bde. (1726-1729), 1731-1737, Bd. 1, fol. 6-15: So beanspruchten die Bauerrichter von Osterhusen, 
Gemeindegelder ohne Konsens der Landesherrschaft einzutreiben, auch wenn diese Gelder für einen 
Prozess gegen die Landesherrschaft gedacht waren. Sie beriefen sich mit Hilfe ihres Anwalts auf das 
Bauerrecht, auf das Herkommen und auf die Landesverträge. 
1881 StaA Rep. 102 739 Bernd Janssen, Bauerrichter zu Holte / Coop Hayen, dann Prok. Generalis 
1708/16, fol. 2.
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Seiten seines Anwalts in der protokollierten mündlichen Auseinandersetzung vor 
dem Amtsgericht mit dem Bauerrecht, nach dem er berechtigt sei, die Warfsleute 
zu strafen und nicht mit Eingriffen der Landesherrschaft zu rechnen habe.1882
Zu diesem Zweck musste das Bauerrecht nicht schriftlich oder konfirmiert 
vorliegen, sondern galt den Bauern auch ohne diese Voraussetzungen als Grund-
lage der Ausübung ihrer Kompetenzen. Ein Amtmann nannte das Bauerrecht 
von Holte, mit dem die Bauern argumentierten, ein „löbliche Bauerrecht welch 
doch nimmer zum Vorschein kombt“. Er sprach diesem aufgrund des Fehlens 
des schriftlichen Textes also seine Legitimität ab, die Bauern aber hatten es laut 
Bericht des Amtsmanns als Stütze ihrer Argumentation hinzugezogen.1883 Die 
Geltung des Bauerrechts von Detern wurde auch von landesherrlicher Seite be-
stritten, weil es nicht konfirmiert war. Es galt den Deternern offenbar trotzdem 
als Grundlage ihrer Rechte, obwohl sie selbst in keinem Schriftstück der Pro-
zessakte äußerten, dass es nur nicht vom Landesherrn bestätigt worden war. Sie 
wollten mit dem Bauerrecht beweisen, dass sie die Belange der Gemeinde und 
damit auch diejenigen der unterbäuerlichen Bevölkerung, in Detern Häuslinge 
genannt, regelten und demnach das Hofgericht für sie als Gemeinde zuständig 
war und nicht das Amtsgericht.1884 Genauso war auch das Bauerrecht von Oster-
husen nicht konfirmiert und der landesherrliche Generalprokurator widersprach 
deshalb seiner Geltung und berichtete, dass die Schüttemeister das Bauerrecht als 
Rechtsgrundlage angeführt hatten, um zu beweisen, dass sie Gemeindeabgaben 
1882 StaA Rep. 103 III 103 Göcke Meinen zu Middels gegen den dortigen Bauerrichter Folckert Siebels, 
die gemeine Weide betr. 1719-1720, fol. 9. 
 Ein weiterer Fall zeigt, dass die Argumentation mit dem Bauerrecht sehr üblich war: StaA Rep. 4 B V 
b 18 Anfrage der Amtleute zu Stickhausen in Sachen der Bauerrichter zu Detern gegen die dortigen 
Häuslinge, insbesondere die vom Hofgericht den Amtleuten disputierte Jurisdiktion über die Bauer-
richter 1737-39, fol. 76´: Der als Beweis in dieser Akte aufgeführte Prozess um die Strafkompetenz 
der gemeindlichen Beamten in Collinghorst zeigt, dass die Bauerrichter dort – laut ihres Anwalts – mit 
ihrem Bauerrecht argumentierten.
1883 StaA Rep. 102 739 Bernd Janssen, Bauerrichter zu Holte / Coop Hayen, dann Prok. Generalis 
1708/16, fol. 2.
1884 StaA Rep. 4 B V b 18 Anfrage der Amtleute zu Stickhausen in Sachen der Bauerrichter zu Detern ge-
gen die dortigen Häuslinge, insbesondere die vom Hofgericht den Amtleuten disputierte Jurisdiktion 
über die Bauerrichter 1737-39, fol. 39 f.
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festlegen durften und diese unter Strafe bei den Gemeindegenossen eintreiben 
konnten.1885
Die Hofgerichtsordnung und explizit Artikel 19 der Hofgerichtsordnung1886, 
gemeine Rechte und die Landesverträge zwischen Landständen und Landesherrn 
wurden von den bäuerlichen Anwälten, aber auch von den Bauern selbst be-
nutzt1887, um die eigenen Ansprüche deutlich zu machen: Die Handlungen der 
Landesherrschaft waren laut dem Anwalt der Gemeinde Ardorf im Jahre 1713 
„[...] gemeinen, so wohl geist- als weltlichen Rechten, insonderheit 
auch denen wohlhergebrachten gemeinen Landes accorden, als worin-
nen allenthalben heilsahmlich verordnet, daß niemand ohne forme von 
Rechte seiner possession entsetzet, noch darin auff einigerley weise betrü-
bet werden solle, schnur stracks zu wieder.“1888 
Auch die Landesherrschaft versuchte mit ihren Anwälten, rechtliche Grundla-
gen für ihr Handeln zu finden. Zunächst diskreditierte sie die Rechtsgrundlagen 
der Gemeinden. Wie erwähnt, wurden die Bauerrechte vom Procurator fiscalis 
und von den Anwälten landesherrlicher Beamter teilweise nicht anerkannt. Sie 
seien nämlich nicht von der Landesherrschaft konfirmiert worden. Der Anwalt 
der Stickhausener Beamten im Prozess mit der Gemeinde Detern um die Ju-
risdiktion des Amtsgerichts nutzte dafür zum Beispiel einen Auszug aus Ubbo 
1885 StaA Rep. 103 V 70a Ex officio / Gerd Hinrichs und Arend Janssen, Schüttmeister zu Osterhusen – 
Gewaltanwendung gegen Wagen und Pferd des Hero Harms zu Groß-Sande und somit Eingriff in die 
fürstliche Hoheit; darin: Verfahren in gleicher Sache vor Hofgericht und Reichshofrat, 5 Bde. (1726-
1729), 1731-1737, Bd. 1, fol. 6-15, hier besonders fol. 11 f. 
1886 StaA Rep. 102 521 Stellung der Schüttemeister, Pool- und Bauernrichter und Kedden zur Judikatur 
des Hofgerichts 1724, fol. 8; StaA Rep. 102 739 Bernd Janssen, Bauerrichter zu Holte / Coop Hayen, 
dann Prok. Generalis 1708/16, fol. 1´, 2´.
1887 Bezüglich der Pfarrerwahlen beriefen sich Bauern laut eines Berichts des Amtmannes von Emden ihm 
gegenüber in einer mündlichen Auseinandersetzung in der Kirche von Hatzum auf die „Accorde“, d.h. 
Landesverträge, die einen Ausschluss der fürstlichen Beamten und Heuerleute von der Wahl vorsahen: 
StaA Rep. 138 I 1022 Eine streitige Predigerwahl betreffend, Hatzum 1702, fol. 3.
1888 StaA Rep. 103 XIII 23 Die Gemeinde zu Ardorf gegen Generalprokurator und Thomas Dircks zu 
Middels, die Zuweisung eines Stück Meedlandes in der Wehler Weide (Kirchspiel Ardorf ) an Thomas 
Dircks betr. 1713-1714, fol. 8 f. 
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Emmius’ „Tractat von Ostfrießland“.1889 Dieses Traktat hatte Kanzler Brenneysen 
übersetzt und mit Anmerkungen und Kritikpunkten ausgestattet. Er versuchte 
in seinen Anmerkungen zu zeigen, dass Bauerrechte nur gelten würden, wenn sie 
konfirmiert seien.1890 In dem betreffenden Prozess wurde diese These von dem An-
walt der Stickhausener Beamten aufgegriffen, um das Bauerrecht von Detern zu 
delegitimieren und damit dem Gegner seine rechtliche Grundlage zu nehmen.1891 
Dass die Bauerrichter als Vertreter der Gemeinden mit ihren Bauerrechten tat-
sächlich beanspruchten, nicht unter die amtsgerichtliche Jurisdiktion zu gehö-
ren, wurde zudem als „Schmälerung der so hochnöthigen authorität der fürstl. 
Beamten in den Ämtern“ gewertet.1892 Auch der Procurator fiscalis versuchte im 
Prozess mit der Gemeinde Osterhusen, das Bauerrecht als Rechtsgrundlage zu 
diskreditieren. Ohne Konfirmation wollte er ein Bauerrecht, das die Gemeinde 
als Rechtsgrundlage für die selbständige gemeindliche Vermögenskontrolle auf-
führten, nicht anerkennen: 
„Allein, daran wird wohl niemand zweifeln können. Denn wer hat 
denen Schüttemeistern die Macht gegeben, Collecten und steuren, bevor-
ab zur fortsetzung eines privat-processus, vor sich, ohne der Interessen-
ten einwilligung auszuschreiben und mediante einzutreiben? Sothane 
Freyheit wird nicht einmal dem Collegio der ordinair deputierten und 
executione von Leuten welche bey dem Process keines weges interessiert 
Administratorum der gemeinen Landes=Mittel verstattet; allermaßen 
denn die Ausschreibung und Execution der Landschatzungen, worin 
gesamte Stände nicht gewilliget, ehe und bevor über die erheblichkeit 
1889 StaA Rep. 4 B V b 18 Anfrage der Amtleute zu Stickhausen in Sachen der Bauerrichter zu Detern 
gegen die dortigen Häuslinge, insbesondere die vom Hofgericht den Amtleuten disputierte Jurisdik-
tion über die Bauerrichter 1737-39, fol. 73-75. Vollständige Version dieses Traktats: Emmius, Ubbo, 
Ubbonis Emmii Tractat von Ostfrießland. Ins Hochdeutsche übergesetzt und mit Anmerckungen und 
Documenten erläutert und respective wiederleget von E.R. Brenneysen, Aurich 1732. 
1890 StaA Rep. 4 B V b 18 Anfrage der Amtleute zu Stickhausen in Sachen der Bauerrichter zu Detern ge-
gen die dortigen Häuslinge, insbesondere die vom Hofgericht den Amtleuten disputierte Jurisdiktion 
über die Bauerrichter 1737-39,  fol. 74´, fol. 39´ f.
1891 Ebd., fol. 39’ f.
1892 StaA Rep. 102 521 Stellung der Schüttemeister, Pool- und Bauernrichter und Kedden zur Judikatur 
des Hofgerichts 1724, fol. 3. Vgl. auch sinngemäß: StaA Rep. 4 B V b 18 Anfrage der Amtleute zu 
Stickhausen in Sachen der Bauerrichter zu Detern gegen die dortigen Häuslinge, insbesondere die 
vom Hofgericht den Amtleuten disputierte Jurisdiktion über die Bauerrichter 1737-39, fol. 68.
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der dawieder angebrachten Einreden, die Landes Fürstl. Cognition und 
Decision erfolget.“1893
Gegen die Anwendung des Bauerrechts hob der Amtmann von Stickhausen in 
einer ähnlichen Argumentation die Befugnisse der „Untergerichte“ hervor, um 
„Mordt und Todtschlag“ unter den Gemeindeeinwohnern in Holte zu vermei-
den: 
„[...] wie dan auch bey dem von denen löblichen Bauerrichtern in 
dieser streitigen Sache, also vorgenommen, augenschein und darauff ge-
machter abtheilung, so viel Zancks und Streits ist vorgefallen, daß es à 
verbis baldt ad verbera wäre gekommen, wan dan im übrigen der titul. 
19. Hoffger. Ordnung, mir nicht bekannt, und nicht anders weiß, alß 
daß Streitigkeiten von Landereyen vorerst an die Ambt=gerichte gehörig 
seyn undt wan einer dem andern zu nahe kömpt, oder Land abpflü-
get, dafür nach befinden zu Landr. werden gestraffet, so kann nicht se-
hen, daß der von denen Bauerrichteren in ihrer gesetzten Supplication 
allegierter textus absqu. Limitation applicabel, es were dan daß man 
dadurch Ihre Hochftüstl. ihre Juri wolle gar abschneiden undt zu ihro 
praejustitz das Bauerrecht denen Untergerichte vorziehen.“1894
Der eingesessene Hausmann Coop Hayen hatte sich beim Amtsgericht Stick-
hausen beklagt, dass nicht nur die Bauerrichter, sondern die ganze Gemeinde 
Holte ihm nicht wohlgesonnen sei und er dort nicht länger wohnen könne, wenn 
man ihm nicht Schutz gebe. Der landesherrliche Amtmann wurde nach Kon-
flikten um Landeigentumsgrenzen mit anderen Holter Bauern und wegen seiner 
Bestrafung nach Bauerrecht von ihm eingeschaltet.1895 
1893 StaA Rep. 103 V 70a Ex officio / Gerd Hinrichs und Arend Janssen, Schüttmeister zu Osterhusen – 
Gewaltanwendung gegen Wagen und Pferd des Hero Harms zu Groß-Sande und somit Eingriff in die 
fürstliche Hoheit; darin: Verfahren in gleicher Sache vor Hofgericht und Reichshofrat, 5 Bde. (1726-
1729), 1731-1737, Bd. 1, fol. 6-15, hier besonders fol. 11 f.
1894 StaA Rep. 102 739 Bernd Janssen, Bauerrichter zu Holte / Coop Hayen, dann Prok. Generalis 
1708/16, fol. 2 f.
1895 Ebd.
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Die landesherrliche Partei versuchte außerdem zu zeigen, dass die Gemeinden 
nicht nach dem Herkommen handelten. Die Anwälte der fürstlichen Heuerleu-
te in Osterloog und Wiesens bezeichneten zum Beispiel die Einnahme von ge-
meindlichen Lasten durch die Gemeinden Osterloog und Wiesens bei den Heu-
erleuten als „wieder recht und schuldigkeit“1896 sowie gegen eine „von langen 
jahren, wol hergebrachten possession vel quasi der dienstfreyheit und immunität 
von beytrag zu Kirchen und Schulen“, also gegen das Herkommen.1897 Gegen die 
gemeindlichen Ansprüche in den Auseinandersetzungen um die Ansiedlung der 
fürstlichen Heuerleute führten der landesherrliche Procurator generalis und auch 
die Heuerleute in ihren Supplikationen ihre Rechte und ihren Besitz an, die nicht 
gestört werden dürften.1898
Zudem klagte der Procurator generalis et fiscalis als Vertreter der landesherrli-
chen Partei und andere gemeindliche Beamte über die „invasion und gewalt“ der 
Gemeinden, zum Beispiel der Gemeinde Osterloog.1899 Damit waren Pfändun-
gen und Zerstörungen des urbar gemachten Landes und der darauf aufgestellten 
Häuser gemeint, die von der Gemeinde beschlossen worden waren. Im Prozess 
Ogenbargens und Osterloogs mit der Landesherrschaft wurde vom landesherrli-
chen Fiskal in seiner Anklageschrift die gemeindliche Umsetzung ihres Anspruchs 
über das Gemeindeland, also die Einreißung eines Walls des vom Heuermann 
1896 StaA Rep. 103 III 55 Thomas Dircks gegen die Eingesessenen des Osterloogs zu Middels, sodann Ge-
neralprokurator gegen die genannten Eingesessenen, den strittigen Ihne Ihnen-Warf und einen Garten 
betr. 1701-1706, fol. 47´.
1897 StaA Rep. 102 807 Gemeinde Wiesens / Heuerleute zu Oster-Egels wegen Gemeindelasten (1709-) 
1711-1717, fol. 43´. 
1898 In den Auseinandersetzungen um die Ansiedlung der fürstlichen Heuerleute wiesen der Procurator 
generalis  und auch der betroffene Heuermann Thomas Dircks in seiner Supplikation besonders auf 
das herrschaftliche „dominium directi“ an den geheuerten Plätzen hin, das die fürstlichen Heuerleute 
in „dominium utile“ besaßen und das die Gemeinden nicht verletzten dürften (StaA Rep. 103 III 55 
Thomas Dircks gegen die Eingesessenen des Osterloogs zu Middels, sodann Generalprokurator gegen 
die genannten Eingesessenen, den strittigen Ihne Ihnen-Warf und einen Garten betr. 1701-1706, fol. 
34 f., 92, 134´).
1899 „Invasion und Gewalt“ nannte der Procurator generalis die Handlungen der Gemeinde: StaA Rep. 
103 III 55 Thomas Dircks gegen die Eingesessenen des Osterloogs zu Middels, sodann Generalpro-
kurator gegen die genannten Eingesessenen, den strittigen Ihne Ihnen-Warf und einen Garten betr. 
1701-1706, fol. 67´.
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erstellten Kamps als unrechtmäßige „gewalt“ gebrandmarkt. 1900 Für die landes-
herrliche Partei konnte eine eingenommene Pacht oder auch die Beschlagnah-
me (Schüttung) von Vieh als gewaltsame Handlung gelten.1901 Die „öffentliche 
Gewalt“, also gewalttätige Handlungen der Gemeinden zur Durchsetzung ihrer 
Ansprüche, wurden so dem rechtlichen Handeln gegenübergestellt und gebrand-
markt.1902 Der Procurator generalis, andere Anwälte und die landesherrlichen Be-
amten aus den Ämtern argumentierten mit den Landesverträgen, auch mit den 
Bauerrechten der Gemeinden, dem Herkommen und mit Gerichtsurteilen gegen 
diese „öffentliche Gewalt“.1903 Teilweise bezogen sie sich dabei auf eine Agitati-
onsschrift des Kanzlers Enno Rudolph Brenneysen. Dieser hatte die „Gründliche 
Anweisung, dass die Schüttmeister resp. Bauer- oder Poolrichter und Kedden in 
den Städten dem Stadtmagistrat und in den Ämtern der Beamten Jurisdiktion 
1900 StaA Rep. 103 III 58 Fiskal und Ihne Ihnen zu Middels gegen Hinrich Janßen, Johan Ölgers u.a. 
Ogenbarger und Osterlooger zu Middels wegen Einreißung des Walles um einen Kamp, der dem Ihne 
Ihnen zwischen Ogenbargen und Felde aus der Heide zugewiesen worden war 1702-1716, fol. 42´. 
1901 StaA Rep. 103 XIII 23 Die Gemeinde zu Ardorf gegen Generalprokurator und Thomas Dircks zu 
Middels, die Zuweisung eines Stück Meedlandes in der Wehler Weide (Kirchspiel Ardorf ) an Thomas 
Dircks betr. 1713-1714, fol. 18: Der Gemeinde Ardorf wurde vom landesherrlichen Procurator gene-
ralis vor allem vorgeworfen, dass sie mit Gewalt das von Dircks kultivierte Land verwüstet hätten. 
 StaA Rep. 102 807 Gemeinde Wiesens / Heuerleute zu Oster-Egels wegen Gemeindelasten (1709-) 
1711-1717, fol. 9, 17´: Zu diesen gewaltsamen Tätlichkeiten gehörte aus Sicht des Amtmanns von 
Aurich und des Kanzleigerichts in seinem Urteil eben auch vor allem die Schüttung des Viehs, also die 
Beschlagnahme von Vieh durch den Schüttemeister, falls dieses nicht dort weidete, wo es durfte.
 StaA Rep. 103 III 55 Thomas Dircks gegen die Eingesessenen des Osterloogs zu Middels, sodann 
Generalprokurator gegen die genannten Eingesessenen, den strittigen Ihne Ihnen-Warf und einen 
Garten betr. 1701-1706, fol. 67´, 78 f.: Der landesherrliche Procurator generalis protestierte gegen die 
angemaßte gemeindliche Heuer von dem fürstlichen Heuermann.
1902 StaA Rep. 103 III 55 Thomas Dircks gegen die Eingesessenen des Osterloogs zu Middels, sodann Ge-
neralprokurator gegen die genannten Eingesessenen, den strittigen Ihne Ihnen-Warf und einen Garten 
betr. 1701-1706, fol. 67´, 78 f.: Der Procurator generalis klagte gegen die Eingriffe der Gemeinde 
durch „öffentliche Gewalt“, mit der sie den fürstlichen Heuermann angegriffen hätte.
1903 StaA Rep. 102 524 Schüttemeister zu Leer / Siefke Jacobs und Cons. zu Leer 1739, fol. 2; HHStA 
RHR den. rec. K 594/8 De Lammy du Pont et cons. contra die Bauerrichter zu Detern Peter Chri-
stophers und Berend Dücken et cons. App. pto. jurisdictionis de 1738-1739, Gravamina loco Libelli 
Gravaminum: Der Fürst Carl Edzard auf Seiten des Siefke Jacobs und des Amtmannes von Leer De 
Lammy du Pont und deren Anwalt beriefen sich vor dem Hofgericht und dem Reichshofrat auf die 
Landesgesetze und das Herkommen, um zu zeigen, dass die Bauerrichter unter die Jurisdiktion der 
Ämter gehörten.
 StaA Rep. 102 807 Gemeinde Wiesens / Heuerleute zu Oster-Egels wegen Gemeindelasten (1709-) 
1711-1717, fol. 17´: Der Amtmann von Aurich Stürenburg argumentierte, dass die Gemeinde Wie-
sens schon seit 80 Jahren die gemeindlichen Lasten alleine trage und es nun nicht nötig hätte, die Heu-
erleute hinzuzuziehen. Außerdem würden die Gemeindemitglieder von den gemeindlichen Lasten so 
viel verzehren, dass zum Beispiel der Pastor kaum etwas von den Abgaben erhalte.
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und Judicatur unterworfen seien und dass es ein ganz neuerliches widerrechtli-
ches Unternehmen des Hofgerichts sei, dass dasselbe solche Personen der Beam-
ten Jurisdiktion entziehen will“ verfasst. Die Anwälte benutzten diese Schrift als 
Rechtsgrundlage.1904 Auch wurde eine der 1734 auf Anweisung des Landesherrn 
erstellte Amtsbeschreibung aus Stickhausen herangezogen.1905  
Mit dem Hinweis auf das Herkommen, die Landesverträge, die Bauerrechte 
und Amtsberichte sowie Agitationsschriften versuchten Gemeinden, landesherr-
liche Beamte und ihre jeweiligen Anwälte ihre Ansprüche gegenüber dem Gegner 
und den Richtern durchzusetzen. Der Gegner wurde als Störenfried aufgefasst, 
der die eigenen Rechte und das Eigentum verletzte und „Gewalt“ ausübte.  
Darin erschöpften sich jedoch die vor Gericht vorgebrachten Strategien zur 
Durchsetzung eigener Ansprüche noch nicht. Beide Parteien behaupteten einen 
Herrschaftsanspruch über das Gebiet der Gemeinde und versuchten damit ihre 
Ansprüche durchzusetzen. Der jeweilige gegnerische Herrschaftsanspruch dage-
gen wurde bezweifelt. 
Diesen Herrschaftsanspruch formulierte die landesherrliche Partei besonders in 
den Streitigkeiten über die Jurisidiktion der Amtsgerichte über die Bauerrichter 
oder Schüttemeister. Sie versuchte zu zeigen, dass alle Einwohner der Kommunen 
den Amtsgerichten untergeordnet seien. Sie dürften ihre Streitfälle untereinander 
1904 StaA Rep. 102 521 Stellung der Schüttemeister, Pool- und Bauernrichter und Kedden zur Judikatur 
des Hofgerichts 1724, fol. 5-11, hier fol. 7 ff.; StaA Rep. 4 B V b 18 Anfrage der Amtleute zu Stick-
hausen in Sachen der Bauerrichter zu Detern gegen die dortigen Häuslinge, insbesondere die vom 
Hofgericht den Amtleuten disputierte Jurisdiktion über die Bauerrichter 1737-39, fol. 64-69, hier 
fol. 66´ f.: In diesen beiden Akten befindet sich die von Enno Rudolph Brenneysen verfasste Anwei-
sung. Der Landesherr nutzte sie für eine Anfrage an eine kaiserliche Kommission im Jahre 1724. Der 
Anwalt der Amtleute von Stickhausen versuchte mit ihr, die landesherrliche Position gegenüber den 
Bauerrichtern zu festigen und sich auf die Landesverträge, auf andere Gerichtsurteile und selbst auf die 
Bauerrechte zu berufen. 
1905 StaA Rep. 4 B V b 18 Anfrage der Amtleute zu Stickhausen in Sachen der Bauerrichter zu Detern 
gegen die dortigen Häuslinge, insbesondere die vom Hofgericht den Amtleuten disputierte Jurisdik-
tion über die Bauerrichter 1737-39, fol. 2´: In diesem Prozess um die Jurisdiktion in Detern zog der 
landesherrliche Anwalt auch die Amtsbeschreibung von Stickhausen als Argumentationshilfe hinzu. 
In der Amtsbeschreibung berief sich der Autor und Amtmann von Stickhausen Ricklef Ortgiese auf 
die „Landes Fundamental-Gesetze“, auf die „Observanz“ und auf Gerichtsurteile, um zu zeigen, dass 
die Bauerrichter unter die Jursidiktion der Amtsgerichte fielen. Die gesamte Amtsbeschreibung von 
Stickhausen befindet sich in: StaA Rep. 241, B 14 e Stickhausener Amtsbeschreibung (1734), fol. 97-
197.
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oder mit den landesherrlichen Beamten nicht direkt am Hofgericht verhandeln. 
Dies konnten die landesherrlichen Beamten nur unter einer Bedingung errei-
chen: Es musste nachgewiesen werden, dass die gemeindlichen Beamten nicht 
die ganze Gemeinde vertraten. Dies war notwendig, weil die Hofgerichtsordnung 
in Artikel 19 verfügte, dass ganze Gemeinden – als Korporation – direkt unter 
die Jurisdiktion des Hofgerichts fallen sollten. Wenn der Bauerrichter als Vertre-
ter einer ganzen Gemeinde angesehen worden wäre, dann wäre er damit von der 
Amtsgerichtsbarkeit befreit gewesen und hätte der Jurisdiktion des Hofgerichts 
unterstanden. In den Auseinandersetzungen nutzte die landesherrliche Partei vor 
einer im Land weilenden kaiserlichen Kommission1906 und im Deterner Prozess 
bis vor den Reichshofrat1907 jene Agitationsschrift des Kanzlers Brenneysen. In 
Detern gab der Anwalt der Amtleute von Stickhausen die „Anweisung“ Brenney-
sens in seinem Prozess um die Jursidikion des Amtsgerichts Stickhausen über die 
Bauerrichter in Detern wieder. Brenneysen hatte die Zuständigkeit der Amtsge-
richte über die gemeindlichen Amtsträger folgendermaßen formuliert: 
„Wiewohl nun solchergestalt keinen Zweiffel kann unterworffen seyn, 
daß die Schüttemeister=, Bauer= oder Poel=Richter und Kedden sowohl 
für ihre Persohnen als ratione officii unter der jurisdiction der fürstl. 
Beamten stehen, und nicht praetendiren können davon exemt und im-
mediate der jurisdiction des Hoffgerichts unterworffen zu seyn, so unter-
stehet sich doch dieses solche Leuthe unmittelbahr an sich zu ziehen, und 
von der fürstl. Beamten Jurisdiction zu eximiren, unter dem nichtigen 
Vorwand, daß nach dem 19n Titul der Hoffger: ordnung de Ao 1590. 
Städte Flecken, und Communen der Jurisdiction des Hoffgerichts im-
mediate unterworffen seyn, daraus man dann diese folge machen will, 
daß, weil diese Officianten ihre Communen, denen Sie vorgestehet sind, 
repraesentiren, Sie auch eben daßelbige privilegium fori, welches diesen 
gegeben ist, zu gemeßen habe. Es ist aber diese folge gantz unrichtig, 
denn obzwar diese Leuthe, in denen kleinen Sachen, so in denen Flecken 
1906 StaA Rep. 102 521 Stellung der Schüttemeister, Pool- und Bauernrichter und Kedden zur Judikatur 
des Hofgerichts 1724, fol. 1.
1907 StaA Rep. 4 B V b 18 Anfrage der Amtleute zu Stickhausen in Sachen der Bauerrichter zu Detern ge-
gen die dortigen Häuslinge, insbesondere die vom Hofgericht den Amtleuten disputierte Jurisdiktion 
über die Bauerrichter 1737-39, fol. 67´ f.
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oder dörffern vorfallen, obgesetzter maßen Entscheidngen machen, so ist 
doch niergends zu finden, daß diese Leuthe in ihren Thun und Laßen 
der Beamten judicatur eximiret seyn, oder auch quoad illum effectum 
die gantze commun repaesentiren. […]
Diese befugsahmkeit der beamten erhellet auch daraus, daß nach der 
hiesigen observanz selbst auch die Kirchen, und Armenvorsteher der ju-
dicatur der beamten unterworffen seyn, z.e. ein Zimmer= oder Maurer-
meister an der Kirchen oder dem Armen hause an arbeitslohn etwas zu-
fordern hat, so ist es im gantzen Lande Herkommens, daß solche action 
in den Städten bey dem Stadt Magistrat, und in den ämtern bey den 
beamten angestellet werde […].“1908
Die Anwälte der landesherrlichen Beamten gegen die Gemeinde Detern ar-
gumentierten mit Brenneysen, dass ein gemeindlicher „Officiant“ genauso be-
handelt werden solle wie ein „Zimmer= oder Maurermeister“. Er vertrete nicht 
die Kommune. Ein Konflikt zwischen ihm und einem Gemeindeeinwohner falle 
unter die Jurisdiktion der Amtsgerichte und nicht unter die Jurisdiktion des Hof-
gerichts. Deshalb beruhe „der Bauer Richter angezogene repraesentation ihrer 
communen auf einem bodenlosen Grunde.“1909 Der gemeindliche „Officiant“ 
könne nur als Repräsentant gelten, wenn der Bauerrichter und das Bauerrecht 
von landesherrlicher Seite konfirmiert seien.1910 Die landesherrschaftliche Partei 
versuchte also, die Vertretung für die Gemeinde nicht aus gemeindlichem eige-
nem Recht herzuleiten, sondern aus einem Recht, das den gemeindlichen Amts-
trägern von der Landesherrschaft zugewiesen wurde. 
In Detern diskreditierten die Anwälte der Landesherrschaft Bauerrichter und 
Bauern außerdem als aufsässig in allen den landesherrlichen Beamten bekannten 
1908 StaA Rep. 102 521 Stellung der Schüttemeister, Pool- und Bauernrichter und Kedden zur Judikatur 
des Hofgerichts 1724, fol. 8 ff. 
1909 StaA Rep. 4 B V b 18 Anfrage der Amtleute zu Stickhausen in Sachen der Bauerrichter zu Detern ge-
gen die dortigen Häuslinge, insbesondere die vom Hofgericht den Amtleuten disputierte Jurisdiktion 
über die Bauerrichter 1737-39, fol. 46´ f. 
1910 Ebd., fol. 40 f.; HHStA RHR den. rec. K 594/8 De Lammy du Pont et cons. contra die Bauerrichter 
zu Detern Peter Christophers und Berend Dücken et cons. App. pto. jurisdictionis de 1738-1739, 
Gravamina loco Libelli Gravaminum.
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Belangen: Den Bauerrichtern und Bauern in Detern wurde im Konflikt um die 
Jurisdiktion des Amtsgerichts von den landesherrlichen Anwälten ihre Rebellion 
im Appelle-Krieg vorgeworfen, während die armen unterbäuerlichen Häuslinge 
dem Landesherrn gehorsam gewesen seien und so den Zorn der Bauerrichter auf 
sich gezogen hätten: „besagte Emdisch gesinnte Deterner Bauern denen Hauslin-
gen gelegentlich gerne eines zuversetzen getrachtet hätten.“ Auch prangerte man 
die Widersetzlichkeit der Deterner Bauern gegen die amtsgerichtlichen Anord-
nungen bei der Wegeschauung und der Wahl eines Deich- und Sielrichters an.1911 
Uneinigkeit innerhalb der Einwohnergemeinde (nicht der Realgemeinde!) sowie 
zwischen politischer Gemeinde und landesherrlichen Beamten wurde also dazu 
benutzt, die Amtsgewalt der Bauerrichter anzuzweifeln. 
Auch in dem ausführlich geschilderten Prozess des Landesherrn gegen die Ge-
meinde Middels versuchte der Amtmann von Aurich, wie erwähnt, die Reprä-
sentation des Bauerrichters für seine Gemeinde zu widerlegen. Er wies auf die 
innergemeindlichen Konflikte hin, die dort vorgefallen waren. Die Spaltung der 
Einwohnergemeinde erweise, dass der Bauerrichter nicht die Kommune vertrete.1912 
Wenn es also ein Bauerrichter nicht schaffte, auch diejenigen Schichten und 
Gruppen hinter sich zu vereinigen, die nicht zur Realgemeinde gehörten und 
ihn dementsprechend nicht gewählt hatten, war seine Qualität als Repräsent in 
Gefahr. Zumindest argumentierten so landesherrliche Beamte und ihre Anwälte. 
Die Repräsentationsqualität des Bauerrichters wurde aber nicht nur angewei-
felt, um die Zuständigkeit des Amtsgerichts zu beweisen. Auch Entscheidungen 
der gemeindlichen „Officianten“ wurden an sich bestritten, da sie nicht auf dem 
richtigen Wege zustande gekommen seien. Deshalb könnten die Entscheidungen 
nicht als Entscheidungen der Gemeinde gelten. Zum Beispiel unterstellte der 
Amtmann von Aurich den bauerrichterlichen Entscheidungen in Middels ein 
1911 StaA Rep. 4 B V b 18 Anfrage der Amtleute zu Stickhausen in Sachen der Bauerrichter zu Detern 
gegen die dortigen Häuslinge, insbesondere die vom Hofgericht den Amtleuten disputierte Jurisdik-
tion über die Bauerrichter 1737-39, fol. 50´ f.; HHStA RHR den. rec. K 594/8 De Lammy du Pont 
et cons. contra die Bauerrichter zu Detern Peter Christophers und Berend Dücken et cons. App. pto. 
jurisdictionis de 1738-1739, Gravamina loco Libelli Gravaminum.
1912 StaA Rep. 103 III 103 Göcke Meinen zu Middels gegen den dortigen Bauerrichter Folckert Siebels, 
die gemeine Weide betr. 1719-1720, fol. 4´. 
IV. POLITIKEN IM DORF: DIE ENTSTEHUNG EINER UNTERBÄUERLICHEN GEMEINDE 
407
unrechtmäßiges Zustandekommen, wie schon in der ausführlichen Schilderung 
des Konfliktes beschrieben. Damit eine Entscheidung rechtmäßig den Willen 
der Gemeinde repräsentiere, müsse eine Versammlung der Gemeinde in solenner 
Form stattgefunden haben und daraufhin ein Schluss ergangen sein.1913 
Aber nicht nur Entscheidungen der Bauerrichter wurden von der landesherr-
lichen Partei delegitimiert. Auch Entscheidungen von Gemeinden im Ganzen 
gerieten unter Beschuss. Die Verpachtung einer Warfstelle durch die Gemeinde 
Osterloog wurde vom Procurator generalis als Neuerung dargestellt. Eine solche 
Entscheidung sei deshalb unrechtmäßig: 
„[…] ob nun zwar offenkündigen rechtens ist, quod pendente processu, 
nihil innovandum sit, so haben dennoch die Eingesessene des osterlogs 
zu Middels sich, laut beyl. Sub lit D unterstanden, den warff quaest. 
nicht anders, als wenn ihnen derselbe zugehöret, oder als wenn sie solchen 
würcklich in possession hätten, zur heuer an den meistbietenden, von 
öffentlicher Cantzel publiciren zu lassen, nur ob wol sich niemand gefun-
den welcher solchen Warff, von denen kein eigenthumb noch disposition 
darüber habenden gegnern zu heuern sich unterstanden hätte, so siehet 
man doch daß diese, soe viele an ihnen gewesen, sich nicht gescheuet haben 
unzuläßige neuerungen, pendente processu, zu unternehmen, und wol zu 
besorgen, daß dieselbe, nach ihrer bishero bezeigeten unruhe, weiter gehen 
und mehr dergleichen attentaten und neuerungen unternehmen möchten, 
so will ich hiedurch unterdienstlich gebethen haben, denen Eingeseßenen 
des osterlogs zu Middels, daß sie nicht allein bey wehrenden processu, 
sich alles ferneren attendiren und innovirens gäntzlich enthalten, sondern 
auch in specie sich nicht gelüsten lasen sollen einige Verheurung des streiti-
gen Warffs, bis ein anders verabschiedet worden, vorzunehmen, durch ein 
ernstliches mandatum poenale inhibitorium S.C. zu gebieten […].“1914
1913 StaA Rep. 103 III 103 Göcke Meinen zu Middels gegen den dortigen Bauerrichter Folckert Siebels, 
die gemeine Weide betr. 1719-1720, fol. 11: Tatsächlich heißt es dort „solemenele“ Convocation und 
Deliberation und nicht „solenne“. 
1914 StaA Rep. 103 III 55 Thomas Dircks gegen die Eingesessenen des Osterloogs zu Middels, sodann 
Generalprokurator gegen die genannten Eingesessenen, den strittigen Ihne Ihnen-Warf und einen 
Garten betr. 1701-1706, fol. 41 f.: Hier ist ein Ausschnitt einer Supplikation des Generalprokurators 
wiedergegeben. 
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Die Gemeinde Osterloog wollte also eine Warfstelle verpachten, deren Besitz 
sich im Rahmen des Prozesses noch nicht geklärt hatte. Die Gemeinde und der 
fürstliche Heuermann Thomas Dircks stritten sich um den Besitz. Das tatsachen-
schaffende Vorgehen der Gemeinde galt der landesherrlichen Partei als neuernder 
Eingriff in die Rechte des fürstlichen Heuermanns Thomas Dircks und damit 
auch in die Rechte der landesherrlichen Beamten, die sich in die Streitigkeiten 
um die Warfstelle und ihre Zugehörigkeit zur Gemeinde oder zum „dominium 
utile“ des Thomas Dircks eingemischt hatten. Sobald Gemeinden also den fak-
tischen Gebrauch änderten und womöglich Herrschaftsrechte ausdehnten, wur-
den ihre Entscheidungen vom Landesherrn nicht mehr akzeptiert. 
Parallel zu diesen Versuchen, die Repräsentationsqualität des Bauerrichters 
und die Entscheidungen der Gemeinden anzuzweifeln, versuchte die Landesherr-
schaft, sich selbst als Repräsentantin und Schutzherrin von Gemeindeeinwoh-
ner darzustellen. Dabei baten bestimmte Gruppen in der Gemeinde zunächst 
um „Schutz“. In Wiesens zahlten die fürstlichen Heuerleute einen Beitrag zur 
Brückenreparatur, wollten aber nicht noch mehr belastet werden. Sie baten des-
halb laut eines Berichtes eines landesherlichen Beamten um den „Schutz“ der 
landesherrlichen Beamten.1915 Die landesherrlichen Beamten wollten laut ihren 
Anwälten dieser Bitte nachkommen und sie vor den Zugriffen der Gemeinden 
„schützen“.1916 
In Osterloog berief sich der angegriffene Pächter der Warfstelle des fürstlichen 
Heuermannes Thomas Dirks angesichts körperlicher Gewalt der Gemeinde auf 
die „hohe Obrigkeit“ und wollte deren Entscheidung abwarten. Dies berichtete 
der Zimmermann Ihnke Poppen in einem selbst unterschriebenen Attestat. 1917 
Die „Armuth“, also die armen Einwohner, sollten vor einer Unterdrückung 
durch die Gemeinde und besonders durch das Bauerrecht in Holte bewahrt 
1915 StaA Rep. 102 807 Gemeinde Wiesens / Heuerleute zu Oster-Egels wegen Gemeindelasten (1709-) 
1711-1717, fol. 12.
1916 Ebd., fol. 43. 
1917 StaA Rep. 103 III 55 Thomas Dircks gegen die Eingesessenen des Osterloogs zu Middels, sodann Ge-
neralprokurator gegen die genannten Eingesessenen, den strittigen Ihne Ihnen-Warf und einen Garten 
betr. 1701-1706, fol. 37.
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werden. Gegen das Bauerrecht und die Bauerrichter forderte der Amtmann von 
Stickhausen die Befugnisse der Untergerichte ein, um einen armen Bauern vor 
den Zugriffen der Bauerrichter von Holte und der ganzen Gemeinde zu bewah-
ren.1918 
Wie der ausführlich geschilderte Fall aus Middels zeigt, sollten auch Warfsleute 
vor dem Bauerrichter geschützt werden. Der Amtmann von Aurich behauptete, 
die „schwache[n] Mitglieder“ der Gemeinde vor den „reichesten in einer com-
mune“, also besonders vor den Bauerrichtern, schützen zu wollen. Er unterstellte 
ihnen, diese wollten das „dominat“ in der Gemeinde spielen.1919 
Ein solches Eintreten für die Armen und Unterdrückten konnte wie im Fall De-
tern zwischen 1737 und 1739 so weit gehen, dass landesherrliche Beamte bis vor den 
Reichshofrat gegen Beschlüsse des Hofgerichts und gegen die Bauerrichter vorgin-
gen, um eine Auseinandersetzung im Dorf zu klären, in welcher jene hilfsbedürftigen 
Häuslinge schon lange nachgegeben hatten und sich so mit den Bauerrichtern von 
Detern außergerichtlich in einem Vergleich geeinigt hatten. Im genannten Konflikt in 
Detern stritt man sich um den Torfabbau auf der Gemeidneweide, für den die Bauer-
richter begonnen hatten, ein Entgelt zu verlangen. Dagegen und gegen die Erhöhung 
des Weidegeldes protestierten die Häusler beim landesherrlichen Amtsgericht.1920 Im 
diesem Konflikt strebten die Beamten des Amtsgerichts Stickhausen die Appellation 
an den Reichshofrat an, damit entschieden werden könne, ob die Amtsgerichte oder 
das Hofgericht für die Jurisdiktion über die Bauerrichter zuständig seien. Kurz dar-
auf einigten sich die Häuslinge und die Landgebraucher in Detern, so dass der Pro-
zess am Reichshofrat für sie obsolet wurde. Im Reichshofratsprozess selbst gestand 
die landesherrliche Partei zu, dass der Prozess zwischen Bauerrichtern und Häuslin-
1918 StaA Rep. 102 739 Bernd Janssen, Bauerrichter zu Holte / Coop Hayen, dann Prok. Generalis 
1708/16, fol. 2 f.: Der eingesessene Hausmann Coop Hayen hatte beim Amtsgericht Stickhausen 
laut Bericht der Beamten dort um Schutz gegen den Bauerrichter und explizit auch gegen die ganze 
Gemeinde gebeten, die gegen ihn ganz „aufsätzig“ sei. Diesen Schutz bot man ihm auch von amtsge-
richtlicher Seite an, obwohl dies dem Bauerrecht in Holte widersprach.
1919 StaA Rep. 103 III 103 Göcke Meinen zu Middels gegen den dortigen Bauerrichter Folckert Siebels, 
die gemeine Weide betr. 1719-1720, fol. 2 f.
1920 StaA Rep. 4 B V b 18 Anfrage der Amtleute zu Stickhausen in Sachen der Bauerrichter zu Detern ge-
gen die dortigen Häuslinge, insbesondere die vom Hofgericht den Amtleuten disputierte Jurisdiktion 
über die Bauerrichter 1737-39, fol. 55.
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gen sie eigentlich nichts anginge, dass sie aber von dem Jursidiktionsstreit betroffen 
sei. 1921
Die landesherrlichen Beamten beanspruchten demnach den Schutz und die 
Herrschaft über die gesamte Einwohnerschaft der Gemeinden. Dieser Herr-
schaft sollten die Bauerrichter, die unterbäuerliche Bevölkerung und die fürstli-
chen Heuerleute untergeordnet sein. Die gemeindlichen Kompetenzen, die die 
Bauerrrichter über ihre Gemeindeländereien bezüglich der Ansiedlung, über die 
Finanzen, über die Rechtsprechung und die Rechtsetzung ausübten, sollten be-
schnitten werden bzw. wurden teilweise gar nicht anerkannt.  
Die gemeindlichen Vertreter verfolgten eine ganz ähnliche Strategie. Auch sie 
versuchten die Herrschaft des Landesherrn zu diskreditieren und sich selbst als 
eine bessere Vertretung  insbesondere der armen Einwohner zu entwerfen. Ganz 
nebenbei beanspruchten sie auf diese Weise auch eine Herrschaft über die Ge-
meindeeinwohner. 
Besonders eindrucksvoll drückte ein als Zeuge verhörter Einwohner der Ge-
meinde Middels diesen Anspruch aus. Er wurde im Zeugenverhör am Kanzlei-
gericht im Rahmen der  Auseinandersetzung der Bauerschaften Ogenbargen 
und Osterloog (Kirchengemeinde Middels) mit den landesherrlichen Beamten 
um „herrenloses“ Land zum Besitzstatus des Landes gefragt. Da die Bauerschaft 
Ogenbargen behauptete, dieses gehöre ihrer Gemeindeweide an, sollte er Aus-
kunft darüber geben, ob der Gemeinde die Gemeindeweide „von deren gnädigs-
ten Herrschaft […] gegeben und verpachtet sey?“1922 Der Gemeindeeinwohner 
antwortete: „die gnädigste Herrschaft hette seiner Meinung nach denen Ogenber-
gern an dem Ohrt eine gemeine weyde nicht geben können, weiln sie von alters 
1921 StaA Rep. 4 B V b 18 Anfrage der Amtleute zu Stickhausen in Sachen der Bauerrichter zu Detern 
gegen die dortigen Häuslinge, insbesondere die vom Hofgericht den Amtleuten disputierte Jurisdik-
tion über die Bauerrichter 1737-39, fol. 10-11, 20´, Vergleich: fol. 24-26; HHStA RHR den. rec. K 
594/8 De Lammy du Pont et cons. contra die Bauerrichter zu Detern Peter Christophers und Berend 
Dücken et cons. App. pto. jurisdictionis de 1738-1739, Allerunterthänigste Anzeige juncto petito 
humillimo vom 21. Juli 1738.
1922 StaA Rep. 103 III 58 Fiskal und Ihne Ihnen zu Middels gegen Hinrich Janßen, Johan Ölgers u.a. 
Ogenbarger und Osterlooger zu Middels wegen Einreißung des Walles um einen Kamp, der dem Ihne 
Ihnen zwischen Ogenbargen und Felde aus der Heide zugewiesen worden war 1702-1716, fol. 53.
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her solch Recht gehabt.“1923 Die Landesherrschaft habe also kein Land vergeben 
können, denn die Gemeinde habe das Recht an der Gemeindeweide schon nach 
dem Herkommen gehabt. Die Grundlage gemeindlichen Rechts wurde in dem 
schon lange währenden Gebrauch gesehen und nicht in der Abgabe des Rechts 
vom Landesherrn an die Gemeinde. 
Die vor Gericht auftretenden Gemeindebeamten oder andere Bevollmächtigte 
sprachen zudem für die ganze Einwohnergemeinde, wenn sie Forderungen arti-
kulierten. Die gemeindlichen Vertreter bezeichneten sich und die Gemeinde in 
Supplikationen und Attestaten als „eingeseßene“, ohne darauf einzugehen, dass 
sie nur von der Realgemeinde gewählt worden waren. In Westerloog drückten 
dies die Bauerrichter zum Beispiel folgendermaßen aus: 
„Wir niedergeschriebene eingesessene des Westerloges zu Middels atte-
stiren und bekennen hiemit, daß Thomas Dircks gesinnet auff dem Land 
worüber zwischen Ihn und der Gemeine zu Middels process entstanden 
und noch nicht erörtert ist, ein Haus zubauen, und solches auch den ers-
ten tag auffrichten laßen wird. Urkundlich unsere unterschrifft; Aurich 
d. 31. Augusti ao. 1706
Hole Behrens
Foke Ihnen“1924
Auch die Bauerrichter in Wiesens sprachen für alle „eingesessene“.1925 In ihren 
Supplikationen behaupteten die Wiesenser gemeindlichen Bevollmächtigten, alle 
Eingesessenen könnten zusammen kaum die gemeindlichen Lasten tragen, weil 
sie von den landesherrlich-gerichtsherrlichen Lasten schwer bedrückt würden. 
Deshalb sollten nun auch die fürstlichen Heuerleute von 2 ½ Plätzen und eini-
1923 StaA Rep. 103 III 58 Fiskal und Ihne Ihnen zu Middels gegen Hinrich Janßen, Johan Ölgers u.a. 
Ogenbarger und Osterlooger zu Middels wegen Einreißung des Walles um einen Kamp, der dem Ihne 
Ihnen zwischen Ogenbargen und Felde aus der Heide zugewiesen worden war 1702-1716, fol. 59. 
1924 StaA Rep. 103 III 55 Thomas Dircks gegen die Eingesessenen des Osterloogs zu Middels, sodann Ge-
neralprokurator gegen die genannten Eingesessenen, den strittigen Ihne Ihnen-Warf und einen Garten 
betr. 1701-1706, fol. 45.
1925 StaA Rep. 102 807 Gemeinde Wiesens / Heuerleute zu Oster-Egels wegen Gemeindelasten (1709-) 
1711-1717, fol. 2´.
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ge Warfstellen zu den gemeindlichen Lasten beitragen.1926 Die Bauerrichter von 
Wiesens schrieben eine Supplikation „im Namen der Gemeine“1927 und bezeich-
neten sich als „Supplicanten oder die gantze gemeine zu Wiesens auch nur in 9 
Platzen oder einige Warffen bestehen“.1928 
Die eingeforderten Ansprüche sollten für die ganze Einwohnergemeinde gel-
ten. Um der Landesherrschaft ihr schädliches Verhalten vorzuwerfen, stellten 
die Gemeindevertreter von Ardorf in einem Attestat sowie ihr Anwalt in einer 
Supplikation die gesamte Gemeinde als arm dar. Ein weiterer Eingriff in die be-
drängte Notdurft der Häuser sollte so verhindert werden.1929 Die Gemeinden 
forderten also nicht nur für die Bauern bzw. die Realgemeinde, sondern für alle 
Eingesessenen von der Landesherrschaft einen Schutz der „notdurfft“1930 oder 
einer „auskömmlichen Nahrung“ ein. 
In Wiesens argumentierte die Gemeinde in einer Supplikation, dass sie, wenn 
die fürstlichen Heuerleute keine Lasten zahlen würden, Pastoren und Küster 
nicht mehr unterhalten könnten. Die Existenz der ganzen Kirchengemeinde und 
damit das Seelenheil aller Einwohner stände laut dieser Gemeinde auf dem Spiel 
und sollte durch eine Zahlung von gemeindlichen Lasten durch die Heuerleute 
gesichert werden.1931 Obwohl Ansprüche für die ganze Siedlung, also nicht nur 
für die Realgemeinde, formuliert wurden, wird teilweise klar, dass die bäuerli-
chen Bevollmächtigen und „Officianten“ ein Anliegen formulierten, von dem 
beispielsweise die Warfsleute zumindest nicht direkt betroffen waren. So sprachen 
die Bauerrichter von Wiesens auch in ihrem Namen, obwohl es um Kirchenlas-
ten ging, die nur sie selbst zahlen mussten. Sie forderten dennoch im Namen aller 
eine Entlastung durch einen Beitrag von den fürstlichen Heuerleuten. Warfsleute 
1926 StaA Rep. 102 807 Gemeinde Wiesens / Heuerleute zu Oster-Egels wegen Gemeindelasten (1709-) 
1711-1717, fol. 2´, 7 ´. 
1927 Ebd., fol. 7. 
1928 Ebd., fol. 7´. 
1929 StaA Rep. 103 XIII 23 Die Gemeinde zu Ardorf gegen Generalprokurator und Thomas Dircks zu 
Middels, die Zuweisung eines Stück Meedlandes in der Wehler Weide (Kirchspiel Ardorf ) an Thomas 
Dircks betr. 1713-1714, fol. 4-5a, 9. 
1930 Ebd., fol. 111.
1931 StaA Rep. 102 807 Gemeinde Wiesens / Heuerleute zu Oster-Egels wegen Gemeindelasten (1709-) 
1711-1717, fol. 19´ f. 
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wären nur betroffen gewesen, wenn die Gemeinde tatsächlich das Geld für den 
Pastor und Küster nicht mehr hätte entrichten können. Dann hätten sie keinen 
Pfarrer und Küster mehr gehabt. Vorher aber waren sie von den finanziellen Bür-
den nicht betroffen.1932 
Offenbar sollte mit der Behauptung, alle Eingesessenen bzw. die gesamte Sied-
lungsgemeinde würden sich gegen die fürstlichen Heuerleute und damit gegen 
die Eingriffe der landesherrlichen Beamten aussprechen, die eigene Position le-
gitimiert werden. In den Konflikten mit der Landesherrschaft wurde also die 
Einwohnergemeinde als Verband von gleichen Einwohnern dargestellt. Unter-
schiede unter diesen Einwohnern wurden nicht erwähnt. Die Realgemeinde als 
besonderer Verband wurde da nicht herausgehoben. Vielmehr suggerierten die 
gemeindlichen Amtsträger, dass sie für alle Gemeindeeinwohner sprachen und 
handelten und diese vor den Zugriffen der Landesherrschaft bewahren müssten. 
Allerdings kam es auch vor, dass Gemeinden, wie zum Beispiel die Gemeinde 
Leerhafe, auf die Unterschiede zwischen den gemeindlichen Einwohnern eingin-
gen, um ihre Position zu stärken. Die Gemeinde Leerhafe argumentierte, dass die 
geringen armen Leute unter einer  landesherrlichen Abtrennung eines Heidestückes 
aus ihrer Gemeindeweide besonders leiden würden, da eine solche Abtrennung die 
Mist- und Brennmaterialgewinnung, das „Plaggenhauen“ besonders der Warfsleute 
oder Kötter stören würde. Die Warfsleute und Kötter seien nämlich besonders dar-
auf angewiesen.1933 Dieses Beispiel zeigt, dass die Eigenerben bzw. die Realgemeinde 
teilweise explizit für die ärmere Bevölkerung die „Hausnotdurft“ garantieren woll-
ten, indem sie von der Landesherrschaft den Schutz dieser einforderten.  
Besonders deutlich wird ein Zusammenschluss aller Eingesessen in der Gemein-
de und das Sprechen und Handeln der Bauern für diese gesamte Einwohnerge-
meinde in den Prozessen um die Jurisdiktionsstreitigkeiten. Die Bauerrichter oder 
1932 StaA Rep. 102 807 Gemeinde Wiesens / Heuerleute zu Oster-Egels wegen Gemeindelasten (1709-) 1711-
1717, fol. 7´, 14´, 17: So führten die Bauerrichter von Wiesens in einer Supplikation auf, dass sie und ihre 
Plätze mit den Kirchenabgaben, um die es in dieser Auseinandersetzung auch ging, belastet waren. 
1933 StaA Rep. 4 B IV f 63 Eingesessene zu Leerhafe gegen Beamte zu Friedeburg, das dem Hinrich Specht 
ausgewiesene Stück Heidland betr. 1724, fol. 36´ f.: Allerdings gab es in dieser Gemeinde auch nur 
vier ganze Herde.
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Schüttemeister verlangten, als Repräsentanten der ganzen Einwohnergemeinden 
und nicht nur der Realgemeinden anerkannt zu werden.1934 Der Amtmann von 
Aurich berichtete zum Beispiel 1720, dass die Bauerrichter bei der Zitation vor 
das Amtsgericht sofort aussagten, dass der Warfsmann Göcke Meinen sich nicht 
nur über sie beschwere, sondern über die ganze Gemeinde. Denn sie würden 
die Gemeinde vertreten. Der Repräsentationsanspruch der Bauerrichter wurde 
so sofort angezeigt. Johann Berens aus Middels ergriff Partei für den Warfsmann 
Göcke Meinen und denunzierte vor dem Amtsgericht den Bauerrichter in sei-
ner Gemeinde: Folckert Siebels als Bauerrichter von Middels habe sich in einer 
Gemeindeversammlung auf eine Vollmacht von den Interessenten berufen und 
würde nun alles nach „seinem Gefallen“ machen, „ohne die übrigen zu hören“. 
Der bauerrichterliche Anspruch auf Repräsentation wurde so im Prinzip von Jo-
hann Berens bestätigt, für den Bauerrichter Folckert Siebels aber angezweifelt, da 
dieser nicht in der Lage war, die unterschiedlichen Interessen aller Gruppen in 
der Siedlung zu berücksichtigen.1935 
Die Bauerrichter pochten in den von Anwälten verfassten Supplikationen und 
Appellationen sowie mündlich vor dem Amtgericht auf ihr Recht, über bestimm-
te Belange selbständig zu entscheiden. Dazu gehörte die Wegehaltung1936, die 
1934 StaA Rep. 102 521 Stellung der Schüttemeister, Pool- und Bauernrichter und Kedden zur Judikatur 
des Hofgerichts 1724, fol. 8 ff.: Die „Anweisung“ Enno Rudolph Brenneysens zeigt, dass die Gemein-
den im Allgemeinen diesen Anspruch erhoben, gegen den sich der Kanzler mit dieser „Anweisung“ 
wandte.  
 StaA Rep. 4 B V b 18 Anfrage der Amtleute zu Stickhausen in Sachen der Bauerrichter zu Detern 
gegen die dortigen Häuslinge, insbesondere die vom Hofgericht den Amtleuten disputierte Juris-
diktion über die Bauerrichter 1737-39, fol. 40´, 50 f.; HHStA RHR den. rec. K 587/2 In Sachen 
derer Schüttmeister zu Leer in Ostfriesland Supplicanten und Appellanten sodann derer ostfriesischen 
Landstände Intervenienten contra die hochfürstliche ostfriesische Regierungs- oder Hoff-Cantzley als 
Judicium a quo und Partem Appelllantam, 1739/26: Dieser Anspruch der Bauerrichter wird aus den 
Schriften des Gegenanwaltes deutlich. 
1935 StaA Rep. 103 III 103 Göcke Meinen zu Middels gegen den dortigen Bauerrichter Folckert Siebels, 
die gemeine Weide betr. 1719-1720, fol. 2, 4 f., 9.
1936 Wegehaltung und eigene Jurisdiktion: HHStA RHR den. rec. K 587/2 In Sachen der Schüttmeister 
zu Leer in Ostfriesland Supplicanten und Appellanten sodann derer ostfriesischen Landstände Inter-
venienten contra die hochfürstliche Regierungs- oder Hoff-Cantzley als Judicium a quo und Partem 
Appellantam, 1739/26: In diesem Reichshofratsprozess beanspruchte der Anwalt der Schüttemeister 
aus Leer, dass diese als Gemeindevertreter die erste Gerichtsinstanz bildeten. Deshalb hätten sie das 
Recht, ohne amtsgerichtliche Eingriffe die Gemeindeinwohner zu strafen. In diesem Fall sollte der 
Mennonit Siefke Jacobs bestraft werden.
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Gemeindelasten1937, Grenzstreitigkeiten1938, die Weidehaltung1939 und die Juris-
diktion in diesen Angelegenheiten. Sie wollten sich in diesen Bereichen nicht mit 
den landesherrlichen Ämtern absprechen. Ihr Kompetenzanspruch in allen sol-
chen gemeindlichen Angelegenheiten erstreckte sich über alle Gemeindeeinwoh-
ner, unabhängig davon, ob diese Gemeindeeinwohner Eigenerben, Heuerleute, 
Warfsleute oder nur Hausbesitzer waren. Dieser Anspruch zeigt sich besonders 
in einem Vergleich zwischen den Interessenten und Häuslingen von Detern, den 
der Bauerrichter und zwei Häuslingen im Jahre 1738 nach Konflikten unterei-
nander unterschrieben und der die strittige Weidenutzung der Häuslinge regeln 
sollte: 
„Als haben Parteyen sich gütlich dahin vereiniget und verglichen, daß 
die Interessirte Haus- und Warfs-leute, welche aufschlag zu Heyde und 
Weide, Moratzen und dergleichen haben ihr völliges Recht und Eigent-
humb ungeschmählert behalten, die Häuslinge und keine Weyde-Gerech-
tigkeit habende Bürger aber sich daran keine Weyde-Gerechtigkeit noch 
1937 Gemeindelasten und eigene Jurisdiktion: StaA Rep. 103 V 70a Ex officio / Gerd Hinrichs und Arend 
Janssen, Schüttmeister zu Osterhusen – Gewaltanwendung gegen Wagen und Pferd des Hero Harms 
zu Groß-Sande und somit Eingriff in die fürstliche Hoheit; darin: Verfahren in gleicher Sache vor Hof-
gericht und Reichshofrat, 5 Bde. (1726-1729), 1731-1737, Bd. 1, fol. 30-33´: Die Schüttemeister von 
Osterhusen argumentierten in einer Supplikation aus dem Jahr 1729, dass es im ganzen Land bekannt 
sei, dass sie die Gemeindegelder, die von den Interessenten freiwillig bewilligt werden würden, einsam-
melten. Deshalb hätten sie auch das Recht, den Hero Harms zu pfänden, wenn dieser Gemeindelasten 
nicht geben wolle. Hero Harms war ein Heuermann des fürstlichen Amtmanns Stürenburg in Aurich 
und verweigerte in dessen Auftrag die Gemeindelasten.
1938 Eigene Jurisidiktion und Grenzstreitigkeiten in der Gemeinde: StaA Rep. 102 739 Bernd Janssen, 
Bauerrichter zu Holte / Coop Hayen, dann Prok. Generalis 1708/16, fol. 1: Die Bauerrichter bean-
spruchten in der Gemeinde Holte, Grenzstreitigkeiten zwischen Bauern selbst entscheiden zu dürfen 
und ein Vergehen in diesen Belangen auch rügen zu dürfen. In diesem Fall war ein Eigenerbe von dem 
„Urteil“ der Bauerrichter betroffen, das der Amtmann in seinem Bericht als ein solches bezeichnete.  
 StaA Rep. 4 B V b 9 Schüttemeister zu Stapelmoor, Behrend Specker, gegen Fiskal und Amtleute 
zu Leerort wegen der von dem Schüttmeister verweigerten Aushändigung des Bauerrechts bzw. der 
Bauerrolle 1724, fol. 7-12: Das Bauerrecht von Stapelmoor wurde vom Amtsgericht verlangt, als in 
der Gemeinde eine Auseinandersetzung um ein grenznahes Pflügen vorfiel und der Schüttemeister 
versucht hatte, diesen Konflikt zu lösen. Die Schüttemeister waren laut Protokoll und Bericht des 
Amtmannes von Leer nicht bereit, das Bauerrecht abzugeben oder sich unter die Jurisdiktion des 
Amtsgericht zu fügen.
1939 Weideberechtigungen und eigene Jurisdiktion: StaA Rep. 103 III 103 Göcke Meinen zu Middels 
gegen den dortigen Bauerrichter Folckert Siebels, die gemeine Weide betr. 1719-1720, fol. 2: Der 
Bauerrichter in Middels beanspruchte laut des Berichts des Amtmannes von Aurich Stürenburg, die 
Weideaufsicht zu besitzen und den Warfsmann Göcke Meinen strafen zu dürfen, wenn dieser unbe-
rechtigterweise sein Pferd auf die Weide trieb. 
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Possessions-Recht anmaßen oder vorschützen, sondern nach der Gemei-
ne, gutfinden und besitzung, ordentliches jedoch nach belieben und gut-
finden zu determinirendes Weyde-Geld bezahlen, und allen Gewohnheit 
und denen alten Urkunden gemäß, alljährig die auffzuschlagende beeste 
oder Pferde beym bauern-Richter angeben, darüber accordiren, selbige 
verzeichnen lassen, und bevor solches zur Richtikeit gebracht worden, 
nicht auff die Weyde schlagen, übrigens auch nicht anders dann mit 
der Gemeine bewilligung und nach geschehener vorgangiger Anweisung, 
Torff auf der Interessenten Morasten graben sollen, und zwarn alles bey 
Straffe nach Bauer-Recht.“1940
Die Bauerrichter in Detern beanspruchten, die Weide zu besitzen und deshalb 
über ihre Nutzung durch Vieh oder Torfabgrabung bestimmen zu können und 
gegebenenfalls von den kleinen Hausbesitzern Gelder für eine Nutzung einfor-
dern zu können. Eine Zuwiderhandlung stehe unter Strafe des Bauerrechts. Die 
Rechtsbrüchigen könnten auch mit Gewalt gepfändet werden.1941 
Auch die beschriebenen Auseinandersetzungen zwischen Gemeinden und lan-
desherrlichen Beamten um die fürstlichen Heuerleute zeigten diesen Anspruch 
der Gemeinden, über alle Angelegenheiten des gemeindlichen Lebens zu ent-
scheiden, wenn sie auf dem Gebiet der Gemeinde vorfielen. Die Gemeinde Wie-
sens wie auch ihr Anwalt behaupteten in Supplikationen und Schriftsätzen, wie 
erwähnt, dass die Heuerleute verpflichtet seien, gemeindliche Lasten zu überneh-
men, wenn sie Schulen, Kirchen und Ländereien der Gemeinden nutzen woll-
ten.1942 Diese gemeindlichen Forderungen seien deshalb laut Supplikation der 
Gemeinde in „billigkeit gegründet“.1943 Es wurde demnach ein Austausch der 
Pflichten von Heuerleuten für die Pflichten der Gemeinde angemahnt.1944 Auch 
1940 StaA Rep. 4 B V b 18 Anfrage der Amtleute zu Stickhausen in Sachen der Bauerrichter zu Detern ge-
gen die dortigen Häuslinge, insbesondere die vom Hofgericht den Amtleuten disputierte Jurisdiktion 
über die Bauerrichter 1737-39, fol. 24 f.
1941 Ebd., fol. 24 f., siehe auch fol. 54-57.
1942 StaA Rep. 102 807 Gemeinde Wiesens / Heuerleute zu Oster-Egels wegen Gemeindelasten (1709-) 
1711-1717, fol. 7 f., 14´, 16´ f., 60 f. 
1943 Ebd., fol. 8. 
1944 Lanzinger, „So fordert es auch die billigkeit“, S. 374; Schunka, Die Visualisierung von Gerechtigkeit, 
S. 108; Kaufmann, „Billigkeit“, S. 431 f.: Mit dem Argument der Billigkeit oder der Angemessen-
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verlangte zum Beispiel die Gemeinde Osterloog Anteile an Pachtgeldern für eine 
Warfstelle, die eigentlich dem Landesherrn und als „dominium utile“ dem fürst-
lichen Heuermann gehörte. Sie argumentierten, dass sich die Warfstelle auf ge-
meindlichen Gründen befand.1945 Die Auseinandersetzungen um die fürstlichen 
Heuerleute zeigten demnach, dass eine Entscheidungskompetenz insbesondere 
über die neu angesetzten fürstlichen Heuerleute beansprucht wurde. Ein Eingriff 
des Landesherrn in die gemeindlichen Kompetenzen über das eigene Gebiet soll-
te nicht zugelassen werden: Entweder versuchte die Gemeinde die Ansiedlung 
fürstlicher Heuerleute gänzlich zu verhindern oder einen Nutzen aus ihnen zu 
ziehen. 
Zusammenfassend ist festzustellen, dass die Landesherrschaft der Cirksena 
mit ihren Beamten im 17. Jahrhundert, aber vor allem in der ersten Hälfte des 
18. Jahrhundert nicht nur versuchte, die Gemeinden zu einer landesherrlichen 
Bestätigung und Kontrolle der Bauerrechte und gemeindlichen Amtsträger zu 
bewegen. Sie wollte außerdem eine Kontrolle der Finanzen und Strafgelder der 
Gemeinde, Jurisdiktionskompetenzen, eine „policeyliche“ Wegekontrolle sowie 
eine Ansiedlung und einen Schutz fürstlicher Heuerleute und unterbäuerlicher 
Bevölkerung in den Gemeinden durchsetzen. Die Landesherrschaft versuchte so, 
in die Kompetenzen der Bauerrichter und Gemeinden einzugreifen und sie zu 
verringern.
Es kamen vereinzelte Fälle vor, in denen die Eigenerben tatsächlich dem lan-
desherrlichen Anspruch nachkamen und um die Bestätigung eines Bauerrechts 
baten oder gemeindliche Beamte bestätigen ließen. Das Bestätigungs- und Kor-
rekturrecht über die Bauerrechte sowie ein Einfluss auf die Gemeindebeam-
tenwahl und auf die Rechnungslegung konnten aber meist nicht unbestritten 
heit wurden im allgemeinen auf kommunaler Ebene Maßnahmen oder Vorgangsweisen begründet, 
in denen es um Verteilungsfragen, Ausgleich von Nutzen und Lasten und dergleichen ging. Die Ge-
meinden entschieden vielfach nach jeweiligen konkreten Umständen, also nach der Billigkeit als die 
„Gerechtigkeit des Einzelfalles“ (Kaufmann). Als gerecht wurde angesehen, wenn jedem das Seine 
zugeteilt wurde. Diese Zuteilung leistete das geforderte Prinzip der Billigkeit, welches zum Recht hin-
zutrat und so eine gerechte Verteilung einforderte. 
1945 StaA Rep. 103 III 55 Thomas Dircks gegen die Eingesessenen des Osterloogs zu Middels, sodann Ge-
neralprokurator gegen die genannten Eingesessenen, den strittigen Ihne Ihnen-Warf und einen Garten 
betr. 1701-1706, fol. 137, siehe auch 35, 60 ff., 99 f., 92, 116 f., 134´.
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durchgesetzt werden. Auch die Strafgelder, die der Landesherrschaft zustanden, 
wurden kaum tatsächlich abgegeben. Die landesherrliche Wegeschau konnte bis 
Ende des 18. Jahrhunderts nicht umgesetzt werden, die Jurisdiktion der Amts-
gerichte über die Gemeinden blieb bis 1744 nicht unbestritten. Als Vertreter des 
Grund- und Landesherrn schafften es die Rentmeister zwar immer wieder, fürst-
liche Heuerleute in den Gemeinden anzusetzen. Ihre Anwesenheit und Befreiung 
von gemeindlichen Lasten wurde von den Gemeinden jedoch nicht unbestritten 
hingenommen. Die Gemeinden versuchten insgesamt, von einer übergeordneten 
Kontrolle möglichst unabhängig zu werden und einen Eingriff in ihre Rechte 
sowie eine Verringerung ihrer Kompetenzen zu verhindern.1946 Eine Herrschaft 
über die Gemeinden konnte von der Landesherrschaft und ihren Beamten nicht 
unbestritten ausgeübt und ausgedehnt werden. Die Gemeinden forderten im Ex-
tremfall die „Exemtion“ von dieser Herrschaft. Sie unterstellten sich freiwillig nur 
dem Hofgericht, also einer landständischen Institution. 
1.4 Bäuerliche Politik 
Insgesamt bestätigt sich für die Gemeinden anhand der hier herausgearbeiteten 
Praktiken die Einschätzung, die schon für die normativen Willküren getroffen 
wurde: Die Gemeinden verteidigten nicht nur althergebrachte Rechte gegen 
Eingriffe, sondern beanspruchten zum Teil auch ausgedehntere Regelungskom-
petenzen und versuchten den gemeindlichen Einflussbereich zu vergrößern. Sie 
konkurrierten mit der Landesherrschaft um Herrschaft. Das eigene Umfeld, das 
Leben der Warfsleute und fürstlichen Heuerleute sollte durch gemeindliche Be-
schlüsse strukturiert werden. Die Gemeinden erhoben Anspruch auf die „her-
renlosen“ Ländereien und wollten die angesiedelten fürstlichen Heuerleute zu 
den Gemeindelasten hinzuziehen. Sie versuchten, für alle Bewohner der Sied-
lungen, auch die Warfsleute, zu sprechen. Insgesamt kann man feststellen, dass 
Gemeinden in allen Konfliktfeldern bestrebt waren, bestehende Unklarheiten in 
den Rechtsnormen im eigenen Interesse auszunutzen. Vor allem beanspruchten 
1946 Koolman, Gemeinde und Amt, S. 76. 
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sie die weitere Geltung des Herkommens. Mit dem Einfordern eines Herkom-
mens und einer Billigkeit sollte nicht die Landesherrschaft in ihrem Handeln 
beschränkt werden, sondern die Ausdehnung des eigenen Herrschaftsbereiches 
begründet werden: Die Gemeinden forderten ein billiges, gerechtes Handeln von 
der Landesherrschaft und ihren fürstlichen Heuerleuten ein. Sie stellten neben 
die Herrschaft des Landesherrn ihren eigenen Herrschaftsanspruch. Diesen le-
gitimierten sie auch damit, dass sie die „Hausnotdurft“ aller Gemeindeeinwoh-
ner, insbesondere der armen Bevölkerung, gegen die landesherrlichen Beamten 
sichern müssten.  
Von den möglichen Änderungen, die in den Konflikten zur Sprache kamen, 
war direkt oder indirekt in fast allen Konflikten das Rechnungslegungsritual be-
troffen. Von gemeindlicher Seite  sollte verhindert werden, dass neuerdings lan-
desherrliche Beamten oder landesherrliche Heuerleute an der Rechnungslegung 
teilnahmen. Status quo war in den Gemeinden, dass fürstliche Beamte nur teil-
nehmen durften, wenn sie selbst Eigenerben in der Gemeinde waren. Und auch 
wenn sie dann teilnahmen, kamen sie explizit nicht in ihrer Funktion als fürst-
liche Beamte. Die Abgabe der im Rechnungslegungsritual bestätigten Willkür 
an die Landesherrschaft galt als gefährlich und wurde manches Mal verhindert. 
Die selbst gesetzten Statuten wollte man nicht ändern. Dies konnten die meisten 
Gemeinden auch gegen den Anspruch der Landesherrschaft durchsetzen. Der im 
Ritual gewählte Bauerrichter brauchte aus Sicht der Gemeinden nicht von der 
Landesherrschaft bestätigt zu werden und wurde in der Praxis tatsächlich auch 
meist nicht bestätigt, obwohl ein landesherrliches Bestätigungsrecht schon 1611 
in Verträgen zwischen Landesherrschaft und Landständen festgelegt worden war. 
Diese gemeindlichen Amtsträger sollten nicht nur die Realgemeinde vertreten, 
sondern auch die fürstlichen Heuerleute und die unterbäuerlichen Warfsleute. 
Der im Ritual gewählte Bauerrichter beanspruchte so auch eine Entscheidungs-
gewalt über die nicht-berechtigten Gemeindeeinwohner, während landesherrli-
che Beamte den Schutz für Gemeindeeinwohner selbst gewährleisten wollten, 
gerade wenn Konflikte in den Einwohnergemeinden vorgefallen waren. Die lan-
desherrlichen Beamten versuchten immer wieder, an der Wegeschau, die zum 
Teil in das jährliche Ritual eingebunden war, teilzunehmen, aber die Gemeinden 
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konnten erfolgreich gegensteuern. Bauerrichter konnten so dort auch nicht für 
Versäumnisse verantwortlich gemacht werden. Auch eine verstärkte Kontrolle der 
gemeindlichen Rechtsprechung durch die Landesherrschaft war gegen den Wi-
derstand der Gemeinden nicht durchzusetzen. Die Gemeinden führten in der 
Regel eine selbständige Rechtsprechung durch, und diese fand ihren Abschluss 
im Rechnungslegungsritual. Landesherrliche Herrschaft, die sich in der Teilnah-
me am Rechnungslegungsritual ausgedrückt hätte, sollte für den Herrschaftsbe-
reich der Gemeinde verhindert werden. Damit begegneten die Gemeinden einem 
Druck, der von der Landesherrschaft insbesondere in den ersten Jahrzehnten des 
18. Jahrhunderts ausgeübt wurde.
Von den Eigenerben wurden in den betrachteten Konflikten landesherrliche 
Handlungen angegriffen, die in den Augen der Eigenerben einen Eingriff in ihre 
althergebrachten Rechte, Willküren und Rechtsgewohnheiten oder Landesver-
träge darstellten. Die Konflikte vor Gericht zeigen, dass die Bauern vor allem 
wollten, dass die Landesherrschaft auf „Gewalt“ – im Sinne der Schmälerung von 
althergebrachten und konsentiert geübten Rechten der Gemeinde – verzichte-
te.1947 Die Landesherrschaft wurde demnach als die unterdrückende und bedroh-
liche Gewalt konzeptionalisiert, die sich in die gemeindlichen Angelegenheiten 
und Rechtsgewohnheiten nicht einmischen sollte. Ihre Eingriffe wurden als un-
gerechtfertigt angesehen. Auf diese Art und Weise konstruierten die Gemeinden 
– im Sinne Laclaus und Mouffes – einen „Antagonismus“ zur Landesherrschaft. 
Die Bauern argumentierten, dass diese Bedrohung sie hindere, ganz sie selbst zu 
sein: Sie könnten ihre als althergebracht dargestellten Rechte nicht mehr aus-
üben. Die Landesherrschaft galt demnach als Kraft, die sich nicht an die Regeln 
1947 Algazi, Herrengewalt und Gewalt der Herren, S. 92 ff., 224: Der Verzicht auf „Gewalt“ ist laut Algazi 
die wichtigste Forderung von Bauern an ihre Herren. Dies beinhaltete nicht nur eine Forderung nach 
Rücksichtnahme auf die Rechtsgewohnheiten der Bauern, sondern auch nach dem Verzicht auf phy-
sische Gewalt. Um physische Gewalt geht es in diesen Konflikten nicht.   
 Für Ostfriesland auch: Koolmann, Gemeinde und Amt, S. 71.
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hielt, sie war eine Betrügerin.1948 Die Bauern formten ihre „Unterordnung“ unter 
die Landesherrschaft zu einer „Unterdrückung“ um.1949  
Zwar waren Gemeinden bestrebt, der Landesherrschaft die Verletzung ihrer 
althergebrachten Rechte, eine „gewalt“ vorzuwerfen. Trotzdem wird deutlich, 
dass es den Bauern nicht nur um eine Wiederherstellung einer althergebrachten, 
herkömmlichen Ordnung und eines Schutzes ihrer Herrschaft ging. Die Bauern 
setzten der Landesherrschaft zum Teil auch eigene Forderungen entgegen. Sie 
besaßen auch eine eigene Ordnungsvorstellung, von der sie die Landesherrschaft 
antagonistisch ausschlossen und die sie als von der Landesherrschaft befreite Ge-
meindeherrschaft realisiert wissen wollten. Mit der Landesherrschaft konkurrier-
ten die Bauern um die Einbeziehung von Warfsleuten und fürstlichen Heuerleu-
ten in die jeweilige Ordnung.
Die Realgemeinden schlossen sich gegen die Landesherrschaft durch den Auf-
bau einer Gemeinschaft mit allen Einwohnern, also mit den fürstlichen Heu-
erleuten und den Warfsleuten, ab: Sie bezeichneten sich als „Eingeseßene“ und 
sprachen und handelten im Namen der ganzen Siedlungsgemeinde, obwohl die 
nichtbäuerlichen Bewohner nicht an der Kommunikation mit der Landesherr-
schaft beteiligt waren. Damit versuchten sie einerseits, ihren Widerstand besser zu 
legitimieren, andererseits signalisierten sie so auch, dass die Landesherrschaft von 
dieser Gemeinschaft ausgegrenzt wurde. Innerhalb der Grenzen befand sich die 
gemeindliche Ordnung, welche die Bauern politisch artikulierten und innerhalb 
derer sie den Warfsleuten, den fürstlichen Heuerleuten und allen Einwohnern 
Schutz anboten. Die Eigenerben begründeten ihren Widerstand gegen die Lan-
desherrschaft auch mit einem zu leistenden Schutz für die ärmere Bevölkerung, 
wenn sie wie die Gemeinden Leerhafe und Westerende der Landesherrschaft die 
Verletzung der Hausnotdurft von Warfsleuten oder des „gemeinen Nutzens“ vor-
1948 Laclau, New Reflections on the Revolution of our Time, S. 11: Wie erwähnt ist ein Antagonismus 
kein Verhältnis unter Spielern, die sich an gemeinsame Spielregeln halten. Ein antagonistischer Geg-
ner ist kein Mitspieler, sondern ein Betrüger.
1949 Unterordnung, welche die Menschen zu legitimen differentiellen unter- bzw. übergeordneten Positio-
nen in einem diskursiven Raum werden lässt, unterscheiden Laclau und Mouffe von Unterdrückung, 
die erst durch die Konstruktion eines Antagonismus’ zustande kam: Laclau/Mouffe, Hegemonie und 
radikale Demokratie, S. 194, 198.
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warfen. Auch in den Willküren verordneten sie sich selbst, dass sie für die Warfs-
leute einen Schutz zu leisten hatten.1950 Den fürstlichen Heuerleuten boten die 
Gemeinden zum Beispiel eine Nutzung von Gräbern und Kirchensitzen, verlang-
ten für diese aber auch eine Gegenleistung. In den Streitigkeiten um die Juris-
diktion der Amtsgerichte verteidigten die Bauern ihre Entscheidungsbefugnisse, 
ihre Herrschaft über alle Einwohner: Sie stritten um ihre Entscheidungsgewalt in 
Belangen der Wegehaltung, der Gemeindelasten, der Grenzstreitigkeiten, der Be-
rechtigung zur Weidehaltung und der Rechtsprechung in diesen Angelegenhei-
ten. Diese Entscheidungsgewalt wurde für alle Gemeindeeinwohner behauptet, 
unabhängig davon, ob diese zur Realgemeinde gehörten oder nicht. Diese Ent-
scheidungsbefugnisse bezogen sich auch auf Land. Die Eigenerben beanspruch-
ten „herrenloses“ Land als gemeindliches Land.
Die Realgemeinden praktizierten so eine Politik1951, die antagonistisch gegen 
die Landesherrschaft gerichtet war und mit der für mehr Menschen gesprochen 
und gehandelt wurde als jene, die zur handelnden Realgemeinde gehörten und 
die diese Politik praktizierten. Als es aufgrund eines Bevölkerungsanstiegs und 
einer grundlegend „wenig expansionsfähigen Agrargesellschaft“1952 zur Vermeh-
rung von unterbäuerlicher Bevölkerung und auch zur Ansiedlung von fürstlichen 
Heuerleuten kam, blieben diese Menschen zwar von der Institution der Real-
gemeinde ausgegrenzt, wurden von den Eigenerben aber in eine allgemeine ge-
meindliche Ordnung einbezogen. Die Realgemeinden praktizierten so auch eine 
hegemoniale Politik im Sinne Laclaus und Mouffes: Mittels der Konstruktion 
eines Antagonismus gegenüber der Landesherrschaft werden die Forderungen der 
1950 Die Schutzkonstruktion gegenüber allen Eingesessenen wird in den Auseinandersetzungen der Ge-
meinden mit der unterbäuerlichen Bevölkerung nochmals deutlich, was noch hinsichtlich ihres Ver-
hältnisses angesprochen werden wird. Aber auch in den Auseinandersetzungen mit der Landesherr-
schaft wird der Schutz für die Warfsleute als Grund für einen Widerstand angegeben.
1951 Auf die große Bedeutung von Gemeinde als organisatorische Basis bäuerlichen Widerstandshandelns, 
gleichgültig ob in militanten oder rechtsförmigen Aktionen, weisen hin: Sabean, Die Dorfgemeinde 
als Basis der Bauernaufstände, S. 191-205; Bierbrauer, Aufstieg der Gemeinde, S. 46; Holenstein, 
Bauern, S. 110; Blickle, Unruhen, S. 20; Blickle, The common People, S. 325-338, bes. S. 327; 
Schulze, Bäuerlicher Widerstand, S. 115 ff.; Hauptmeyer, Dorf und Territorialstaat im zentralen 
Niedersachsen, S. 230.
1952 Hippel, Armut, Unterschichten, S. 70: Wenig expansionsfähig im wirtschaftlichen Sinne war die 
Agrargesellschaft aufgrund von begrenzten Ressourcen an Land.
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Realgemeinde für die gesamte Siedlung aufgestellt. Die Realgemeinden sprachen 
damit nicht mehr nur für sich, sondern für ein Ganzes, nämlich für die Gesamt-
heit der Siedler in der Umgebung.1953
Auch die Landesherrschaft bezog die Warfsleute und fürstlichen Heuerleute in 
ihre Ordnung, in die von ihnen entworfene Gesellschaftsstruktur mit ein. Sie ver-
suchte, über das Handlungsfeld aller gemeindlichen Einwohner zu bestimmen. 
Im Anspruch, das Satzungs- und Gerichtswesen zu vereinheitlichen und zudem 
die gesamte Untertanenschaft erfassen und verwaltungsmäßig zu durchdringen, 
traf der Landesherr mit seinen Beamten also auf die gemeindliche Institution, 
die ihre eigenen Vorstellungen gesamtgesellschaftlich, also für alle Einwohner der 
Gemeinde, umzusetzen versuchte.1954
Die Eigenerben konstruierten aufgrund ihres Antagonismus zur Landesherr-
schaft eine Einheit mit den Warfsleuten. Diese Einheit wurde im Konflikt mit 
der Landesherrschaft besonders deutlich. Die Eigenerben schlossen alle Teile der 
Ordnung – wie zum Beispiel Eigenerben, unterbäuerliche Schicht, fürstliche 
Heuerleute, „gemeiner Nutzen“, Herkommen – zu einer Einheit zusammen. Im 
Verhältnis zur ausgeschlossenen Landesherrschaft bildeten die Teile eine gemein-
same Ordnung. Damit wurde auch eine „Gemeinschaft“ von Eigenerben und 
unterbäuerlicher Schicht als „Eingeseßene“ der Gemeinde konstruiert. Die Eige-
nerben betonten diese Gemeinschaft besonders, sobald ein Konflikt mit der Lan-
desherrschaft vorfiel, um ihren Widerstand zu legitimieren.1955 Die Gemeinde 
konstruierte jedoch keine absolute Einheit mit den Warfsleuten. Auch wenn die 
Realgemeinde sich verbat, dass die Warfsleute von einer bäuerlichen „Herrschaft“ 
sprachen, pochte sie doch in allen Belangen (Rechtsetzung, Rechtsprechung und 
Wahl) auf ihre Entscheidungsbefugnisse über die Warfsleute und auch die fürst-
1953 Die Verbindung einer partikularen Gruppen mit dem Sprechen und Handeln für etwas Ganzes ist in 
der Politikkonzeption Laclaus definiert: Laclau, Identity and Hegemony, S. 50, 54.
1954 Zu dieser Konkurrenz im allgemeinen: Schmidt, Gemeinde und Sittenzucht, S. 185. 
1955 Laclau/Mouffe, Hegemonie und radikale Demokratie, S. 142 f.: Laclau und Mouffe richten sich wie 
erwähnt gegen das Denken von positiv aus sich heraus bestimmten Gegenständen, also auch gegen 
das Denken von Erfahrung oder Ökonomie als Entitäten. So können Einheit oder Differenz in der 
Gemeinde nicht auf Ökonomie, Erfahrung, subjektiven Willen etc. zurückgeführt werden, sondern 
werden durch Bedeutungszuschreibung erst hergestellt. 
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lichen Heuerleute. Damit wurden die Warfsleute zwar zur Einwohnergemeinde 
hinzugezogen, diese Beteiligung galt aber nur untergeordnet. Die unterbäuerli-
che Bevölkerung galt als durch weniger Rechte und Pflichten integrierte Einwoh-
ner, die von den Eigenerben und dem von ihnen gewählten Bauerrichter nicht 
nur repräsentiert wurden, sondern deren Entscheidungen auch befolgen sollten. 
Durch diese Politik in den Konflikten mit der Landesherrschaft wurde demnach 
eine soziale Ordnung hergestellt, die nicht auf wirtschaftlichen Unterschieden 
zwischen Bauern und Warfsleuten beruhte, sondern auf der rituellen Herstellung 
von Herrschaftsrechten der Gemeinde, die mit dem Herdbesitz gewohnheits-
rechtlich verbunden waren.1956 
Peter Blickle betont in seinem Kommunalismuskonzept den Zusammenhalt 
in der Einwohnergemeinde. Die Gemeinden seien aufgrund eines gemeinsamen 
Strukturprinzips antagonistisch gegen die Herrschaft gerichtet gewesen.1957 Der 
in den ostfriesischen Gemeinden mögliche Zusammenhalt wird aber hier nicht 
auf ein grundsätzlich von der Herrschaft unterschiedenes Strukturprinzip zurück-
geführt, das vor der Konstruktion von Antagonismen vorhanden war. Meines Er-
achtens begründet sich ein Antagonismus nicht in einem gemeinsamen Struktur-
prinzip. Die Einheitsbildung hatte ihre Ursache auch nicht im rein subjektiven 
Willen der Beteiligten oder im gemeinsamen Interesse, das aus einer gemeinsa-
men ökonomischen Grundlage, aus einer einheitlichen Erfahrung oder aus Ver-
wandtschaftsbeziehungen resultierte.1958 Vielmehr war die Einheit aufgrund einer 
realgemeindlichen Politik gegen die Landesherrschaft hergestellt worden.
1956 Laclau, New Reflections on the Revolution of our Time, S. 42, 61-67: Nach Laclau besitzt jede sozi-
ale Formation eine eigene Form der Determination. In der frühneuzeitlichen, ländlichen Gesellschaft 
wurde das Soziale – so zeigt es sich hier – durch die Rechte und Pflichten in der Gemeindeinstitution 
determiniert, während im 19. Jahrhundert die ökonomische Basis als Determination des Sozialen 
angenommen wurde (Brunner, „Feudalismus“, S. 138 ff.). 
1957 Blickle, The common People, S. 329. Als Grund für die Einheit aller Einwohner betrachten auch wei-
tere Historiker den Antagonismus zur Herrschaft: Löffler, Herrschaft als soziale Praxis zwischen Dorf 
und Obrigkeit, S. 99; Blum, The Internal Structure, S. 570; Mooser, Ländliche Klassengesellschaft, 
S. 276; Bader, Dorfgenossenschaft und Dorfgemeinde, S. 281; Schulze, Europäische und deutsche 
Bauernrevolten, S. 40 ff.; Kaschuba, Kommunalismus als sozialer „common sense“, S. 67; Kocka, 
Weder Stand noch Klasse, S. 178 f.
1958 In der historischen Forschung werden weitere Gründe genannt, warum es eine gemeindliche Einheit 
gab. Kaschuba, Blickle und Löffler machen auch die ökonomische Produktionsweise und die Abhän-
gigkeit von ähnlichen Ressourcen aller Gemeindeeinwohner für die Einheit der Gemeinde und den 
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Einheitsbildung bei gleichzeitiger Abstufung der Rechte und Pflichten drück-
ten sich auch in der Identitätsrepräsentation aus. Während der Bauerrichter die 
berechtigten Eigenerben durch die Wahl vertrat (Vertretungsrepräsentation), 
wurden die Handlungen des Bauerrichters oder der Realgemeinde auch den an-
deren Gemeindeeinwohnern zugerechnet. Die Handlungen der Realgemeinde 
wurden als identisch mit denjenigen der Einwohnergemeinde gedacht (Iden-
titätsrepräsentation). Die neuen Siedler wurden in die gemeindliche Ordnung 
aufgenommen, indem sie mit der institutionalisierten Realgemeinde verbunden 
wurden. Auf diese Weise konnten die Repräsentierenden, also die Gemeindever-
sammlung der Eigenerben mit ihrem Bauerrichter, die unterbäuerliche Bevöl-
kerung in ihre Ordnung einschreiben. Es wurde für sie Politik mitgemacht.1959 
Diese Identitätsrepräsentation sollte in den Legitimationsstrategien der Eigener-
ben gegenüber der Landesherrschaft und auch gegenüber der unterbäuerlichen 
Bevölkerung allen Gemeindeeinwohnern Schutz gewähren, also den „gemeinen 
Nutzen“ befördern und die „Hausnotdurft“ garantieren. Man könnte demnach 
von der Konstruktion einer fürsorglichen Identitätsrepräsentation sprechen. In-
sofern begründeten die Eigenerben ihre herrschaftlichen Entscheidungsbefugnis-
se über andere genauso, wie dies nach Gadi Algazis Analyse die mittelalterlichen 
Kommunalismus als gemeinsamer Gesellschaftsform oder für ein kulturelles „Diskurssystem“ in den 
Dörfern verantwortlich, so dass die Unterschiede zwischen Bauern und unterbäuerlichen Schichten 
nicht so stark ins Gewicht fallen würden: Kaschuba, Kommunalismus als sozialer „common sense“, 
S. 67; Blickle, Begriffsbildung, S. 11 ff.; Löffler, Herrschaft als soziale Praxis zwischen Dorf und Ob-
rigkeit, S. 98 f.  
 Oft werden als Ursache für den gemeindlichen Zusammenhalt eine Einheitlichkeit der Erfahrung, also 
der alltägliche Umgang und vor allem die Verwandtschaftsbeziehungen zwischen unterbäuerlichen 
Schichten und Bauern angeführt. Diese Verwandtschaftsbeziehungen hingen mit der Abstiegs- oder 
Aufstiegsmobilität zusammen, die für eine Wirtschaft mit begrenzten Ressourcen an Land typisch war. 
Man könne nach Löffler von einer „gemeinsamen Lebenswelt“ sprechen, die aus der ökonomischen 
Basis resultiere. Hippel argumentiert mit  „Mechanismen der ‚peasant society’ mit ihren schichtüber-
greifenden Arbeitserfahrungen und herrschaftlichen Abhängigkeiten, ihren Verwandtschafts- und 
Nachbarschaftsbeziehungen, ihren Wertvorstellungen und Normen wie ihren patriarchalisch-symbio-
tischen Arbeits- und Klientelbeziehungen, Solidaritäten und wirksamen Formen sozialer Kontrolle“: 
Löffler, Herrschaft als soziale Praxis zwischen Dorf und Obrigkeit, S. 98 ff.; Hippel, Armut, Unter-
schichten, S. 17, 70. Ähnlich: Mooser, Unterschichten in Deutschland, S. 323; Blum, The Internal 
Structure, S. 575; Bader/Dilcher, Deutsche Rechtsgeschichte, S. 236; Weber, Der arme Mann, S. 59, 
70 f.: Für die verwandtschaftlichen Beziehungen in Quernheim in Ostwestfalen: Mooser, Familie und 
soziale Plazierung, S. 140, 146, 180, 187 f., 210 ff.
1959 Laclau, Structure, History and the Political, S. 211 f.; Laclau, New Reflections on the Revolution of 
our Time, S. 38.
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Herren taten. Die Gewährung eines Schutzes wurde strategisch suggeriert, um 
die Entscheidungsbefugnisse über die Untergebenen und die von ihnen geforder-
ten Abgaben zu legitimieren.1960 Die gemeindliche Herrschaftskonzeption un-
terschied sich von derjenigen adeliger Grundherren oder Landesherrn lediglich 
dadurch, dass sie nicht von einem einzelnen Herren ausgeübt wurde, sondern 
von der Korporation der Gemeindegenossen, von der Realgemeinde.
Die Eigenerben konnten sich mit ihrer Politik, die das Verhältnis zwischen Bau-
ern und Warfsleuten als Herrschaftsverhältnis konzipierte, in der Regel durchset-
zen. Dies zeigte sich in den geschilderten Praktiken der Rechtsetzung, Rechtspre-
chung und Vertretung, im Ritual und auch in den Willküren. Eine Herrschaft 
der Realgemeinden über die unterbäuerliche Schicht in Ostfriesland erschien so 
im 17. Jahrhundert von den Eigenerben als institutionalisiert und dehnte sich 
mittels politischer Handlungen auf die weiterhin anwachsende Bevölkerung aus, 
deren Zugehörigkeit im Ritual angezeigt wurde. Diese im Vergleich mit anderen 
Territorien deutlich institutionalisierte Beziehung lag wahrscheinlich darin be-
gründet, dass die Gemeinde gegenüber der Landesherrschaft als Einzelgemeinde 
so stark war, dass sie die Möglichkeit hatte, sich gegen Eingriffe der Landesherr-
schaft zu wehren und politisch im Sinne Laclaus und Mouffes zu handeln, und 
damit die Warfsleute gegen dieses Außen an sich band.1961 
Die Gemeinden bezeichneten ihre Gesamtordnung offenbar nicht auf sprach-
lichem Wege. Zwar lässt sich die Antagonismuskonstruktion und die Einbezie-
hung von nicht-berechtigter Bevölkerung aus den Gerichtsakten mittels der Aus-
sagen der Bauern und ihrer Anwälte vor Gericht konstruieren, aber die Bauern 
1960 Algazis Konzeption des Herrschaftsverhältnisses zwischen Grundherren und Bauern zeigt, wie der 
Herr den Schutz gegen eine Bedrohung von außen, in dem Fall gegen einen anderen Herren, garantiert 
und damit behauptet, die Bauern vor den Folgen einer Fehde mit einem anderen Herren bewahren zu 
wollen. So werde das Herrschaftsverhältnis mit Schutz begründet, aber mit Gewalt durchgesetzt. Die-
ses Schutzverhältnis ließ sich natürlich nur aufrechterhalten, wenn der andere Herr als die Bedrohung 
konstruiert wurde, und die Herren bei den Bauern nicht den Gedanken zuließen, es handele sich um 
eine Bedrohung durch den  Herrenstand insgesamt, denn dann hätte dieser selbst seine Legitimität 
verloren (Algazi, Herrengewalt und Gewalt der Herren, S. 130 ff.). 
1961 Press, Stadt- und Dorfgemeinden, S. 425-454: Press führt die Stärke von Gemeinden und ihre Quasi-
Standschaft in frühneuzeitlichen Territorien auf die Schwäche der Grund- und vor allem Landesherr-
schaft zurück und warnt deshalb vor einer Überbewertung von Ergebnissen aus diesen Territorien, zu 
denen auch Ostfriesland demnach gehört. 
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bezeichneten ihre gesamte Ordnung nicht mit einem sprachlichen Entwurf oder 
einem bestimmten Schlagwort. 
Das Ritual spielte in allen genannten politisch-hegemonialen Handlungen 
die entscheidende Rolle bei der Darstellung und gleichzeitigen Herstellung des 
Diskurses: Die genannten Konfliktfelder zwischen Gemeinden und Landesherr-
schaft kreisten fast alle um dieses Ritual. Offenbar wurde es auch in den Konflik-
ten mit der Landesherrschaft von beiden Seiten als besonders strukturierend für 
das antagonistisch abgegrenzte System der Bauern angesehen. Die Landesherr-
schaft versuchte, ihre Beamten oder fürstlichen Heuerleute als Teilnehmende und 
Kontrollierende in das Ritual einzuschleusen, die Eigenerben wussten dies zu 
verhindern und das Ritual gegen solche Veränderungen zu schützen. Mit diesem 
Schutz des Rituals verteidigten sie in den Konflikten auch ihre Rechtssetzungs-, 
Rechtsprechungs- und Entscheidungskompetenzen über die unterbäuerliche 
Bevölkerung, denn die Berechtigung zu diesen Kompetenzen erhielten sie im 
Ritual. Mit der Rechtsetzung, die im Rechnungslegungsritual bestätigt wurde, 
bezogen die Eigenerben die anwohnenden Warfsleute und fürstlichen Heuerleu-
te in die eigene Ordnung ein, indem auch für diese die Rechtsetzungen galten. 
Die Wahl fand im Ritual statt und damit wurde die Vertretung des Bauerrichters 
für die Eigenerben und die Identitätsrepräsentation des Bauerrichters und der 
Eigenerben für die Warfsleute und fürstlichen Heuerleute hergestellt. Mit die-
ser Bestätigung und Herstellung der politisch handelnden Gruppe konnte diese 
wiederum hegemonial-politisch  handeln. Mit der Rechtsprechung wurden die 
Warfsleute und fürstlichen Heuerleute bestraft und so in das System einbezogen, 
die von ihnen geleisteten Bierbrüche wurden im Ritual vertrunken. Der politi-
sche Anspruch der Gemeinden drückte sich so auch im Ritual aus. Es bezeichne-
te die bäuerliche Ordnung und den angestrebten Ordnungsentwurf und könnte 
im Sinne Laclaus und Mouffes als nicht-sprachlicher Knotenpunkt beschrieben 
werden, der auf die ganze gemeindliche Ordnung verweisen sollte.1962 Dadurch, 
dass die landesherrlichen Beamten von diesem Ritual ausgeschlossen waren, be-
1962 Laclau/Mouffe, Hegemonie und radikale Demokratie, S. 181, Zur Systemkonstitution durch Kno-
tenpunkte: Sarasin, Diskurstheorie und Geschichtswissenschaft, S. 69.
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schrieb dieser Knotenpunkt auch die Grenze zum antagonistischen Außen.1963 
Das Ritual stellte die einfachste „Abkürzung“ für die Darstellung von Prinzipien 
dieser Ordnung dar.1964
Zum Knotenpunkt wurde das Ritual nicht durch eine sprachliche Argumenta-
tion der Akteure mit ihm, sondern durch seine Zentralität im System der nicht-
sprachlichen Handlungen und Personen und durch die weitere Anknüpfung von 
Handlungen und Personen an dieses Ritual. Es zeigt sich noch einmal, dass die 
Berücksichtigung nonverbaler, praktischer Handlungen für die Kommunikation 
von Gemeinden gegenüber ihrer Obrigkeit in der Frühen Neuzeit zentral war: 
Eine face-to-face-Gesellschaft, wie die ländliche Gemeinde, war darauf angewie-
sen, dass die soziale Ordnung durch „demonstrative Aktualisierung“1965 vor allem 
in symbolischer Kommunikation hergestellt wurde.1966 Eine durch Sprache prak-
tizierte Politik, also ein durch Sprache formulierter Ordnungsentwurf, und eine 
durch Sprache bezeichnete Ordnung waren offenbar nicht möglich.  
In Frage steht aber noch, ob die Warfsleute sich tatsächlich immer in eine 
solche hegemoniale Politik der Eigenerben eingliedern ließen und sich in das 
Herrschaftsverhältnis fügten.
1963 Zur gleichzeitigen Systemrepräsentation und dem Anzeigen des Ausschlusses durch Knotenpunkte im 
allgemeinen: Laclau, Why do empty signifiers matter to politics, S. 167 f.
1964 Oelze, Die Gemeinde als strukturierendes Leitsymbol, S. 235: Oelze sieht die Gemeinde als die prä-
gnanteste „Abkürzung“ der Prinzipien städtischer sozialer Ordnung. Sie bildete so einen zentralen 
normativen wie institutionellen Bezugspunkt politischer Kommunikation in der Stadt und in bezug 
auf die Stadt. Ähnlich zeigt sich hier das Ritual, das die ländliche Gemeindeinstitution konstituierte, 
als „Abkürzung“ von Vorstellungen über soziale Ordnung. 
1965 Stollberg-Rilinger, Symbolische Kommunikation in der Vormoderne, S. 514.
1966 Ebd., S. 514-522: Stollberg-Rilinger betont vor allem die Leistungskraft der symbolischen Kommu-
nikationsformen angesichts der vormodernen geringen Schriftlichkeit und eines geringen formalen 
Organisationsgrades der politischen Ordnung. Dies gilt insbesondere für face-to-face-Gesellschaften 
wie die ländliche Gemeinde. 
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2.  Konflikte zwischen Bauern 
und unterbäuerlicher Schicht 
„[...] damit Landtgebrauchere die Limites uraltes Herkommens so 
kecklich nicht überhupffen, noch andere unschuldige Leute vorgewalti-
gen mögen.“1967
Die von bäuerlicher Seite forcierte Einbeziehung der Warfsleute unter die Ent-
scheidungsgewalt und den Schutz der Realgemeinde war nicht immer von Erfolg 
gekrönt. In diesem Kapitel soll die Praxis der Bauern bzw. der Realgemeinden 
gegenüber den auf ihrem Gebiet lebenden Warfsleuten im Konflikt dargestellt 
werden. Außerdem wird die Reaktion der Warfsleute auf diese Praktiken thema-
tisiert. 
Für den Untersuchungszeitraum zwischen 1594 bis 1744 konnten in den ost-
friesischen Gerichtsakten, in Akten des Reichskammergerichts und des Reichs-
hofrates acht Konflikte1968 zwischen Bauern und unterbäuerlicher Bevölkerung 
nachgewiesen werden, die sich teilweise durch mehrere Gerichtsinstanzen zogen. 
1967 StaA Rep. 4 B IV d 129 Die Warfsleute zu Hinte, insbesondere die Mittragung der zur Wiederherstel-
lung der Hinter Brücke erforderlichen Unkosten betr. 1631-1635, fol. 65´: So äußerte sich der Anwalt 
der Warfsleute aus Hinte über die Bauern (Landgebraucher) der Gemeinde.
1968 Untersucht werden hier diejenigen gefundenen Konflikte, in denen die Auseinandersetzungen zwi-
schen Bauern und unterbäuerlichen Schichten von den Beteiligten explizit angesprochen wurden. 
Delikte wie Diebstahl auf der Allmende, soziale Kontrolle der Sittlichkeit, um unerwünschten Nach-
wuchs und Pauperisierung zu vermeiden, die Anzeige von Verletzungen der Kleiderordnungen oder 
allgemeiner der öffentlichen Ordnung würden zwar auch auf Konflikte zwischen alteingesessenen Stel-
lenbesitzern und neu hinzugekommenen unterbäuerlichen Schichten deuten, aber in diesen Konflikte 
wurde meist nicht explizit über die Stellung der anderen Konfliktgruppen und die soziale Ordnung 
verhandelt. Sie zeigen eher den Druck, unter dem die ländliche Bevölkerung stand (Dinges, Justiznut-
zungen als soziale Kontrolle, S. 525).
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Diese Konflikte fielen in Detern1969, Timmel1970, Weener1971, Middels1972, Hin-
te1973, Westerende1974, Greetsiel1975 und in der Larrelter Vogtei1976 vor. 
Vier Auseinandersetzungen fielen in Siedlungen auf Geestboden unter Bedin-
gungen einer Vermehrung der unterbäuerlichen Bevölkerung vor. In Weener, zu 
dem Land auf der Geest und auf der Marsch gehörte, fiel der Konflikt vor, der im 
folgenden intensiv geschildert werden soll, um auf seiner Basis allgemeine Muster 
1969 StaA Rep. 4 B V b 18 Anfrage der Amtleute zu Stickhausen in Sachen der Bauerrichter zu Detern ge-
gen die dortigen Häuslinge, insbesondere die vom Hofgericht den Amtleuten disputierte Jurisdiktion 
über die Bauerrichter 1737-39. Zu diesem Konflikt gehören auch die folgenden Prozessakten: StaA 
Rep. 102 792 Appellation an den Reichshofrat gegen ein Urteil des Hofgerichts in einem Verfahren 
der Beamten zu Stickhausen gegen die Bauerrichter zu Detern 1738-1739; HHStA RHR den. rec. K 
594/8 De Lammy du Pont et cons. contra die Bauerrichter zu Detern Peter Christophers und Berend 
Dücken et cons. App. pto. jurisdictionis de 1738-1739.
1970 StaA Rep. 103 III 7 Eigenerben zu Timmel gegen Berendt Ubben und Fokke Garrelts, die Nutzung 
der gemeinen Weide und Zahlung von Weidegeld betr. 1636-1637.
1971 StaA Rep. 4 B IV h 66 Fiskal gegen die Warfsleute zu Weener und Holthusen, insbesondere gegen 
Hinrich Jacob Nachtigall und Konsorten wegen Aufruhr, Verletzung der öffentlichen Ruhe und Tot-
schlag des Obersten und Drosten Aylva 1660-1667, Vol. I-II; StaA Rep. 102 198 Nachtigall usw. 
1665/66; StaA Rep. 102 61 Nachtigall usw. 1665/66; StaA Rep. 102 480 Nachtigall 1665/66; StaA 
Rep. 103 IX 14 Eigenbeerbte zu Weener und Holthusen gegen die Warfsleute daselbst, die Beteili-
gung der Warfsleute an den Meentlanden zu Weener und den Aufruhr der Warfsleute betr. 1660-
1664; StaA Rep. 101 1077 Sämtliche Warfsleute in Weener / Hofrichter, Assessoren und Kanzleiräte 
in Aurich wegen Rechtsverweigerung – mandati de exequendis sententiis – in ihren Prozessen vor 
dem Hof- und dem Kanzleigericht gegen die Eigenerben in Weener um die Nutzung der Meedlande, 
1662-1663; StaA Rep. 101 1078 Sämtliche Warfsleute in Weener (Kl.) / Sämtliche Eigenerben in 
Weener (Bekl.) wegen Nutzung der Meedlande (Berufung gegen einen Bescheid des Hofgerichts in 
Aurich 1662-1664); StaA Rep. 101 1086-1088 Johann Friedrich Pollmann als Anwalt von Meenck 
Garrels und Harm Wietkens (Bekl.) / Fstl. Ostfriesischer Generalprokurator in Aurich (Kl.) wegen 
Rechtsbeugung (Berufung) (1660-) 1667-1671, 3 Bde.; StaA Rep. 103 IX, 17 Fiskal gegen Ude Hay-
kens Sternberg, Hayke Omcken, Habbe Haykes, Omke Omken zu Marl und Siebolt Omcken wegen 
Widersetzlichkeit bei der Verhaftung des Dr. Reiner von Mark, der den Amtmann von Leerort, Bucho 
Wiarda, vor dem Hofgericht in Sachen Warfsleute zu Weener und Holthusen gegen die Eigenbeerbten 
daselbst beleidigt hatte. 1663-1670.
1972 StaA Rep. 103 III 103 Göcke Meinen zu Middels gegen den dortigen Bauerrichter Folckert Siebels, 
die gemeine Weide betr. 1719-1720.
1973 StaA Rep. 4 B IV d 129 Die Warfsleute zu Hinte, insbesondere die Mittragung der zur Wiederherstel-
lung der Hinter Brücke erforderlichen Unkosten betr. 1631-1635.
1974 StaA Rep. 103 III 120 a Gemeinde Westerende / Jan Janssen ebd. – Bau eines Hauses auf einem vom 
Herd seines Bruder abgetrennten Grundstück 1726.
1975 StaA Rep. 4 B IV g 33 Regierung gegen Humme Ehmen von Greetsiel wegen seines Ungehorsams, 
seiner Unwahrheiten gegen die fürstlichen Beamten u.a. (darin: Nachrichten von einer Ordnung (Or-
donnanz) der Sjauer (Hafenarbeiter) 1731; StaA Rep. 28 3039 Ungültigkeit der Greetsieler Schütte-
meisterrolle von 1618 und Excesse der dortigen Arbeiter betreffend.
1976 StaA Rep. 102 12 v. Böningen u.a. Warfsleute der Larrelter Vogtei / Rentmeister zu Emden: Freiheit 
der Beamten von Kuhschatzgeldern 1708.
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des unterbäuerlichen Politikmachens zu erarbeiten.1977 Drei Konflikte geschahen 
in Greetsiel, Hinte und in der Larrelter Vogtei auf Marschboden. Betroffen von 
den Auseinandersetzungen zwischen Bauern und Warfsleuten waren also eher 
die Geestgemeinden, in denen die unterbäuerliche Bevölkerung angestiegen war 
und so der Druck auf die Gemeinderessourcen erhöht wurde.1978 In der Regel 
entstanden solche Konflikte zwischen einer Gruppe von Warfsleuten und/oder 
Tagelöhnern einerseits und der Realgemeinde andererseits. Nur in zwei Fällen 
wehrte sich ein einzelner Warfsmann gegen Entscheidungen seiner Gemeinde.1979 
In den hier analysierten Prozessen bis 1744 gab es unterschiedliche Konfliktfel-
der. Bauern und unterbäuerliche Bevölkerung setzten sich über die Rechte an der 
1977 Mit diesem Konflikt beschäftigte sich auch schon: Koolman, Gemeinde und Amt, S. 84-88.
1978 Siehe Kapitel „III.3.3. Vermehrung der unterbäuerlichen Bevölkerung“. Bevölkerungsvermehrung bilde-
te zwar den Hintergrund dieser Konflikte, wurde von den Beteiligten aber kaum in den Argumentationen 
erwähnt. Mit einer Bevölkerungsvermehrung unter den Warfsleuten begründete die bäuerliche Partei in 
den Konflikten bis 1744 selten die Entstehung eines Konflikts. In Hinte wurde zum Beispiel vom An-
walt der Bauern eher nebenbei auf die Anzahl der Warfsleute hingewiesen, die jene Brücke, um die der 
Konflikt kreiste, mitbenutzen würden (StaA Rep. 4 B IV d 129 Die Warfsleute zu Hinte, insbesondere 
die Mittragung der zur Wiederherstellung der Hinter Brücke erforderlichen Unkosten betr. 1631-1635, 
fol. 84´, 86 f.). Erst wenn sich die Landstände mit solchen Konflikten auseinandersetzten, wurden die 
Konflikte in den Gemeinden auf eine allgemeinere Ebene gehoben. Bevölkerungswachstum galt dann als 
grundsätzliche Ursache: „Wie nun die Communen von Zeit zu Zeit angewachsen, daß die familien die 
Platzen zerißen und unter sich vertheilet, oder die abgetheilete Kinder Warffhäuser angebauet, auch son-
sten Arbeitsleute sich da gesetzet, welche die Zahl des Viehes solcher Communen nothwändig vermehren 
müßen, es kein Wunder, daß die gemeine weyde nicht zureichend geblieben, das vermehrete Vieh in 
jeder Commune zu weyden, und daß die Mehden auch zu knapp geworden, für so viel mehr Vieh das 
Futter zu liefern.“ (StaA Dep. 1 3120 Erwägungen über eine Verordnung zur Nutzung der gemeinen 
Weiden und Meedlande in den Ämtern Aurich und Stickhausen 1744, fol. 2).
1979 In folgenden Fällen klagten einzelne Warfsleute gegen die Bauerrichter oder wurden von den Bauer-
richtern verklagt: StaA Rep. 103 III 103 Göcke Meinen zu Middels gegen den dortigen Bauerrichter 
Folckert Siebels, die gemeine Weide betr. 1719-1720; StaA Rep. 103 III 120 a Gemeinde Westerende / 
Jan Janssen ebd. – Bau eines Hauses auf einem vom Herd seines Bruder abgetrennten Grundstück 1726.
IV. POLITIKEN IM DORF: DIE ENTSTEHUNG EINER UNTERBÄUERLICHEN GEMEINDE  
432
Allmende auseinander1980 – typisch für die Zeit auch in anderen Territorien.1981 
Für die Existenzsicherung der Landarmut waren die dörflichen Gemeinnutzun-
gen von enormer Wichtigkeit.1982 Die Beiträge zu gemeindlichen Lasten1983 und 
eine Ansiedlung von unterbäuerlicher Bevölkerung1984 waren weitere Konfliktfel-
der. Zudem stritt man sich über die policeylichen Kompetenzen der Gemeinde 
1980 Detern: StaA Rep. 4 B V b 18 Anfrage der Amtleute zu Stickhausen in Sachen der Bauerrichter zu 
Detern gegen die dortigen Häuslinge, insbesondere die vom Hofgericht den Amtleuten disputierte 
Jurisdiktion über die Bauerrichter 1737-39. Zu diesem Konflikt gehören auch die folgenden Prozes-
sakten: StaA Rep. 102 792 Appellation an den Reichshofrat gegen ein Urteil des Hofgerichts in einem 
Verfahren der Beamten zu Stickhausen gegen die Bauerrichter zu Detern 1738-1739; HHStA RHR 
den. rec. K 594/8 De Lammy du Pont et cons. contra die Bauerrichter zu Detern Peter Christophers 
und Berend Dücken et cons. App. pto. jurisdictionis de 1738-1739.
 Timmel: StaA Rep. 103 III 7 Eigenerben zu Timmel gegen Berendt Ubben und Fokke Garrelts, die 
Nutzung der gemeinen Weide und Zahlung von Weidegeld betr. 1636-1637.
 Weener: StaA Rep. 4 B IV h 66 Fiskal gegen die Warfsleute zu Weener und Holthusen, insbesondere 
gegen Hinrich Jacob Nachtigall und Konsorten wegen Aufruhr, Verletzung der öffentlichen Ruhe 
und Totschlag des Obersten und Drosten Aylva 1660-1667, Vol. I-II; StaA Rep. 102 198 Nachtigall 
usw. 1665/66; StaA Rep. 102 61 Nachtigall usw. 1665/66; StaA Rep. 102 480 Nachtigall 1665/66; 
StaA Rep. 103 IX 14 Eigenbeerbte zu Weener und Holthusen gegen die Warfsleute daselbst, die Be-
teiligung der Warfsleute an den Meentlanden zu Weener und den Aufruhr der Warfsleute betr. 1660-
1664; StaA Rep. 101 1077 Sämtliche Warfsleute in Weener / Hofrichter, Assessoren und Kanzleiräte 
in Aurich wegen Rechtsverweigerung – mandati de exequendis sententiis – in ihren Prozessen vor 
dem Hof- und dem Kanzleigericht gegen die Eigenerben in Weener um die Nutzung der Meedlande, 
1662-1663; StaA Rep. 101 1078 Sämtliche Warfsleute in Weener (Kl.) / Sämtliche Eigenerben in 
Weener (Bekl.) wegen Nutzung der Meedlande (Berufung gegen einen Bescheid des Hofgerichts in 
Aurich 1662-1664); StaA Rep. 101 1086-1088 Johann Friedrich Pollmann als Anwalt von Meenck 
Garrels und Harm Wietkens (Bekl.) / Fstl. Ostfriesischer Generalprokurator in Aurich (Kl.) wegen 
Rechtsbeugung (Berufung) (1660-) 1667-1671, 3 Bde.; StaA Rep. 103 IX, 17 Fiskal gegen Ude Hay-
kens Sternberg, Hayke Omcken, Habbe Haykes, Omke Omken zu Marl und Siebolt Omcken wegen 
Widersetzlichkeit bei der Verhaftung des Dr. Reiner von Mark, der den Amtmann von Leerort, Bucho 
Wiarda, vor dem Hofgericht in Sachen Warfsleute zu Weener und Holthusen gegen die Eigenbeerbten 
daselbst beleidigt hatte. 1663-1670.
 Middels: StaA Rep. 103 III 103 Göcke Meinen zu Middels gegen den dortigen Bauerrichter Folckert 
Siebels, die gemeine Weide betr. 1719-1720.
1981 Zu solchen Auseinandersetzungen um die Allmende zum Beispiel: Weber, Der arme Mann, S. 61; 
Weber, Städtische Herrschaft, S. 263.
1982 Weber, Der arme Mann, S. 50; Hippel, Armut, Unterschichten, S. 71; Bader/Dilcher, Deutsche 
Rechtsgeschichte, S. 231; Bader, Dorfgenossenschaft und Dorfgemeinde, S. 283; Mooser, Unter-
schichten in Deutschland, S. 319 f.; Troßbach, Bauern, S. 47.
1983 Hinte: StaA Rep. 4 B IV d 129 Die Warfsleute zu Hinte, insbesondere die Mittragung der zur Wie-
derherstellung der Hinter Brücke erforderlichen Unkosten betr. 1631-1635.
1984 Westerende: StaA Rep. 103 III 120 a Gemeinde Westerende / Jan Janssen ebd. – Bau eines Hauses 
auf einem vom Herd seines Bruder abgetrennten Grundstück 1726.
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über die Arbeitsorganisation der Tagelöhner1985 und um Wahlrechte in der Ge-
meinde.1986 
Bis zur Mitte des 18. Jahrhunderts beschäftigten diese Konflikte die ostfrie-
sischen Gerichte offenbar nicht zentral. Nur acht auswertbare Prozesse wurden 
gefunden. In der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts stieg die Zahl der Prozesse 
dagegen rasant an. Schon nur die Akten eines preußischen Gerichtes, nämlich 
der Alten Preußischen Regierung, welche nach der preußischen Übernahme Ost-
frieslands im Jahr 1744 die Gerichtstätigkeiten des Kanzlei- und des Hofgerichts 
übernommen hatte1987, zeigen, dass sich in der zweiten Hälfte des 18. Jahrhun-
dert die Zahl der Prozesse zwischen Bauern und unterbäuerlicher Bevölkerung 
stark vermehrten.    
1985 Greetsiel: StaA Rep. 4 B IV g 33 Regierung gegen Humme Ehmen von Greetsiel wegen seines Un-
gehorsams, seiner Unwahrheiten gegen die fürstlichen Beamten u.a. (darin: Nachrichten von einer 
Ordnung (Ordonnanz) der Sjauer (Hafenarbeiter) 1731.
1986 Larrelter Vogtei: StaA Rep. 102 12 v. Böningen u.a. Warfsleute der Larrelter Vogtei / Rentmeister zu 
Emden: Freiheit der Beamten von Kuhschatzgeldern 1708.
1987 Wessels, Die Geschichte der Gerichtsbarkeit in Ostfriesland, S. 402 f.
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Karte auf der Basis von „Ostfriesland um 1728“, in: Jhering, Hofleben in Ostfriesland, S. 16a
Dabei beschäftigten besonders die Streitigkeiten um die Allmende die Siedlun-
gen.1988 Auch die Anzahl derjenigen Gerichtsverhandlungen stieg an, in denen 
1988 Während vor 1744 nur vier Konflikte und die dazugehörigen Prozessakten über die Nutzung der All-
mende gefunden wurden, lassen sich allein zu diesen Streitigkeiten ab 1744 bis zum Beginn des 19. 
Jahrhunderts 27 Prozesse in den Akten der Alten Preußischen Regierung finden. Schon in den kurzen 
Prozessbeschreibungen des Findbuches wird deutlich, dass es sich um Konflikte zwischen Bauern und 
Warfsleuten handelte. Außerdem werden sich hinter weiteren Prozessbezeichnungen mehr Konflikte 
nachweisen lassen. Nur einige Beispiele aus diesen Akten seien hier genannt: StaA Rep. 5 2035 Fol-
kert Ahlrichs zu Ihren / Bauerrichter ebd. – Weidegeld, 2. Inst., 1 Bd., 1749-1750; StaA Rep. 5 1014 
Streitigkeiten zwischen den Besitzern alter und neuer Warfe und den Herdbesitzern um das Ausmaß 
der jeweiligen Berechtigungen und die Höhe der Weidegelder auf der gemeinen Weide Strackholt 
1801-1803; StaA Rep. 5 2688 Kommune Strackholt / Thee Theen als Besitzer eines ganzen Herdes 
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man sich um die Heranziehung der Warfsleute zu gemeindlichen, finanziellen 
Ausgaben jeglicher Art stritt.1989 Zudem führten die Abgaben von Warfsleuten 
und Bauern zu dem Schatzungsquantum, das die Landstände von ihnen forder-
ten, zu Konflikten, die in der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts verstärkt vor 
Gericht verhandelt wurden.1990 Außerdem konnte die Beteiligung der Warfsleute 
und Oje Ojen als Besitzer eines neuen Warfs ebd. – Aufschlag auf der gemeinen Weide über die 
übliche Viehzahl hinaus, bes. mit fremdem Vieh, 2. Inst., 1 Bd., 1794-1796; StaA Rep. 5 1013 Be-
nutzung der gemeinen Weide zu Aurich-Oldendorf durch Herdbesitzer und Warfsleute mit mehr als 
der ihnen zustehenden Zahl an Tieren gegen ein Weidegeld 1800; StaA Rep. 5 2213 Gerd Janssen zu 
Holtland / Bauerrichter ebd. – Nutzung des gemeinen Heidfeldes zum Plaggenhauen, 2. Inst., Beweis-
verf. in 1. und 2. Inst., 3 Bde., 1762-1765; StaA Rep. 5 2272 Warfsleute zu Westerende-Kirchloog / 
Bauerrichter zu Westerende – Erhöhung des Weidegeldes bei Viehaufschlag auf der gemeinen Weide, 
2., 3. Inst., Beweisverf. in 1., 2. Inst., 4 Bde., (1626), (1720), 1766-1770; StaA Rep. 5 2273 Besitzer 
ganzer und halber Herde zu Westersander / Warfsleute ebd. – Viehaufschlag auf der gemeinen Weide 
über die gewohnte Viehzahl hinaus. 2., 3. Inst., Beweisverf. in 1., 2. Inst., 4 Bde., (1720), 1766-1771.
1989 Ließ sich bis 1744 ein Konflike um die Beiträge zu gemeindlichen Lasten nachweisen, kann man für den 
Zeitraum von 1744 bis zum Beginn des 19. Jahrhunderts in den Akten der Alten Preußischen Regierung 
acht Prozesse um die Zahlung gemeindlicher Lasten finden: StaA Rep. 5 2139 Bauerrichter zu Holtrop 
/ Warfsleute  ebd. – Beiträge zu den gemeinen Ausgaben, 2. Inst., 1 Bd., 1758-1760; StaA Rep. 5 2474 
Kirchvogt Harm Brechters zu Wybelsum / Warfs- und Arbeitsleute  ebd. – Beitrag zur Reparatur der 
Schule, 2. Inst., Beweisverf., 2 Bde., 1779-1783; StaA Rep. 5 2673 Köter, Warfsleute und Hausleute 
zu Etzel / Kirchenvorsteher Borchert Harms u.a. sowie Besitzer von Plaatsen ebd. – Beiträge zu den Kir-
chenlasten 2. Inst., 1. Bd. 1794-1795, 1803; StaA Rep. 5 2530 Haye Folckers zu Holtrop / Kirchenvor-
steher ebd. – Freiheit des Warfs des Klägers von Beiträgen zu den Kirchenlasten 2., 3. Inst. 2 Bde. (1721) 
1785-1787; StaA Rep. 5 2553 Kirchenvorsteher zu Aurich-Oldendorf / Warfsbesitzer ebd. – Beiträge zu 
den Kirchenbeilagen, 2. Inst. 1 Bd. 1787-1788; StaA Rep. 5 2555 Besitzer von Plaatsen zu Breinermoor 
/ Warfsbesitzer ebd.- Beiträge zur Abtragung der Kirche, 2. Inst. 1 Bd. 1787-1788; StaA Rep. 5 2677 
Kirchverwalter Johann Habben zu Hatshausen / Hausmann Johann Frerichs ebd. – Entrichtung des Bei-
trags zu den Kirchenlasten für eine mit Middent Albers gemeinschaftlich besessene Warfstätte, 2. Inst. 1 
Bd. 1794-1797; StaA Rep. 5 2970 Kirchenvorsteher zu Westeraccum / Warfsmann Siebelt Siebelts ebd. 
– Entrichtung außerordentlicher Kirchenbeilagen 2. Inst. 1 Bd. 1806-1808.
1990 Erst nach der Übernahme Ostfrieslands durch Preußen sind Gerichtsprozesse um Schatzungen nachzu-
weisen. Vorher scheinen zwar Konflikte darüber vorgefallen zu sein, diese schlugen sich aber anscheinend 
nicht in den hier untersuchten Gerichtsprozessen der landesherrlichen und landständischen Gerichte 
nieder, da man innergemeindlich zu Vergleichen kam oder das landständische Administratorenkollegium 
zwischen den jeweiligen Parteien schlichten konnte. Schriftliche Zeugnisse darüber finden sich sicherlich 
in den Landtagsakten, die hier aber nicht systematisch durchgegangen wurden (zur Gerichtsbarkeit des 
Administratorenkollegiums vor 1744: König, Verwaltungsgeschichte, S. 341). Deshalb konnten hier 
keine Konflikte zwischen Bauern und Warfsleuten um Steuern vor 1744 hinzugezogen werden. 
 Nach 1744 sind Prozesse um die Schatzungen zwischen Bauern und Warfsleuten zu finden: StaA Dep. 
1 3159-3163 Die Auseinandersetzungen zwischen den Warfsleuten und den Bauern bzw. Platzgebräu-
chern in Upgant-Schott wegen der Höhe der Schatzungen und der Surrogate 1782-1789; StaA Dep. 
1 3168 Die Beschwerde des Jan Tyden, Schüttemeister der Amts- und Arbeitsleute in Hamswehrum, 
über die im Vergleich mit den Platzeignern ungerechte Verteilung der Schatzungen und Surrogate 
1783; StaA Dep. 1 3166 Die Beschwerde des Johann Harms Luitjens in Horsten im Namen der dor-
tigen Köter, Warfsleute und Häuslinge über die im Vergleich zu den Platzbesitzern ungerechte Höhe 
der Schatzungen 1793-1794 (1765); StaA Dep. 1 4648/12 Der Prozeß der Warfsleute von Campen 
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an Gemeindearbeiten umstritten sein1991, und Wegeregelungen führten zu Kon-
flikten, als die Warfsleute von den Bauern intensiver zu den Wegelasten hinzuge-
zogen wurden.1992 Auch die für die ländliche Gesellschaft typischen Konflikte um 
den Sitz in der Kirche oder die Gräber auf dem Kirchhof1993 lassen sich zwischen 
Bauern und Warfsleuten in der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts nachwei-
sen.1994 Der Großteil auch dieser Konflikte nach 1744 fielen in Siedlungen auf 
der Geest statt, aber um die Schatzungen und die Heranziehung der Warfsleute 
zu gemeindlichen, finanziellen Ausgaben setzten sich Bauern und unterbäuerli-
che Bevölkerung auch auf der Marsch auseinander. 
vor dem Amtsgericht Pewsum gegen die Schüttemeister von Campen in Schatzungsangelegenheiten 
1795-1798; StaA Dep. 1 3182 Die Beschwerden der Amts- und Arbeitsleute in Groothusen gegen 
die dortigen Landgebräucher und deren Schüttemeister, Wilt Meenen, wegen der Verwendung der 
überschüssigen Schatzungs- und Konsumtionsgüter 1804-1806 (1788); StaA Dep. 1 4849/09 Die 
Auseinandersetzung zwischen Reint Reints in Grimersum und dem Schüttemeister der Amts- und 
Arbeitsleute in Grimersum wegen der Personal- und Kapitalschatzung 1794-1796; StaA Dep. 1 3185 
Die Auseinandersetzungen zwischen Jan Gerd Edzards als Vertreter der Arbeiter in Hage und dem 
dortigen Schüttemeister wegen des Konsumtionsgeldquantums sowie wegen der Akzise von dem auf 
dem Hager Jahrmarkt konsumierten Bier 1777-1779; StaA Dep. 1 4849/06 Die Auseinandersetzung 
zwischen David Meinders Lessen in Loquard als Schüttemeister der Amts- und Arbeitsleute und den 
Landgebräuchern in Loquard wegen des Surrogats 1789-1790.
1991 Arbeiten sollten von den Warfsleuten für die ihnen gegebenen Rechte an der Gemeindeweide über-
nommen werden: StaA Rep. 5 2289 Warfsleute zu Timmel-Westende / Bauerrichter und Kirchenver-
walter ebd. – Belastung hinsichtlich der gemeinen Werke sowie Höhe des erlaubten Viehaufschlags 
auf der gemeinen Weide 2., 3. Inst., Beweisverf. in 1., 2. Inst., 4 Bde., 1767-1773; StaA Rep. 5 2680 
Steffen Hinrichs u.a. zu Egels / Besitzer der alten und neuen Warfe ebd. – Aufschlag auf die gemeine 
Weide über die grundsätzlich erlaubte Viehzahl hinaus und Berechtigung zum Plaggenstechen zur 
Mist- und Brandmaterialgewinnung, 2. Inst., 1 Bd., (1792-1793), 1794-1797.
1992 StaA Rep. 5 2896 Herdbesitzer und Kötter zu Abickhafe – Warfsleute und Häuslinge ebd. – Beiträge 
zur Unterhaltung der gemeinen Wege 1. Inst. (Amt Friedeburg), 2. Inst., 3 Bde. (1773-1777), 1804-
1813, 1816; StaA Rep. 5 2534 Besitzer der Warfshäuser der Osterkluft zu Leer / Bauerrichter der 
Osterkluft ebd. – Beitrag zur Unterhaltung der Wege, 2., 3. Inst. (1779-1782), 1785-1787; StaA Rep. 
5 3006 Warfsmann Harm Harms u.a. zu Middels / Kommune Middels-Westerloog – Mitunterhal-
tung eines Weges 2. Inst., 1 Bd. 1808-1810; StaA Rep. 5 2538 Hinrich Eden Solting u.a. Warfsleute 
zu Dose / Schüttmeister Gerd Reelfs und Besitzer von Plaatsen ebd. – Beitrag zu den gemeinen Wer-
ken, bes. Hand- und Spanndienste bei Reparatur von Wegen, Brücken und Pumpen, 1. Inst. (Amt 
Friedeburg), 2. Inst., 2 Bde. (1780), 1785-1787.   
1993 Allgemein zu Kirchenstuhl- und Gräberplätzestreitigkeiten in der ländlichen Gesellschaft: Peters, Das 
laute Kirchenleben, 75-105; Weber, Der arme Mann, S. 67; Troßbach, Bauern, S. 103.
1994 Neben zahlreichen Streitigkeiten um Kirchenstühle zwischen unterschiedlichsten Beteiligten vor dem 
Gericht der preußischen Regierung sollen hier nur explizit solche genannt werden, die zwischen Bau-
ern und Warfsleuten vorfielen: StaA Rep. 5 2850 Hausmann Tamme Focken Heeren zu Strackholt / 
Warfsmann Tamme Focken ebd. – Eigentum an zwei Kirchensitzen 2. Inst., 1 Bd. 1801-1802, 1807; 
StaA Rep. 5 2370 Witwe des Mensse Janssen zu Victorbur / Gerd Hinrichs ebd. – Rückgabe eines 
Kirchensitzes, 2. Inst., 1 Bd. (1744-1747), 1772-1773; StaA Rep. 5 2356 Jacob Rewers zu Ochtel-
buhr / Müller Rudolph Harms ebd.- Kirchensitz 2. Inst., 1 Bd. 1771-1773.
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Ein Konflikt um die Allmende in Weener vor 1744 soll hier ausführlich beschrie-
ben werden, um auf der Grundlage der Konfliktgegenstände, Argumentationen und 
des Konfliktverlaufes Muster auch in den anderen Prozessen erkennen zu können. 
2.1 Der Fall Weener 1660: Steit um die Allmende
„Nachtigahl, Nachtigahl, du singest ein Liedt, es wird dich hernach 
gerewen“1995
Diese Warnung an den Warfsmann und Rädelsführer des unterbäuerlichen 
Aufstandes in Weener, Henrich Jacob Nachtigall, soll der landesherrliche Drost 
beim gewaltsamen Zusammenstoß auf der Weide in Weener ausgesprochen ha-
ben: Welches „Liedt“ des Warfsmannes meinte er? Welche Strategien zur Durch-
setzung der eigenen Interessen hatten der Nachtigall und seine „Konsorten“ „ge-
sungen“? Und welche Argumente brachten die Bauern im Gegensatz dazu vor?
In der Gemeinde Weener im Amt Leer war eine Auseinandersetzung um die 
gemeindliche Allmende eskalisert. Ein hoher landesherrlicher Beamter, der Drost 
von Leer, fand den Tod im Tumult und dieser Fall wurde in mehreren Instanzen 
bis vor dem Reichskammergericht verhandelt. 1996
1995 StaA Rep. 4 B IV h 66 Fiskal gegen die Warfsleute zu Weener und Holthusen, insbesondere gegen 
Hinrich Jacob Nachtigall und Konsorten wegen Aufruhr, Verletzung der öffentlichen Ruhe und Tot-
schlag des Obersten und Drosten Aylva 1660-1667, Vol. II,  fol. 545.
1996 Strafprozessakten des Hofgerichts in dieser Sache: StaA Rep. 4 B IV h 66 Fiskal gegen die Warfsleute 
zu Weener und Holthusen, insbesondere gegen Hinrich Jacob Nachtigall und Konsorten wegen Auf-
ruhr, Verletzung der öffentlichen Ruhe und Totschlag des Obersten und Drosten Aylva 1660-1667, 
Vol. I-II. Einzelne Aktenstücke sind erhalten in: StaA Rep. 102 198 Nachtigall usw. 1665/66; StaA 
Rep. 102 61 Nachtigall usw. 1665/66; StaA Rep. 102 480 Nachtigall 1665/66.
 Weitere Berichte über die Durchsetzung der Hofgerichtsurteile und auch Zeugenverhöre befinden 
sich in der Akte eines Zivilprozesses zwischen Eigenerben und Warfsleuten am Kanzleigericht über die 
Nutzung der Gemeindeweide: StaA Rep. 103 IX 14 Eigenbeerbte zu Weener und Holthusen gegen 
die Warfsleute daselbst, die Beteiligung der Warfsleute an den Meentlanden zu Weener und den Auf-
ruhr der Warfsleute betr. 1660-1664.
 Ein Mandatsprozess und ein Appellationsprozess am Reichskammergericht befinden sich in folgenden 
Akten: StaA Rep. 101 1077 Sämtliche Warfsleute in Weener / Hofrichter, Assessoren und Kanzleiräte 
in Aurich wegen Rechtsverweigerung – mandati de exequendis sententiis – in ihren Prozessen vor dem 
Hof- und dem Kanzleigericht gegen die Eigenerben in Weener um die Nutzung der Meedlande, 1662-
1663; StaA Rep. 101 1078 Sämtliche Warfsleute in Weener (Kl.) / Sämtliche Eigenerben in Weener 
(Bekl.) wegen Nutzung der Meedlande (Berufung gegen einen Bescheid des Hofgerichts in Aurich 
1662-1664).
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Dieser Konflikt zwischen 200 Warfsleuten, Männer und Frauen, und 60 bis 70 
Eigenerben1997 entstand, weil die Eigenerben versuchten, ihre Verfügungsgewalt 
über die Gemeindeweide auszudehnen, indem sie die Pacht für die Weidenut-
zung heraufsetzten und Teile der Weide als private Äcker verkauften. Gleichzeitig 
hatten sie die Warfsleute aber nicht an ihrer Entscheidungsfindung beteiligt und 
hatten auch nicht vor, ihnen für größere Lasten mehr Rechte in der Gemeinde 
zu gewähren.1998 
Der Konflikt begann damit, dass im Winter 1659/60 zwei Warfsleute, Lou-
wert Louwerts und Gert Bruens, zum Amtmann Bucho Wiarda nach Leer gin-
gen, um zu berichten, dass die Warfsleute mehr Rechte an der Gemeindeweide 
beanspruchten.1999 Um diese Rechte zu beweisen, trug Louwert Louwerts einen 
„alten Zettel von hundert und zehn Jahren“ dabei, von dem er aber selbst nicht 
wusste, ob er es mit einem Original zu tun hatte.2000 Der Amtmann stellte ihnen 
anscheinend frei, über den Anspruch auf mehr Rechte an den sog „Meentelan-
den“ das Amtsgericht entscheiden zu lassen. Dies lehnten die Warfsleute jedoch 
mit der Begründung ab, dass ein Gerichtsfall, auf den sie sich beriefen, am Hof-
gericht entschieden worden war und deshalb das Hofgericht zuständig sei.2001 Sie 
wurden jedoch dahingehend zunächst nicht aktiv. 
Im Frühling trieben die Warfsleute aus der Nutzungsgemeinde der Allmende 
ihr Vieh vor der Zeit, die in der Weeneraner Bauernrolle von 1574 festgelegt 
wurde, auf die Meentelande.2002 Außerdem weigerten sich diejenigen, die keine 
1997 StaA Rep. 4 B IV h 66 Fiskal gegen die Warfsleute zu Weener und Holthusen, insbesondere gegen 
Hinrich Jacob Nachtigall und Konsorten wegen Aufruhr, Verletzung der öffentlichen Ruhe und Tot-
schlag des Obersten und Drosten Aylva 1660-1667, Vol. I, fol. 289; Vol. II, fol. 289, 489, 498´, 498´: 
So berichteten der Procurator der Warfsleute in den zur Zeugenbefragung von ihm erstellten „Interro-
gatoria generalia und specialia“ vom 26. Juni 1663 sowie der Burggraft zu Leerort, Hans Jorgen, und 
der Vogt Lucas Claßen in ihren Zeugenverhören.  
1998 StaA Rep. 4 B IV h 66 Fiskal gegen die Warfsleute zu Weener und Holthusen, insbesondere gegen 
Hinrich Jacob Nachtigall und Konsorten wegen Aufruhr, Verletzung der öffentlichen Ruhe und Tot-
schlag des Obersten und Drosten Aylva 1660-1667, Vol. II, fol. 424 f.: So berichtete der als Rädels-
führer angeklagte Henrich Jacob Nachtigall in seinem Verhör. 
1999 Ebd., fol. 547, 102.
2000 Ebd., fol. 547.
2001 Ebd., fol. 547´.
2002 Ebd., fol. 547´; Koolman, Gemeinde und Amt, S. 85: Der in der Poolrichterrolle von 1574 vorge-
schriebene Termin war St. Georg (23. April).
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eigene Berechtigung an den Meentelanden hatten und zur Beweidung eine Heu-
er (= Pacht) an die verpachtenden berechtigten Eigenerben abgeben mussten, 
diese Heuer zu entrichten.2003 
Als der Poolrichter und zwei Schüttemeister, die als gemeindliche Vorsteher 
des Kirchspiels die Einhaltung der von den Eigenerben gesetzten Bauernrolle 
zu kontrollieren hatten, versuchten, das Vieh zu pfänden, wurde ihnen dieses 
von den Warfsleuten mit Gewalt wieder abgenommen.2004 Daraufhin bewachten 
diese das Vieh Tag und Nacht, um eine nochmalige Pfändung zu verhindern.2005 
Da der Poolrichter und die Eigenerben sich nicht mehr selbst zu helfen wuss-
ten, erwirkten sie am 4. März beim angerufenen Amtsrichter Bucho Wiarda ein 
„mandatum de non turbando“, das den nicht berechtigten Warfsleuten verbot, 
ihr Vieh „auffzuschlagen“.2006  Bekräftigt wurde das Mandat durch einen Befehl, 
der von der Kirchenkanzel verlesen wurde und die Warfsleute außerdem anwies, 
ihr Vieh nicht vor dem festgesetzten Termin auf die Weide zu treiben.2007 Die 
Situation begann sich nun zu verschärfen: Eine Gruppe von Eigenerben wurde 
von den Warfsleuten in der Nähe der Meentelande beschimpft und ihnen wurde 
– nach Aussagen der Eigenerben – mit dem Tod gedroht.2008 Die Eigenerben be-
schwerten sich nochmals beim Amtmann Bucho Wiarda. Dieser zitierte für den 
21. März bei Strafe von 20 „goldthalern“ acht Warfsleute vor das Amtsgericht 
Leer.2009 Da sie jedoch „allen zu erscheinen bedenken getragen“2010, schickten die 
Warfsleute zwei mit Vollmachten ausgestattete Abgesandte, die Brüder Hind-
rich und Johann von Essen, zum Amtmann, um gerichtliche Einwände gegen 
das Mandat abzugeben.2011 Wiarda erkannte die Vollmachten jedoch nicht als 
2003 StaA Rep. 4 B IV h 66 Fiskal gegen die Warfsleute zu Weener und Holthusen, insbesondere gegen 
Hinrich Jacob Nachtigall und Konsorten wegen Aufruhr, Verletzung der öffentlichen Ruhe und Tot-
schlag des Obersten und Drosten Aylva 1660-1667, Vol. II, fol. 424´.
2004 Ebd., fol. 104´, 424.
2005 Ebd., fol. 557, 104.
2006 Ebd., fol. 104´, 469.
2007 Ebd., fol. 105.
2008 Ebd., fol. 494´: Aussage von Lucas Claßen (Vogt von Weener).
2009 Ebd., fol. 423, 401´f.
2010 Ebd., fol. 423.
2011 Ebd., fol. 557, 597´.
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rechtmäßig an und bemerkte außerdem, dass Johann von Eßen weder eine Be-
rechtigung zur Beweidung seines Viehs auf den Meentelanden besaß, noch solch 
eine Berechtigung gepachtet hatte.2012 Aus diesen Gründen verhaftete er die Ab-
gesandten gegen Kaution.2013 Außerdem stellte er am 22. März ein Mandat aus, 
mit dem den Warfsleuten bei Strafe von 100 „goldthalern“ jeglicher Aufruhr und 
die Nutzung der Meentelande verboten wurde, wenn sie nicht den Verordnungen 
der Bauernrolle von 1574 und den Zusätzen von 1612 entsprach.2014 
Nun wandten sich die Warfsleute an die nächsthöhere Gerichtsinstanz: Der Advo-
kat Reinico von der Marck appellierte im Namen der Warfsleute am 26. März 1660 
am Hofgericht gegen das vom Amtmann ausgesprochene Mandat mit Geldstrafe.2015
Johann von Eßen, wieder auf freiem Fuß, initiierte daraufhin einen Zusam-
menschluss der Warfsleute. Sie sollten sich bei Strafe von einer halben Tonne 
Bier auf den Meentelanden einfinden, wenn der  Poolrichter oder die Beamten 
versuchen sollten, ihnen das Vieh zu pfänden.2016
Da die Warfsleute die Meentelande immer noch nicht verließen, sollte die Brü-
che von 100 Goldthalern gezahlt werden. Allerdings gingen Louwert Louwerts 
und Wilhelm von Eßen zum Amtmann und baten um einen Aufschub bei der 
Zahlung der Brüche, wurden dort aber nur ermahnt, den Anordnungen zu ent-
sprechen.2017 Am 6. und 16. April wurde das Mandat an die Warfsleute wiederholt 
und die Brüche sollte von den Warfsleuten durch den Vogt Lucas Claßen gepfän-
det werden. Die Warfsleute ließen dies nicht zu.2018 Der Amtmann und der Drost 
von Leer wurden derweil vom Poolrichter und den Eigenerben „unauffhörlich 
imploriret und angelauffen“, ihrem Mandat „eine gehörige Krafft zu geben“.2019
2012 StaA Rep. 4 B IV h 66 Fiskal gegen die Warfsleute zu Weener und Holthusen, insbesondere gegen 
Hinrich Jacob Nachtigall und Konsorten wegen Aufruhr, Verletzung der öffentlichen Ruhe und Tot-
schlag des Obersten und Drosten Aylva 1660-1667, Vol. II, fol. 471. 
2013 Ebd., fol. 471.
2014 Ebd., fol. 471.
2015 Ebd., fol. 467-474´, 597´.
2016 Ebd., fol. 426.
2017 Ebd., fol. 548´.
2018 Ebd., fol. 106 f., 403´ff.
2019 Ebd., fol. 405´.
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Einige Tage vor Ostern stießen zum zweiten Mal Warfsleute und Eigenerben di-
rekt aufeinander. Dem Eigenerben und Armenvorsteher Weyert Jacobs begegneten 
auf den Meentelanden die Warfsleute Herman Wirtkens und Menke Garrels. Wirt-
kens soll mit einer Heuforke und den Worten „Sprich ein Wort, ich will dich durchs-
tossen, dein gebein solle dich nicht davon tragen, und wan ich es diesmall nicht thun 
kann, so wird sich doch eine andere gelegenheit praesentiren“ dem Armenvorsteher 
gedroht haben, der jedoch aus dieser Situation entkommen konnte.2020
„Auff flehentliches Anhalten der Eigenerbten“ kamen der Drost Aylva und 
der Amtmann Bucho Wiarda am 21. April 1660, am Ostersonnabend, nach We-
ener, um einem „Unheil, so absonderlich in den feyertagen bei dem Mußegang 
furgehet, vorzukommen“.2021 Als die Weeneraner Warfsleute von der Ankunft 
der höchsten Beamten des Amtes hörten, bekamen sie Angst vor der Pfändung 
ihres Viehs und verabredeten sich untereinander, sich auf den Meentelanden zu-
sammenzufinden.2022 So konnte die Citation, die von den Beamten auf sechs 
Weeneraner Warfsleute ausgegeben wurde, nicht in den Häusern „insinuiert“ 
werden, sondern musste vom Auskundiger Johan Aykens auf den Meentelanden 
übergeben werden.2023 Zur selben Zeit wurden fünf Warfsleute der Bauerschaft 
Holthusen in das Haus des Vogtes Lucas Claßen, in das die Beamten aufgenom-
men worden waren, citiert.2024 Als der Auskundiger von Stapelmoor Jan Janssen 
nach Holthusen kam, um die Citation auszustellen, hatten die Warfsleute sich 
vor dem Haus von Louwert Louwerts zusammengefunden.2025 Beide Citationen 
wurden von den Beamten dreimal wiederholt, ohne dass die Warfsleute Anstalten 
machten, dem Befehl zu gehorchen.2026 Ganz im Gegenteil begannen sie bei der 
2020 StaA Rep. 4 B IV h 66 Fiskal gegen die Warfsleute zu Weener und Holthusen, insbesondere gegen 
Hinrich Jacob Nachtigall und Konsorten wegen Aufruhr, Verletzung der öffentlichen Ruhe und Tot-
schlag des Obersten und Drosten Aylva 1660-1667, Vol. II, fol. 406.
2021 Ebd., fol. 407 f.
2022 Ebd., fol. 560.
2023 Ebd., fol. 407´: Es waren Henrich Jacob Nachtigall, Arendt Meyer, Johann Henrich Huesken, Johann 
Hermann Blattkohl, Herman Wirtkens und Berent Ulrichs.
2024 Ebd., fol. 408: Zitiert wurden Louwert Louwerts, Menke Garrels, Johann von Eßen, Johan Gerdes 
und Gerdt Bruens.
2025 Ebd., fol. 408´.
2026 Ebd., fol. 110´; StaA Rep. 101 1077 Sämtliche Warfsleute in Weener / Hofrichter, Assessoren und Kanzleiräte 
in Aurich wegen Rechtsverweigerung – mandati de exequendis sententiis – in ihren Prozessen vor dem Hof- und 
dem Kanzleigericht gegen die Eigenerben in Weener um die Nutzung der Meedlande, 1662-1663, fol. 38 und 39.
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dritten Citation, dem Vogt und den Auskundigern zu drohen. Anscheinend kam 
die mit „Bauerngewehr“ bewaffnete Gruppe von Warfsleuten immer näher an die 
Beamten heran, die sich aber aus dieser unangenehmen Situation mit warnenden 
Worten befreien konnten.2027 Der Vogt kam in den Flecken Weener zurück, um 
dem Drost und Amtmann zu berichten, dass die Warfsleute sich wahrscheinlich 
nicht ohne „Gefecht“ auseinander bringen lassen würden, wenn die Obrigkeit 
nicht hinzukäme und mit ihrer Autorität beschwichtigen würde.2028 
Drost und Amtmann fuhren auf die Meentelande, begleitet von sechs Sol-
daten, den Vögten von Weener und Leer, den Auskundigern von Weener und 
Stapelmoor und einigen Eigenerben.2029 Ihr Zureden fand jedoch bei der aufge-
regten Menge der Warfsleute kein Gehör.2030 Ein blutiger Kampf entbrannte, bei 
dem auf beiden Seiten Gebrauch von den Waffen gemacht wurde. Nach Angaben 
der Beamten und Eigenerben begannen die Warfsleute mit den Kampfhandlun-
gen.2031 Sehr anschaulich schilderte Gerdt Schwalbe, ein gräflicher Soldat, aus 
obrigkeitlicher Sicht die Vorgänge: 
„Der Herr Drost wehre für den Rottierten pöbel gestanden, hette sie 
in der güte ermahnet, von dem tumult abzustehen, darüber wehren die 
Warffsleuhte, Weiber sowol als Männer, mit aller gewalt zu ihm getrun-
gen, und hetten ihn umzingelt, hette eine fluite in der hand gehabt, und 
geruffen, Zeuge aber hette wegen des Auffruhrs nicht gehöret, was er 
geruffen hette, und wie er zu ihm gewollet, umb Rettung zu thun, wehre 
er von den Leuhten zur Erde niedergeschlagen.“2032
2027 StaA Rep. 4 B IV h 66 Fiskal gegen die Warfsleute zu Weener und Holthusen, insbesondere gegen 
Hinrich Jacob Nachtigall und Konsorten wegen Aufruhr, Verletzung der öffentlichen Ruhe und Tot-
schlag des Obersten und Drosten Aylva 1660-1667, Vol. II, fol. 111 f. 
2028 Ebd., fol. 410´.
2029 Ebd., fol. 410 ff.
2030 Ebd., fol. 412.
2031 Ebd., fol. 412´, 600.
2032 Ebd., fol. 504´f.: Aussage von Gerdt Schwalbe (Sergeant).
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Die Warfsleute leugneten den Angriff in ihren Verhören und in einem  Bericht an den 
Landesherrn.2033 Sie behaupteten sogar, dass sie „mit gehaltenen Händen“ und „unge-
deckten Haupt“ um Gnade gebeten hätten.2034 Ohne Zweifel musste allerdings von allen 
Parteien zugegeben werden, dass Henrich Jacob Nachtigall die Warfsleute befehligte.2035 
Die Aussagen über die Ermordung des Drosten, der im Handgemenge erschos-
sen wurde, ohne dass sich der Täter feststellen ließ, widersprachen sich deutlich. 
Die Beamten und die Eigenerben behaupteten, die Warfsleute hätten ein „Rohr“ 
oder wenigstens ein „Puffer“ bei sich gehabt2036 und damit den Drost erschossen, 
während die Warfsleute den Besitz eines „Rohres“ in ihrem eigenen Interesse 
bestritten.2037 Sie räumten jedoch ein, dass möglicherweise jemand einen Puffer 
dabei gehabt haben könnte.2038 Sie gingen davon aus, dass der Drost zwar von 
ihnen mit dem „Bauerngewehr“ geschlagen worden war, der Schuss sei aber von 
einem der „bezechten und vollgesoffenen“ Soldaten oder Eigenerben hinter dem 
Drost abgegeben worden.2039 Das Gericht konnte zu diesem Punkt während des 
ganzen Prozessverlaufs keine eindeutigen Aussagen erhalten. 
Die Warfsleute hatten drei Tote und – nach eigenen Angaben – 40 Verwun-
dete zu beklagen. Unter den Beamten wurden einige wenige verletzt, so der Vogt 
2033 StaA Rep. 4 B IV h 66 Fiskal gegen die Warfsleute zu Weener und Holthusen, insbesondere gegen 
Hinrich Jacob Nachtigall und Konsorten wegen Aufruhr, Verletzung der öffentlichen Ruhe und Tot-
schlag des Obersten und Drosten Aylva 1660-1667, Vol. II, fol. 427´, 432, 456´.
2034 Ebd., fol. 456´.
2035 Ebd., fol. 428: Selbst Nachtigall musste zugeben, dass er der Truppe Befehle zu ihrer Aufstellung 
gegeben habe. Er begründete seine Handlung jedoch nicht wie die Obrigkeit damit, dass er der Rä-
delsführer der Warfsleute gewesen sei, sondern dass die Beamten ihn hätten erschießen wollen, und er 
die Truppe zum Schutz vor sich gestellt hätte.
2036 Dazu war die Zeugenaussage von dem Eigenerben Ecke Folkerts besonders wichtig: StaA Rep. 4 B IV 
h 66 Fiskal gegen die Warfsleute zu Weener und Holthusen, insbesondere gegen Hinrich Jacob Nach-
tigall und Konsorten wegen Aufruhr, Verletzung der öffentlichen Ruhe und Totschlag des Obersten 
und Drosten Aylva 1660-1667, Vol. I, Special Examen duorum testium Evert Jürgens und Ecke Fol-
kerts vom 10. Mai 1660, fol. 122-124´. Er berichtete, ihm sei am Abend des Aufruhrs der Bruder von 
Louwert Louwerts, Rentke Louwerts, entgegen gekommen und habe ihn mit seinem „Rohr“ bedroht. 
Daraus wurde geschlossen, dass er  bei dem Aufruhr auch mit diesem „Rohr“ bewaffnet war. Es wollte 
ihn jedoch kein Zeuge damit gesehen haben.
2037 StaA Rep. 4 B IV h 66 Fiskal gegen die Warfsleute zu Weener und Holthusen, insbesondere gegen 
Hinrich Jacob Nachtigall und Konsorten wegen Aufruhr, Verletzung der öffentlichen Ruhe und Tot-
schlag des Obersten und Drosten Aylva 1660-1667, Vol. II, fol. 428´, 433, 456´.
2038 Ebd., fol. 561.
2039 Ebd., fol. 456´. 
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von Leer, Bruno Manquor, der Wunden durch Schläge mit dem „Bauerngewehr“ 
davontrug.2040 
Henrich Jacob Nachtigall, Louwert Louwerts und der Warfsmann Tamme 
Cordes wurden kurz nach dem Aufruhr bei ihrer Flucht in das Groninger Land, 
also in die benachbarten Niederlande, aufgegriffen und festgenommen.2041
Die Eigenerben und die obrigkeitlichen Beamten des Amtes Leer vertrauten 
anscheinend nicht darauf, dass die Warfsleute durch den gewaltsamen Zusam-
menstoß auf den Meentelanden unter Kontrolle gebracht worden waren. Wei-
tere bestrafende Aktionen wurden durchgeführt, um die Warfsleute wieder zur 
Räson zu bringen. Die Warfsleute berichteten, dass der Amtmann am selben 
Osterabend noch einmal Soldaten in das Kirchspiel Weener schickte und in 
den Häusern der Warfsleute und deren Frauen „grausamlich laßen hausen“, 
eine Frau in den „Schloot“ [= Graben, R. T.] „gestoßen, bey ihre Füße genom-
men, voneinander weitgen, durch die Haagedörner gezogen und decapitiren 
wollen, auff die Brüste gesessen, die Lunte um den Hals gethan, und auff zu 
henken gedrowet“.2042 Außerdem zündeten sie Häuser an, quälten eine Bettlerin 
und verboten, die drei getöteten Warfsleute christlich zu begraben.2043 Einige 
Warfsleute mussten auch danach „als irrende Schaafe annoch herumschweben 
und nirgend sicher seyn mögen“2044, da ihnen bis Anfang des Jahrs 1664 ein „si-
cheres Geleit“ (salvus conductus), das sie vor einer Verhaftung schützen konn-
te, vorenthalten wurde.2045 Ende Mai überfielen der Vogt, einige Soldaten und 
ein Auskundiger nochmals die Warfsleute.2046 Diesmal pfändeten sie auch ihr 
Vieh.2047
2040 StaA Rep. 4 B IV h 66 Fiskal gegen die Warfsleute zu Weener und Holthusen, insbesondere ge-
gen Hinrich Jacob Nachtigall und Konsorten wegen Aufruhr, Verletzung der öffentlichen Ruhe und 
Totschlag des Obersten und Drosten Aylva 1660-1667, Vol. II, fol. 488´: Aussage von Hans Jorgen 
(Burggraf von Leerort).
2041 Ebd., fol. 565´, 433.
2042 Ebd., fol. 457.
2043 Ebd., fol. 457.
2044 Ebd., fol. 457.
2045 Ebd., Vol. I, fol. 343-344´.
2046 Ebd., Vol. II, fol. 435.
2047 Ebd., Brief der Warffsleute an Graf Georg Christian vom 25. Mai 1660, fol. 435-437´, hier fol. 435´; 
StaA Rep. 4 B IV h 66 Fiskal gegen die Warfsleute zu Weener und Holthusen, insbesondere gegen 
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Die Warfsleute wurden nach dem Tode des Drosten in einem Strafprozess am 
Hofgericht des Mordes angeklagt. Der Konflikt wurde auf Ansuchen der Warfs-
leute auch am Reichskammergericht in einem Appellationsprozess und in einem 
Mandatsprozess verhandelt.2048 Infolge dieser Prozesse wurde den Advokaten der 
Warfsleute im Jahre 1666 untersagt, weiterhin am Hofgericht als Advokaten tätig 
zu sein, da sie angeblich die Warfsleute zum Widerstand aufgewiegelt hätten.2049 
Der vermeintliche Rädelsführer der Warfsleute, Henrich Jacob Nachtigall, wurde 
am Ende mit dem Tode durch das Schwert bestraft, zwei andere Warfsleute wur-
den des Landes verwiesen, alle übrigen belegte man mit hohen Geldstrafen.2050
In ihren Argumentationen vor Gericht verfolgten die unterbäuerlichen Warfs-
leute zwei Strategien. Erstens forderten die Warfsleute von den Bauern die Einhal-
Hinrich Jacob Nachtigall und Konsorten wegen Aufruhr, Verletzung der öffentlichen Ruhe und Tot-
schlag des Obersten und Drosten Aylva 1660-1667, Vol. I, fol. 292´: Aussage von Jürgen Veltman 
(Eigenerbe).
2048 Der Mandatsprozess und der Appellationsprozess am Reichskammergericht befinden sich in folgen-
den Akten: StaA Rep. 101 1077 Sämtliche Warfsleute in Weener / Hofrichter, Assessoren und Kanz-
leiräte in Aurich wegen Rechtsverweigerung – mandati de exequendis sententiis – in ihren Prozessen 
vor dem Hof- und dem Kanzleigericht gegen die Eigenerben in Weener um die Nutzung der Meed-
lande, 1662-1663; StaA Rep. 101 1078 Sämtliche Warfsleute in Weener (Kl.) / Sämtliche Eigenerben 
in Weener (Bekl.) wegen Nutzung der Meedlande (Berufung gegen einen Bescheid des Hofgerichts in 
Aurich 1662-1664)
2049 StaA Rep. 4 B IV h 66 Fiskal gegen die Warfsleute zu Weener und Holthusen, insbesondere gegen 
Hinrich Jacob Nachtigall und Konsorten wegen Aufruhr, Verletzung der öffentlichen Ruhe und Tot-
schlag des Obersten und Drosten Aylva 1660-1667, Vol. II, fol. 53: In einem Urteil vom 7. April 1666 
wurde den Advokaten verboten, weiterhin am Hofgericht zu „advociren“. Gegen dieses Urteil appel-
lierten sie am Reichskammergericht in Speyer: StaA Rep. 101 1086-1088 Johann Friedrich Pollmann 
als Anwalt von Meenck Garrels und Harm Wietkens (Bekl.) / Fstl. Ostfriesischer Generalprokurator 
in Aurich (Kl.) wegen Rechtsbeugung (Berufung) (1660-) 1667-1671, 3 Bde.: 1086, 1087, Band 1 
und 2, Klage des Generalprokurators vor dem Hofgericht in Aurich gegen Friedrich Jacob Nachtigall 
in Weener und Genossen wegen Mordes an dem Drosten von Leerort Freiherr von Aylva. Teil-Urteil 
der Juristenfakultät in Straßburg, mit dem Dr. Reinico von Mark und Johann Friedrich Pollmann die 
weitere Verteidigung der Angeklagten verboten wird (1660-1667); 1088, Band 3, Berufung des J. F. 
Pollmann gegen das Teilurteil in Band 2, Protokoll 1667-1675.
 Außerdem fiel ein Prozess am Kanzleigericht vor, in dem es um eine Beleidigung des Dr. Mark gegen 
einen landesherrlichen Beamten des Amtes Leer ging, der bei dem Tumult auf der Gemeinweide in 
Weener anwesend war: StaA Rep. 103 IX, 17 Fiskal gegen Ude Haykens Sternberg, Hayke Omcken, 
Habbe Haykes, Omke Omken zu Marl und Siebolt Omcken wegen Widersetzlichkeit bei der Verhaftung 
des Dr. Reiner von Mark, der den Amtmann von Leerort, Bucho Wiarda, vor dem Hofgericht in Sachen 
Warfsleute zu Weener und Holthusen gegen die Eigenbeerbten daselbst beleidigt hatte. 1663-1670.
2050 StaA Rep. 4 B IV h 66 Fiskal gegen die Warfsleute zu Weener und Holthusen, insbesondere gegen 
Hinrich Jacob Nachtigall und Konsorten wegen Aufruhr, Verletzung der öffentlichen Ruhe und Tot-
schlag des Obersten und Drosten Aylva 1660-1667, Vol. II, fol. 51-52´: Urteil vom 26. April 1666.
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tung von Normen ein. Im Konflikt in Weener standen die wichtigsten Praktiken 
der Realgemeinde, die Rechtsetzung und die Rechtssprechung, und damit die 
gemeindliche Herrschaft zur Diskussion. Die Warfsleute bestritten die Entschei-
dungsgewalt der Bauern im Bereich Rechtsetzung und Rechtssprechung. Die 
unterbäuerliche Bevölkerung versuchte, im Austausch für zu leistende Pflichten 
mehr Rechte in der Gemeinde zu erhalten. Dazu gehörte die Beteiligung an der 
Rechtsetzung und an der Rechtssprechung. Insgesamt wurde demnach die Art 
der Mitgliedschaft in der Gemeinde von den Warfsleuten ausgiebig diskutiert.
Um ihr Recht, die Pacht für die Weidenutzung zu erhöhen, zu beweisen, be-
dienten sich die Weeneraner Eingenerben des Bauerrechts. In ihren Zeugenver-
hören vor dem Hofgericht versuchten sie so, ihr Eigentum der Gemeindeweide 
zu erweisen.2051 Es war eine Bauerrecht von 1574 vorhanden (Poolrichterrolle) 
und Zusätze aus dem Jahre 1612.2052 Zudem brachten die Bauern gemeindli-
che Register (Scharregister) über die Auftriebsrechte bei, um zu zeigen, dass das 
Bauerrecht auch angewandt wurde und somit rechtsgewohnheitlich galt.2053 Die 
Eigenerben versuchten aber auch, die Rechtsgrundlagen, die die Warfsleute bei-
brachten, zu diskreditieren. Der Anwalt der Weeneraner Eigenerben sprach zum 
Beispiel davon, dass die Warfsleute unter dem „Vorwand der von alters angema-
seten Gerechtigkeit und vermeintlich interponirten appellation ihren großen und 
hochstraffbahren Muhtwillen und frevel zu palliiren“ gedachten.2054
Mit der Legitimation durch „altes Recht“ versuchten die Warfsleute zu be-
weisen, dass die Eigenerben überhaupt kein Recht hatten, Pacht von den Warfs-
leuten für die auf der Allmende weidenden Kühe einzufordern. Die Warfsleute 
versuchten auf zwei Ebenen, mit dem alten Recht zu argumentieren. Die Rechts-
2051 StaA Rep. 4 B IV h 66 Fiskal gegen die Warfsleute zu Weener und Holthusen, insbesondere gegen 
Hinrich Jacob Nachtigall und Konsorten wegen Aufruhr, Verletzung der öffentlichen Ruhe und Tot-
schlag des Obersten und Drosten Aylva 1660-1667, Vol. II, fol. 506´, 513, 519. Auch der Amtmann 
von Leer berichtete diesen Bezug der Eigenerben auf das Bauerrecht (fol. 597).
2052 Ebel, Bauerrechte, S. 126 ff.
2053 StaA Rep. 4 B IV h 66 Fiskal gegen die Warfsleute zu Weener und Holthusen, insbesondere gegen 
Hinrich Jacob Nachtigall und Konsorten wegen Aufruhr, Verletzung der öffentlichen Ruhe und Tot-
schlag des Obersten und Drosten Aylva 1660-1667, Vol. I, fol. 297: So berief sich der Eigenerbe 
Weyert Jacobs auf die sogenannten „Scharregister“.
2054 Ebd., Vol. II, fol. 282. 
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gewohnheiten bewiesen ein gutes altes Herkommen, das die Zeitgenossen von 
ihren Vorfahren ohne schriftliche Bestätigung übernommen hatten. Zusätzlich 
bemühten sich die Warfsleute, altes geschriebenes Recht hinzu zu ziehen. 
Im Verhör ging der vermeintliche Rädelsführer Henrich Jacob Nachtigall allge-
mein auf die Rechtsgewohnheiten der Warfsleute vor dem Dreißigjährigen Krieg, 
vor der „Mansfeldischen Zeit“ ein:
„Wehre mit vielen Menschen zu beweisen, daß vor der Mansfeldischen 
Zeit die arme den Reichen gleich die Mehnlande beschlagen und ge-
braucht hetten, auch man dero Zeit von keinem Schahrregister gewußt, 
Hernacher hetten die Eigenerbten den Warffsleuthe ihre gerechtigkeit ge-
nommen und die Lande unter sich selbst partiret.“2055 
In diesem Fall argumentierte Nachtigall mit dem Herkommen, das nach sei-
nen Angaben durch Zeugenbefragungen hätte bewiesen werden können.
Außerdem versuchten die Warfsleute, mit geschriebenem Recht ihre Ansprü-
che an den Meentelanden nachzuweisen. Schon bei der ersten Beschwerde beim 
Amtsgericht in Leer besaß der Warfsmann Louwert Louwerts als Beweis für die 
beanspruchten Rechte einen „alten Zettel von hundert und zehn Jahren“.2056 Im 
Laufe des Prozesses am Hofgericht tauchte dieses Dokument wieder auf und wur-
de für den Mandatsprozess am Reichskammergericht nach Speyer geschickt.2057 
Es war eine Ordnung für die Nutzung der Meentelande aus dem Jahre 1549: 
„Ich, Johannes Schulte nun in der tiedt Pastor tot Wehner, bekenne 
mitt deser miener Handtschrift, vor my miene Caspelluiden gebeden 
hebben, vor des Caspels besten undt nutten tho schrieven, eine ordnung 
van beesten over mehelanden tho underhohlen, beyde den armen ende 
ryken na dieser tydt, also dat se bestemmen, dat ick beschreven hebbe 
2055 StaA Rep. 4 B IV h 66 Fiskal gegen die Warfsleute zu Weener und Holthusen, insbesondere gegen 
Hinrich Jacob Nachtigall und Konsorten wegen Aufruhr, Verletzung der öffentlichen Ruhe und Tot-
schlag des Obersten und Drosten Aylva 1660-1667, Vol. II, fol. 425, 547.
2056 Ebd., fol. 547.
2057 StaA Rep. 101 1077 Sämtliche Warfsleute in Weener / Hofrichter, Assessoren und Kanzleiräte in Aurich 
wegen Rechtsverweigerung – mandati de exequendis sententiis – in ihren Prozessen vor dem Hof- und dem 
Kanzleigericht gegen die Eigenerben in Weener um die Nutzung der Meedlande, 1662-1663, fol. 16 f.
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wie vehlicht dat ein jeder up de mehelande tho Wehner behörig, mag 
underhohlen, sest olde schapen, de sein eigen sint, ende so well tho halten 
annehmen wolde, de sall geenen uhtlandigen annehmen, noch van West-
phalen edder uht anderen caspeln, wo folckes gefunden wirt [...]“2058 
Aus dieser Ordnung leiteten die Warfsleute ab, dass jeder Einwohner des Kirchspiels 
Weener eine gleiche Anzahl Vieh auf die Weide treiben durfte.2059 Damit erkannten 
sie die Poolrichterrolle von 1574 und die Zusätze von 16122060, auf die sich die Eige-
nerben beriefen, nicht an.2061 So konnten sie auch begründen, warum sie weder den 
Termin einhielten, der den frühesten Zeitpunkt zur Beweidung der Meentelande in 
der Poolrichterrolle von 1574 festlegte, noch Heuergelder an die Eigenerben zahlten. 
Die Eigenerben bestritten diese Auslegung der Ordnung von 1549: Sie verwiesen 
darauf, dass die aufständischen Warfsleute zum Großteil nach 1549 nach Weener 
gezogen waren und sich darum nicht auf dieses „alte Recht“ berufen könnten.2062
Bei diesem Rückgriff auf „altes Recht“ durch Gewohnheitsrecht und eine ge-
schriebene Ordnung knüpften die Warfsleute nicht an Rechtsverhältnisse an, die 
sie erlebt hatten und die durch die Erhöhung der Heuergelder gestört worden 
wären. Sie beriefen sich auf ein Herkommen vor dem Dreißigjährigen Krieg und 
auf ein altes, 110 Jahre vor dem Widerstand aufgeschriebenes Recht. Die Ord-
nung von 1549 fixierte in Bezug auf die wirtschaftliche Nutzung der Meentelan-
de ein Rechtsverhältnis, das mit der Ordnung von 1574 und den Zusätzen im 
2058 StaA Rep. 4 B IV h 66 Fiskal gegen die Warfsleute zu Weener und Holthusen, insbesondere gegen 
Hinrich Jacob Nachtigall und Konsorten wegen Aufruhr, Verletzung der öffentlichen Ruhe und Tot-
schlag des Obersten und Drosten Aylva 1660-1667, Vol. II, fol. 16; Koolman, Gemeinde und Amt, 
S. 85, Fußnote 37.
2059 StaA Rep. 4 B IV h 66 Fiskal gegen die Warfsleute zu Weener und Holthusen, insbesondere gegen Hinrich 
Jacob Nachtigall und Konsorten wegen Aufruhr, Verletzung der öffentlichen Ruhe und Totschlag des Ober-
sten und Drosten Aylva 1660-1667, Vol. II, fol. 521´ Aussage von Wilke Thole (Sohn eines Eigenerben)
2060 Ebel, Bauerrechte, S. 126 ff.
2061 StaA Rep. 4 B IV h 66 Fiskal gegen die Warfsleute zu Weener und Holthusen, insbesondere gegen 
Hinrich Jacob Nachtigall und Konsorten wegen Aufruhr, Verletzung der öffentlichen Ruhe und Tot-
schlag des Obersten und Drosten Aylva 1660-1667, Vol. II, fol. 556: Henrich Jacob Nachtigall sagte 
folgendes aus: „Wise wohl, das dergleichen Rolle vorhanden sey, wehre aber gesaget worden, dass sie 
zu jeder Zeit gleich ein jedweder seine eigene Lande, die Mehelanden müchten beschlagen“. 
2062 StaA Rep. 4 B IV h 66 Fiskal gegen die Warfsleute zu Weener und Holthusen, insbesondere gegen 
Hinrich Jacob Nachtigall und Konsorten wegen Aufruhr, Verletzung der öffentlichen Ruhe und Tot-
schlag des Obersten und Drosten Aylva 1660-1667, Vol. I, fol. 134.
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Jahre 1612 jedoch schon grundlegend umgestaltet worden war, weil die neu hin-
zugezogenen Warfsleute dort abgestufte Rechte und Pflichten erhalten hatten.2063 
Der Rückgriff auf die alten Rechte bedeutete ein Wiederanknüpfen an eine Tra-
dition, die schon mehrere Jahrzehnte nicht mehr praktiziert wurde. Vor diesem 
Hintergrund wird deutlich, dass die Warfsleute die aktuellen Verhältnisse ändern 
wollten2064 und Gleichheit der Armen und Reichen in Bezug auf die wirtschaftli-
che Nutzung der Meentelande forderten.2065 Ihnen galt das „alte Recht“ als eine 
ideale „Gerechtigkeit“, die sie beim Gebrauch der Meentelande einforderten.2066 
Sie unterstützten die Vorstellung von einer über der Gemeinde und ihnen ste-
henden Gerechtigkeit, indem sie behaupteten, der erste Graf Ostfrieslands, der 
Landesherr Ulrich (1464-1466), hätte die Meentelande „dem Kirchspiel“ gege-
ben, „selbige die arme den Reichen gleich gebrauchen“.2067 Statt sich also dem 
Kirchspiel und seinen Eigenerben zu unterwerfen, schlossen sich die Warfsleute 
von Weener der Landesherrschaft an und signalisierten, dass nur die Landesherr-
schaft als Obrigkeit, welche Land besaß, anerkannt wurde.
Durch das „alte Recht“ wurde erst ein Bruch mit der Gegenwart und eine 
Orientierung an einer – allerdings nicht explizit artikulierten – Forderung nach 
gleichen Auftriebsrechten und nach stärkerer Mitspracheberechtigung in der Ge-
meinde ermöglicht. Die Einsicht, dass die alten Rechte und Gewohnheiten den 
Zukunftsentwurf legitimierten, sollte nicht dazu verleiten, die Forderungen als 
rückwärtsgewandt oder restaurativ zu charakterisieren.2068 Sie beinhaltete viel-
mehr einen funktionalen Lösungsversuch für die aktuellen Probleme.
2063 Ebel, Bauerrechte, S. 126 ff.
2064 Suter, „Troublen“, S. 388-396: Suter zeigte die gleiche Argumentationsstrategie der Bauern bei den 
Bauernaufstände im Fürstbistum Basel. Auch sie beriefen sich auf eine lange zurückliegendes „altes 
Recht“, mit dem sie eine Änderung der gegenwärtigen Verhältnisse legitimierten.
2065 StaA Rep. 4 B IV h 66 Fiskal gegen die Warfsleute zu Weener und Holthusen, insbesondere gegen 
Hinrich Jacob Nachtigall und Konsorten wegen Aufruhr, Verletzung der öffentlichen Ruhe und Tot-
schlag des Obersten und Drosten Aylva 1660-1667, Vol. II, fol. 485-534´ Examen testium vom 8. 
Mai 1660, hier fol. 510 Aussage von Johan Aykes (Auskundiger); Ebd., Vol. II, fol. 423-429 Verhör-
protokoll von Henrich Jacob Nachtigall vom 27. Juni 1660, hier fol. 423´.
2066 Ebd., fol. 425; genauso: Ebd., Depositio Louwert Louwerts vom 25. April 1660, fol. 547. 
2067 Ebd., fol. 426´.
2068 Suter, „Troublen“, S. 395; Schulze, Herrschaft und Widerstand, S. 194.
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Die Warfsleute legitimierten ihren Widerstand gegen die Eigenerben, die von 
herrschaftlichem Interessenegoismus, also von Eigennutz, geleitet worden seien, 
mit einer Hinwendung zum gemeinen Nutzen. Sie begründeten ihren Aufstand 
gegen die Heuer und die Umwandlung von Gemeindeland in Privatland in Form 
von Kämpen mit der Misswirtschaft und der Bereicherung der Eigenerben, die 
den Gemeindeverband des Kirchspiels darstellten. Diese behaupteten, sie hätten 
Teile der Meentelande verkauft, um Schulden des Kirchspiels vom Jahre 1624 
aus dem Dreißigjährigen Krieg, der „Mansfeldischen Zeit“, zu begleichen.2069 Die 
Warfsleute argumentierten, dass jene mit dem Verkauf der „Kämpe“ nicht Schul-
den abgetragen und damit zum gemeinen Nutzen des Kirchspiels beigetragen 
hätten, sondern das Geld nur zum eigenen Nutzen genommen hätten.2070 Das 
ließe sich am Anstieg der Schulden des Kirchspiels erkennen.2071 Die Eigenerben 
waren der Überzeugung, sie hätten nur „zum besten der gemeine“ gehandelt.2072 
Der Anstieg der Schulden hätte seine Ursache in den Zinsen gehabt.2073 Die Ei-
generben zeigten hier deutlich, dass die Norm des „gemeinen Nutzens“ auch für 
sie ein Regulativ des Handelns darstellte. 
Um den Eigenerben eine Verletzung der Norm vom „gemeinen Nutzen“ vor-
werfen zu können, versuchten die Warfsleute nachzuweisen, dass die erhöhten 
Pachtgelder für die Abtragung von Schulden der Gemeinde, nur den Eigenerben 
zugute gekommen seien.2074 Diese seien von den Eigenerben zur eigenen Berei-
cherung missbraucht worden, obwohl sie dem „gemeinen Nutzen“ des Kirchspiels 
2069 StaA Rep. 4 B IV h 66 Fiskal gegen die Warfsleute zu Weener und Holthusen, insbesondere gegen 
Hinrich Jacob Nachtigall und Konsorten wegen Aufruhr, Verletzung der öffentlichen Ruhe und Tot-
schlag des Obersten und Drosten Aylva 1660-1667, Vol. I, fol. 293 Aussage von Jürgen Veltman 
(Eigenerbe).
2070 StaA Rep. 4 B IV h 66 Fiskal gegen die Warfsleute zu Weener und Holthusen, insbesondere gegen 
Hinrich Jacob Nachtigall und Konsorten wegen Aufruhr, Verletzung der öffentlichen Ruhe und Tot-
schlag des Obersten und Drosten Aylva 1660-1667, Vol. II, fol. 424´.
2071 Ebd., fol. 285.
2072 StaA Rep. 4 B IV h 66 Fiskal gegen die Warfsleute zu Weener und Holthusen, insbesondere gegen 
Hinrich Jacob Nachtigall und Konsorten wegen Aufruhr, Verletzung der öffentlichen Ruhe und Tot-
schlag des Obersten und Drosten Aylva 1660-1667, Vol. I, fol. 297´Aussage von Weyert Jacobs (Ar-
menvorsteher und Eigenerbe).
2073 Ebd., fol. 293 Aussage von Jürgen Veltman (Eigenerbe).
2074 StaA Rep. 4 B IV h 66 Fiskal gegen die Warfsleute zu Weener und Holthusen, insbesondere gegen 
Hinrich Jacob Nachtigall und Konsorten wegen Aufruhr, Verletzung der öffentlichen Ruhe und Tot-
schlag des Obersten und Drosten Aylva 1660-1667, Vol. II, fol. 206.
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hätten dienen müssen.2075 Als Beweis legten die Warfsleute eine Verordnung der 
Schüttemeister von Weener aus dem Jahre 1624 vor, aus der hervorging, dass die 
Warfsleute während der Besatzungszeit des Ernst von Mansfeld ihr Vieh ohne 
eine Pacht auftreiben durften, da sie anscheinend nicht mehr fähig waren, die 
Pachtgelder zu entrichten. 1624 legte man nun fest, dass die Eigenerben und 
Warfsleute für ihr aufgetriebenes Vieh eine Gemeindesteuer entrichten sollten, 
um die Schulden des Kirchspiels abzutragen. Dies schien aber nur für einen ge-
wissen Zeitraum gegolten zu haben und bezog sich nicht nur auf die Warfsleute, 
sondern auch auf die Eigenerben. Im Jahre 1660 wurde diese „Steuer“ aber schon 
lange nicht mehr erhoben.2076 Nach einer gewissen Zeit ging man nämlich wieder 
über zur Verpachtung von „Kuhscharen“ an die Warfsleute, wie sie schon vor der 
„Mansfeldischen Zeit“ seit 1612 durch den Zusatz der Poolrichterrolle festge-
legt worden war. So widersprachen die Eigenerben der Deutung der Pachtgelder 
als Gemeindeschatzungen vehement. Sie beharrten darauf, dass die erhobenen 
Gelder ihre privaten Einnahmen aus den Verpachtungen der „Kuhscharen“ wa-
ren und dass sie damit nach eigenem „belieben“ verfahren konnten.2077 In einem 
Brief der Warfsleute ist ihre Wut über die Bereicherung der Eigenerben deutlich 
zu lesen: 
„[...] aber das die Gegentheile selbiges hier wie notorie geschehen, in 
ihrem Beutel auffstecken, zu Unterdrückung der Warffsleuthen gebrau-
chen oder versauffen durch den Kragen und Magen jagen solten.“2078 
2075 StaA Rep. 4 B IV h 66 Fiskal gegen die Warfsleute zu Weener und Holthusen, insbesondere gegen 
Hinrich Jacob Nachtigall und Konsorten wegen Aufruhr, Verletzung der öffentlichen Ruhe und Tot-
schlag des Obersten und Drosten Aylva 1660-1667, Vol. I, fol. 284, 430.
2076 StaA Rep. 4 B IV h 66 Fiskal gegen die Warfsleute zu Weener und Holthusen, insbesondere gegen 
Hinrich Jacob Nachtigall und Konsorten wegen Aufruhr, Verletzung der öffentlichen Ruhe und Tot-
schlag des Obersten und Drosten Aylva 1660-1667, Vol. II, fol. 208.
2077 StaA Rep. 4 B IV h 66 Fiskal gegen die Warfsleute zu Weener und Holthusen, insbesondere gegen 
Hinrich Jacob Nachtigall und Konsorten wegen Aufruhr, Verletzung der öffentlichen Ruhe und Tot-
schlag des Obersten und Drosten Aylva 1660-1667, Vol. I, fol. 292´ Aussage von Jürgen Veltman (Ei-
generbe), fol. 297 Aussage von Weyert Jacobs (Armenvorsteher und Eigenerbe) und fol. 332´ Aussage 
von Lucas Claßen (Vogt).
2078 StaA Rep. 4 B IV h 66 Fiskal gegen die Warfsleute zu Weener und Holthusen, insbesondere gegen 
Hinrich Jacob Nachtigall und Konsorten wegen Aufruhr, Verletzung der öffentlichen Ruhe und Tot-
schlag des Obersten und Drosten Aylva 1660-1667, Vol. II, fol. 255.
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Der „gemeine Nutzen“ diente also der Legitimierung von Ansprüchen der 
Nicht-Gemeindemitgliedern gegen die herrschende Gemeinde, die in der Sicht 
der Warfsleute zum „gemeinen Nutzen“ verpflichtet waren und deren „Eigen-
nutz“ angeprangert wurde.2079
Das Motiv für die Verletzung der seit 1574 geltenden Poolrichterrolle mit den 
Zusätzen von 16122080 bildete für die Warfsleute der Angriff auf ihre „auskömm-
liche Nahrung“: Sie weideten das Vieh vor dem festgesetzten Termin auf den 
Meentelande, wenn sie „sie nicht bergen könnte für hunger“, da sie nach dem 
langen Winter kein Stroh mehr zur Fütterung gehabt hätten.2081 Henrich Jacob 
Nachtigall nennt die Not als Grund für die Verweigerung der erhöhten Heuer (= 
Pacht): 
„[...] im verwichenen Jahr hetten die Warffsleuthe, weil die Heuer bei 
den drei Orthstalern nicht gelaßen worden, Ihrer alten gerechtigkeit auß 
noth sich wieder annehmen müsen.“2082 
Bei allen widerständigen Aktionen ging es den Warfsleuten vor allem darum, 
ihr Vieh nicht vom gemeindlichen Amtsträger, dem Poolrichter, noch von den 
landesherrlichen Beamten pfänden zu lassen, da sie sonst „am Bettelstab ver-
wiesen werden müssen, sonsten uns bishero ehrlich mit den unserigen davon 
ernehret“.2083 Aus diesem Grund – unter anderen – reagierten sie auf keine Ci-
tation und kein Mandat und versammelten sich, als die Beamten aus Leer nach 
Weener kamen.2084 Bei jedem Nachgeben hätten sie um ihre „auskömmliche 
Nahrung“ gefürchtet, die wegen ihrer Armut umso gefährdeter war. Mit dem 
2079 Friedeburg, Ländliche Gesellschaft, S. 158-163: Friedeburg zeigt, dass die Armen einer Gemeinde 
gegen die lokale Oberschicht durch die Brandmarkung von „Eigennutz“ vorgingen. Die Oberschicht 
repräsentierte hier aber nicht gleichzeitig den Gemeindeverband, so dass man hier nicht von einem 
Aufbegehren gegen „Herrschaft“ ausgehen kann.
2080 Ebel, Bauerrechte, S. 121-128.
2081 StaA Rep. 4 B IV h 66 Fiskal gegen die Warfsleute zu Weener und Holthusen, insbesondere gegen 
Hinrich Jacob Nachtigall und Konsorten wegen Aufruhr, Verletzung der öffentlichen Ruhe und Tot-
schlag des Obersten und Drosten Aylva 1660-1667, Vol. II, fol. 429; genauso: Depositio Louwert 
Louwerts vom 25. April 1660, fol. 547´f.
2082 Ebd., fol. 425.
2083 Ebd., fol. 455´.
2084 Ebd., fol. 431.
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Hinweis auf ihren notrechtlichen Anspruch auf eine „auskömmliche Nahrung“ 
versuchten sie den Zugriff auf ihre Ressourcen durch die Eigenerben zu verhin-
dern. Eine Erhöhung der Heuer sollte verhindert werden, indem man die Eigen-
erben, die die Allmende besaßen und die Poolrichterrolle mit der Regelung vom 
Ausschluss der Warfsleute aufgestellt hatten, an ihre Pflicht erinnerte, für eine 
„auskömmliche Nahrung“ aller Gemeindeeinwohner zu sorgen. Die Eigenerben 
argumentierten, dass die Heuergelder nichts mit gemeindlichen Aufgaben zu tun 
hatten. Diese Gelder seien „private“ Einnahmen der Eigenerben, mit denen sie 
nach ihrem Gutdünken verfahren könnten. Der Eigenerbe Weyert Jacobs drück-
te sich folgendermaßen aus: Die eingenommen Gelder seien Heuergelder gewe-
sen und „von den Verheurern nach ihrem belieben angewendet, welche davon 
an jemandt rechnung zu geben nicht gehalten“. 2085 Eine Rechnungslegung der 
Gemeinde vor den Eigenerben, womöglich vor den Warfsleuten sei also nicht 
notwendig gewesen. Um Rechte in der Gemeinde zu bewahren, wurden dem-
nach die gemeindlichen Rechte der Eigenerben vor Gericht umgedeutet. Man 
suggerierte, dass sich beide Gruppen nicht um Gemeinderechte, sondern um pri-
vate Nutzungen stritten und dass deshalb die Eigenerben nicht verpflichtet seien, 
über solche Einnahmen Rechenschaft abzulegen.
Die Argumentation mit dem „gemeinen Nutzen“, der Hausnotdurft und einer 
in der Rechtsgewohnheit liegenden Rechtsgrundlage ermöglichten den unter-
bäuerlichen Warfsleuten, eine eigene Politik gegen die Bauern zu betreiben. 
Ziel der Weeneraner Warfsleute war dabei, sich aus der Herrschaft der Eige-
nerben zu befreien und ihren Entscheidungen nicht mehr unterworfen zu sein. 
Der vermeintliche Rädelsführer der aufständischen Warfsleute Nachtigall lehnte 
in zwei Verhören eine Heraufsetzung der Pachtgelder für die Weidenutzung und 
den Verkauf von Äckern aus der Gemeindeweide als unrechtmäßig ab.2086 Mit der 
2085 StaA Rep. 4 B IV h 66 Fiskal gegen die Warfsleute zu Weener und Holthusen, insbesondere gegen 
Hinrich Jacob Nachtigall und Konsorten wegen Aufruhr, Verletzung der öffentlichen Ruhe und Tot-
schlag des Obersten und Drosten Aylva 1660-1667, Vol. I, fol. 297´ Aussage von Weyert Jacobs (Ar-
menvorsteher und Eigenerbe).
2086 StaA Rep. 4 B IV h 66 Fiskal gegen die Warfsleute zu Weener und Holthusen, insbesondere gegen 
Hinrich Jacob Nachtigall und Konsorten wegen Aufruhr, Verletzung der öffentlichen Ruhe und Tot-
schlag des Obersten und Drosten Aylva 1660-1667, Vol. II, fol. 424, 556.
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Beibringung eines alten Bauerrechts von 1549 wollten die Warfsleute die geltende 
Rechtsetzung der Eigenerben kritisieren. Ihr Ziel war, dass die Armen wieder ge-
nauso viel Vieh wie die Reichen auf die Gemeindeweide treiben durften. Und nicht 
nur in Bezug auf die Auftriebsrechte verlangten sie gleiche Rechte, sondern auch 
bezüglich der politischen Mitbestimmung. Die Warfsleute Menke Garrels und 
Herman Wirkens warfen dem Eigenerben Weyert Jacobs im Rahmen eines klei-
neren Zusammenstoßes vor: „Du hast es lange genug regiret.“2087 Damit wurden 
die herrschaftlichen Entscheidungen des Armenvorstehers und ehemaligen Pool-
richters Weyert Jacobs in der Gemeinde angeprangert. In einem Brief während des 
Prozesses kritisierten die Warfsleute die ungerechte Herrschaft der Bauern noch 
einmal: Sie fühlten sich „unterdrückt“.2088 Ihr „consensus“ hätte laut ihres Anwalts 
eingeholt werden müssen, als die Eigenerben über die Nutzung der Gemeindewei-
de entschieden hätten.2089 Zumindest eine Beteiligung an Entscheidungen für die 
gesamte Einwohnergemeinde forderten die Warfsleute damit ein. Ihre Stellung in 
der Gemeinde stand somit zur Debatte – mit einer Beteiligung an Entscheidungen 
hätte sich auch ihr gesamter Status in der Gemeinde ändern müssen, denn dann 
wären sie volle oder abgestuft berechtigte Gemeindemitglieder gewesen. 
2.2  Konfliktgegenstände zwischen Bauern und  
unterbäuerlicher Schicht     
In anderen Gemeinden waren die Konfliktfelder zwischen Bauern und unterbäu-
erlicher Bevölkerung ähnlich gelagert, auch die Strategien zur Durchsetzung der 
eigenen Interessen ähnelten sich. Entweder forderten die Warfsleute die Einhal-
tung von Normen oder sie diskutierten über die Art ihrer Mitgliedschaft. 
Vier Konflikte im schon beschriebenen Fall in Weener und in Detern, Timmel 
und Middels kreisten ganz typisch für ähnliche Konflikte in anderen Territori-
2087 StaA Rep. 4 B IV h 66 Fiskal gegen die Warfsleute zu Weener und Holthusen, insbesondere gegen 
Hinrich Jacob Nachtigall und Konsorten wegen Aufruhr, Verletzung der öffentlichen Ruhe und Tot-
schlag des Obersten und Drosten Aylva 1660-1667, Vol. II, fol. 406´.
2088 Ebd., fol. 253.
2089 Ebd., fol. 285.
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en zentral um die Allmendeberechtigung. Die Bauern versuchten, so weit wie 
möglich ihre Gemeinderessourcen zu kontrollieren und die unterbäuerliche Be-
völkerung nur gegen Abgaben an der Weidenutzung zu beteiligen, während die 
Warfsleute und Tagelöhner sich gegen eine Erhöhung der Entgelte für die All-
mendenutzung oder ihren Ausschluss von der Weideallmende wehrten. In De-
tern stritten sich Häusler und Bauerrichter um das Recht zur Weidenutzung und 
Torfabgrabung. Die Bauerrichter vertraten in diesem Fall die Eigenerben und die 
schon länger ansässigen Warfsleute, da letztere an der Weide beteiligt waren. Nur 
die reinen Hausbesitzer waren in Detern von der Weidenutzung ausgeschlossen 
und mussten Weidegeld bezahlen, das die Bauerrichter nun erhöht hatten. Zu-
dem stritt man sich auch um den Torfabbau, für den die Bauerrichter begonnen 
hatten, ein Entgelt zu verlangen. Der Prozess wurde bis vor den Reichshofrat 
mit Unterstützung der Landstände und des Landesherrn für die Bauern bzw. 
Häusler geführt: Die Bauerrichter hatten gegen die Jurisdiktion des Amtsgerichts 
protestiert. Sie beanspruchten die Exemtion vom Amtsgericht und wollten als 
Kommune direkt dem Hofgericht unterstellt sein. Das Ziel der Landesherrschaft 
war es, die Bauerrichter unbestritten unter die Amtsgerichtsbarkeit zu ziehen. Da 
dieser Konflikt eine für Ostfriesland grundsätzliche Auseinandersetzung darstell-
te, wandte man sich in letzter Instanz an den Reichshofrat.2090 
In Timmel hatten sich 1636 die Warfsleute Berendt Ubben und Fokke Garr-
elts mit einem Attestat am Amtsgericht Aurich über die Eigenerben beschwert. 
Die Warfsleute beanspruchten, nach altem Herkommen weiterhin gegen ein 
Weidegeld Vieh auf die gemeine Weide zu treiben, während die Eigenerben dies 
verhindern wollten und die Weide wieder alleine nutzen wollten. Am Amtsge-
richt Aurich erhielten die Warfsleute in einem diese Vorgänge schildernden Be-
scheid vom 14. Juni 1636 Recht. Daraufhin reichte der Anwalt der Eigenerben 
2090 StaA Rep. 4 B V b 18 Anfrage der Amtleute zu Stickhausen in Sachen der Bauerrichter zu Detern ge-
gen die dortigen Häuslinge, insbesondere die vom Hofgericht den Amtleuten disputierte Jurisdiktion 
über die Bauerrichter 1737-39. Zu diesem Konflikt gehören auch die folgenden Prozessakten: StaA 
Rep. 102 792 Appellation an den Reichshofrat gegen ein Urteil des Hofgerichts in einem Verfahren 
der Beamten zu Stickhausen gegen die Bauerrichter zu Detern 1738-1739; HHStA RHR den. rec. K 
594/8 De Lammy du Pont et cons. contra die Bauerrichter zu Detern Peter Christophers und Berend 
Dücken et cons. App. pto. jurisdictionis de 1738-1739.
IV. POLITIKEN IM DORF: DIE ENTSTEHUNG EINER UNTERBÄUERLICHEN GEMEINDE  
456
eine Appellation an das Kanzleigericht ein und versuchte die Entscheidung des 
Amtsgerichts auszusetzen.2091
Auch in einem Zivilprozess zwischen einem Warfsmann in Middels, Göcke 
Meinen, und dem dortigen Bauerrichter Folckert Siebels ging es um die Weide-
nutzung. Dem Warfsmann aus Middels war sein Pferd gepfändet worden, weil 
der Bauerrichter behauptete, der Warfsmann habe keine Lasten entrichtet. Folg-
lich habe er nicht das Recht, sein Vieh aufzutreiben. Göcke Meinen behauptete 
an Seiten seines Anwalts am Amtsgericht, dass er immer Gelder, zum Beispiel für 
Wege und Stege, entrichtet habe, angesessen sei und folglich das Recht habe, sein 
Pferd auf die gemeine Weide zu treiben. Er zweifelte die Rechtmäßigkeit einer 
Bestrafung durch den Bauerrichter an. Mit einer Klage am Amtsgericht versuchte 
er, den Entzug der Weiderechte und die Pfändung eines Kessels rückgängig zu 
machen.2092 Der Amtmann von Aurich berichtete unter anderem folgendes: 
„Es hat einer aus Middels Nahmens Göke Meinen sich am 4 Juny jüngst 
bey Eur. Hochfürstln. Durchlt. Amtsgerichte beschwehret, daß Folckert 
Siebels und einige andere Eingeseßene daselbst ihm, als er sein Pferd in 
die gemeine Weyde lauffen laßen, daßelbe weggenommen, nach dem Krug 
gebracht, und daselbst eine Tonne Biers darauf getruncken […].“2093
Zudem gerieten unterbäuerliche Bevölkerung und Bauern in Auseinanderset-
zungen, wenn es um Beiträge zu gemeindlichen Lasten ging, wie in einem Zivil-
prozess von 1631 in Hinte.2094 Dieser Prozess der Hinter Warfsleute zeigt, dass 
die Finanzierung außergewöhnlicher gemeindlicher Aufgaben wie die Reparatur 
einer Brücke Schwierigkeit zwischen Bauern und Warfsleuten verursachte. Als 
die Bauern versuchten, die Warfsleute zur Mittragung der Lasten zu zwingen, 
ohne sie in Freundschaft um Hilfe gebeten zu haben, wandten sich die Warfs-
2091 StaA Rep. 103 III 7 Eigenerben zu Timmel gegen Berendt Ubben und Fokke Garrelts, die Nutzung 
der gemeinen Weide und Zahlung von Weidegeld betr. 1636-1637.
2092 StaA Rep. 103 III 103 Göcke Meinen zu Middels gegen den dortigen Bauerrichter Folckert Siebels, 
die gemeine Weide betr. 1719-1720, fol. 2-5, 8-11.
2093 Ebd., fol. 2.
2094 Konflikte um den Beitrag zu gemeindlichen Ausgaben macht auch Weber für das Landgebiet der 
Reichsstadt Rottweil aus: Weber, Der arme Mann, S. 60, 66 f.
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leute in einer Supplikation vom 31. August 1631 im Namen „Des Dorffes Hin-
te eingesessene Handwercks undt arbeitzleute“ direkt an den Landesherrn und 
führten einen Prozess am Kanzleigericht. Die Pflicht zur Finanzierung der Hinter 
Brückenreparatur würde nur den Landgebrauchern obliegen. Die Landgebrau-
cher hätten ihre Hinzuziehung zur Finanzierung beschlossen, ohne dass sie an 
den Beratungen beteiligt worden seien. Zudem hätten die Eigenerben entgegen 
der Gewohnheit direkt beim Kanzleigericht ein Mandat erbeten, nachdem die 
Unterstützung ihrer Position durch das Amtsgericht, den Amtmann von Emden, 
nicht gewonnen werden konnte. Damit hätten sich die Eigenerben nicht an die 
notwendige Abfolge der Gerichtsinstanzen gehalten.2095
Auch um die Ansiedlung in der Gemeinde stritt man sich.2096 Generell war in 
den gemeindlichen Willküren meist festgelegt worden, dass sich niemand in der 
Gemeinde ansiedeln durfte, wenn er dazu nicht die Zustimmung des Schütte-
meisters bzw. Bauerrichters und den Konsens des Amtes erhalten hatte.2097 Da-
mit lagen Entscheidungen über den Zuzug unterbäuerlicher Bevölkerung in den 
Händen dieser beiden Gewalten. Sie entschieden  über den Ausbau brachlie-
genden Landes oder über den Hausbau auf Kämpen oder Warfen, die auf Ge-
meinheitsgründen lagen oder von einem alten Herd durch Erbteilung und Ver-
kauf trotz des Dismembrationsverbotes abgetrennt worden waren. Bezüglich der 
Ansiedlung eines Warfsmannes in Westerende (Amt Aurich) gerieten diese bei-
den Entscheidungsträger in einen Konflikt vor allem um das Recht zur Herdtei-
2095 StaA Rep. 4 B IV d 129 Die Warfsleute zu Hinte, insbesondere die Mittragung der zur Wiederherstel-
lung der Hinter Brücke erforderlichen Unkosten betr. 1631-1635, fol. 19-20.
2096 Bader, Das mittelalterliche Dorf, S. 60 f.: Bader charakterisiert solche Konflikte zwischen Ansässigen 
und willigen Ansiedlern als typisch für Landgemeinden der Frühen Neuzeit. 
2097 Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. 4, 7, 9, 13, 16, 17, 24 f., 34, 37, 43, 51, 72, 78, 88, 89, 90, 91, 95, 
117, 119, 122, 133, 142. Zur gemeindlichen Regulierung des Zuzugs über Dorfordnungen: Endres, 
Sozialer Wandel in Franken und Bayern, S. 217 f.
 Dieser Zuzug wurde vor allem verstärkt geregelt, da diese Fremden den Frieden der Gemeinde stören 
konnten: Berner, Gemeinden und Obrigkeit, S. 257-309; Schildt, Der Friedensgedanke, S. 230. Für 
Europa: Blum, The Internal Structure, S. 551; StaA Rep. 4 B V b 8 Die auf fürstlichen Befehl von 
den Ämtern eingesandten Bauerrechte und Bauerrollen nebst den Berichten der Amtleute, wieweit 
dieselben beobachtet werden. Vol. I: 1721, fol. 56´ f: Die landesherrlichen Beamten von Emden be-
richteten, dass man die Schüttemeister stärker dazu anhalten würde, den Zuzug von Inwohnern in den 
Häusern zu überwachen, nachdem die Schüttemeister von den Gemeindemitgliedern schon mehrfach 
verklagt wurden, da man mit den „frembden Leuten“ nicht „friedlich“ sein könne.
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lung.2098 Der Arbeitsmann Ehme Hansen hatte am 26. März 1726 aufgrund sei-
ner Supplikation den Konsens der Landesherrschaft erhalten, ein Haus auf seiner 
Warfstelle zu bauen. Er hatte den Kamp von seinem Bruder Hippe Hanssen ge-
kauft und an Jan Janssen aus Siemonswolde weiterverkauft, für den dort nun ein 
Haus gebaut werden sollte.2099 Dagegen und gegen die vorherige Abtrennung der 
Warfstelle von einem Herd protestierte in zwei Supplikationen ein Gerd Gerdes, 
der mit einer Vollmacht der Eingesessenen von Westerende ausgestattet war und 
willens war, den durch die Ansiedlung vermuteten Schaden von der Gemeinde 
abzuwenden. Dieser Schaden bestand angeblich in der Weidenutzung durch den 
Hausbesitzer Jan Janssen und in dessen Vorhaben, Hühner und Gänse zu halten, 
die das Pastoreiland beschädigen könnten. Zudem wolle der Jan Janssen einen 
Krug eröffnen, was laut Gerd Gerdes gegenüber der Kirche nicht angemessen 
sei.2100 Gerd Gerdes versuchte sich in seinem „Gegen=bericht“ „im Namen der 
Gemeine und interessenten“  gegen das von ihm sogenannte „unnütze Gesindel“ 
in Westerende zu wehren, von dem er und damit die Gemeinde befürchtete, 
dass es sich nicht selbst ernähren könne und in Zukunft deshalb die übrigen Ar-
men belasten würde.2101 Die landesherrlichen Beamten hatten dagegen mit ihrem 
Konsens die Ansiedlung unterstützt, auch der landesherrliche Amtmann von Au-
rich setzte sich für den Hausbau und für eine Zerteilung des Herdes ein, da seiner 
Meinung nach die Gemeinde davon nur finanzielle Vorteile haben könne.2102 Die 
Argumente der Gemeinde gegen die Zerteilung des Herdes wurden auch im Ur-
teil des Kanzleigerichts vom 30. September 1726 nicht übernommen.2103
2098 StaA Rep. 103 III 120 a Gemeinde Westerende / Jan Janssen ebd. – Bau eines Hauses auf einem 
vom Herd seines Bruder abgetrennten Grundstück 1726, fol. 12 ff.: Für eine Zerreißung eines Herdes 
musste zunächst von der Landesherrschaft – wie erwähnt – gegen eine Gebühr ein Konsens eingeholt 
werden. Gegen eine solche Zerteilung eines Herdes konnte die Gemeinde nur ein wirksames Veto 
einlegen, wenn sie die Landesherrschaft von ihren Argumenten überzeugen konnte.
2099 Ebd., fol. 5-6 (Supplikation), fol. 28-29 (Consensus). Laut Informationen aus dem „mündlichen Ver-
hör“ des Gerd Gerdes, aus dem Gerichtsprotokoll (fol. 1-4), aus der Supplikation des Ehme Hansen 
(fol. 5-6) und aus dem Berichts des Amtmannes von Aurich (fol. 11-14) lag dieser „Bollen-Warff“ 
am Heerweg gegenüber der Kirche und dem Pastoreigarten. Diese Warfstelle, die einen viertel Herd 
ausmachte, war offenbar durch die Aufteilung eines Herdes zustandegekommen. 
2100 Ebd., fol. 7-10.
2101 Ebd., fol. 17´. 
2102 Ebd., fol. 11-14.
2103 Ebd., fol. 4.  
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In anderen Prozessen mit der Landesherrschaft zeigte sich im Gegensatz zu 
einer solchen gemeindlichen Haltung in Westerende, dass die Warfsleute aber 
auch als nützlich angesehen werden konnten, insbesondere wenn die Gemeinde 
ihren Nutzwert mit demjenigen der fürstlichen Heuerleute verglich, von denen 
man nur schwerlich gemeindliche Lasten einziehen konnte: Die Warfsleute in 
Wiesens wurden im Vergleich mit den vom Fürsten in der Nähe der Gemeinde 
Wiesens angesiedelten sogenannten Heuerleuten als nützlich angesehen, denn 
von den Warfsleuten konnten die Eigenerben leichter Gemeindegelder eintrei-
ben, über die sie dann verfügen konnten.2104 Damit übten auch die Gemeinden 
einen Einfluss auf die Bevölkerungsentwicklung aus und konkurrierten mit der 
landesherrlichen Ansiedlungspolitik. Wie gegenüber einer Ansiedlung der fürst-
lichen Heuerleute war auch hier eine Zweischneidigkeit der Politik zu erkennen, 
die zwischen Nutzbarmachung der Ansiedlung und Abwehr schwankte.2105 
Ein weiteres Konfliktfeld zeigte sich in einem Fall aus dem Jahre 1731. Die Ge-
meinde Greetsiel geriet in einen Konflikt mit tagelöhnenden Hafenarbeitern, als 
die Gemeinde mit ihrer „guten Policey“ in deren Belange eingreifen wollte. Die-
ser Konflikt wurde nur aktenkundig, weil der Arbeiter Humme Ehmen mit dem 
Amtmann von Greetsiel über die Verrichtung von Arbeiten für den Amtmann 
in Streit geraten war. Der Arbeiter hatte nach Meinung des Amtmannes eine 
Arbeit, zu der er sich verpflichtet hatte, liegen gelassen.2106 Der Amtmann gab 
daraufhin ein Mandat aus, das dem Arbeiter die Beendigung von schon angefan-
genen Arbeiten anbefohl. Der Arbeiter aber wollte sich – laut seiner direkt an den 
Landesherrn gehenden Supplikation – „in einem Lande worinnen die würckliche 
Sclaverey nicht eingeführet worden“, nicht zur Arbeit zwingen lassen.2107 Laut 
Protokoll des Amtmannes hatte er das Amtgericht beleidigt2108: Bei der Übergabe 
2104 StaA Rep. 102 807 Gemeinde Wiesens / Heuerleute zu Oster-Egels wegen Gemeindelasten (1709-) 
1711-1717, fol. 19´.
2105 Eine solche Zweischneidigkeit der gemeindlichen Politik gegenüber einer Ansiedlung macht für Ost-
friesland auch Gehrmann aus (Gehrmann, Bevölkerungsgeschichte, S. 313 f.).
2106 StaA Rep. 4 B IV g 33 Regierung gegen Humme Ehmen von Greetsiel wegen seines Ungehorsams, 
seiner Unwahrheiten gegen die fürstlichen Beamten u.a. (darin: Nachrichten von einer Ordnung (Or-
donnanz) der Sjauer (Hafenarbeiter) 1731, fol. 15-18 (Bericht des Amtmanns). 
2107 Ebd., fol. 6´.
2108 Ebd., fol. 21 f.  
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des Mandates habe er gesagt, er „lachete, was üm das Gerichte“.2109 Aus diesem 
Grund wurde er vor dem Kanzleigericht „ex officio“ verklagt.2110 Der Amtmann 
von Greetsiel bezog sich in seinem Bericht an das Kanzleigericht auf das Bauer-
recht von Greetsiel, das eigentlich die Belange der Tagelöhner bei Hafenarbeiten 
regelte. In ihm war festgelegt worden, dass die Arbeiter keinen unbilligen Lohn 
fordern dürften. Der Amtmann berief sich auf diese Rechtsetzung, um zu zeigen, 
dass der Hafenarbeiter Ehmen sich nicht daran gehalten habe. Insofern erkannte 
der Amtmann das Bauerrecht, das sie Schüttemeister garantieren sollten, an. Die 
Arbeiter sollten sich diesem Bauerrrecht fügen. Allerdings betonte der Amtmann, 
dass die Schüttemeister mit Hilfe der Obrigkeit agieren müssten.2111 Als der Amt-
mann die Schüttemeister um die Einreichung des aktuellen Bauerrechts bat, das 
er nutzen wollte, aber das er und die Regierung nicht in ihren Akten finden 
konnten, baten die Schüttemeister Georg Albrecht Potinius und Claes Weyerts 
laut Bericht des Amtmannes darum, das alte Bauerrecht von 1618, insbesondere 
die Artikel über die Arbeiter verändern zu dürfen und sie dann zur Konfirmation 
abzugeben.2112 Der Amtmann befragte die Schüttemeister daraufhin nach ihren 
Beschwerden über die Arbeiter und machte Anstalten, neue Artikel selbst aufzu-
setzen. Die Schüttemeister verweigerten deshalb die Auskunft. Sie sagten, dass sie 
sich mit der Gemeinde besprechen müssten und ihre Artikel in Kürze einreichen 
würden. Wenn sie sich dazu nicht selbständig äußern dürften, würden sie lieber 
ihr „officium“ niederlegen, so drohten sie laut Bericht des Amtmannes.2113 Er ver-
suchte daraufhin, die Schüttemeister zu umgehen und Klagen über die Arbeiter 
2109 StaA Rep. 4 B IV g 33 Regierung gegen Humme Ehmen von Greetsiel wegen seines Ungehorsams, 
seiner Unwahrheiten gegen die fürstlichen Beamten u.a. (darin: Nachrichten von einer Ordnung (Or-
donnanz) der Sjauer (Hafenarbeiter) 1731, fol. 7: Diese Formulierung stammt aus der Supplikation 
des Humme Ehmen, in der er diesen Vorwurf des Amtmannes an ihn wiedergab. 
2110 Ebd., fol. 19. 
2111 Ebd., fol. 15-18.
2112 StaA Rep. 28 3039 Ungültigkeit der Greetsieler Schüttemeisterrolle von 1618 und Excesse der dortigen 
Arbeiter betreffend, fol. 1´-5´: Zunächst suchte der Amtmann von Greetsiel nach der Greetsieler Rolle von 
1645, die Brenneysen in seiner Ost=Friesischen Historie erwähnt hatte (Brenneysen, Ost-Friesische Hi-
storie, Bd. II, S. 837). Diese war jedoch in seinen eigenen Akten nicht aufzufinden. Bei der Kanzlei, die er 
anschrieb, fand sich nur die Rolle von 1618, die allerdings nicht konfirmiert war. Daraufhin forderte er die 
Schüttemeister vor und verlangte von ihnen, die Rolle von 1645 abzugeben. Diese behaupteten, sie verloren 
zu haben. So lag nur die Rolle von 1618 vor, welche Schüttemeister und Amtmann verbessern konnten. 
2113 StaA Rep. 28 3039 Ungültigkeit der Greetsieler Schüttemeisterrolle von 1618 und Excesse der dorti-
gen Arbeiter betreffend, fol. 11 f. 
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direkt von den Deputierten der Rotts, also der einzelnen Nachbarschaften von 
Greetsiel einzuholen.2114 Als die Deputierten der Rotts versammelt waren, kamen 
laut Bericht des Amtmannes die Schüttemeister zum Amtmann. Im Namen der 
Deputierten berichteten sie, dass die Deputierten sich entschieden hätten, nichts 
im Bauerrecht zu ändern. Sie wollten bei der alten Gewohnheit bleiben.2115 Wie 
sich später durch Hörensagen bis vor den Amtmann herausstellte, hatten die Ha-
fenarbeiter von Greetsiel, die von geänderten Artikeln betroffen gewesen wären, 
den Deputierten gedroht: „wenn in Ansehung ihrer eine ander reglement zu Stan-
de gebracht werden möchten, der rohte Hahn noch daenach krehen sollte“.2116 
Sie hatten also eine Brandstiftung angekündigt, wenn die Deputierten, also die 
Gemeinde, etwas geändert hätte.2117 So ließ die Gemeinde davon ab. Der Amt-
mann legte daraufhin der Regierung ein Konzept vor, mit welchem die Artikel, 
welche die Arbeiter betrafen, geändert worden wären.2118 Damit hatte er aber kei-
nen Erfolg. Es kam zu keinen neuen Statuten für die Arbeiter, so dass diese von 
einem angedrohten „rohten Hahn“ absehen konnten. 
Auch das Wahlrecht konnte im Zentrum eines Konfliktes zwischen Eigenerben 
und Warfsleuten stehen. In der Larrelter Vogtei protestierten die Warfsleute am 
Kanzleigericht gegen die Wahl eines neuen Fähnrichs und Leutnants durch die 
Interessenten. Sie verlangten, an der Wahl beteiligt zu werden, damit sie recht-
mäßig sei und vom Amt konfirmiert werden könne.2119 Auf ihrer Seite stand der 
Rentmeister des Amtes Emden, der noch während des Prozesses befohlen hatte, 
von diesem Fähnrich und Leutnant die gerichtsherrlichen Lasten einzutreiben. 
2114 StaA Rep. 28 3039 Ungültigkeit der Greetsieler Schüttemeisterrolle von 1618 und Excesse der dorti-
gen Arbeiter betreffend, fol. 13-16´. 
2115 Ebd., fol. 19. 
2116 Ebd., fol. 19´. 
2117 Lasch/Borchling, Mittelniederdeutsches Handwörterbuch, Sp. 213: „De rode hane“ bedeutete Feu-
ersbrunst oder Brand.
2118 StaA Rep. 28 3039 Ungültigkeit der Greetsieler Schüttemeisterrolle von 1618 und Excesse der dorti-
gen Arbeiter betreffend, fol. 6-7´. 
2119 StaA Rep. 102 12 v. Böningen u.a. Warfsleute der Larrelter Vogtei / Rentmeister zu Emden: Freiheit 
der Beamten von Kuhschatzgeldern 1708, fol. 21 f. Dies lässt sich aus der Supplikation des Anwalts der 
Eigenerben am Hofgericht gegen den Rentmeister ersehen. Der Titel dieser Akte, der hier aus dem Find-
buch übernommen wurde, stellt die Prozessgegner am Hofgericht falsch dar. Hier prozessierten vor dem 
Hofgericht die Eigenerben Wilhelm v. Böningen und Konsorten gegen den Rentmeister von Emden, der 
auf Seiten der Warfsleute stand. Unter ihnen war vor allem der Ausmiener Johan Meder. (Ebd., fol. 14).
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Damit leugnete er eine rechtmäßige Wahl des Fähnrichs und Leutnant, denn 
wenn sie tatsächlich als solche Amtsträger anerkannt worden wären, hätten sie 
keine gerichtsherrlichen Lasten zahlen müssen.2120 Gegen diese Einziehung der 
gerichtsherrlichen Lasten von dem Fähnrich und dem Leutnant klagten die Eige-
nerben aus der Vogtei Larrelt vor dem Hofgericht.2121 Laut Angabe des Anwalts 
der Eigenerben sei der Protest der Warfsleute gegen die Wahl vom Rentmeister 
geschürt worden. Die Beamten hätten auf diese Weise versucht zu verhindern, 
dass die neu gewählten Gemeindebeamten die Freiheit von den gerichtsherrli-
chen Lasten erhielten. Schon deshalb sei die Klage der Warfsleute nicht ange-
messen, davon abgesehen, dass eine Wahl von Fähnrich und Leutnant sowieso 
traditionell nur von Eigenerben durchgeführt werde.2122 
2.3  Argumentationsstrategien von unterbäuerlicher  
Schicht und Bauern
Die vor Gericht verhandelten Streitigkeiten zeigen, dass wie zwischen Gemein-
den und Landesherrschaft auch unter den Gemeindeeinwohnern der Zugang 
zu Ressourcen und die Inanspruchnahme von Rechten umstritten waren. Auf 
mehreren Wegen versuchten die Parteien ihre Interessen durchzusetzen. Sie be-
mühten sich, rechtliche Grundlagen für ihre Ansprüche zu finden. Die ihnen zur 
Verfügung stehenden Grundlagen waren vor allem das Herkommen und die Bau-
errechte. Sie argumentierten mit dem „gemeinen Nutzen“ und mit dem Topos 
der „Hausnotdurft“. Der Streit um Ressourcen und Rechte verursachte zwischen 
beiden Parteien auch eine Auseinandersetzung  über die Art der Zugehörigkeit 
von Warfsleuten zur Gemeinde, die beide Seiten unterschiedlich fassten.
2120 StaA Rep. 102 12 v. Böningen u.a. Warfsleute der Larrelter Vogtei / Rentmeister zu Emden: Freiheit der 
Beamten von Kuhschatzgeldern 1708, fol. 20: So berichtete der Vogt von Larrelt.
2121 Ebd., fol. 21-25: Die Supplikation schrieb ihr Anwalt.
2122 Ebd., fol. 21-25.
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2.3.1  Herkommen, „gemeiner Nutzen“ und  
„auskömmliche Nahrung“ 
Wie zu sehen war, waren Gemeinden und Landesherrschaft in ihren vor Gericht 
ausgetragenen Auseinandersetzungen bestrebt, ihre Argumente in einen rechtli-
chen Begründungszusammenhang zu bringen. Solche rechtlichen Begründungen 
lassen sich auch für die Konflikte zwischen Bauern und Warfsleuten ausmachen. 
Zwischen der Realgemeinde Detern und den unterbäuerlichen Häuslingen 
war es im Jahre 1737 zu einer Auseinandersetzung über die Weide- und Torfnut-
zung vor Gericht gekommen. Aus diesem Konflikt erwuchs ein Streit der Bauer-
richter mit landesherrlichen Beamten um die Zuständigkeit des Amtsgerichts für 
ihre Jurisdiktion. Während diese Ausweitung des Falles noch an den Gerichten 
anhängig war, einigten sich Interessenten und Häusler in ihrem Konflikt um die 
Weide- und Torfnutzung auf einen Vergleich. Die Interessenten an der Weide 
beriefen sich in diesem Vergleich, der die Auseinandersetzungen zwischen ihnen 
abschloss, noch einmal auf ihr Eigentum, auf alte Urkunden, das Herkommen 
und auf das Bauerrecht. Mit diesen rechtlichen Begründungen wollten sie zeigen, 
dass sie die Weide besaßen, über ihre Nutzung entscheiden konnten und unter 
Umständen auch über Strafkompetenzen verfügten. Eine rechtsgewohnheitliche 
„possession“ der Häuslinge wurde so auch für die Zukunft bestritten.2123
Mit dem Bauerrecht begründeten nicht nur die Weidebesitzer aus Detern ihre 
Strafkompetenzen2124, sondern auch die Eigenerben aus Middels und Hinte, die 
2123 StaA Rep. 4 B V b 18 Anfrage der Amtleute zu Stickhausen in Sachen der Bauerrichter zu Detern ge-
gen die dortigen Häuslinge, insbesondere die vom Hofgericht den Amtleuten disputierte Jurisdiktion 
über die Bauerrichter 1737-39, fol. 24 f.: „Als haben Parteyen sich gütlich dahin vereiniget und ver-
glichen, dass die Interessirte Haus- und Warfs-leute, welche aufschlag zu Heyde und Weide, Moratzen 
und dergleichen haben ihr völliges Recht und Eigenthumb ungeschmählert behalten, die Häuslinge 
und keine Weyde-Gerechtigkeit habende Bürger aber sich daran keine Weyde-Gerechtigkeit noch 
Possessions-Recht anmaßen oder vorschützen, sondern nach der Gemeine, gutfinden und besitzung, 
ordentliches jedoch nach belieben und gutfinden zu determinirendes Weyde-Geld bezahlen, und allen 
Gewohnheit und denen alten Urkunden gemäß, alljährig die auffzuschlagende beeste oder Pferde 
beym bauern-Richter angeben, darüber accordiren, selbige verzeichnen lassen, und bevor solches zur 
Richtikeit gebracht worden, nicht auff die Weyde schlagen, übrigens auch nicht anders dann mit der 
Gemeine bewilligung und nach geschehener vorgangiger Anweisung, Torff auf der Interessenten Mo-
rasten graben sollen, und zwarn alles bey Straffe nach Bauer-Recht.“ 
2124 Ebd., fol. 24´.
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an Seiten ihrer  Anwälte in der mündlichen Kommunikation vor Gericht anwe-
send waren oder deren Position sich in einem Schriftsatz eines Anwaltes wieder-
fand.2125 Auch die Eintreibung und Festlegung von gemeindlichen Lasten durch 
den Schüttemeister wurde von dem Anwalt der Hinter Bauern mit dem „hielan-
dischen Ostfreschen jedermannichlichen wohlbekannten gebrauch und bauwer 
recht“ legitimiert.2126 
Mit dem Hinweis auf das Eigentum der Weide und auf das faktische Praktizie-
ren dieser Eigentumsrechte argumentierte auch der Anwalt der Timmeler Bauern. 
Die gewohnheitsrechtlichen Eigentumsrechte hätten die Eigenerben dadurch an-
gezeigt, dass die Warfsleute jedes Jahr von neuem die Weiderechte hätten pachten 
müssen und dadurch eine Berechtigung von den Eigenerben erhalten hätten.2127 
Auch um das gemeindliche Wahlrecht zu beweisen, wurde die faktische Aus-
übung über einen längeren Zeitraum herangezogen. Der Anwalt der Larrelter 
Bauern verteidigte das bäuerliche Wahlrecht und die Freiheit ihrer Beamten von 
den gerichtsherrlichen Lasten mit der „notorität“. Zusätzlich argumentierte er 
auch mit den landesherrlichen Registern über die gerichtsherrlichen Lasten (Prä-
stationsregister) sowie den Landesverträgen.2128 Eine solche Wahl sei eine „Accor-
den mäßige Wahl“.2129
Im Prozess über die Ansiedlung eines Warfsmannes und den Hausbau in Wes-
terende protestierten die Bauern im mündlichen Verhör vor allem gegen die 
Zerteilung des Herdes ohne Konsens der Obrigkeit. In einem „Gegen=Bericht“ 
begründete ihr Anwalt ihren Protest, indem er sich auf das obrigkeitliche Dis-
2125 StaA Rep. 103 III 103 Göcke Meinen zu Middels gegen den dortigen Bauerrichter Folckert Siebels, 
die gemeine Weide betr. 1719-1720, fol. 9; StaA Rep. 4 B IV d 129 Die Warfsleute zu Hinte, insbe-
sondere die Mittragung der zur Wiederherstellung der Hinter Brücke erforderlichen Unkosten betr. 
1631-1635, fol. 26.
2126 StaA Rep. 4 B IV d 129 Die Warfsleute zu Hinte, insbesondere die Mittragung der zur Wiederherstel-
lung der Hinter Brücke erforderlichen Unkosten betr. 1631-1635, fol. 25´ f. 
2127 StaA Rep. 103 III 7 Eigenerben zu Timmel gegen Berendt Ubben und Fokke Garrelts, die Nutzung 
der gemeinen Weide und Zahlung von Weidegeld betr. 1636-1637, fol. 4-6. 
2128 StaA Rep. 102 12 v. Böningen u.a. Warfsleute der Larrelter Vogtei / Rentmeister zu Emden: Freiheit 
der Beamten von Kuhschatzgeldern 1708, fol. 15´ f.
2129 Ebd., fol. 22.
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membrationsverbot berief. Er bezog sich auf die Policeyordnung von 15452130, in 
der die Landesherrin und die Landstände verboten hatten, dass die Herde ent-
weder durch Erbteilung oder durch Kauf zerteilt würden. Zusätzlich versuchte 
er das landesherrliche Gericht noch einmal von diesem Gesetz zu überzeugen: 
Wenn es zu einer Zerteilung der Herde komme, könnten kaum mehr gerichts-
herrliche Lasten gezahlt werden, weil die Landbesitzer dann zu arm würden. Des-
halb solle die Landesherrschaft auch die Zerteilung eines Herdes in Westerende 
verbieten.2131 Von den Gemeindemitgliedern selbst wurden allgemeine gemeind-
liche Rechte bemüht, um eine Ansiedlung des Warfsmannes zu verhindern: Die 
Forderungen von Warfsleuten wurden im mündlichen Verhör eines bäuerlichen 
Bevollmächtigten der Gemeinde Westerende als „Stöhrung in ihrer Anrecht“, 
also als Störung der bäuerlichen Rechte verstanden.2132 
Die Bauern versuchten aber so nicht nur, eine eigene Rechtsgrundlage beizu-
bringen, sondern auch diejenige der Warfsleute zu diskreditieren. Wie in Weener 
bestritten die Bauern in Timmel und Detern vor allem eine Rechtsgewohnheit, 
die die Warfsleute beigebracht hatten.2133 
Das Herkommen galt dementsprechend auch den Warfsleuten und Häuslin-
gen als wichtigste rechtliche Grundlage. Die unterbäuerliche Bevölkerung, die 
von den kommunalen Rechten und Pflichten ausgeschlossen war, behauptete ein 
altes Herkommen zum Beispiel ihrer Rechte an der Weide und ihrer Befreiung 
von gemeindlichen Lasten.2134 In einem zumindest selbst unterschriebenen Attes-
2130 Agena, Grundbesitz, Beispruch und Anerbenrecht, S. 65-71: Das sog. Dismembrationsverbot in der 
Policeyiordnung von 1545 verbot die Zerteilung der Herde durch Erbteilung und Verkauf.
2131 StaA Rep. 103 III 120 a Gemeinde Westerende / Jan Janssen ebd. – Bau eines Hauses auf einem vom 
Herd seines Bruder abgetrennten Grundstück 1726, fol. 16´ f.  
2132 Ebd., fol. 1´.
2133 Gegen das Herkommen der Warfsleute argumentierte der Anwalt der Eigenerben aus Timmel: StaA 
Rep. 103 III 7 Eigenerben zu Timmel gegen Berendt Ubben und Fokke Garrelts, die Nutzung der 
gemeinen Weide und Zahlung von Weidegeld betr. 1636-1637, fol. 4-6.
 Im oben zitierten Vergleich pochten die Bauern auf ihr Eigentum und argumentierten gegen das be-
hauptete Herkommen der Warfsleute: StaA Rep. 4 B V b 18 Anfrage der Amtleute zu Stickhausen in 
Sachen der Bauerrichter zu Detern gegen die dortigen Häuslinge, insbesondere die vom Hofgericht 
den Amtleuten disputierte Jurisdiktion über die Bauerrichter 1737-39, fol. 24 f.
2134 StaA Rep. 103 III 103 Göcke Meinen zu Middels gegen den dortigen Bauerrichter Folckert Siebels, 
die gemeine Weide betr. 1719-1720, fol. 6: Das Urteil des Amtmannes gab die Orientierung des 
Warfsmannes Göcke Meinen am Herkommen wieder. 
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tat drückten die Häuslinge von Detern im Konflikt um die Weide- und Trofnut-
zung dies folgendermaßen aus: 
„Wir niedergeschriebene attestiren und bezeugen hiemit der Wahrheit 
zusteuer, wie daß die so genannte Hüßlingen, oder diejenige, so keine 
fuhr und aufschlag haben, von 20.30.40.50. 60. und mehr Jahren so 
lange wir dencken können, nicht alleine nicht mehr als 10 Stüber für 
jeder Kuhe aus der gemeinen Weyde bezahlet; sondern auch ein jeder 
derselben auf dem Mitten mohr oder sonst ohne Entgelt und jemandes 
Hinderung jeder zeit torff gegraben haben; Zu urkund der Wahrheit ha-
ben wir dieses eigenhändig unterschrieben und sind wir erbietig solches 
auf Erfordern mittelst Eyd zu bestärcken.
Detern, d. 8ten May 1737
Johan Klöfer
Marea Harms
Angente Hinrichs hat dies Marck eigenhandig gezogen [...].“2135
Die Häuslinge führten zusätzlich auch die Pfandsachen auf, die die Bauern 
ihnen abgenommen hatten, weil die Häuslinge nicht bereit waren, sich an deren 
neue Anweisungen, die gegen das alte Herkommen verstießen, zu halten. Die 
Häuslinge verlangten eine  Rückgabe: 
 StaA Rep. 103 III 120 a Gemeinde Westerende / Jan Janssen ebd. – Bau eines Hauses auf einem 
vom Herd seines Bruder abgetrennten Grundstück 1726, fol. 2: Der Warfsmannes zu Westerende Jan 
Janssen an Seiten seines Anwaltes argumentierte mit dem Herkommen, das zeige, dass niemandem 
verwehrt würde, Hühner und Gänse zu halten, wie es der Jan Janssen vorhabe. 
 StaA Rep. 4 B IV d 129 Die Warfsleute zu Hinte, insbesondere die Mittragung der zur Wiederher-
stellung der Hinter Brücke erforderlichen Unkosten betr. 1631-1635, fol. 19: Die Handwerks- und 
Arbeitsleute aus Hinte argumentierten in einer selbst unterschriebenen Supplikation auch mit dem 
Herkommen. 
 StaA Rep. 103 III 7 Eigenerben zu Timmel gegen Berendt Ubben und Fokke Garrelts, die Nutzung 
der gemeinen Weide und Zahlung von Weidegeld betr. 1636-1637, fol. 2´: Der Anwalt der Warfsleute 
aus Timmel bezog sich auch auf das Herkommen. Im Urteil erkannte das Amtsgericht dieses Herkom-
men auch an, die Eigenerben appellierten dagegen jedoch am Kanzleigericht. 
2135 StaA Rep. 4 B V b 18 Anfrage der Amtleute zu Stickhausen in Sachen der Bauerrichter zu Detern ge-
gen die dortigen Häuslinge, insbesondere die vom Hofgericht den Amtleuten disputierte Jurisdiktion 
über die Bauerrichter 1737-39, fol. 59 f.: Die Supplikation des Anwalts, in der er sich auf das Attestat 
der Warfsleute bezog, argumentioerte dementsprechend auch mit dem Herkommen (fol. 54-57). 
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„Specificatio derjenigen personen, so die Bauer-Richter in Detern mit 
Zuziehung einiger Bauern, wegen des wieder altes Herkommen verhö-
heten Weyde-geldes  de facto gepfandet haben.
Jan Harmens ein zinnen Krugs
Hinrich Aleffs ein zinnen köpgen
Harmen Widden ein Hacke meß
Johann Thomsen ein Gesangbuch
Meinert Heymen Wittwe ande einige zinnene Schüßel, so aber ihre 
Tochter oder deren Mann mit bezahlung des verhöheten Weide-Geldes 
wieder ihren Willen wieder gelöset hat, welche dahero die restitution der 
zuviel abgezwungenen geldes verlanget.“2136
Während die Häuslinge in Detern von einer „Hinderung“ ihrer Gewohnhei-
ten sprachen, wurde eine Störung der althergebrachten Rechte von den Anwälten 
der unterbäuerlichen Bevölkerung sowohl in Detern als auch in Hinte als nicht 
„billig“ bezeichnet.2137 Das Handeln eines Warfsmannes wurde von dessen An-
walt dagegen als billig betrachtet.2138 Um ihr Handeln zu legitimieren, behaupte-
ten die Weeneraner Warfsleute in ihren Verhören zwar nicht die „Billigkeit“ ihres 
Handelns, aber sie beriefen sich auf eine „Gerechtigkeit“, die es ihnen erlaube, 
Vieh auf die gemeine Weide aufzuschlagen. 2139 
Die Nutzung von Gemeinderessourcen wurde von den Warfsleuten in ihren 
Verhören und in der mündlichen Kommunikation vor Gericht als berechtigt und 
dem Herkommen gemäß angesehen. Man habe Nutzung durch die Ableistung 
von gemeindlichen Pflichten errungen. So wurden ein Beitrag zur Wegereparatur 
2136 StaA Rep. 4 B V b 18 Anfrage der Amtleute zu Stickhausen in Sachen der Bauerrichter zu Detern ge-
gen die dortigen Häuslinge, insbesondere die vom Hofgericht den Amtleuten disputierte Jurisdiktion 
über die Bauerrichter 1737-39, fol. 59. 
2137 Ebd., fol. 55; StaA Rep. 4 B IV d 129 Die Warfsleute zu Hinte, insbesondere die Mittragung der zur 
Wiederherstellung der Hinter Brücke erforderlichen Unkosten betr. 1631-1635, fol. 16´, fol. 110´. 
2138 StaA Rep. 103 III 120 a Gemeinde Westerende / Jan Janssen ebd. – Bau eines Hauses auf einem vom 
Herd seines Bruder abgetrennten Grundstück 1726, fol. 25´. 
2139 StaA Rep. 4 B IV h 66 Fiskal gegen die Warfsleute zu Weener und Holthusen, insbesondere gegen 
Hinrich Jacob Nachtigall und Konsorten wegen Aufruhr, Verletzung der öffentlichen Ruhe und Tot-
schlag des Obersten und Drosten Aylva 1660-1667, Vol. II, fol. 425, 547.
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und die Ansässigkeit als Ursprünge jenes Rechts angesehen, Vieh auf die Weide 
treiben zu dürfen oder ein Haus auf einem Kamp zu bauen.2140 
Außerdem argumentierten die Warfsleute neben dem Herkommen auch mit 
dem Bauerrecht, welches von den Bauern nicht gestört werden dürfe. Die „Land-
gebraucher“ von Hinte hatten 1631 versucht, die Warfsleute mit einem Man-
dat des Kanzleigerichts zum Mittragen der Unkosten einer Brückenreparatur 
zu zwingen. Der Anwalt der Warfsleute bezeichnete diese Kostenbeteiligung als 
Bruch des „uralten Bawerrechts“.2141 Damit war wahrscheinlich das Bauerrecht 
als mündliche Rechtsgewohnheit und nicht ein schriftliches Bauerrecht gemeint, 
denn es lag kein schriftliches Bauerrecht vor.2142 In der selbst unterschriebenen 
Supplikation bezeichneten die Warfsleute das bäuerliche Vorgehen dann auch als 
wider „den lauff der Rechten, undt wieder alle gewohnheit“.2143 
Sowohl die Warfsleute als auch die Eigenerben versuchten also, ihr Handeln 
mit ihnen bekannten Rechtsgrundlagen zu legitimieren. Ihr Rekurs auf das Her-
kommen, auf das Bauerrecht oder auf ein allgemeines Verbot der Herdteilung 
wurde durch die Schriftsätze der Anwälte überformt, die die grundsätzlichen 
rechtlichen Argumentationen übernahmen und teilweise die passenden Policey-
gesetze oder Landesverträge hinzufügten. 
In der Analyse der ostfriesischen Willküren wurde deutlich, dass die Realge-
meinden ihre Willküren und ihre Brüchen mit der Einhaltung der Norm des 
gemeinen Nutzens legitimierten. In den Willküren wurde diese Norm von den 
Bauern aufgerufen, um die Rechtsetzungen und Brüchen gegenüber den Gemein-
deeinwohnern zu legitimieren und sie als dem Gemeinwohl gemäß darzustel-
2140 StaA Rep. 103 III 103 Göcke Meinen zu Middels gegen den dortigen Bauerrichter Folckert Siebels, 
die gemeine Weide betr. 1719-1720, fol. 8 f.; StaA Rep. 103 III 120 a Gemeinde Westerende / Jan 
Janssen ebd. – Bau eines Hauses auf einem vom Herd seines Bruder abgetrennten Grundstück 1726, 
fol. 3.
2141 StaA Rep. 4 B IV d 129 Die Warfsleute zu Hinte, insbesondere die Mittragung der zur Wiederherstel-
lung der Hinter Brücke erforderlichen Unkosten betr. 1631-1635, fol. 35´ f. 
2142 StaA Rep. 5 421 Sammlung geltender Rechte und Gewohnheiten (ältere Schriftstücke und Abschrif-
ten älterer Schriftstücke), Amt Emden 1780, 1792-1793, fol. 12.
2143 StaA Rep. 4 B IV d 129 Die Warfsleute zu Hinte, insbesondere die Mittragung der zur Wiederherstel-
lung der Hinter Brücke erforderlichen Unkosten betr. 1631-1635, fol. 19´.
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len.2144 Genauso nutzten die Gemeinden den Hinweis auf den gemeinen Nutzen, 
um ihre Maßnahmen in Konflikten mit unterbäuerlichen Gruppen zu rechtfer-
tigen. Realgemeindliche Entscheidungen über die Allmende, wie zum Beispiel 
der Verkauf von kleinen Äckern und eine Erhöhung der Pacht zur Weidenutzung 
in Weener, sollten laut einer Zeugenaussage der Schuldentilgung dienen.2145 Ein 
Weeneraner Eigenerbe tat im Verhör seine Überzeugung kund, dass man damit 
nur „zum besten der gemeine“ gehandelt habe.2146 Auch eine Ansiedlung von 
unterbäuerlicher Bevölkerung wurde zum Beispiel von den Bauern in Wiesens in 
einer Supplikation als Beförderung des gemeinen Nutzens angesehen.2147 Ande-
rerseits wurde die Ansiedlung von unterbäuerlicher Bevölkerung, wie in einem 
Verhör eines Bevollmächtigten der Gemeinde Westerende, aber auch als Behin-
derung des gemeinen Nutzens dargestellt.2148 Der Weide, dem Land des Pastors, 
der Kirche und den Armen der Gemeinde, also der ganzen Gemeinde, werde 
durch dieses „unnütze Gesindel“ Schaden zugefügt und die Gemeinde wolle 
gegen die Ansiedlung mit landesherrlichem Konsens für den gemeinen Nutzen 
sorgen. Nicht nur Ressourcen wie die Weide, das Land des Pastors und die Gel-
der für die Armen würden durch eine Ansiedlung gemindert, sondern auch der 
nützliche Gottesdienst: Die geplante Eröffung eines neuen Kruges gegenüber der 
Kirche durch den neuen Siedler Jan Janssen wurde von dem klagenden Bevoll-
mächtigten der Gemeinde Westerende abgelehnt, weil dieser Krug die Leute dazu 
verführen würde, nur noch Bier zu trinken und nicht mehr den Gottesdienst zu 
besuchen.2149 
2144 Siehe Kapitel „III.4.1. Rechtsetzung und Wahl in Gemeindeversammlungen“. 
2145 StaA Rep. 4 B IV h 66 Fiskal gegen die Warfsleute zu Weener und Holthusen, insbesondere gegen 
Hinrich Jacob Nachtigall und Konsorten wegen Aufruhr, Verletzung der öffentlichen Ruhe und Tot-
schlag des Obersten und Drosten Aylva 1660-1667, Vol. I, fol. 293.
2146 Ebd., Vol. I, 297´.
2147 StaA Rep. 102 807 Gemeinde Wiesens / Heuerleute zu Oster-Egels wegen Gemeindelasten (1709-) 
1711-1717, fol. 19´: Die Warfsleute wurden im Vergleich mit den vom Fürsten in der Nähe der 
Gemeinde Wiesens angesiedelten sogenannten Heuerleuten als nützlich angesehen, denn von den 
Warfsleuten konnten die Eigenerben leichter Gemeindegelder eintreiben, über die sie dann verfügen 
konnten.
2148 StaA Rep. 103 III 120 a Gemeinde Westerende / Jan Janssen ebd. – Bau eines Hauses auf einem vom 
Herd seines Bruder abgetrennten Grundstück 1726.
2149 Ebd., fol. 1, 2´ f., 7´ f. 17´, 18.
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Auch die gemeindlichen Ausgaben, zu denen die Warfsleute zum Beispiel in 
Hinte verstärkt hinzugezogen wurden, sollten dem „gemeinen Nutzen“ dienen. 
Eine mit solchen Finanzmitteln reparierte Brücke werde laut der Argumentation 
des Anwalts der Eigenerben allen Einwohnern und dem „gemeine[n] beste[n]“ 
zugute kommen.2150 
Die bäuerliche Partei stellte nicht nur die eigenen Forderungen als Beförde-
rung des gemeinen Nutzens dar, sondern prangerte auch den Eigennutz der Ge-
genseite an. Die Warfsleute hätten laut Angabe des bäuerlichen Anwalts einen 
Beitrag zu den nützlichen gemeindlichen Ausgaben abgelehnt, wären aber gerne 
mit dabei, wenn die Gemeinde Bier zum „sauffen“ ausgebe.2151
Der gemeine Nutzen erscheint in der ländlichen Gesellschaft als ein äußerst 
ambivalenter Begriff, der vielfältig nutzbar war.2152 Er diente einerseits – wie in 
den Willküren – auch in den hier untersuchten Konflikten zur Legitimation 
von gemeindlichem Handeln.2153 Darüber hinaus wurde er aber auch von jenen 
Schichten, die nicht zur Herrschaft qualifiziert waren, als Kriterium herrschaftli-
chen Handelns verwendet.2154 Der „gemeine Mann“ legitimierte nach Erkennt-
nissen der bäuerlichen Widerstandsforschung sein aufständisches Verhalten da-
mit, dass die feudale Herrschaft sich nicht mehr am „Gemeinnutz“ orientiere.2155 
Auch nach Blickle diente die Orientierung am gemeinen Nutzen vielfach dazu, 
den herrschaftlichen Eigennutz zu kritisieren. Er bezieht sich allerdings nur auf 
die bäuerliche Kritik an Grund- und Landesherren.2156 Während ostfriesische 
Bauern von der Landesherrschaft nicht forderten, sich am „gemeinen Nutzen“ 
2150 StaA Rep. 4 B IV d 129 Die Warfsleute zu Hinte, insbesondere die Mittragung der zur Wiederherstel-
lung der Hinter Brücke erforderlichen Unkosten betr. 1631-1635, fol. 12´ f., 128. 
2151 Ebd., fol. 81´.
2152 Schulze, Vom Gemeinnutz zum Eigennutz, S. 600.
2153 Schulze, Vom Gemeinnutz zum Eigennutz, S. 598; Friedeburg, Der „Gemeine Nutz“ als affirmative 
Kategorie, S. 28: Schulze und Friedeburg setzen sich mit der Legitimation staatlicher Herrschaft durch 
den gemeinen Nutzen auseinander. Ähnlich kann hier der Einsatz des gemeinen Nutzens verstanden 
werden. Auch er diente der Legitimation herrschaftlichen Handelns. 
2154 Schulze, Vom Gemeinnutz zum Eigennutz, S. 599; Schnabel-Schüle, Rechtssetzung, Rechtsanwen-
dung, S. 304.
2155 Schulze, Vom Gemeinnutz zum Eigennutz, S. 599; Blickle, „Handarbeit“, „gemeiner Mann“, S. 237.
2156 Blickle, Begriffsbildung, S. 18; Schulze, Vom Gemeinnutz zum Eigennutz, S. 599; Blickle, „Hand-
arbeit“, „gemeiner Mann“, S. 237. 
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zu orientieren, forderte die unterbäuerliche Bevölkerung dies – wie in Weener 
–  allerdings von den Bauern ein. 
Wie erwähnt, warf der Weeneraner Rädelsführer der Warfsleute in seinem 
Verhör den Eigenerben Eigennutz vor, weil sie Kämpe aus der Gemeindeweide 
verkauft hatten. Er forderte ihre Orientierung am gemeinen Nutzen aller Ein-
wohner ein.2157 Auch der Gemeinde Detern wurde zum Beispiel vom Anwalt 
der Häuslinge unterstellt, dass sie mit den Gemeindeländereien nicht nach dem 
Prinzip des „gemeinen Nutzens“ gehandelt habe und diese zum Beispiel an Aus-
wärtige im eigenen Interesse verkauft oder verpachtet habe. Das Vieh der kleinen 
Leute müsse deshalb „Hunger und Kummer leiden“.2158 Auch die Verwendung 
von gemeindlichen Geldern fiel aus Sicht der Warfsleute unter den Verdacht des 
Eigennutzes. Der Anwalt der Warfsleute aus Hinte unterstellte den Eigenerben, 
bei der Verwendung der gemeindlichen Gelder zum Brückenbau eigennützig zu 
handeln.2159
Der gemeine Nutzen diente aber nicht nur der Kritik an den Eigenerben, er 
konnte von den Anwälten auch zur Legitimation der Forderungen von Warfsleu-
ten verwendet werden. So versuchte der Anwalt des siedlungswilligen Warfsman-
nes von Westerende, eine Ansiedlung als dem gemeinen Nutzen gemäß darzu-
stellen: Mehr Häuser in der Gemeinde würden der Gemeinde auch mehr Gelder 
verschaffen, so dass es auch den dort lebenden Armen besser erginge.2160 Und 
auch wenn die Warfsleute das Mittragen von gemeindlichen Lasten wie in Hinte 
2157 StaA Rep. 4 B IV h 66 Fiskal gegen die Warfsleute zu Weener und Holthusen, insbesondere gegen 
Hinrich Jacob Nachtigall und Konsorten wegen Aufruhr, Verletzung der öffentlichen Ruhe und Tot-
schlag des Obersten und Drosten Aylva 1660-1667, Vol. II, fol. 424´: Henrich Jacob Nachtigall sagte 
aus, dass mit dem Verkauf von Kämpen aus der Gemeindeweide die Eigenerben keine gemeindlichen 
Schulden abgetragen hätten, sondern die Gelder zum Eigennutz eingenommen hätten. 
2158 StaA Rep. 4 B V b 18 Anfrage der Amtleute zu Stickhausen in Sachen der Bauerrichter zu Detern 
gegen die dortigen Häuslinge, insbesondere die vom Hofgericht den Amtleuten disputierte Jurisdik-
tion über die Bauerrichter 1737-39, fol. 55 f.: Die Interessenten in Detern wurden kritisiert, weil sie 
fremdes Vieh aus dem Oldenburgischen, von Lengen und dem Overledinger Land gegen Entgelt auf 
ihre Weide aufnehmen würden. 
2159 StaA Rep. 4 B IV d 129 Die Warfsleute zu Hinte, insbesondere die Mittragung der zur Wiederherstel-
lung der Hinter Brücke erforderlichen Unkosten betr. 1631-1635, fol. 136´. 
2160 StaA Rep. 103 III 120 a Gemeinde Westerende / Jan Janssen ebd. – Bau eines Hauses auf einem vom 
Herd seines Bruder abgetrennten Grundstück 1726, fol. 24´ ff.
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verweigerten, wollten sie laut ihres Anwalts doch nur dem „gemeinen nutz und 
besten irgends dienen“.2161 
Die Norm des gemeinen Nutzens wurde demnach in der Gemeinde von un-
terschiedlichen Gruppen verwendet und konnte vielfältigen Zwecken dienen. Er 
wurde nicht nur zur Legitimation realgemeindlicher Entscheidungen gegenüber 
den Gemeindeeinwohnern verwandt, sondern auch als Legitimation des Wider-
standes von Nicht-Gemeindemitgliedern gegen die Gemeinde. Die Gemeinde 
war aus Sicht der Warfsleute zum gemeinen Nutzen verpflichtet, ihr „Eigennutz“ 
wurde angeprangert.2162 Eine Sorge der Warfsleute um den gemeinen Nutzen 
drückten sie selbst nur durch diese Kritik an den Eigenerben aus: Sie forderten 
die Orientierung am gemeinen Nutzen von der Gemeinde ein. 
Jedes Haus hatte in der Gemeinde ein Anrecht auf den Schutz seiner Existenz, 
und diese „Hausnotdurft“ wurde in den betrachteten Konflikten zwischen Bau-
ern und Landesherrschaft von den Eigenerben meist für die Armen der Gemein-
de eingefordert. Mit der Norm der „Hausnotdurft“ wurde aber nicht nur Exis-
tenz geschützt, sondern auch  gewinnmaximierendes Verhalten beschränkt2163: 
Die bäuerliche Herrschaft über die Allmende und die von den Eigenerben zuge-
lassene Intensität der Nutzung durch Eigenerben und Warfsleute wurde so über 
die Norm der „Hausnotdurft“ gesichert. Wenn die Nutzung der Allmende durch 
die Warfsleute in Form von Viehauftrieb, Mist- oder Feuerplaggenhauen oder 
Torfgraben die „Hausnotdurft“ überschritt, galt sie zum Beispiel nach der Will-
kür von Oldendorf als gewinnorientiert und verwerflich: 
2161 StaA Rep. 4 B IV d 129 Die Warfsleute zu Hinte, insbesondere die Mittragung der zur Wiederherstel-
lung der Hinter Brücke erforderlichen Unkosten betr. 1631-1635, fol. 7´.
2162 Weber, Städtische Herrschaft, S. 264; Weber, Der arme Mann, S. 67 f.; Friedeburg, Ländliche Ge-
sellschaft, S. 158-163: Auch Weber und Friedeburg zeigen, dass die Armen einer Gemeinde gegen die 
lokale Oberschicht durch die Brandmarkung von „Eigennutz“ vorgingen. 
2163 Blickle, Nahrung und Eigentum, S. 80 f., 77-80: Renate Blickle wies anhand von altbayerischem 
Quellenmaterial nach, dass auch die Nutzung der Allmende durch die Norm der „Hausnotdurft“ 
reguliert wurde, indem jeder Gemeindegenosse nur so viele Tiere auf die gemeinsame Weide treiben 
durfte, wie zu seiner „Hausnotdurft“ nötig war. 
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„Datt die Werfsleuten der Gemeinte Lande mit Plaggen und Hey-
de howen, Torf graben, mehr dann sie selbst noettrofftigs von doende, 
Buschhowen etc. nicht gebruken sollen, ohne der Gemeindte Bewilli-
gungs und geborlike Vergeldung.“2164 
Aber auch die Eigenerben und alle Gemeindeeinwohner zusammen konnten 
in Willküren ostfriesischer Gemeinden ermahnt werden, sich an die Norm der 
„Hausnotdurft“ zu halten und die Allmende nicht für gewinnorientiertes Verhal-
ten zu nutzen.2165 
Nicht nur in den Willküren führten die Eigenerben den Schutz der auskömm-
lichen Nahrung an, um Entscheidungen für alle Einwohner zu legitimieren. Der 
Anwalt der Eigenerben aus Hinte behauptete, dass die Eigenerben ein Interesse 
am Schutz der Nahrung jedes Gemeindeeinwohners hätten. Durch die gemein-
sam finanzierte Reparatur von Brücken und Wegen werde diese Nahrung sogar 
befördert.2166 Der Anwalt der Warfsleute in Hinte nahm diese Argumentation 
auf. Er lehnte für die Warfsleute Maßnahmen ab, welche die Bauern mit der zu 
befördernden Nahrung der Warfsleute begründet hatten. Sie bräuchten keine 
Brücke. Der Anwalt argumentierte: „Warffstete ernaren sich nicht von der Brüg-
gen, sonderen von Ihrer handtarbeitt.“ Deshalb würden die Warfsleute nicht für 
die Finanzierung der Brücke bezahlen.2167 Ein Tausch zwischen der Sicherung 
der auskömmlichen Nahrung und der Zahlung von Lasten wurde so abgelehnt. 
Ganz im Gegensatz wurde sogar behauptet, dass die finanziellen Unkosten der 
2164 Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. 88. Genauso auch in Walle: Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. 
108.
 Pauls, Aus dem Pfarrarchive, S. 16 f.: Noch 1792 wurde für die Erstellung des „Provinzial-Gesetzbu-
ches“ von den Bauerrichtern aus Aurich-Oldendorf berichtet, dass die Warfsleute zu ihrer Notdurft 
Plaggen stechen durften, aber es einen Missbrauch ihres Rechtes bedeuten würde, wenn sie den Torf 
nach Aurich zum Verkauf fahren würden.
2165 Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. 126, 140.  
2166 StaA Rep. 4 B IV d 129 Die Warfsleute zu Hinte, insbesondere die Mittragung der zur Wiederher-
stellung der Hinter Brücke erforderlichen Unkosten betr. 1631-1635, fol. 24´, hier besonders fol. 14 
f.: „...hiebei noch unterdienstlich erinnert haben, das die Gegentheile alle gewerb treiben mit Backen, 
Kuhenbachen, Brawen, Schmieden, Schumachen, Kupen, Rademachen, Kramerey, Krug halten, undt 
andere Sachen mehr, so alle ihre Nahrungk nicht treiben können, wan die Brügen undt also der Pas, 
fürbey ihr heuser ihnen benommen wehre.“
2167 Ebd., fol. 136 f. 
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Brückenreparatur die Warfsleute in ihrer „auskömmlichen nahrung“ bedrohen 
würden. Die Bauern in Hinte versuchten daraufhin zu zeigen, dass die auskömm-
liche Nahrung der Warfsleute in keinem Fall durch das Handeln der Gemein-
de bedroht sei, denn die Warfsleute seien reicher, als sie zugeben wollten. Der 
Anwalt der Warfsleute bot daraufhin ironisch an, dass die Warfsleute gerne mit 
den Eigenerben die Stellung tauschen und dann auch alle Lasten übernehmen 
würden: 
„[...] wolan Warffstete seindt urpietigk, mit Landtgebraucheren zu 
tauschen, und noch dazu, facta permutatione omnium bonorum, die 
streitige brügge auf Ihren Kosten imposterum alleine zu unterhalten.“2168 
Eine auskömmliche Nahrung wurde von den Warfsleuten und ihren Anwälten 
auch in anderen Fällen eingefordert. Der Anwalt der Timmeler Warfsleute verlang-
te von den Bauern, dass sie die „Nahrung“ der Warfsleute schützen sollten. Als die 
Bauern die kostenpflichtige Nutzung ihrer Weide durch das Vieh der Warfsleute 
nicht mehr erlaubt hätten, hätten sie den Warfsleuten die notdürftigste Nahrung 
bzw. „das liebe brodt aus dem munde“ entzogen.2169 Auch ein Bauerrecht, eine He-
raufsetzung von Pachtgeldern für die Weidenutzung und ein Verkauf von Gemein-
deländereien konnte wie in Weener von Warfsleuten in ihren Verhören als Angriff 
auf ihre „auskömmliche Nahrung“ gewertet werden: Sie könnten sich nicht an das 
von den Bauern gesetzte Bauerrecht und den dort festgesetzten Auftriebstermin 
halten, weil man das Vieh „nicht bergen könnte für hunger“. 2170 
Genau wie der Wert des gemeinen Nutzens wurde auch die Argumentation 
mit der auskömmlichen Nahrung sowohl von den Realgemeinden als auch den 
unterbäuerlichen Warfsleuten genutzt. Die Warfsleute wehrten sich gegen die 
2168 StaA Rep. 4 B IV d 129 Die Warfsleute zu Hinte, insbesondere die Mittragung der zur Wiederherstel-
lung der Hinter Brücke erforderlichen Unkosten betr. 1631-1635,  fol. 135 f.
2169 StaA Rep. 103 III 7 Eigenerben zu Timmel gegen Berendt Ubben und Fokke Garrelts, die Nutzung 
der gemeinen Weide und Zahlung von Weidegeld betr. 1636-1637, fol. 2´. 
2170 StaA Rep. 4 B IV h 66 Fiskal gegen die Warfsleute zu Weener und Holthusen, insbesondere gegen 
Hinrich Jacob Nachtigall und Konsorten wegen Aufruhr, Verletzung der öffentlichen Ruhe und Tot-
schlag des Obersten und Drosten Aylva 1660-1667, Vol. II, fol. 429; genauso: Depositio Louwert 
Louwerts vom 25. April 1660, fol. 547´f.
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Eingriffe der Gemeinde in ihre „Nahrung“ mit dem Argument, dass sie ihren Be-
sitz schützen müssten. Sie forderten von den Eigenerben, dass diese sich um den 
Schutz der unterbäuerlichen „auskömmlichen Nahrung“ kümmern sollten. Die 
Bauern vertraten vor Gericht die Position, dass sie um die Nahrung der Warfs-
leute und ihre eigene Nahrung besorgt seien und durch die Hinzuziehung der 
Warfsleute zu gemeindlichen Lasten eine solche Nahrung sogar befördern wür-
den.
Die Warfsleute forderten also Normen ein, die laut Blickle zur klassischen 
kommunalistischen Rhetorik gehörten. Nach Blickle diente die Orientierung 
am gemeinen Nutzen, der auskömmlichen Nahrung und dem alten Recht den 
Bauern vielfach dazu, den herrschaftlichen Eigennutz zu kritisieren.2171 Während 
ostfriesische Bauern nur eine Orientierung am Herkommen von ihrer Landes-
herrschaft einforderten, argumentierten die Warfsleute auch mit dem gemeinen 
Nutzen und der Hausnotdurft gegenüber den Bauern und gegenüber der bäuer-
lichen Realgemeinde und ihren Vertretern. Der gemeine Nutzen sollte von den 
Eigenerben bedacht werden und den Warfsleuten hatten die Eigenerben eine aus-
kömmliche Nahrung zu garantieren. Mit dem alten Recht wurde versucht, die 
eigene Vorstellung von Gerechtigkeit durchzusetzen. 
2.3.2 Ziele der Warfsleute 
Der Großteil der Konflikte zwischen Bauern und Warfsleuten wurde durch die 
Bauern verursacht, welche die Rechte der unterbäuerlichen Bevölkerung verän-
derten. Die Eigenerben übten so Rechtsetzung und Rechtsprechung verstärkt 
auch über die Warfsleute aus. Der Bauerrichter handelte nicht nur für die ihn 
wählenden Eigenerben, sondern auch für die Warfsleute. Die wichtigsten Prakti-
ken der Realgemeinde und damit die gemeindliche Herrschaft standen damit in 
diesen Konflikten zur Diskussion. All diese Streitpunkte rankten sich um ein zen-
trales Thema: In welchem Verhältnis standen die neuen unterbäuerlichen Siedler, 
2171 Blickle, Begriffsbildung, S. 18; Schulze, Vom Gemeinnutz zum Eigennutz, S. 599; Blickle, „Hand-
arbeit“, „gemeiner Mann“, S. 237. Siehe dazu Kapitel „I.2.1. Bauern und Peter Blickles Forschungs-
konzept „Kommunalismus““. 
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die Warfsleute, zur Gemeinde? Konnte über sie mit der Rechtsetzung, Recht-
sprechung und den Entscheidungen des Bauerrichters bestimmt werden, wenn 
sie nicht an deren Zustandekommen beteiligt waren? Sollten sie mehr Rechte 
in der Gemeinde erhalten? Welche Pflichten hatten sie dafür zu leisten? In den 
Strategien vor Gericht versuchten Eigenerben und Warfsleute eine solche Zuge-
hörigkeit zur Gemeinde in ihrem Sinne zu definieren. Sie setzten sich mit der 
Rechtsetzung, Rechtsprechung und den Wahlen auseinander, die sie nicht von 
einander als differenzierte Praktiken trennten, deren Diskussion hier aber zur 
besseren Übersichtlichkeit voneinander getrennt wiedergegeben wird. 
Die Bauern aus Detern und Middels beanspruchten jeweils als Gemeinde das 
Verfügungsrecht über die Gemeindeländereien und damit auch das Recht, Ver-
gehen zu bestrafen. Dieses Recht versuchten sie auch gegen den Widerstand der 
Amtsgerichte durchzusetzen. Sie beriefen sich in einem Vergleich mit den Häus-
lingen und laut Bericht des Amtmannes von Aurich auf das Bauerrecht, um ihre 
Strafkompetenz zu erweisen.2172 
Die bäuerliche Rechtsprechung wurde von der unterbäuerlichen Bevölkerung 
immer wieder kritisiert. Im Jahre 1737 bemängelten die unterbäuerlichen Häuslin-
ge in Detern in einer selbst unterschriebenen Supplikation die „Gewalt“ der Bau-
errichter bei der Pfändung oder bei der Strafeintreibung.2173 Die Bestrafung und 
Pfändung wurde vom Anwalt und vom Warfsmann Göcke Meinen aus Middels, 
der 1719 vor Gericht anwesend war, als „turbiren“ und „hinderlich fallen“ betrach-
tet.2174 Besonders der Biergenuss dieser eingenommenen Strafen durch den Bauer-
2172 StaA Rep. 4 B V b 18 Anfrage der Amtleute zu Stickhausen in Sachen der Bauerrichter zu Detern ge-
gen die dortigen Häuslinge, insbesondere die vom Hofgericht den Amtleuten disputierte Jurisdiktion 
über die Bauerrichter 1737-39, fol. 24-26; StaA Rep. 103 III 103 Göcke Meinen zu Middels gegen 
den dortigen Bauerrichter Folckert Siebels, die gemeine Weide betr. 1719-1720, fol. 2, 4: In beiden 
Prozessen gerieten die Bauerrichter unter anderem über ihren Strafanspruch in Auseinandersetzung 
nicht nur mit den Warfsleuten, sondern auch mit der Landesherrschaft. Diese Konflikte weiteten sich 
zu dem schon erwähnten Jurisdiktionsstreit um die Gerichtsbarkeit der Amtsgerichte und des Hofge-
richts aus. 
2173 StaA Rep. 4 B V b 18 Anfrage der Amtleute zu Stickhausen in Sachen der Bauerrichter zu Detern ge-
gen die dortigen Häuslinge, insbesondere die vom Hofgericht den Amtleuten disputierte Jurisdiktion 
über die Bauerrichter 1737-39, fol. 55´. 
2174 StaA Rep. 103 III 103 Göcke Meinen zu Middels gegen den dortigen Bauerrichter Folckert Siebels, 
die gemeine Weide betr. 1719-1720, fol. 9. 
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richter und die Interessenten war den Warfsleuten ein Dorn im Auge. Sie kritisier-
ten also in Verhören und mittels der Schriftsätze ihrer Anwälte vor allem, dass die 
Brüchen eigennützig von den Eigenerben vertrunken wurden.2175 Die Warfsleute 
verlangten demnach entweder, gar nicht bestraft zu werden oder einen Austausch 
von Rechten und Pflichten: Wenn die Warfsleute schon Strafen zahlen mussten, 
wollten sie auch, dass die Gelder auch zu ihrem Nutzen verwandt wurden.
Auch bezüglich der Wahlen und einer dadurch hergestellten Repräsentation 
des gemeindlichen „Officianten“ für die Realgemeinde, aber auch für die unter-
bäuerliche Bevölkerung, gerieten die Eigenerben und Warfsleute aneinander. 
Die Eigenerben von Hinte bekräftigten im Konflikt mit den Warfsleuten um 
die Finanzierung der Hinter Brücke ihren Anspruch auf eine Identitätsreprä-
sentation für die Warfsleute. Der Schüttemeister vertrete auch die Warfsleute, 
obwohl diese den Schüttemeister nicht wählten. So galten ihrer Meinung nach 
2175 StaA Rep. 103 III 103 Göcke Meinen zu Middels gegen den dortigen Bauerrichter Folckert Siebels, 
die gemeine Weide betr. 1719-1720, fol. 2; StaA Rep. 4 B IV h 66 Fiskal gegen die Warfsleute zu 
Weener und Holthusen, insbesondere gegen Hinrich Jacob Nachtigall und Konsorten wegen Aufruhr, 
Verletzung der öffentlichen Ruhe und Totschlag des Obersten und Drosten Aylva 1660-1667, Vol. 
II, fol. 255; StaA Rep. 4 B IV d 129 Die Warfsleute zu Hinte, insbesondere die Mittragung der zur 
Wiederherstellung der Hinter Brücke erforderlichen Unkosten betr. 1631-1635, fol. 97´ f.
 Auch im Harlingerland und nach 1744 wurden Beschwerden von Warfsleuten über das Vertrinken der 
Brüchen laut: StaA Rep. 4 B IV n 387a Die von Joh. Friedrich Potinius beanspruchte Freiheit vom 
Hofdienst von seiner Warfstätte in Stedesdorf (1657-) 1737-1739, fol. 37´ f.: Der Warfsmann Poti-
nius beschwerte sich in einem „Gegen=Bericht“ über die gerichtsherrlichen landesherrrlichen Lasten, 
die ihm aufgezwungen würden und insbesondere darüber, dass die Bauern diese Lasten vertrinken 
würden: „Ich bin im Jahre 1715 freylich wohl gezwungen gewesen, wie der Herr Ambtmann berich-
tet, da das Urtheil gegen mich ausgefallen, bey ihm zu suppliciren, dieses onus darin auf ein gewisses 
zu setzen, worauff er mich auch anstatt des Meyen und Schwehlen Geldes auf das Freygeld gesetzet, 
welches ich auch, ob ich schon in 8 Jahren keinen Krug mehr halte, sondern mein Schnittgerhandwerk 
treibe, bis hiezu willigst entrichte, und solches umb so viel fleißiger, als dasselbe in Eur: Hochfürstl: 
Durchl: Renterey kommt, hingegen das Meyden und Schwehlen Geld zu nichts anders angewendet, 
als dass es von denen Bauren unnütz versoffen wird, und dabey allerhand exessus im Tricken, Fluchen 
und Schwehren begangen wurden (…)“.
 StaA Rep. 5 2289 Warfsleute zu Timmel-Westende / Bauerrichter und Kirchenverwalter ebd. – Be-
lastung hinsichtlich der gemeinen Werke sowie Höhe des erlaubten Viehaufschlags auf der gemeinen 
Weide 2.,3. Inst., Beweisverf. In 1.,2. Inst. 4 Bde. 1767-1773, Bd. 1, fol. 6´: Der Anwalt der Warfs-
leute in Timmel-Westerende beschwerte sich in ihrem Namen, dass sie ihren letzten Heller zum Sauf-
gelage geben müssten, wenn sie gepfändet würden. 
 Für Rottweil weist auch Weber auf die Klagen von Tagelöhnern über das übermäßige Zechen, das 
als Eigennutz von bäuerlichen Amtsträgern und Bauern gebrandmarkt wurde, hin: Weber, Der arme 
Mann, S. 64 f.
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landesherrliche Mandate, die dem Schüttemeister übergeben wurden, auch für 
die Warfsleute. Es sei laut Anwalt der Eigenerben nach „hielandischen gebrauch“ 
üblich, dass landesherrliche Mandate den „Schützemeister insinuirett worden, 
dahmitt beiderseitz partheien woll musen friedlich sein“.2176 Eine Herrschaft über 
die Warfsleute durch die Schüttemeister leugnete der Anwalt der Bauern und des 
Schüttemeisters aus Hinte allerdings und betonte im Gegensatz dazu die Schutz-
funktion der Realgemeinde und des Gemeindevertreters. So konnte er auch die 
Entscheidungsbefugnisse der Gemeinde verteidigen: 
„Alle zue liederlich aber ist, das ferner ex adverso fürgeworffen wirdt, 
das seiner Principalen, mit die Schützemeisteren nicht zueschaffen hatt, 
undt nicht unter ihre jurisdiction seint, die schützemeisteren haben 
gantz keine jurisdiction, sondern werden nur jahrlich zue einnahmungk 
und wiederauskehrungk gemeiner praestationes erwehlett, undt müsen 
auch Warffstätten ihre Bürden abstatten; undt den Schützemeistern ein-
liebern; aber wehre es erst samblet, ob das der Gerichtsdiener oder die 
Schützemeister, oder Gegen theile selbst thuen, solches giebt oder nimbt 
nichts, wen nun die Pfennigen alle zusammen einkommen, wissen Ge-
gentheile nicht, das in die keiserliche undt Mansfeldische Beschwarnusse 
allezeit uff die Schutzemeister ist angekohmen?“2177 
Um die Vertretung der ganzen Gemeinde durch den „Schutzemeister“ zu 
begründen, argumentierten die Eigenerben also mit dem Schutz, den sie den 
Warfsleuten geleistet hatten, als „keiserliche undt Mansfeldische Beschwarnus-
se“ vorfielen. Damit waren die Einquartierungen der Truppen von Mansfeld im 
Dreißigjährigen Krieg gemeint.2178 Der Anwalt der Hinter Eigenerben versuchte 
so auch zu begründen, dass die Schüttemeister für die Hebung gemeindlicher 
und sonstiger Lasten, auch für die kaiserlichen Einquartierungslasten, zuständig 
2176 StaA Rep. 4 B IV d 129 Die Warfsleute zu Hinte, insbesondere die Mittragung der zur Wiederherstel-
lung der Hinter Brücke erforderlichen Unkosten betr. 1631-1635, fol. 25.
2177 Ebd., fol. 46 f. 
2178 Ebd., fol. 46´. Siehe zu Mansfeld und seinen Truppen in Ostfriesland zwischen 1622 und 1624: 
Brünink, Der Graf von Mansfeld in Ostfriesland (1622-1624). 
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waren und diese auch von den Warfsleuten einfordern konnten.2179 Er leugne-
te im Namen seiner „Principalen“ aber, dass es sich bei diesen Befugnissen um 
Herrschaft gehandelt habe: 
„Insonderheit wiederspricht man das Gegentheill so unverschampt 
wieder die wahrheit vorgibt, als sollten Landtgebraucher über Warffs-
tetten, dahmahls geherschet haben, man wollte ihme gebetten haben, 
daß er solches anderweit achter lase2180; solch poetisieren, ist zue grob; 
fictiones aber werden hie nicht verstattet, es kont ehr glaubt werden, 
das einige seiner Principalen mehr Vorteil als schade dahmahls gehabt 
haben, aber das rühret der Sachen nicht [...].“2181 
Im Gegenteil wurde den Warfsleuten selbst vorgeworfen, sie wollten eine Herr-
schaft praktizieren, indem sie sich von allen gemeindlichen Pflichten lossagten, 
die der Schüttemeister ihnen auferlegt hatte. Die „Exemtion“ der Warfsleute von 
den Anweisungen des Bauerrichters galt als Formulierung eines eigenen Herr-
schaftsanspruches: 
„Es ist kein Beherrschungk, wan der einer thuet, wie der ander; der 
sich eximiret der herrschet.“2182 
In Hinte wurde also die Repräsentation des gemeindlichen Amtsträgers für die 
Warfsleute von der Realgemeinde und ihrem Anwalt verteidigt. Ein konkreter 
Herrschaftsanspruch wurde vor Gericht allerdings nicht erhoben, damit wären 
die Bauerrichter vor dem landesherrlichen Amtsgericht auch nicht erfolgreich 
gewesen. 
2179 StaA Rep. 4 B IV d 129 Die Warfsleute zu Hinte, insbesondere die Mittragung der zur Wiederher-
stellung der Hinter Brücke erforderlichen Unkosten betr. 1631-1635, fol. 49: So argumentierte der 
Anwalt nochmals für das Recht der Schüttemeister, die Lasten einzutreiben führte die betreffenden 
Lasten auf, für deren Ablieferung sie zuständig waren: für die landständischen Steuern, sprich die Ka-
pitalschatzung und die Gelder für die Emdische Garnison und die kaiserliche Einquartierung. 
2180 Schiller/Lübben, Mittelniederdeutsches Wörterbuch, Bd. 1, S. 10: achter lassen = zurücklassen, über-
gehen, versäumen, unterlassen.
2181 StaA Rep. 4 B IV d 129 Die Warfsleute zu Hinte, insbesondere die Mittragung der zur Wiederherstel-
lung der Hinter Brücke erforderlichen Unkosten betr. 1631-1635, fol. 92. 
2182 Ebd., fol. 129. 
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Auch um die Wahl des gemeindlichen Amtsträgers ging es im Prozess in Larrelt 
im Jahre 1726. Die Larrelter Eigenerben versuchten vehement, ein Wahlrecht 
der Warfsleute bei der Wahl von gemeindlichen Amtsträgern zu verhindern. Auf 
geforderte Wahlrechte für die Warfsleute reagierten die Eigenerben mit Entrüs-
tung. Warfsleute, unterstützt von landesherrlichen Beamten, würden damit, so 
der Anwalt der Eigenerben, in die „gemeinde freyheit und das ohnwiedersprech-
liche Recht der mit Landgütern geseßenen Interessenten der Larrelter Vogtey“ 
eingreifen.2183
Die Vertretung des Bauerrichters für die gesamte Gemeinde geriet unter Be-
schuss durch die Warfsleute, die den Bauerrichter in der Regel nicht mitgewählt 
hatten. In Westerende akzeptierte der Warfsmann Jan Janssen zwar die Tatsa-
che, dass nur Interessenten einen repräsentationsfähigen Bauerrichter wählten, 
er versuchte dann aber zu zeigen, dass der Repräsentant der Eigenerben Gerd 
Gerdes nicht rechtmäßig gewählt worden war. Gerd Gerdes hatte eine Vollmacht 
erhalten2184, durch die er in der Lage war, für alle „eingesessene“ von Westeren-
de eine Supplikation abzufassen, in der der Ansiedlung des Warfsmannes Jan 
Janssen widersprochen wurde.2185  Der Anwalt des Warfsmannes behauptete nun 
aber, dass die Vollmacht nicht von den Eignern unterschrieben worden sei und 
der Gerd Gerdes somit nicht als Vertreter der eigentlichen Realgemeinde gelten 
könne. Der Herdeigner Gerd Gerdes habe versucht, im Namen der Gemeinde 
zu sprechen und dafür „schlecht bemittelte Warfsleute“ zur Unterschrift auf sei-
ne Vollmacht bewegt. Allerdings habe er vor Gericht diese Tatsache verschleiert 
und habe behauptet, im Namen aller Eingesessenen zu handeln.2186 Jan Janssen 
und sein Anwalt versuchten demnach die Tatsache zu nutzen, dass nur derjenige 
für die Gemeinde und ihren Nutzen sprechen durfte, der von der Realgemeinde 
gewählt worden war. Das Kanzleigericht und die landesherrlichen Beamten nah-
men diese Argumentation auf: Sie stimmten zu, dass Gerd Gerdes den Prozess 
2183 StaA Rep. 102 12 v. Böningen u.a. Warfsleute der Larrelter Vogtei / Rentmeister zu Emden: Freiheit 
der Beamten von Kuhschatzgeldern 1708, fol. 22´. 
2184 StaA Rep. 103 III 120 a Gemeinde Westerende / Jan Janssen ebd. – Bau eines Hauses auf einem vom 
Herd seines Bruder abgetrennten Grundstück 1726, fol. 20.
2185 Ebd., fol 7´. 
2186 Ebd., fol. 23´f.
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aufgrund eines „privat interesse[s]“2187 und nicht aufgrund eines gemeindlichen 
Interesses geführt hatte. Weil man den Bau eines Hauses als vorteilhaft für die 
Gemeinde ansah und der Gerd Gerdes nicht als Vertreter des gemeindlichen In-
teresses angesehen wurde, wurde für den Bau des Hauses, also für Jan Janssen, 
entschieden.2188 Janssen war also mit Hilfe des Amtsgerichts in der Lage, die Re-
präsentation des bäuerlichen Amtsträgers für die Gemeinde anzuzweifeln, gerade 
als sich die Einwohnergemeinde offenbar nicht ganz einig war und der gewählte 
Amtsträger nicht für alle handelte, sondern man ihm leicht ein Privatinteresse 
unterstellen konnte. 
Außerdem konnten die Warfsleute die alleinige Vertretungsrepräsentation des 
Bauerrichters für die Eigenerben nutzen, um zu begründen, dass man dieser Ge-
meinde von Eigenerben nicht zugehöre und deshalb auch nicht zur Ableistung 
ihrer gemeindlichen Lasten verpflichtet sei. Im Hinter Prozess Anfang des 17. 
Jahrhunderts wurde die Entscheidungsgewalt der Schüttemeister über die Warfs-
leute vom Anwalt der Hinter Warfsleute bestritten, weil sie ihn nicht gewählt 
hatten: 
„Alles, was von den Schüttemeistern wirt eingemischet, ist vergeblich, 
sintemal Werffstette das geringste mit den Schüttemeistern nicht zu thun 
haben, noch auch unter ihrer jurisdiction sein. Der Schüttemeistern 
Dienst strecket sich alleine an und zu den Landtgebrauchern, von und 
aus welchen sie auch allein erwehlet und gesetzet werden. Was Werffstette 
zu gemeinen und bekentlichen Lasten praestiren müßen, das wirt entwe-
der von denen Gerichtsdiener, oder von einen aus ihre mittel angesaget 
[...].“2189 
Der Anwalt der Hinter Warfsleute formulierte ihre Nichtzugehörigkeit zur 
bäuerlichen Gemeinde und die dadurch ausgedrückte Ablehnung des Schüt-
temeisters und seiner Entscheidungen nochmals deutlich: Die Bauern hätten 
2187 StaA Rep. 103 III 120 a Gemeinde Westerende / Jan Janssen ebd. – Bau eines Hauses auf einem vom 
Herd seines Bruder abgetrennten Grundstück 1726, fol. 13´. 
2188 Ebd., fol. 4.
2189 StaA Rep. 4 B IV d 129 Die Warfsleute zu Hinte, insbesondere die Mittragung der zur Wiederherstel-
lung der Hinter Brücke erforderlichen Unkosten betr. 1631-1635, fol. 33 f. 
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„ein eigen corpus oder universitet unter sich“. Zu dieser Gemeinde gehörten die 
Warfsleute nicht.2190 Sie seien zwar „membra universitatis in genere“, aber nicht 
vollständige Mitglieder.2191 Auch führte der Anwalt aus, dass die Bauern mit ih-
rem Schüttemeister als „Herren“ sie unter ihr „Joch“ zwingen würden.2192 Die 
Warfsleute in Hinte besäßen einen eigenen, selbst bestimmten Amtsträger, der 
alle Abgaben von den Warfsleuten erhob: 
„Und was wollen gegentheile von den Schüttemeistern vielle unnütz geschwetz 
und wortdrescherey machen, selbige haben in ordinariis von Warffstetten das 
allergeringste nicht zu heben, alle alte gewöhnliche und ordinari contributio-
nes, welchen Warffstetten unterwurffen, gehen entweder an I: Hoch: Gnd: und 
dieselbe fordert der Gerichtsdiener von einen jeglichen, oder aber sie gehen zu 
gemeinte Sachen, und solche erhebet einer aus der Warffstette mittell.“2193
Mit der Existenz solcher eigener Schatzungsheber unter den Warfsleuten wird 
deutlich, dass nicht nur der Anwalt aus strategischen Gründen vor Gericht einen 
eigenen unterbäuerlichen Amtsträger vorschützte, sondern auch die Warfsleute 
sich selbst als eine eigene Gemeinschaft verstanden und sich selbst organisierten. 
Die Warfsleute verhielten sich als zusammengehörige Gruppe genauso wie die 
bäuerliche Realgemeinde. Sie wählten für die Schatzungshebung eigene Amtsträ-
ger, losgelöst von der bäuerlichen Realgemeinde.2194 
Die behauptete Nichtzugehörigkeit der Warfsleute zu der Gemeinde der Eige-
nerben wurde in Hinte aber nicht nur genutzt, um Entscheidungen der Schütte-
meister abzulehnen. Außerdem konnte der Anwalt der Warfsleute so begründen, 
warum sie sich nicht an landesherrliche Mandate gehalten hatten. Der Gemeinde 
Hinte war ein landesherrliches Poenalmandat ausgegeben worden, in dem die 
Reparatur der Hinter Brücke von der Landesherrschaft befohlen wurde. Der An-
2190 StaA Rep. 4 B IV d 129 Die Warfsleute zu Hinte, insbesondere die Mittragung der zur Wiederherstel-
lung der Hinter Brücke erforderlichen Unkosten betr. 1631-1635, fol. 108´. 
2191 Ebd., fol. 110´. 
2192 Ebd., fol. 64, 111´.
2193 Ebd., fol. 69´. 
2194 Siehe zur Entstehung einer eigenen Gemeinde unter den Warfsleuten ausführlich Kapitel „IV.3.1. 
Unterbäuerliche Gemeindebildung“.  
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walt der Warfsleute aus Hinte leugnete einfach, dass die Warfsleute von diesem 
Mandat betroffen seien, denn dieses sei an den Schüttemeister der Realgemeinde 
gegangen. Der Gemeinde des Schüttemeisters würden die Warfsleute aber nicht 
angehören. Deshalb sei es nicht nötig, sich nach den Anweisungen des Mandates 
zu richten.2195
Um Ansprüche durchzusetzen, gab es eine weitere mögliche Strategie von 
Warfsleuten hinsichtlich der Vertretung durch die Amtsträger der Eigenerben. 
Die Warfsleute grenzten sich dann nicht von der Realgemeinde und ihren Amts-
trägern ab, sondern forderten ihre volle Einbeziehung in die Realgemeinde be-
züglich der Wahlen von Amtsträgern: So wollten die Warfsleute der Larrelter 
Vogtei an den Wahlen der Amtsträger, d.h. an der Vertretungsrepräsentation als 
vollberechtigte Mitglieder beteiligt werden.2196  Sie protestierten gegen die Wahl 
eines neuen Fähnrichs und Leutnants durch die bäuerlichen Interessenten und 
wollten an der Wahl beteiligt werden. Möglicherweise wurden sie von der Lan-
desherrschaft zu diesem Widerstand angestachelt, dennoch zeigt sich in diesem 
Prozess, dass das dort im Namen der Warfsleute vorgebrachte Ansinnen nicht 
außerhalb der Vorstellungswelt der Warfsleute oder Bauern lag.2197
Hinsichtlich der Vertretung durch den Bauerrichter teilten Bauern und Warfs-
leute nicht die gleichen Ansichten: Die Bauern und ihre Amtsträger wollten die 
Warfsleute durch eine Identitätsrepräsentation vertreten, um weiterhin Entschei-
dungen über sie treffen zu können. Die Warfsleute forderten entweder ihre volle 
Beteiligung an der Vertretungsrepräsentation oder aber einen Ausschluss von der 
Identitätsrepräsentation, um den Entscheidungen der Bauern und ihres Amtsträ-
gers nicht unterworfen zu sein. 
Nachdem die unterschiedlichen Haltungen von Realgemeinden und Warfs-
leuten bezüglich der Rechtsprechung und der Vertretung durch den Bauerrichter 
erarbeitet wurden, bleibt noch zu klären, wie die Rechtsetzung von beiden Par-
2195 StaA Rep. 4 B IV d 129 Die Warfsleute zu Hinte, insbesondere die Mittragung der zur Wiederherstel-
lung der Hinter Brücke erforderlichen Unkosten betr. 1631-1635, fol. 4.
2196 StaA Rep. 102 12 v. Böningen u.a. Warfsleute der Larrelter Vogtei / Rentmeister zu Emden: Freiheit 
der Beamten von Kuhschatzgeldern 1708, fol. 2-5.
2197 Ebd., fol. 2-5.
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teien gewertet wurde. Rechtsetzungen waren nicht nur die Bauerrechte, sondern 
auch jegliche Entscheidungen einer Gemeinde, die zur Rechtsgewohnheit wer-
den konnten, wenn man ihnen nicht widersprach. Solche Entscheidungen galten 
dann als Präjudiz.2198 
Für die Hinter Warfsleute in ihrem Prozess gegen die Eigenerben um die Fi-
nanzierung der Hinter Brücke 1631-1635 formulierte ihr Anwalt ihre Entrüs-
tung über neue Pflichten, mit denen die Bauern eine Herrschaft über sie ausüben 
wollten: 
„Warumb sperren sie sich dann ietzo, und wollen angesehen sein, als 
wann sie solche grosse Herren weren, die über die arme unvermügene 
Warffstette prolibitu herrschen, und denselbigen wieder uraltes Herkom-
men eine newe pflicht aufdringen konten?“2199 
Mit ihren Entscheidungen hatten die Eigenerben die Warfsleute nach Ansicht 
des Anwalts gestört und waren friedbrüchig geworden.2200 „Alle unruhe und Un-
lust“ entstand laut des Anwalts nicht durch „unrechtleidende Werffstetten“, sondern 
durch „Unrechtthuende Landtgebraucheren“.2201 Die Abgaben, welche die Eigener-
ben für die Warfsleute festgelegt hatten, wurden vom Anwalt der Warfsleute dann 
auch als herrschaftliche Lasten, also als „iure servitutis“ bezeichnet, um sie zu delegi-
timieren.2202 Wenn die Warfsleute diese Lasten bezahlt hätten, so argumentierte er, 
hätten sie einem gemeindlichen Herrschaftsrecht entsprochen und sich damit gänz-
2198 Ein Präjudiz ist eine zu einem früheren Zeitpunkt gefällte Entscheidung, die in einem späteren, ähn-
lich gelagerten Fall als Beispiel oder Rechtsregel dienen kann. Präjudiz ist nicht an positivistisch-juri-
stische Entscheidungen gebunden, sondern konnte eben auch in der lebendigen Wirklichkeit durch 
eine Entscheidung und einen fehlenden Protest, also durch Konsens, entstehen. Ein etwaiges Präjudiz 
wurde dementsprechend in Ostfriesland im Rahmen der Gemeinden, aber auch zwischen Landstän-
den und Landesherrschaft versucht zu verhindern (Becker, „Präjudiz“, Sp. 1867; Kappelhoff, Die 
ostfriesischen Landstände, S. 151). Zum Beispiel führte der Anwalt der Hinter Warfsleute aus, dass 
eine einmal erfüllte Pflicht zur Rechtsgewohnheit wurde (StaA Rep. 4 B IV d 129 Die Warfsleute 
zu Hinte, insbesondere die Mittragung der zur Wiederherstellung der Hinter Brücke erforderlichen 
Unkosten betr. 1631-1635, fol. 31´). 
2199 StaA Rep. 4 B IV d 129 Die Warfsleute zu Hinte, insbesondere die Mittragung der zur Wiederherstel-
lung der Hinter Brücke erforderlichen Unkosten betr. 1631-1635, fol. 111´. 
2200 Ebd., fol. 6´.
2201 Ebd., fol. 35. 
2202 Ebd., fol. 37 f.
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lich unter die Herrschaft der Eigenerben begeben. Nach Meinung des Anwaltes hät-
ten diese Entscheidungen die Warfsleute „ewiglich“ belastet. Er argumentierte also 
mit dem Präjudiz und wollte verhindern, dass die Warfsleute ewig dazu verpflichtet 
würden, die Brücke zu finanzieren, wenn sie einmal zu einer Finanzierung hätten 
gezwungen werden können.2203 Da die Warfsleute in der betreffenden Gemeinde 
Hinte aber schon einmal zu gemeindlichen Lasten einen Beitrag beigesteuert hat-
ten, behauptete ihr Anwalt nun, solches sei nicht „iure servitutis, sed iure amicitia“ 
geschehen.2204: Wenn man einen Teil der gemeindlichen Aufgaben finanziert habe, 
dann also aus Gefälligkeit bzw. Freundschaft und nicht, weil die Eigenerben ir-
gendeine Entscheidungsgewalt hätten. Deshalb dürften die Landgebraucher daraus 
kein ewiges Anrecht beanspruchen.2205 Die Bauern zögen ihre Ansprüche „bey den 
haaren“ herbei und reimten sich „eben so viele als ein grosser englischer Filtzhudt 
uff eines Mücken Kopff“ zusammen.2206 Der Anwalt verlangte, dass man sie nicht 
weiter mit gemeindlichen Lasten in ihrer „Freyheit“ stören solle.2207
In einer selbst unterschriebenen Supplikation kritisierten die Warfsleute die 
Entscheidung der Landgebraucher über die Finanzierung der Hinter Brücke und 
ihre angemaßte Herrschaft genauso:
„Wan nun der anschlager und ausbringer selbiger confirmation sich in 
vielen verstoßen undt E. G. Herren Cantzeler und Räthe ungebührlich 
berichtet, undt mit Anfügen solcher Confirmation und befehlich erhal-
ten, zumasen dieselbe Brügge zue machen oder zuernarern dero gestalt 
den Landtgebrauchern allein oblieget, das niemals die Warffstedte vor 
diesem, darzu das geringste nicht ausgeschosen oder beigelegt, auch solches 
zu tun nicht angesprochen sein, sondern davon frei gelasen, wie in allen 
andern anliegendes Dorffern, da Handwercker und Arbeiter von dersel-
ben dorffern, Brüggen, Tillen, wegen und stegen, zumachen oder zuebe-
kostigen; allezeit undt annoch frey undt ungemoyet sein undt bleiben; 
2203 StaA Rep. 4 B IV d 129 Die Warfsleute zu Hinte, insbesondere die Mittragung der zur Wiederherstel-
lung der Hinter Brücke erforderlichen Unkosten betr. 1631-1635, fol. 31´
2204 Ebd., fol. 37 f.
2205 Ebd., fol. 37 f. 
2206 Ebd., fol. 73. 
2207 Ebd., fol. 108´. 
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zue dem als de brügge zue machen ist furgenommen worden, hat man 
keinen unter uns, im geringsten da geggen oder darumb begrueset, umb 
sich eines überschlags zu wie weit de reparation nötigk, was materialen, 
Arbeitt und de Kosten darzu erfordert, zue vereinbahren, sondern alles 
ist von undt im Nahmen der Landtgebraucher angefangen, bestimmet, 
aus bestettet, gekaufft, gebrochen, gemachet undst vollenbracht […].“2208
Sie baten in der Supplikation an den Landesherrn, dass dieser sie bei ihrer 
„gerecht und freiheit“ erhalte und die „newe ungewohnliche Lasten“ von ihnen 
abwenden möge.2209 Die Warfsleute von Hinte argumentierten in der selbst un-
terschriebenen Supplikation auch gegen eine Herrschaft der Eigenerben: 
„Es haben nun drei Jahren langs de Soldaten, so bei uns einquartiret 
gewesen, nach ihrem Belieben, uns uffn gedrungen, was sie wollten, de 
Landtgebrauchern aber frey gelasen; undt uns alsobaldt mitt thatlicher 
Execution überfallen; welche Violentium undt gewaldt wyr bei turbie-
ren der Regierung haben erdulden undt verschmertzen musen […]“2210
Sie beklagten also zunächst ihre bedrängte Lage durch die Einquartierung von 
Soldaten und argumentierten, dass die Eigenerben „dasselbe bey friedlicher Re-
gierung unserer ordentlichen hohen Obrigkeit ferner continuiren“ wollten.2211 
Sie unterstellten den Eigenerben demnach eine gewalttätige Herrschaft, die sie 
mit derjenigen von Soldaten verglichen, die sich als einquartierte Truppen Ernst 
von Mansfeld im Dreißigjährigen Krieg näher bestimmen ließen.2212 Die anwalt-
liche Behauptung, die Eigenerben mit ihrem Schüttemeister würden mit ihrer 
präjudizierenden Entscheidung eine ungerechte Herrschaft über die Warfsleute 
ausüben, fand sich also in dieser Supplikation der Warfsleute wieder. Die unter-
bäuerliche Bevölkerung von Hinte unterwarf sich in dieser direkt an den Lan-
2208 StaA Rep. 4 B IV d 129 Die Warfsleute zu Hinte, insbesondere die Mittragung der zur Wiederherstel-
lung der Hinter Brücke erforderlichen Unkosten betr. 1631-1635, fol. 19 f. 
2209 Ebd., fol. 20.
2210 Ebd., fol. 19´. 
2211 Ebd. fol. 73 f. 
2212 Ebd., fol. 46´. Siehe zu Mansfeld und seinen Truppen in Ostfriesland zwischen 1622 und 1624: 
Brünink, Der Graf von Mansfeld in Ostfriesland (1622-1624). 
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desherrn gerichteten Supplikation nur dem Landesherrn. Sie stellten sich unter 
den Schutz ihres Herren und „Patrons“. Diesem würden sie – wie die Bauern 
– nämlich auch gerichtsherrliche Lasten zahlen.2213 Ihr Anwalt setzte in seiner 
„Rechtsgründige[n] Abfertigung einkommener vermeinter Consutation juncta 
petitione“ hinzu, dass die Warfsleute hätten „die Freiheit gewerb zu treiben, […] 
nicht von Landtgebraucheren, sondern von der hohen LandesObrigkeit, welcher 
sie dafür gewohnliche praestationes zu leisten schuldig und unweigerlich sein“ 
und müssten deshalb „nicht aber der Landgebraucheren eigene Lasten auff sich 
zu nehmen“.2214
Auch der Anwalt der Häuslinge von Detern behauptete 1737 in einer Suppli-
kation, in der er sich auf ein Attestat der Warfsleute bezog, dass die Bauern mit 
einem selbst verfassten „poenal mandat“ gegen den gemeinen Nutzen, gegen das 
Herkommen und mit Gewalt gehandelt und ihre Rechtsetzungskompetenz mit 
diesem Mandat überschritten hätten: 
„So ist es doch andem, daß die gegnere sich unterstanden, durch ein 
weitaus sehendes poenal mandat Principalibus das Torffgraben aus dem 
Mitten mohr nicht allein quasi zu verbieten, sondern auch, obschon die-
selbe die vornehmste Weyde, die Hüllen genannt, versetzet, und verheu-
ret haben, und überdem soviel fremd Vieh aus dem Oldenburgischen, 
von Lengen und aus Oberledinger Land etc. auf der Weyde annehmen, 
daß Principalium Vieh Hunger und Kummer leiden muß, dennoch den 
Halbscheid mehr als Herkommens nemlich 15 stüber von jede Kuh pra-
etendiren, auch sich verlauten lassen, daß sie hinkünfftig das Weyde-
Geld bis auf Einen Reichsthaler erhöhen wollen; und obwohl Principales 
die dem Herkommen gemäße 10 Stüber offeriret, verschiedene derselben 
laut beykommender Specification sub B. mit Gewalt gepfandet haben. 
Da nun Eur. Hochwohlgeb. und hochedelgeb. ohne die geringste fernere 
Deduction das gewaltsahme und wiederrechtliche verfahren derer Bau-
er-Richter von selbsten in die augen fällt, diselbe auch leichte gedencken 
2213 StaA Rep. 4 B IV d 129 Die Warfsleute zu Hinte, insbesondere die Mittragung der zur Wiederherstel-
lung der Hinter Brücke erforderlichen Unkosten betr. 1631-1635, fol. 20.
2214 Ebd., fol. 36´. 
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können, aus welchem üblen Principio solches gewaltsahme unternehmen 
seinen ursprung hat.“2215
Die Arbeiter in Greetsiel hatten 1731 mit ihrem Widerstand gegen eine Neu-
fassung des Bauerrechts sogar Erfolg: Nachdem die Landesherrschaft der Ge-
meinde eine Überarbeitung des Bauerrechts befohlen hatte, versammelten sich 
die Deputierten der Rotts mit den Schüttemeistern. Die Hafenarbeiter hatten 
aber mit Brandstiftung gedroht, falls die Gemeinde jene Artikel verändern sollte, 
die sie und ihre Lohnforderungen und Arbeitsgewohnheiten beträfen. Die Schüt-
temeister und andere Gemeindemitglieder weigerten sich deshalb, eine neue 
„Schüttemeisterrolle“ aufzusetzen.2216 Gegen jeglichen Zwang, gegen die von ei-
nem Arbeiter so bezeichnete „Sclaverey“ bei der Arbeitsorganisation von Seiten 
der Gemeinde oder der landesherrlichen Beamten wehrten sich die Arbeiter also 
vehement. Sie verteidigten die Freiheit, die ihnen durch das alte Bauerrecht ge-
geben worden war.2217
Insgesamt bestritten die Warfsleute demnach das Recht der Bauern, allein 
Recht über die Belange aller Gemeindeeinwohner zu setzen. Dies wurde als eine 
Anmaßung, als ungerechte Herrschaft aufgefasst, der sich die Warfsleute nicht 
unterwerfen wollten. Die Warfsleute und Tagelöhner bemühten sich aber nicht 
nur, von der Rechtsetzung der Eigenerben befreit zu sein. 
Sie verlangten teilweise auch, an der Entscheidungsfindung beteiligt zu wer-
den. Ihrer Meinung nach waren Entscheidungen nichtig, an denen sie nicht be-
teiligt waren. Jede weitere Entscheidung der Realgemeinde konnte so delegiti-
miert werden. 
2215 StaA Rep. 4 B V b 18 Anfrage der Amtleute zu Stickhausen in Sachen der Bauerrichter zu Detern ge-
gen die dortigen Häuslinge, insbesondere die vom Hofgericht den Amtleuten disputierte Jurisdiktion 
über die Bauerrichter 1737-39, fol. 55 ff.
2216 StaA Rep. 28 3039 Ungültigkeit der Greetsieler Schüttemeisterrolle von 1618 und Excesse der dorti-
gen Arbeiter betreffend, 1731, fol.  15´ ff. 
2217 StaA Rep. 4 B IV g 33 Regierung gegen Humme Ehmen von Greetsiel wegen seins Ungehorsams, 
seiner Unwahrheiten gegen die fürstlichen Beamten u.a. (darin: Nachrichten von einer Ordnung (Or-
donnanz) der Sjauer (Hafenarbeiter) 1731, fol. 6´, 8´. 
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Gegen die Entscheidungspraxis in der Gemeinde Hinte im Jahre 1631 protes-
tierten die Warfsleute, als sie in ihrer selbst unterschriebenen Supplikation for-
derten, dass sie oder ihr Bevollmächtigter an der Entscheidungsfindung über die 
Reparatur der Brücke hätten teilnehmen müssen. Erst mit einer solchen Beteili-
gung hätte die gemeinsame Gemeindeversammlung das Recht gehabt, die Hand-
werker und Arbeiter in die Pflicht der Finanzierung zu nehmen.2218 Ihr Anwalt 
führte diesen Punkt folgendermaßen aus: 
„Es haben zwarn etliche der Werffstetten an der Brüggen gearbeitet, 
seind aber in keinem andern respect darzu geruffen oder gekommen als 
Tagelöhner, undt nicht mehr darzu zusagen gestalt, als ein irglicher an-
der frembder arbeiter [...].“2219
Wären die Warfsleute „in Freundlichkeit und Bescheidenheit“ offiziell gebeten 
worden und hätten nicht nur durch „heimliche rumusculi und gerüchten ohne 
fundament und author“ von der geplanten Finanzierung erfahren, hätte man 
sicherlich einer Finanzierung zugestimmt, so versicherte ihr Anwalt.2220 Er führte 
weiter aus, dass sie dementsprechend auch an der Rechnungslegung über die so 
getätigten Ausgaben in „praesentie“ hätten teilnehmen müssen.2221 Er forderte 
explizit die Anwendung des Einstimmigkeitsprinzips aller Einwohner: 
„Einmahl ist es gewis, das zwey oder drey alberne unerfahrene schlech-
te Bauwersleutte der gantzen gemeine keine ewige servität haben uff-
dringen können, quia ab omnibus approbari debet, quod omnes tangit 
[...].“2222 
2218 StaA Rep. 4 B IV d 129 Die Warfsleute zu Hinte, insbesondere die Mittragung der zur Wiederherstel-
lung der Hinter Brücke erforderlichen Unkosten betr. 1631-1635, fol. 19-20. 
2219 Ebd., fol. 4 f.
2220 Ebd., fol. 4´, 16´. 
2221 Ebd., fol. 16. 
2222 Ebd., fol. 63.
IV. POLITIKEN IM DORF: DIE ENTSTEHUNG EINER UNTERBÄUERLICHEN GEMEINDE  
490
Das, was alle angehe, sollte auch von allen gebilligt werden. Da diese Beteili-
gung nicht geschehen sei und das Einstimmigkeitsprinzip nicht angewandt wor-
den sei, sei „alles unformlich gehandelt und ungültig gewesen“.2223 
Die Hinter Eigenerben versuchten, die eigenen Entscheidungen vor Gericht 
zu legitimieren und zu beweisen, dass man die Warfsleute um ihr Einverständ-
nis gebeten habe. Sie behaupteten, sie hätten die Warfsleute zur Gemeindever-
sammlung nach der richtigen Form „vorwittiggt“2224, also über die Zusammen-
kunft informiert.2225 Nach Auskunft ihres Anwaltes seien sie bereit, dies auch zu 
beschwören.2226 Sie hätten die Warfsleute, welche gekommen wären, „guetlich“ 
gefragt.2227 Wer aber „nicht kompt, verlust sein votum“.2228 Eine abgestufte Ent-
scheidungsbefugnis der Warfsleute wurde also von dem Anwalt der Eigenerben 
nicht erwähnt. Da die Warfsleute gütlich befragt worden waren, galt ihre späte-
re Weigerung zur Zahlung als friedbrüchig.2229 Eine Hinzuziehung der Warfs-
leute zu den gemeindlichen Lasten sei unter solchen Umständen außerdem nur 
„billig“.2230 Um die Warfsleute also zu den gemeindlichen Pflichten hinzuziehen 
zu können, stellten die Eigenerben die Warfsleute als vollberechtigte Gemeinde-
mitglieder dar, die an Entscheidungen mitgewirkt hätten und so auch gleichbe-
rechtigt mit den eigentlichen Gemeindemitgliedern vom Schüttemeister vertre-
ten worden seien.  Zudem behauptete der Anwalt der Eigenerben aus Hinte, dass 
die Warfsleute auch bezüglich der gemeindlichen Lasten als volle Gemeindemit-
glieder in die Gemeinde einbezogen seien. Er bestand darauf, dass die Warfsleute 
gegenüber den Eigenerben nicht zu einem „ius servitutis“ oder einer „subjectio“, 
also zu einer Zahlung an eine Herrschaft und zu einer Unterordnung unter ihre 
Herrschaft verpflichtet seien. Vielmehr stelle die von ihnen verlangte Beitrags-
pflicht der Warfsleute ein „onus universitatis“ dar. Er behauptete also, dass die 
2223 StaA Rep. 4 B IV d 129 Die Warfsleute zu Hinte, insbesondere die Mittragung der zur Wiederherstel-
lung der Hinter Brücke erforderlichen Unkosten betr. 1631-1635, fol. 5´.
2224 Ebd., fol. 44´. 
2225 Schiller/Lübben, Mittelniederdeutsches Wörterbuch, Bd. 5, S. 509.
2226 StaA Rep. 4 B IV d 129 Die Warfsleute zu Hinte, insbesondere die Mittragung der zur Wiederherstel-
lung der Hinter Brücke erforderlichen Unkosten betr. 1631-1635, fol. 44´. 
2227 Ebd., fol. 13´. 
2228 Ebd., fol. 44´. 
2229 Ebd., fol. 13´. 
2230 Ebd., fol. 11, 24.
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Warfsleute Gemeindemitglieder seien, welche mit gleichen Rechten wie die Ei-
generben ausgestattet seien. Deshalb waren sie, so seine Argumentation, zu einer 
Zahlung der Gemeindelasten verpflichtet2231: 
„[...] gegentheilen sein unleugbahr membra universitatis, participi-
ren commoda universitatis, so musten sie auch tragen onera universitatis 
[...}“.2232
In zwei weiteren Konfliktfällen konnte die unterbäuerliche Bevölkerung einen 
solchen Druck auf die Eigenerben ausüben, dass diese gezwungen waren, entweder 
ihre geplanten Rechtsetzungen aufzugeben oder ihre Entscheidungs- und Recht-
setzungsbefugnisse ausführlich zu legitimieren. Wie erwähnt, mussten die Eigen-
erben in Greetsiel im Jahre 1731 ihren Anspruch, neue Regeln für die Arbeiter in 
ihrem Bauerrecht aufzusetzen, aufgeben, nachdem diese ihnen mit Brandstiftung 
gedroht hatten.2233 Um die Nutzung der Gemeindeweide in Weener durch die 
Warfsleute zu verhindern, mussten sich die Weeneraner Eigenerben eine Strategie 
überlegen, die eine Entscheidung nur der Eigenerben legitimierte. Wie erwähnt, 
stellten sie die verpachteten Rechte zur Beweidung der Gemeindeweide als ihre 
private Angelegenheit dar. So wollten sie erreichen, dass die verpachteten Rechte 
nicht als Verpachtung von Gemeindeeigentum galten und die Warfsleute als Ge-
meindeeinwohner keine Ansprüche darauf formulieren konnten.2234
Teilweise verteidigten die Eigenerben ihren Anspruch auf eine Entscheidungs-
gewalt aber auch, so geschehen in Westerende, Detern und Timmel. In Weste-
rende wurden die Teilung eines Herdes und die spätere Ansiedlung eines Warfs-
mannes auf solch einem Herdteil als Verletzung des gemeindlichen Vetorechts 
2231 StaA Rep. 4 B IV d 129 Die Warfsleute zu Hinte, insbesondere die Mittragung der zur Wiederherstel-
lung der Hinter Brücke erforderlichen Unkosten betr. 1631-1635, fol. 77 f., 79. 
2232 Ebd., fol. 141. 
2233 StaA Rep. 28 3039 Ungültigkeit der Greetsieler Schüttemeisterrolle von 1618 und Excesse der dorti-
gen Arbeiter betreffend, 1731, fol. 2, 6-7´, 11 f., 19 ff.
2234 Siehe Kapitel „IV.2.1. Der Fall Weener 1660: Streit um die Allmende“. 
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aufgefasst.2235 In Detern und Timmel versuchten die Eigenerben die gemeindli-
che Entscheidungsgewalt über die Gemeindeweide zu schützen.2236 
Also äußerten sich auch die Bauern in den Gerichtsakten zur Rechtsetzung. 
Sie verteidigten einerseits ihre präjudizierende Entscheidungsgewalt gegen die 
Kritik der Warfsleute. Die Warfsleute wurden in solchen Fällen von der Ent-
scheidungsgewalt ausgeschlossen und dieser Ausschluss wurde auch vor Gericht 
vertreten. Andererseits versuchten die Bauern, die Kritik der Warfsleute zu ent-
kräften, indem sie vor Gericht suggerierten, dass die Warfsleute voll und ganz in 
die Entscheidungsprozesse einbezogen gewesen seien, und dass man ihnen für die 
Ableistung ihrer gemeindlichen Pflichten auch Rechte an der Entscheidungsge-
walt eingeräumt habe. 
2.4 Unterbäuerliche Politik
Die Eigenerben wollten ihre Befugnisse bezüglich Rechtsprechung, Rechtsetzung 
und Vertretung der Gemeinde gegen die unterbäuerliche Politik verteidigen. Sie 
versuchten in der Regel, den Zugriff auf die unterbäuerliche Bevölkerung aus-
zudehnen, wodurch die untersuchten Konflikte entstanden. Mit rechtlichen Ar-
gumenten, einer behaupteten Sorge um den „gemeinen Nutzen“, die „Hausnot-
durft“, die Rechtsgewohnheit, also den Schutz aller Gemeindeeinwohner, wurde 
diese Politik betrieben. Der Großteil der Konflikte zwischen Bauern und Warfs-
leuten wurde so durch die Bauern verursacht, welche die Rechte und Pflichten 
der unterbäuerlichen Bevölkerung verändert hatten. In diesen Situationen kons-
2235 StaA Rep. 103 III 120 a Gemeinde Westerende / Jan Janssen ebd. – Bau eines Hauses auf einem vom 
Herd seines Bruder abgetrennten Grundstück 1726, fol. 1´: Der vor Gericht anwesende Vertreter der 
Gemeinde Gerd Gerdes verteidigte die gemeindliche Entscheidungsbefugnis. 
2236  StaA Rep. 4 B V b 18 Anfrage der Amtleute zu Stickhausen in Sachen der Bauerrichter zu Detern 
gegen die dortigen Häuslinge, insbesondere die vom Hofgericht den Amtleuten disputierte Jurisdik-
tion über die Bauerrichter 1737-39, fol. 24 f.: Der Vergleich zwischen Interessenten und Häuslingen 
machte dies deutlich. 
 StaA Rep. 103 III 7 Eigenerben zu Timmel gegen Berendt Ubben und Fokke Garrelts, die Nutzung 
der gemeinen Weide und Zahlung von Weidegeld betr. 1636-1637, fol. 4-6: Die Bauern bekräftigten 
in ihrer Supplikation, dass die bäuerlichen Eigentumsrechte an der Gemeineweide sie befugen wür-
den, über die Nutzung an der Gemeindeweide zu entscheiden. 
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truierten die Eigenerben gleichzeitig eine Einheit aller Gemeindeeinwohner und 
eine Differenz zwischen Eigenerben und Warfsleuten. Die Warfsleute sollten dann 
durch geforderte Strafen, durch rechtliche Bestimmungen in den Willküren oder 
durch eine für sie ausgeübte Vertretung und für sie getroffene Entscheidungen 
wie die Eigenerben in die gemeindliche Ordnung einbezogen werden, dabei aber 
gleichzeitig so stark differenziert von den Eigenerben bleiben, dass man ihnen 
keine Rechte in der Gemeinde einräumte. Ging es um Entscheidungen über sie, 
um von ihnen zu fordernde Lasten oder Strafen, so wurden sie genauso behandelt 
wie die Eigenerben. Ging es jedoch um ihre Rechte in der Gemeinde, wurden 
ihre Unterschiede zu den Eigenerben betont.  
Diese Einheitsbildung bei gleichzeitiger Differenzierung zwischen Eigenerben 
und Warfsleuten schien dazu zu führen, dass unklar wurde, wie die Warfsleute 
nun genau in die bäuerliche Ordnung einbezogen waren. Man kann im Sinne 
Laclaus und Mouffes von einem Schwanken zwischen Äquivalenz- und Diffe-
renzlogik sprechen. Dieses Schwanken innerhalb der Einwohnergemeinde wurde 
für die Frühe Neuzeit auch von der Forschung wahrgenommen.2237 Suter bringt 
es auf den Punkt. Er definiert die Dorfgemeinde als „Einheit von Ungleichen“.2238
2237 Dieses Schwanken zwischen Integration und Differenz der unterbäuerlichen Schicht beschreiben ähn-
lich – allerdings nicht beruhend auf der Konzeption eines diskursiven Differenzsystems wie bei Laclau 
und Mouffe – auch Mooser, Mitterauer und Zimmermann. Zimmermann spricht von einer „begrenz-
ten Polarisierung der ländlichen Gesellschaft“. Mitterauer macht die Desintegration der unterbäu-
erlichen Schicht vor allem daran fest, dass ihre Lebensweise von höherer Mobilität gekennzeichnet 
gewesen sei. Für die Integration macht er die Verwandtschaftsbeziehungen verantwortlich. Obwohl 
Mooser und Löffler die Differenzen in ländlichen Gemeinden beachten, verweisen sie doch auf die 
integrativen Momente der Gemeinden. Mooser, Gleichheit und Ungleichheit, S. 231-262; Löffler, 
Herrschaft als soziale Praxis zwischen Dorf und Obrigkeit, S. 98 ff.; Mitterauer, Lebensformen, S. 
318, 337; Zimmermann, Dorf und Land, S. 93.
 Eine Veränderung bezüglich dieses Schwankens im Laufe der Frühen Neuzeit abhängig von der Bevöl-
kerungsentwicklung und der Vergrößerung der unterbäuerlichen Schichten machen Robisheaux, Frie-
deburg und Peters aus: Für die Mitte des 16. Jahrhunderts spricht Robisheaux von einer Polarisierung 
der ländlichen Gesellschaft in Bauern und Landarme wie Landlose, da der Umfang der landlosen/
landarmen Gruppe je nach Region 30% bis 56 % ausmachte (Robisheaux, Rural society, S. 55 f. Frie-
deburg, Die ländliche Gesellschaft um 1500, S. 39). Peters betont für die ostelbische Gutsherrschaft 
bis in das 19. Jahrhundert eher die Gemeinsamkeiten zwischen  Tagelöhnern und Bauern, die regen 
Austausch besonders in Realteilungsgebieten gehabt hätten, während seit dem 19. Jahrundert die sozi-
ale Grenze zwischen Bauern und „Landarbeitern“ schärfer ausgeprägt gewesen sei (Peters, Ostelbische 
Landarmut, S. 294).
2238 Suter, „Troublen“, S. 92 ff.
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Die Instabilität des gemeindlichen Systems ermöglichte dementsprechend 
Entscheidungen, die nicht aufgrund des Rückgriffs einer schon vorhandenen 
gemeindlichen Ordnung getroffen werden konnten. Die unterbäuerlichen Ent-
scheidungen waren somit nicht strukturell vorhersagbar, sie waren letztlich kon-
tingent2239: Die unterbäuerlichen Warfsleute konstruierten in den untersuchten 
Gerichtsprozessen einen Antagonismus gegenüber den Eigenerben. Sie stellten 
sich als eine eigene Gruppe dar, welche die Eigenerben kritisierte und von ih-
nen bestimmte Handlungen forderte. Die Politik der Eigenerben wurde als „Un-
terdrückung“ konzipiert, die die Warfsleute mit dem Aufbau jenes Antagonis-
mus abzustellen versuchten.2240 In allen Auseinandersetzungen behaupteten die 
Warfsleute, dass ihre Ordnung gestört werde, wenn die Eigenerben ihren Zugriff 
auf die Warfsleute realisierten.2241 Die wichtigsten Praktiken der Realgemein-
den wurden in spezifischer Weise von den Warfsleuten erfahren und kritisiert. 
So wurde die Rechtsetzung als vorgesetztes Gebotsrecht in Zweifel gezogen, die 
Rechtsprechung als ungerechtes Strafen erlebt. Auch die Vertretung durch den 
Bauerrichter wurde in Frage gestellt. Die Warfsleute behaupteten entweder, dass 
sie der Gemeinde, die durch diese Prozesse auf sie wirkte, gar nicht zugehör-
ten, oder sie forderten als Ausgleich für abzuleistende Lasten eine Beteiligung an 
Wahlen, an der Rechtsetzung und an der Rechtsprechung.  
Die Warfsleute führten zur Durchsetzung ihrer Ansprüche fünf Argumente 
an. Erstens wiesen sie darauf hin, dass ihre Rechte, vor allem die Rechtsgewohn-
heiten, nicht verletzt werden dürften. Zweitens warfen sie den Eigenerben vor, 
nicht gemeinnützig gehandelt zu haben. Drittens argumentierten sie, dass die 
Eigenerben zum Schutz ihrer „Hausnotdurft“ hätten handeln müssen und dies 
versäumten. Außerdem versuchte die unterbäuerliche Bevölkerung viertens im 
Austausch für zu leistende Pflichten auch mehr Rechte in der Gemeinde zu er-
2239 Zur Entstehung von kontingenten Entscheidungen: Laclau, New Reflections on the Revolution of 
our Time, S. 22, 28, 30; Torfing, New Theories of Discourse, S. 148 f. 
2240 Unterordnung, welche die Menschen zu legitimen differentiellen unter- bzw. übergeordneten Positio-
nen in einem diskursiven Raum werden lässt, konnte nach Laclau und Mouffe, wie erwähnt, durch die 
Konstruktion eines Antagonismus zu einer Unterdrückung umstrukturiert werden: Laclau/Mouffe, 
Hegemonie und radikale Demokratie, S. 194 ff., 198.
2241 So im Allgemeinen über Antagonismus: Laclau, Why do Empty Signifiers Matter to Politics?, S. 169 
f.; Marchart, Undarstellbarkeit und „ontologische“ Differenz, S. 9.
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halten. Die Warfsleute verlangten mehr Mitsprache bei der Rechtsetzung, eine 
Beteiligung an der Wahl und eine Kontrolle der Rechtsprechung. In diesen vier 
Argumentationsweisen verlangten die Warfsleute so einen Austausch, ein Ge-
ben und Nehmen zwischen Eigenerben und Warfsleuten.2242 Es wurden dem-
nach quid pro quo-Strategien im Sinne Gadi Algazis bemüht, um den Zugriff 
der Bauern auf die eigenen Ressourcen zu verhindern und eigene Forderungen 
durchzusetzen. Wie man gesehen hat, wandten die Realgemeinden gegenüber 
der unterbäuerlichen Bevölkerung auch quid pro quo-Strategien an. Sie behaup-
teten ihre Schutzfunktion und forderten dafür Gegenleistungen. Man verlangte 
voneinander den Austausch von „Schutz und Schirm“ gegen „Rat und Tat“ und 
setzte diese normativen Forderungen ein, um eigene Ziele zu erreichen. Damit ist 
hier aber nicht ein ideales Verhältnis im Sinne Otto Brunners angesprochen, das 
von einem Austausch von „Schutz und Schirm“ gegen „Rat und Tat“ unter einem 
gemeinsamen Rechtsbewusstsein ausgeht. Vielmehr wurde dieser Austausch – im 
Sinne Gadi Algazis – eingefordert, um die eigenen politischen Ziele durchzu-
setzen. Er ist damit kein idealer Zustand, der irgendwann einmal geherrschat 
hatte, wie er in Otto Brunners Konzeption erscheint.2243 Durch die Einforderung 
bestimmter Normen und Rechte im Austausch mit Pflichten konnten die Warfs-
leute eine Politik praktizieren, mit der sie als partikulare Gruppe versuchten, die 
Ordnung in ihrer Gemeinde umzustrukurieren. Sie handelten und sprachen also 
für die gesamte Einwohnergemeinde und gerieten mit dieser Politik in Konkur-
renz zu den Realgemeinden. Sie forderten keine tatsächliche Rückkehr zu einem 
althergebrachten Verhältnis zwischen Eigenerben und Warfsleuten, sondern ein 
neues, in ihrem Sinne verbessertes Verhältnis.
Neben diesen vier Strategien gab es noch eine fünfte, die aus dem Rahmen 
fiel. In den genannten vier Strategien erweckten die unterbäuerlichen Warfsleute 
grundsätzlich den Anschein, ihren untergeordneten Status zu akzeptieren: Sie 
sahen sich zwar als Zugehörige zur Gemeinde, aber diese Zugehörigkeit war nur 
abgestuft, denn sie mussten den Anweisungen der Eigenerben gehorsam sein; im 
2242 Dirksen, Predigerwahlrecht der Interessenten, S. 291: Dirksen spricht für Ostfriesland von einer 
„Wechselbeziehung zwischen Recht und Pflicht“, die in der Gemeinde angestrebt wurde.
2243 Siehe Kapitel „I.2.1. Bauern und Peter Blickles Forschungskonzept „Kommunalismus“. 
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Gegenzug sollten die Eigenerben aber dem gemeinen Nutzen dienen. Die Real-
gemeinden schienen es im Gegensatz zur unterbäuerlichen Politik nicht für nötig 
zu erachten, den Herrschaftsanspruch der Landesherrschaft auch nur strategisch 
anzuerkennen und über diese Anerkennung und die Einforderung von Schutz 
Politik auszuüben. Sie konzipierten sich als abgetrennt von der landesherrlichen 
Herrschaft und konnten so einfordern, ihre Siedlung selbständig zu verwalten. 
Zum Teil trauten sich die Warfsleute solch eine Exemtion von der Herrschaft der 
Realgemeinde auch zu. Die unterbäuerliche Gruppe leugnete wie zum Beispiel in 
Hinte ihre Unterordnung unter Entscheidungen der Gemeinde. Die Warfsleute 
bestritten, dass sie in irgendeiner Weise den Anweisungen des Schüttemeisters 
unterstellt seien. Sie meinten, eine eigene Gemeinde zu bilden, die nur dem Lan-
desherrn und nicht den Eigenerben unterstellt sei und die auch nicht zur bäuerli-
chen Gemeinde gehöre. Damit ähnelte diese letzte und fünfte Strategie eher dem, 
was die Realgemeinden gegenüber der Landesherrschaft anwandten. 
Alle fünf Strategien konnten vor Gericht, wie etwa von den Warfsleuten in 
Hinte, gleichzeitig verwandt werden, obwohl sie über den Status der Warfsleute 
in der Gemeinde Unterschiedliches aussagten. Offenbar war dieser Status so we-
nig festgelegt, dass nicht klar war, ob nur die Realgemeinde Recht setze, Recht 
sprach und den Amtsträger wählte und die Warfsleute völlig von diesen Praktiken 
ausgeschlossen waren oder ob sie abgestufte Rechte an diesen Praktiken erhalten 
konnten. 
3. Langfristige Folgen der Politiken 
Beide Formen der Politik – Reziprozitätsstrategie und Exemtionsforderung – 
führten dazu, dass sich eine gemeinsame Identität der unterbäuerlichen Bevöl-
kerung herstellte, die so unterschiedliche Berufsgruppen und soziale Positionen 
einschloss wie Landarbeiter, Gewerbebetreibende und Kleinbauern. Diese Iden-
titätsbildung konnte offenbar zwei Folgen haben. Zum einen institutionalisierte 
sich die Identitätsbildung so sehr, dass eine weitere Gemeinde auf dem Siedlungs-
boden der bäuerlichen Realgemeinde entstand – eine unterbäuerliche Gemeinde. 
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Die andere im Bereich des Möglichen liegende Folge war die verstärkte Integra-
tion der Warfsleute in die bäuerliche Gemeinde. Unterbäuerliche Gemeindebil-
dung als auch die Einbeziehung und Regelung der Mitgliedschaft von unterbäu-
erlicher Bevölkerung in den bäuerlichen Gemeinden lassen sich vor allem in der 
zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts nachweisen.
3.1 Unterbäuerliche Gemeindebildung 
„Rottierte hätten sich verbunden, das der Teuffel sollte den mit Leib 
und Sehle hoelen, wer den andren nicht getrew wehre“2244
Der Eigenerbe und Armenvorsteher Weyert Jacobs aus Weener vermutete in sei-
ner Zeugenaussage hinter dem Aufstand der Warfsleute in Weener einen Zusam-
menschluss, zu dem sie sich verschworen hätten, um einander „getrew“ zu sein. 
Ein solches „Verbundnis“ der Warfsleute, von dem in Weener auch die landes-
herrlichen Beamten ausgingen2245 und das sich im Laufe des 18. Jahrhunderts 
auch unabhängig von aktuell vorfallenden Konflikten feststellen lässt, war eine 
Folge der Konflikte und der Parteienbildung zwischen Bauern und unterbäuerli-
cher Bevölkerung in der Siedlung. Eine Verbindung zeigte sich in den schon ana-
lysierten Gerichtsprozessen und kann anhand eines Konfliktes zwischen Bauern 
und Warfsleuten in Loquard nach 1744, zwischen 1756 und 1758, auch genauer 
betrachtet werden.2246 Die Analyse der Berichte aus den Gemeinden der Ämter 
Aurich, Emden, Greetsiel und Berum sowie der Berichte von amtlicher Seite von 
1780 und 1792 für die Erstellung des Provinzialgesetzbuches im Rahmen des 
Allgemeinen Preußischen Landrechts bestätigen die Ergebnisse.2247 Eine unter-
2244 StaA Rep. 4 B IV h 66 Fiskal gegen die Warfsleute zu Weener und Holthusen, insbesondere gegen 
Hinrich Jacob Nachtigall und Konsorten wegen Aufruhr, Verletzung der öffentlichen Ruhe und Tot-
schlag des Obersten und Drosten Aylva 1660-1667, Vol. II, fol. 516´.
2245 Ebd.,  fol. 265. 
2246 StaA Rep. 104 B Nr. 69 Schüttmeister der Warfsleute zu Loquard / Schüttmeister der Landgebräu-
cher zu Loquard wegen Reparation des Schatzungsquantums 1756-1758.
2247 StaA Rep. 5 421 Sammlung geltender Rechte und Gewohnheiten (ältere Schriftstücke und Abschrif-
ten älterer Schriftstücke), Amt Emden 1780, 1792-1793; StaA Rep. 5 416 Sammlung geltender 
Rechte und Gewohnheiten (ältere Schriftstücke und Abschriften älterer Schriftstücke), Amt Aurich, 
Bd. 1, 1780, 1792, 1796-1804; StaA Rep. 5 417 Sammlung geltender Rechte und Gewohnheiten (äl-
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bäuerliche Gemeindebildung lässt sich demnach erst in der zweiten Hälfte des 
18. Jahrhunderts nachweisen. 
In kommunalistischen Gemeinden bezeichneten sich, so Peter Blickle, die Ein-
wohner als „gemeine Männer“. Fasst Blickle den „gemeinen Mann“ als Gegenpol 
zur Obrigkeit auf, die er mit Adel und hoher Geistlichkeit gleichsetzt,2248 so er-
scheint in Bezug auf die Warfsleute eine weitere Dimension der zeitgenössischen 
Bezeichnung „gemeiner Mann“. Die Gruppe des „gemeinen Mannes“ bestand 
hier aus den Gegnern der Gemeindeherrschaft der Eigenerben: Im Konflikt mit 
den Eigenerben beschrieben die Warfsleute aus Weener im Jahre 1660 sich selbst 
als solche, und auch von den Eigenerben und den landesherrlichen Beamten 
wurden sie als „der gemeine Mann“ angesprochen.2249 „Gemeiner Mann“ wurde 
damit tendenziell zum Kampfbegriff der unterbäuerlichen Bevölkerung in Kon-
flikten mit den Bauern, um teilweise „wirtschaftliche und politische Emanzipa-
tion und Gleichberechtigung in Dorf und Gemeinde“ einzufordern.2250 Diese 
tere Schriftstücke und Abschriften älterer Schriftstücke), Amt Aurich, Bd. 2, 1780, 1792, 1796-1804; 
StaA Rep. 5 422 Sammlung geltender Rechte und Gewohnheiten (ältere Schriftstücke und Abschrif-
ten älterer Schriftstücke), hier Ämter Greetsiel und Pewsum einschließlich der Insel Borkum 1780, 
1791-1796; StaA Rep. 5 413 Sammlung geltender Rechte und Gewohnheiten (ältere Schriftstücke 
und Abschriften älterer Schriftstücke), Stadt Emden  und Amt Berum, 1780, 1792-1795.
2248 Blickle, Begriffsbildung, S. 12: Auch Blickle zeigte, dass die Bezeichnung „gemeiner Mann“ nicht nur 
taktisch und strategisch in pejorativer Absicht von den Obrigkeiten verwendet wurde, sondern auch 
Bürgern und Bauern dazu diente, sich in einer ständischen Gesellschaft selbst zu lokalisieren.
2249 StaA Rep. 4 B IV h 66 Fiskal gegen die Warfsleute zu Weener und Holthusen, insbesondere gegen 
Hinrich Jacob Nachtigall und Konsorten wegen Aufruhr, Verletzung der öffentlichen Ruhe und Tot-
schlag des Obersten und Drosten Aylva 1660-1667, Vol. II, fol. 433, 597.
2250 Auch Weber konnte eine Bezeichnung der unterbäuerlichen Bevölkerung als „gemeine Männer“ nach-
weisen:  Als eine seltene und aussagekräftige Quelle dienen Weber die Beschwerden der Taglöhner der 
Gemeinde Seedorf aus dem Jahre 1753 an eine zu dieser Zeit in Rottweil tätige kaiserliche Subdelega-
tions-Kommission. In diesen Beschwerden bezeichneten sich die unterbäuerlichen Schichten auch als 
der „gemeine Mann“, dem die Entscheidungen des bäuerlich dominierten Dorfgerichts nicht nützlich 
und dienlich waren. In vergleichbarar Form findet sich auch eine Eigencharakterisierung als „gemeiner 
Mann“ im Jahre 1712 im vorderösterreichischen Engelswies mit der Einteilung in gute Bürger und 
Bauern, mittelmäßige Bauern sowie Seldner oder „Gemeine“. Diese Eigencharakterisierung könnte 
nach Weber die letzte Stufe der von Peter Blickle konstatierten, schrittweisen sozialen und ständischen 
Einschränkung des Begriffs gesehen werden, der zunächst nur nach oben gegen den Adel abgegrenzt 
war, sich jedoch seit dem 16. Jahrhundert zunehmend auf den Bauern allein verkürzte. Nach Weber 
kehrte sich offenkundig bis zum 18. Jahrhundert der soziale Bezug der Bezeichnung geradezu um 
und beschränkte sich nunmehr in den in Seedorf und Engelswies begegnenden Verwendungen auf 
die gemeindeberechtigte und zur Bevölkerungsmehrheit gewordene Dorfarmut unter Ausschluss der 
spannfähigen Bauern. (Weber, Der arme Mann, S. 68 f.; Weber, Städtische Herrschaft, S. 268 f.)
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Verwendungsweise einer Selbst- und Fremdbeschreibung wurde nicht nur im 
Konflikt aufgerufen, sondern findet sich auch in den normativen Bauerrechten 
wieder. In mehreren Bauerrollen wurde die Gesellschaft in drei Gruppen einge-
teilt: die „Vornehmste“, die „Middelmehtigen“ und den „gemeinen Mann“.2251 
Mit letzterer Bezeichnung waren die hierarchisch unten stehenden Gruppen der 
Warfsleute und Tagelöhner gemeint.
Die unterbäuerliche Bevölkerung bezeichnete sich nicht nur genauso wie Bau-
ern in anderen Territorien des Reiches als „gemeiner Mann“. Sie übernahm auch 
Formen der bäuerlich-gemeindlichen Institution. Institutionelle Gemeindemerk-
male wurden zunächst in den Konflikten selbst deutlich. Den unterbäuerlichen 
Zusammenschluss von Hinte stellte ihr Anwalt als vorübergehende Einung dar, 
deren Entstehung durch die Eingriffe der Eigenerben hervorgerufen worden sei: 
„Nach insinuireten Mandato haben sich samptliche Werffstetten, als 
mercklich dadurch beschweret zusammen gethan, Auch deliberiret und 
einhellig beschlossen, solchen gewaltsamen überfall nicht zu erdulden, und 
einmütig guttgefunden die hohe Landesobrigkeit darob zu ersuchen und 
unterthäniglich zu imploriren. Wann aber solches durch etliche muste ver-
richtet werden, als haben die andere alle obgedachte drey personen mit ge-
meinen stimmen darzu erwehlet, erbeten, genöttiget und bewogen [...].“2252 
In den Prozessen erfährt man von diesen wahrscheinlich nur vorübergehenden 
Einungen nur, dass sie wie die „richtigen“ Gemeinden ihre Vertreter vor Gericht 
und zu Verhandlungen in Konflikten mit den Bauern schickten und dass sie erste 
Sanktionen für ihre Gemeinschaft festlegten und durchführten. Die Warfsleute 
stellten Vollmachten für ihre Vertreter aus2253 und nannten ihre Vertreter schlicht 
2251 Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. 9, 17, 25, 31, 32, 33, 38, 44, 46, 61, 66, 72, 73.
2252 StaA Rep. 4 B IV d 129 Die Warfsleute zu Hinte, insbesondere die Mittragung der zur Wiederherstel-
lung der Hinter Brücke erforderlichen Unkosten betr. 1631-1635, fol. 63´ f.
2253 StaA Rep. 4 B V b 18 Anfrage der Amtleute zu Stickhausen in Sachen der Bauerrichter zu Detern 
gegen die dortigen Häuslinge, insbesondere die vom Hofgericht den Amtleuten disputierte Jurisdik-
tion über die Bauerrichter 1737-39, fol. 20´, 25; StaA Rep. 4 B IV d 129 Die Warfsleute zu Hinte, 
insbesondere die Mittragung der zur Wiederherstellung der Hinter Brücke erforderlichen Unkosten 
betr. 1631-1635, fol. 16; StaA Rep. 4 B IV h 66 Fiskal gegen die Warfsleute zu Weener und Hol-
thusen, insbesondere gegen Hinrich Jacob Nachtigall und Konsorten wegen Aufruhr, Verletzung der 
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und einfach „die Vollmachten“.2254 Der Rädelsführer der Warfsleute aus Weener 
beschrieb in seinem Verhör den Zusammenschluss und die Vollmachtenerstel-
lung der Warfsleute folgendermaßen: 
“Ad 14. Was die Pfuelrichter und eigenerbte interessierte zu Wehner 
geklaget und begeret, wüßte er nicht, es hetten sonsten anfangs 66. von 
den Warffsleuten eine Volmacht auffgerichtet, und sich verpflichtet, in 
ihre alte gerechtigkeit, welche ihnen von dem regierenden Herrn gege-
ben, aber von den Haußleuten genommen, mit Recht einzutreten, und 
gebrauchen, waß ihnen von den Mehnlanden zukäm, nach alter ge-
wohnheit, als sie vor diesem gethan hetten. Nebenst den 66. wehren 
noch viel andere, und vermuhtlich noch wol so viele, alß unterzeichnet 
hetten, mit ihnen einig gewesen, den process zu treiben, hetten aber auß 
allerhandt Ursachen nicht mit unterschrieben wollen, sich gleichwohl 
hernacher zu Ihnen gehalten […].“2255 
Die Warfsleute führten – zunächst nur im Rahmen eines aktuell vorfallenden 
Konfliktes –  untereinander außerdem die gleichen Sanktionen ein, wie sie von 
den Eigenerben praktiziert wurden: In Weener wurde laut Aussage des vermeint-
lichen Rädelsführers im Verhör allen Warfsleuten von den Anführern des dort 
stattgefundenen, gewaltsamen Aufstandes angeordnet, sich bei Strafe von einer 
halben Tonne Bier auf der Gemeindeweide einzufinden, wenn der Poolrichter 
oder die landesherrlichen Beamten versuchen sollten, ihnen das Vieh zu pfän-
den.2256 Diese Vorschriften ähnelten den Brüchevorschriften der Bauern in den 
Bauerrechten.
öffentlichen Ruhe und Totschlag des Obersten und Drosten Aylva 1660-1667, Vol. II, fol. 471, 557, 
597´: Auch die Weeneraner Warfsleute schickten Vollmachten zum Gericht.
2254 StaA Rep. 103 IX 14 Eigenbeerbte zu Weener und Holthusen gegen die Warfsleute daselbst, die Be-
teiligung der Warfsleute an den Meentlanden zu Weener und den Aufruhr der Warfsleute betr. 1660-
1664, fol. 48´; Rep. 4 B IV h 66 Fiskal gegen die Warfsleute zu Weener und Holthusen, insbesondere 
gegen Hinrich Jacob Nachtigall und Konsorten wegen Aufruhr, Verletzung der öffentlichen Ruhe und 
Totschlag des Obersten und Drosten Aylva 1660-1667, Vol. II, fol. 426.
2255 Ebd., fol. 425´.
2256 StaA Rep. 4 B IV h 66 Fiskal gegen die Warfsleute zu Weener und Holthusen, insbesondere gegen 
Hinrich Jacob Nachtigall und Konsorten wegen Aufruhr, Verletzung der öffentlichen Ruhe und Tot-
schlag des Obersten und Drosten Aylva 1660-1667, Vol. II, fol. 426´
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Die Gruppe der Warfsleute wurde zum Beispiel 1631 in Hinte aber nicht nur 
als vorübergehender Zusammenschluss verstanden, sondern auch schon als eige-
ne Kommune. Der Anwalt bezeichnete die Warfsleute als eigenes „corpus“, das 
sich um die Anordnungen der Bauerrichter und Eigenerben nicht zu kümmern 
habe.2257 Die Hinter Warfsleute gingen vermutlich auch davon aus, dass sie ein ei-
genes „corpus“ bildeten, zumindest besaßen sie schon 1631 einen aus ihrer Mitte 
bestimmten Schatzungsheber, der nur für ihre Abgaben, seien es landesherrliche 
oder gemeindliche, zuständig war. Ihre finanziellen Aufgaben nahmen sie so auf 
ähnliche Weise wahr wie die bäuerliche Gemeinde.2258 
Besonders deutlich wurde die Aufteilung der Siedlungseinwohner in eine bäu-
erliche und eine unterbäuerliche Kommune in einem Gerichtsprozess in den 
Jahren 1756 bis 1758 zwischen Interessenten und Warfsleuten in Loquard.2259 
Dieser Prozess wurde vor dem Administratorenkollegium und dann vor der Kam-
mer geführt. Obwohl dieser Konflikt damit zwar nach 1744 unter preußischer 
Herrschaft vorfiel, kann man für den Zeitraum vor 1744 eine unterbäuerliche 
Kommune durch diesen Prozess nachweisen. Es ging dabei um die Zurechnung 
bestimmter Personen mit ihren Landen zur Gruppe der Bauern oder zur Gruppe 
der Warfsleute. Die Höhe des Schatzungsquantums für einen einzelnen Gemein-
deeinwohner war davon abhängig, wieviele Personen zu den Bauern oder zu den 
Warfsleuten gezählt wurden: Die steuerliche Gesamtsumme für die Warfsleute 
oder für die Bauern wurde nämlich durch die Anzahl der Personen, die zu der 
jeweiligen Gruppe gehörten, geteilt. Die Warfsleute plädierten 1756 dafür, bei 
der gewohnheitsrechtlichen Ordnung zu verbleiben und weiterhin die Schatzung 
aufgeteilt nach Warfsleuten und Bauern zu erheben. Um den Konflikt über die 
Zugehörigkeit von Personen zu den Warfsleuten oder zu den Bauern zu lösen, 
plädierten die Bauern dafür, die Schatzungserhebung nach einzelnen Gruppen 
oder „Communen“ aufzuheben. Die Distinktion in die beiden Gruppen habe 
2257 StaA Rep. 4 B IV d 129 Die Warfsleute zu Hinte, insbesondere die Mittragung der zur Wiederherstel-
lung der Hinter Brücke erforderlichen Unkosten betr. 1631-1635, fol. 105´. 
2258 Ebd., fol. 69´.
2259 StaA Rep. 104 B Nr. 69 Schüttmeister der Warfsleute zu Loquard / Schüttmeister der Landgebräu-
cher zu Loquard wegen Reparation des Schatzungsquantums 1756-1758.
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laut ihres Anwalts nur zu „Rotten, Haß und Zank“2260 geführt. Die Bauern be-
haupteten, dass nur sie für das ganze Schatzungsquantum bei der ostfriesischen 
Landschaft im Register stünden und deshalb für die Summe haften würden. Wie 
sich aus der Akte von 1756-1758 ersehen lässt, fielen Streitigkeiten um vielfäl-
tige Abgaben zwischen Bauern und Warfsleuten in Loquard schon 1666 und 
1735 vor. Die Gruppen konnten sich jedoch durch Verträge 1667 und 1735 
einigen.2261 1667 legte man in einem „freundliche[n] christliche[n] Vertrag“ fest, 
dass die Warfsleute den zehnten Teil zu der Lüneburgischen Einquartierung ge-
ben sollten. Auch wenn es in Zukunft zu einem Streit kommen würde, solle es 
bei dem zehnten Teil bleiben. 1735 einigte man sich, wie viel die Warfsleute ge-
ben müssten, wenn ein „Tief“ gegraben wurde. Außerdem wurde festgelegt, was 
passieren würde, wenn Einwohner in Gemeinderschaft lebten, also sich mehrere 
„Häuser“ einen Hof teilten.2262 Auch der in den Jahren 1756 bis 1758 verhan-
delte Konflikt konnte durch einen Vergleich gelöst werden2263, der auch in das 
Bauerrecht der Bauern aufgenommen wurde.2264  
Die Warfsleute wurden also im Prozess von den Anwälten als eigene „Com-
mune“ oder als „Classe“2265 bezeichnet. Diese erhob getrennt von den „Landge-
brauchern“ ihr Steuerquantum.2266 Aber nicht nur die Anwälte verstanden die 
unterbäuerliche Gruppe als „Commune“ oder „Classe“. Auch die Warfsleute 
selbst bezeichneten sich ähnlich und dies nicht nur in Loquard, sondern auch im 
benachbarten Rysum und in Larrelt: In den Gerichtsakten zu dem besagten Kon-
flikt aus Loquard liegt auch ein Attestat der Rysumer Warfsleute und Tagelöhner 
vor, das die Position der Warfsleute aus Loquard stützen sollte. Darin bezeugten 
sie, dass sie als abgetrennte Gruppe in Rysum „einen besonderes korpes formie-
2260 StaA Rep. 104 B Nr. 69 Schüttmeister der Warfsleute zu Loquard / Schüttmeister der Landgebräu-
cher zu Loquard wegen Reparation des Schatzungsquantums 1756-1758, fol. 33´. 
2261 Ebd., fol. 46.
2262 StaA Rep. 104 B Nr. 69 Schüttmeister der Warfsleute zu Loquard / Schüttmeister der Landgebräu-
cher zu Loquard wegen Reparation des Schatzungsquantums 1756-1758, fol. 46. Allgemein zur übli-
chen Praxis der Gemeinderschaft in Ostfriesland: Swart, Friesische Agrargeschichte, S. 65.
2263 StaA Rep. 104 B Nr. 69 Schüttmeister der Warfsleute zu Loquard / Schüttmeister der Landgebräu-
cher zu Loquard wegen Reparation des Schatzungsquantums 1756-1758, fol. 82 f. 
2264 Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. 87.
2265 StaA Rep. 104 B Nr. 69 Schüttmeister der Warfsleute zu Loquard / Schüttmeister der Landgebräu-
cher zu Loquard wegen Reparation des Schatzungsquantums 1756-1758, fol. 5´, 7.
2266 Ebd., fol. 51´ f., 55 ff.  
IV. POLITIKEN IM DORF: DIE ENTSTEHUNG EINER UNTERBÄUERLICHEN GEMEINDE 
503
ren“ würden.2267 Sie bezeichneten sich also als „corpus“ bzw. in entlehnter Form 
als „korpes“.2268 Die Rysumer bezeugten außerdem, dass auch die Warfsleute in 
Loquard und Larrelt ein „korpes“ bilden würden, das getrennt von den Interes-
senten das Schatzungsquantum einsammelte.2269 In der Prozessakten findet sich 
auch ein Attestat der Larrelter Warfsleute, in dem sie bezeugten, dass sie als zu-
sammengehörige Gruppe am 18. Juli 1750 einen „gütlich accord und Vergleich“ 
mit den Interessenten abgeschlossen hätten und ein eigenes „quantum“ einsam-
melten und bezahlten. Zu diesem Quantum trügen nicht nur die Warfsleute mit 
eigenem Haus, sondern auch die Einlieger, die bei den Interessenten „einwohn-
ten“, bei.2270 
Es lassen sich aber nicht nur Vertreter der unterbäuerlichen Gruppen nachwei-
sen, die für die Schatzungshebung verantwortlich waren. Es finden sich zudem 
Gemeinden, die eigene Amtsträger der Warfsleute hatten, welche die gleichen 
Funktionen wie die eigentlichen Schüttemeister übernahmen. Für das Amt Frie-
deburg erwähnt König zum Beispiel eigene Rottmeister der Hausleute, Kötter, 
Warfsleute und Häuslinge.2271 Der besonders außergewöhnliche Fund des Lo-
quarder Rechnungsbuches („Meentebuches“) von Warfsleuten beweist, dass nicht 
nur der gemeindliche Beamte der Bauern eine Rechnungslegung vollzog, diese 
in einem „Meentebuch“ festhielt und auch andere Protokolle in einem solchen 
Protokoll- und Rechnungsbuch wiedergab. Auch die Schüttemeister der Warfs-
leute erhoben selbst Abgaben und Steuern der Warfsleute, schlossen Verträge und 
2267 StaA Rep. 104 B Nr. 69 Schüttmeister der Warfsleute zu Loquard / Schüttmeister der Landgebräu-
cher zu Loquard wegen Reparation des Schatzungsquantums 1756-1758, fol. 55. 
2268 TenDoornkaat-Koolman, Wörterbuch der ostfriesischen Sprache, Bd. 2, S. 328: Kor bedeutet Haufe, 
Abteilung, Schaar etc. Obgleich das althochdeutsche „Chor“ auch die Bedeutug Abteilung und Schaar 
hatte, ist dieses „kor“ doch wahrscheinlich das in der Aussprache damit übereinstimmende und aus 
dem Französischen entlehnte „corps“, was eigentlich eine Gesamtheit bezeichnet und aus dem lateini-
schen „corpus“ entstand.
 Auch der Begriff universitas war der ländlichen Bevölkerung vermutlich nicht völlig fremd. Zumin-
dest die Bauern von Hamswehrum kannten ihn und hatten ihn zum Beispiel in ihrer Willkür benutzt 
(Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. 63). Bader vermutet hinter der in der Bauerrolle von Hamswehr-
um von 1656 gebrauchten Form „universe gemeine“ eine Übertragung aus dem holländischen Sprach-
gebrauch. (Bader, Rechtsformen und Schichten, S. 295). 
2269 StaA Rep. 104 B Nr. 69 Schüttmeister der Warfsleute zu Loquard / Schüttmeister der Landgebräu-
cher zu Loquard wegen Reparation des Schatzungsquantums 1756-1758, fol. 55. 
2270 Ebd., fol. 56.
2271 König, Verwaltungsgeschichte, S. 216.
IV. POLITIKEN IM DORF: DIE ENTSTEHUNG EINER UNTERBÄUERLICHEN GEMEINDE  
504
führten jährlich eine eigene Rechnungslegung vor ihren Genossen durch. Diese 
Rechnungslegung, Verträge und besondere Abgaben wurden in jenem „Meente-
buch“ der Warfsleute für die erste Hälfte des 18. Jahrhunderts festgehalten.
StaA Rep. 104 B Nr. 69 Schüttmeister der Warfsleute zu Loquard / Schüttmeister der Land-
gebräucher zu Loquard wegen Reparation des Schatzungsquantums 1756-1758, fol. 15.
Das „Meentebuch“ deutet darauf hin, dass die Warfsleute wahrscheinlich auch 
die rituelle Rechnungslegung mit Wahl und Einsetzung des nächsten Bauerrich-
ters vollzogen, denn nur im Rahmen einer rituellen Rechnungslegung war die 
Rechnungslegung gültig. Das „Meetebuch“ enthält Einträge zwischen 1713 und 
1753 und dementsprechend lässt sich eine unterbäuerliche Gemeinde für die 
Zeit vor 1744 nachweisen.2272 
2272 StaA Rep. 104 B Nr. 69 Schüttmeister der Warfsleute zu Loquard / Schüttmeister der Landgebräu-
cher zu Loquard wegen Reparation des Schatzungsquantums 1756-1758, fol. 3-14, 15, 29, 74 f., 82 
f.: Das Meentebuch  (fol. 15) wurde als Beweismittel in den Prozess eingebracht.
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Von einer vorübergehenden Einung der Warfsleute im Konflikt, die zwecks 
Durchsetzung der eigenen Interessen gebildet wurde, kam es also offenbar in 
manchen Gemeinden zu einer allmählichen Institutionalisierung von unterbäu-
erlichen Gemeinden. Sie hatten eigene Kompetenzen, vor allem konnten sie Ver-
treter wählen, also sich repräsentieren lassen und Abgaben selbständig einsam-
meln und vermutlich auch untereinander festlegen. 
Lässt sich die Aufteilung in zwei Kommunen bezüglich der Steuer oder ande-
rer Abgaben vor 1744 nur vereinzelt in Hinte und auch in Loquard selbst nach-
weisen, ist sie für die zweite Hälfte des 18. Jahrhunderts übliche Praxis. Nach 
1744 sind acht Prozesse zu finden, die jene Distinktion zwischen Warfsleuten 
und Bauern zeigen, so für Upgant-Schott, Hamswehrum, Horsten, Campen, 
Groothusen, Grimersum, Hage und nochmals in Loquard. Teilweise wird expli-
zit von einem Schüttemeister der Amts- und Arbeitsleute gesprochen.2273 Damit 
sind solche Schatzungsheber für die unterbäuerliche Bevölkerung in den Ämtern 
Aurich, Greetsiel, Friedeburg und Berum nachgewiesen. In Horsten (Amt Frie-
deburg) formulierten die Warfsleute 1793 ihre Vollmacht an Jan Harms Lütjens 
wegen der Regelung steuerlicher Angelegenheiten folgendermaßen: 
2273 StaA Dep. 1 3159-3163 Die Auseinandersetzungen zwischen den Warfsleuten und den Bauern bzw. 
Platzgebräuchern in Upgant-Schott wegen der Höhe der Schatzungen und der Surrogate 1782-1789; 
StaA Dep. 1 3168 Die Beschwerde des Jan Tyden, Schüttemeister der Amts- und Arbeitsleute in 
Hamswehrum, über die im Vergleich mit den Platzeignern ungerechte Verteilung der Schatzungen 
und Surrogate 1783; StaA Dep. 1 3166 Die Beschwerde des Johann Harms Luitjens in Horsten im 
Namen der dortigen Köter, Warfsleute und Häuslinge über die im Vergleich zu den Platzbesitzern 
ungerechte Höhe der Schatzungen 1793-1794 (1765); StaA Dep. 1 4648/12 Der Prozeß der Warfs-
leute von Campen vor dem Amtsgericht Pewsum gegen die Schüttemeister von Campen in Schat-
zungsangelegenheiten 1795-1798; StaA Dep. 1 3182 Die Beschwerden der Amts- und Arbeitsleute in 
Groothusen gegen die dortigen Landgebräucher und deren Schüttemeister, Wilt Meenen, wegen der 
Verwendung der überschüssigen Schatzungs- und Konsumtionsgüter 1804-1806 (1788); StaA Dep. 
1  4849/09 Die Auseinandersetzung zwischen Reint Reints in Grimersum und dem Schüttemeister 
der Amts- und Arbeitsleute in Grimersum wegen der Personal- und Kapitalschatzung 1794-1796; 
StaA Dep. 1 3185 Die Auseinandersetzungen zwischen Jan Gerd Edzards als Vertreter der Arbeiter 
in Hage und dem dortigen Schüttemeister wegen des Konsumtionsgeldquantums sowie wegen der 
Akzise von dem auf dem Hager Jahrmarkt konsumierten Bier 1777-1779; StaA Dep. 1 4849/06 Die 
Auseinandersetzung zwischen David Meinders Lessen in Loquard als Schüttemeister der Amts- und 
Arbeitsleute und den Landgebräuchern in Loquard wegen des Surrogats 1789-1790.
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„Wir Niedergeschriebene Persohnen der Commune Horsten, geben 
dem Johann Harms Lütjens durch unseres Nahmens Unterschrifft Voll-
macht, wegen dem Überschus des Schatzungs Quantum bey dem Hoch. 
Landschafftlichen Administrations Collegio, oder wo es nöthig gefunden 
wird, weiter bis die Sache völlig abgethan ist auszuführen, und gehet 
die hiesige Schütmeister gar nicht an, weil wir ihn dazu befödert haben. 
Horsten d. 2ten September 1793.“2274
Die Bauern und ihre Schüttemeister wurden also explizit aus diesem – vorü-
bergehenden – Repräsentationsverhältnis herausgehalten. 
Diese Institutionalisierung zeigt sich in der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts 
verstärkt in vielen Zusammenhängen und Quellen und nicht nur im Rahmen von 
Konflikten und Gerichtsakten. Pauls zeigt in seiner Monographie über die Quel-
len des Pfarrarchives in Aurich-Oldendorf (Amt Aurich), dass Deputierte der 
Warfsleute an der Gemeindeversammlung teilnahmen, wenn die Warfsleute wie 
in Aurich-Oldendorf ausnahmsweise an einer Gemeindeversammlung stimmbe-
rechtigt beteiligt waren.2275 Außerdem nahmen in Hinte (Amt Emden) solche 
Deputierte im Jahre 1792 auch an der Rechnungslegung der Bauern teil.2276 Im 
Jahre 1792 berichteten auch aus dem Amt Leer Gemeinden von Wahlen unter 
den Warfsleuten zu eigenen Schüttemeistern. So wählten in Midlum Eigenerben 
und Warfsleute je einen Schüttemeister. Zusammen sollten beide ein Jahr lang 
amtieren.2277
Als die preußische Landesherrschaft 1792 die ländliche Bevölkerung für die 
Erstellung eines Provinzialgesetzbuches aufforderte, über ihre Gewohnheiten und 
Bauerrechte zu berichten, wurden nicht nur die Bauerrichter oder Schüttemeister 
der Bauern dazu angewiesen, sondern auch die Vertreter von Warfsleuten. Im Jah-
2274 StaA Dep. 1 3166 Die Beschwerde des Johann Harms Luitjens in Horsten im Namen der dortigen 
Köter, Warfsleute und Häuslinge über die im Vergleich zu den Platzbesitzern ungerechte Höhe der 
Schatzungen 1793-1794 (1765), fol. 6.
2275 Pauls, Aus dem Pfarrarchive, S. 25 f.: In Aurich-Oldendorf nahmen Deputierte der Warfsleute Ende 
des 18. Jahrhunderts an der Gemeindeversammlung teil. 
2276 StaA Rep. 5 421 Sammlung geltender Rechte und Gewohnheiten (ältere Schriftstücke und Abschrif-
ten älterer Schriftstücke), Amt Emden 1780, 1792-1793, fol. 75´.
2277 Koolman, Gemeinde und Amt, S. 88.  
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re 1780, als die Landesherrschaft das erste Mal die Gemeinden aufrief, Berichte 
zur Erstellung eines Provinzialgesetzbuches einzureichen, wurden die Warfsleute 
nicht ausdrücklich aufgefordert. Die Proteste der Warfsleute brachten aber schon 
1780 den Amtmann von Aurich in seinem Bericht über die Gewohnheiten in den 
Auricher Gemeinden zu der Ansicht, dass man die einzelnen Berichte der Bauern 
nicht ohne Untersuchung so stehen lassen könne. Die Einwohner seien sich über 
ihre Bauerrechte und Gewohnheiten nicht einig.2278 Aufgrund unterschiedlicher 
Interessen in den Gemeinden befahlen die Landesherrschaft und ihre Beamten 
also 1792, dass nicht mehr nur die Eigenerben und ihre Bauerrichter und Schüt-
temeister über Rechtsgewohnheiten berichten sollten, sondern auch Vertreter der 
Warfsleute.2279 Diese berichteten daraufhin zum Großteil mündlich, aber auch 
schriftlich, über ihre Gewohnheiten. In Barstede zum Beispiel übergaben die He-
erdbesitzer und die Warfsleute jeweils einen Aufsatz über die „Observanzen“. Die 
Warfsleute berichteten „von ihren Dienstbarkeiten und Rechten“. Beide Aufsätze 
wurden vor der gesamten Gemeinde verlesen. Die Heerdbesitzer protestierten 
gegen den Aufsatz der Warfsleute bezüglich der Weidegerechtigkeit.2280 Die Auf-
sätze wurden von Heerdbesitzer und Warfsleuten als „Statuten“ bezeichnet, die 
„von jeder Classe besonders eingereicht seyen“.2281 Die „Statuten“ der Warfsleute 
lauteten folgendermaßen:
„Da wir von unser hiesigen Baurichter Focke Aljels zu Barstede ver-
nommen haben, daß am Instehenden Donnerstage zwehn von den alhier 
zu Barstede Eingesessen Warfsleuten vor der Herr Oberamtman erschei-
nen sollen und Einbringen was unser Pflichten und Rechten alhier zu 
Barstede wären, so haben wir allhier folgende alte Gewohnheits Pflich-
ten als
2278 StaA Rep. 5 416 Sammlung geltender Rechte und Gewohnheiten (ältere Schriftstücke und Abschrif-
ten älterer Schriftstücke), Amt Aurich, Bd. 1, 1780, 1792, 1796-1804, fol. 4´.
2279 StaA Rep. 5 421 Sammlung geltender Rechte und Gewohnheiten (ältere Schriftstücke und Abschrif-
ten älterer Schriftstücke), Amt Emden 1780, 1792-1793, fol. 8.
2280 StaA Rep. 5 416 Sammlung geltender Rechte und Gewohnheiten (ältere Schriftstücke und Abschrif-
ten älterer Schriftstücke), Amt Aurich, Bd. 1, 1780, 1792, 1796-1804, fol. 117.
2281 Ebd., fol. 131 f.
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1 Wird der Gemeinde Wasser Tahte jarlich zwey mal gereinigt und wird 
ein jeder von uns jedes mal so viel zugemessen von den Baurichter als ein 
ganzer Platz,
2 Wird das so genannte kleine Tief jarlich einmal gereiniget und ist jeder 
von uns so viel zuemessen als ein halber Platz. 
3 Wenn die Tahte hinter Sandhorst gereiniget wird so wird ein jeder von 
uns so viel zugemessen als ein gantzer Platz. 
4 Wenn der Commue Weg alhier geschlühtet wird so wird ein jeder von 
uns so viel zugemessen als ein ganze Platz, und wenn Sand darauf ge-
führet wird so pflegen wir dasselbe mit auf die Wagens und abzumachen,
5 Pfleget jeder von uns alle jar Ein Tag an das Hilgen
6 Wenn der Gemeine Punz und Geeske Syl verneuert wird so arbeiten 
wir mit daran. 
7 Wenn Brüche von der Gemeine vorgefordert wird so bezahlen wir von 
uns so viel als ein ganzer Platz. 
Vor obige alte gewohnheit-Pflichten brauchen wir folgende alte ge-
wohnheits Rechten als
1 Aus das Gemeine Land können wir so viel Erde Sand und Leem gra-
ben und holen als wir wollen. 
2 Wenn wir Vieh haben so schlagen wir dasselbe auf dem Wege durch 
unser ganzes dorf biß zur Meehde auch auf der Mohrweg und in das 
Mohrrast hinein zu weyden, und wenn das vieh auf die Meehde kommt 
so weyden wir auch darauf mit unser vieh. 
Da uns jetzt nicht mehr beygefallen so behalten wir vor uns, wenn 
etwas vergessen solches noch nachzufügen auch wenn wir was verändern 
wollen solches zu thun. 
Wir unterschreiben solches mit unsers Namens unterschrifft Warffsleu-
ten hieselbst.
Gessesen Barstede d. 24 October 1792“ 2282
2282 StaA Rep. 5 417 Sammlung geltender Rechte und Gewohnheiten (ältere Schriftstücke und Abschrif-
ten älterer Schriftstücke), Amt Aurich, Bd. 2, 1780, 1792, 1796-1804, fol. 69 f.
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Es folgen die Unterschriften von vier Warfsmännern und zwei Witwen.2283 
Aus dem Amt Aurich berichteten 1792 von 48 ingesamt sich meldenden Sied-
lungen Warfsleute aus 11 Gemeinden in eigenen Aufsätzen von ihren Rechtsge-
wohnheiten.2284 Es wird in den Berichten aus den Ämtern Emden, Aurich, Greet-
siel und Pewsum deutlich, dass die unterbäuerlichen Amtsträger sich teilweise 
selbst „Schüttmeister“ oder „Kedden“ nannten.2285 Ihre Berichte waren meist ge-
gen die Berichte und Willküren der Bauern aus ihrer Siedlung gerichtet und spra-
chen die Konflikte zwischen beiden Gruppen an. Beide behaupteten in der Regel, 
dass ihre Berichte die Rechtsgewohnheiten wiedergeben würden.2286 In den „Auf-
sätzen“ war auch davon die Rede, dass man sich zur Aufsetzung eines solchen 
Schriftstückes „vereiniget“ habe. Die schriftlichen Berichte waren demnach will-
kürähnlich.2287 Die hier im Anhang teilweise wiedergegebenen, rechtsetzenden 
Berichte der Warfsleute aus Strackholt, Riepe, Westerende, Barstede und Larrelt 
aus den Ämtern Aurich und Emden zeigen beispielhaft, dass die Warfsleute ein 
eigenes Rechtsbewusstsein hatten, welches sie von ihren selbst gewählten Schüt-
temeistern vertreten ließen und sogar zu eigenen schriftlichen Rechtsetzungen 
ausformten, die über die Wiedergabe von Rechtsgewohnheiten hinausgingen.2288 
2283 StaA Rep. 5 417 Sammlung geltender Rechte und Gewohnheiten (ältere Schriftstücke und Abschrif-
ten älterer Schriftstücke), Amt Aurich, Bd. 2, 1780, 1792, 1796-1804, fol. 69 f.
2284 Ebd. 
2285 StaA Rep. 5 421 Sammlung geltender Rechte und Gewohnheiten (ältere Schriftstücke und Abschrif-
ten älterer Schriftstücke), Amt Emden 1780, 1792-1793, fol. 82 f.; StaA Rep. 5 416 Sammlung 
geltender Rechte und Gewohnheiten (ältere Schriftstücke und Abschriften älterer Schriftstücke), Amt 
Aurich, Bd. 1, 1780, 1792, 1796-1804, fol. 105´; StaA Rep. 5 422 Sammlung geltender Rechte und 
Gewohnheiten (ältere Schriftstücke und Abschriften älterer Schriftstücke), hier Ämter Greetsiel und 
Pewsum einschließlich der Insel Borkum 1780, 1791-1796, fol. 85 ff. 
2286 StaA Rep. 5 416 Sammlung geltender Rechte und Gewohnheiten (ältere Schriftstücke und Abschrif-
ten älterer Schriftstücke), Amt Aurich, Bd. 1, 1780, 1792, 1796-1804, fol. 120´: Nur als Beispiel sei 
hier die Gemeinde Schirum als Beispiel genannt. Die Schirumer Bauern und Warfsleute behaupteten 
jeweils die „Observanz“ ihrer Aufsätze, die sich jedoch widersprachen. Der Aufsatz der Schirumer 
Warfsleute wurde neben demjenigen der Bauern wiedergegeben in: StaA Rep. 5 417 Sammlung gel-
tender Rechte und Gewohnheiten (ältere Schriftstücke und Abschriften älterer Schriftstücke), Amt 
Aurich, Bd. 2, 1780, 1792, 1796-1804, fol. 93 f. 
2287 Zum Beispiel der Aufsatz der Rieper Warfsleute siehe Anhang: „VIII.1. Statuten und Berichte über 
Rechtsgewohnheiten von Warfsleuten aus dem Jahre 1792“. Und auch die Warfsleute aus Ochtelbur 
schrieben dies: StaA Rep. 5 417 Sammlung geltender Rechte und Gewohnheiten (ältere Schriftstük-
ke und Abschriften älterer Schriftstücke), Amt Aurich, Bd.2, 1780, 1792, 1796-1804, fol. 52 f.
2288 Siehe Anhang: „VIII.1. Statuten und Berichte über Rechtsgewohnheiten von Warfsleuten aus dem 
Jahre 1792“.
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Geht man von den Zahlen im Auricher Amt aus (11 Aufsätze von Warfsleuten 
bei 48 auf den landesherrlichen Aufruf antwortenden Siedlungen)2289, besaßen 
Ende des 18. Jahrhunderts etwas ein Viertel der Siedlungen auf der Geest eigene 
Amtsträger der Warfsleute, die auch von den Bauern und den landesherrlichen 
Beamten anerkannt wurden und auch ein Bedürfnis zur Äußerung hatten. Die 
unterbäuerlichen Zusammenschlüsse, die solche Beamten wählten, zeichneten 
Rechtsgewohnheiten auf, die rechtsetzende Elemente hatten. Manche unterbäu-
erlichen Gruppen werden sich für die Aufzeichnung der Provinzialgesetze 1792 
nicht gemeldet haben, manche Siedlungen waren wohl auch zu klein, als dass 
sich dort zwei Kommunen von Warfsleuten und Bauern ausbildeten. Im Amt 
Emden, hier untersucht als Beispiel für ein Marschgebiet, waren von 30 Gemein-
den, die sich auf den Aufruf meldeten, nur für 8 Gemeinden Warfsleute dabei, 
um über ihre Rechtsgewohnheiten zu berichten. Aus der Gemeinde Larrelt gaben 
die Warfsleute Auskunft über ihre Rechtsgewohnheiten.2290 Für zwei Gemeinden, 
Hinte und Midlum, wurde von anwesenden Bauern erwähnt, dass die Warfsleute 
eigene Schüttemeister besaßen.2291 Insgesamt sind das 10% der Gemeinden im 
Amt Emden, in denen sich eine Gemeinde der Warfsleute anhand der Sammlung 
zur Provinzialgesetzgebung nachweisen lässt. Im Amt Greetsiel auf Marschboden 
ganz in der Nähe des Amtes Emden lässt sich eine Institutionalisierung der Grup-
pe von Warfsleuten für die Steuereintreibung für Hamswehrum, Campen, Groo-
thusen, Grimersum und Loquard nachweisen.2292 Wie erwähnt fanden sich ne-
2289 StaA Rep. 5 417 Sammlung geltender Rechte und Gewohnheiten (ältere Schriftstücke und Abschrif-
ten älterer Schriftstücke), Amt Aurich, Bd. 2, 1780, 1792, 1796-1804.
2290 StaA Rep. 5 421 Sammlung geltender Rechte und Gewohnheiten (ältere Schriftstücke und Abschrif-
ten älterer Schriftstücke), Amt Emden 1780, 1792-1793, fol.23. Abdruck hier siehe Kapitel VIII.1. 
Statuten und Berichte über Rechtsgewohnheiten von Warfsleuten aus dem Jahre 1792“. 
2291 StaA Rep. 5 421 Sammlung geltender Rechte und Gewohnheiten (ältere Schriftstücke und Abschrif-
ten älterer Schriftstücke), Amt Emden 1780, 1792-1793, fol. 75’, 83.
2292 StaA Dep. 1 3168 Die Beschwerde des Jan Tyden, Schüttemeister der Amts- und Arbeitsleute in 
Hamswehrum, über die im Vergleich mit den Platzeignern ungerechte Verteilung der Schatzungen 
und Surrogate 1783; StaA Dep. 1 4648/12 Der Prozeß der Warfsleute von Campen vor dem Amts-
gericht Pewsum gegen die Schüttemeister von Campen in Schatzungsangelegenheiten 1795-1798; 
StaA Dep. 1 3182 Die Beschwerden der Amts- und Arbeitsleute in Groothusen gegen die dortigen 
Landgebräucher und deren Schüttemeister, Wilt Meenen, wegen der Verwendung der überschüssigen 
Schatzungs- und Konsumtionsgüter 1804-1806 (1788); StaA Dep. 1  4849/09 Die Auseinander-
setzung zwischen Reint Reints in Grimersum und dem Schüttemeister der Amts- und Arbeitsleute 
in Grimersum wegen der Personal- und Kapitalschatzung 1794-1796; StaA Dep. 1 4849/06 Die 
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ben Loquard auch im Marschdorf Rysum unterbäuerliche Gemeinden.2293 Auch 
im Marschgebiet ist die Entstehung von unterbäuerlichen Gemeinden demnach 
verbreitet. Man kann davon ausgehen, dass etwa 10% bis 20% der Siedlungen 
eine unterbäuerliche Gemeinde hatten. Die unterbäuerliche Kommune stellte 
demnach eine übliche Institution in Ostfriesland dar, sobald genug Warfsleute in 
den Siedlungen vorhanden waren. 
Weitere institutionalisierte Einungen von unterbäuerlicher Bevölkerung lassen 
sich auch bezüglich der Arbeitsorganisation nachweisen. Hafenarbeiter und Mä-
her bildeten Einungen aus, um ihre Arbeit zu organisieren. In den Prozessakten, 
in denen der schon erwähnte Konflikt zwischen Hafenarbeitern und Gemein-
de in Greetsiel zu Sprache kam, wird auch erwähnt, dass die Hafenarbeiter in 
Greetsiel schon in der ersten Hälfte des 18. Jahrhunderts eine eigene Vereinigung 
bildeten. Sie schlossen sich zu einer „Zunfft“ zusammen. Um als „Mit-Schjauer“, 
also als Hafenarbeiter anerkannt zu sein, musste ein Arbeiter Bier und Brannt-
wein „zum Besten“ ausgeben. Daraufhin war er verpflichtet, sich an die verord-
nete Lohnhöhe anzupassen und die ihm zugewiesenen Arbeiten zu verrichten. 
Diese auch als „Compagnie“ bezeichnete Vereinigung der „Schjauer“ verteilte 
also die Arbeiten.2294
Auch ein guter Mäher verband sich laut des Berichts des Amtmannes von Be-
rum mit anderen „zu dem Endzweck, dass sie in der folgenden Heuerndte ge-
meinschaftlich mähen wollen. Dieser heist sodann der Vormäher und die ganze 
Gesellschaft eine Schaar Mäher“.2295 Auf Fastnacht gebe eine solche „Schaar Mä-
Auseinandersetzung zwischen David Meinders Lessen in Loquard als Schüttemeister der Amts- und 
Arbeitsleute und den Landgebräuchern in Loquard wegen des Surrogats 1789-1790.
2293 StaA Rep. 104 B Nr. 69 Schüttmeister der Warfsleute zu Loquard / Schüttmeister der Landgebräu-
cher zu Loquard wegen Reparation des Schatzungsquantums 1756-1758, fol. 55. 
2294 StaA Rep. 4 B IV g 33 Regierung gegen Humme Ehmen von Greetsiel wegen seines Ungehorsams, 
seiner Unwahrheiten gegen die fürstlichen Beamten u.a. (darin: Nachrichten von einer Ordnung (Or-
donnanz) der Sjauer (Hafenarbeiter)) 1731, fol. 15-18, 31-32´.  
2295 StaA Rep. 5 413 Sammlung geltender Rechte und Gewohnheiten (ältere Schriftstücke und Abschrif-
ten älterer Schriftstücke), Stadt Emden  und Amt Berum, 1780, 1792-1795, fol. 2´-3´: Diese Mäher-
gewohnheiten  bezeichnet der Amtmann zu Berum 1780 als „Ordnung“, über die ihm kein Gesetz 
bekannt ist, aber die doch „wegen der täglichen Händel die es verursacht, wohl verdiente, eine rechte 
Vorschrift zu erhalten, da bisher fast jeder Ort seine eigen Observantz darin hat. Er würde hier die 
„herrschende Gewohnheit“ schildern (fol. 2´).
IV. POLITIKEN IM DORF: DIE ENTSTEHUNG EINER UNTERBÄUERLICHEN GEMEINDE  
512
her“ ein „Schaarbier“ aus. Nach dem Bericht des Berumer Amtmannes „regulie-
ren“ sie „sodann unter sich die Ordnung, oder mit einem termino technico, die 
Beurten, in der sie ihren Kundleuten helfen wollen, welche gewöhnlich, sowie sie 
sich gemeldet haben rangiret werden, und diese Ordnung müssen sich alle Kund-
leute, wann derjenige, der nach der Ordnung der Erste ist, auch würcklich zuerst 
mähe lässet, gefallen lassen“.2296 Die Mäher bestimmten also in ihrer Ordnung 
selbst, wie die Arbeit bei ihren Auftraggebern ablaufen sollte. 
„Auch kann der Gewohnheit nach ein Kerl, der sich bey einer Schaar 
engagiert hat, gegen Bezahlung einen halben Tonne Bier, aus der Schaar 
treten, so lange die Schaar noch nicht zu felde gegangen ist. Ist aber dies 
geschehen, so muß er den Contract halten, oder einen andern für sich 
stellen.“2297
Es kam also – verstärkt in der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts – zu ei-
ner Institutionalisierung von verschiedenen Einungen, insbesondere zu einer 
Gemeindebildung der unterbäuerlichen Bevölkerung auf Marsch und Geest.2298 
Letztere war im Gegensatz zu den Einungen, die der Arbeitsorganisation dienten, 
an die Siedlung gebunden und bestand neben der bäuerlichen Gemeinde. Für die 
Realisierung der unterbäuerlichen Forderungen kam es  offenbar darauf an, dass 
sich „repräsentationsfähige Untertanengruppen, Stände und Einungen“ dieser 
Forderungen annahmen. Winfried Eberhard zeigte, wie wichtig die Entstehung 
von Einungen und Korporationen waren, die sich des „gemeinen Nutzens“ ihres 
2296 StaA Rep. 5 413 Sammlung geltender Rechte und Gewohnheiten (ältere Schriftstücke und Abschrif-
ten älterer Schriftstücke), Stadt Emden  und Amt Berum, 1780, 1792-1795, fol. 2´-3´.
2297 Ebd., fol. 2´-3´.
2298 Auch Uphoff, Knottnerus und Weber deuten eine Korporations- und Standesbildung von unterbäu-
erlicher Bevölkerung an: 
 Uphoff, Die Deicharbeit, S. 107, 118: Nach Uphoff wird das ständische Bewusstsein der unterbäu-
erlichen Schicht vor allem in zwei großen Aufständen von Deicharbeitern, die sich aus der kleinbäu-
erlichen Bevölkerung rekrutierten, deutlich. „Als freie Lohnarbeiter waren sie zwar das Ergebnis eines 
wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Modernisierungsprozesses, doch in ihrer Mentalität blieben sie 
den Traditionen und Normen der vorindustriellen Gesellschaft verhaftet.“
 Knottnerus, „das Land, wo Milch und Mehlbüdel fließt...“: Knottnerus beschreibt die unterbäuerlichen 
Zusammenschlüsse der Nordseeregion als beeinflusst durch städtisch-zünftische Genossenschaften. Be-
sonders zeigt er diese Parallelen bei den genossenschaftlichen Strukturen unter Hafenarbeitern auf.
 Weber, Städtische Herrschaft, S. 244 f., 258 f.: Weber macht für das Landgebiet der Stadt Rottweil 
Korporationen von Tagelöhnern neben den Korporationen der Bauern aus.
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Landes in „konkreter politischer Aktion“ annahmen2299 und die einen in ihren 
Augen ungerechten Herrscher mit der Norm des „gemeinen Nutzens“ kritisieren 
konnten.2300 Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass die Warfsleute mit ih-
rer Politik Denk-, Sprach- und Handlungsmuster (Diskurs) der bäuerlichen Re-
algemeinde übernahmen: Wie die Realgemeinden behaupteten sie die Existenz 
einer eigenen Gemeinde. Dieser Gemeindediskurs war wahrscheinlich der einzig 
vorhandene Diskurs, den die unterbäuerlichen Schichten anwenden konnten, 
um eine neue Identität aufzubauen und sich mittels Reziprozitätsstrategien oder 
einer behaupteten „Exemtion“ vor den Ansprüchen der Realgemeinde zu schüt-
zen. Durch die immer wieder ausgeübte Politik institutionalisierte sich dieser 
Diskurs für sie. Mit dieser Institution signalisierten die Warfsleute außerdem, 
dass sie sich als Gemeinde neben die bäuerliche Gemeinde stellten und eige-
ne Mitspracherechte einforderten. Mimesis befähigte zum Widerstand.2301 Die 
Warfsleute konzipierten sich durch die Mimesis im Laufe der zweiten Hälfte des 
18. Jahrhunderts immer deutlicher als eigene Korporation und Stand mit eigenen 
Rechten.2302 Eine „Verrechtlichung der Volkskultur“ nach Konrad Köstlin lässt 
sich demnach auch in Bezug auf die unterbäuerliche Bevölkerung ausmachen: Es 
kam zu einer Standesbildung in den untersten Gruppen, in den unterständischen 
Gruppen, die eigene Rechte beanspruchten. Diese Standesbildung passierte aus 
2299 Eberhard, Der Legitimationsbegriff des „Gemeinen Nutzens“, S, 249. 
2300 Eberhard, Der Legitmationsbegriff des „Gemeinen Nutzens“, S. 248. 
2301 Butler, Competing Universalities, S. 168; Butler, Restaging the Universal, S. 37, 41; Butler, Unbeha-
gen der Geschlechter, S. 20 f.; Bhaba, The Location of Culture: Judith Butler beschreibt eine solche 
nachahmende Politik auch als Parodie. Eine Wiederholung könnte die wiederholten, institutionali-
sierten Praktiken ins Lächerliche zu ziehen und ihre Kontingenz zeigen. Homi Bhabha beschreibt 
solch eine nachahmende Politik in einem kolonialen Kontext: Der Herrschende verlöre einen Teil 
seiner Forderung nach Priorität und Originalität dadurch, dass vom Beherrschten ein mimetisches 
Doppel hergestellt würde. Mimesis könne entweder eine Verschiebung des ersten Begriffs bewirken, 
dann würde der Knecht als Herr anerkannt werden. Andererseits kann Mimesis enthüllen, dass der 
Begriff nichts anderes ist als eine Serie von Verschiebungen. Damit wird die originale Forderung bzw. 
Identität kontaminiert und verliert zum Teil ihre Berechtigung. 
2302 Für Ostfriesland kann man meines Erachtens schon aufgrund der besonderen Konstruktion der Real-
gemeinde von einer ständischen Gliederung der ländlichen Bevölkerung sprechen, auch wenn Bader 
diese Standesbildung ohne die Standesbildung auch der unterbäuerlichen Bevölkerung nicht ausrei-
chend findet, um von Ständen zu sprechen. Mit einer zusätzlichen Standesbildung der unterbäuerli-
chen Bevölkerung kann man auch nach Bader von Quasi-Ständen im Dorf sprechen (Bader, Dorf-
genossenschaft und Dorfgemeinde, S. 282 ff., 287-291, 293; Bader, Rechtsformen und Schichten, 
S. 305).  
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einer in rechtlicher Hinsicht noch schwankenden Sozialstruktur heraus.2303 „Was 
bis ins Spätmittelalter für wenige Gruppen, Zünfte und Gilden, Bruderschaften 
galt, gilt nun für wenn noch nicht alle, so jedenfalls für viel mehr Menschen. Alle 
Gruppen haben die Tendenz, zu einer eigenen Satzung, zu eigenen Statuten zu 
kommen.“2304 Standesbildung geschah durch unterbäuerliche Politik und durch 
die symbolische Praxis der Zusammenkünfte. In einem späteren Schritt kam es 
in Ostfriesland – wie auch in Ansätzen in Schleswig und Holstein – zur Aufzeich-
nung von Rechten in „Meentebüchern“ (gemeindliche Rechnungsbücher) und 
besonders in Statuten, die für die Erstellung eines Provinzialgesetzbuches Ende 
des 18. Jahrhunderts von der Obrigkeit angefordert worden waren.2305 
3.2  Begrenzte Beteiligung der unterbäuerlichen  
Bevölkerung an der bäuerlichen Gemeinde 
„[...] aber wo ist beweis von beschehener güttlicher ankündigung und 
Warfstetten praesentz bey der taxation? Zu Nirgendshausen.“2306
Im Rahmen des Gerichtsprozesses zwischen unterbäuerlichen Warfsleute und 
Bauern stellte der Anwalt der Warfsleute die Frage, ob die Warfsleute an der Ent-
scheidungsfindung über ihre Beitragspflichten beteiligt worden seien. Ein Beweis 
einer solchen Beteiligung fände sich seiner Ansicht nach zu „Nirgendshausen“. 
Das Zusammenspiel zwischen bäuerlicher, unterbäuerlicher und landesherrlicher 
Politik führte nicht dazu, dass die unterbäuerliche Bevölkerung weitgehend an 
2303 Köstlin, Verrechtlichung der Volkskultur, S. 120, 123: Köstlin versteht unterbäuerliche Schichten als 
Stand und ordnet sie in den von ihm postulierten Prozess der Feudalisierung und Verrechtlichung ein.
2304 Ebd., S. 115. 
2305 Siehe Anhang „VIII.1. Statuten und Berichte über Rechtsgewohnheiten von Warfsleuten aus dem 
Jahre 1792“; Lorenzen-Schmidt, Schriftliche Elemente, S. 186: Laut Lorenzen-Schmidt entsteht der 
Eindruck, dass die ländliche schriftliche Kommunikation die Nicht-Gemeindemitglieder aussparte 
bzw. sie nur zu Empfängern von Mitteilungen machte. Insbesondere im 18. Jahrhundert kommt es 
aber in den Herzogtümern Schleswig und Holstein auch zu Beschwerdeschriften der nicht an der Ge-
meinde beteiligten Dorfeinwohner. 
2306 StaA Rep. 4 B IV d 129 Die Warfsleute zu Hinte, insbesondere die Mittragung der zur Wiederherstel-
lung der Hinter Brücke erforderlichen Unkosten betr. 1631-1635.
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den Entscheidungsprozessen und damit an den Rechten der Realgemeinde betei-
ligt wurde. „Nirgendshausen“ lag nicht in Ostfriesland. 
Die Bauern versuchten in den untersuchten Konflikten vor Gericht, ihre 
übergeordnete Stellung gegenüber den Warfsleuten zu verteidigen und sie so in 
die Gemeinde einzubeziehen, dass sie verstärkt Pflichten ableisteten, aber kaum 
mehr Rechte an der Allmende, in der Gemeindeversammlung oder an der Rech-
nungslegung erhielten. Wie die Gemeindeberichte für das Provinzialgesetzbuch 
aus dem Amt Aurich zeigen, kam es in der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts 
in den Geestgemeinden dennoch zu einer verstärkten Beteiligung der unterbäu-
erlichen Bevölkerung an den Pfarrerwahlen, an den Bauerrichterwahlen und da-
mit an den Rechnungslegungsritualen, also insgesamt an der althergebrachten 
Realgemeinde. Offenbar waren die Eigenerben nach Konflikten gezwungen, den 
Warfsleuten mehr Rechte zu gewähren, weil diese sich sonst weigerten, Pflichten 
im Rahmen der Gemeinde zu erfüllen. Diese Vergrößerung der Realgemeinde 
wurde aber auch auf der Geest nicht durchgängig durchgeführt. Nur in höchs-
tens der Hälfte der Gemeinden des Amtes Aurich wurden einzelne und meist 
nicht alle Warfsleute in die Gruppe der Entscheidungsträger, in die Bauerrichter-
wahl aufgenommen.2307 Auf der Marsch wurden die Warfsleute eher selten in die 
Versammlungen der Realgemeinde einbezogen.2308 Ein Kompromiss zwischen 
Bauern und Warfsleuten auf Druck der Warfsleute kam demnach nur selten zu-
stande2309, wahrscheinlich weil die Marschbauern auf die finanziellen Abgaben 
der Warfsleute nicht so stark angewiesen waren wie dies die Geestbauern waren. 
Zudem war die unterbäuerliche Bevölkerung auf der Marsch nicht so stark an-
2307 Von 19 Gemeinden, für die sich eine Aussage treffen ließ, waren die Warfsleute in 9 Gemeinden expli-
zit von der Bauerrichterwahl ausgeschlossen. In 3 Fällen waren vereinzelte Warfsleute zur aktiven und 
passiven Wahl zugelassen. Nur in 2 Fällen waren die Warfsleute insgesamt beteiligt. In 5 Gemeinden 
waren die inzwischen zerrissenen Herde, die vor ihrer Teilung Stimmrecht gehabt hatten, berücksich-
tigt worden und die auf ihnen sitzenden Viertelherde oder kleineren Besitzer konnten zusammen das 
Stimmrecht ausüben. Alle anderen Warfsleute blieben ausgeschlossen (Ebel, das Ende des friesischen 
Rechts, S. 64; StaA Rep. 5 416 Sammlung geltender Rechte und Gewohnheiten (ältere Schriftstücke 
und Abschriften älterer Schriftstücke), Amt Aurich, Bd. 1, 1780, 1792, 1796-1804). 
2308 Im Amt Emden auf Marschboden berichteten von 28 erfassten Gemeinden nur 2 Gemeinden, dass 
in ihnen die Warfsleute an der Gemeindebeamtenwahl beteiligt waren: StaA Rep. 5 421 Sammlung 
geltender Rechte und Gewohnheiten (ältere Schriftstücke und Abschriften älterer Schriftstücke), Amt 
Emden 1780, 1792-1793, fol. 75´, 82-83). 
2309 So auch: Schmidt, Geschichte Ostfrieslands, S. 342. 
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gewachsen wie auf der Geest, wo Herde öfter aufgeteilt worden waren, man nun 
aber auch von diesen Herdteilen Gelder erheben und ihnen im Gegenzug auch 
Rechte zubilligen musste.   
Diese Einbeziehung in die bäuerlichen Realgemeinden geschah sowohl dann, 
wenn Warfsleute schon eine eigene unterbäuerliche Gemeinde gebildet hatten, als 
auch, wenn sie eine Integration als noch nicht so stark institutionalisierte Gruppe 
eingefordert hatten. Wenn unterbäuerliche Gemeinden neben den bäuerlichen 
Gemeinden vorhanden waren, wurden ihre Amtsträger in bäuerliche Gemeinde-
versammlungen als Vertreter aufgenommen, so zum Beispiel in Aurich-Olden-
dorf2310 oder in Hinte2311. In anderen Gemeinden wurden in bestimmten aus-
gewählten Belangen manche Warfsleute integriert, am ehesten wohl diejenigen, 
die lange ansässig waren.2312 Für die Gemeinde Hoheesche auf der Geest ist die 
Einbeziehung aller Gemeindeeinwohner in bestimmte Entscheidungsprozeduren 
in einem neu aufgesetzten Bauerrecht aus dem Jahr 1733 nachzuweisen.2313 Im 
Bauerrecht wurde festgelegt, dass entweder alle sieben berechtigten Erbgesessene 
oder der Großteil der Dorfeinwohner anwesend sein mussten, um eine Rechts-
folge gegen einen Fremden wegen der unrechtmäßigen Nutzung der Allmende 
zu beschließen und durchzuführen. Auch über die Inanspruchnahme eines nicht-
dörflichen Gerichts sollten laut Bauerrecht von Hoheesche erst einmal die sieben 
Erbgesessenen entscheiden. Falls diese sich jedoch nicht einig wurden, sollte die 
„Mehrheit der Stimmen aller Einwohner groß und klein“ eine Entscheidung her-
beiführen. An der Gemeindeversammlung, in der dieser Vergleich unterschrieben 
wurde und in der über die Allmendenutzung entschieden wurde, nahmen zwar 
alle Einwohner teil, sie setzten aber dennoch in anderen Belangen abgestufte Be-
2310 Pauls, Aus dem Pfarrarchive, S. 25 f.
2311 StaA Rep. 5 421 Sammlung geltender Rechte und Gewohnheiten (ältere Schriftstücke und Abschrif-
ten älterer Schriftstücke), Amt Emden 1780, 1792-1793, fol. 75´.
2312 In den Sammlungen für die Provinzialgesetzgebung 1780 und 1792 lassen sich diese Beteiligungen der 
Warfsleute an bestimmten Rechten und Pflichten für jedes einzelne Dorf nachvollziehen. Für Emden: 
StaA Rep. 5 421 Sammlung geltender Rechte und Gewohnheiten (ältere Schriftstücke und Abschrif-
ten älterer Schriftstücke), Amt Emden 1780, 1792-1793. Für Aurich: StaA Rep. 5 416 Sammlung 
geltender Rechte und Gewohnheiten (ältere Schriftstücke und Abschriften älterer Schriftstücke), Amt 
Aurich, Bd. 1, 1780, 1792, 1796-1804.
2313 Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. 141 f.; StaA Rep. 4 B V b 14 Bestätigung des Bauerrechts von 
Hohenesche im Amte Friedburg 1732-1733.
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rechtigungen für Eigenerben und Warfsleute fest. Unter anderem sollte die Wahl 
des Schüttemeisters explizit in den Händen der sieben Erbgesessenen bleiben. 
Die Entscheidungskompetenzen der Erbgesessenen wurden nur in den Belangen 
beschnitten, in denen es vorher zu massiven Konflikten gekommen war. Man 
erfährt aus dem betreffenden Bauerrecht, dass ein besonders schwerwiegender 
Konflikt zwischen Erbgesessenen und unterbäuerlichen Gemeindeeinwohnern 
um die Allmende in Hoheesche zu einer bewussten Umgestaltung geführt hat-
te. Die Warfsleute wurden damit an der Rechtsprechung bezüglich der Allmen-
denutzung und über die Einschaltung obrigkeitlicher Gerichte beteiligt:
„Soll der zeitige Schüttemeister Acht darauf haben, daß das Feld, wie 
es in jetziger Begrentzung zwischen denen grün Landen, der Hoheescher 
Gast, und dem Kattenmohr eingeschlossen ist, von keinem benachbarten 
geschmälert werde. Zu solchem Ende soll der Schüttmeister das fremde 
Vieh, so bald er es vernimmt, aufschütten, und für jedes Stück nicht 
mehr als Sechs Stüber Schüttelgeld zu seinem Vorteil nehmen; wenn aber 
ein Fremder Plaggen in dem Felde zu hauen sich unterstehen dürffte, so 
soll er nicht anders als in Beyseyn aller Sieben Erbgeseßenen, oder der 
mehresten Dorffeinwohner, selbige zerschlagen, oder wegfahren. Und, 
wofern etwan bey einem Gericht, welches es auch sey, process darüber 
entstehen mögte, so soll der Schüttmeisterm ohne speciale Vollmacht der 
Sieben Erbgeseßenen, oder, wenn selbige nicht miteinander einig, nach 
Mehrheit der Stimmen aller Einwohner groß und klein, sich nicht darin 
einlaßen, unter der Verwarnung, daß sonsten die Gemeine mit keinen 
Processkosten zu schaffen haben wolle.“2314
Es wurde also die Möglichkeit einer Entscheidung nach Mehrheitsprinzip er-
öffnet, welches die Gemeinde anwenden konnte, wenn das Konsensprinzip unter 
Bauern nicht mehr funktionierte. Man brauchte offenbar einen Prozess, der den 
Konsens unter Bauern ersetzen und so Konflikte lösen konnte, auch wenn sich 
die sieben Eigenerben nicht einig waren. Die Anwendung eines solchen Mehr-
2314 Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. 141 f.
 StaA Rep. 4 B V b 14 Bestätigung des Bauerrechts von Hohenesche im Amte Friedburg 1732-1733: 
Das Hoheeschener Bauerrecht wurde nach der Erstellung von landesherrlicher Seite auch konfirmiert 
und nur geringfügig geändert.
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heitsprinzips stellte schon unter Bauern eine Ausnahme dar und war mit Einbe-
ziehung der Warfsleute zu diesem frühen Zeitpunkt recht ungewöhnlich.2315 Der 
Beschluss von Hoheesche versucht eine solche Umgestaltung der Realgemeinde 
jedoch nur auf bestimmte Bereiche zu beschränken. Die Bauerrichterwahl und 
damit auch die Rechnungslegung sollte explizit weiterhin nur von den Eigener-
ben praktiziert werden. Eine Einbeziehung der Warfsleute in die wichtigste Ver-
sammlung der Realgemeinde wurde demnach ausgeschlossen.2316
4. Politiken im Zusammenspiel
Ganz im Sinne von Peter Blickles Kommunalismuskonzept und auch der Wider-
standsforschung wurde hier ein Antagonismus zwischen Gemeinde und Herr-
schaft festgestellt. Allerdings beruhte ein solcher antagonistischer Ausschluss der 
Herrschaft aus der Gemeinde nicht auf grundsätzlich unterschiedlichen Organi-
sations- und Verfassungsprinzipien, die vor jeglicher Politik und Konflikten mit 
der Landesherrschaft vorhanden waren. Es wurde vielmehr gezeigt, wie der Anta-
gonismus diskursiv hergestellt wurde und Auswirkungen auf den gemeindlichen 
Diskurs im Innern hatte. Die unterbäuerliche Bevölkerung wurde von den Bau-
ern in den Antagonismus hineingezogen, so dass die Landesherrschaft den Ein-
druck erhielt, einer geschlossenen Gruppe an Untertanen gegenüber zu stehen. 
Insofern erklärt sich aus solch einer Einbeziehung eine dualistische Konzeption 
von politischen Auseinandersetzungen in der historischen Frühneuzeitforschung. 
2315 Selbst unter Bauern wurde das Konsensprinzip selten durch das Mehrheitsprinzip ersetzt. In Kampen 
ging man nach Konflikten dazu über: „...wenn nun aber diejenigen, welche zur Waßerschaft eines 
Grabens gehören wegen Ausschönung desselben, nicht miteinander übereinstimmen mögten, so sol-
len die Vota drüber von den Schüttemeister colligiret und nach der Pluralitaet die Stimmen verfolglich 
verfallen werden poena 2 Ggl.“ (Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. 82). Das Beispiel zeigt, dass dem 
Konsens der Gemeindemitglieder immer der Vorzug vor dem Mehrheitsprinzip gegeben wurde, auch 
wenn dieses aufgrund von vorhergehenden schwerwiegenden Konflikten ausnahmsweise angewandt 
wurde. Eine Differenzierung der Gesellschaft führte demnach zur Anwendung des Mehrheitsprinzips. 
Für die städtische Willkürerstellung oder Rechtsbesserung behauptet Wilhelm Ebel, dass die in ihr 
sich schnell verändernden Lebens- und Wirtschaftsformen dazu führten, dass das Mehrheitsprinzip 
angewandt wurde und man somit schneller als mit dem Konsensprinzip entscheiden konnte (Ebel, 
Geschichte der Gesetzgebung, S. 23). 
2316 Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. 142.
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Die Bauern konstruierten diese Einheit so stark, dass sie in den Quellen über die-
se Auseinandersetzungen so wahrgenommen werden musste. Gleichzeitig zeigt 
sich, wie der Aufbau eines solchen Antagonismus die Ordnung unter den Ge-
meindeeinwohnern instabil werden und mit der Entscheidung von unterbäu-
erlicher Bevölkerung zu einer widerständigen Politik auseinanderbrechen ließ. 
Offenbar entschlossen sich die Bauern angesichts der Zunahme der unterbäuerli-
chen Bevölkerung immer öfter dazu, diese Bevölkerung in die Pflichten der Ge-
meinde stärker einzubeziehen, ohne sie im Gegenzug an Entscheidungsrechten 
oder an der Ressourcennutzung zu beteiligen. Da die Position der unterbäuerli-
chen Bevölkerung durch eine solche Politik prekär wurde, entschieden sich die 
Warfsleute immer öfter dazu, eine antagonisierende Politik zu praktizieren, die 
in der zweiten Hälfte des 18. Jahrhundert vermehrt zu Konflikten und Prozessen 
zwischen unterbäuerlicher Bevölkerung und Bauern und auch zu einer unter-
bäuerlichen Gemeindebildung führte. Die ländliche Gesellschaft in Ostfriesland 
war also mindestens von zwei Antagonismen durchzogen, die zu unterschiedli-
chen Zeitpunkten institutionalisiert worden waren: Die Bauern konstruierten 
einen Antagonismus gegenüber der Landesherrschaft, die Warfsleute konstruier-
ten einen Antagonismus gegenüber der bäuerlichen Realgemeinde. Bauern so-
wie Warfsleute konnten eine eigene Politik praktizieren, mit der sie versuchten, 
einen eigenen Diskurs zu institutionalisieren, den zumindest die Bauern durch 
einen Knotenpunkt, das Rechnungslegungsritual, dar- und herstellten. Auch 
die Warfsleute führten wahrscheinlich ein solches Ritual am Ende des 18. Jahr-
hunderts durch. Der auf politischem Wege hergestellte Diskurs wurde nicht per 
sprachlichem Knotenpunkt wie in der Moderne bezeichnet, sondern durch einen 
rituellen Knotenpunkt, der alle Teile des Diskurses auf ihre Plätze verwies.
Ein Brunnersches Volksrecht, das die gesamte Gesellschaft sicherte, von al-
len anerkannt wurde und das jene Ordnungsentwürfe von Bauern verhinder-
te, welche grundsätzlich denjenigen der Herrschaft widersprachen, existierte in 
Ostfriesland nicht. Vielmehr vertraten sowohl die Bauern als auch die unterbäu-
erliche Gruppe eine eigene Politik und eigene Ordnungsentwürfe. Insofern ist 
auch das Bild von einer stagnierenden Vormoderne im Modernisierungskonzept 
Laclaus und Mouffes zu revidieren. Auch in der Vormoderne gab es hegemoni-
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ale Politiken, mit denen universale Ansprüche für eine – hier allerdings kleine 
– Gesellschaft erhoben wurden. Die Antwort auf Instabilität stellte so nicht nur 
ein Glauben an Gott dar, mit dessen Wirken jedes zufällige Ereignis, jede Unsi-
cherheit der Gesellschaft erklärt und so stabilisiert wurde. Vielmehr war es zum 
Beispiel den unterbäuerlichen Warfsleuten möglich, auf Instabilität ihrer eigenen 
Identität mit der Konstruktion eines Antagonismus zu reagieren und ein eigenes 
Ordnungskonzept für die gesamte Gesellschaft, für ihre Gemeinde und die bäu-
erliche Realgemeinde anzustreben. Allerdings blieb auch diese Politik auf die nä-
heren Siedlungsbewohner beschränkt und war sogar noch weniger ausgreifend als 
das bäuerliche Ordnungskonzept. Trotzdem wurde mit der Konstruktion eines 
Antagonismus nicht nur eine Rückkehr zur früheren, hierarchischen Ordnung 
angestrebt. 
Die „kommunalistisch“ verfasste Institution Realgemeinde nahm insgesamt 
die wichtigsten Verwaltungs-, Gerichts- und Satzungskompetenzen wahr. Auf 
ihrer Grundlage war bäuerliche Politik möglich, welche die institutionalisierte 
Ordnung wiederum veränderte. Diese institutionalisierte diskursive Ordnung 
leistete als „genuine Schöpfung der Untertanen“2317 wichtige Aufgaben, die die 
landesherrlichen Institutionen nicht übernehmen konnten bzw. sollten. Die-
se Ordnung beinhaltete auch eine Hierarchie der ländlichen Gesellschaft: Die 
Eigenerben beanspruchten mit ihrer Politik eine Herrschaft über die restlichen 
Bewohner der Siedlungen und begründeten diese Herrschaft auch mit ihrer 
Schutzfunktion für die nicht-berechtigte Bevölkerung. Dieser gemeindliche Dis-
kurs zeigte sich demnach auch in einer fürsorglichen Identitätsrepräsentation der 
Bauern für die unterbäuerliche Bevölkerung.
Die bäuerliche und die unterbäuerliche Politik sowie die aufgrund dieser Po-
litiken vorfallenden Konflikte führten aber dazu, dass die Einwohnergemeinde 
immer mehr in zwei ständisch unterschiedene Gruppen auseinanderfiel. Warum 
2317 Blickle, Mit den Gemeinden Staat machen, S. 19: Als „genuine Schöpfung von Untertanen“ bezeich-
net Blickle die Gemeinde im Allgemeinen und nicht den Diskurs einer bestimmten Gruppe von Ge-
meindeeinwohnern. Hier wurde seine Schlussfolgerung über den Charakter der Gemeinde dennoch 
übernommen, um zu zeigen, dass die Bauern solch eine „genuine Schöpfung“ geleistet hatten und dass 
diese aber mit ihrer Politik und Herrschaft eng verknüpft war. 
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kam so selten eine Beteiligung der Warfsleute an den Rechten der Realgemein-
de, welche die Warfsleute ja auch eingefordert hatten, zustande? Warum hatten 
die beiden Gruppen nicht so oft Kompromisse gefunden, dass eine unterbäu-
erliche Gemeindebildung und damit ein Auseinanderfallen der Einwohnerge-
meinde verhindert worden wäre? Eine Antwort auf diese Frage wird einerseits 
anhand der grundsätzlichen Merkmale der Realgemeinde, andererseits anhand 
der ausnahmsweise geschehenen Gewährung von Rechten in der Gemeinde Ho-
heesche deutlich: Die bäuerlichen Gemeinden konnten keine Entscheidungen 
treffen, die die althergebrachte ständische Ordnung in Frage stellten. Eine be-
wusste Umgestaltung der Mitgliedschaft an der Realgemeinde oder an einzelnen 
Gemeindeversammlungen sowie am gemeindlichen Eigentum hätte den rechts-
gewohnheitlichen Stand jeder Person verändert. Das Ritual und die Gemeinde-
versammlungen, die den Gemeindeeinwohnern Rechte und Pflichten zuwiesen, 
stellten den gesamten Stand einer Person dar. Eine Änderung mancher gemeindli-
cher Rechte hätte auch sichtbare Auswirkungen auf die restlichen Lebensbereiche 
dieser Person gehabt, denn ihr Status galt in allen Belangen des gemeindlichen 
Lebens, zum Beispiel auch in der von der Realgemeinde losgelösten außergericht-
lichen Konfliktbearbeitung.2318 Die Bauern waren wahrscheinlich selten und nur 
unter großem Druck bereit, auf Warfsleute zuzugehen und ihnen wenigstens in 
bestimmten Bereichen mehr Rechte zu zugestehen, da der bäuerliche Stand in 
allen Lebensbereichen dadurch bedroht wurde.2319 In Hoheesche hatte 1733 ein 
entschlossener Widerstand von Warfsleuten gegen die Bauern die Realgemeinde 
in Hoheesche dazu bewegt, die Warfsleute wenigstens in bestimmten Belangen 
an Entscheidungen zu beteiligen. Explizit wurde in Hoheesche jedoch auch fest-
gelegt, dass die Warfsleute nicht an der Schüttemeisterwahl und damit an der 
Rechnungslegung beteiligt werden sollten. Von der wichtigsten Zusammenkunft 
2318 Siehe Kapitel „III.4.3. Außergerichtliche Konfliktbearbeitung“.
2319 Koolman, Gemeinde und Amt, S. 76; Press, Kommunalismus oder Territorialismus?, S. 126: Laut 
Koolman kann man von einer planvollen Lenkung und größeren Bewegung der ostfriesischen Ge-
meinden nicht ausgehen. Dieses Urteil über die Politik von Gemeinden bestätigt sich auch im Allge-
meinen. Press spricht von der Kleinräumigkeit als Schwäche der Gemeinden, die ein kleinräumiges 
Denken bewirkte und wirtschaftliche Innovation sowie die Regulierung interner Konflikte erschwerte. 
Zum Motor des Fortschritts wurde laut Press der Landesstaat, der sich auf ein größeres Territorium 
bezog und eine Politik betreiben konnte, die weniger Rechtsgewohnheiten bestätigen musste.
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der Gemeinde blieben sie so ausgeschlossen. Es wurde demnach sehr viel Wert 
darauf gelegt, dass eine Umgestaltung von Rechten und Pflichten in der Ge-
meinde, in diesem Fall des Rechts zur Teilnahme an den Entscheidungen in der 
Gemeindeversammlung, kontrollierbar blieb und sich nicht die gesamte Realge-
meinde und der gesamte Stand der Bauern dadurch veränderte. Die Bauern be-
fürchteten offenbar nicht nur, die Kompetenzen in den betroffenen Belangen wie 
Weidenutzung, Gemeindefinanzen oder Rechtsprechung zu verlieren, sondern 
ihren herausgehobenen Status gänzlich einzubüßen. 
Mit dem Ritual musste die alte Institution Realgemeinde, also der institutio-
nalisierte Stand und die Berechtigung der Eigenerben, der Konsens unter ihnen 
und ihr Verhältnis zu der unterbäuerlichen Bevölkerung weiterhin dargestellt 
werden. Denn die Realgemeinde war keine Institution, die eine schriftliche Sat-
zung und einen festgelegten Mitgliederbestand besaß und so weiterexistiert hätte, 
wenn man sie nicht ständig durch eine „demonstrative Aktualisierung“ hergestellt 
hätte.2320 Das Ritual zeigte demnach vor allem die althergebrachten Herrschafts-
rechte der Eigenerben. Neue Inhalte, wie zum Beispiel eine gleichwertige Ein-
beziehung der Warfsleute, waren nicht ausdrückbar, ohne das Ritual ganz seiner 
Bedeutung zu berauben.2321 Das Ritual erweist sich so als ein Knotenpunkt der 
gemeindlichen, auf politischem Wege hergestellten Ordnung, der kaum geändert 
werden konnte. Dadurch unterschied sich ein solcher ritueller Knotenpunkt von 
jenen Knotenpunkten, wie sie Ernesto Laclau für das 19. und 20. Jahrhundert 
beschrieben hat. Für die Moderne erscheinen die sprachlichen Knotenpunkte als 
besonders leistungsfähig für eine Diskursrepräsentation unter antagonistischen 
Bedingungen, da sie laufend geändert werden können. Aufgrund der Tatsache, 
dass man es hier mit einer rituellen Handlungsfolge und nicht einem sprachli-
chen Knotenpunkt zu tun hatte, galten hier andere Bedingungen. 
2320 Im allgemeinen zur notwendigen „demonstrativen Aktualisierung“ von Geltungsansprüchen: Stoll-
berg-Rilinger, Symbolische Kommunikation in der Vormoderne, S. 514; Weitzel, Gewohnheitsrecht 
und fränkisch-deutsches Gerichtsverfahren, S. 78 ff.
2321 Laclau, Why do Empty Signifiers Matter to Politics?, S. 170 f.; Torfing, Politics, Regulation and the 
Modern Welfare State, S. 88: Laclau führt aus, dass sich nur ein Knotenpunkt, der kaum eine spezi-
fische Bedeutung besitzt, dazu eignet, das ganze System zu repräsentieren. Erst dann kann er „leer“ 
sein. In diesem Fall ist der Knotenpunkt Ritual noch stark mit der Realgemeinde verbunden, so dass 
es nicht zu einer besseren Systemrepräsentation kommen kann. 
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Eine Einbeziehung und Gewährung von Rechten auch in nur bestimmten, ab-
getrennten Bereichen kam deshalb nicht oft und dann eher auf der Geest zustan-
de. Auf der Geest konnten die Warfsleute, auf deren Ableistung von gemeindli-
chen Pflichten die ärmeren Geestbauern stärker als die reicheren Marschbauern 
angewiesen waren, eine Beteiligung an den Bauerrichterwahlen öfter erreichen. 
Die Warfsleute blieben sonst in der Regel jedoch den bäuerlichen Weisungen 
unterworfen und konnten nicht entscheidungsberechtigt werden. Sie wurden 
demnach schon in eine gemeindliche Ordnung integriert, allerdings sollten sie in 
dieser Ordnung nur eine untergeordnete Position einnehmen. Die Realgemeinde 
und die althergebrachten Berechtigungen der Eigenerben sollten sich nicht än-
dern.
Die Gewaltsamkeit und die Hinwendung der Konfliktparteien an die landes-
herrlichen Gerichte lassen darauf schließen, dass die eigenen Konfliktlösungs-
kompetenzen nicht groß genug waren, um die gemeindliche Ordnung noch im 
Griff zu haben. Die Konflikte wurden – wie in Weener und Greetsiel – gewalttä-
tig.2322 Vor diesem Hintergrund versuchten die Parteien vor allem in der zweiten 
Hälfte des 18. Jahrhunderts, ihre Konflikte vor landesherrliche und ständische 
Gerichte zu bringen, um dort die Chance zu haben, sich mit ihrer Politik gegen 
die andere Partei durchzusetzen. Die Kompetenz zur Konfliktlösung wurde damit 
ausgelagert. Damit gaben die Gemeinden und die Warfsleute Kompetenzen an 
die landesherrlichen Gerichte und das ständische Hofgericht ab. Die Eigenerben 
und die Warfsleute konnten die Konflikte offenbar immer weniger untereinander 
lösen. Man brauchte zusehends die Gerichte, um Entscheidungen zu treffen.2323
2322 Die Grundkonstellation städtischer Vergesellschaftung in Form von fehlender Rollendifferenzierung 
bremste nach Schlögl die produktive Konfliktfähigkeit der städtischen Gesellschaft bis in das 18. Jahr-
hundert. Es fanden zwar Konflikte statt, sie konnten allerdings nicht immer unter Gewaltverzicht be-
arbeitet werden und aus ihnen konnte nicht vornehmlich gelernt werden. Fehlende Rollendifferenzie-
rung „bedeutet dann, dass Ehre und Achtung die Formen des Umgangs bestimmen und entsprechend 
jedes Nein in Gefahr steht, als ein „mit DIR nicht“ gedeutet zu werden. Dissens wird dann schnell 
zum (persönlichen) Konflikt und lässt sich nur mit Mühe noch als Interessensgegensatz behandeln, 
den man geregelt zum Ausgleich oder Entscheid bringen kann.“ (Schlögl, Vergesellschaftung unter 
Anwesenden, S. 42 f.).
2323 Wrightson u.a. machen als Ursache für landesherrliche Zugriffsmöglichkeiten die innergemeindlichen 
Konflikte verantwortlich, welche die Unfähigkeit zur innergemeindlichen Regulierung offenbarten. 
So führte diese Verlagerung der Konfliktlösungskompetenzen im Endeffekt zu einem Erfolg der lan-
desherrschaftlichen Politik: Frank, Dörfliche Gesellschaft, S. 45, 352 f.; Wrightson, Two concepts, 
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Am Ende des 18. Jahrhunderts war die relativ geschlossene bäuerliche Ord-
nung, die zunächst erfolgreich gegen die Landesherrschaft behauptet worden war, 
von innen durch den Widerstand der Warfsleute gestört worden. Die Bauern hat-
ten verstärkt Entscheidungskompetenzen an die Landesherrschaft abgegeben.2324 
So hatte die gegenläufige unterbäuerliche Kraft die bäuerliche antagonistische 
Grenze zur Landesherrschaft gesprengt, indem sie die Einheit aller Gemeindeein-
wohner unter der Herrschaft der Eigenerben aufgebrochen hatte.2325 Die soziale 
Polarisierung und die Erosion kommunaler Regulierungsmechanismen waren die 
Voraussetzungen für die Ausweitung landesherrlicher Zugriffsmöglichkeiten.2326 
Diese Aufspaltung führte unter anderem dazu, dass die Landesherrschaft mit ih-
ren Beamten die Eigenerben nicht mehr als Vertreter der Einwohnergemeinde 
ansprach, als sie im Jahre 1792 auch von den Warfsleuten Berichte über die ge-
meindlichen Gewohnheiten einforderten. Die Warfsleute wurden als politischer 
Akteur ernst genommen, ihnen wurde die Kompetenz zugesprochen, über die 
rechtlichen Traditionen und Bauerrechte in der Einwohnergemeinde zu berich-
ten und gegen die Bauern eine eigene Position zu vertreten. Die landesherrlichen 
Beamten hatten sich mit ihrer Politik, die sich schon im Rahmen der Konflikte 
zwischen Bauern und Landesherrschaft zeigte, durchgesetzt: Sie konzipierten die 
Eigenerben und ihren Bauerrichter nicht als Repräsentanten der Kommunen, 
sondern als rechtlich gleiche Einwohner, die im Verhältnis zur Landesherrschaft 
und ihren Beamten wie ein Zimmermann, Warfsmann oder Tagelöhner behan-
S. 44 f.; Sabean, Zweischneidiges Schwert, S. 234 f.: Mooser, Gleichheit und Ungleichheit, S. 231-
262; Holenstein, Ordnung und Unordnung, S. 180; Weber, Der arme Mann, S. 70; Weber, Städti-
sche Herrschaft, S. 271; Endres, Sozialer Wandel in Franken und Bayern, S. 216 ff.
2324 Wunder, Die bäuerliche Gemeinde, S. 97: Wunder geht davon aus, dass die bäuerliche Gemeinde nur 
Landarme und Landlose an den Nutzungsrechten der Gemeinde beteiligte, wenn sie dazu gezwungen 
wurde. Diese Einbeziehung in die Nutzung sowie die Einbeziehung in die Gemeindeversammlungen 
war in Ostfriesland nicht so oft durch die Warfsleute zu erreichen, als dass Konflikte vermieden wor-
den wären. Bauern und Warfsleute gaben aber durch die Konflikte Kompetenzen an die Landesherr-
schaft ab, so dass eine Öffnung der Verfassungsstrukturen der Gemeinde dann eher durch die Landes-
herrschaft geschah. Schildt und Endres waren der Meinung, dass sich in Thüringen und Franken die 
Verfassungsstrukturen der Gemeinden erst durch Druck seitens der Obrigkeit nach dem Dreißigjähri-
gen Krieg und verstärkt im 18. Jahrhundert veränderten. In Ostfriesland ist es eine Kombination aus 
unterbäuerlichen und landesherrlichen politischen Kräften, die die Verfassungsstrukturen änderten 
(Endres, Absolutistische Entwicklungen, S. 85 f.; Schildt, Bauer, Gemeinde, Nachbarschaft, S. 82). 
2325 Zum möglichen Aufbrechen einer Äquivalenz: Laclau, Constructing Universality, S. 303.
2326 Frank, Dörfliche Gesellschaft, S. 352; Friedeburg, Ländliche Gesellschaft, S. 93.
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delt werden sollten. Die Eigenerben und ihre Amtsträger waren in den Augen 
der Landesherrschaft nicht zur Herrschaft berechtigt. Diese gleiche Behandlung 
der gesamten ländlichen Bevölkerung konnte die Landesherrschaft durchsetzen, 
wie sich in dem Befehl zur Berichterstattung und in der Befolgung dieses Befehls 
durch Bauern und unterbäuerliche Bevölkerung von 1792 zeigt.2327 Im Zusam-
menspiel von Landesherrschaft, Bauern und unterbäuerlicher Gruppe entstand 
auf landesherrliche Anweisung zu Beginn des 19. Jahrhunderts eine gemeindliche 
Institution, die sich stark von den alten Realgemeinden und den unterbäuerli-
chen Gemeinden unterschied: Im Jahre 1819 erhielten alle männlichen Einge-
sessenen nach Anweisung der Hannoverschen Regierung das Wahlrecht für die 
Wahl eines „Bauermeisters“. Zu diesem Zeitpunkt wurde der Bauermeister aber 
von der Obrigkeit angestellt. Sein Amt war nicht mehr Ausdruck gemeindlicher 
Herrschaft. Obwohl sich diese Ablösung der Realgemeinde auch 1819 nicht so-
fort in der ländlichen Gesellschaft umsetzen ließ, entstand dennoch allmählich 
eine Personalgemeinde, die der Obrigkeit untergeordnet war.2328 
Georg Christian Albrecht Jhering schrieb in seiner Denkschrift über die ost-
friesische Gemeindeversammlung um 1820: 
2327 StaA Rep. 5 416 Sammlung geltender Rechte und Gewohnheiten (ältere Schriftstücke und Abschrif-
ten älterer Schriftstücke), Amt Aurich, Bd. 1, 1780, 1792, 1796-1804, fol. 121´: Dass den Bauern 
dieses Vorgehen nicht recht war, zeigt die Handlungsweise der Wiesener Bauern, als sie und ihre 
Warfsleute zur Berichterstattung für das Provinzialgesetzbuch aufgefordert wurden. Als sie allein vor 
dem Amtmann erschienen, behaupteten sie, dass sie nicht wüssten, warum keiner der Warfsleute 
gekommen sei. Der Amtmann fügte acht Tage später hinzu, dass die Warfsleute nun zu ihm gekom-
men seien und ausgesagt hätten, dass die Hausleute ihnen vorgemacht hätten, dass sie noch nicht 
beim Amtsgericht gewesen seien. Nachdem sie es nun erfahren hätten, wollten sie nun auch ihre 
„Gerechtsame“ abgeben (StaA Rep. 5 417 Sammlung geltender Rechte und Gewohnheiten (ältere 
Schriftstücke und Abschriften älterer Schriftstücke), Amt Aurich, Bd. 2, 1780, 1792, 1796-1804, fol. 
95). In der Regel aber berichteten Eigenerben und Warfsleute, und die Warfsleute wurden nicht an der 
Berichterstattung gehindert.
2328 Schmidt, Geschichte Ostfrieslands, S. 380, 383, 386 f., 393, 502; Koolman, Gemeinde und Amt, 
S. 89; Kappelhoff, Die ostfriesischen Landstände und die Revolution von 1848; Unruh, Poolrichter, 
S. 64, 68; Dirksen, Predigerwahlrecht der Interessenten, S. 11 f.: In der Praxis lösten sich die Re-
algemeinden aber damit nicht sofort auf. Sie blieben in vielen Belangen noch bestimmend und die 
Gemeinden wandelten sich nur allmählich. Erst mit der hannoverschen Regierung wurde die „Auf-
sichtsfunktion der Verwaltung ungewohnt nah an die Untertanen“ herangeführt. Erst dann konnte 
die Obrigkeit weiterreichenden Einfluss auf die Organisation der lokalen Selbstverwaltung ausüben. 
IV. POLITIKEN IM DORF: DIE ENTSTEHUNG EINER UNTERBÄUERLICHEN GEMEINDE  
526
„Indeß sind in den neuern Zeiten mehrere, größere und kleinere, 
Grundbesitzer, durch das Zerstückeln alter Herden, Theilung der ge-
meinen Weiden, Anlegung von Fabriken und durch Ausübung des Han-
dels, der Handwerke und Gewerbe, entstanden, welche einen größern 
oder geringern Grad der Selbständigkeit erreicht haben, und, weil man 
Einkommen und Erwerb in neuern Zeiten als die Basis der öffentlichen 
und Gemeinde-Abgaben zu betrachten angefangen, verhältnismäßig zur 
Tragung derselben stärker als vorher herangezogen werden; dennoch sind 
sie von der Gemeinde ausgeschlossen. So ist, zum Beispiel, der Besitz 
einer Mühle ein bedeutendes Eigenthum und hat öfters einen größeren 
Werth, als ein Herd in der Gemeinde. So gibt es unter den Gastwirthen, 
Geneverbrennern, Bierbrauern, Krämern, Schmieden und Schiffern sehr 
vermögende Leute, welche bedeutende Ländereien erworben haben, und 
durch den Landgebrauch, und ihr Gewerbe öfters mehr, als die kleinen 
Herdbesitzer erwerben. Auch gilt dies von mehreren Besitzern alter und 
neue Warfen. Warum sollen diese an den Gemeinde-Versammlungen 
und Beschlüssen keinen Antheil nehmen, nicht als Bauermeister erwählt 
werden können und sich alles, was über sie beschlossen wird, gefallen 
lassen?“2329
Die Differenzierung in der dörflichen Gesellschaft wurde in Ostfriesland nicht 
nur in der Gemeinde hergestellt, sondern auch durch die Rechtsetzungen auf 
Landtagen sowie in der Praxis der Landtage, an denen die ländlichen Gemeinden 
in Form von Landtagsdeputierten teilnahmen und die sie für ihre Politik nutzten. 
Auch auf Landtagen wurde die Differenz zwischen Bauern und unterbäuerlicher 
Bevölkerung zumindest seit 1594 als konstitutiv angenommen, aber sowohl von 
Bauern, Landständen und Landesherrschaft thematisiert und in ihren politischen 
Konzeptionen bearbeitet und möglicherweise auch verändert. 
2329 Unruh, Jherings Denkschrift über die Ostfriesische Gemeindeverfassung, Nr. 14, § 26.
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Die ostfriesischen Landstände konnten mit Hilfe auswertiger Mächte wie der Ge-
neralstaaten eine herausragende Machtstellung gegenüber der Landesherrschaft 
einnehmen. Die Landstände hatten mit Ubbo Emmius und Johannes Althusius 
schon früh wichtige Vordenker für ein Widerstandsrecht zur Verfügung, und ih-
nen gelang es in Konflikten mit den Landesherrn während der Frühen Neuzeit 
immer wieder, das ganze Land in die Konflikte zu involvieren und ein Sprechen 
und Handeln für das ganze Land auch beanspruchten. Auf den starken Einfluss 
Emdens auf die Politik und die Erfolge der Landstände bzw. von Teilen der Land-
stände wurde schon aufmerksam gemacht. Ostfriesland war dadurch geprägt, dass 
die Landstände und mit ihr die Bevölkerung in Konflikten oftmals in zwei Partei-
ungen zerfielen – diejenigen Landstände, die auf Seiten Emdens Politik betrieben, 
und die fürstentreuen Landstände. So deutet sich schon an, dass der Landtag in 
Ostfriesland hier nicht einfach als institutionalisierter Ort für eine geschlossene 
landständische Politik gegen eine landesherrliche Politik betrachtet werden kann. 
Ein einfacher dichothomistischer Ansatz scheint sich für Ostfriesland zu verbieten. 
Es soll hier versucht werden, unterschiedliche Politiken, die auf Landtagen 
geäußert wurden, herauszuarbeiten, um zu ermessen, wie Politik und Parteien-
bildung überhaupt geschah, ohne schon von vornherein von zwei fest gefügten 
politischen Gruppen auszugehen. Zudem stellt sich die Frage, wie die Landstän-
de oder Teile davon in der Lage waren, das Territorium zu integrieren und ihren 
Einfluss auf das gesamte Territorium auszuüben. Zudem soll geklärt werden, 
ob landständische Politik auch gegenüber der ostfriesischen Bevölkerung per se 
erfolgreicher war als die landesherrliche Politik, nur weil Bauern und Städte auf 
Landtagen anwesend waren. Die Repräsentationsverhältnisse, die sich in der 
Politik der Landstände, aber auch der Gemeinden auf Landtagen zeigten, sollen 
genau definiert werden, um zu zeigen, inwiefern vormoderne Politik auch auf 
spezifisch vormodernen Repräsentationsverhältnissen fußte und ob „moderne“ 
parlamentarische Repräsentationsverhältnisse in diese Landtage Einzug hielten. 
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Kann Peter Blickles These bestätigt werden, dass Landtage, an denen Bürger 
und Bauern teilnahmen, von parlamentarischen Repräsentationsverhältnissen 
geprägt waren und insofern ein großer Teil der Interessen von ländlicher oder 
städtischer Bevölkerung auf Landtagen vertreten wurde? Waren die Anliegen der 
ländlichen Bevölkerung bzw. der bäuerlichen Gemeinden auch gegen andere 
Landstände durchsetzbar? Und falls diese Anliegen auf Landtagen Gehör fanden, 
was geschah, wenn sie wiederum in den Gemeinden auch in die Praxis umgesetzt 
werden sollten? 
Die Politiken der bäuerlichen Gemeinden und der von Emden geprägten Land-
stände werden hier  anhand des Zustandekommens und der Umsetzung von drei 
Rechtsetzungen analysiert, die alle um die Differenz zwischen Bauern und Warfs-
leuten kreisten. Zuerst soll das Zustandekommen der bis ins 19. Jahrhundert 
geltenden Verträge von 1611 zwischen den einzelnen Ämtern Ostfrieslands und 
dem Landesherrn über die Ableistung von gerichtsherrlichen Lasten nachvollzo-
gen2330 werden. Anhand des Zustandekommen dieser Verträge und des Umgangs 
mit ihnen in der Praxis soll eine bäuerliche Politik auf Landtagen herausgearbei-
tet werden und mit ihrer Politik in den Gemeinden und vor Gericht verglichen 
werden: Entsprach die auf den Landtagen geäußerte Politk der Bauern über das 
Verhältnis zwischen Bauern und unterbäuerlicher Bevölkerung auch der Praxis in 
den Gemeinden? Die landständische Politik soll anhand des Zustandekommens 
zweier konkurrierender Landtagsschlüsse aus dem Jahre 1620 über das bäuerliche 
Landtagsdeputiertenwahlrecht untersucht werden, um die so festgelegte politi-
sche Differenz und das so hergestellte politische Verhältnis zwischen Bauern und 
unterbäuerlicher Bevölkerung zu beschreiben. Die Rechtsetzungen aus dem Jahre 
1620 werden wiederum mit der Praxis in den Gemeinden im 17. und Anfang des 
18. Jahrhundert kontrastiert. Ähnlich wird auch bei der Untersuchung der drit-
ten Rechtsetzung vorgegangen. Diese Rechtsetzung aus dem Jahre 1663 bildete 
einen Abschluss der schon erwähnten grundlegenden Konflikte zwischen Land-
ständen und Landesherrschaft von 1660 bis 1662. Sie regelte die Pfarrerwahl 
2330 Zu den Verträgen über gerichtsherrliche Lasten: Swart, Friesische Agrargeschichte, S. 195 u. 198.
Zusammengefasst bei: Wiemann, Materialien, S. 49-54. Abgedruckt bei: Brenneysen, Ost-Friesische 
Historie, Bd. I, S. 391-402.
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in den ländlichen Gemeinden.2331 Auch hier wird versucht, eine landständische 
Parteienbildung und Politik nachzuzeichnen und zu überprüfen, inwieweit die 
Gemeinden die aufgrund dieser Politik zustandegekommene Rechtsetzung in ih-
ren Alltag im 17. und Anfang des 18. Jahrhunderts  implementierten.
1.  Bäuerliche Politik:  
Streit um gerichtsherrliche Lasten 
Mit seinen umfassenden Gravamina, die auf dem Landtag zu Aurich 15942332 und 
auf dem Landtag in Emden im Jahre 16102333 mit den Gravamina der anderen 
Stände eingereicht wurden, trat der erst kurz zuvor zu den Landständen hinzu-
gezogene bäuerliche Hausmannsstand2334 erstmals deutlicher in Erscheinung.2335 
Nachdem die Landstände in diesen Gravamina zuerst allgemeine Beschwerden 
einbrachten, reichte jeder Stand auch noch gesondert seine Gravamina ein.2336 
Das von den Bauern in diesen Beschwerden nebenbei thematisierte Verhältnis 
zwischen Bauern und unterbäuerlichen Schichten wird so das erste Mal in Ost-
2331 Die Regelung hat Brenneysen in seine „Ost-Friesische Historie“ aufgenommen: Brenneysen, Ost-
Friesische Historie, Bd. II, S. 797. Zu dem Konflikt zwischen 1660 und 1662 vor allem: Heißler, 
Ostfriesische Singularität. 
2332 StaA Rep. 241, Msc. A 157, Brenneysen, Enno Rudolph, Geschichte von Ostfriesland, fol. 254-
282´: Die Gravamina befinden sich als Abschrift in dieser „Civil=Historie“ von Brenneysen. Wiemann 
erstellte eine glättende Zusammenfassung der gleichen Landtagsakte aus dem Jahre 1594, die er im 
Haus-, Hof- und Staatsarchiv Wien fand: Wiemann, Probleme der Ständegeschichte in Ostfriesland, 
S. 77-88. Näheres zu diesen Gravamina: Wiemann, Landschaft und Land, S. 8 f.; Wiemann, Grund-
lagen, S. 26 ff.
2333 Stadtarchiv Emden, I, 13, fol. 56-96´. Wiemann fasste diese Gravamina ein wenig zusammen und 
übertrug sie ins Hochdeutsche, was meines Erachtens einige Ungenauigkeiten nach sich zog: Wie-
mann, Grundlagen, S. 84-108.
2334 Zu den Landtagen in der Zeit vor dieser endgültigen Formierung: Hinrichs, Die ostfriesischen Land-
stände, S. 15 ff. 
2335 Wiemann, Grundlagen, S. 26 ff.: Im Landtagsabschied von Norden vom August 1593 wurden die 
Bauern auch schon erwähnt. Dort wurde zwischen Landesherr und Ständen eine Taxordnung für die 
Erhebung der landständischen Schatzungen festgelegt und Beschwerden über die Landtagsabhaltung, 
Grenzzölle, das gräfliche Kanzleigericht und Schatzungen des Grafen erhoben. Die Taxordnung ist 
abgedruckt bei: Wiemann, Grundlagen, S. 29-32 und Brenneysen, Ost-Friesische Historie, Bd. II, 
S. 33-35. Die Gravamina des Landtags 1593 sind wiedergegeben bei: Brenneysen, Ost-Friesische 
Historie, Bd. II, S. 38-47. 
2336 Hinrichs, Die ostfriesischen Landstände, S. 30. 
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friesland auf landständischer Ebene greifbar. Die Gravamina von 1610 führten 
einerseits zum Osterhusischen Akkord von 1611, der zu den grundlegenden Lan-
desverträgen in Ostfriesland zählt. Zudem wurden, auch als Folge der Gravami-
na, spezifische Verträge für jedes Amt abgeschlossen und damit die erwähnten 
„subsidia ordinaria“ bis in das 19. Jahrhundert geregelt.2337 Diese auch als Prästa-
tionen bezeichneten Lasten, die aus Kornabgaben und Abgaben für Kühe sowie 
aus Naturalabgaben und einzelnen Diensten bestanden, waren damit festgelegt 
und konnten nicht entsprechend der wirtschaftlichen Entwicklung durch den 
Landesherrn gesteigert werden.2338 Die Prästationen gingen wahrscheinlich auf 
die Verpflichtung der „Untertanen“ zurück, die festen Häuser des Landesherrn 
zu unterhalten, mit Lebensmitteln zu versorgen sowie zu verteidigen. Ihre  Fest-
legung schloss langwierige Auseinandersetzungen zwischen Landesherrschaft und 
Untertanen ab, nachdem der Landesherr in der zweiten Hälfte des 16. Jahrhun-
derts versucht hatte, diese gerichtsherrlichen Lasten zu erhöhen.2339 Angesichts 
der Bemühungen der Landesherrschaft in den ersten beiden Jahrzehnten des 18. 
Jahrhunderts, mittels der gerichtsherrlichen Lasten, aber auch durch Konzessions-
abgaben, verstärkt auf die unterbäuerlichen Warfsleute zuzugreifen, werden hier 
die darüber angefallenen neun Konflikte vor Gericht analysiert, um zu ermessen, 
inwieweit das Verhältnis zwischen Bauern und Warfsleuten in Bezug auf Abgaben 
an die Landesherrschaft in diesen Zusammenhängen genauso formuliert wurde 
wie in den Gravamina. Betrieben die Bauern gegenüber der Landesherrschaft 
und der unterbäuerlichen Bevölkerung auf Landtagen eine ähnliche Politik wie 
in den neun Konflikten vor Gericht und in den schon analysierten Konflikten 
mit der Landesherrschaft und der unterbäuerlichen Bevölkerung?
  
2337 Wiemann, Grundlagen, S. 11, 46; König, Verwaltungsgeschichte, S. 109. 
2338 König, Verwaltungsgeschichte, S. 109; Swart, Friesische Agrargeschichte, S. 195 ff. 
2339 Swart, Friesische Agrargeschichte, S. 196; König, Verwaltungsgeschichte, S. 109. 
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1.1  Auf dem Landtag: Fürsorge der Bauern  
für die „armen Gesellen“ (1594-1611)
In den Landtagsakten von 1610, in denen sich die „special Gravamina“ der ein-
zelnen Kurien befinden, werden zunächst einmal von den Ständen die „general 
Gravamina“ für alle Stände aufgeführt. Diese wurden am 10. August an den 
Landesherrn übergeben.2340 Über die Gravamina wurde also zunächst einmal 
eine Einheit der Landstände demonstriert.2341 Es folgten die Beschwerden der 
Ritterschaft und der Städte im Speziellen. Erst dann wurden die Beschwerden 
des Hausmannstandes im allgemeinen, „des Drudden offte Hausmanstandes 
beschwarenissen allen Ampteren int gemeen concernerende“2342 und speziel-
le Beschwerden, die auf einzelne Ämter bezogen waren, angeführt.2343 Die Un-
terstützung der bäuerlichen Beschwerden durch die anderen Landstände wurde 
demnach signalisiert.
In diesen Gravamina von 1610 richteten die Landstände ihre allgemeinen Be-
schwerden vor allem gegen Einmischungen des Grafen in die Schatzungsange-
legenheiten der Stände, die Herausnahme der Klostergüter aus der Schatzung 
durch den Grafen sowie gräfliche Missbräuche im Deichbauwesen. Sie verlang-
ten freies Fischen und Vogelfangen und protestierten gegen die Handhabung 
des Anwachsrechts2344, von dem sie ausgeschlossen wurden. Sie kritisierten den 
2340 Stadtarchiv Emden, I, 13, Landtags Acta de annis 1610 et 1611, fol. 26.
2341 Siehe zu diesem Gedankengang bezüglich Ostfriesland und speziell in der Auseinandersetzung zwi-
schen Landesherr und Landständen von 1660 bis 1662: Heißler, Ostfriesische Singularität, S. 214. 
2342 Stadtarchiv Emden, I, 13, Landtags Acta de annis 1610 et 1611, fol. 56.
2343 Ebd., fol. 58´-61´, 71-73: Obwohl diese Aufstellung der Gravamina als geordnet nach Ämtern ange-
kündigt wurde, hielt man sich nicht immer daran: Das Niederrheiderland führte seine Gravamina ab-
gesetzt von anderen Gravamina auf. Diese Abtrennung begündeten sie mit dem Hinweis, dass sie zum 
Hause Emden gehören würden und nicht – wie der Landesherr dies angeordnet hatte – unter das Amt 
Leer fallen würden. Durch die getrennte Aufführung verlangten sie also ihre Rückkehr in das Amt 
Emden. Zur Verwaltung des Niederrheiderlandes und den ungeklärten Zuständigkeiten beispielsweise 
des Rentmeisters: König, Verwaltungsgeschichte, S. 165 f.
 Auch die Gravamina von Loquart und Campen wurden getrennt aufgeführt, da sie vorher vom Gra-
fen unter das Gericht Pewsum gezogen wurden, was ihrer Meinung nach gegen den alten Gebrauch 
gerichtet war. Auch die Linteler, Marscher, Eckeler und Gaster, die eigentlich zum Hause Berum ge-
hören, präsentieren ihre Gravamina getrennt vom Berumer Amt. 
2344 Freese, OstFrieß- und Harlingerland, S. 355: Wer das Anwachsrecht, also die Zugewinnung von 
Eigentum durch Eindeichung und Kultivierung von Ödlandflächen, ausüben sollte, war zwischen 
Landesherren und Ständen seit Ende des 16. Jahrhundert strittig.  
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gräflichen Umgang mit den „beheerdischten“ Ländereien und die Berufung 
ausländischer Beamter. Außerdem verlangten sie eine gemeindliche Wahl der 
Gemeindebediensteten und eine Befreiung bestimmter Personen von den Lan-
deslasten.2345 Der dritte oder Hausmannsstand beschwerte sich im speziellen2346 
zum wiederholten Male vor allem über Frondienste und Abgabenforderungen 
des Landesherrn. Beklagt wurden auch nicht gebilligte Praktiken landesherrli-
cher Beamter, insbesondere ihre Einmischung in das Deich- und Sielwesen und 
in die ländlichen Gemeindeangelegenheiten. Die Hausmänner prangerten auch 
Störungen des Bauerrechts an. Sie forderten eine gemeindliche Pfarrerwahl, be-
schwerten sich über die Abgabe von Mühlenmatten (Mahllöhne in natura) und 
den Mühlenzwang. Auch Pachterhöhungen des Kloster- und Herrenlandes, die 
Bestrafung von Sonntagsarbeit, die Strafe für das Zuspätkommen zum Landtag 
und die landesherrliche Einziehung von Kirchenland waren ihnen ein Dorn im 
Auge. In Bezug auf die Untergerichte monierten sie die Verschleppung von Pro-
zessen und die zu hohen Gebühren.2347 In den Gravamina von 1610 und auch 
von 1594 wurden immer wieder zwei unterschiedlich charakterisierte dörfliche 
Gruppen erwähnt. Die sogenannten Eigenerben oder „eygen erfede“2348 stellten 
eine spezielle Gruppe der Eingesessenen dar. Als Eigenerbe galt, wie erwähnt, in 
Ostfriesland nur derjenige, der einen eigenen Hof, einen Herd, besaß.2349 In den 
Gravamina wurden sie als diejenigen charakterisiert, die zum Beispiel durch den 
Besitz von Wagen und Pferd für den Landesherrn Wagenfuhren erledigen konn-
ten2350 oder den unterbäuerlichen Schichten Land verpachteten.2351 Vor allem 
diese Eigenerben waren an der Erstellung der Gravamina beteiligt.2352
2345 Stadtarchiv Emden I, 13, Landtags Acta de annis 1610 et 1611, fol. 34-39.
2346 Allgemein zu üblichen Forderungen von bäuerlichen Landständen in Gravamina: Blickle, Einfüh-
rung. Mit den Gemeinden Staat machen, S. 14; Blickle/Ellis/Österberg, The Commons and the Sta-
te, S. 115-154. Zu Gravamina des Dritten Standes in Württemberg: Fuhrmann, Amtsbeschwerden, 
S. 130-143.
2347 Stadtarchiv Emden I, 13, Landtags Acta de annis 1610 et 1611, fol. 56-96´. 
2348 Ebd., fol. 91´.
2349 Engelbrecht, Landgemeinde, S. 58.
2350 Stadtarchiv Emden I, 13, Landtags Acta de annis 1610 et 1611, fol. 56.
2351 Ebd., fol. 80´, 91´.
2352 Brenneysen, Ost-Friesische Historie, Bd. II, S. 533: Der Graf Ostfrieslands erwähnte 1620 die Betei-
ligung nur der Eigenerben und nicht der Warfsleute bei der Erstellung der Verträge von 1611 auf Basis 
dieser Gavamina. Die Namen und die Stellung der beteiligten Bauern lassen sich für den Landtag von 
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Die Armen bzw. die „arme gesellen“2353 oder „arme luyden“2354 wurden von 
den Eigenerben als besondere Gruppe differenziert. Zur Armut wurden auch die 
„arme unvermogende warffsstende“2355, also die Warfsleute gezählt, die von den 
Hausleuten Land pachteten und/oder ihr „brodt mit öhren handen gewinnen“.2356 
Den Hausleuten, die mit Pferd und Wagen ausgerüstet waren, Land besaßen 
und verpachteten, standen auf dem Lande also die Armut und die Warfsleute, die 
sich von ihrer Hände Arbeit ernährten und Land pachteten, gegenüber. In den 
Gravamina lassen sich Aussagen zu ihrem Verhältnis untereinander und in Inter-
aktion mit der Landesherrschaft finden. Wenn ein Eigner sein Land an Warfsleu-
te verpachtete und ihnen erlaubte, ein Haus darauf zu bauen, so tat er dies aus 
1610 in diesen Gravamina nicht genau eruieren. Im Allgemeinen waren aber zu diesem Zeitpunkt, 
vor 1620, vor allem die Eigenerben an Landtagen beteiligt, so dass man auch deshalb davon ausgehen 
kann, dass vor allem die Eigenerben an der Erstellung beteiligt waren (Hinrichs, Die ostfriesischen 
Landstände, S. 29; Feith/Brugmans, De Kroniek van Abel Eppens Tho Equart, Teil I, S. 560 (für das 
Jahr 1584).
 Luebke, Signatures and political Culture, S. 507, Fußnote 28: Luebke sieht allerdings in den Be-
schwerden des Amtes Berum in den Gravamina von 1610 die Beschwerden von Warfsleuten, die sich 
in § 17 über die Eigenerben beschweren würden und bezieht sich dabei auf die Zusammenfassung der 
Gravamina durch Wiemann. Diese Zusammenfassungen sind aber vor allem in den Formulierungen 
für die klagenden Subjekte – Hausleute, Untertanen, Eigenerben – ziemlich ungenau und auch dieser 
Paragraph 17 ist widersprüchlich wiedergegeben (Wiemann, Grundlagen, S. 101): „Wenn armen 
Warfsleuten etwas Land von anderen Herden zum Gebrauch übergeben wird von Herden, deren 
Besitzer Herren- und Hofdienste leisten, wird auch noch der arme Warfsmann zum Hofdienst heran-
gezogen. Er muss dann oft mehr leisten als der Besitzer eines Herdes“. Im Original wird deutlich, dass 
diese Beschwerde nicht gegen die Eigenerben, sondern von den Eigenerben für die Warfsleute, mög-
licherweise mit Beteiligung der Warfsleute, gegen die Hofdienste des Landesherrn gerichtet war: „17. 
Wierdt dit karspell beschweret, dat die armen Waruesluiden, so von ander Herden landen gebrueken, 
so utt christlichem mitleiden vergonnet wierdt ein huesken darup thoschlaen, dar die eigener deßeluen 
landes herren pflicht und Hoffdienst von dort, und dan gelieke woll die arme luyden beschwaret wer-
den, dat sie so voele lopen moten, ia woll mehr als einer so up ein voll landt wohnet, oek allenthaluen 
sowol mit ein man voeldoen moeten, als die ein gantzen herdt gebruiken.“ Besonders der darauf fol-
gende Paragraph, der sich auf die Nachteile dieser landesherrlichen Praxis für die Eigenerben bezieht, 
zeigt, dass hier keine Interessendivergenz zwischen Eigenerben und Warfsleuten angenommen werden 
kann: „18. werden oek diesuluen hußluiden beschweret, die den armen luiden solches vergonnen, dat 
wan sie starven, offe sonsten tho nichte komen, und hoff der eigendommer niemandt darup, dat so dat 
huiß nicht wieder nach afbreekes, und in vorig standt stellen, sondern darenbouen gliek den Warues 
mahn darnach hoffdienst dan tho doene gedrungen.“ (Stadtarchiv Emden I, 13, Landtags Acta de 
annis 1610 et 1611, fol. 80a-80´).
2353 Stadtarchiv Emden I, 13, Landtags Acta de annis 1610 et 1611, fol. 63; StaA Rep. 241, Msc. A 157 
Brenneysen, Enno Rudolph, Geschichte von Ostfriesland, fol. 260´, 273´, 280.
2354 Stadtarchiv Emden I, 13, Landtags Acta de annis 1610 et 1611, fol. 91´.
2355 Ebd., fol. 88.
2356 Ebd., fol. 78´ und auch 80´.
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„christlichem mitleiden“2357. Dieser Topos des Mitleids taucht in den Beschwer-
den immer wieder auf: Die Bauern setzten sich mit dieser Begründung dafür ein, 
Frondienste und Abgaben der Armut und der Warfsleute zu senken2358: Diese „ar-
men gesellen“ mussten laut Gravamina ohne Verpflegung auf der Burg oder beim 
Torfgraben arbeiten und konnten keine andere Arbeit zum Taglohn annehmen, 
weshalb ihre Kinder verhungerten2359: „ia sullen hunger und kummer leyden Gott 
im himmel erbarme siek darouer.“2360 Dieses sei weder billig noch nach altem 
Herkommen.2361 Besonders die offenbar verlangte Ableistung der Dienste von 
Warfsleuten, deren bäuerliche Verpächter solche Dienste auch schon leisteten, 
wurde kritisiert.2362 Die Bauern hatten den Warfsleuten meist Teile ihres Besitzes 
zum Beispiel im Zuge einer Beerbung abgetrennt, verkauft oder verpachtet2363, so 
dass die Bauern für die gerichtsherrlichen Lasten von pachtenden Warfsleute haf-
teten. Bei einer Hinzuziehung der Warfsleute zum Beispiel zu den Lasten mussten 
sie bezahlen, wenn die betreffende Warfstelle und der Tagelohn der Warfsfamilie 
dazu nicht ausreichten.2364 Die Eigenerben bemängelten außerdem, dass beim 
Tod oder bei der Arbeitsunfähigkeit eines Warfsmanns der Eigentümer dessen 
Hofdienste übernehmen musste, wenn er die Warfsmannsstelle nicht neu be-
setzte.2365 Von der Begrenzung der unterbäuerlichen Frondienste profitierten die 
Bauern auch, weil sie selbst die Arbeitskraft der Warfsleute nutzen wollten. Die 
Warfsleute verrichteten ja auch Arbeiten für die Bauern selbst, um ihre Pacht ab-
zuleisten bzw. „in tyt von nott“ die Bauern zu unterstützen2366 Die Pachtzahlung 
2357 Stadtarchiv Emden I, 13, Landtags Acta de annis 1610 et 1611, fol. 80´. 
2358 Ebd., fol. 88.
2359 Ebd., fol. 73, 78´.
2360 Ebd., fol. 80´, 82´. 
2361 Ebd., fol. 78´.
2362 Ebd., fol. 78´, 80a.
2363 StaA Dep. 1 3120 Erwägungen über eine Verordnung zur Nutzung der gemeinen Weiden und Meed-
lande in den Ämtern Aurich und Stickhausen 1744, fol. 2.
2364 Swart, Friesische Agrargeschichte, S. 320; Agena, Grundbesitz, Beispruch und Anerbenrecht, S. 67. 
2365 Stadtarchiv Emden I, 13, Landtags Acta de annis 1610 et 1611, fol. 80´.
2366 Ebd., fol. 91´. Brenneysen, Ost-Friesische Historie, Bd. II, S. 524: Besonders deutlich wurde der Zu-
sammenhang zwischen den zu leistenden Diensten der unterbäuerlichen Schichten und den Interessen 
der Eigenerben auch in einer Formulierung auf dem Emder Landtag 1618, als die Landstände gegen 
die Belastung von Warfsleuten durch gerichtsherrliche Lasten protestierten: „Wider die special=Listen 
/ wie auch die gemeine beschriebene Rechte / die Warffs= und arme Handwercks=Leute / denenselben/ 
V. POLITIKEN AUF DEM LANDTAG 
535
bestanden also auch aus Arbeitsleistungen auf dem verpachtenden Bauernhof,2367 
für die nicht ausreichend Zeit erübrigt werden konnte, wenn die Warfsleute ver-
stärkt zu Frondiensten des Grafen gezogen worden wären. Die Bauern klagten, 
dass die Beamten sogar soweit in diese Verpachtungsangelegenheiten eingriffen, 
dass sie den Warfsleuten verböten, für die Eigner zu arbeiten.2368 Es zeigt sich 
hier die enge Bezogenheit von Eigenerben und Warfsleuten aufeinander, die dazu 
führte, dass von einer möglicherweise verstärkten Belastung der Warfsleute auch 
die Eigenerben betroffen waren. 
Die Eigenerben versuchten aus diesen Gründen im Großteil der Gravamina, 
die „armen gesellen“ vor dem Zugriff der landesherrlichen Beamten zu bewahren, 
so zum Beispiel auch hinsichtlich des Eingriffs der niedrigsten landesherrlichen 
Beamten, der Fußknechte und Auskündiger2369, die offenbar verstärkt versucht 
hatten, Land zu verpachten, das die Gemeinden für sich beanspruchten: 
„Clagen deses ampts Onderdaenen, dat de gemeene Wegen und lan-
den, tho groten nachdeel der armen, van Voettknechten und Uthkundi-
geren off verhuiret, offe gebrueket werden [...].“2370 
Zu dieser oft anzutreffenden Verteidigung dieses Landes als Gemeindeland 
im Namen der Armen zählte auch die Verteidigung der freien Nutzungsrechte 
für die Schafweide auf den Außendeichen. Diese Landstücke sollten den Ge-
meinden, aber besonders der Armut helfen, und deshalb könnten der Landesherr 
und seine Beamten diese nicht beanspruchen.2371 Auch daran hatte nicht nur die 
wie auch Grund=Herrn zum Praejuditz und Nachtheil / mit Abforderung einiger Praestations=Gelder 
nicht zu graviren noch zu beschweren.“
2367 Während in Ostfriesland die Arbeiter frei waren, sich ihre Arbeitsstelle selbst zu suchen, galt für die 
Heuerlinge zum Beispiel in Ostwestfalen, dass die Pachtzahlungen im wesentlichen aus Arbeitsleistun-
gen bestanden: Seraphim, Heuerlingswesen, S. 12; Wittich, Grundherrschaft, S. 8; Rösener, Bauern, 
S. 169;  Mooser, Gleichheit und Ungleichheit, S. 233.
2368 Stadtarchiv Emden I, 13, Landtags Acta de annis 1610 et 1611, fol. 91´.
2369 König, Verwaltungsgeschichte, S. 180 f., 183 f.: Fußknechte sind in dieser Zeit diejenigen, die ganz 
unspezifisch für allgemeine Botendienste des landesherrlichen Amts verpflichtet waren. Auskündiger 
sind die Unterbedienten der Vögte, die die Vogtei verwalteten. Diese Vogteien waren wiederum Un-
terbezirke der Ämter. 
2370 Stadtarchiv Emden I, 13, Landtags Acta de annis 1610 et 1611, fol. 59´, 62, 67. 
2371 Ebd., fol. 62 f., 59´, 67.
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Armut ein elementares Interesse, sondern auch die Bauern selbst, die als Gemein-
den die Nutzung solcher Ländereien nicht preisgeben wollten. Sie beanspruchten 
damit selbst die Verfügungsgewalt über diese Ländereien. 
In den meisten Fällen wurden Klagen, die speziell die Warfsleute betrafen, so 
formuliert, dass diese „Beschwernusse“2372 der ganzen Gemeinde, dem Amt oder 
allen Untertanen schadeten2373: So klagten die Untertanen des Amtes Berum in 
ihrem elften Artikel über die Verweigerung der sonst üblichen Verpflegung bei 
Ableistung von Diensten, die besonders die mit ihren Händen arbeitende Bevöl-
kerung stark belastete: 
„So können auch S.G. die getreue Unterthanen ungeklaget nicht la-
sen, daß den armen gesellen in ihre Frohn= und Hoffdiensten das liebe 
brodt wieder alt Herkommen verweigert, und müßen diejenigen, so es 
vermögen, aus dem brodt-sack sich speisen und behelffen, die armen ge-
sellen aber, die sich sonsten ihrer Handt=Arbeit ernehren, müßen bey 
der arbeit einen gantzen Tag Hunger leiden.“2374 
Häufig kam es vor, dass gar kein klagendes Subjekt genannt wurde, nachdem 
der Begriff „Untertanen“ im ersten Artikel der Amtsgravamina das Subjekt der 
Klage bezeichnen sollte.2375 Neben diesen umfassenderen Begriffen wurde in den 
Gravamina von 1594 auch vom „freye[n] volck“2376 oder „arme[n] Volck“2377 
geschrieben, gegen dessen Rechte die Fronen des Landesherrn verstoßen wür-
den.2378 Erst nach der Nennung dieser Bezeichnungen für alle Einwohner wurde 
2372 Stadtarchiv Emden I, 13, Landtags Acta de annis 1610 et 1611, fol. 89´. 
2373 Ebd., fol. 59´, 62, 62´, 63, 67, 73´, 80´, 82´. 
2374 StaA Rep. 241, Msc. A 157, Brenneysen, Geschichte Ostfrieslands, fol. 280.
2375 So vor allem der Fall bei den Gravamina des Auricher Amts: Stadtarchiv Emden I, 13, Landtags Acta 
de annis 1610 et 1611, fol. 87-89. 
2376 StaA Rep. 241, Msc. A 157, Brenneysen, Geschichte Ostfrieslands, fol. 254. 
2377 Ebd., fol. 255.
2378 Stadtarchiv Emden I, 13, Landtags Acta de annis 1610 et 1611, fol. 62´. Auch in den Gravamina des 
Berumer Amtes, in denen besonders ausführlich auf die Belange der Warfsleute eingegangen wurde, 
formulierte man die Beschwerden für eine einheitlich gedachte Untertanengruppe: Im Falle des Beru-
mer Amts war einerseits von den Belastungen die Rede, die auf dem Amt lagen (fol. 73´), andererseits 
von Beschwerden der Kirchspiele (fol. 80´, 82´). 
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auf die besondere Belastung durch solche landesherrliche Maßnahmen für die 
unterbäuerliche Bevölkerung eingegangen. 
Aber diese umfassenderen Begriffe wurden nicht nur benutzt, um die spezi-
elleren Belastungen der Warfsleute anbringen zu können. Man sprach auch von 
einer einheitlichen Untertanengruppe, wenn man Forderungen, an denen nur 
die Hausleute ein Interesse hatten, formulierte. Dies war zum Beispiel der Fall, 
als man die Einführung des Erbrechts für diejenigen Stücklande verlangte, die 
rechtsgewohnheitlich zum Herd gehörten (sog. „Beheerdischheit“).2379 Die Ab-
rundung des bäuerlichen Besitzes im Marschgebiet war im 16. Jahrhundert vor al-
lem durch Pacht des nahe am Herd (Hof ) liegenden Landes von der Kirche, dem 
Grundherrn (meist der Landesherr2380) oder vom Nachbarn erreicht worden,2381 
so dass das  Zeitpachtland allmählich mit dem Herd des Pächters verschmolz. 
Die Bauern wollten erreichen, dass die Zeitpacht sich zur Erbpacht wandelte. Im 
Osterhusischen Akkord von 1611 wurde ihrer Forderung entsprochen.2382 Das 
spezielle Interesse der Eigenerben an dieser „Beheerdischheit“ wurde in den Gra-
vamina aber nicht als solches ausgezeichnet, sondern genauso wie die Interessen 
der unterbäuerlichen Schichten als ein allgemeines dargestellt: 
„Endtlichen bidden die Underthanen ins gemein, dat alle landen, so 
bey einigen Herdten beherdet, darbey bliuen, und darnach nicht getagen 
worden mögen, [...].“2383 
Die umfassenderen Begriffe für die ländliche Bevölkerung wurden also wahl-
weise für unterschiedliche Gruppen der Landbevölkerung genutzt. Zwar waren 
2379 Stadtarchiv Emden I, 13, Landtags Acta de annis 1610 et 1611, fol. 70´, 83 f.
2380 Heißler, Ostfriesische Singularität, S. 82, Swart, Friesische Agrargeschichte, S. 269: Der Landesherr 
war als der Erbe vieler alter Häuptlingsbesitzungen und der meisten Klosterländereien der größte 
Grundbesitzer der Grafschaft.
2381 Swart, Friesische Agrargeschichte, S. 9.
2382 Heißler, Ostfriesische Singularität, S. 82; Schmidt, Geschichte Ostfrieslands, S. 253; Swart, Frie-
sische Agrargeschichte, S. 193, 263, 270, 272 und 274: Herde, bei denen mehrere Personen an den 
einzelnen Teilen Eigentümer waren, fielen ohne Probleme unter diesen Entscheid. Für die Pächter, 
die nur von einem Eigentümer geheuert hatten, war es problematischer: Sie mussten ihre Erblichkeit 
nachweisen, sonst galten sie als Zeitpächter. Außerdem waren die Bauern des Harlingerlandes ausge-
nommen von den Verordnungen für Ostfriesland. 
2383 Stadtarchiv Emden I, 13, Landtags Acta de annis 1610 et 1611, fol. 70´.
V. POLITIKEN AUF DEM LANDTAG 
538
vor allem eigenbeerbte Hausleute auf den Landtagen, sie handelten aber für alle 
Einwohner und nicht nur für die anderen Eigenerben in den Realgemeinden 
oder nur für die Warfsleute. Die Eigenerben konstituierten sich auch auf Landta-
gen als eine zusammengehörige, geschlossene Gruppe von Untertanen, wie schon 
in den Konflikten mit der Landesherrschaft, in Gerichtsprozessen etwa um die 
Jurisdiktion oder die fürstlichen Heuerleute.2384 
Verbunden war diese Geschlossenheit der Gruppe mit einem allumfassenden 
Wert, den die Eigenerben als Legitimation und als Grund für ihr Handeln nann-
ten. Alle Belange, auch die unterbäuerlichen wurden vor allem gegenüber der 
Landesherrschaft vertreten, um dem „gemeinten Nutz, sonderl. für den armen 
gemeinen Mann“2385 zu dienen. Diese in Gravamina fast immer übliche Nen-
nung2386 des „gemeinen Nutzens“ zielte darauf ab, Forderungen gegenüber einem 
Dritten mit dem Nutzen für die Allgemeinheit des Amtes zu legitimieren.2387 
Dementprechend wurde er als ein homogenes, für alle dasselbe bedeutendes auf-
gefasst bzw. dargestellt und nicht als Resultat widerstreitender Partikularinteres-
sen.2388 
Aus hausmannsständischer Perspektive wurde mit der Orientierung am Ge-
meinwohl eine „Schutz- und Fürsorgepflicht“ für alle mittelbaren Gemeinde-
einwohner umgesetzt.2389 Der Hausmannsstand reklamierte für sich, das Wohl 
der auf den Landtagen nicht anwesenden, mittelbaren „armen Unterthanen“2390 
und insgesamt das Gemeinwohl zu kennen, zu vertreten und zu befördern. Die-
se Vertretung der Einwohner in den Gemeinden basierte auf der traditionellen 
Herrschaft der Bauern in den Gemeinden, der man in den Konflikten zwischen 
2384 Siehe Kapitel „IV.2. Konflikte zwischen Bauern und unterbäuerlicher Schicht“.
2385 StaA Rep. 241, Msc. A 157 Brenneysen, Enno Rudolph, Geschichte von Ostfriesland, fol. 383. 
2386 Zur fast ausschließlichen Begründungsfigur des „gemeinen Nutzen“ bei Beschwerden: Blickle, Be-
schwerden und Polizeien, S. 560.  
2387 Schulze, Vom Gemeinnutz zum Eigennutz, S. 600.
2388 Für die politische Theorie über den Gemeinnutz bis in das 18. Jahrhundert, der sich nicht aus wider-
streitenden Partikularinteressen ergab: Stollberg-Rilinger, Vormünder des Volkes?, S. 103; Schulze, 
Vom Gemeinnnutz zum Eigennutz, S. 591-626; Eberhard, Der Legitimationsbegriff des „Gemeinen 
Nutzens“, S. 245.  
2389 Siehe allgemein zur landständischen Repräsentation und zur vormundschaftlichen Fürsorge der Stän-
de: Stollberg-Rilinger, Vormünder des Volkes?, S. 298 f., 105.
2390 StaA Rep. 241, Msc. A 157 Brenneysen, Enno Rudolph, Geschichte von Ostfriesland, fol. 281, 282´.
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Gemeinden und Landesherrschaft und zwischen Realgemeinden und unterbäu-
erlicher Bevölkerung vor Gericht auch begegnet. Auch im Rahmen des Landtages 
kann man sie als fürsorgliche Identitätsrepräsentation bezeichnen. Die Bauern 
waren zu solch einer Repräsentation nicht durch einen Auftrag der unterbäuer-
lichen Bevölkerung ermächtigt worden. Zur Fürsorge und Interessenwahrneh-
mung waren sie als Herrenstand offenbar verpflichtet, aber an keine Weisungen 
der unterbäuerlichen Bevölkerung gebunden. Sie übten ihre Vertretung als her-
ausgehobener Teil der ganzen Einwohnergemeinde aus. Allen Einwohnern wur-
de ihr Handeln zugerechnet. Die Repräsentationsfunktion der Bauern für die 
Warfsleute auf Landtagen war damit sekundär der ständisch gegliederten Ver-
fassungsrealität nachgeordnet, während es im modernen Parlamentarismus die 
Vertretungsfunktion ist, die dem Deputierten Macht und Würde verschafft.2391 
Mit dieser herrschaftlichen Vertretung von Bauern war verbunden, dass sie sich 
um alle Belange der Gemeinde kümmerten und den gemeinen Nutzen definier-
ten.2392 Dieses „traditionelle patriarchalische Ethos“2393 machte es möglich, dass 
auch eine Fürsorge für die Warfsleute beansprucht wurde. Die Hausleute stellten 
in den Gravamina von 1610 und übrigens auch 1594 vor allem ihre (christliche) 
Sorge um den „armen gemeinen Mann“2394 dar.2395 Gegenüber der Landesherr-
schaft wurden Forderungen als Fürsorge und Schutz für den „armen gesellen“ 
stilisiert.2396 Die Bauern behaupteten offenbar vor allem ihre Sorge um den ar-
men Mann, um für Forderungen der Gemeinden und Ämter insgesamt, auch für 
die eigenen bäuerlichen Forderungen Legitimität gegenüber dem Landesherrn zu 
2391 Stollberg-Rilinger, Vormünder des Volkes?, S. 101 f. 
2392 Ebd., S. 299: Das Verhältnis zwischen ständischem Vormund  und Mündel war dadurch geprägt, dass 
das Mündel nicht rechtlich handlungsfähig war und der Vormund zur Interessenwahrnehmung des 
Mündels verpflichtet, aber nicht an irgendwelche Weisungen gebunden war. Das Handeln des Her-
renstandes gegenüber einem Dritten war dem Mündel zurechenbar.
2393 Ebd., S. 299.
2394 StaA Rep. 241, Msc. A 157 Brenneysen, Enno Rudolph, Geschichte von Ostfriesland, fol. 383 f.
2395 Ebd., fol. 272´, 273´, 282 f., 280.
2396 Wiemann, Grundlagen, S. 110: Aufgrund der Stilisierung der Vertretung als Fürsorge konnte Harm 
Wiemann angesichts der Gravamina von 1610 zu dem Schluss kommen, dass sich die Stände als 
Vertreter aller Untertanen, auch der Landlosen und der Armen betrachteten, ohne dass er jedoch auf 
die spezifische Art der Repräsentation einging. Zur Warnung vor einer Überstilisierung von spezifi-
schen Formen der frühneuzeitlichen Repräsentation als „Volksrepräsentation“: Stollberg-Rilinger, 
Was heißt landständische Repräsentation?, S. 125 f. 
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erringen. Sie gingen davon aus, dass ihre Forderungen von der Landesherrschaft 
eher akzeptiert würden, wenn sie diese mit der Sorge um die „armen gesellen“ der 
Gemeinde legitimierten. Die ausgeprägte Stilisierung der rechtsgewohnheitlichen 
Identitätsrepräsentation als Fürsorge stellte eine Strategie in den Auseinanderset-
zungen mit dem Landesherrn dar, basierte aber vor allem auf dem Herrschafts-
verhältnis zwischen Bauern und Warfsleuten in den ostfriesischen Siedlungen.
Die Frage ist nun, ob die Bauern mit ihren formulierten Gravamina, die vor 
allem Forderungen nach Einschränkung der gerichtsherrlichen Lasten bein-
halteten, Erfolg hatten2397: Neben einer freien Verfügung über die Wahlen der 
Deich- und Sielrichter, der Schüttemeister und Bauerrichter, der „Chargen ihres 
Heerfolgeaufgebots“2398 sowie eine Umwandlung der Zeitpacht der sogenannten 
„beheerdischten“ Ländereien in Erbpacht2399 kam es tatsächlich zu einer Fixie-
rung und einer Vermeidung von willkürlichen Erhöhungen der Natural- und 
Geldabgaben oder Frondienste im Ämtervergleich von 1611. Die Dienste und 
Abgaben wurden für jedes Amt einzeln festgelegt2400: 
„In dehren Ostfriesischen zwischen dem gräfflichen nunmehr Fürstl. 
Regierhause und denen Landes Ständen successive errichten Akkorden in 
Specie in dem im Jahr 1611: durch Vermittlung der Hhen Staaten Ge-
neral der Vereinigten Niederlande geschloßenen Vergleich sein unter an-
dern die sämtliche ambtern über die Hoff= und Frohndienste, Wacht= 
und Beschatzungs geldern, reparationen der fürstl. Häuser und Schlößer, 
und sonsten über alle andere onera undt beschwernüßen so dieselbe von 
Recht= und gewohnheits wegen schuldig, undt Ihnen debevor aufferleget 
gewesen oder inskünfftig auffgelegt werden mögen, mit der Landesherr-
2397 Würgler vergleicht zum Beispiel Gravamina und die in den Landtagsverhandlungen vorgebrachten 
Forderungen der gemeindlichen Vertreter mit den erreichten Landesabschieden und -verträgen in 
Hessen-Kassel, um zu ermessen, wie hoch die tatsächliche Beteiligung der Bauern an der Rechtsetzung 
war: Würgler, Desideria und Landesordnungen, S. 149. 
2398 Schmidt, Geschichte Ostfrieslands, S. 253.
2399 Heißler, Ostfriesische Singularität, S. 83; Hinrichs, Die ostfriesischen Landstände, S. 47; Hintze, 
Einleitende Darstellung, S. 564; Schmidt, Geschichte Ostfrieslands, S. 252 ff. 
2400 Swart, Friesische Agrargeschichte, S. 195 u. 198. Zusammengefasst bei: Wiemann, Materialien, S. 
49-54.  Abgedruckt bei: Brenneysen, Ost-Friesische Historie, Bd. I, S. 391-402.
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schaft auff gewiße nach eines jedweden Ambts gelegenheit eingerichtete 
praestationen [...] reguliret und verglichen.“2401 
Diese Verträge, die als Vergleich über die schon praktizierten Gewohnheiten prä-
sentiert wurden, stellten eine seit Jahrzehnten angestrebte Stabilisierung dar, mit 
der eine relativ große bäuerliche Rechtssicherheit gegenüber herrschaftlicher Will-
kür gewonnen werden konnte. Sie gelten als beeindruckende Folgen der landstän-
dischen und insbesondere der bäuerlichen Gravamina.2402 Die Geldprästationen 
lagen um 1700 in Höhe von 25.500 Reichsthalern. Die Gesamtgeldeinkünfte des 
ostfriesischen Herrscherhauses betrugen im Vergleich dazu etwa 140.000 Reichtha-
ler. Die nicht konsumierten Naturalabgaben schätzt man auf 2500 Reichthaler, so 
dass insgesamt 28.000 Reichsthaler für Prästationen zusammen kamen, die  damit 
1/5 der gesamten Jahreseinnahmen des Landesherrn ausmachten.2403 Die Bauern 
der Geestämter verblieben mit diesen Verträgen in einer stärkeren Belastung als 
diejenigen der Marschämter,2404 außerdem wurden die Lasten in der Marsch meist 
in Geldbeträge umgewandelt.2405 Der Landesherr hatte das Recht auf Kornabgaben 
inne. In den Geestämtern war der Kornzehnt laut Ämterverträgen nach Herden 
umgelegt, in der Marsch in der Weise, dass von einer bestimmten Anzahl Grasen 
oder Dimat2406 eine Tonne Hafer oder Gerste gegeben wurde.2407 Aber nicht nur 
der Kornanbau war abgabepflichtig, auch von der Viehwirtschaft wurden Geld-
abgaben erhoben.2408 Hinzu kamen noch nicht in Geldabgaben abgelöste Diens-
2401 StaA Dep. 1 1211/1 Die Wegeschau und Verhängung von Brüchen durch die Schüttmeister und 
Pfuhlrichter in Loquard 1699, fol. 1-6: So beschrieb das Administratorenkollegium in seiner Suppli-
kation für die Eingesessenen des Amtes Emden nach 1704 die Ämtervergleiche und beschwerte sich 
über eine von landesherrlicher Seite versuchte Erhöhung der Prästationen.  
2402 Schmidt, Geschichte Ostfrieslands, S. 252. Heißler, Ostfriesische Singularität, S. 209; Brenneysen, 
Ost-Friesische Historie, Bd. II, S. 791-849: Nach Auseinandersetzungen zwischen Landständen und 
Landesherr zwischen 1660 und 1662 konnte der Dritte Stand im Haagischen Vergleich von 1662 und 
im Finalrezess von 1663 allerdings sogar nochmals Erfolge bei seinen Bestrebungen, Prästationen an 
den Landesherrn abzuschaffen bzw. Dienste und Naturalabgaben in Geldzahlungen umzuwandeln, 
verzeichnen. 
2403 König, Verwaltungsgeschichte, S. 109. 
2404 Schmidt, Geschichte Ostfrieslands, S. 252.
2405 Swart, Friesische Agrargeschichte, S. 198.
2406 Maßangabe siehe Kapitel „VIII.2. Maße“.  
2407 Swart, Friesische Agrargeschichte, S. 195 f.
2408 Ebd., S. 196.
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te zur Unterhaltung, Verteidigung und wirtschaftlichen Versorgung der Burgen 
des Landesherrn2409 wie zum Beispiel Torffuhren2410 oder die sogenannten „langen 
Fahrten“2411, das waren Wagenfuhren für den Hof bei Hochzeiten, Begräbnissen 
und auswärtigen Besuchen von einem Amt ins andere. 
Die Gelder, die in den Verträgen für den Ersatz der Dienste festgelegt worden 
waren, wurden in Ostfriesland Freiengelder genannt.2412 Diese zahlten Eigener-
ben als Ersatz für „alle andere Praestatien ende Hoff=Diensten / Lyff=Diensten 
/ Wacht=Gelden / Reparatien van Onse Huysen / ende andere Beschwaernissen 
[...]“2413. Auch die Warfsleute konnten Freiengelder ersatzweise für ihre Dienste 
bezahlen. Teilweise mussten sie diese auch zusätzlich zu den Diensten zahlen, 
dann war eine solche Praxis eigentlich unrechtmäßig, denn die Dienste sollten 
eigentlich mit dem Freiengeld abgelöst sein.2414 Die unterbäuerlichen Warfsleute 
wurden explizit in den Ämterverträgen von Norden, Leer, Stickhausen und Au-
rich erwähnt. Bestimmte Dienste und Abgaben wurden nach Bauern und unter-
bäuerlicher Schicht differenziert2415: 
2409 Swart, Friesische Agrargeschichte, S. 196.
2410 In den Ämtern Aurich, Friedeburg, Norden und Berum mussten die Eingesessenen Torffuhren und 
-abgaben leisten: Stadtarchiv Emden I, 13, Landtags Acta de annis 1610 et 1611, fol. 56, 73; Bren-
neysen, Ost-Friesische Historie, Bd. I, S. 394 f., 396 f., 401 f.; StaA Rep. 4 B IV a 160 e Die Torffuh-
ren aus der Nordbrookmer Vogtei 1738. 
2411 StaA Rep. 241, Msc. A 157 Brenneysen, Enno Rudolph, Geschichte von Ostfriesland, fol. 260. 
2412 Schulte, Wachtgeld und Freiengeld, S. 60.
2413 Brenneysen, Ost-Friesische Historie, Bd. I, S. 402. Die Freiengelder mussten nicht immer an die Rent-
kammer geliefert werden, sie kamen zum Teil auch den Auskündigern, den niedrigsten landesherrlichen 
Beamten, als Gehalt zu (StaA Rep. 103 IX 95 Tönjes Hessen Erben gegen den Auskündiger ayke Albers 
wegen der Entrichtung von Freiengeld, das dem Auskündiger als Gehalt zukommt (1696-) 1709-1710).
2414 Im Jahre 1619 wurde von gräflicher Seite über die Vorgänge von 1611 bezüglich der gerichtsherrlichen 
Lasten berichtet, dass das Freiengeld für die Warfsleute von den „Erb=Leuten“ in den Verträgen von 
1611 ausgehandelt wurde, obwohl allerdings diese Warfsleute nicht anwesend waren: Brenneysen, 
Ost-Friesische Historie, Bd. II, S. 533. Weitere Nachweise über die Ablösung der Handdienste durch 
Freiengelder:  StaA Rep. 103 IX 110 Interessenten und Eingesessene des Oberrheiderlandes gegen 
Beamte, Landrichter und Rentmeister zu Leer sowie gegen den Generalprokurator, Dienstleistungen 
der Tagelöhner und Arbeitsleute betr. (dabei: Lagerbuch), 1715; fol. 11 ff.; StaA Rep. 4 B IV l 63 e 
Die Laufdienste der Filsumer Warfsleute 1731, fol. 9. 
 Weber, Der arme Mann, S. 50: Die Handdienste der unterbäuerlichen Schichten für die herrschaftli-
chen Domänengüter wurden dagegen in Südwestdeutschland auch im 17. und 18. Jahrhundert noch 
zumeist nur in Form von Fronen verlangt, deren Vergütung in der Regel durch naturale Gegenreich-
nisse erfolgte. Als Beispiele aus Südwestdeutschland nennt Weber die Ritterschaft Hornstein und die 
hohenzollerische Grafschaft Sigmaringen.
2415 Brenneysen, Ost-Friesische Historie, Bd. I, S. 396 f., 399, 400.
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„Backers, Brouwers / Kramers/ ofte andere de Neeringe ofte Handelinge 
doen in her Fleck Wehner / sullen geven de Rykste dry Ort Rycks=Daelers 
/ en den anderen nae Advenant; Maer de Dag=Loeners sullen niet ge-
moyet werden.“2416 
In allen Ämterverträgen wurde die Höhe der Freiengelder, Naturalabgaben und 
Dienste nach dem Kriterium des Herdbesitzes abgestuft, meist wurden die Lasten 
für den vollen Herd festgelegt, die Lasten für die geringeren Ländereien sollten 
nach Übereinkunft in den Ämtern und nach den Rechtsgewohnheiten geregelt 
werden.2417 Bezüglich der noch nicht durch Geldzahlungen abgelösten Frondiens-
te waren die Warfsleute in der Regel nach dem Herkommen nur zu Handdiensten 
für die fürstlichen Beamten verpflichtet. Spanndienste wie Torffuhren oder „lan-
ge Fahrten“ blieben den Eigenerben überlassen.2418 Diese Unterteilung war keine 
Aufteilung auf die Personen, sondern haftete am Herd, richtete sich also nach dem 
Prinzip der Realgemeinde.2419 Zu den Handdiensten der Warfsleute gehörten Tor-
farbeiten2420 oder alle möglichen Laufdienste2421, also zum Beispiel die Überbrin-
gung von landesherrlichen Verordnungen, die von den Kanzeln verlesen werden 
sollten.2422 An Geldzahlungen leisteten die Warfsleute höchsten ¼ oder weniger 
von den verlangten Abgaben eines vollen Herdes. Diese Gelder mussten sie entwe-
der direkt an den landesherrlichen Rentmeister oder vermittelt an den Eigner der 
Warfstelle zahlen, der diese Gelder dann an den Rentmeister weitergab.2423
2416 Brenneysen, Ost-Friesische Historie, Bd. I, S. 399.
2417 Etwa: Ebd., S. 397 ff.
2418 Swart, Friesische Agrargeschichte, S. 218 f.; StaA Rep. 4 B IV l 63 e Die Laufdienste der Filsumer 
Warfsleute 1731, fol. 6. 
 Auch in anderen Territorien, vor allem in Südwestdeutschland, wurden Bauern und unterbäuerliche Schicht 
u.a. durch ihre Verpflichtung entweder zu den Fuhr- und Pflugfronen oder den Handdiensten unterschieden 
(Weber, Der arme Mann, S. 54; Bader, Dorfgenossenschaft, S. 239 f.; Peters, Ostelbische Landarmut, S. 275).
2419 Dirksen, Predigerwahlrecht der Interessenten, S. 56. 
2420 Brenneysen, Ost-Friesische Historie, Bd. I, S. 394.
2421 StaA Rep. 4 B IV l 63 e Die Laufdienste der Filsumer Warfsleute 1731, fol. 6.
2422 Ebd., fol. 4. 
2423 StaA Rep. 103 VII 2 Gerd Gerdes, Hinrich Rickels und Arian Stellan zu Etzel gegen die Beamten zu 
Friedeburg wegen des Torfs, den sie von ihren Köttereien jährlich zu liefern schuldig sind 1697, fol. 
8-9, 11, 13-14: Die Warfsleute aus Friedeburg lieferten ein Viertel oder ein Achtel der Torfabgaben 
eines ganze Herdes an das Amt ab.
 StaA Rep. 4 B IV l 63 e Die Laufdienste der Filsumer Warfsleute 1731, fol. 5 f., 9: Die Warfsleute aus Fil-
sum im Amt Stickhausen zahlten ½ oder ¼ Reichstaler als Freiengeld. Für das Amt Stickhausen war für den 
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1.2  Vor Gericht: Bauern und Warfsleute in Konflikten  
mit der Landesherrschaft (1710er-1730er Jahre)
In Ostfriesland fielen im 17. Jahrhundert und vor allem in der ersten Hälfte des 
18. Jahrunderts zwischen Bauern und Landesherrschaft zahlreiche Konflikte um 
die gerichtsherrlichen Lasten, zum Beispiel über die Torffuhren2424, die „langen 
Fahrten“2425 oder die Freiengelder2426 vor. In der Regel entstanden diese Konflikte 
vollen Herd 2 Reichstaler an Freiengeld vorgesehen, d.h. die Warfsleute zahlten ein Viertel oder ein Achtel 
der Summe, die ein voller Herd zahlte. Eylert Dircks bezahlte an den vollen Herd, von dem seine Warfstelle 
abgetrennt worden war, 14 Schaf, während der volle Herd 2 Reichstaler Freiengeld an das Amt zahlte.
2424 StaA Rep. 4 B IV a 160 g Die Torffuhren von halben Plätzen 1740: Für das Amt Aurich wurde das Torf-
fahren und Torfgraben für die vollen Herde in den Ämterverträgen festgelegt, der Rest der Einwohner sollte 
nach Übereinkunft fahren und graben. Darüber fielen zwischen Herdbesitzern, halben Herden oder viertel 
Herden sowie Landesherrschaft vielfach Konflikte vor: StaA Rep. 103 III 53 Gerde Theyssen u.a. auf Ostee-
ler Neuland gegen die Beamten zu Aurich, die Durchführung einer Pfändung wegen verweigerter Torffuhren 
betr. 1696-1709; StaA Rep. 103 III 63 Assessor Albert Arens gegen Sunke Uphoff wegen Bezahlung gewis-
ser Torffuhren. Dabei: Torffuhrregister von Osteel (1693?) 1705-1706; StaA Rep. 102 150 Hinr. Jürgens zu 
Bagband / Rentmeister von Stürenborg zu Aurich / Leistung von Torffuhren 1718/19; StaA Rep. 4 B IV a 
52 Johann Blancke gegen Vogt Jürgen Henning zu Oldendorf wegen rückständiger Torffuhren 1686/1715; 
StaA Rep. 4 B IV a 58 Verfahren gegen die Brüder Christian Eberhard und Jürgen Henning, Vögte zu Ma-
rienhafe und Oldeborg, wegen rückständiger Torfuhren 1707/1711; StaA Rep. 102 736 Jelte Hinrichs und 
Eingesessene zu Riepster Hammrich / Beamte zu Aurich: Leistung von Torffuhren 1635.
 Auch im Amt Friedeburg ist ein Konflikt über die Torfabgaben nachzuweisen: StaA Rep. 4 B IV f 55 
Der von den Friedeburger Amtseingesessenen laut Prästationsvergleich von 1611 zu grabende auf das 
Friedeburger Amtshaus zu liefernde Torf 1711-1735.  
 Auch in den Ämtern Norden und Berum stritten sich die Bauern um die Torffuhren und -abgaben: StaA Rep. 
4 B IV i 230 Torfsachen im Amt Norden 1711; StaA Rep. 4 B IV c 82a Die Torfstich- und Fuhrpflichten 
der Einwohner von Westermarsch für das Haus Berum 1742-1743; StaA Rep. 4 B IV c 72 Torf- und andere 
Einkünfte zu Berum, Bericht des Amtmanns von Berum Popp. Sassen, über Torf- und Heufuhren 1638.
2425 Auch über diese „langen Fahrten“ fielen Konflikte zwischen Einwohnern und Landesherrschaft vor: StaA 
Rep. 103 VIII 7 Pilsumer, Manslagter, Groothusener, Hamswehrumer, Uplewarder und andere Eingeses-
sene des Amtes Greetsiel gegen die fürstlichen Beamten zu Greetsiel, die langen Fahrten betreffend 1659; 
StaA Rep. 103 IX 69 Die Eingesessenen der Overledinger Vogtei des Amtes Leerort gegen die Beamten 
des Amtes Leerort, insbesondere gegen den Drosten, Baron von Imhoff, die langen Fahrten oder Fuhren 
betr. 1700-1704; StaA Rep. 103 IX 102 Interessenten der Gemeinde zu Driever gegen Beamte zu Leer 
und Generalprokurator, die langen Fahrten betr. 1710-1724; StaA Rep. 103 X 109 Eingesessene der 
Ämter Norden und Berum gegen die fürstlichen Beamten daselbst, die langen Fahrten betr. 1709-1719; 
StaA Rep. 103 X 108 Johan Gerdes, in der Mühlenlohne zu Norden wohnend, gegen die Regierung, 
Zusammenrufung der Amtseingesessenen durch Johan Gerdes wegen der langen Fuhren betr. 1709.
 Aus Hinte ging eine Streitigkeit über die langen Fahrten zwischen Schüttemeistern und Drost des Amtes 
Emden bis vor den Reichshofrat: HHStA RHR den. rec. K 927/15 Hinter Vogtey Bevollmächtigte, Geerd 
Hindrichs und Gerd Janss de Buhr / den fürstl. Drosten, Emder amts, v. Fridag und das fürstliche ostfriesi-
sche Hoffgericht ca. 1735.
2426 StaA Rep. 4 B IV g 74 Dr. Amama namens der Eingesessenen des Amtes Greetsiel gegen Nicolaus 
Vorstius, Rentmeister daselbst, die Freiengelder betr. 1612; StaA Rep. 103 IX 122 Hauptmann und 
Sielrichter Franz Focken gegen Rentmeister zu Leer Eibo Reershemius wegen Entrichtung von Freien-
geldern und Weißkorn 1719-1720; StaA Rep. 103 IX 140 Eingesessene und Interessenten der Bunder 
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über Belange, die in den Ämterverträgen nicht genau geregelt worden waren. Im 
Großen und Ganzen waren die Ämterverträge in den Gemeinden als rechtliche 
Grundlage der gerichtsherrlichen Abgaben akzeptiert worden, und ihnen wurde 
auch nachgekommen. Mit den Ämterverträgen war aber ein Teil der Regelung 
von gerichtsherrlichen Lasten den Rechtsgewohnheiten und den Übereinkünften 
zwischen Eingesessenen und landesherrlichen Beamten überlassen geblieben. Zu-
dem bauten die in den Ämterverträgen festgelegten Belastungen auf den Rechts-
gewohnheiten auf, aus den Verträgen entstanden wiederum Gewohnheiten. Die 
Verrichtung gerichtsherrlicher Lasten richtete sich so einerseits nach den Ämter-
verträgen, andererseits nach  Rechtsgewohneiten.
Auch um Konzessionsabgaben gerieten Bauern und Landesherrschaft in Kon-
flikte. Konzessionsabgaben waren diejenigen Abgaben von Untertanen, die sie 
für die Ausübung eines Gewerbes wie zum Beispiel eines Bierausschanks oder 
einer Mühle entrichten mussten. Diese Abgaben gingen wie die gerichtsherrli-
chen Lasten an den Landesherrn.2427 Die Konzessionsabgaben wurden von al-
len Beteiligten genauso als Prästationen an den Landesherrn betrachtet wie die 
gerichtsherrlichen Lasten. Die um sie angefallenen Konflikte sind hinsichtlich 
des Konfliktgegenstandes mit den Konflikten um die gerichtsherrlichen Lasten 
vergleichbar.2428
Im Folgenden sollen Konflikte um gerichtsherrliche Lasten und Konzessions-
abgaben näher untersucht werden, um zu ermessen, ob von Bauern eine aus-
geprägte Stilisierung von Identitätsrepräsentation als Fürsorge nur im Rahmen 
Vogtei gegen den Rentmeister zu Leer, Eybo Reershemius, die Hebung der jährlichen Freiengelder 
betr. 1724; StaA Rep. 4 B IV d 107 Die im Jahre 1705 vorgenommene Exekution wegen der Freien-
gelder im Amte Emden und die dabei vorgefallenen Gewalttätigkeiten 1705-1706; StaA Rep. 4 B IV 
d 104 Eingesessene des Amtes Emden gegen den fürstlichen Rentmeister Heinrich Roeleff zu Emden, 
die Erhebung des sog. Freien und feisten Kuhgeldes betr. 1703-1722.
2427 Swart, Friesische Agrargeschichte, S. 198: Die Abgaben der Krüger und Müller gingen aus dem Kon-
zessionsrecht des Landesherrn hervor.
2428 Für solch eine Gleichsetzung der Konzessionsabgaben und der gerichtsherrlichen Lasten spricht auch 
die teilweise geschehene gemeinsame Verhandlung beider Belange in Gerichtsprozessen. So wurden 
in den Konflikten zwischen den Eingesessenen von Bunde und der Regierung am Reichshofrat die 
Auseinandersetzungen über Prästationen, die sich aus dem Konzessionsrecht des Landesherrn ergaben, 
und über gerichtsherrliche Lasten zusammen geführt: StaA Rep. 102 20 Eingesessene zu Bunde / 
Regierung: Freiengelder und neue Register 1716, fol. 1-5.
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von Landtagen praktiziert und formuliert wurden oder ob auch in der Praxis 
anderer Institutionen eine solche Repräsentation und Stilisierung üblich war. Es 
sollen hier demnach Konflikte betrachtet werden, in denen sich die Warfsleute 
mit der Landesherrschaft um die Ableistung von gerichtsherrlichen Lasten und 
auch Konzessionsabgaben stritten. Von solchen Konflikten wurden in den Ge-
richtsakten Ostfrieslands neun gefunden2429, die sich auf das erste Drittel des 18. 
Jahrhunderts datieren lassen. In diesem Zeitraum war die Landesherrschaft of-
fenbar bestrebt, die gerichtsherrlichen Lasten und Konzessionsabgaben intensiver 
auch von noch nicht erfassten Bevölkerungsteilen, einzuziehen.  
2429 Oberrheiderland: StaA Rep. 103 IX 110 Interessenten und Eingesessene des Oberrheiderlandes gegen 
Beamte, Landrichter und Rentmeister zu Leer sowie gegen den Generalprokurator, Dienstleistungen 
der Tagelöhner und Arbeitsleute betr. (dabei: Lagerbuch), 1715. 
 Bunde/Amt Leer: StaA Rep. 102 20 Eingesessene zu Bunde / Regierung: Freiengelder und neue Re-
gister 1716. Das folgende Verzeichnis ergab ergänzende Informationen zu diesem Prozess der Landes-
herrschaft mit den Eingesessenen von Bunde: StaA Rep. 4 B IV h 217 c Verzeichnis der zu Freiengeld 
Verpflichteten und der Warfsleute im Amt Leer, die noch nicht zu Register standen 1732-1733 mit 
Supplikation der noch nicht registrierten Warfsleute. 
 Bunde: StaA Rep. 102 20 Eingesessene zu Bunde / Regierung: Freiengelder und neue Register 1716: 
In diesem Gerichtsprozess wurden zwei unterschiedliche Konflikte verhandelt: über die Konzessions-
abgaben, aber auch über die Registrierung von unterbäuerlicher Bevölkerung bezüglich gerichtsherrli-
cher Lasten verhandelt. Deshalb wurden auf der Basis dieser Akte zwei Konflikte ausgemacht. 
 Filsum: StaA Rep. 4 B IV l 63 e Die Laufdienste der Filsumer Warfsleute 1731. 
 Heisfelde: StaA Rep. 4 B IV h 223 a Die Freiengelder von der Warfstätte des Helmer Brauers in Heis-
felde, 1716-1717.
 Weener und Jemgum: HH StA RHR den. rec. K 921/6 Ostfriesland  Fürst/ Die Eingesessenene zu 
Wehner, und Jemgum. App. Acta inrot. 20. Dec. 1720, siehe Designatio Protocolli zum 18. Ok-
tober 1713, Designatio Protocolli zum 8. Oktober 1717. Dieser Reichshofratsprozess wird hier als 
eigenständiger Konflikt gezählt. Er bezog sich vor allem auf die beiden folgenden Konflikte und Hof-
gerichtsprozesse, fasste sie aber zusammen und in ihm wurde nicht gegen einzelne landesherrliche 
Beamte geklagt, sondern gegen den Fürst. 
 Coldam: StaA Rep. 103 IX 87 Ahlrich Bayen, Brauer zu Coldam, gegen Beamte und Rentmeister zu 
Leer und den Generalprokurator, die Zahlung des Krug- und Schweinegeldes betr. 1707-1724. 
 Weener und Jemgum: StaA Rep. 103 IX 104 Interessenten und Eingesessene zu Weener und Jemgum 
gegen den Rentmeister zu Leer und den Generalprokurator das Krug- und Schweinegeld betr. 1711-
1718, fol. 14-16. 
 Leer: StaA Rep. 103 IX 91 Engelcke Brenstein gegen den Rentmeister zu Leer und den Generalpro-
kurator, das von den Brauern und Krügern dem Landesherrn nach den Landesverträgen zu erlegende 
Fette-Schweine-Geld betr. 1708-1722. 
 Visquard: StaA Rep. 4 B IV g 100f Der Prozeß des Johann Ullfers in Visquard vor dem Hofgericht 
gegen den Rentmeister von Greetsiel um das von diesem bei Gelegenheit der Amtsversammlung in 
dessen Schankwirtschaft geforderte anfallende Kruggeld 1724, fol. 3-5.
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Drei Arten von Konflikten um die Lasten der Warfsleute lassen sich voneinander 
unterscheiden. Zwei Konflikte, die als Zivilprozesse teilweise in mehreren Instanzen 
am Kanzleigericht, am Hofgericht, am Amtsgericht Leer und am Reichshofrat ver-
handelt wurden, hingen mit einer Einordnung der unterbäuerlichen Bevölkerung 
in landesherrliche Prästationsregister zusammen, gegen die sich die unterbäuerliche 
Bevölkerung mit bäuerlicher und auch landständischer Unterstützung wehrte.2430 
Zwei weitere Konflikte, die im Rahmen eines Zivilprozesses und einer Befragung 
an den Amtsgerichten Leer und Stickhausen aktenkundig wurden, kreisten um die 
Lastenverweigerung von Warfsleuten in Filsum und Heisfelde. Diese wurden von 
Eigenerben, wenn überhaupt, weniger intensiv unterstützt.2431 Fünf Konflikte in 
Zivilprozessen fielen vor, als landesherrliche Beamte versuchten, die unterbäuerli-
chen „Tapper“ oder „Zäpfer“ auf Konzessionsabgaben zu veranlagen.2432 
2430 StaA Rep. 103 IX 110 Interessenten und Eingesessene des Oberrheiderlandes gegen Beamte, Land-
richter und Rentmeister zu Leer sowie gegen den Generalprokurator, Dienstleistungen der Tagelöhner 
und Arbeitsleute betr. (dabei: Lagerbuch), 1715. 
 StaA Rep. 102 20 Eingesessene zu Bunde / Regierung: Freiengelder und neue Register 1716. Das 
folgende Verzeichnis ergab ergänzende Informationen zu diesem Prozess der Landesherrschaft mit den 
Eingesessenen von Bunde: StaA Rep. 4 B IV h 217 c Verzeichnis der zu Freiengeld Verpflichteten und 
der Warfsleute im Amt Leer, die noch nicht zu Register standen 1732-1733 mit Supplikation der noch 
nicht registrierten Warfsleute. 
2431 StaA Rep. 4 B IV l 63 e Die Laufdienste der Filsumer Warfsleute 1731; StaA Rep. 4 B IV h 223 a Die 
Freiengelder von der Warfstätte des Helmer Brauers in Heisfelde, 1716-1717.
2432 HH StA RHR den. rec. K 921/6 Ostfriesland  Fürst/ Die Eingesessenene zu Wehner, und Jemgum. 
App. Acta inrot. 20. Dec. 1720, siehe Designatio Protocolli zum 18. Oktober 1713, Designatio Proto-
colli zum 8. Oktober 1717. Dieser Reichshofratsprozess wird hier als eigenständiger Konflikt gezählt. 
Er bezog sich vor allem auf die beiden folgenden Konflikte und Hofgerichtsprozesse, fasste sie aber 
zusammen und in ihm wurde nicht gegen einzelne landesherrliche Beamte geklagt, sondern gegen den 
Fürste: StaA Rep. 103 IX 87 Ahlrich Bayen, Brauer zu Coldam, gegen Beamte und Rentmeister zu 
Leer und den Generalprokurator, die Zahlung des Krug- und Schweinegeldes betr. 1707-1724; StaA 
Rep. 103 IX 104 Interessenten und Eingesessene zu Weener und Jemgum gegen den Rentmeister zu 
Leer und den Generalprokurator das Krug- und Schweinegeld betr. 1711-1718, fol. 14-16; StaA Rep. 
103 IX 91 Engelcke Brenstein gegen den Rentmeister zu Leer und den Generalprokurator, das von 
den Brauern und Krügern dem Landesherrn nach den Landesverträgen zu erlegende Fette-Schweine-
Geld betr. 1708-1722; StaA Rep. 102 20 Eingesessene zu Bunde / Regierung: Freiengelder und neue 
Register 1716: In diesem letzten Konflikt, der auch am Reichshofrat verhandelt wurde, wurde über die 
Konzessionsabgaben, aber auch über die Registrierung von unterbäuerlicher Bevölkerung bezüglich 
gerichtsherrlicher Lasten verhandelt. Er wird deshalb bei beiden Gruppen von Konflikten aufgeführt.
 Ein weiterer Konflikt fiel um die Konzessionsabgaben der Tapper vor, ausnahmsweise war aber ein Ei-
generbe betroffen und deshalb wurde er hier zwar benutzt, um zusätzliche Informationen zu erhalten, 
er dient hier aber nicht der Analyse des Verhältnisses zwischen Bauern und Warfsleuten: StaA Rep. 4 
B IV g 100f Der Prozeß des Johann Ullfers in Visquard vor dem Hofgericht gegen den Rentmeister 
von Greetsiel um das von diesem bei Gelegenheit der Amtsversammlung in dessen Schankwirtschaft 
geforderte anfallende Kruggeld 1724, fol. 3-5.
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Die erste hier analysierte Gruppe von Konflikten kreiste um die Erstellung 
neuer landesherrlicher Register. Eine Einschätzung der zu leistenden Dienste ei-
nes „Hauses“ konnte nicht immer nach dem Herkommen oder im mündlichen 
Konsens in der Gemeinde und mit den landesherrlichen Beamten geschehen. 
Von den landesherrlichen Rentkammern der Ämter, die für die Einsammlung der 
Prästationen zuständig waren, wurden spezielle Register angefertigt.2433 In diesen 
Registern wurden die Einwohner erfasst und ihre Lasten nach ihren wirtschaftli-
chen Umständen festgelegt.2434 Die Registrierung der unterbäuerlichen Bevölke-
rung bereitete den Beamten dabei die größten Schwierigkeiten. Die Landesherr-
schaft konnte sie wegen ihrer charakteristischen Ökonomie des Notbehelfs und 
ihres Mischerwerbes nur unter Schwierigkeiten beschreiben und voneinander 
unterscheiden. Dies zeigt sich zum Beispiel im Amt Leer. Dort waren seit 1611 
die Tagelöhner von allen gerichtsherrlichen Lasten befreit, während die Warfsleu-
te zu den gerichtsherrlichen Lasten hinzugezogen werden sollten.2435 Da sich aber 
Tagelöhner und Warfsleute nur schwerlich auseinander halten ließen, brauchte 
man nähere Spezifikationen, die man in einem Register aus dem Jahre 1611 auch 
erstellte: 
„Bey der Visitation ist befunden, auch tertii Ordini Syndico remon-
stiret worden, daß unterm Nahmen der Tagelöhner auch diejenigen, 
2433 Für ein einzelnes Amt, das Amt Berum, seien hier alle Register aufgeführt, die gefunden wurden: die 
Register der Torfabgaben, das Kornregister, ein Register der Dienstleistungen, Register über Heufuh-
ren und Speckabgaben: StaA Rep. 4 B IV c 77 Register der Torfgräber auf der Herrenmörte (Amt 
Berum) 17. Jh.; StaA Rep. 4 B IV c 82a Die Torfstich- und Fuhrpflichten der Einwohner von Wester-
marsch für das Haus Berum 1742-1743; StaA Rep. 4 B IV c 78 Kornregister des Amtes Berum (16. 
Jh.); StaA Rep. 4 B IV c 79 Verzeichnis der Dienstleistungen der Untertanen im Amte Berum (17.
Jh.); StaA Rep. 4 B IV c 72 Torf- und andere Einkünfte zu Berum Bericht des Amtmanns von Berum 
Popp. Sassen, über Torf- und Heufuhren 1638; StaA Rep. 4 B IV c 67 Speckregister des Amtes Berum 
(ca. 1580).
2434 In folgenden Gerichtsprozessen wird eine solche Neuerfassung von Einwohnern erwähnt: StaA Rep. 
102 20 Eingesessene zu Bunde / Regierung: Freiengelder und neue Register 1716; StaA Rep. 4 B IV h 
217 c Verzeichnis der zu Freiengeld Verpflichteten und der Warfsleute im Amt Leer, die noch nicht zu 
Register standen 1732-1733 mit Supplikation der noch nicht registrierten Warfsleute; StaA Rep. 103 
IX 110 Interessenten und Eingesessene des Oberrheiderlandes gegen Beamte, Landrichter und Rent-
meister zu Leer sowie gegen den Generalprokurator, Dienstleistungen der Tagelöhner und Arbeitsleute 
betr. (dabei: Lagerbuch), 1715, fol. 15-18: Extract aus dem Freyen Geld oder Praestations=Register 
Liehrortmer Amts de Ao 1611. 
2435 Brenneysen, Ost-Friesische Historie, Bd. I, S. 398.
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so große Werffen von ein oder mehr Tonne Saets gebrauchen, auch ein, 
zwey oder mehr Kuhen unterhalten, auch wollen gefreyet seyn; da doch 
in dem Abschiede über die Praestationes mindere nach advenant gesetzet 
ist. Weilen nun Tagelöhner allein die seyn, so sich allein ihrer Hände 
Arbeit ernehren, keine Lande gebrauchen, noch einige lebendige Haabe 
haben; so sind solche, bey denen wir einigen Gebrauch von Landen und 
lebendigen Haaben befunden nach dem Buchstaben des Abschiedes nach 
advenant mit auffgesetzet; Wobey gleich wol inkünfftig fleißig in acht zu 
nehmen, woferne einige von diesen Mindern mochten in Unvermogen-
heit fallen, daß sie weder Lände gebrauchen, noch einige Viehe erhalten 
konten, daß sie alsdann als Tagelöhners geachtet und mit Abnehmung 
des geringsten nicht sollen gemoiet werden. Hiergegen aber, so einige 
Taglöhner oder Werffleute sich verbeßern und uff solche Platzen, da sie 
Lande gebrauchen, und Vieh unterhalten können, zu wohnen kommen 
werden, daß dieselbe alsdann dem Abschiede gemäß, nach advenant be-
leget werden. Damit man aber eigentlich wiße, welche Taglöhner und 
Armen seyn, so sollen dieselbe in einem jedem Carspell jährlichs beschrie-
ben und bey die Register geleget werden.“2436 
Der mögliche soziale Auf- oder Abstieg und die damit nur schwer zu ziehende 
Grenze zwischen einem Tagelöhner, der ohne Landbesitz seine Arbeit tat, und 
dem Warfsmann, der neben seiner Landwirtschaft auch von Tagelohn lebte, er-
forderte demnach einen erhöhten Verwaltungsaufwand von landesherrlicher Sei-
te: Register wurden gefertigt, Einordnungen der Bevölkerung in bestimmte abga-
ben- oder dienstpflichtige Gruppen sollten offenbar öfter überprüft werden. Von 
landesherrlicher Seite wurde deutlich gemacht, dass 
„die ostfriesische Landesherrschaft die Hebung der Praestationum von 
Landen so keinen vollen Herdt ausmachen, nicht jeder Zeit nach einem 
Register verrichten laßen könne, sondern solche Register nothwendig 
immer verändert werden müßen, nachdem die Leuthe viel oder wenig 
2436 StaA Rep. 103 IX 110 Interessenten und Eingesessene des Oberrheiderlandes gegen Beamte, Land-
richter und Rentmeister zu Leer sowie gegen den Generalprokurator, Dienstleistungen der Tagelöhner 
und Arbeitsleute betr. (dabei: Lagerbuch), 1715, fol. 15: Auszug aus dem „Freyen Geld oder Praesta-
tionsRegister Liehrortmer Amts de Ao 1611“.
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Landt gebrauchen auch der Landt gebrauchern an Zahl viel oder wenig 
wird, weil es sonsten eine pure unmöglichkeit seyn würde, das quan-
tum der Praestationum von geringen Landen nach Proportion der vollen 
Herden abzumäßen [...].“2437 
Die Einordnung der unterbäuerlichen Haushalte in die Gruppe der Tagelöh-
ner oder Warfsleute im Amt Leer war auf diese Art und Weise schwierig. Wenn 
sie versucht wurde und neue Register erstellt wurden, kam es zu Auseinanderset-
zungen zwischen landesherrlichen Beamten und Warfsleuten bzw. Tagelöhnern. 
In einem der hier analysierten Konflikte bestritten einige Tagelöhner des Ober-
rheiderlandes im Amt Leer die Anpassung der Register im Jahre 1715. Sie verfass-
ten dagegen selbst aufgesetzte Attestate.2438 Die Landesherrschaft hatte versucht, 
ihre althergebrachte Einordnung als Tagelöhner zu verändern und sie nun als 
Warfsleute zu verzeichnen. Laut Bericht des Amtmannes hätten diese Tagelöhner 
seit der letzten Erstellung eines Prästationsregisters im Jahre 1611 „in so langen 
jahren zugenommenen Pferdehandels von Jahren zu Jahren angebaut“ und besä-
ßen nun „ansehnliche Häuser auch verschiedentlich dabei gute Landereien“.2439 
Der Prozess sollte klären, wie die betreffenden Personen aus der unterbäuerlichen 
Schicht einzuordnen waren: Waren sie Tagelöhner und hatten damit – laut des 
Ämtervergleichs von 1611 für Leer – keine gerichtsherrlichen Lasten abzuleis-
ten? Oder waren sie Warfsleute und hatten demnach Handdienste in Form vom 
Briefetragen für die fürstlichen Beamten zu verrichten?2440 Die davon betroffenen 
Tagelöhner beriefen sich auf das Herkommen und verweigerten den untersten 
landesherrlichen Bedienten die Pfändung.2441 In diesem Anliegen fanden sie Un-
terstützung bei den Eigenerben, welche für sie eine Supplikation schrieben und 
so den Zivilprozess gegen die Landesherrschaft führten: Ihr Anwalt berief sich in 
2437 StaA Rep. 102 20 Eingesessene zu Bunde / Regierung: Freiengelder und neue Register 1716, fol. 1´.
2438 StaA Rep. 103 IX 110 Interessenten und Eingesessene des Oberrheiderlandes gegen Beamte, Land-
richter und Rentmeister zu Leer sowie gegen den Generalprokurator, Dienstleistungen der Tagelöhner 
und Arbeitsleute betr. (dabei: Lagerbuch), 1715, fol. 2, 3: Der Amtmann von Leer erwähnte in seinem 
Bericht explizit, dass die Warfsleute diese Attestate selbst aufgesetzt hatten (Ebd., fol. 11-12).
2439 Ebd., fol. 11-12.
2440 Ebd., fol. 4-7,11-12. Ein Urteil ist nicht überliefert.
2441 Ebd., fol. 11-12. 
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ihrem Namen auf die Ämterverträge. Er forderte, dass man „gegen Abstattung 
gewißer specifice darin ausgedrückten gelder, getreyden und sonsten von Landen 
und festen gütern die gute Eingesessene nicht weiter beschwert, während die Ta-
gelöhner unbeschwehret und unbemühet seyn und bleiben sollten“.2442 
Schwierigkeiten zwischen landesherrlichen Beamten und Eingesessenen wegen 
der Register ergaben sich auch daraus, dass die Warfsleute als nicht alteingeses-
sene Hofbesitzer in diesen Registern zum Teil gar nicht aufgeführt waren, da sie 
sich neu in den Gemeinden niedergelassen hatten oder ihre Warfstellen oftmals 
abgetrennte Ländereien eines vollen Herdes darstellten. Wenn sie einem vollen 
Herd mit ihren abgetrennten Ländereien zugehörten und die gerichtsherrlichen 
Lasten an ihren bäuerlichen Verkäufer oder Verpächter des Landes oder des Hau-
ses zahlten, hatte nur der Herdbesitzer mit der Rentkammer zu tun. Dement-
sprechend wurden sie von der betreffenden Rentkammer des Amtes gar nicht 
geführt.2443 Um die Verbesserung der landesherrlichen Informationen über ihre 
Eingesessenen, genauer um die Neuregistrierung der Eingesessenen bezüglich der 
Freiengelder entstand ein Konflikt zwischen der landesherrlichen Regierung und 
den Eingesessenen der Vogtei Bunde im Amt Leer. Dieser Konflikt wurde sogar 
am Reichshofrat verhandelt.2444 Die Eingessenen der Vogtei Bunde im Amt Leer 
wollten eine Registererstellung verhindern, die der Rentmeister des Amtes Leer 
1710 angestrebt hatte. In dem Bestreben, ausreichende Informationen über die 
2442 StaA Rep. 103 IX 110 Interessenten und Eingesessene des Oberrheiderlandes gegen Beamte, Land-
richter und Rentmeister zu Leer sowie gegen den Generalprokurator, Dienstleistungen der Tagelöhner 
und Arbeitsleute betr. (dabei: Lagerbuch), 1715, fol. 4-7.
2443 Swart, Friesische Agrargeschichte, S. 320; StaA Rep. 4 B IV l 63 e Die Laufdienste der Filsumer 
Warfsleute 1731, fol. 8 f.: So berichtete Eylert Dircks aus Filsum, dass er die gerichtsherrlichen Lasten 
an den vollen Herd, von dem er die Warfstelle erworben habe, zahle und dieser wiederum sein Freien-
geld und die Kornabgaben an die Rentkammer abgebe.  
2444 Die Eingesessenen der Vogtei Bunde stritten sich mit dem Amt Leer ab dem Jahre 1710 in mehreren Ge-
richtsinstanzen um die Neuregistrierung von Eingesessenen zu den Freiengeldern, also zu den gerichtsherr-
lichen Lasten, wobei bei der Neuregistrierung vor allem die Warfsleute eine Rolle spielten. Sie sollten neu 
aufgenommen werden, obwohl sie im Ämtervergleich mit Leer bezüglich der Freiengelder nicht explizit 
erwähnt wurden: StaA Rep. 102 20 Eingesessene zu Bunde / Regierung: Freiengelder und neue Regi-
ster 1716, fol. 19-20: Darin ist in dieser Sache ein Hofgerichtsurteil überliefert, eine Appellation an den 
Reichshofrat der Bunder Eingesessenen erwähnt und eine Supplikation des Landesherrn bezüglich einer 
Appellation der Bunder Eingesessenen an den Reichshofrat aus dem Jahre 1716 liegt vor. Der Prozess am 
Reichshofrat war leider nicht zu finden. Durch diesen langandauernden Prozess in mehreren Instanzen 
wurde eine Revidierung der Register im Amt Leer 21 Jahre verhindert (so erwähnt in: StaA Rep. 4 B IV h 
223 a Die Freiengelder von der Warfstätte des Helmer Brauers in Heisfelde, 1716-1717, fol. 11´ f.).
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Eingesessenen zu erhalten, konnte er nach 21 Jahren einen Teilerfolg verbuchen: 
1731 erstellte er ein neues Register. Damit konnte er insbesondere die Warfstel-
len als eigenständige dienstpflichtige Haushalte aufführen, so überhaupt wahr-
nehmen und möglicherweise zu Freiengeldern hinzuziehen. Diese Verzögerung 
der Registererstellung war u.a. durch die Proteste der Eingesessenen, also der 
Eigenerben im Namen aller Einwohner, entstanden. Aber auch der dann von 
der Landesherrschaft beschlossenen Registrierung wurde nicht ohne Protest ent-
sprochen. Im Amt Leer zeigten sich von 237 erfassten Warfsleuten 68 weiterhin 
renitent, indem sie sich weigerten, die Dienste abzuleisten, zu zahlen oder sich 
auf die landesherrlichen Kontaktversuche hin zu melden.2445 Revisionen der Re-
gister fanden aufgrund dieser Schwierigkeiten nur selten statt, so dass die Zahl 
der Neuzugänge an Untertanen, die zu Prästationen verpflichtet wurden, gering 
blieb, obwohl die Einwohnerzahl zumindest auf der Geest stieg.2446
In diesen beiden Konflikten im Oberrheiderland und in der Vogtei Bunde tra-
ten die Bauern der betreffenden Gemeinden mit ihren Supplikationen als Kläger 
für die Warfsleute ein. Ihre Forderungen stimmten mit denen der Warfsleute 
überein: Die Tagelöhner aus dem Oberrheiderland protestierten in Attestaten 
gegen ihre Heranziehung zu Handdiensten wie dem Briefetragen. Die Eigen-
erben unterstützen sie durch eine Supplikation, mit der sie für die Tagelöhner 
beim Hofgericht ein Mandat einforderten, um sie vor den unrechtmäßigen Zu-
2445 StaA Rep. 4 B IV h 217 c Verzeichnis der zu Freiengeld Verpflichteten und der Warfsleute im Amt 
Leer, die noch nicht zu Register standen 1732-1733 mit Supplikation der noch nicht registrierten 
Warfsleute:. Vermerkt sind in dem Register von 1731 auch die Wünsche der Warfsleute, ob sie lieber 
Dienste tun oder Freiengeld zahlen würden. Außerdem sind die Proteste derjenigen Personen erwähnt, 
die sich weigerten, gerichtsherrliche Lasten zu geben. Von insgesamt 237 Warfstetten, die im Amt Leer 
noch nicht zu Register standen, wollten 133 Warfsleute Dienste tun, Freiengeld wollten 26 bezahlen. 
Der Großteil der noch Dienstbereiten wollte also lieber den Tagelohn der jeweiligen Diensttage verlie-
ren als Geld zu bezahlen. Dies mag daran gelegen haben, dass die Warfsleute vielfach auch bei anderen 
Arbeiten in natura ausgezahlt wurden, so dass sie kaum Geld hatten. Von den 233 Warfsleuten wurden 
10 vom Amt als arm eingeschätzt oder sie lebten auf Kirchengrund, so dass sie keine gerichtsherrlichen 
Lasten schuldig waren. 15 der Warfsleute weigerten sich, Dienste zu tun und Freiengeld zu zahlen und 
45 antworteten erst gar nicht, was in den Augen der Beamten einer Verweigerung gleichkam. Acht 
der Warfsleute erreichten die Beamten gar nicht. Insgesamt waren demnach 68 von 237 Warfstetten 
renitent und weigerten sich, die gerichtsherrlichen Lasten zu tragen. 
2446 König, Verwaltungsgeschichte, S. 109. 
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griffen der landesherrlichen Beamten zu bewahren.2447 Die Interessenten aus der 
Bunder Vogtei setzten sich gegen eine Neuregistrierung der ländlichen Einwoh-
ner ein, welche der verstärkten Belastung der Warfsleute mit gerichtsherrlichen 
Lasten dienen sollte. Sie appellierten auch wegen der von landesherrlicher Seite 
angestrebten Neuregistrierung der unterbäuerlichen Bevölkerung an den Reichs-
hofrat. Daneben wehrten sie sich auch gegen die Neuregistrierung ihrer Herde 
selbst.2448
Wenn die Warfsleute nicht von den Eigenerben unterstützt wurden, strengten 
sie solche hier analysierten, teuren und langwierigen Gerichtsprozesse nicht an. 
Sie verweigerten meist einfach die Lasten, so dass zum Beispiel im Jahre 1731 
in Leer fast ein Drittel der Warfsleute keine Dienste ableisteten. Zwei Konflikte 
aus Filsum und Heisfelde zeigen noch einmal die Abhängigkeit der Warfsleute 
von der Unterstützung der Eigenerben. Besonders die Verweigerung gerichts-
herrlicher Lasten der Warfsleute in Filsum im Jahre 1731 macht deutlich, dass 
die Warfsleute nur passiven und dann auch wahrscheinlich keinen erfolgreichen 
Widerstand ausübten. Zusätzlich zum Freiengeld sollten die Warfsleute in Fil-
sum Laufdienste entrichten, also herrschaftliche Dokumente für die fürstlichen 
Beamten überbringen, was sie im Jahre 1731 geschlossen verweigerten, da die 
Freiengelder genau diese Dienste ja ersetzen sollten. Wenn die Warfsleute wie in 
diesem Fall keine Unterstützung bei den Eigenerben fanden, dann gaben sie an-
scheinend ihren Widerstand gegen die gerichtsherrlichen Lasten auf, ohne einen 
Prozess angestrengt zu haben. In Filsum wurden die Warfsleute zwar amtsgericht-
lich befragt, warum sie ihre Laufdienste verweigerten, weshalb Akten über ihre 
Verweigerung vorhanden sind, aber sie selbst prozessierten nicht – auch nicht am 
landständischen Hofgericht. So leisteten sie die von ihnen geforderten Laufdiens-
te wahrscheinlich nach dem Widerstand wieder.2449
2447 StaA Rep. 103 IX 110 Interessenten und Eingesessene des Oberrheiderlandes gegen Beamte, Land-
richter und Rentmeister zu Leer sowie gegen den Generalprokurator, Dienstleistungen der Tagelöhner 
und Arbeitsleute betr. (dabei: Lagerbuch), 1715, fol. 2, 3, 4-7, 12.
2448 StaA Rep. 102 20 Eingesessene zu Bunde / Regierung: Freiengelder und neue Register 1716, bes. fol. 
19-20.
2449 StaA Rep. 4 B IV l 63 e Die Laufdienste der Filsumer Warfsleute 1731, fol. 5 f.
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In Heisfelde konnten die Besitzer der Warfstätte des Helmer Brauers, der Spin-
ner Johan Hinrichs und Elisabeth Manquier, die gerichtsherrliche Lasten, in die-
sem Fall Freiengeld und Haferabgaben, nicht leisten, so dass sich über einige 
Jahre Schulden bei der Rentkammer anhäuften. In ihrer Bitte um Anerkennung 
ihrer Armut wurden sie von der reformierten Gemeinde Leer unterstützt. Von 
ihr wurde mit Hinweis auf die – unter den Nachbarn bekannte – Armut in ei-
nem Attestat bezeugt, dass sie die ausstehenden Gelder nicht zahlen konnten. 
Gleichzeitig zahlte das Administratorenkollegium mehr als die Hälfte der Schul-
den, um die Warfsbesitzer zu unterstützten. Diese Unterstützung des Kollegiums 
resultierte aber hier nicht aus einer Bitte der Gemeinde für die Warfsleute, son-
dern aus einer verwandtschaftlichen Beziehung: Elisabeth Manquier, Besitzerin 
der Warfsstätte, war eine Cousine eines landständischen Steuereintreibers, eines 
landschaftlichen Exekutors mit Namen Abraham Manquier. Dieser hatte mit den 
gerichtsherrlichen Lasten von Amts wegen nichts zu tun, denn diese wurden von 
der landesherrlichen Rentkammer und nicht von den Landständen eingezogen. 
Aber als vom Administratorenkollegium angestellter Exekutor konnte er bei dem 
Kollegium ein gutes Wort für seine Cousine einlegen, so dass sie von dort Geld 
bekam, um nicht mehr so stark belastet zu sein.2450 Eine einfache Lastenverwei-
gerung konnte also zwar von einer Gemeinde auch unterstützt werden, wenn sie 
den Warfsleuten wie in Heisfelde in einem Attestat bezeugte, dass diese wirklich 
arm waren. Einen Prozess strengte die Gemeinde aber aufgrund einer solchen 
einzelnen Lastenverweigerung der Warfsleute nicht an. Die Landstände befür-
worteten die Verweigerung in diesem Fall aus Heisfelde nur, weil diese Warfsleute 
über besondere persönliche Kontakte zu den Landständen verfügten. 
Insgesamt kann man davon ausgehen, dass die Warfsleute nur mit Hilfe der Ei-
generben oder der Landstände gegen die Landesherrschaft agierten. Dafür muss-
2450 StaA Rep. 4 B IV h 223 a Die Freiengelder von der Warfstätte des Helmer Brauers in Heisfelde, 1716-
1717, fol. 1´, 4.
 Nicht ungewöhnlich war offenbar die Rolle des landschaftlichen Exekutors, der nicht nur nach den 
Amtserfordernissen, sondern auch nach „privaten“ Erfordernissen handelte und für seine Cousine 
finanzielle Erleichterung erreichte. Eine solche „private“ Unterstützung scheint im Rahmen der land-
ständischen Steuereinziehung keine Ausnahme gewesen zu sein und wurde nicht für sanktionswürdig 
gehalten (so auch: König, Verwaltungsgeschichte, S. 350).
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ten diese auf irgendeine Weise motiviert sein. Fünf Konflikte um landesherrliche 
Abgaben von unterbäuerlicher Bevölkerung, Konzessionsabgaben, zeigen, welche 
Motivation die Bauern hatten. Auch diese Konflikte fielen in den ersten beiden 
Jahrzehnten des 18. Jahrhunderts vor. Besonders betroffen von der landesherr-
lichen Politik einer intensivierten Einziehung von Abgaben zu Beginn des 18. 
Jahrhunderts waren die „Tapper“ oder „Zäpfer“. „Tapper“ waren diejenigen Ge-
meindeeinwohner, die Bier brauten und es in kleinen Maßen an die Nachbarn 
in der Bauerschaft ausschenkten und auch „Gelage“ ausrichteten.2451 Angestoßen 
wurden die untersuchten Konflikte dadurch, dass die landesherrlichen Beamten 
in den Jahren zwischen 1709 und 1724 begannen2452, eine Konzessionsabgabe 
von den „Tappern“ einzufordern.2453 Die Landesherrschaft konnte diese „Tapper“ 
eigentlich nur in eine der beiden Gruppen einordnen, die in den Landesverträgen 
erwähnt wurden und für die jeweils unterschiedliche Regelungen bezüglich ihrer 
Konzessionsabgaben galten: Entweder war der Betreffende ein Krüger mit öf-
fentlichem Ausschank oder nur ein Brauer ohne jedweden Ausschank.2454 Da die 
„Tapper“ Bier ausschenkten, wenn auch nur für besondere Gelegenheiten, sollten 
sie aus landesherrlicher Sicht als Krüger gelten und eine in den Landesverträgen 
festgelegte Konzessionsabgabe leisten: Aus den Landesverträgen ging hervor, dass 
Krüger mit öffentlichem Ausschank eine Abgabe in Form eines fetten Schweins 
oder eine finanzielle Ersatzabgabe in Höhe von fünf Reichsthalern2455 („Schwei-
2451 HH StA RHR den. rec. K 921/6 Ostfriesland  Fürst/ Die Eingesessenene zu Wehner, und Jemgum. 
App. Acta inrot. 20. Dec. 1720, hier No. 2 Libellum appellationis: So stellte es die Landesherrschaft 
in ihrem „Libellum appellationis“ an den Reichshofrat dar. 
2452 Allerdings waren diese Auseinandersetzungen auch nicht neu. Schon 1594 beschwerten sich die Nie-
derrheiderländer, dass der Landesherr von den Brauern und „Tappern“ Konzessionsabgaben wie von 
den Krügern einforderte: StaA Rep. 241, Msc. A 157 Brenneysen, Enno Rudolph, Geschichte von 
Ostfriesland, fol. 272´. 
2453 StaA Rep. 103 IX 91 Engelcke Brenstein gegen den Rentmeister zu Leer und den Generalprokurator, 
das von den Brauern und Krügern dem Landesherrn nach den Landesverträgen zu erlegende Fette-
Schweine-Geld betr. 1708-1722, fol. 2 f.; StaA Rep. 4 B IV g 100f Der Prozeß des Johann Ullfers in 
Visquard vor dem Hofgericht gegen den Rentmeister von Greetsiel um das von diesem bei Gelegen-
heit der Amtsversammlung in dessen Schankwirtschaft geforderte anfallende Kruggeld 1724, fol. 3-5.
2454 HH StA RHR den. rec. K 921/6 Ostfriesland  Fürst/ Die Eingesessenene zu Wehner, und Jemgum. 
App. Acta inrot. 20. Dec. 1720, hier No. 2 Libellum appellationis.
2455 StaA Rep. 102 20 Eingesessene zu Bunde / Regierung: Freiengelder und neue Register 1716, fol. 2´. 
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negeld“ oder „Kruggeld“2456) zu entrichten hatten. Im Osterhusischen Akkord 
von 1611, im Haagischen und im Emder Vergleich von 1662 wurde geregelt, 
dass die Krüger, also diejenigen, die „Gelacht“ und „Herberge“ halten, „een vett 
schwyn daervoren niet meer als vyff Rycksdaelers affgenoemen sall weerden“.2457 
Die Brauer, die keinen öffentlichen Ausschank hatten, mussten eine solche Kon-
zessionsabgabe nicht leisten.2458 Die „Tapper“ standen vor den Konflikten noch 
nicht als Krüger im landesherrlichen Register. Diese mangelnde Erfassung wurde 
von den landesherrlichen Beamten mit der Größe des Amtes und mit Säumnissen 
der Beamten erklärt. Man habe damit jedoch nicht ausdrücken wollen, dass die 
Tapper zu den Brauern gehören würden und sie nicht privilegieren wollen. Erst 
jetzt könne man sie erfassen.2459 Der ländlichen Bevölkerung aber, die sich gegen 
diese Abgaben wehrte, galten diese „Tapper“ nicht als Krüger, also als Schank-
wirte, sondern nur als Brauer, da sie Bier brauten, dieses aber nicht öffentlich für 
Fremde ausschenkten. 
Unter Brauern, Krügern und den in kleinen Maßen oder auf Gelagen ausschen-
kenden Tappern waren zum Großteil Warfsleute.2460 Für ihre Interessen gegen die 
2456 StaA Rep. 103 IX 91 Engelcke Brenstein gegen den Rentmeister zu Leer und den Generalproku-
rator, das von den Brauern und Krügern dem Landesherrn nach den Landesverträgen zu erlegende 
Fette-Schweine-Geld betr. 1708-1722, fol. 4-7, 10 f.; StaA Rep. 103 IX 87 Ahlrich Bayen, Brauer zu 
Coldam, gegen Beamte und Rentmeister zu Leer und den Generalprokurator, die Zahlung des Krug- 
und Schweinegeldes betr. 1707-1724, fol. 77-81: In Supplikationen der Eingesessenen, aber auch in 
einem landesherrlichen Amtsbericht wurde die finanzielle Ersatzabgabe als „Kruggeld“ oder „Schwei-
negeld“ bezeichnet. 
2457 Wiemann, Grundlagen, S. 257; StaA Rep. 4 B IV g 100f Der Prozeß des Johann Ullfers in Visquard 
vor dem Hofgericht gegen den Rentmeister von Greetsiel um das von diesem bei Gelegenheit der 
Amtsversammlung in dessen Schankwirtschaft geforderte anfallende Kruggeld 1724.
2458 Brenneysen, Ost-Friesische Historie, Bd. II, S. 828; StaA Rep. 4 B IV g 100f Der Prozeß des Johann 
Ullfers in Visquard vor dem Hofgericht gegen den Rentmeister von Greetsiel um das von diesem bei 
Gelegenheit der Amtsversammlung in dessen Schankwirtschaft geforderte anfallende Kruggeld 1724; 
StaA Rep. 103 IX 87 Ahlrich Bayen, Brauer zu Coldam, gegen Beamte und Rentmeister zu Leer und 
den Generalprokurator, die Zahlung des Krug- und Schweinegeldes betr. 1707-1724, fol. 77´. 
2459 HH StA RHR den. rec. K 921/6 Ostfriesland  Fürst/ Die Eingesessenene zu Wehner, und Jemgum. 
App. Acta inrot. 20. Dec. 1720, hier No. 2 Libellum appellationis. In diesem Gerichtsprozess vor dem 
Reichshofrat finden sich auch Auszüge der Renteiregister aller Ämter (außer des Harlingerlandes) un-
gefähr zwischen 1660 und 1700 über die Krüger und das von ihnen gezahlte Schweine- oder Kruggeld 
(siehe die Dokumente L, M, N, O, P, Q, R, S  zu No. 2, Libellum appellationis)
2460 Normalerweise betrieben nur Warfsleute die „Brauernahrung“ und/oder waren Krüger bzw. „Tapper“. 
Dies wurde in folgenden Gerichtsprozessen erwähnt: StaA Rep. 104 B Nr. 69 Schüttmeister der 
Warfsleute zu Loquard / Schüttmeister der Landgebräucher zu Loquard wegen Reparation des Schat-
zungsquantums 1756-1758, fol. 38´; StaA Rep. 138 I 1022 Eine streitige Predigerwahl betreffend, 
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Landesherrschaft traten in Gerichtsprozessen teilweise bis vor den Reichshofrat 
die Eigenerben als Kläger ein2461: Sie verfassten unterstützende Attestate oder ver-
weigerten sich einer landesherrlichen Anweisung, mit der eine Maßregelung der 
„Tapper“ von ihnen verlangt worden war.2462 Diese Unterstützung stimmte mit 
den Interessen der „Tapper“ überein. Diese fungierten entweder selbst als Kläger 
Hatzum 1702, fol. 15´; StaA Rep. 103 IX 110 Interessenten und Eingesessene des Oberrheiderlandes 
gegen Beamte, Landrichter und Rentmeister zu Leer sowie gegen den Generalprokurator, Dienstlei-
stungen der Tagelöhner und Arbeitsleute betr. (dabei: Lagerbuch), 1715, fol. 20; StaA Rep. 4 B IV 
d 129 Die Warfsleute zu Hinte, insbesondere die Mittragung der zur Wiederherstellung der Hinter 
Brücke erforderlichen Unkosten betr. 1631-1635, fol. 79. 
 Für diesen Nachweis wurde ausnahmsweise eine Quelle, die das Harlingerland betrifft, herangezogen, 
wobei davon ausgegangen werden kann, dass sich die Stellung der Krüger im Harlingerland mit der-
jenigen im restlichen Ostfriesland vergleichen lässt. Für Stedesdorf und Bens im Amt Esens im Har-
lingerland gibt es aus dem Jahre 1737 eine Aufstellung aller Krüger. Von den elf genannten Krügern 
wurden sieben als Warfsleute bezeichnet, einer hatte einen halben Herd, über die restlichen drei wurde 
nichts ausgesagt: StaA Rep. 4 B IV n 387a Die von Joh. Friedrich Potinius beanspruchte Freiheit vom 
Hofdienst von seiner Warfstätte in Stedesdorf (1657-) 1737-1739, fol. 56-57. 
 Aber auch Eigenerben betrieben teilweise die Brauer-, Tapper- oder Krügernahrung, in der Regel 
wenn sie eher ärmere Herdbesitzer waren, die ihre Nahrung durch die zusätzliche Verdienstmöglich-
keit aufbessern wollten: StaA Rep. 4 B IV g 100f Der Prozeß des Johann Ullfers in Visquard vor dem 
Hofgericht gegen den Rentmeister von Greetsiel um das von diesem bei Gelegenheit der Amtsver-
sammlung in dessen Schankwirtschaft geforderte anfallende Kruggeld 1724, fol. 3-5; StaA Rep. 4 B 
IV n 387a Die von Joh. Friedrich Potinius beanspruchte Freiheit vom Hofdienst von seiner Warfstätte 
in Stedesdorf (1657-) 1737-1739, fol. 48´ f.; StaA Rep. 4 B IV l 88 Befehl der Fürstin Christine 
Charlotte an den Amtmann zu Stickhausen, dem Onnen Folckers den Hungerkamp zur Nutzung zu 
überlassen und die Führung eines freien Kruges zu Lengen zu gestatten 1666.
2461 StaA Rep. 103 IX 104 Interessenten und Eingesessene zu Weener und Jemgum gegen den Rentmei-
ster zu Leer und den Generalprokurator das Krug- und Schweinegeld betr. 1711-1718; StaA Rep. 
103 IX 87 Ahlrich Bayen, Brauer zu Coldam, gegen Beamte und Rentmeister zu Leer und den Gene-
ralprokurator, die Zahlung des Krug- und Schweinegeldes betr. 1707-1724. Diese Konflikte wurden 
auch am Reichshofrat verhandelt: HH StA RHR den. rec. K 921/6 Ostfriesland  Fürst/ Die Einge-
sessenene zu Wehner, und Jemgum. App. Acta inrot. 20. Dec. 1720, siehe Designatio Protocolli zum 
18. Oktober 1713, Designatio Protocolli zum 8. Oktober 1717.
 Ein weiterer Konflikt wurde auf Appellation und Supplikation der Landesherrschaft hin, nachdem er 
am Hofgericht anhängig war, auch am Reichshofrat verhandelt und dort von den Interessenten im Na-
men aller Eingesessenen geführt: StaA Rep. 102 20 Eingesessene zu Bunde / Regierung: Freiengelder 
und neue Register 1716, fol. 4´ f.  
 In den zwei Reichshofratsprozessen wurden die Brauer und die Eigenerben auch von den Landstän-
den, d.h. vom Administratorenkollegium, unterstützt.
2462 StaA Rep. 103 IX 87 Ahlrich Bayen, Brauer zu Coldam, gegen Beamte und Rentmeister zu Leer und 
den Generalprokurator, die Zahlung des Krug- und Schweinegeldes betr. 1707-1724, fol. 125: Die Erb- 
und Eingesessenen aus Weener, Kirchborgum, Bingum Jemgum und Hatzum stellten ein Attestat aus.
 StaA Rep. 103 IX 104 Interessenten und Eingesessene zu Weener und Jemgum gegen den Rentmei-
ster zu Leer und den Generalprokurator das Krug- und Schweinegeld betr. 1711-1718, fol. 18: Vor 
allem die Brauer Claes Behrens, Johan Weyers, Schweer Meyers und Peter Janßen verweigerten aus 
Weener und Jemgum das Kruggeld. Ihre daraufhin eigentlich notwendige Pfändung durch die Schüt-
temeister lehnten die Schüttemeister im Namen der Brauer und im Beisein fast der ganzen Gemeinde 
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in den Zivilprozessen. Ihr Anwalt brachte dann die Attestate der Eigenerben in 
den Prozess ein.2463 Oder die Tapper verweigerten zunächst nur das Kruggeld und 
erbaten dann die Hilfe und den Schutz der Eigenerben gegen die landesherrli-
chen Beamten, um dann die Eigenerben den Prozess führen zu lassen.2464 
Besondere Relevanz für die Gemeinden erhielt diese Konzessionsabgabe, da 
mit ihr „Tapper“ betroffen waren, die Bier für rituelle Gelage ausschenkten. Diese 
Gelage wurden von den Eingesessenen in ihren Attestaten und Supplikationen als 
„Krusen“ oder „Krosen“ bezeichnet.2465 Die Erb- und Eingesessenen aus Weener, 
Kirchborgum, Bingum, Jemgum und Hatzum attestierten zum Beispiel, dass die 
Brauer aus dem Ober- und Niederrheiderland kein Krug- oder Schweinegeld 
zahlen sollten, wenn sie nur bei solchen Mahlzeiten („Krosen“ oder „Gelage“) 
ausschenkten, aber nicht einen allgemein öffentlichen Ausschank unterhielten. 
Der betroffene Ahlrich Bayen aus Coldam behauptete, eben nur ein Brauer zu 
sein und kein Krüger. Demnach schenke er nicht öffentlich aus und sei nicht zur 
Zahlung des Krug- oder Schweinegeldes verpflichtet.2466 Von den „Tappern“ wur-
ab. Daraufhin pfändeten die landesherrlichen untersten Beamten (Vogt und Auskundiger) gewaltsam 
die Brauer: Sie warfen Fenster und traten Türen ein.
 Die beiden letztgenannten Gerichtsprozesse wurden auch in der nächsthöheren Instanz am Reichshof-
rat verhandelt, in welcher nun die Eigenerben den Prozess führten (HH StA RHR den. rec. K 921/6 
Ostfriesland  Fürst/ Die Eingesessenene zu Wehner, und Jemgum. App. Acta inrot. 20. Dec. 1720, 
siehe Designatio Protocolli zum 18. Oktober 1713, Designatio Protocolli zum 8. Oktober 1717).
 StaA Rep. 103 IX 91 Engelcke Brenstein gegen den Rentmeister zu Leer und den Generalprokurator, 
das von den Brauern und Krügern dem Landesherrn nach den Landesverträgen zu erlegende Fette-
Schweine-Geld betr. 1708-1722, fol. 16: Engelcke Brenstein aus Holtburg erhielt ein Attestat aus 
seiner Gemeinde, dass er keine Herberge oder öffentlichen Krug habe, sondern nur ein Brauer sei.
2463 StaA Rep. 103 IX 91 Engelcke Brenstein gegen den Rentmeister zu Leer und den Generalprokurator, 
das von den Brauern und Krügern dem Landesherrn nach den Landesverträgen zu erlegende Fette-
Schweine-Geld betr. 1708-1722; StaA Rep. 103 IX 87 Ahlrich Bayen, Brauer zu Coldam, gegen 
Beamte und Rentmeister zu Leer und den Generalprokurator, die Zahlung des Krug- und Schweine-
geldes betr. 1707-1724.
2464 StaA Rep. 103 IX 104 Interessenten und Eingesessene zu Weener und Jemgum gegen den Rentmei-
ster zu Leer und den Generalprokurator das Krug- und Schweinegeld betr. 1711-1718, fol. 18.
2465 StaA Rep. 103 IX 87 Ahlrich Bayen, Brauer zu Coldam, gegen Beamte und Rentmeister zu Leer 
und den Generalprokurator, die Zahlung des Krug- und Schweinegeldes betr. 1707-1724, fol. 125 
(Attestat); StaA Rep. 103 IX 104 Interessenten und Eingesessene zu Weener und Jemgum gegen den 
Rentmeister zu Leer und den Generalprokurator das Krug- und Schweinegeld betr. 1711-1718, fol. 
1-3´ (Supplikation), 20, 21, 35 (Attestate).
2466 StaA Rep. 103 IX 87 Ahlrich Bayen, Brauer zu Coldam, gegen Beamte und Rentmeister zu Leer und 
den Generalprokurator, die Zahlung des Krug- und Schweinegeldes betr. 1707-1724, fol. 125.
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de demnach das Bier für die rituellen Mahle2467 der ländlichen Gesellschaft ge-
gen ein Entgeld zur Verfügung gestellt. Dies galt für die Ausrichtung des Mahles 
nach verrichteten Frondiensten2468 oder bei dem erwähnten gemeindlichen Ver-
trinken der verhängten Brüche.2469 Auch das Einsammeln von landständischen 
Konsumtionssteuergeldern durch den dafür zuständigen „Kluftspächter“2470 ge-
nauso wie „politische“ Zusammenkünfte der schon erwähnten Landschaften, 
den sogenannten „Amtsversammlungen“, in Greetsiel2471 fanden ihren Abschluss 
in solchen rituellen Gelagen. In diesen Versammlungen wurde auch die Politik 
der Untertanen gegenüber der Landesherrschaft diskutiert. Der bäuerliche Kirch-
vogt Johann Ulffers aus Visquard war zum Beispiel 1724 auch als Brauer tätig 
2467 Die Ausrichtung dieser „Gelage“ im Allgemeinen wurde erwähnt: StaA Rep. 103 IX 87 Ahlrich 
Bayen, Brauer zu Coldam, gegen Beamte und Rentmeister zu Leer und den Generalprokurator, die 
Zahlung des Krug- und Schweinegeldes betr. 1707-1724, fol. 125; HH StA RHR den. rec. K 921/6 
Ostfriesland  Fürst/ Die Eingesessenene zu Wehner, und Jemgum. App. Acta inrot. 20. Dec. 1720, 
siehe Dokument D zu No. 10, Beilage zu den Replica der Eingesessenen aus Weener und Jemgum 
gegen das Libellum appellationis (No. 2).
2468 Pauls, Aus dem Pfarrarchive, S. 25; StaA Rep. 5 421 Sammlung geltender Rechte und Gewohnheiten 
(ältere Schriftstücke und Abschriften älterer Schriftstücke), Amt Emden 1780, 1792-1793, Fol 41´; 
StaA Rep. 4 B IV n 387a Die von Joh. Friedrich Potinius beanspruchte Freiheit vom Hofdienst von 
seiner Warfstätte in Stedesdorf (1657-) 1737-1739, fol. 60.
 StaA Rep. 102 550 Berend Michels u. Cons.: Ruinierung des Tjücher Grashauses (Rumpen) 1740: 
Falls ein Mahl als Abschluss von Fronarbeiten nicht ausgerichtet wurde bzw. einzelne dazu nicht ge-
laden waren, wurden außergerichtliche Gegenmaßnahmen ergriffen. Im Konflikt um das Tjücher 
Grashaus wurde das „Rumpen“, die ostfriesische Rügepraktik, angewandt. 
 Auch aus der Gemeinde Schirum im Amt Aurich wurde 1792 von einem Bierumtrunk bei größeren 
gemeindlichen Reparationen berichtet: StaA Rep. 5 416 Sammlung geltender Rechte und Gewohn-
heiten (ältere Schriftstücke und Abschriften älterer Schriftstücke), Amt Aurich, Bd. 1, 1780, 1792, 
1796-1804, fol. 120´; StaA Rep. 5 417, Sammlung geltender Rechte und Gewohnheiten (ältere 
Schriftstücke und Abschriften älterer Schriftstücke), Amt Aurich, Bd. 2, 1792, fol. 93.
 Allgemein zum rituellen Mahl im Arbeitsbereich: Kramer, Mahl und Trunk, Sp. 155.
2469 StaA Rep. 4 B IV n 387a Die von Joh. Friedrich Potinius beanspruchte Freiheit vom Hofdienst von 
seiner Warfstätte in Stedesdorf (1657-) 1737-1739, fol. 50.
2470 StaA Rep. 103 IX 104 Interessenten und Eingesessene zu Weener und Jemgum gegen den Rentmei-
ster zu Leer und den Generalprokurator das Krug- und Schweinegeld betr. 1711-1718, fol. 1-3´, 21; 
HH StA RHR den. rec. K 921/6 Ostfriesland  Fürst/ Die Eingesessenene zu Wehner, und Jemgum. 
App. Acta inrot. 20. Dec. 1720, siehe Dokument E zu No. 10, Beilage zu den Replica der Eingesesse-
nen aus Weener und Jemgum gegen das Libellum appellationis (No. 2). 
 Ein Kluftspächter war der Einnehmer der steuerlichen „Consumptions“-Lasten einer Kluft, der dieses 
Recht zur Einziehung der Steuern von den Landständen gepachtet hatte. In Ostfriesland gab es fünf 
Kluften (König, Verwaltungsgeschichte, S. 351).
2471 StaA Rep. 4 B IV g 100f Der Prozeß des Johann Ullfers in Visquard vor dem Hofgericht gegen 
den Rentmeister von Greetsiel um das von diesem bei Gelegenheit der Amtsversammlung in dessen 
Schankwirtschaft geforderte anfallende Kruggeld 1724.
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und richtete seit 40 Jahren die im Amt Greetsiel durchgeführten Amtsversamm-
lungen, also „Krosen“ aus. Neben ihm existierte in Visquard auch ein weiterer 
Brauer, Krüger, Zimmermann und Warfsmann mit Namen Mehnke Garrelts, 
der den alltäglichen Krug des Dorfes betrieb. Der Kirchvogt Ulffers sollte nun 
neuerdings auch das Kruggeld entrichten. In diesem Fall wurde besonders deut-
lich, dass es um mehr als die Konzessionslasten ging: Der landesherrliche Rent-
meister argumentierte im Jahre 1724, also schon mitten in den heftigen Kon-
flikten zwischen Landesherrschaft und Intermediatgewalten in Ostfriesland, die 
zum Appelle-Krieg 1725-1727 führen sollten, dass der betreffende Brauer und 
Kirchvogt Johann Ullfers die Amtsversammlung nur bewirtet habe, um Profit zu 
machen und behauptete, der Ullfers sei ein „Patriot der schlawischen Freyheit“. 
Der Ulffers dagegen behauptete, er hätte die politischen Amtsversammlungen in 
Greetsiel bewirtet, damit „Stände Stände bleiben“ sollten. Somit wurde auf den 
Amtsversammlungen und „Krosen“ die Politik gegen den Kanzler Enno Rudolph 
Brenneysen in der ersten Hälfte des 18. Jahrhunderts debattiert.2472 
Mit der Einforderung des „Schweinegeldes“ bzw. „Kruggeldes“ mischte sich 
die Landesherrschaft also in rituelle, politische Zusammenkünfte ein, die vor-
nehmlich von den  Interessenten durchgeführt wurden. Die Landesherrschaft 
verteuerte das „Krosen“ für die Gemeinde und die Landstände, denn der „Tap-
per“ legte diese zusätzlichen Kosten auf die Kosten um, die er von der Gemeinde 
oder den Landständen als Zeche verlangte.2473 
2472 StaA Rep. 4 B IV g 100f Der Prozeß des Johann Ullfers in Visquard vor dem Hofgericht gegen 
den Rentmeister von Greetsiel um das von diesem bei Gelegenheit der Amtsversammlung in dessen 
Schankwirtschaft geforderte anfallende Kruggeld 1724. fol. 3-5.
2473 StaA Rep. 4 B IV n 387a Die von Joh. Friedrich Potinius beanspruchte Freiheit vom Hofdienst von 
seiner Warfstätte in Stedesdorf (1657-) 1737-1739, fol. 50: Die Gemeinde zum Beispiel zahlte mit den 
eingenommenen Brüchen das „Krosen“ oder nahm Kredit bei dem Brauer dafür auf. Eine dritte Möglich-
keit war das Bezahlen mit dem Erlass der Frondienste des Brauers. Es war nämlich offenbar ein mögliches 
Vorgehen, dass der Brauer, der das „Krosen“ ausrichtete, einen Teil der zu bezahlenden Zeche von der Ge-
meinde erhielt, der Rest aber von der Gemeinde einbehalten wurde, und der Brauer im Gegenzug nicht 
zu Frondiensten herangezogen wurde, für deren Ableistung der gemeindliche Beamte zuständig war.
 StaA Rep. 103 IX 104 Interessenten und Eingesessene zu Weener und Jemgum gegen den Rentmei-
ster zu Leer und den Generalprokurator das Krug- und Schweinegeld betr. 1711-1718, fol. 1-3´, 21; 
HH StA RHR den. rec. K 921/6 Ostfriesland  Fürst/ Die Eingesessenene zu Wehner, und Jemgum. 
App. Acta inrot. 20. Dec. 1720, siehe Dokument E zu No. 10, Beilage zu den Replica der Eingeses-
senen aus Weener und Jemgum gegen das Libellum appellationis (No. 2): Nicht nur die Eigenerben 
kritisierten die steigenden Kosten durch den landesherrlichen Zugriff, sondern zum Beispiel auch 
ein Kluftspächter. Dieser Kluftspächter attestierte, dass das Brauen für „Krosen“ nützlich sei, da man 
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Für die Unterstützung der unterbäuerlichen „Tapper“ konnten die Eigenerben 
und Eingesessenen aus diesen Gründen auch das Administratorenkollegium ge-
winnen, also den wichtigsten Ausschuss der Landstände. Dieser finanzierte teilwei-
se Prozesse von „Tappern“ und unterstützte sie mit ihrem „advocatus patriae“2474, 
dem rechtssachverständigen Landsyndicus.2475 Der Widerstand gegen die Bestre-
bungen des Landesherrn war von Erfolg gekrönt. Bauern, Warfsleute und teilweise 
das Administratorenkollegium konnten eine  landesherrliche Registererstellungen 
und die Kruggelderhebung zumindest jahrelang hinauszögern, wenn auch auf-
grund des Fehlens von Urteilen in den Prozessakten nicht zu ermessen ist, ob sie 
auch bezüglich der Gerichtsurteile in allen Fällen Erfolg hatten.2476
sonst bei seinen Sitzungen zur Steuereinnahme das notwendige Mahl aus Landesmitteln, also aus den 
Steuergeldern finanzieren hätte müssen.
2474 König, Verwaltungsgeschichte, S. 346 f.: Der Landsyndikus wurde vom Administratorenkollegium 
gewählt und verfügte über ein beratendes Votum im Administratorenkollegium. Sein Amt war wahr-
scheinlich ab ca. 1626 eine Zusammenführung der Ämter der Syndici für die Stadt Emden und den 
Dritten Stand.
2475 StaA Dep. 1 945/3 Ausgabebelege über die Zahlung der an die Oberemsische Deichacht zum Deich-
bau verausgabten Beträge aus in den Niederlanden und anderen Territorien aufgenommenen Geldern 
1719, fol. 267-275, hier fol. 270´, 271´, 272: So zeigt die in diesen Ausgabebelegen vorhandene 
Abrechnung des Landsyndicus mit dem Administratorenkollegium aus dem Jahre 1720, dass die In-
teressenten zu Weener und Jemgum und Alrich Bayen am Hofgericht und bis vor den Reichshofrat 
sowie Engelcke Brenstein am Hofgericht gegen den Rentmeister aus Leer von landständischer Seite 
unterstützt wurden: StaA Rep. 103 IX 91 Engelcke Brenstein gegen den Rentmeister zu Leer und den 
Generalprokurator, das von den Brauern und Krügern dem Landesherrn nach den Landesverträgen 
zu erlegende Fette-Schweine-Geld betr. 1708-1722; HH StA RHR den. rec. K 921/6 Ostfriesland 
Fürst/ Die Eingesessenene zu Wehner, und Jemgum. App. Acta inrot. 20. Dec. 1720, siehe Designatio 
Protocolli zum 18. Oktober 1713, Designatio Protocolli zum 8. Oktober 1717 StaA Rep. 103 IX 
104 Interessenten und Eingesessene zu Weener und Jemgum gegen den Rentmeister zu Leer und den 
Generalprokurator das Krug- und Schweinegeld betr. 1711-1718, fol. 14-16; StaA Rep. 103 IX 87 
Ahlrich Bayen, Brauer zu Coldam, gegen Beamte und Rentmeister zu Leer und den Generalprokura-
tor, die Zahlung des Krug- und Schweinegeldes betr. 1707-1724.
2476 Die Gerichtsprozesse um das Kruggeld und die Veränderungen von Registern zeigen die großen lan-
desherrlichen Schwierigkeiten bei der Durchsetzung neuer Regelungen. In den Hofgerichtsprozessen 
über das Kruggeld wurde in der Regel für die Warfsleute und die sie unterstützenden Interessenten 
entschieden bzw. versucht, einen Kompromiss zwischen Warfsleuten und Eigenerben auf der einen 
Seite und dem Landesherrn auf der anderen Seite zu finden (siehe zum Beispiel die aufgeführten Ur-
teile des Hofgerichts über das Kruggeld in folgendem Reichshofratsprozess: HH StA RHR den. rec. 
K 921/6 Ostfriesland  Fürst / Die Eingesessenene zu Wehner, und Jemgum. App. Acta inrot. 20. Dec. 
1720). 
 Gegen ein Hofgerichtsurteil bezüglich des Kruggeldes protestierte der Landesherr dann nach Hofge-
richtsrevisionen von beiden Seiten letztendlich mit einer Appellation an den Reichshofrat. Leider ist 
aus diesem Prozess kein Urteil erhalten, so dass nicht herauszufinden ist, ob die Krüger letztendlich 
das Kruggeld zahlten. (HH StA RHR den. rec. K 921/6 Ostfriesland  Fürst / Die Eingesessenene zu 
Wehner, und Jemgum. App. Acta inrot. 20. Dec. 1720, hier No. 2, Libellum appellationis). 
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Die Eigenerben unterstützten die Warfsleute demnach dann, wenn sie selbst 
von der Erhöhung der Konzessionsabgaben und der gerichtsherrlichen Lasten 
auch betroffen waren. Hinzu kam vermutlich, dass die Eigenerben nicht in ih-
ren Kompetenzen als Gemeinde und Eigenerben gestört werden wollten: Die 
gemeindlichen bäuerlichen Beamten waren in der Regel für die Einsammlung 
oder Ableistung der Prästationen zuständig, und somit kamen sie in diesen Fäl-
len direkt mit den Warfsleuten und ihrer Belastung in Berührung und trugen 
für eine Ableistung die Verantwortung gegenüber der Obrigkeit. Die Gemeinde 
wurde belangt, wenn die Abgaben oder Arbeiten nicht verrichtet wurden, sie 
konnten aber gleichzeitig auch relativ frei über die Verrichtung entscheiden. Eine 
Umschichtung der Belastungen je nach Lage oder Einwohner war möglich.2477 
Eine Erhöhung der Lasten von Warfsleuten bedeutete also eine Erhöhung der 
gemeindlichen Lasten insgesamt, für die der Bauerrichter zuständig war. Wenn 
die landesherrlichen Beamten neue Register erstellten, dann wurden zudem die 
Kompetenzen der Eigenerben und insbesondere der Bauerrichter beschnitten. 
In einem solchen Widerstand gegen die Erhöhung der gerichtsherrlichen Las-
ten und die Eintreibung des Kruggeldes erwähnten die Bauern jegliche Unter-
schiede zwischen Bauern und Warfsleuten nicht. Die Handelnden stellten sich als 
Einheit von Einwohnern dar, auch wenn explizit nur Eigenerben oder Schütte-
meister handelten oder schrieben, um die Lasten abzuwehren.2478 Die Eigenerben 
 Im Streit um die Registrierung der Warfsleute wegen des Freiengeldes wurde nach einem Hofge-
richtsurteil gegen die Warfsleute und einem Reichshofratsprozess, der leider nicht aufzufinden war, 
nach Jahren tatsächlich ein von der Landesherrschaft gefordertes Register erstellt, dennoch hatte sich 
die Landesherrschaft zumindest bis zu diesem Zeitpunkt noch nicht durchgesetzt, denn ein Teil der 
Warfsleute weigerte sich weiterhin Freiengelder zu bezahlen oder Dienste abzuleisten (StaA Rep. 4 B 
IV h 217 c Verzeichnis der zu Freiengeld Verpflichteten und der Warfsleute im Amt Leer, die noch 
nicht zu Register standen 1732-1733 mit Supplikation der noch nicht registrierten Warfsleute).
2477 Zur Zuständigkeit der gemeindlichen Beamten für die Ableistung gerichtsherrlicher Lasten siehe Ka-
pitel „III.2. Selbstverwaltung der Gemeinden“, S. 145 ff.; StaA Rep. 4 B IV n 387a Die von Joh. 
Friedrich Potinius beanspruchte Freiheit vom Hofdienst von seiner Warfstätte in Stedesdorf (1657-) 
1737-1739, fol. 50: In Stedesdorf wurde dem Krüger die Frondienste von der Gemeinde erlassen, weil 
er „Krosen“ für die Gemeinde ausgerichtet hatte und diese damit bezahlt wurden.
2478 Diese Gleichsetzung aller Einwohner wird in allen Prozessen aufgerufen, besonders explizit wurde sie in 
Weener: Die „Interessenten und Eingesessenen“ von Weener attestierten, dass weder große noch kleine 
Brauer das Kruggeld zahlten. Das heißt also, alle Einwohner aus Weener, ohne Unterschied zwischen 
Interessenten und anderen, bezeugten, dass kein Brauer, sei er „großer“ Eigenerbe oder „kleiner“ Warfs-
mann, das Kruggeld zahlte. Die sozialen Unterschiede in der Gemeinde wurden in solch einem Attestat 
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verstanden sich als Handelnde, die das Gemeinwohl der Eingesessenen kannten 
und es vertreten durften. Sie ließen sich durch den nur von ihnen gewählten 
Schüttemeister vertreten. Die Konstruktion der Repräsentation stellte sich dem-
nach ähnlich derjenigen dar, die sich in den schon analysierten Gerichtsprozessen 
zwischen Landesherrschaft und Realgemeinden zeigte: Die Eigenerben und ihr 
Schüttemeister beanspruchten vor allem als Gemeinde die Vertretung und Ent-
scheidungsberechtigung über die unterbäuerliche Bevölkerung und zweifelten 
die gegnerische Berechtigung dazu an. Von Seiten der Eigenerben wurde dafür 
eine Einheit aller Einwohner nach außen, gegenüber der Landesherrschaft aufge-
baut.2479 Die Bauern durften für alle Einwohner sprechen und handeln und das 
Gemeinwohl definieren. Genauso wie in den Beschwerden, die im Rahmen des 
Landtags geäußert wurden, vertraten die Eigenerben die gesamte Einwohnerge-
meinde gegenüber der Landesherrschaft. Darunter fielen auch neu angesiedelte 
oder sich in ihrer Wirtschaftsweise verändernde Warfsleute, deren Hinzuziehung 
zu gerichtsherrlichen Lasten oder Konzessionsabgaben auch die gemeindlichen 
Belange betrafen. Um Forderungen gegenüber der Landesherrschaft durchzuset-
zen, mussten die Eigenerben vor Gericht ihre Repräsentation nicht als Fürsorge 
darstellen. Vor Gericht schien es auszureichen, selbstverständlich als Gemeinde 
im Namen aller Gemeindeeinwohner zu sprechen. 
Insofern stellte sich das Verhältnis zwischen Eigenerben und unterbäuerlicher 
Schicht, das die Eigenerben im Rahmen der Institution Landtag zu Beginn des 
17. Jahrhunderts in den Gravamina äußerten, prinzipiell genauso dar wie sie 
es im 18. Jahrhundert vor Gericht formulierten. Bäuerliche Herrschaft war vor 
Gericht wie auch auf dem Landtag die Grundlage für Repräsentation. Allerdings 
scheint es, dass die Eigenerben sich in den Gravamina zu Beginn des 17. Jahr-
hunders stärker darauf konzentrierten, durch die Darstellung ihrer Fürsorge ihre 
gegenüber der Landesherrschaft aufgehoben. Auch in einem weiteren Attestat aus Weener wiesen die 
Unterschreibenden darauf hin, dass die Schüttemeister im Namen der Brauer die Pfändung durch die 
landesherrlichen Beamten verweigert hätten und dass die gesamte Gemeinde anwesend gewesen sei. 
Auch in diesem Attestat wurde somit eine Einheit zu den unterbäuerlichen Brauern aufgemacht (StaA 
Rep. 103 IX 104 Interessenten und Eingesessene zu Weener und Jemgum gegen den Rentmeister zu 
Leer und den Generalprokurator das Krug- und Schweinegeld betr. 1711-1718, fol. 17, 18). 
2479 Siehe in Kapitel „IV.1.4. Bäuerliche Politik“.  
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Forderungen zu legitimieren. Eine Fürsorgeverpflichtung für alle Gemeindeein-
wohner war in diese Repräsentationsvorstellung, die vor Gericht geäußert wurde, 
zwar auch integriert, sie wurde aber nicht besonders betont. Eine weisungsge-
bundene Vertretung von Interessen der Warfsleute wurde in beiden Fällen nicht 
praktiziert oder behauptet. 
Die Landesherrschaft und ihre Beamten hatten insgesamt in den ersten Jahr-
zehnten des 18. Jahrhunderts vor allem im Amt Leer versucht, auch die Warfsleute 
verstärkt zu den gerichtsherrlichen Lasten und Konzessionsabgaben heranzuzie-
hen, um die Einnahmen zu erhöhen. Sie reagierte zu Beginn des 18. Jahrhunderts 
mit einer versuchten Spaltung der Repräsentation und der widerständigen Ein-
heit auf den gemeindlich-unterbäuerlichen Widerstand gegen eine Registererstel-
lung und gegen die Einziehung des Kruggeldes von „Tappern“: 
„Überhaupt aber leget sich die Injustice der adversantischen Intention 
dadurch von selbsten am Tage, daß a) diese sache die adversarios ceu 
universos gantz und gar nicht, sondern nur ut singulos, wenn nemlich 
etwa einer oder andere sich beschwehret zu seyn erachten und solche Be-
schwehrung erweisen möchte angehet, nichts desto weniger aber einige 
unruhige Köpffe sich vor andern auff werffen, und causam communem 
daraus machen […].“2480 
Auch behauptete die landesherrliche Partei, dass der Widerstand der unterbäu-
erlichen Bevölkerung aufgrund einer „Anreitzung“ der Eigenerben zustande ge-
kommen sei.2481 Die Landesherrschaft versuchte demnach, die Zuständigkeit und 
Repräsentation der Kommune für die ganze Einwohnergemeinde aufzubrechen 
und zu behaupten, dass solche Fälle nur Privatpersonen beträfen. Die Eigenerben 
2480 StaA Rep. 102 20 Eingesessene zu Bunde / Regierung: Freiengelder und neue Register 1716, fol. 4´ f. 
 Auch im Reichshofratsprozess um die Bezahlung des Kruggeldes behauptete die Landesherrschaft, 
dass diese Sache die Vogteien, die sich für die betreffenden Krüger/Brauer eingesetzt hatten, als „uni-
versitas“ nichts angingen. Siehe das Libellum appellationis (No. 2), in: HH StA RHR den. rec. K 
921/6 Ostfriesland  Fürst/ Die Eingesessenene zu Wehner, und Jemgum. App. Acta inrot. 20. Dec. 
1720.
2481 StaA Rep. 103 IX 110 Interessenten und Eingesessene des Oberrheiderlandes gegen Beamte, Land-
richter und Rentmeister zu Leer sowie gegen den Generalprokurator, Dienstleistungen der Tagelöhner 
und Arbeitsleute betr. (dabei: Lagerbuch), 1715, fol. 12, 19-20.
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hätten ein Interesse an dem Widerstand der Tagelöhner, nicht die Tagelöhner 
selbst. Es wurde angedeutet, dass die Eigenerben mit ihrem Widerstand nicht 
den Interessen der Tagelöhner entsprechen würden. Auf diesem Wege wurde 
auch kritisiert, dass die Eigenerben als Gemeinde die Politik aller Einwohner 
gegenüber der Landesherrschaft bestimmten, ohne sich mit der unterbäuerlichen 
Bevölkerung über diese Politik abzustimmen. Die Einwohner in den Gemein-
den – Eigenerben oder Warfsleute – wurden von der Landesherrschaft in diesen 
Aussagen als rechtlich Gleiche konzipiert, unter denen keiner ein Recht auf Re-
präsentation ohne Bevollmächtigung hatte. Aus Sicht der Landesherrschaft sollte 
die Gemeinde bzw. die Eigenerben eine Identitätsrepräsentation aller Einwohner 
in diesen Belangen nicht ausüben. 
Der Anwalt der Eigenerben im Oberrheiderland pochte 1715 im Gegenzug 
auf die bäuerliche Berechtigung zu solch einer Repräsentation: 
„[…] allermaßen über allsolche privilegia Supplicirenden principales 
so recht in requard der taglohner alß der wohlgeseßenen und begüterten 
interessenten zu halten und zu invigiliren, gemüßiget und unstreitig be-
rechtiget sein.“2482 
Die Eigenerben bzw. ihr Anwalt verteidigten sich im Gegenzug also nicht da-
durch, dass sie ein Eigeninteresse der Warfsleute nachwiesen, um zu zeigen, dass 
sie diese so vertraten, wie dies die Landesherrschaft einforderte. Die Forderung, 
dass sie ihre Politik mit der unterbäuerlichen Bevölkerung abstimmen mussten, 
lehnten sie dadurch ab. Auch wenn ihre Repräsentation für Tagelöhner angegrif-
fen wurde, stellten sie sich nicht als weisungsgebundene Vertreter der Warfsleute 
dar, sondern weiterhin als diejenigen, die zu einer Repräsentation als Gemeinde 
berechtigt waren, ohne dazu bevollmächtigt werden zu müssen. 
Die Landesherrschaft hatte nicht erst mit ihrem Vorstoß in den 1710er und 
1720er Jahren versucht, die Einnahme von Lasten zu garantieren oder sogar zu 
2482 StaA Rep. 103 IX 110 Interessenten und Eingesessene des Oberrheiderlandes gegen Beamte, Land-
richter und Rentmeister zu Leer sowie gegen den Generalprokurator, Dienstleistungen der Tagelöhner 
und Arbeitsleute betr. (dabei: Lagerbuch), 1715, fol. 29´-30.
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steigern. Vorher hatte sie eine ganz andere Strategie mit dem gleichen Ziel einer 
Einnahmesteigerung verfolgt. Nicht die Belastung von Warfsleuten wurde ange-
strebt, sondern die Sicherung der alten, nach Herkommen garantierten Abgaben, 
Dienste und Freiengelder. Die Landesherrschaft förderte damit die alte Struktur 
geschlossener Herde bzw. verbot den Grundstücksverkehr, um die gerichtsherr-
lichen Lasten, welche an die Herde gebunden waren, besser einnehmen zu kön-
nen.2483 Es wurde eine geschlossene Vererbung (Anerbenrecht) angeordnet und 
Höfeteilungen untersagt. Die Dismembration wurde in der Policeyordnung von 
1545 verboten, dann im Haager Vergleich von 1662, im Emder Finalrezess von 
1663 und in Edikten von 1700 und 1704, 1705 und 1730 wiederholt und auch 
verschärft. Eingehalten wurde dieses Verbot deshalb nicht. Auch eine landesherr-
liche Einverständniserklärung zu einer Dismembration galt den landesherrlichen 
Beamten eher als Einnahmequelle.2484 Neben diesem generellen Schutz der vollen 
Herde und damit der vollen Prästationen versuchte die Landesherrschaft den 
Gemeinden auch zu untersagen, ihre vollen Herde bei der Landesherrschaft als 
halbe Herde auszugeben und demnach für sie nur halbe „Praestationen“ abzuge-
ben.2485 Aufgrund der Einnahmen aus den Prästationen war man also daran inte-
ressiert, die althergebrachte soziale Differenzierung in den Gemeinden aufrecht-
zuerhalten und zu garantieren, dass diese auch nach außen sichtbar war. Trotz 
2483 Agena, Grundbesitz, Beispruch und Anerbenrecht, S. 67; StaA Rep. 4 B IV h 207 Bittschrift der 
Schüttmeister zu Leer, die verbotene Zerstückelung der Herde betr. 1694, fol. 1; StaA Rep. 103 III 
120 a Gemeinde Westerende / Jan Janssen ebd. – Bau eines Hauses auf einem vom Herd seines Bru-
der abgetrennten Grundstück 1726, fol. 16´ f.: Beide Akten zeigen, dass die Landesherrschaft ihre 
gerichtsherrlichen Einnahmen vor allem über die vollen Herde bezog. Die Prästationen besaßen somit 
dinglichen Charakter, d.h. sie waren grundlegend an die Höfe gebunden. So zeigt sich nochmals die 
Vermischung der „privaten“ ökonomischen Grundlage und der „öffentlich-rechtlichen“ Ebene hier 
in Form von Abgaben (Dirksen, Predigerwahlrecht der Interessenten, S. 54 f.). Die Gemeinden Leer 
und Westerende versuchten diese Tatsache zu nutzen und ein Verbot einer bestimmten Zerteilung 
eines Herdes von der Landesherrschaft zu erwirken. 
2484 Agena, Grundbesitz, Beispruch und Anerbenrecht, S. 65-71.
2485  So das landesherrliche Prästationsregister des Leeraner Amtes nach Visitation im Jahre 1611: StaA 
Rep. 103 IX 110 Interessenten und Eingesessene des Oberrheiderlandes gegen Beamte, Landrichter 
und Rentmeister zu Leer sowie gegen den Generalprokurator, Dienstleistungen der Tagelöhner und 
Arbeitsleute betr. (dabei: Lagerbuch), 1715, fol. 17: Eine Zahlung nur der Hälfte der gerichtsherr-
lichen Lasten wäre den Gemeinden offenbar gelungen, wenn sie hätten beweisen können, dass ihre 
Herde auch nur halbe gemeindliche Dienste und Lasten (Wege- oder Gebäudereparatur oder Gräben-
ausbesserung) trugen. Dies hatten laut diesem landesherrlichen Prästationsregister Gemeinden schon 
vor 1611 versucht, um den gerichtsherrlichen Lasten für volle Herde zu entgehen.
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dieses landesherrlichen Dismembrationsverbotes war ein Zerreißen der Herde 
aber allgemein gegen Gebühr und Konsens der Gemeinde und des Landesherrn 
möglich und angesichts von steigenden Grundstückspreisen für „Stückland“, das 
abgetrennt von den Herden ab 1700 verstärkt von Warfsleuten und Tagelöhnern 
auf Geestboden gekauft wurde, auch so oft durchgeführt, dass es zur Vermeh-
rung der Warfsleute und Tagelöhner auf der Geest kam.2486 Darauf reagierte die 
landesherrliche Politik und versuchte auf die Warfsleute und Tagelöhner verstärkt 
zuzugreifen. Da das Dismembrationsverbot nicht erfolgreich durchgesetzt wer-
den konnte und die entstehenden und sich vermehrenden geteilten Herde und 
Stücklande nicht ohne gerichtsherrliche Lasten bleiben sollten, hatte die Landes-
herrschaft zu Beginn des 18. Jahrhunderts den hier dargestellten Weg zur Steige-
rung der Einnahmen eingeschlagen: eine verstärkte Heranziehung der Warfsleute 
zu den gerichtsherrlichen Lasten. Man regaierte somit auf das Wachstum der 
unterbäuerlichen Bevölkerung zu Beginn des 18. Jahrhunderts.

1.3  Bäuerliche Politik durch fürsorgliche  
Identitätsrepräsentation  
Das erste Beispiel für das Zustandekommen einer Rechtsetzung zeigt, dass die 
Bauern ihre Politik gegenüber dem Landesherrn und der unterbäuerlichen Be-
völkerung auch auf Landtagen praktizieren konnten. Dass die Eigenerben 1594 
und 1610 ihre Forderungen im Rahmen des Landtages vortrugen, hatte offen-
bar kaum Einfluss auf die Inhalte der Forderungen. Die bäuerlichen Gemeinden 
nutzten demnach aktiv die Landtage als Institution zur Durchsetzung einer Po-
litik, die sie vor Gericht genauso vertraten. Obwohl sie von ihren „Hintersassen“ 
dazu nicht per Auftrag berechtigt worden waren, vertraten die Bauern auf allen 
Ebenen, d.h. in den Gravamina an der Wende vom 16. zum 17. Jahrhundert 
2486 Swart, Friesische Agrargeschichte, S. 216, 221 f., 268. Auf Marschboden konnte der Landesherr 
das Dismembrationsverbot und demnach Anerbenrecht auch nicht durchsetzten. Dort wurde eine 
Realteilung des Hofwertes und eine Übergabe des Hofes an einen der Nachkommen praktiziert. Es 
kam in der Marsch aber, wie erwähnt, trotzdem zum Erhalt und zur Vergrößerung der Höfe, da klei-
nere und mittlere bäuerliche Betriebe nicht überlebensfähig waren und von anderen Betrieben bei 
Zahlungsunfähigkeit aufgekauft wurden (Siehe Kapitel „III.3.3. Vermehrung der unterbäuerlichen 
Bevölkerung“).
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und in den Gerichtsprozessen zu Beginn des 18. Jahrhunderts, die Warfsleute. 
Die Repräsentation beruhte auf dem Herrschaftsstand der Bauern und musste 
nicht gegenüber den Warfsleuten legitimiert werden. Auch vor der Landesherr-
schaft wurde ein solches Verhältnis zu Beginn des 17. Jahrhunderts und zu Be-
ginn des 18. Jahrhunderts nicht begründet, wenn die Landesherrschaft nicht eine 
solche Begründung einforderte. Es galt selbstverständlich und beruhte auf der 
Position der Eigenerben in der Gemeinde. Die Bauern zeigten gegenüber dem 
Landesherrn an, dass sie für den Schutz und die Fürsorge der unterbäuerlichen 
Bevölkerung zuständig waren. Sie beanspruchten, für diese auch Entscheidungen 
zu treffen. Man kann von einer fürsorglichen Identitätsrepräsentation sprechen. 
Auf rechtsgewohnheitlicher Basis übernahmen die Bauern die Vertretung für die 
gesamte ländliche Bevölkerung. Wenn die Eigenerben gegenüber der Landes-
herrschaft im Rahmen von Landtagen zu Beginn des 17. Jahrhunderts eine Legi-
timation für Forderungen benötigten, griffen sie auf den Topos der christlichen 
Fürsorge zurück. 
In den Gerichtsprozessen wurde eine Fürsorge für die Warfsleute zwar prakti-
ziert, diente aber nicht explizit zur Legitimation der Forderungen. Es war selbst-
verständlich, dass die  Eigenerben die Gemeindeeinwohner vertraten und eine 
Fürsorge ausübten. Wenn eine solche Repräsentation angegriffen und von den 
Eigenerben verlangt wurde, sie sollten die Warfsleute weisungsgebunden vertre-
ten und deren Interessen nicht durch ihre eigenen Privatinteressen beeinflussen, 
dann verteidigten sich die Bauern bzw. ihr Anwalt mit dem Hinweis auf ihre 
Berechtigung zu solch einer Vertretung. Die spezifische Art der Repräsentation 
von Bauern für die unterbäuerliche Bevölkerung gehörte zur bäuerlichen Politik. 
Diese praktizierte Art der Repräsentation zeigte an, dass die Eigenerben für die 
Warfsleute handelten, sprachen und sorgten, ohne dass die Eigenerben von den 
Warfsleuten dazu ermächtigt worden waren und ohne dass sie in ihren Handlun-
gen von den Warfsleuten kontrolliert und beeinflusst werden konnten. Zumin-
dest war eine solche Kontrolle nicht in der spezifischen Konstruktion der Reprä-
sentation angelegt und somit nur über gerichtlichen oder sonstigen Widerstand 
der unterbäuerlichen Bevölkerung möglich. Dieses Repräsentationsverhältnis 
basierte auf der rechtsgewohnheitlichen, herrschaftsständischen Repräsentation 
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des Bauernstandes für die Warfsleute und wurde auf Landtagen noch expliziter 
als vor Gericht als Fürsorge für den „armen gesellen“ stilisiert, um Forderungen 
durchzusetzen. 
Bäuerliche Politik bezüglich der Warfsleute änderte sich also nicht auf Land-
tagen oder vor Gericht oder vom 17. Jahrhundert zum 18. Jahrhundert. Die 
Eigenerben verlangten eine ungestörte Zuständigkeit für die neuangesiedelten 
Gruppen. Sie beanspruchten durch Gravamina, in den Gerichtsprozessen sowie 
mittels einer landständischen Unterstützung der Gerichtsprozesse, dass sie für die 
Organisation und die Bestimmung der Höhe von Dienstableistungen auch für 
die neuangesiedelten Warfsleute zuständig seien. Jegliche Eingriffe und Verän-
derungen durch die Landesherrschaft lehnten sie ab. Diese Politik einer Gruppe 
von Eigenerben für die gesamte Siedlungsgemeinde war dadurch charakterisiert, 
dass die Landesherrschaft antagonistisch ausgeschlossen wurde und die unter-
bäuerliche Bevölkerung in die gemeindliche Ordnung einbezogen wurde: In den 
Gravamina wurde gefordert, dass die landesherrlichen Beamten die „armen Ge-
sellen“ nicht „hunger und kummer leiden“ lassen sollten. Auch zu Beginn des 18. 
Jahrhunderts verlangten die Bauern vor Gericht, dass die landesherrlichen Beam-
ten die gemeindliche Verantwortlichkeit über gerichtsherrliche Lasten und die ri-
tuellen Mahle, wie sie es durch ihre neu eingeforderten gerichtsherrlichen Lasten 
oder Konzessionsabgaben hätten tun können und zum Teil getan haben, nicht 
stören sollten. Die Landesherrschaft wurde als Bedrohung konzeptionalisiert, vor 
der man sich und andere, also die eigene Ordnung schützen musste. Für die 
neu angesiedelten und sich bezüglich der Art ihres Auskommens verändernden 
Warfsleute sollten die Gemeinden zuständig sein. Die Konstruktion von Bauern 
und unterbäuerlicher Schicht als zusammengehörige Einwohnerschaft war von 
Bauern als Gegensatz zur außenstehenden Landesherrschaft konzipiert worden. 
Die ländliche Bevölkerung zahlte zwar gerichtsherrliche Lasten und leistete 
Fronen. Allerdings waren sie, wie die Gravamina deutlich machen, mit einer 
rechtsgewohnheitlichen Ordnung vor 1611 nicht zufrieden, und auch nach dem 
Abschluss von Verträgen zwischen Landesherrschaft und Ämtern über die ge-
richtsherrlichen Lasten versuchten sie, die Belange, die dem Herkommen und 
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einer Übereinkunft zwischen landesherrlichen Beamten und Bauern überlassen 
worden waren, zu gestalten. Die Gemeinden versuchten, Einfluss auf die gerichts-
herrlichen Lasten zu nehmen. Abgaben wurden nicht unbestritten als Pflicht der 
Untertanen angesehen. Einerseits waren die Bauern in ihren Gravamina und in 
den Gerichtsprozessen daran interessiert, Veränderungen zu verhindern, welche 
die Landesherrschaft durchzusetzen versuchte. Andererseits aber strebten die Ei-
generben auch für sich und die unterbäuerliche Bevölkerung bessere Konditio-
nen bei der Ableistung gerichtsherrlicher Lasten und Konzessionsabgaben an. Es 
war ihnen also durch die Konstruktion eines Antagonismus möglich, auch neue 
Bevölkerungsgruppen in die eigene, von ihnen gestaltete Ordnung einzubezie-
hen. Die Gemeinden betonten einerseits die Einheit aller Einwohner, für die sie 
sprechen und handeln wollten, zeigten dadurch aber gleichzeitig, dass sie Rechte 
in der Siedlung hatten, welche den Warfsleuten fehlten. Auf Landtagen und vor 
Gericht signalisierten sie so ihren Herrschaftsanspruch über die Warfsleute und 
konzeptionalisierten diese als rechtlich untergeordnete Gruppe. So konkurrierten 
Realgemeinden bezüglich der Zuständigkeit und Entscheidungsgewalt über die 
unterbäuerlichen Gruppen mit der Landesherrschaft. Diese versuchte verstärkt 
Ende des 16. und zu Beginn des 18. Jahrhunderts, auf die unterbäuerliche Bevöl-
kerung zuzugreifen, indem sie sie zu gerichtsherrlichen Diensten und Abgaben 
heranziehen wollte. In den Gravamina und in den Gerichtsprozessen zeigte sich, 
dass die Landesherrschaft mit den Gemeinden um die Zuständigkeit für die un-
terbäuerliche Bevölkerung konkurrierte. In den Gravamina beschrieben die Eige-
nerben, dass die Landesherrschaft Land beanspruche, das sie den armen Leuten 
wegnähmen. Außerdem erwähnten die Eigenerben, dass die Landesherrschaft die 
Tagelöhner verstärkt zu den Fronen hinzu zog und so die Gemeinden belastete, 
ohne für das Auskommen der armen Leute zu sorgen. 
Eine Hinzuziehung von Warfsleuten zu den gerichtsherrlichen Lasten oder 
zu Konzessionsabgaben, die unbeeinflusst von der Gemeinde vor sich gegangen 
wäre, konzipierte Warfsleute und Eigenerben als rechtlich gleiche Untertanen. 
Von beiden beanspruchte die Landesherrschaft, Abgaben erheben zu dürfen. Die 
Landesherrschaft stellte sich im 18. Jahrhundert demnach einen rechtlich glei-
chen Untertanenverband vor. Die Unterschiede zwischen beiden Gruppen hät-
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ten so nur in ihrer wirtschaftlichen Fähigkeit zur Ableistung von Lasten gelegen. 
Dementsprechend sollten die gerichtsherrlichen Lasten für die Warfsleute nied-
riger sein als diejenigen der Bauern. Die Landesherrschaft versuchte die Eigener-
ben als Realgemeinde, die sich für alle ländlichen Belange zuständig erklärte, aus-
zuschalten. Hätte man sich mit einer solchen Erweiterung der gerichtsherrlichen 
Lasten durchgesetzt, wären allmählich im Bereich der gerichtsherrlichen Lasten 
die ständischen Differenzen zwischen Bauern und Warfsleuten geringer gewor-
den. Bauern und Warfsleute hätten sich nur noch durch die Höhe der Lasten, 
aber nicht mehr durch die verschiedenen Verantwortlichkeiten bei der Organisa-
tion und Garantie der gerichtsherrlichen Lasten unterschieden.2487 
Die Eigenerben machten mit ihrer behaupteten Fürsorge für die Warfsleute 
und ihrer Vertretung auf Landtagen der „guten Policey“ des Landesherrn Kon-
kurrenz.2488 Genau wie dies anhand von Konflikten um die Konfirmation von 
Bauerrechten und gemeindlichen Amtsträgern, Gemeindefinanzen, die Wegehal-
tung und die fürstlichen Heuerleute gezeigt wurde2489, wird hier klar, dass der 
Landesherr weder ohne Konkurrenz seine Gestaltungsansprüche monopolisieren 
konnte, noch ohne Berücksichtigung der bäuerlichen Vertretung auf Landtagen 
und des bäuerlichen Agierens vor Gericht die mittelbaren Untertanen administ-
rativ und gesetzlich erfassen konnte.
2487 Bader, Dorfgenossenschaft und Dorfgemeinde, S. 283 ff.: Allgemein zum Einfluss von abgestuften 
gerichtsherrlichen Lasten auf ländliche Sozialstrukturen äußert sich Bader. Er geht ganz wie im hier 
ausgeführten Sinne davon aus, dass die Bildung sozialer Schichten innerhalb der Dorfgemeinde durch 
eine vielerorts durchgeführte Differenzierung des Abgabewesens, der sogenannten feudalen Lasten, ge-
fördert wurde. Der Frondienst habe allerdings vor allem die Gemeinde- und Verbandsbildung unter-
stützt. Leistungszwang und Abwehr allzu starker, dem Herkommen nicht entsprechender herrschaft-
licher Forderungen schweißten das Dorf zum Leistungsverband zusammen. Allerdings merkt Bader 
auch an, dass es teilweise zu mehreren Frongenossenschaften innerhalb der Dorfgemeinde kommen 
könne, wenn die ländlichen Schichten in verschiedener Form und Intensität zu den Fronen herange-
zogen wurden.
2488 Die Wohlfahrtsprogrammatik des Landesherrn wurde in den Konflikten zwischen Landesherrschaft 
und Bauern vor Gericht deutlich, in denen die Landesherrschaft versuchte, in die Belange der Ge-
meinden einzugreifen und dies damit zu legitimieren, dass man die Einwohner gegen die Bauerrichter 
und Schüttemeister schützen müsse (siehe Kapitel „IV.1.3. Argumentationsstrategien der Bauern und 
der Landesherrschaft). Auch in der Policeygesetzgebung des Landesherrn zeigte sich diese Wohlfahrt-
sprogrammatik. 
2489 Siehe Kapitel „Konflikte zwischen Bauern und Landesherrschaft“.
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Zusammenfassend muss man jedoch feststellen, dass die Landesherrschaft auf 
dem Felde der gerichtsherrlichen Lasten bis 1744 keine Möglichkeit hatte, ohne 
Rücksicht auf die Fürsorgevertretung der Gemeinden zu entscheiden. Die auf der 
Geest intensivere Erbteilung und Zerstückelung der Herde in der ersten Hälfte des 
18. Jahrhunderts, die mit einer Bevölkerungsvermehrung einher ging, konnte die 
Landesherrschaft weder für sich nutzen noch sie durch ein Dismembrationsver-
bot aufhalten. Ein versuchter Zugriff auf die Warfsleute gelang – wenn überhaupt 
– nur mit großen Problemen, da die Interessenten mittels ihrer Gemeindevertre-
tung, Gerichtsprozessen und ihrer Vertretung auf Landtagen auch die Warfsleute 
vor den landesherrlichen Forderungen schützten. Die Landesherrschaft musste 
sich mit ihren gerichtsherrlichen Lasten weiterhin an den Ämterverträgen, am 
Herkommen und damit an einer sich auch verändernden sozialen Struktur in 
den Gemeinden orientieren, damit sie die verordneten Dienste, Freiengelder und 
Naturalabgaben überhaupt einziehen konnte. Eigene landesherrliche Differen-
zierungen, die durch eine Neuregelung von gerichtsherrlichen Lasten entstanden 
wären, hatten in der ländlichen Gesellschaft keinen Erfolg. Es blieb bezüglich der 
gerichtsherrlichen Lasten vor allem und als erstes bei der althergebrachten ständi-
schen Differenz zwischen Bauern und unterbäuerlicher Schicht. Damit wurden 
ständische Differenzen in der ländlichen Gesellschaft noch einmal bestätigt.2490
2490 Eine gegenseitige Bestätigung von gemeindlichen Differenzen und Differenzen in Bezug auf die ge-
richtsherrlichen Lasten zeigt sich auch darin, dass die Art der gerichtsherrlichen Dienste für Bauern 
und Warfsleute, also Spann- oder Handdienste, mit der Art der Ableistung von gemeindlichen Dien-
sten übereinstimmte: Auch gemeindliche Werke wurden von den Bauern als Spanndienste und von 
den Warfsleuten als Handdienste verrichtet: Dirksen, Über das Predigerwahlrecht, S. 56; Pauls, Aus 
dem Pfarrarchiv, S. 24 (Oldendorf ); StaA Rep. 5 416 Sammlung geltender Rechte und Gewohn-
heiten (ältere Schriftstücke und Abschriften älterer Schriftstücke), Amt Aurich, Bd. 1, 1780, 1792, 
1796-1804, fol. 98´, 127 (für das Amt Aurich insgesamt, für Westerloog im Kirchspiel Middels im 
speziellen); StaA Rep. 103 IX 110 Interessenten und Eingesessene des Oberrheiderlandes gegen Be-
amte, Landrichter und Rentmeister zu Leer sowie gegen den Generalprokurator, Dienstleistungen der 
Tagelöhner und Arbeitsleute betr. (dabei: Lagerbuch), 1715, fol. 16 f.; Ebel, Ostfriesische Bauerrech-
te, S. 136). 
 Mit den Differenzierungen in der ländlichen Gesellschaft, welche durch die gerichtsherrlichen Dienste 
gemacht wurden, wurde teilweise auch die Zuteilung unterschiedlicher Rechte von Bauern und Warfs-
leuten an den Gemeindeländereien begründet. Es wurde so festgelegt, wieviele Gänse und Gänseriche 
Bauern oder Warfsleute halten durften: „De vulle Herden, ofte de vulle Heeren dienste dohn, de 
mögen veer gansen en een gäntee holden, de halve plaatzen dree gansen mit een gänte, de Warfsluiden 
twee gansen mit een gänte, de hier boven gaan, sullen geven vyf gulden den Heerren, en de Gemeente 
een Tonne Bier.“ (Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. 136).
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Gravamina, Gerichtsprozesse, Beschwerden der Bauern und Ämterverträge be-
zogen sich auf gerichtsherrliche Lasten oder Konzessionsabgaben in einem klei-
nen Gebiet. Die Verhältnisse nur von einzelnen Gemeinden oder Ämtern soll-
ten durch die Beschwerden und die Rechtsetzung umgestaltet werden. Es sollten 
keine Entscheidungen für das ganze Territorium getroffen werden. Die Politik 
der Eigenerben auf Landtagen bezüglich der gerichtsherrlichen Lasten und der 
Konzessionsabgaben blieb genau wie vor Gericht auf das Lokale und das eige-
ne Interesse beschränkt.2491 Lokale Partikularinteressen wurden so auf Landtagen 
geäußert. Eine Politik oder Rechtsetzung, die auf das ganze Territorium bezogen 
war, war den bäuerlichen Deputierten und den Gemeinden auf Landtagen und 
vor Gericht in den Auseinandersetzungen um Abgaben nicht möglich. Ihre eige-
ne Politik, ein bewusstes politisches Gestalten war auf ihren engeren Lebenskreis 
beschränkt, stellte aber nicht nur eine Form der Gewährleistung von Herrschaft 
dar, wie Volker Press für Repräsentationen von Bauern behauptete.2492 
Eine ähnlich lokale und partikulare gemeindliche Politik auf Landtagen wie 
bezüglich der gerichtsherrlichen Lasten zeigt sich auch, wenn man die Frequenz 
und die Anlässe der Landtagsteilnahme von Gemeinden insgesamt berücksich-
tigt: Wie erwähnt, schickten die Gemeinden vor allem von der Geest erst einen 
Deputierten, wenn sie ein konkretes Anliegen für ihre Gemeinde hatten.2493 Für 
die Gemeinde war eine landständische Deputation eine „gemeine Sacke“2494 un-
ter vielen anderen, neben gemeindlichen Entscheidungen über und in Gerichts-
prozessen, Supplikationen an den Landesherrn oder die Landstände. So wurde 
im Bauerrecht von Groothusen 1629 festgelegt: 
2491 Schmidt, Geschichte Ostfrieslands, S. 253, 232-235: Schmidt führt aus, dass die Gravamina des 
Hausmannstandes 1610 und die auf sie eingehenden Entscheidungen des Osterhusischen Akkordes 
und die Ämtervergleiche nur die Priorität lokaler Interessen und also einen notwendig begrenzten In-
teressenhorizont wiederspiegelten. Die Kirchspiele und Ämter solidarisierten sich seiner Ansicht nach 
nur in wenigen Belangen.
2492 Press, Herrschaft, Landschaft und „Gemeiner Mann“, S. 210. 
2493 Siehe Kapitel „II.3.3. Rechte und Institutionen der Landstände“. 
2494 Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. 49.
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„Und wann ock jemandt van die Gemeine up Landdagen und sonsten 
van gemeine Sacken verordnet und bestimmet wordt, soll alsdann ohne 
verweigerung up die bestemende Tydt fortrecken by poena 1 fl.“2495 
Der Landtag wurde also – insbesondere von den bäuerlichen Deputierten – 
nicht zur Problemlösung für das ganze Territorium genutzt, sondern als Anlauf-
stelle für die Probleme in der Einzelgemeinde oder im näheren gemeindlichen 
Umfeld. Die Bauern als partikulare Identität praktizierten nur eine Politik, mit 
der sie sich auf die Gesellschaft ihrer Gemeinde und höchstens auf ihr Amt bezo-
gen, aber nicht auf das Land. 
Allerdings waren auch Übergänge zwischen der lokal ausgerichteten Politik 
der Bauern zu einer noch genauer zu beschreibenden, auf das ganze Land ausge-
richteten Politik der Landstände insgesamt zu beobachten. Die Gravamina der 
Bauern in den Jahre 1594 und 1610 waren in die Generalgravamina der Land-
stände insgesamt eingefügt. Der Bezug auf eine Politik, die das ganze Land betraf, 
war somit gegeben, da in den Generalgravamina auch Forderungen aller Stände 
gestellt wurden, die das ganze Land betrafen. Die Forderungen der Bauern wur-
den auf diese Weise durch die anderen Stände gestützt und erhielten den Cha-
rakter von Landesbeschwerden. Da die Gravamina der Bauern aber dennoch in 
ihrem Inhalt an das Lokale und die dort gegebene Rechtsgewohnheit gebunden 
blieben, kam es auf diesem Wege in Verhandlungen mit dem Landesherrn auch 
nicht zu einem Beschluss von allgemeinen „Landesfreiheiten“, sondern zu Verträ-
gen, die sich auf einzelne Ämter bezogen. Es wurde damit eher eine Mesoebene 
zwischen Gemeinde und Territorium angesprochen und die Verträge überließen 
viele Belange, die im 18. Jahrhundert Probleme machen sollten, den Rechtsge-
wohnheiten und den Übereinkünften zwischen landesherrlichen Beamten und 
Bevölkerung.2496 
2495 Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. 49.
2496 Fuhrmann, Amtsbeschwerden, S. 125 f.: Für die Gravamina in Württemberg zeigt Fuhrmann, dass 
Landtagsbeschwerden unbedingt von regionalen Besonderheiten abstrahieren mussten, um Forderun-
gen auf der Ebene der Hoheitsrechte zu stellen. In diesem Sinne mussten sie Landesbeschwerden sein, 
zu deren dauerhafter Behebung Landesfreiheiten formuliert und garantiert werden konnten. 
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2. Landständische Politik
Im Rahmen von Landtagen wurde das Verhältnis zwischen Bauern und Warfs-
leuten noch in weiteren Rechtsetzungen thematisiert. Anhand des Zustande-
kommens und des praktischen Umgangs mit den Rechtsetzungen von 1620 und 
1662/3 lassen sich die landständischen  und die landesherrlichen Politiken be-
schreiben. 
2.1  Rechtsetzung zur Landtagsberechtigung  
der Bauern (1618-1620)
In dem hier näher zu schildernden Konflikt zwischen Landständen und Landes-
herr zwischen 1618 und 1620 und in zwei rechtsetzenden Landtagsschlüssen von 
1620 wurde eine weitere Konzeption der Differenz und des daraus resultierenden 
Verhältnisses zwischen beiden Gruppen deutlich.2497 In den beiden – miteinander 
konkurrierenden – Rechtsetzungen aus dem Jahre 1620 wurde die Berechtigung 
von bäuerlichen Deputierten an den Landtagen näher festgelegt: Das aktive und 
passive Wahlrecht der Bauern wurde genau geregelt, und die Bauern wurden de-
zidiert von anderen Gruppen der ländlichen Gesellschaft abgegrenzt. Vor 1620 
war eine Teilnahme der Bauern an Landtagen nicht gesetzlich geregelt, vor allem 
ihre Abgrenzung zu den unterbäuerlichen Warfsleuten war nicht festgelegt. Es 
scheint aber auf rechtsgewohnheitlicher Basis so gewesen zu sein, dass nur Bauern 
mit Eigentum (sog. Hausleute, Interessenten oder Eigenerben) und meist keine 
unterbäuerlichen Warfsleute an den Landtagen teilnahmen.2498 Die Deputierten 
konnten ihre eigenbeerbten Gemeindegenossen in der Regel vertreten, weil sie 
von diesen gewählt worden waren. Ob das Kirchspiel oder die Bauerschaft als 
wählende Gemeinde aufgefasst wurde, lässt sich nicht rekonstruieren. Manche 
2497 Brenneysen, Ost-Friesische Historie, Bd. II, S. 463-596, hier bes. 568, 584. 
2498 Feith/Brugmans, De Kroniek van Abel Eppens Tho Equart, Teil I, S. 560 (für das Jahr 1584); Bren-
neysen, Ost-Friesische Historie, Bd. II, S. 533 (für das Jahr 1611); Hinrichs, Die ostfriesischen Land-
stände, S. 29.
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Deputierte waren aber auch gänzlich aus eigenem Recht auf Landtagen anwe-
send, ohne von irgendeiner Gemeinde gewählt worden zu sein.2499
Erst im Jahre 1620 wurden Kriterien für das aktive und passive Wahlrecht 
festgelegt: Die Berechtigten wurden von anderen Gruppen abgegrenzt, die wäh-
lende Gemeinde bestimmt und die Qualifikationskontrolle geregelt. Die For-
schungsliteratur zu Ostfriesland hat die neuen rechtlichen Regelungen von 1620 
als Institutionalisierung der Landtagsberechtigung von Eigenerben und als Wie-
derspiegelung der gemeindlichen Sozialstrukturen betrachtet.2500 Bei genauerer 
Betrachtung unterschieden sich die Rechtsetzungen von 1620 aber doch von den 
gemeindlichen Berechtigungen. Allein dass die Berechtigungen zur aktiven und 
passiven Landtagsdeputiertenwahl 1620 genau festgelegt wurden, stellte schon 
einen Unterschied zu den rechtsgewohnheitlichen Wahlregelungen in den Ge-
meinden selbst dar.  
Im Konflikt zwischen den von Emden geführten Landständen und dem Lan-
desherrn mit seinen gehorsamen Landständen zwischen 1618 und 1620, der vor 
allem durch den Syndicus der Stadt Emden, Johannes Althusius, bestimmt wurde, 
wurden mehrmals konkurrierende Landtage abgehalten, einerseits auf die Initia-
tive einerseits Emdens und der Ritterschaft hin, andererseits durch den Landes-
herrn Enno III initiiert. An beiden gegnerischen Landtagen nahmen Hausleute 
bzw. Eigenerben teil; die Kurie des Hausmannsstandes war also aufgespalten.2501 
Ursache dieser sich gegenseitig die Legitimität absprechenden Landtage wa-
ren vor allem vom Landesherrn geplante Änderungen der Steuerverwaltung und 
-anteile, über die seit 1606 das ständisch gewählte Administratorenkollegium in 
Emden bestimmt hatte. Man überlegte, die Landeskasse aus Emden heraus zu 
verlegen, um sie dem Einfluss der Stadt zu entziehen.2502 
2499 Wiemann, Materialien, S. 75.
2500 Zum Beispiel: Engelbrecht, Landgemeinde, S. 59; Kappelhoff, Absolutistisches Regiment, S. 33 f.; 
Luebke, Symbolische Konstruktionen, S. 186; 190 ff.; Dillinger, Verfassungswirklichkeiten, S. 30 f., 
41.
2501 Antholz, Althusius, S. S. 162 ff. 
2502 Ebd., S. 161-163.
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Enno III. hatte im Mai 1618 einen Landtag ausgeschrieben, um den die Rit-
terschaft gebeten hatte.2503 Auf diesem Landtag sollte die betreffende Steuerre-
form beraten werden. Emden lehnte jedoch die Teilnahme ab, vor allem mit 
der Begründung, dass der Landesherr Aurich als Versammlungsort des Landta-
ges gewählt hatte. Man wollte sich dort nicht versammeln, weil Aurich befestigt 
war und unter militärischem Einfluss des Grafen stand. Im Haagischen Vergleich 
von 1603 war festgesetzt worden, dass keine Landtage an festen Orten gehalten 
werden dürften.2504 Man solle sich doch in Emden treffen, wo sich der Sitz der 
Landeskasse befand. Zudem seien die vom Landesherrn geplanten Änderungen 
der Steuerverwaltung und -anteile in der Proposition gegen die grundlegenden 
Landesverträge vom Ende des 16. und Anfang des 17. Jahrhunderts gerichtet: In 
einem Protestschreiben Anfang Juni begründete Emden seine ablehnende Hal-
tung.2505 
Auch der Ritterstand erschien nicht zu diesem Landtag, denn es kam gleich-
zeitig 1618 zu einer „Union“ der Stadt Emden mit der Ritterschaft, nachdem sie 
frühere Gegensätze überwunden hatten.2506 Von 1599 bis 1615 hatte der Adel 
in den Konflikten der Landesherrschaft mit Emden gemeinsame Sache mit der 
Landesherrschaft gemacht. Sie hatten versucht, Städte und Bauern zu höheren 
steuerlichen Lasten hinzuzuziehen und ihre Stellung innerhalb der Stände zu 
schmälern.2507 Mit dem Überfall des Landesherrn Enno III. auf die Herrlich-
keit Oldersum im Jahre 1614, mit dem er diesen Besitz an sich zu ziehen ver-
suchte, ohne eine Entscheidung des Reichskammergerichts abzuwarten, zerriss 
jedoch die „durch zwei Jahrzehnte bewährte Interessenallianz zwischen Graf und 
Ritterschaft“.2508 Um die endgültige Inbesitznahme Oldersums zu verhindern, 
erklärte sich der erste Stand zur weiteren Finanzierung der Emder Garnison be-
reit. Außerdem wurde Emden zugesichert, dass es in Zukunft nur den sechsten 
Teil der Landesmittel zu tragen habe, Sitz des Steuerkollegiums bleibe und in 
2503 Antholz, Althusius, S. 163. 
2504 Wiemann, Grundlagen, S. 62, 69, 78; Antholz, Althusius, S. 163, 181 f.  
2505 Antholz, Althusius, S. 163. 
2506 Ebd., S. 163. 
2507 Schmidt, Geschichte Ostfrieslands, S. 221-224, 239.
2508 Ebd., S. 266. 
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Zukunft einziger Versammlungsort für die Landtage werde.2509 Emden versuchte 
zwischen 1618 und 1620 seine Autonomie und Vormachtstellung in Ostfriesland 
auch in der landständischen Verfassung umzusetzen. Unter anderem sollten die 
Stimmverhältnisse innerhalb der Stände geändert werden. Emden sollte entweder 
allein die Städtekurie einnehmen und Norden und Aurich in den Hausmanns-
stand abwandern oder Norden und Aurich sollten innerhalb der Städtekurie nur 
49% Stimmrecht haben. So hätte Emden zusammen mit dem ersten Stand jeden 
Landtagsschluss durchsetzen können. 2510
Kurz nach der Emder Unionsbildung mit der Ritterschaft verlangten Emden 
und die Ritterschaft einen Landtag in Emden. In Erwartung einer landesherrli-
chen Ablehnung dieses Landtages fügten sie hinzu, dass sie laut Landesvertrag 
(Haager Vertrag von 1603) das Recht hätten, ohne den Landesherrn zu tagen, 
wenn dieser den Landtag nicht innerhalb eines Monats ausschreibe. Der Landtag 
wurde vom Landesherrn dann auch erwartungsgemäß abgelehnt. Er begründete 
seine Ablehnung damit, dass in der von den Ständen ausgeschriebenen Propo-
sition die gräflichen Domänen und das Einkommen verringert werden sollten, 
was einen Eingriff in die Hoheit des Landesherrn darstelle und von ihm nicht 
toleriert werden könne. Teile der Stände versammelten sich daraufhin ohne lan-
desherrliche Beteiligung in Emden.2511 
Auf diesem Anfang September 1618 in der Großen Kirche in Emden eröff-
neten „vermeynten“ Landtag wurde vor allem die Wiederherstellung des stän-
dischen Steuerwesens sowie eine Unterstellung desselben unter das Emder 
Kollegium und die Abschaffung vielfacher Missstände in der Auswahl, Bevoll-
mächtigung, Ersatzstellung und im Verhalten der Landtagsabgeordneten gefor-
dert.2512 Im Mittelpunkt stand die Forderung, dass der Landesherr eine unabhän-
2509 Schmidt, Geschichte Ostfrieslands, S. 267; Antholz, Althusius, S. 163. 
 Abdrucke dieser „Union“ bei: Brenneysen, Ost-Friesische Historie, S. 593-596; Wiemann, Probleme 
der Ständegeschichte in Ostfriesland, S. 89-91. 
2510 Kappelhoff, Die ostfrieischen Landstände und die Stadt Emden, S. 81; Antholz, Althusius, S. 175; 
Schmidt, Geschichte Ostfrieslands, S. 270. 
2511 Wiemann, Materialien, S. 76; Antholz, Althusius, S. 164 f.  Brenneysen, Ost-Friesische Historie, Bd. 
II, S. 463, 476: Dieses Versammlungsrecht wurde den Landständen von den später eingeschalteten 
niederländischen „Committierten“ bestätigt.
2512 Antholz, Althusius, S. 165.
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gige „freye Wahl“2513 bei der Entscheidung, wen die Stände zu den Landtagen 
schicken wollten und wie die Landtagsteilnehmer dann votierten, garantieren 
müsse.2514 Auch mit den Beheerdischheiten, also den an den Hof gebundenen ge-
pachteten Stücklanden und der dafür dem Landesherrn oder anderen zu entrich-
tenden Pacht beschäftigte man sich. Demnach wurden auch genuin bäuerliche 
Interessen berücksichtigt.2515 Die Bitte an den Landesherrn, auf den in Emden 
erlassenen Landtagsschluss einen landesherrlichen Landtagsabschied zu erlassen, 
wurde nicht gewährt. Daraufhin verfertigte der Emder Landtag einen eigenen 
Landtagsabschied.2516 Die Beschlüsse auf diesem – in den Augen des Landesherrn 
„vermeynten“2517 – Landtag in Emden wurden von den teilnehmenden Ständen 
für verbindlich erklärt: Sie sollten für alle nicht erscheinenden Stände gelten. 
Johannes Althusius als Syndicus der Stadt Emden schrieb von einer „genügsa-
men Vollmacht“ der ständischen Teilversammlung mit Vertretern Emdens, der 
Ritterschaft und Eigenerben aus zwei westlichen (Marsch-)Ämtern (Emden und 
Greetsiel).2518 Diese Vollmacht sei vor allem dadurch gesichert, dass die Propo-
sition des gleichzeitig stattfindenden gräflichen Landtages landesvertragswidrige 
Forderungen enthalte und Emdens Rechte missachte. Die Selbstversammlung 
der Stände wurde von Althusius so als ein „naturrechtlich und verfassungsmäßig 
legitimiertes Notwehrrecht“2519 erklärt, das vor allem in Anspruch genommen 
wurde, weil der Graf gleichzeitig eine neue Landeskasse in Aurich einrichtete und 
neues Kriegsvolk anwarb.2520
Anfang Oktober 1618, also nur einen Monat nach der Eröffnung des „vemeyn-
ten“ Landtages, schrieb Graf Enno einen Landtag nach Norden aus, an dem nur 
die Städte Aurich und Norden und der Großteil des Hausmannsstandes teilnah-
2513 Brenneysen, Ost-Friesische Historie, Bd. II, S. 512.
2514 Ebd., S. 512.
2515 Antholz, Althusius, S. 166. 
2516 Ebd., S. 166. Abdruck des Emder Landtagsabschiedes: Brenneysen, Ost-Friesische Historie, Bd. II, S. 
495-525.
2517 Brenneysen, Ost-Friesische Historie, Bd. II, S. 466.
2518 Antholz, Althusius, S. 164; Schmidt, Geschichte Ostfrieslands, S. 269.
2519 Antholz, Althusius, S. 164.
2520 Ebd., S. 164.
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men.2521 Die Konfrontationslinien verliefen mit den beiden Landtagen in Nor-
den und in Emden also für Ostfriesland das erste Mal so klassisch, wie sie in wei-
teren Konflikten bis 1744 verlaufen sollten: auf der einen Seite die calvinistische 
Marsch, also Emden mit der Ritterschaft und Eigenerben aus zwei westlichen 
Marschämtern, auf der anderen Seite die lutherische Geest mit den Städten Nor-
den und Aurich sowie den restlichen, vornehmlich lutherischen Eigenerben mit 
dem Landesherren.2522 Aurich und Norden und die übrigen Deputierten waren 
bereit, der Verlegung der Landeskasse und der ständischen Verwaltung in die gräf-
liche Residenzstadt Aurich zuzustimmen, welche die Landesherrschaft anstrebte. 
Damit wären Landeskasse und Verwaltung dem Emder Einfluss entzogen wor-
den.2523 Diese dem Landesherren wohlgesonnenen Stände wählten eigene Steuer-
administratoren, die ihren Sitz in Aurich nahmen, es wurde also eine „ständische 
Gegenadministration“2524 unter gräflichem Schutz und Einfluss gegründet. 
Verhandlungen zwischen beiden Gruppen wurden geführt, brachten aber kein 
Ergebnis. Emden verlangte den Abbau der Auricher Steuerverwaltung, wofür 
Graf Enno jedoch die Verantwortung von sich schob. Er behauptete, dies sei eine 
ständische Angelegenheit zwischen Emden und Aurich. Er wolle zwischen beiden 
Parteien nur vermitteln. Der für diese Verhandlungen auf der landesherrlichen 
Emder Burg weilende Landesherr wurde von den Emdern interniert und kam 
erst nach Wochen und nach Eingreifen des englischen Königs und der niederlän-
dischen Generalstaaten wieder frei.2525 Weitere Verhandlungen im Februar 1619 
in Osterhusen, vom Mai bis Juli in Marienhafe und im August wieder in Oster-
husen führten noch nicht zu einer Lösung des Konflikts. Bei diesen Auseinan-
dersetzungen forderte Althusius als Syndicus der Stadt Emden unter anderem die 
Erhaltung des Emder Steuerkollegiums und die Auflösung der neuen Auricher 
Landeskasse. Aber auch der landesherrliche Kanzler Dothias Wiarda und der 
2521 Antholz, Althusius, S. 166. 
2522 Schmidt, Geschichte Ostfrieslands, S. 269 f. 
2523 Ebd., S. 269. 
2524 Ebd., S. 269.
2525 Klopp, Geschichte Ostfrieslands, Bd. 2, S. 240 f. 
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Syndicus des Dritten Standes, Sixtus von Amama, verteidigten ihre Forderungen 
Ende September 1619 vehement.2526 
Beide Parteien versuchten zwischen 1618 und 1620 den jeweils anderen Land-
tag zu delegitimieren, um anzuzeigen, dass man ein Handeln des gegnerischen 
Landtages, der gegnerischen Landstände unter Emder oder landesherrlicher Füh-
rung, für das ganze Land nicht akzeptierte. Althusius, als Sprecher der Emder 
Stände, argumentierte, dass die landesherrlich gewogenen Landstände „Contra-
vention“ (Vertragsbruch) begangen hätten.2527 Der Landesherr nannte den Em-
der Landtag von 1618 eine „Rottierung und Meuterey“.2528 Aus gräflicher Sicht 
wurde der Landtag von 1618 nicht nur als „vermeynt“2529 bezeichnet, sondern 
auch als 
„Convent, wozu die andere Städte / und gemeine Unterthanen der 
Graffschafft / der Hausmanns=Stand genannt / auch geladen gewesen 
/ von der Städte aber gar niemand / und aus den Unterthanen etliche 
unqualificirte particular-Personen erschienen: Daß solcher Conventus 
von I.G. und von den Städten und dem Hausmanns=Stand hoch wie-
dersprochen / dergestalt / daß auch hernacher auf einem von I.G. nach 
Norden ausgeschriebenem Land=Tag / durch einen offenen publicirten 
Land=Tags=Abschied / alle die Acta Conventus Emdani cassiret / annu-
liret und auffgehoben worden.“2530 
Unter anderem auch wegen unqualifizierter Teilnehmer aus dem Hausmann-
stand sprach der Landesherr den landständischen Landtagen also ihre Berech-
tigung ab, Beschlüsse zu verfassen. Sein Landtag und sein Landtagsabschied 
machten die Emder Landtagsbeschlüsse ungültig. Nachdem der Landesherr in 
Gravamina des Jahres 1619 an die Generalstaaten einen weiteren Landtag, der 
von Emden und der Ritterschaft ausgeschrieben worden war, angegriffen hatte, 
2526 Antholz, Althusius, S. 166 ff.; Schmidt, Geschichte Ostfrieslands, S. 269; Wiarda, Geschichte, Bd. 
IV, S. 79 ff.
2527 Brenneysen, Ost-Friesische Historie, Bd. II, S. 527.
2528 Ebd., S. 512 f.
2529 Ebd., S. 466.
2530 Ebd., S. 495. 
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setzte er seine Vorwürfe an die Emder Landstände bezüglich des Umgangs mit 
bäuerlichen Deputierten fort2531: Der Graf zog in Zweifel, dass die von Emden 
bestimmten Landstände gewillt seien, nur „Wolgesessene und Eigen=geerbte“2532 
zu Landtagen zuzulassen. Er unterstellte den Ständen, dass sie zulassen woll-
ten, dass „Krämer / Becker / Brauer und Heuer=Leute“2533, also unterbäuerliche 
Schichten, Handwerker und Landpächter aus Gemeinden bevollmächtigt wür-
den. Auch in einem Schreiben an die Generalstaaten am 15. Juni 1620 diskre-
ditierte er die „Ligue“ der Emder wegen der Teilnahme von nicht qualifizierten 
Hausmannstandsdeputierten an den Landtagen: 
„Und als ich gesehen habe / daß zu dem Ende und wider mich eine 
neue Ligue, in der oberwehnten Resolution der dreyen aus der Ritter-
schafft / der Deputirten von Emden/ und sieben schlechten Personen aus 
dem Hausmanns=Stand / entworffen gewesen / habe ich Ursache gehabt 
/ solche Ligue nicht zu confirmiren.“2534 
Die von Emden geprägten Landstände gingen auf solche Unterstellungen gar 
nicht näher ein, sondern behaupteten nur, dass auch sie daran interessiert seien, 
dass nur Eigenerben an den Landtagen teilnahmen. Beide Seiten forderten, dass 
die bäuerlichen Deputierten in Zukunft „qualificiret“ genug für die Teilnahme 
am Landtag, also mit genügend Besitz ausgestattete Eigenerben seien.2535 Althusi-
us soll laut Kappelhoff an der Diskussion um die Qualifizierung der bäuerlichen 
Deputierten besonders beteiligt gewesen sein. Ob er die Masse der bäuerlichen 
Deputierten wirklich für zu dumm und ungebildet gehalten hat, um den Erör-
terungen auf Landtagen zu folgen,2536 lässt sich wohl nicht mehr herausfinden, 
handfeste politische Überlegungen standen aber auf jeden Fall hinter solchen 
Forderungen nach einer genügenden Besitzqualifikation der Bauern. Ungenü-
gender Besitz der Bauern lieferte beiden Seiten den Vorwand, die Resolutionen 
2531 Brenneysen, Ost-Friesische Historie, Bd. II, S. 477 f. 
2532 Ebd., S. 478.
2533 Ebd., S. 478.
2534 Ebd., S. 469.
2535 Ebd., S. 478.
2536 Kappelhoff, Die ostfriesischen Landstände und die Stadt Emden, S. 82. 
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des dritten Standes und die Beschlüsse der Mehrheit des Landtagsplenums anzu-
fechten.2537
Um einen Landtag als nicht beschlussfähig zu erklären, hatte man auch schon 
vor diesen Konflikten den Hausmannsstand delegitimiert. Schon seit 1590 hatte 
es immer wieder Konflikte um einzelne Abgeordente des Hausmannsstandes2538, 
um die Einmischung in ihre Wahl durch landesherrliche Beamte oder eine „Un-
terschiebung“ von Beamten als Hausleute gegeben.2539 Ungenügende Vollmach-
ten bäuerlicher Deputierter oder einzelne fehlende Besitzqualifikationen wurden 
von Ständen bzw. vom Landesherrn dazu benutzt, ganze Landtage als nicht be-
schlussfähig zu erklären.2540 1617 kam es zum Beispiel zu einer Auseinanderset-
zung innerhalb des dritten Standes um die Teilnahme bestimmter Deputierter 
am Landtag und um ihre Befugnisse zur Unterzeichnung einer Resolution. Pro-
teste und Unterschriftsverweigerungen von Gemeinden fielen vor, weil nicht ein-
deutig war, ob bestimmte Deputierte als Privatpersonen oder als Bevollmächtigte 
ihrer Gemeinden anwesend und befugt waren. Die protestierenden Gemeinden 
waren der Überzeugung, dass Landtagsteilnehmer Deputierte der Gemeinden 
sein sollten.2541
Die Qualifikation von gegnerischen Bauern wurde zwischen 1618 und 1620 
noch in einer weiteren Hinsicht diskreditiert. Der Hausmannsstand wählte Ver-
treter in die beiden Steuerausschüsse, den Ordinärdeputiertenausschuss und das 
Administratorenkollegium.2542 Welche Repräsentanten dafür infrage kamen, war 
2537 Antholz, Althuius, S. 180. 
2538 Schmidt, Geschichte Ostfrieslands, S. 263; Wiarda, Geschichte, Bd. IV, S. 129; Brenneysen, Ost-
Friesische Historie, Bd. I, S. 170 f.: Die Ursache für die formale Festlegung im Jahre 1620 sehen die 
angegebenen Historiker vornehmlich in den Querelen um das passive und aktive Wahlrecht und nicht 
in Auseinandersetzungen um die Korporations- und Repräsentationsqualität. 
2539 Brenneysen, Ost-Friesische Historie, Bd. II, S. 44, 115-117; Wiemann, Materialien, S. 75.
2540 Antholz, Althusius, S. 102 f.; Brenneysen, Ost-Friesiche Historie, S. 515; Wiemann, Materialien, 
S. 75.
2541 Wiemann, Materialien, S. 75.
2542 König, Verwaltungsgeschichte, S. 338; Heißler, Ostfriesische Singularität, S. 111; Wiemann, Grund-
lagen, S. 69 ff.; Heißler, Ostfriesische Singularität, S. 112. Kappelhoff, Die soziale Reichweite, S. 19.
 Im ostfriesichen Landtag fällt der Begriff der Re-/Präsentation zu Beginn des 17. Jahrhunderts nur in 
Bezug auf die beiden Steuerausschüsse. Nur diese Art der bevollmächtigten Repräsentation wurde also 
als solche benannt (Brenneysen, Ost-Friesische Historie, Bd. II, S.  468, 478, 567, 583).
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zwischen 1618 und 1620 ein wichtiger Konfliktpunkt in der Auseinanderset-
zung zwischen renitenten und dem Landesherrn gehorsamen Ständen. Beide 
„Partey[en]“2543 versuchten die Wahl von Bevollmächtigten der Gegner zu ver-
hindern. Dafür wurde die Qualifikation dieser Repräsentanten des Hausmanns-
standes infrage gestellt.2544  
Zudem wurde in den Auseinandersetzungen zwischen 1618 und 1620 auch 
die Form bäuerlicher Wahlen kritisiert. So äußerte der Landesherr in seinen Gra-
vamina von 1619 die Vermutung, die von Emden beeinflussten Landstände wür-
den die Wahlen der Hausmannsstandsdeputierten beeinflussen: 
„So lassen sie auch die Vollmachten des dritten Standes in Emden con-
cipiren / und solche nach ihrer Intention und zu ihrem Dienst dirigiren 
/ hernacher aber selbige privatim, clam von Haus zu Haus / durch ihre 
Emissarios unterzeichnen“.2545 
Die renitenten Stände gaben diesen Vorwurf zurück: Auch der Landesherr 
habe heimlich Unterschriften für die Vollmachten seiner Hausmannsstandsfa-
voriten gesammelt.2546 Sie behaupteten außerdem, dass der Landesherr durch 
Bedrohung, Umfragen und Unterschriftensammlungen auf die Wahl und das 
Abstimmungsverhalten der Landstände und der Deputierten des Dritten Standes 
eingewirkt habe.2547 Neben der Besitzqualifikation der Deputierten stritt man 
sich also auch um das korrekte Zustandekommen der Hausmannstandsdeputier-
tenwahlen. 
Die Generalstaaten vermittelten zwischen den beiden Parteien, nachdem die 
Emder den Landesherrn interniert hatten und eine weitere  Eskalation des Kon-
fliktes drohte. 1620 wurde die „auseinandergebrochene Einheit der ‚Landschaft’ 
wenigstens vordergründig“ wieder hergestellt2548. Für einen weiteren, in Norden 
2543 Brenneysen, Ost-Friesische Historie, Bd. II, S. 467.
2544 Ebd., S. 468 f., 478 f., 573, 577 f., 583. 
2545 Ebd., S. 478.
2546 Ebd., S. 478.
2547 Ebd., S. 512-514.
2548 Schmidt, Geschichte Ostfrieslands, S. 269.
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ausgeschriebenen Landtag vom März bis Mai 1620 hatten die Generalstaaten 
ihre Beschlüsse aus den Verhandlungen übergeben und die Stände und den Lan-
desherrn ermahnt, diese auch anzunehmen.2549 Obwohl Althusius auf diesem ge-
meinsamen Landtag versuchte, alle Kurien für die Emder Position und dement-
sprechend für die Beschlüsse des Emder Landtags von 1618 zu begeistern, wurde 
er von den beiden anderen Städten und Vertretern des Hausmannsstandes abge-
wiesen.2550 Die Ritterschaft, die Stadt Emden und die Hausleute der beiden west-
lichen Ämter veröffentlichten dennoch am 28. Mai 1620 einen Landtagsschluss 
als eine „Resolution sämtlicher Stände“, allerdings ohne die Unterschriften der 
Städte und der restlichen Hausleute, die weiterhin auf Seiten des Landesherrn 
standen.2551 
Nachdem die niederländische Vermittlungskommission abgereist war, ohne 
dass es zu einer Lösung aller Streitpunkte gekommen war, beschwerte sich Enno 
III. am 15. Juni 1620 zunächst bei den Generalstaaten über ihre Kommission, um 
dann zu zeigen, wie die von Emden bestimmten Landstände mit ihrem Landtag 
und ihren Beschlüssen vom 28. Mai 1620 seine „Regierung“ und seinen „Staat“ 
gestört hätten: 
„Nachdem Ew. Hochmögende Committirte vor wenig Tagen bey ihrer 
Abreise harte Briefe / davon die Copey hiebey gehet / an mich geschicket 
haben / woraus ich gnugsam ersehe / daß dieselbe ein Mißvergnügen 
wider mich gefasset haben / um deß willen / daß ich mich nicht in al-
lem nach ihrem Willen conformiren könne; So habe ich gut befunden 
/ da die Commission nunmehro erloschen / den Einhalt solcher Briefe 
an Ew. Hochmögende selbst zu beantworten / und Ihnen die ursachen 
vorzustellen / warum ich in der Committirten Vorstellung nicht habe 
condescendiren / noch das jenige / was mir als eine vermeynte Resolu-
tion aller meiner Land=Stände / unter dem Siegel und Unterschrifft 
dreyer Personen aus der Ritterschaft, der Stadt Emden Deputirten und 
sieben Hausleute von schlechter Sorte / wider die Meinung der andern 
2549 Brenneysen, Ost-Friesische Historie, Bd. II, S. 563.
2550 Antholz, Althusius, S. 170. 
2551 Ebd., S. 170.
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Stände und des gantzen Hausmanns=Standes praesentiret ist / dadurch 
nichts anderes gesuchet werde / als meinen gantzen Staat und Regierung 
umzukehren / und per indirectum auszurichten / was sie auf ihrem ver-
meynten Land=Tag zu Emden Anno 1618 entworfen haben / worüber 
so viele Ungelegenheit entstanden ist.“2552 
Der von den Emdern bestimmte Landtagsschluss vom Mai wurde vom Lan-
desherrn demnach als Bedrohung seiner Regierung aufgefasst. Die Emder Land-
stände wollten seiner Ansicht nach auf nicht rechtmäßiger Grundlage für alle 
anderen Landstände und damit für das Land, für alle Untertanen sprechen 
und handeln. Und tatsächlich hatten die Stände ihre Beschlüsse von 1620 als 
„Land=Tags=Abschied“ bezeichnet und so behauptet, den Konflikt mit diesem 
Abschied abgeschlossen zu haben und so für das Land gesprochen zu haben.2553 
Auch die Vertreter der Städte Aurich und Norden protestierten heftig gegen den 
Landtagsschluss der Emder Stände vom Mai 1620, der als „Werk des Emder Syn-
dicus“, also des Althusius, bezeichnet wurde.2554
Am 6. Juli 1620 erging dann ein konkurrierender gräflicher Landtagsschluss, 
der wesentliche Forderungen der Generalstaaten wie zum Beispiel die Aufhe-
bung des Auricher Steuerkollegiums berücksichtigen musste. Landeskasse und 
Administratorenkollegium blieben damit in Emden und auch Oldersum musste 
vom Landesherrn herausgegeben werden. Anderen Vorgaben der Generalstaaten 
konnte die Landesherrschaft aber ausweichen.2555 Damit war aber „der landes-
herrliche Versuch, über den ‚gehorsamen’ Teil der Stände zu einer Erweiterung 
gräflicher Autorität, zur Konzentration der hoheitlichen Gewalten in seiner Resi-
denz Aurich zu kommen“, gescheitert.2556  
Beide Parteien hatten mit der Abhaltung „ihrer“ Landtage und mit den Be-
schlüssen den Anspruch erhoben, allein als Verkörperung des Landes verbind-
2552 Brenneysen, Ost-Friesische Historie, Bd. II, S. 466.
2553 Ebd., Bd. II, S. 563: Ausführlich zur tatsächlichen Geltung des Landtagsabschiedes vom 28. Mai 1620 
siehe Kapitel „V.2.1.1. Implementation? Die Praxis in den Gemeinden“.
2554 Antholz, Althusius, S. 171.
2555 Schmidt, Geschichte Ostfrieslands, S. 269; Antholz, Althusius, S. 102, 112.
2556 Schmidt, Geschichte Ostfrieslands, S. 269. 
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lich handeln zu können2557, also die „in bestimmten Rechtsformen vollzoge-
nen Handlungen der Stände allen Untertanen rechtlich zuzurechnen.“2558 Diese 
Vorstellung, dass die versammelten Landstände das Land repräsentierten, kann 
man mit dem Begriff der „Identitätsrepräsentation“ beschreiben. Beide Seiten 
– der Landesherr mit seinen „gehorsamen“ Ständen und die „renitenten“ Stän-
de – stellten 1620 in ihren Landtagsabschlüssen ihren Landtagsabschluss als ei-
nen allgemeinen Schluss aller Stände dar. Die Handlungsfähigkeit der gesamten 
landständischen Korporation sollte so präsentiert werden. Da „sämtliche Stände“ 
entschieden hätten, sollten die Entscheidungen auch umgesetzt werden. Die re-
nitenten Landstände setzten im Landtagsschluss vom 28. Mai 1620 fest: 
„Und weil den Ständen und dem gemeinen Besten viel daran gele-
gen / daß die gemeine Sachen mit gemeiner Berathschlagung abgethan 
werden; So haben die sämtliche Stände einhellig sich verpflichtet und 
angenommen / daß sie nach Anweisung der Accorden und Recessen, in 
gemeinen Sachen und deren Berathschlagung / sich keinerley Weise wol-
len trennen lassen / noch selbsten trennen; Erklären sich auch hiermit 
ausdrücklich und öffentlich / im Fall gegen obgemeldte Gelübde etwas 
gehandelt und resolviret werden möchte / daß solches für Null / unbün-
dig und unkräfftig solle gehalten werden.“2559 
Der Landesherr und seine gehorsamen Stände beantworteten solch ein Ver-
sprechen mit dem fast gleichen Bekunden einer Einheit der Stände in ihrem 
Landtagsschluss vom 6. Juli 1620. Diese Einheit sollte durch Mehrheitswahlrecht 
realisiert werden, wenn die Stände einmal unterschiedlicher Meinung waren: 
„Daß die Stände sich die Berathschlagung derer auf Land=Tagen pro-
ponirten Puncten mit Fleiß lassen angelegen seyn / und sich von einan-
der nicht trennen / ist löblich und dem gemeinen Besten heilsahm; Wann 
aber Discrepanz fürfället / so vermögen die Recessen und Abschiede / daß 
2557 Antholz, Althusius, S. 171.
2558 Stollberg-Rilinger, Vormünder des Volkes?, S. 83. 
2559 Brenneysen, Ost-Friesische Historie, Bd. II, S. 568.
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die majora vota Platz haben sollen / und ist jederzeit also gehalten wor-
den / dabey lassens I.G. auch bewenden.“2560 
An dieser Herstellung einer Einheit und damit Handlungsfähigkeit des Land-
tages in der Zukunft hatten offenbar sowohl die emdisch geprägten Landstände 
als auch die Landesherrschaft ein Interesse, um das „gemeine Beste“ zu erfüllen. 
Die Landstände sollten eine Einheit sein, damit sie und ihre Beschlüsse wieder 
dem Land zugerechnet werden konnten. Wenn die Stände rechtmäßig und un-
bestritten versammelt waren, dann galten die Stände nicht als einzelne, sondern 
als Ganzes, also als Korporation.2561 Von diesem Korporationscharakter war dann 
auch die Repräsentationsfähigkeit abhängig.2562 Nur auf diese Weise konnten 
gefasste Beschlüsse tatsächlich und unbestritten für das Land gelten und somit 
das Land auf dem Landtag durch eine Identitätsrepräsentation vertreten werden. 
Die Landstände, die von Emden dominiert wurden, hatten ein Interesse an die-
ser Korporationsfähigkeit, um ihre zukünftige Handlungsfähigkeit unbestritten 
vom Landesherren und den dem Landesherren gehorsamen Ständen durchset-
zen zu können. Wenn sie die Korporations- und Repräsentationsfähigkeit der 
Gesamtlandstände ihnen gegenüber bewiesen, konnten sie wieder unbestritten 
beschlussfähig werden. Es ging nicht um ein Anzeigen einer Korporations- und 
Repräsentationsfähigkeit gegenüber der sonstigen Bevölkerung.2563 Schon auf 
dem Landtag in Emden im Jahre 1618 forderten sie deshalb vom Landesherrn, 
2560 Brenneysen, Ost-Friesische Historie, Bd. II, S. 585.
2561 Stollberg-Rilinger, Vormünder des Volkes?, S. 92.
2562 Ebd., S. 84, 88, 92, 299: Der Repäsentationscharakter der Landstände war also abhängig von ihrer 
Korporationsqualität, d.h. dem Grad ihrer politischen Integration zu einem Ganzen.
2563 Stollberg-Rilinger, Vormünder des Volkes?, S. 83 f., 298 f.: Bei der Anwendung der juristischen Fik-
tion, dass die Landstände die Gesamtheit der Untertanen wie eine universitas repräsentierten, ging es 
nach Stollberg-Rilinger nicht darum, das Verhältnis zwischen Ständen und mittelbaren Untertanen 
zu legitimieren. Vielmehr wurde die Handlungsfähigkeit der Landstände als Korporation und die 
Zurechenbarkeit ihrer korporativ gefassten Beschlüsse sichergestellt. Zentral ist bei der Bemühung der 
Repräsentationsfigur auf der Grundlage der Korporationstheorie also nach Stollberg-Rilinger eher die 
Handlungsfähigkeit der Landstände gegenüber dem Landesherrn.
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„Daß I.G. bey Verfassung der Land=Tags=Abschiede de qualitate De-
putatorum nicht disputire / oder dieselbe gäntzlich verwerffe / oder wi-
dersinnig interpretire / oder kehre; […].“2564
Eine rechtmäßige Versammlung und ein Landtagsabschied waren also nur 
möglich, wenn auch die Hausmannsstandsdeputierten als rechtmäßige Glieder 
der Landstände galten. Eine Delegitimierung der Landständekorporation durch 
die Infragestellung der Landtagsberechtigung von bäuerlichen Extraordinärde-
putierten, aber auch Ordinärdeputierten und Administratoren sollte in Zukunft 
verhindert werden. Der Landesherr blieb dabei, dass er die Qualifikation der De-
putierten anzweifeln dürfe, wenn es dazu Anlass gebe: 
„Es ist ganz ungereimt / daß man / wenn sich die Vota discrepant 
befinden / nicht solle Achtung geben auf der Votirenden Qualität und 
Vollmacht.“2565
Neben den Regelungen zur Landeskasse und dem Adminsitratorenkollegium 
waren beide Parteien 1620 einer Meinung, dass die Zugangsberechtigung der 
Hausleute zur aktiven und passiven Deputiertenwahl genau geregelt werden soll-
te, um diese Auseinandersetzungen zu vermeiden. Die von Emden bestimmten 
Landstände formulierten dies so: 
„[…] und würde es recht gut seyn / wenn mit dem ehesten ein guter 
und fester Fuß gesetzet würde / wie diejenigen / so auf Land=Tagen er-
scheinen wollen / qualificiret seyn müssen.“2566 
Als Landtagsdeputierte und Wähler kamen nur die eigenbeerbten Hausleute 
in Frage. So schlugen die Emder Stände in ihrem Landtagsschluss vom 28. Mai 
1620 eine genaue Abgrenzung der Bauern gegenüber anderen ländlichen Grup-
pen vor.2567 Das aktive und passive Wahlrecht erhielten nach diesem von Emden 
2564 Brenneysen, Ost-Friesische Historie, Bd. II, S. 516. 
2565 Ebd., S. 516. 
2566 Ebd., S. 478.
2567 Ebd., S. 568.
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bestimmten Landtagsschluss diejenigen Eingesessenen eines Kirchspiels, welche 
auf der Marsch entweder 25 Grasen Eigen- bzw. 50 Grasen „beheerdisches“ (Erb)
pachtland besaßen. Auf der Geest sollten sie einen ganzen Herd und in den Fle-
cken (Greetsiel, Weener, Jemgum und Leer) 25 Grasen Eigenland bzw. 1000 
Reichstaler an Vermögen vorweisen.2568 Mit den 1000-Taler-Stimmen wollte man 
denjenigen Einwohnern eine Stimme geben, die nicht genug Landbesitz, aber 
genug Vermögen hatten, um stimmberechtigt zu sein.2569 Alle kleineren Besitzer 
sollten ausgeschlossen sein: Dazu gehörten halbe und viertel Herde auf der Geest, 
kleinere Grasenbesitzer auf der Marsch und die unterbäuerlichen Warfsleute.2570 
Das Verhältnis zwischen bäuerlichem Deputiertem und bäuerlichen Wählern 
sollte demnach eine Vertretungsrepräsentation sein. So orientierte man sich an der 
schon vorher üblichen Vertretungsrepräsentation der bäuerlichen Landtagsdepu-
tierten für Ihre Gemeindegenossen. Damit kam eigentlich nicht den Bürgern und 
Bauern ein Recht auf Repräsentation zu, sondern kommunalen Korporationen. Ge-
wählt und bevollmächtigt wurden die Deputierten im Rahmen einer Kommune.2571 
Nicht in die Vertretungsrepräsentation einbezogen waren nach der Rechtsetzung 
vom Mai 1620 die unterhalb der als Minimum festgelegten Besitzqualifikation lie-
genden Herde, Stücklande und Häuser in den Kirchspielen mit ihren Besitzern. 
Auch im konkurrierenden gräflichen Landtagsschluss vom 6. Juli 1620 findet 
sich ein Passus zum aktiven und passiven Wahlrecht der Bauern.2572 Das Kirch-
spiel wurde darin auch als Wahlgemeinde gesetzt. Abweichend vom „renitenten“ 
Landtagsschluss ließ dieser Passus aber auch zu, dass Eigenerben auf Landtagen 
2568 Brenneysen, Ost-Friesische Historie, Bd. II, S. 568. 25 Grasen waren ungefähr 9,2 ha. 50 Grasen 
Beheerdischtes Land waren 18,4 ha. Auf der Geest betrug die Größe des Gastlandes von Vollherden 
5-8 ha. Dazu kamen Wiesenland und die Nutzung der Gemeindeweide. Im 18. Jahrhundert durfte 
ein Vollherd auf der Gemeinweide durchschnittlich 4 Pferde und 8 Kühe „aufschlagen“, wenn die 
Nutzung der Weide durch Bevölkerungs- und damit einhergehendem Viehwachstum nicht schon 
eingeschränkt war. Damit entsprach der ostfriesische Herd der „gemeindeutschen“ Hufe (Swart, Frie-
sische Agrargeschichte, S. 156).
2569 Dirksen, Predigerwahlrecht der Interessenten, S. 282-290.
2570 Schmidt, Geschichte Ostfrieslands,  S. 264; Luebke, Signatures and Political Culture, S. 508.
2571 Kappelhoff, Die soziale Reichweite, S. 21;  Luebke, Signatures and Political Culture, S. 504; Hin-
richs, Die ostfriesischen Landstände, S. 5, 54 f.; Mitterauer, Grundlagen politischer Repräsentation, 
S. 11-41; Blickle, Einführung. Mit den Gemeinden Staat machen, S. 12.
2572 Brenneysen, Ost-Friesische Historie, Bd. II, S. 584.
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auch aus eigenem Recht und nicht nur als Bevollmächtigte ihrer Gemeinden 
anwesend sein durften.2573 Im Jahre 1620 war man sich demnach in Ostfriesland 
noch nicht einig, aus welchem Recht die Eigenerben auf Landtagen erscheinen 
sollten: Waren sie eine reine Vertretung ihrer Gemeinden, oder waren sie wie 
die Ritterschaft wegen ihrer am Eigentum haftenden Herrschaftsrechte zu Land-
tagen berechtigt? Die Anweisungen bezüglich der notwendigen Besitzgrößen 
ähnelten dem Landtagsschluss der Emder Landstände: Das aktive und passive 
Wahlrecht erhielten diejenigen Eingesessenen eines Kirchspiels, welche auf der 
Marsch entweder 25 Grasen Eigen- bzw. 50 Grasen „beheerdisches“ (Erb)pacht-
land besaßen. Auf der Geest sollten sie einen halben Herd und in den Flecken 
(Greetsiel, Weener, Jemgum und Leer) 25 Grasen Eigenland bzw. 1000 Reichs-
taler an Vermögen vorweisen. Hier war also auf der Geest nicht ein ganzer Herd 
notwendig, um das passive und aktive Wahlrecht zu erhalten, sondern es reichte 
ein halber Herd.2574 Der emdisch-renitente Landtagsschluss vom 28. Mai 1620 
berechtigte dagegen nur die ganzen Herde zur Wahl.2575 Zusätzlich wurde im lan-
desherrlich geprägten Landtagsschluss auch die Form der Wahl geregelt. Es heißt 
da, „vor allen Dingen“ müsse das Zustandekommen von Vollmachten für den 
Landtag im Dorf selbst geregelt werden.2576 Die Wahl sollte in „aufrichtiger und 
rechtmäßiger“2577 Weise durchgeführt werden, damit Bauern als Hausmanns-
standsdeputierte anerkannt werden konnten. Die Wahlgemeinde sollte sich in 
der Kirche oder an einem anderen bequemen, aber öffentlichen Ort zusammen-
finden und die dort gewählte Person durch eine Vollmacht berechtigt sein, die 
Gemeinde zu vertreten. Diese Vollmacht sollte vom Pastor oder Notar und allen 
Wählern unterschrieben sein. Auf keinen Fall solle die Vollmacht von Haus zu 
Haus getragen und „Winckels=Weise“2578 unterschrieben sein. 
Wenn auch beide Landtagsschlüsse die Besitzqualifikationen unterschiedlich 
fassten, stimmten sie dennoch in den grundsätzlichen Zielen überein: Man wollte 
2573 Brenneysen, Ost-Friesische Historie, Bd. II, S. 584 f. 
2574 Ebd., S. 584. 
2575 Ebd., S. 568. 
2576 Ebd., S. 584.
2577 Ebd., S. 584.
2578 Ebd., S. 584.
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die Teilhabe der Bauern an den Landtagen landesweit und kontrollierbar regeln. 
Die Beteiligung der Eigenerben vor 1620, aber auch die im Jahre 1620 beschlosse-
nen Wahlberechtigungen beruhten grundlegend auf der rechtsgewohnheitlichen, 
ständisch gegliederten Verfassungsrealität, wie sie für die Gemeinde schon ge-
schildert wurde.2579 Danach bildete die rechtsgewohnheitliche Teilhabe an Herr-
schaft die Grundlage für die Zugehörigkeit zum bäuerlichen „Hausmannsstand“. 
Teilhabe an Herrschaft erwiesen die Bauern durch die Teilnahme an der Gemein-
deversammlung, die mit einem bestimmten Reichtum an Grund und Boden ein-
herging. Zu Wahlen von Landtagsdeputierten und Bauerrichtern, Deichrichtern 
usw. waren nur die Bauern mit Herdbesitz berechtigt. Die Vertretungsrepräsen-
tation, die in den Gemeinden bei der Bauerrichter- und Landtagswahl schon 
praktiziert wurde und auf einer solchen Teilhabe an Herrschaft beruhte, wurde 
in den Rechtsetzungen von 1620 übernommen, und die ständisch-korporativ 
gegliederte politisch-soziale Realität wurde in den Rechtsetzungen von 1620 im 
Großen und Ganzen nicht in Frage gestellt. Die Zurechenbarkeit von landständi-
schen Beschlüssen mit bäuerlicher Beteiligung auf unterbäuerliche Hintersassen 
stand auch nie zur Debatte und musste auch im Untersuchungszeitraum nicht 
geregelt oder thematisiert werden.2580 An eine Wahl der Deputierten durch alle 
Gemeindeeinwohner und damit an eine sehr grundlegende Änderung dieser Be-
dingung für eine landständische Repräsentation dachte man bis zum Ende des 
18. Jahrhunderts gar nicht.2581 
Allerdings wurde eine Überformung dieser rechtsgewohnheitlichen Berechti-
gungen nötig, als zwei konkurrierende Landtage einander die jeweilige Berech-
tigung absprachen und die Emder Landstände sowie der Landesherr mit seinen 
gehorsamen Landständen versuchten, die Zusammensetzung der gemeinsamen 
Landtage in Zukunft zu kontrollieren. Landesherr und renitente Landstände hat-
ten ein Interesse daran, dass die versammelten Landstände auf einem gemeinsa-
2579 Allgemein zur Wirkmächtigkeit der ständisch gegliederten Verfassungsrealität: Stollberg-Rilinger, 
Vormünder des Volkes?, S. 101 f.
2580 Stollberg-Rilinger, Vormünder des Volkes?, S. 298 f.: Stollberg-Rilinger betont, dass eine Diskussion 
über die Zurechnung landständischer Beschlüsse auf die Hintersassen von Adeligen in der Frühen 
Neuzeit nicht notwendig war. Genauso war sie in Ostfriesland bezüglich der Bauern nicht notwendig.
2581 Kappelhoff, Politische Repräsentation und frühmoderner Staat, S. 285. 
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men Landtag wieder als Korporation anerkannt wurden und dass Landtagsbe-
schlüsse in Zukunft dem Land problemlos zugerechnet werden konnten. Mit 
dem Angriff auf Berechtigungen der Hausleute war die gegnerische Korporati-
onsfähigkeit und damit auch Identitätsrepräsentation angezweifelt worden. Diese 
wollte man nun in einem Landtag wieder erweisen. Dafür mussten die Bauern 
in der Art und Weise zur Teilnahme an Landtagen berechtigt sein, dass man ihre 
Berechtigung nicht anzweifeln konnte. Um dies zu ermöglichen, wurden in den 
Rechtsetzungen von 1620 Bedingungen für Wahlrechte festgelegt, nach denen 
sich die Bauern richten sollten und die kontrollierbar waren. Mit den Landtags-
schlüssen von 1620 sollte es für die von Emden bestimmten Landstände und den 
Landesherrn mit seinen gehorsamen Landständen leichter sein, die Qualifika-
tion und die rechtmäßig ausgestellten Vollmachten von Bauern zu überprüfen. 
Man reduzierte damit die Komplexität der vielen lokalen Rechtsgewohnheiten in 
unterschiedlichen Gemeinden und entfernte sich mit der Berechtigung für den 
Hausmannsstand von den rechtsgewohnheitlichen Wurzeln aus der ständisch-
sozialen Gliederung des alltäglichen Lebens: An gemeindlichen Wahlen nahmen 
nicht nur volle Herde teil, wie dies im Landtagsschluss vom Mai 1620 für die 
Landtagsdeputierten festgelegt worden war, sondern auf rechtsgewohnheitlicher 
Basis auch halbe oder viertel Herde, manchmal auch vereinzelte Warfsleute. Die 
zur Landtagsdeputiertenwahl berechtigten Hausleute wären durch die verlangte 
höhere Besitzqualifikation im Vergleich mit sonst üblichen Berechtigungen bei 
gemeindlichen Wahlen meist ein wenig reichere Bauern mit mehr Besitz gewe-
sen.2582 Zudem orientierte man sich in beiden Landtagsschlüssen für die passive 
und aktive Landtagswahlberechtigung – auf der Marsch –  nicht nur am Herd 
und damit am Haus mit seinen Berechtigungen, sondern explizit vor allem an 
der Größe des Landbesitzes in Grasen.2583 Diese genaue Festlegung der Berechti-
2582 Schmidt, Geschichte Ostfrieslands, S. 262 f.: Johannes Althusius, der maßgeblich an den Beschlüssen 
vom 28. Mai 1620 mitwirkte, hatte in Emden parallel dazu auch die Aristokratisierung des Emder 
Stadregiments entscheidend gefördert, um Proteste gegen seine radikale Autonomiepolitik für Emden 
und eine Annäherung an die Landesherrschaft zu verhindern. Zur Politik des Althusius als Stadtpoli-
tiker und landständischer Syndicus: Antholz, Althusius, S. 51 ff., 172, 184, 228.
2583 Kappelhoff interpretiert die Rechtsetzungen von 1620 anders. Seiner Meinung nach war mit den 
genauen Besitzangaben für die Marsch implizit ausgesagt worden, dass in diesen Bestimmungen nicht 
die reine Größe des Landes als Abgrenzungskriterium gemeint war, sondern mit diesen Besitzangaben 
auf einen Herd, der auch rechtsgewohnheitlich die Teilhabe an Herrschaft sicherte, verwiesen wurde. 
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gungen in der Marsch nach Grasen wurde nur in landesherrlich-landständischen 
Rechtsetzungen wie zur Landtagsdeputiertenwahl und -teilnahme, aber auch zur 
Pfarrerwahlen2584 und in Steuermatrikeln2585 verwandt und dazu benutzt, politi-
sche und sonstige Berechtigung oder Verpflichtung herzustellen. Die genaueren 
Besitzangaben spiegelten aber nicht die rechtsgewohnheitlichen Berechtigungen 
in den Gemeinden, sondern dienten den gezeigten Erfordernissen einer Korpora-
tions- und Repräsentationsfähigkeit des Landtages.2586 In der Marsch konnte üb-
licherweise einfach derjenige an der Wahlgemeinde teilnehmen, der einen Herd 
mit seinen Herrschaftsrechten besaß.2587 Mit beiden Landtagsschlüssen von 1620 
wurden demnach insbesondere die wirtschaftlich-materiellen Voraussetzungen 
(Zahl der Grasen) für eine Wahlteilnahme hervorgehoben. Die sonstigen nicht-
materiellen Bedeutungen, die Herrschaftsrechte, die am Herd in der Marsch haf-
teten, wurden tendenziell vernachlässigt.2588
Seiner Meinung nach befähigte es nicht zur Landtagsteilnahme, wenn die Größe des Landes zwar 
ausreichte, aber nicht zu einem „Haus“ d. h. nicht zu einem eigenen Hof mit „Teilhabe an Herrschaft“ 
gehörte und das Land dann nur als Stücklande bezeichnet wurde. Dies ist für die Praxis sicherlich rich-
tig, allerdings richtete sich diese Praxis nicht nach den Vorgaben von 1620, sondern nach den Rechts-
gewohnheiten in den Gemeinden. In den Gemeinden hatte man Schwierigkeiten mit der Ablösung 
des Herdes als Grundlage für die Teilhabe an öffentlichen Rechten. Damit war auch die Rechtsetzung 
von 1620 für sie schwierig, da in ihr festgelegt worden war, dass die Berechtigung nach der Größe des 
Besitzes erwiesen werden sollte und nicht nach dem Besitz eines Herdes. Es war nach der Rechtset-
zung von 1620 möglich, dass Stücklandbesitzer sich durch Ankauf von Land eine Berechtigung zur 
Landtagsteilnahme erkauften. (Kappelhoff, Die ostfriesischen Landstände, S. 160, Fußnote 154). Zu 
„öffentlichen“ Rechten, die aus dem „Haus“ resultierten: Kappelhoff, Die ostfriesischen Landstände, 
S. 159 f.; Brunner, Die Freiheitsrechte, S. 187-198.
2584 Siehe Kapitel „V.2.2. Rechtsetzung zur Pfarrerwahl für Bauern (1660-1663)“.
2585 Swart, Friesische Agrargeschichte, S. 232.
2586 Über die genauen Besitzangaben für die Marsch, welche die Landesherrschaft und die Landstände 
bezüglich Pfarrerwahlen und Steuern festlegten, aber damit nicht den Gewohnheiten in den Gemein-
den entsprachen: Dirksen, Predigerwahlrecht der Interessenten, S. 175, 180 f.; Engelbrecht, Land-
gemeinde, S. 213 f.
2587 Dirksen, Predigerwahlrecht der Interessenten, S. 173. Siehe Kapitel „III.3.4. Teilnahme an der  Real-
gemeinde“ und Kapitel „V.2.2.1. Anspruch und Wirklichkeit der Pfarrerwahl“.   
2588 Burkhardt, Das Haus, der Staat und die Ökonomie, S. 170: Diese Rechtsetzung passte insofern in 
die einsetzende Tendenz des Kameralismus und Merkantilismus, die eine Ausdifferenzierung der Wirt-
schaft als eigenem Funktionsbereich förderten. Burkhardt sieht diese Ausdifferenzierung von Wirt-
schaft aus dem Haus und damit auch aus der Gemeinde in einem ersten Schritt bewirkt durch politi-
sche Maßnahmen des institutionalisierten Staates des 17. und 18. Jahrhunderts, konkreter durch den 
frühneuzeitlichen Kameralismus und Merkantilismus. In diesen Bewegungen wurde die Wirtschaft 
von den politischen Erfordernissen her erschlossen. Erst in einem zweiten Schritt wären aus einem 
eigenständigen und neuen ökonomischen Verständnis der Welt heraus die Staatsaufgaben bestimmt 
worden. Dieses „neue Produktions- und Wachstumspostulat in der Gesellschaft“ wurde so übermäch-
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Die Emder Landstände und der Landesherr mit seinen gehorsamen Landstän-
den waren nicht nur am Funktionieren des Landtages und an der Zurechnung 
der Beschlüsse auf das Land interessiert, um einem „gemeinen Besten“ für das 
ganze Land zu dienen. Sie wollten die Beschlüsse auf Landtagen bestimmen und 
versuchten in den beiden Landtagsschlüssen von 1620, die Zusammensetzung 
des Hausmannsstandes und der bäuerlichen Repräsentanten in den beiden Steu-
erausschüssen in ihrem Sinne zu kontrollieren und deshalb die Visitation über 
die Vollmachten der bäuerlichen (und städtischen) Deputierten an sich zu zie-
hen.2589 Die Emder Landstände forderten schon auf ihrem Landtag in Emden im 
September 1618: 
„Bey allen Land=Tagen den comparirenden Deputireten ihre Voll-
macht aus einem jeglichen Stand abzufordern und zu examiniren / da-
mit deswegen nachgehends keine Weitläufftigkeiten angefangen werden 
mögen.“2590 
Der von den Emer Ständen geprägte Landtagsschluss vom Mai 1620 setzte 
– auf Anregung der niederländischen Vermittlungskommission – fest, dass stän-
dische Vertreter aus jeder der drei Kurien und ein gräflicher Kommissar die land- 
und stadtgemeindlichen Qualifikationen und die Vollmachten der Deputierten 
kontrollieren sollten: 
„§12 Von Visitation der Vollmachten derjenigen / so auf Land=Tagen 
compariren / ist der Stände Meynung / daß die Visitation und Examen 
derselben Vollmachten von S.G. Commissariis nicht alleine / sondern 
auch von zween aus der Ritterschafft / einem aus der Stadt Emden / und 
einem aus der Stadt Aurich / und zweene aus dem Hausmanns=Stand 
jederzeit auf Land=Tagen / ehe man zu einer Handlung tritt / beschehen 
solle. Welche obgemeldte der Stände visitatores eines jeden compariren-
tig, „daß am Ende die politischen Institutionen von der neuen Ökonomie her bestimmt wurden“ 
(Ebd., S. 180). Der Wandel des Begriffes „Wirtschaft“ ginge dementsprechend auf eine „Ausfällung“ 
der nicht-materiellen Bedeutungen zurück und fasse die materiellen Bedeutungen neu. Dies gilt für 
den Begriff „Wirtschaft“ aber erst am Ende des 18. Jahrhunderts (Burkhardt, Wirtschaft, S. 555 ff.).
2589 Brenneysen, Ost-Friesische Historie, Bd. II, S. 469, 573, 
2590 Ebd., S. 515.
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den Vollmacht perlustriren / und welche insufficient befunden werden / 
von der Land=Tags=Handlung abweisen / denjenigen aber / so gnug-
sam qualificiret / ihre Vollmachten wieder zustellen / bereit Nahmen 
auffzeichnen / und in der Versammlung der Stände schrifftlich einlie-
fern / und von Beschaffenheit und Befindung der Sachen Relation thun 
sollen.“2591 
Der landesherrlich orientierte Landtagsschluss vom Juli überließ das Recht zur 
Kontrolle der bäuerlichen und städtischen Vollmachten aber exklusiv landesherr-
lichen Vertretern.2592 Die Korporations- und Repräsentationsqualität der Land-
stände insgesamt sollte demnach in Zukunft garantiert werden, weil beide Seiten 
das, was sie als das „gemeine Beste“ definierten, dem Land zugerechnet wissen 
wollten. Diejenigen, welche die Vollmachten kontrollierten, konnten im Prin-
zip bestimmen, wer zu Landtagen, Landrechnungstagen und auch als Ordinär-
deputierter oder Administrator erschien, und sie konnten vor allem symbolisch 
anzeigen, dass sie das Recht besaßen, über die Zusammensetzung des Landtages 
zu bestimmen.2593 Im Jahre 1720 brachte der Kanzler Enno Rudolph Brenneysen 
in einem Kommentar zu seiner Sammlung von ständischen und landesherrlichen 
Akten die herausragende Bedeutung des Kontrollrechts auf den Punkt, das seiner 
Ansicht nach schon in den Landesveträgen implizit geregelt worden war und 
nicht erst 1620 diskutiert werden musste:  
„Es ist irrig / daß dieser Artickel nicht solte in denen Landes=Verträgen 
enthalten seyn: Vermöge desselben ist der Landes=Herr auch auf 
Land=Tagen Landes=Herr / und die Landes=Stände sind und bleiben Un-
2591 Brenneysen, Ost-Friesische Historie, Bd. II, S. 568.
2592 Ebd., S. 584 f. 
2593 Dieser Zusammenhang von Vollmachtenvisitation und ihrer symbolischen Bedeutung wurde beson-
ders deutlich in späteren Auseinandersetzungen um den Emder Landtag vom 10. September 1662 im 
Zusammenhang mit den grundsätzlichen Auseinandersetzungen von Landständen und Landesherrn 
zwischen 1660 und 1662. Bevor irgendwelche Gravamina der Landstände bearbeitet werden konnten, 
musste zum wiederholten Male geklärt werden, wer die Vollmachten der Deputierten des zweiten und 
dritten Standes visitierte und in welcher Sitzordnung die ständischen und fürstlichen Abgeordneten 
saßen (Heißler, Ostfriesische Singularität, S. 193, Fußnote 355; Wiarda, Ostfriesische Geschichte, 
Bd. V, S. 248). Beide Fragen betrafen die Form des Zusammentritts der Landstände und waren sym-
bolisch somit äußerst bedeutsam. Mit einer möglichen Klärung dieser Fragen hätte man offenbar 
schon entscheiden können, in welcher Beziehung und in welchem Machtverhältnis Landesherr und 
Landstände zueinander standen.  
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terthanen: Kömmt also die Judicatur, ob diejenige / die auf Land=Tagen 
erscheinen / qualificiret seyn / niemand als dem Landes=Herrn zu.“2594
Nachdem die beiden sich widersprechenden Landtagsschlüsse von 1620 auf-
gesetzt worden waren, wurde nie abschließend geklärt, welcher Landtagsschluss 
denn nun in Zukunft gelten sollte.2595 Dies war aber wichtig, denn die beiden 
Landtagsschlüsse vom Mai 1620 und vom Juli 1620 unterschieden sich in wich-
tigen Konfliktpunkten zwischen Emder Landständen und Landesherrschaft, vor 
allem aber auch bezüglich des genannten Rechts zur Vollmachtenvisitation und 
der Besitzqualitifkationen für die Landtagsdeputiertenwahlen. Auch in der For-
schung ist man sich nicht einig, welcher Landtagsschluss in den folgenden Jahren 
als geltend angenommen wurde. Meist wurde angenommen, dass der landesherr-
liche Schluss galt.2596 Allein Engelberg und König bezweifeln die Geltung des 
2594 Brenneysen, Ost-Friesische Historie, Bd. II, S. 515. 
2595 Kappelhoff, Die ostfriesischen Landstände, S. 153.
2596 Bartels, Zur geschichtlichen Orientierung, S. 61; Heißler, Ostfriesische Singularität, S. 84; Hinrichs, 
Die ostfriesischen Landstände, S. 54; Schmidt, Geschichte Ostfrieslands, S. 263; Wiemann, Bauern 
in der ostfriesischen Landschaft, S. 157 f.; Berghaus, Verfassungsgeschichte, S. 96; Dillinger, Verfas-
sungswirklichkeiten, S. 39; Melchers, Ostfriesland: Preußens atypische Provinz?, S. 44, Fußnote 113; 
Hintze, Einleitende Darstellung, S. 567.
 Kappelhoff, Die ostfriesischen Landstände, S. 152 ff.: Bernd Kappelhoff, nimmt an, dass der gräfliche 
Landtagsschluss vom Juli 1620 gegolten und der antigräfliche nicht gegolten habe. Um dies zu be-
gründen, führt er zwei Argumente an: Er weist erstens darauf hin, dass ein Teil der Stände, die der gräf-
lichen Seite zugeneigt waren, dem antigräflichen Landtagsschluss widersprochen hätten: Kappelhoff 
argumentiert, dass das Protestschreiben dieser gräflich gesonnenen Stände (Städte Norden, Aurich und 
des Dritten Standes) die Mehrheit der Landstände ausgemacht habe. Er folgt so der Argumentation 
des Kanzlers Enno Rudolph Brenneysen aus dem Jahre 1720, der allerdings in landesherrlichem Inter-
esse argumentierte (Brenneysen, Ost-Friesische Historie, Bd. II, S. 571). Da das Mehrheitswahlrecht 
unter den ostfriesischen Landständen gegolten habe, habe damit der antigräfliche Landtagsschluss 
wegen des Protestes nicht gegolten. Das Mehrheitswahlrecht bereitete den Ständen jedoch im Großteil 
der schwerwiegenden Konflikte der ostfriesischen landständisch-landesherrlichen Geschichte große 
Probleme. Sobald es grundsätzlich unterschiedliche Positionen zu einem Sachverhalt gab, konnte man 
sich auch auf der Grundlage des Mehrheitswahlrechts nicht einigen. Das Meherheitswahlrecht war ei-
gentlich 1599 als Alternative zum Konsensprinzip eingeführt worden, um Entscheidungen zu ermög-
lichen (Wiemann, Grundlagen, S. 178 f.). Zwischen 1618 und 1620 plädierte der Landesherr für die 
Anwendung des Mehrheitsprinzips, während die von Emden beeinflussten Stände sich nicht mit den 
anderen Ständen nach dem Mehrheitsprinzip einigen wollten. Die Landstände brachen auseinander 
(Brenneysen, Ost-Friesische Historie, Bd. II, S. 569, 585). Zwischen 1660 und 1662 setzte sich die 
Emder und ritterschaftliche Partei für die Anwendung des Mehrheitswahlrechts ein und der landes-
herrliche bestimmte Landtag für das Konsensprinzip, um Steuerfragen zu entscheiden. Auch in diesen 
Auseinandersetzungen brachen die Landstände auseinander, ohne sich nach dem Mehrheitsprinzip 
einig werden zu können. Nach Heißler wurde die Anwendung des Mehrheitsprinzips bis 1744 recht-
lich nie abschließend geklärt (Heißler, Ostfriesische Singularität, S. 216; Brenneysen, Ost-Friesische 
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gräflichen Landtagsschlusses.2597 Landesverträge, Huldigungsreversalien und Be-
schreibungen der landständischen Verfassung durch Zeitgenossen zeigen in der 
Regel die Geltung des ständischen, antigräflichen Landtagsabschiedes vom 28. 
Mai 1620.2598 Wenn aber Auseinandersetzungen über die in den beiden Land-
tagsschlüssen getroffenen Regelungen vorfielen, begann der Konflikt zwischen 
beiden Parteien von Neuem und die Geltung des  Landtagsschluss vom Mai 1620 
wurde wieder in Zweifel gezogen. 
Historie, Bd. II, S. 785, 787). Das beschlossene Mehrheitswahlrecht wurde nicht praktiziert. Ein 
explizit ausformulierter Protest der Mehrheit der Stände auf gräflicher Seite sagte so nichts über die 
später angenommene Gültigkeit aus. 
 Die zweite Argumentation Kappelhoffs bezieht sich auf die Praxis der Wahlen in den Gemeinden, 
bei denen die Vollmachten für die Deputierten erstellt wurden. Er versucht zu zeigen, dass man in 
der Praxis den gräflich geprägten Landtagsschluss befolgt habe und auch halbe Herde auf der Geest 
als Deputierte zugelassen habe. In der Praxis tauchen aber auch „Warfsleute“ als Landtagsdeputierte 
oder Wähler auf. Man kann dementsprechend schlussfolgern, dass in der Praxis von den Gemeinden 
keiner der beiden Landtagsabschiede strikt umgesetzt wurde. Dabei war es unwichtig, welcher Land-
tagsschluss als geltend angenommen wurde, keiner der beiden wurde korrekt beachtet. 
2597 Engelberg beruft sich allerdings zur Begründung dieser These auf die Landesverträge, die eine Erstel-
lung von Landtagsabschieden regeln würden. Aufgrund dieser Regelungen würde der antigräfliche 
Landtagsschluss gelten. Um zu entscheiden, ob ein Landtagsschluss gegolten habe, sind jedoch die 
Vorschriften in den Landesverträgen unerheblich, denn Landstände und Landesherrschaft hielten sich 
nicht unbedingt daran. Allerdings hat er mit dem Ergebnis seiner Ausführungen dennoch recht: Der 
ständisch bestimmte Landtagsschluss galt meist in der Praxis (Engelberg, Ständerechte im Verfas-
sungsstaat, S. 13 ff., 70 f.). König sieht ganz richtig, dass die Stände gegen den landesherrlichen Land-
tagsschluss vom 6. Juli 1620 protestierten und nur denjenigen vom 28. Mai 1620 als Landesgesetz 
werteten. Welche Besitzqualifikationen dann nun angenommen wurden, wenn man die Vollmachten 
kontrollierte, darüber äußerte sich König nicht. Er nennt einfach beide Abschiede, die die Berechti-
gung der Bauern näher regeln würden, ohne auf die unterschiedlichen Besitzqualifikationen in den 
beiden Abschieden einzugehen (König, Verwaltungsgeschichte Ostfrieslands, S. 328, 330).
2598 Im Haagischen Vergleich aus dem Jahre 1662 bezog man sich auf den antigräflichen Landtagsschluss 
vom 28. Mai 1620. Außerdem wurde in den Huldigungsreversalien von 1744 wie auch in den Hul-
digungsreversalien von 1664 und 1708 ausdrücklich der Landtagsschluss vom 28. Mai 1620 bestätigt 
(Brenneysen, Ost-Friesische Historie, Bd. II, S. 563, 896, 917 f., 1087; Engelberg, Ständerechte im 
Verfassungsstaat, S. 14 f., S. 255 f.). 1796 und 1820 bestätigten Freese und Jhering in ihren Beschrei-
bungen Ostfrieslands die Geltung des Landtagsschlusses vom 28. Mai 1620: Freese, OstFrieß- und 
Harlingerland, S. 75 f.; Unruh, Jherings Denkschrift über die Ostfriesische Gemeindeverfassung, Nr. 
9, § 11. Der Historiker Dothias Wiarda berichtete 1793 ausführlich über diese Ereignisse von 1618 
bis 1620 und kam zum Ergbebnis, dass trotz des Eingreifens der Generalstaaten 1620 und danach 
nicht wirklich geklärt wurde, welcher Landtagsschluss gelten sollte (Wiarda, Geschichte, Bd. IV, S. 
129-139). Im Jahre 1821 geht er aber in seinem Bericht über die landständische Verfassung auf die 
Geltung des Landtagsschlusses ein: Seines Erachtens galt der antigräfliche Landtagsschluss vom 28. 
Mai 1620 (so über Wiardas Bericht: Engelberg, Ständerechte im Verfasssungsstaat, S. 70, Fußnote 
112).
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Die Existenz zweier sich widersprechender Landtagsschlüsse und insbesondere 
die unterschiedlichen Regelungen der Vollmachtenvisitation führten zu Ausein-
andersetzungen zwischen dem Landesherrn mit seinen geweiligen gehorsamen 
Landständen einerseits und den von Emden bestimmten Landständen anderer-
seits, die sofort noch 1620 begannen und sich bis in die 1730er Jahre nachvoll-
ziehen lassen.
So erhoben die Emder und die ritterschaftliche Partei Einspruch gegen ein-
zelne Punkte des landesherrlichen Landtagsschlusses vom Juli 1620, obwohl in 
diesem schon weitgehend auf die ihre Forderungen und diejenigen der General-
staaten eingegangen worden war. Die Emder wollten bestimmte Beschlüsse nur 
akzeptieren, falls sie mit den übrigen Landesverträgen übereinstimmten.2599 Jo-
hannes Althusius ließ sogar den Emder Landtagsschluss vom Mai zusammen mit 
anderen ständischen Gravamina und generalstaatischen Resolutionen unter dem 
Titel „Landtagshandlungen und vorgewesene streitige Sachen, so von den Gene-
ralstaaten zwischen den Grafen und den Ständen decidieret sind“ drucken. Auf 
diesen Druck des Landtagsschlusses vom 28. Mai 1620 antwortete der gräfliche 
Kanzler Dothias Wiarda mit der Veröffentlichung von dem „Bericht und Abdruck 
vorgelaufener Handlung und Verabschiedung“, mit dem sogenannten „Norder 
Abdruck“. Daraufhin verfasste Althusius wiederum einen „Gegenbericht“, der al-
lerdings nicht gedruckt wurde, aber mit einem großen Anhang an Dokumenten 
und Gutachten in zahlreichen Abschriften im Lande verbreitet wurde.2600 Beide 
Seiten versuchten also, auch eine breitere Öffentlichkeit für diese Landtagssachen 
herzustellen.2601 Althusius wollte in diesem Gegenbericht nachweisen, dass die 
beiden Landtagsschlüsse von 1618 und vom Mai 1620 legitim und die Entschei-
dungen für das Land verbindlich seien.2602 Er unterstellte der landesherrlichen 
Seite, dass sie nach dem Landtagsschluss vom Mai, der den Landtag eigentlich 
beendet habe, in Sonderverhandlungen weitergetagt und dann den Landtags-
2599 Antholz, Althusius, S. 171.
2600 Ebd., S. 170 f. Abgedruckt: Brenneysen, Ost-Friesische Historie, Bd. II, S. 564-570: Laut Antholz 
liegen mehrfache Exemplare und Abschriften im Staatsarchiv Aurich vor. 
2601 Allgemein zur Funktion politischer Publizistik, die eine breitere Öffentlichkeit als die Landtagsöffent-
lichkeit bewusst herstellten: Körber, Öffentlichkeiten, S. 159-164.
2602 Antholz, Althusius, S. 171. 
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schluss vom Juli herausgebracht habe. Der Landesherr müsse seinen Landtags-
abschied aber in genauer Übereinstimmung mit den ständischen Resolutionen 
erstellen. Und auch wenn die Stände in unterschiedliche Parteiungen gespalten 
seien, dürfe er nicht einen eigenmächtigen Abschied erlassen. Zur Begründung 
seiner Position zog er die friesische und Emder Freiheit heran.2603 Wie Antholz 
ausführt, stand in diesem Gegenbericht um 1620 die Stadt Emden viel stärker im 
Vordergrund als in Althusius’ vorherigen Schriften zur Situation in Ostfriesland: 
„(…) das Postulat der ständischen Freiheit im ‚Gegenbericht’“ erscheint „nur als 
Vorwand für die Legitimation der Hoheiten der Emder Republik“.2604  
In weiteren Auseinandersetzungen ging es vornehmlich um das Recht zur 
Kontrolle bäuerlicher Vollmachten. Man setzte sich darüber auseinander, wer die 
Vollmachten der Deputierten kontrollierte und bestimmte, ob „die Vollmachten 
in materialibus und formalibus gültig“2605 waren. Für die Landtage galt, dass die 
neuen stadt- oder landgemeindlichen Deputierten, die vorher noch nicht auf 
Landtagen waren, überprüft wurden,2606 während auf den Landrechnungstagen 
alle anwesenden Deputierten kontrolliert wurden.2607 
Zwischen 1660 und 1662 kam es zu Auseinandersetzungen um die Landtags-
berechtigungen von Hausmännern, als sie zu einem der beiden Steuerausschüs-
se gewählt werden sollten, und Landstände sowie Landesherr unterschiedliche 
Vertreter in diesen Ausschüssen sitzen sehen wollten.2608 Vor 1661 kontrollierten 
offenbar nur ständische Mitglieder die Vollmachten. Die landesherrliche Partei 
beanspruchte nun 1660 neuerdings die alleinige Kontrolle über die Vollmach-
ten.2609 Im Haagischen Vergleich von 1662 und im Finalrezess 1663 sollten die-
2603 Antholz, Althusius, S. 172. 
2604 Ebd., S. 172: Antholz nennt als frühere Schrift Althusius zur Legitimation der ständischen ostfrie-
sischen Politik vor allem die „Vindicae iuris populi usurpationem iniquam comitis usque ad anum 
1608 authore Ubbone Emmio“, die Althusius auf Basis eines Manuskrips von Ubbo Emmius verfasste 
(Ebd., S. 127 f. ).
2605 Brenneysen, Ost-Friesische Historie, Bd. I, S. 177. 
2606 Ebd., S. 177. 
2607 Kappelhoff, Absolutistisches Regiment, S. 55, 61.
2608 Heißler, Ostfriesische Singularität, S. 243.
2609 Ebd., S. 165 f., 167-171, 179, 188, 193 f., 225: Heißler geht davon aus, dass die Vollmachtenvisita-
tion vor 1662 von ständischen Deputierten ausgeübt wurde. Der landesherrliche Kanzler Brenney-
sen behauptete im Jahre 1720 eindeutig tendenziös und im Gegensatz zu der von Heißler gezeigten 
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se Konflikte eigentlich gelöst werden, indem – auf Anregung einer niederlän-
dischen Schiedskommission – eine Zusammenarbeit zwischen Landesherrschaft 
und Ständen bei der Visitation beschlossen wurde.2610 Im Haagischen Vergleich 
von 19. Juni 1662 als erstem abschließendem Vertrag über diese Konflikte trenn-
te man bezüglich der Vollmachtenkontrolle die Visitation und Examination von 
der Judikatur, um einen Vergleich über diesen Konfliktpunkt zu erringen. An 
der Visitation und Examination der Vollmachten durften die landesherrlichen 
Vertreter weiterhin teilnehmen, an der Judikatur, also der Entscheidungsfindung, 
nicht mehr, so dass dieser Vertrag unter Vermittlung der Generalstaaten zuguns-
ten der Emder Landstände ausfiel. Bei den Landständen verblieb nach dieser 
Regelung das Recht, über die Vollmachten endgültig zu entscheiden (Judikatur). 
Im Finalrezess von 1663, der weitere Konfliktpunkte zwischen den von Emden 
dominierten Landständen und dem Landesherrn klärte, wurde diese Regelung 
noch einmal bestätigt.2611 Dennoch geriet man über das Recht zur Vollmachten-
visitation auch danach bis 1727 immer wieder in Konflikte. In den Auseinander-
setzungen zwischen Landständen und vormundschaftlicher Landesherrin Chris-
tine Charlotte, welche die landesherrliche Macht massiv ausbauen wollte und 
kläglich am Widerstand der Stände scheiterte, spielte offenbar die Vollmachten-
visitation kurzzeitig eine Rolle als Randkonflikt. Die Regelungen aus dem Final-
rezess von 1663 wurden daraufhin in einem kaiserlichen Dekret vom 1. Oktober 
1688 bestätigt.2612 Auch in weniger spektakulären und weitreichenden Konflik-
ten zwischen Landständen und Landesherrschaft wurde das Recht zur Vollmach-
tenvisitation immer wieder diskutiert, so im Jahre 1664. Ein Visitationsprotokoll 
von Vollmachten aus dem Jahre 1664 zeigt, dass die Landstände sich weigerten, 
ständischen Berechtigung zur Vollmachtenkontrolle, dass der landesherrliche Landtagsschluss – be-
züglich der Kontrolle der Vollmachten – bis 1662 gegolten habe und damit landesherrliche Vertreter 
ohne ständische Vertreter die Vollmachten der Eigenerben kontrolliert hätten. Dies tat er, um nach-
zuweisen, dass die landesherrlichen Vertreter das ältere Recht an der Vollmachtenkontrolle hatten und 
dass man ihnen dieses von landständischer Seite zwischen 1660 und 1662 abspenstig machen wollte 
(Brenneysen, Ost-Friesische Historie, Bd. I, S. 176 f.). 
2610 Um die Konflikte zu lösen, übergab die ständische Seite die Verantwortung für die Vollmachtenkon-
trolle einer niederländischen Schiedskommission, die diese Probleme um die Vollmachtenkontrolle 
aber zunächst einmal aussetzte, bis sie im Haagischen Vergleich und im Finalrezess gelöst werden 
sollten (Heißler, Ostfriesische Singularität, S. 165 f., 167-171, 179, 188, 193 f., 225).
2611 Brenneysen, Ost.Friesische Historie, Bd. II, S. 789.
2612 Ebd., S. 1010.
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die Visitation von Vollmachten zu unterschreiben, weil der landesherrliche Rat 
verlangte, an der Visitation der Vollmachten mit allen Räten teilzunehmen.2613 
Und auch 1691 wurde die Regelung von 1663 nochmals thematisiert, und ein 
fürstliches Gravamen durch eine kaiserliche Resolution beantwortet und dahin-
gehend entschieden, dass der Regelung von 1663 entsprochen werden sollte.2614 
Auf diesem entscheidenden Konfliktfeld über das Visitationsrecht konnten selbst 
die Kurien unter sich in Auseinandersetzungen geraten. So verbat sich der Haus-
mannsstand im Jahre 1663 eine Kontrolle seiner Vollmachten durch Vertreter der 
anderen Kurien, konnte dies aber nicht durchsetzen. Vor allem ging es dem Haus-
mannsstand in dieser Auseinandersetzung darum, ein neu gewonnenes Selbstbe-
wusstsein des Hausmannsstandes durch diese Forderung zu demonstrieren.2615
Auch der Kanzler Brenneysen setzt sich mit der Vollmachtenvisitation in einer 
Kommentierung der Landtagsschlüsse in Rahmen der „Ost-Friesischen Historie“ 
von 1720 auseinander. Er behauptete, dass der gräflich geprägte Landtagsschluss 
vom Juli 1620 gegolten habe. Der emdisch-landständisches Landtagsschluss vom 
28. Mai 1620 sei nicht beachtet worden, weil andere Stände gegen ihn protestiert 
hätten2616: 
„Mit diesem Land=Tags=Schluß ist zum Theil die Ritterschafft und 
die Stadt Emden nicht zu frieden gewesen / und haben sich bey denen 
Staatischen Commitirten darüber beschweret: Wie aber in dem Schluß 
recht und wol gesetzet worden / daß derselbe den Rechten und Verträgen 
allenthalben gemäß sey / also hat auch Graff Enno Seine Befugsamkeit 
in einem Schreiben an die General=Staaten gründlich vorgestellet / wel-
ches Schreiben vorhin Tom. II. Lib. II. No. 14 zulesen ist. Und kann 
ein verständiger Leser daraus den Schluß von selbsten machen / ob das 
Bedencken oder die Resolution der Ritterschafft und der Stadt Emden 
vom 27. May 1620 / so vorhin No. 27 angeführet / oder aber dieser / des 
Graff Ennonis Land=Tags=Abschied für einen ordentlichen rechtmässi-
gen Land=Tags Schluß oder Abschied zu halten sey: Massen das Kayser-
2613 Brenneysen, Ost.Friesische Historie, Bd. II, S. 918 f.
2614 Brenneysen, Ost-Friesische Historie, Bd. I, 177; Bd. II, S. 1028.
2615 Heißler, Ostfriesische Singularität, S. 229.
2616 Brenneysen, Ost-Friesische Historie, Bd. II, S. 563.
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liche Decret de Anno 1589 Artic. 10. Emdischer Executions=Recess de 
Anno 1590 Artic. 12 Kayserl. Resolution de  Anno 1597. Artic. 17. und 
Concordaten de Anno 1599. Artic. 58 solches klärlich beweisen / andere 
Land=Tags=Acten zu geschweigen.“2617 
Die Ausrichtung von Brenneysens relativ polemischer Kommentierungen am 
landesherrlichen Interesse macht diese Behauptung jedoch recht zweifelhaft. In 
seinen Augen musste die Landesherrschaft die Vollmachten der Hausmannsde-
putierten sowohl vor als auch nach 1620 bis 1663 kontrolliert haben, denn unter 
anderem damit bewies der Landesherr, dass er Herr und die Stände Untertanen 
gewesen waren.2618 Um ein vor 1663 ausgeübtes Recht zur Vollmachtenkontrolle 
nachzuweisen, bezog er sich auf den seines Erachtens bindenden landesherrliche 
Landtagsschluss vom Juli 1620: Landesherrliche Beamte sollten die Vollmachten 
kontrollieren.2619 Eine andere Textstelle in Brenneysens „Ost-Friesischen Histo-
rie“ zeigt, dass er von einer Geltung des landesherrlichen Landtagsschlusses vom 
Juli 1620 dort nicht ausging: Er schilderte die landständische Verfassung und 
griff bezüglich der Erläuterungen zu den Wahlberechtigungen von Eigenerben 
selbst auf den ständisch-emder Landtagsschluss vom 28. Mai 1620 zurück. Sei-
nes Erachtens waren ganze Herde notwendig, damit Bauern von der Geest das 
aktive und passive Wahlrecht erhalten sollten. Um dies zu beweisen, zitierte er 
explizit den landständisch-emder Landtagsschluss vom Mai 1620.2620 
Im Vorlauf des Appelle-Krieges in den 1720er Jahren protestierte Brenneysen 
dann vehement gegen die alleinige ständische Vollmachtenkontrolle.2621 1727 
konnte die Landesherrschaft nach dem Appelle-Krieg, der die Landstände und 
das ganze Land gespalten hatte, einen militärischen Erfolg verbuchen. Die ehe-
maligen renitenten Landstände wurden bis 1744 vom Landtag ausgeschlossen, 
und der Landtag der „gehorsamen“ Stände fand in Aurich statt. Allerdings ent-
wickelten auch diese „gehorsamen“ Stände ein ständisches Selbstbewusstsein und 
2617 Brenneysen, Ost.Friesische Historie, Bd. II, S. 589.
2618 Ebd., S. 515. 
2619 Brenneysen, Ost-Friesische Historie, Bd. I, S. 177.
2620 Ebd., S. 171.
2621 Kappelhoff, Absolutistisches Regiment, S. 138. 
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pochten auf die ständischen Privilegien und Freiheiten.2622 Die Vollmachtenvi-
sitation wurde bis zur Übernahme Ostfrieslands durch Preußen insofern festge-
legt, als die landesherrlichen Kommissare an der Visitation beteiligt wurden bzw. 
diese nun tatsächlich dominierten.2623 Das besonders detaillierte Protokoll einer 
Vollmachtenvisitation auf dem Landrechnungstag im Mai 1727 liest sich deshalb 
als kleiner, aber feiner Triumph des Kanzlers Brenneysen, der an der landesherr-
lichen Visitationskommission der Landrechnungstage bis zu seinem Tode 1734 
von nun an teilnahm und sich möglicherweise immer den betreffenden „Lehn-
stuhl“ sicherte2624: 
„Registratur wegen visitation der Vollmachten auf dem Land= 
Rechnungs=Tage bey dem Collegio Administratorum der gemeinen 
Landes=Mitteln in der Stadt Aurich d. 26. May 1727. Actum d. 26ten 
May 1727
Nachdem dem Geh. Rath und Cantzler Brenneysen die Commission 
wegen Examination der Vollmachten ertheilet worden, und darauf in 
termino die Glieder der Landes-Stände erschienen, und ihre Ankunfft 
bey demselben, melden laßen, ist er des Nachmittags um 3. Uhr zu ihnen 
in die Versammlung gegangen. Vor dem Hause ist er von den Secretario 
Zernemann und oben in der Kammer da die Versammlung gehalten 
wird von dreyen Deputirten recipiret worden. Er hat sich darauf oben 
an dem Tisch in den Lehnstuhl gesetzet, und eine Proposition nach Be-
schaffenheit der umstände in die Versammlung geth an. Kurtz vor ihm 
ist der Cantzley Secretarius Dettmers in die Versammlung gegangen, und 
2622 Kappelhoff, Absolutistisches Regiment, S. 374. 
2623 Ebd., S. 138, 174 ff.: Die subdelegierte kaiserliche Kommission entschied in einem Dekret vom 26. 
Mai 1727, dass bei Vollmachtenvisitation ständische und fürstliche Vertreter unter Hinzuziehung des 
fürstlichen Sekretärs die Vollmachten kontrollieren sollten. (StaA Rep. 4 C I h 6 Den von der kayserl. 
Subdelegirten Commission auf d. 26 May 1727, angesetzten Land=Rechnungs=Tag zu Aurich betr. 
Die Ablegung der Landrechnung vom May 1726 bis May 1727, hier Extract conferenz Protocolli., 
Aurich den 28 May 1727 und Decretum der Kayserl. Subdelegirten Commission, wegen examination 
derer Vollmachten aufm Land=Rechnungs=Tage. d. 26. Maji, 1727). In einem Bericht aus dem Jahr 
1739 wird auf jeden Fall erläutert, dass der Fürst die Entscheidungsgewalt und auch die Bestätigungs-
gewalt erhalten wollte. Gleichzeitig wurde diese alleinige fürstliche Entscheidungsgewalt als „groot 
gravamen“ für die Stände interpretiert (Möhlmann, Eine Beschreibung Ostfrieslands aus dem Jahre 
1739, S. 166).
2624 StaA Rep. 4 C I h 6 Die Ablegung der Landrechnungen von 1720-1743: Nur im Jahre 1729 fehlte er. 
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da vor ihn vor dem Fenster ein kleiner Nebentisch gesetzet gewesen, hat 
er sich an demselbigen gesetzet. Die anwesende Bevollmächtigte haben 
darauf einer nach dem anderen dem Geh. Rath und Cantzler Brenney-
sen ihre Vollmachten überreichet, und nachedem er sie öffentl. vorgele-
sen, und, wo etwa von Beschaffenheit der Persohnen, Nachricht nöthig 
gewesen, dieselbige von denen anwesenden vernommen; worauf er solche 
Vollmacht dem Cantzley Secretario zu gestellet, der das Präsentatum 
darauf gesetzet, und das beygehende Protocoll darüber gehalten hat.“2625 
Nur noch mit „verdecktem“ Widerstand konnte diese landesherrliche Kont-
rolle der  Vollmachtenvisitation nach 1727 von den Landständen konterkariert 
werden. So begannen die Landstände auf dem Landrechnungstag im Mai 1733 
mit der Vollmachtenvisitation auf unübliche Weise an einem Sonntag, worüber 
sie die landesherrlichen Kommissare nicht informierten, so dass diese an der Vi-
sitation nicht teilnehmen konnten. Brenneysen als Kommissar verbat sich solch 
ein Vorgehen für die Zukunft, hatte aber wohl trotzdem nicht die Macht, die 
Vollmachtenvisitation mit seiner Beteiligung am Montag zu wiederholen.2626 
Der doppelte Landtagsschluss von 1620 ließ demnach bis 1744 zu, dass die 
Bestimmungen mehr oder weniger prekär blieben. Die Rechtsetzungen zur Voll-
machtenkontrolle in den Jahren 1662/63, 1688 und 1691 wurden wahrschein-
lich nicht konsequent in die Praxis umgesetzt. Diese Auseinandersetzungen zeigen 
aber vor allem, dass sich niemand für die Einhaltung der Hausmannsstandsqua-
lifikationen selbst interessierte, sondern nur dafür, wer diese kontrollierte.2627 Mit 
den Rechtsetzungen von 1620 sollte demnach sowohl von landesherrlicher als 
2625 StaA Rep. 4 C I h 6 Den von der Kayserl. Subdelegirten Commission auff d. 26 May 1727 angesetz-
ten Landrechnungs=Tag zu Aurich betr. Die Ablegung der Landrechnung vom May 1726 bis May 
1727. 
2626 StaA Rep. 4 C I h 6 Acta die auf den 10ten May 1733 abgelegte Land=Rechnung betreffend.
2627 Heißler, Ostfriesische Singularität, S. 231: So führt Heißler aus, dass es bei Auseinandersetzungen 
zwischen den Landständen um die Wahl von Administratoren eher darum ging, Einfluss zu nehmen, 
als die rechtlichen Bestimmungen zu schützen oder auszuführen. In Bezug auf die Besitzqualifikation 
von bäuerlichen Administratoren galt für die Administratorenwahl auch die rechtliche Bestimmung 
von 1620. Insofern ist das Vorgehen in Bezug auf die Administratorenwahl wahrscheinlich vergleich-
bar mit der „normalen“ Extraordinärdeputiertenwahl. Allerdings war die Wahl der Administratoren 
aus dem Hausmannsstand natürlich entscheidender für die Landespolitik als die Extraordinärdepu-
tiertenwahlen. 
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auch von landständischer Seite vor allem gewährleistet sein, dass man jeweils 
die Landtage in ihrer Zusammensetzung bestimmen konnte und somit anzei-
gen konnte, dass der jeweilige Landtag entweder im landesherrlichen oder im 
emdisch-landständischen Sinne zusammentrat.
Zusammenfassend kann man feststellen, dass die renitenten Landstände und 
der Landesherr mit seinen Landständen im Jahre 1620 versuchten, eine Voll-
machtenkontrolle der bäuerlichen und städtischen Deputierten jeweils zu domi-
nieren und eigene Bedingungen für die Teilnahmeberechtigung der bäuerlichen 
Deputierten festzulegen. Wer die Vollmachten kontrollierte, konnte die Teilneh-
mer auf seine Politik verpflichten. Die Emder Landstände bzw. der Landesherr 
hätten mittels der Vollmachtenkontrolle über die Zusammensetzung zumindest 
des bäuerlichen Hausmannsstandes und damit auch über die möglichen bäu-
erlichen Teilnehmenden am Administratorenkollegium und am Ordinärdepu-
tiertenausschuss entscheiden können. So hätte sich die Handlungsfähigkeit der 
Emder Landstände oder des Landesherrn mit seinen gehorsamen Landständen 
verbessert, wenn eher Bauern zu Landtagen zugelassen worden wären, die sich 
auf die Ziele der Emder Landstände oder des Landesherrn verpflichten ließen. 
Es ging weder den von Emden bestimmten Landständen noch dem Landes-
herrn mit seinen Landständen um eine rechtliche Bestätigung einer parlamenta-
risch anmutenden Vertretungsrepräsentation für die Bauern2628, sondern um eine 
kontrollierbare Teilnahme an den Landtagen und damit um eine herzustellende 
Identitätsrepräsentation und eine Zurechnung ihrer Beschlüsse für das Land ging. 
Die Korporationsfähigkeit und Identitätsrepräsentation wollten beide Parteien 
im Jahre 1620 garantiert wissen, um die Handlungsfähigkeit des Landtages wie-
der herzustellen. Gleichzeitig wollten Emder Landstände und Landesherr jeweils 
signalisieren, dass mit ihrer Vollmachtenkontrolle die Bauern auf ihre Bedingun-
2628 Dass Landständen und Landesherrschaft diese Vertretungsrepräsentation nicht besonders wichtig war, 
sieht man schon daran, dass in der landesherrlich geprägten Rechtsetzung vom 6. Juli 1620 festgelegt 
wurde, dass auch Bauern aus eigenem Interesse und nicht als Vertretung ihrer Gemeinden auf Landta-
gen anwesend sein durften, sofern sie ihren Besuch selbst bezahlten. Landstände und Landesherrschaft 
gerieten über diese unterschiedlichen Grundlagen für eine Landtagsteilnahme in der Folge offenbar 
nicht in Konflikte. Die Vertretungsrepräsentation stand nicht im Zentrum der Rechtsetzungen, son-
dern war nur der altständischen Verfassungsrealität abgeschaut worden.
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gen verpflichtet wurden. Beide Parteien wollten verhindern, dass die Bauern vom 
anderen für seine Zwecke mobilisiert wurden, wie es zwischen 1618 und 1620 
geschehen war.
Die Bauern hatten die Landtagsschlüsse von 1620 unter Führung Emdens 
oder des Landesherrn jeweils mitbeschlossen, obwohl ihnen durch die Kontrol-
le ihrer Vollmachten die eigenen Herrschaftsrechte zum Teil abgesprochen wur-
den und sie mit der Vollmachtenkontrolle entweder auf den Landtag der Emder 
Landstände oder auf denjenigen des Landesherrn verpflichtet werden konnten. 
Offenbar waren sie angesichts von Auseinandersetzungen zwischen Emder Land-
ständen und dem Landesherrn mit seinen gehorsamen Landständen zum Beispiel 
über die Steuern bereit, Entscheidungen mitzutragen, die der Korporations- und 
Repräsentationsfähigkeit des Landtages und einer Ausrichtung des Landtages auf 
eine Parteiung dienen konnten. Sie versprachen sich davon wahrscheinlich die 
Umsetzung der von „ihrer“ Parteiung vertretenen Ziele, zum Beispiel über die 
Steuerhöhe und die Art und Weise der Steuererhebung. Die Konkurrenz zwi-
schen Emder Landständen und Landesherr mit seinen Landständen hatte sie 
demnach dazu bewegt, für sie ungünstige Entscheidungen zu unterstützen. Die 
Frage ist nun, ob sich die Bauern an den Landtagsschluss vom Mai 1620 hielten.
2.1.1 Implementation? Die Praxis in den Gemeinden 
Es stellt sich zunächst die Frage, wie Landstände oder Landesherr die Regeln 
für die Teilnahme am aktiven und passiven Wahlrecht in den Gemeinden in der 
Praxis einforderten und in ihrem Sinne kontrollieren konnten und wollten. Zu-
dem wird gefragt, ob die Gemeinden die geltende Rechtsetzung vom Mai 1620 
tatsächlich anwandten und die kleineren Besitzer von den Wahlen ausschlossen. 
In Amtsbeschreibungen der ostfriesischen Ämter, die zu Beginn des 18. Jahr-
hunderts erstellt wurden, kann man ausnahmsweise Beschreibungen finden, wie 
Landtagsdeputiertenwahlen in Gemeinden abliefen. Für das Amt Norden liest 
man in der Amtsbeschreibung, dass Extraordinärdeputierte aus dem ganzen Amt 
gewählt wurden. Der Ablauf der Wahl und die Erstellung von Vollmachten so-
wie ein alternatives Vorgehen im Falle eines Konfliktes wurden geschildert. Wer 
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allerdings an der Wahl beteiligt war, wurde nicht explizit thematisiert. Es ist nur 
ganz allgemein von „Eignere“ die Rede. Die Landtagsschlüsse von 1620 oder ihre 
Umsetzung wurden nicht erwähnt.2629 Man kann des weiteren nur über Beschrei-
bungen von Vollmachtenvisitation und durch die Vollmachten der Deputierten 
selbst erfahren, ob der Landtagsschluss vom Mai 1620 umgesetzt und wie dies 
kontrolliert wurde. 
Wie erwähnt, gerieten die Emder Landstände und der Landesherr mit seinen 
gehorsamen Landständen über die unterschiedlichen Festlegungen der Besitz-
qualität für das aktive und passive Wahlrecht nicht in Auseinandersetzungen. 
Dementsprechend ist zu vermuten, dass die Überprüfung der Besitzqualifikati-
on von Deputierten und Wählern in der Folge nicht besonders intensiv war.2630 
Diese Annahme bestätigt sich in den Vollmachtenvisitationsprotokollen, die man 
vor allem in den Landtagsakten findet. In diesen wurden alle Anwesenden des 
jeweiligen Landtages oder Landrechnungstages aufgeführt. In den Visitations-
protokollen wurden allerdings keine Besitzqualifikationen der bäuerlichen Depu-
tierten aufgeführt. Nur ab und an wurde ein gemeindliches Amt der Deputierten 
wie Deichrichter oder Kirchvogt genannt, so dass man davon ausgehen kann, 
dass diese Deputierten Eigenerben waren und zur traditionellen Realgemeinde 
gehörten.2631 Es gab aber keine systematische schriftliche Erfassung der Besitz-
qualitäten. 
2629 Cremer, Beschreibung der Stadt und des Amtes Norden, S. 36-37. Eine weitere Amtsbeschreibung aus 
dem Jahre 1742 ging auf die Landtagsdeputiertenwahlen in dörflichen Gemeinden bzw. im Amt ein. 
Auch hier wurden die Besitzqualifikationen von 1620 nicht erwähnt: StaA Rep. 241 b 6 Beschreibung 
des Amtes Berum 1742.
2630 Engelberg, Ständerechte im Verfassungsstaat, S. 69; Kappelhoff, Die ostfriesischen Landstände, S. 
165: Gerfried Engelberg geht von einer kaum durchgeführten Überprüfung der aktiven Wahlberech-
tigten aus, was er allerdings – so bemängelt Kappelhoff – nur Berichten aus dem 19. Jahrhundert 
entnimmt. 
 Heißler, Kappelhoff, Luebke und Dillinger gehen von einer genauen Überprüfung der Vollmachten 
aus, aber zeigen im Gegensatz zu dieser Behauptung, dass Qualifikationen der Gewählten oder Wäh-
ler gar nicht erfasst wurden oder vielfach nicht-sanktionierte Verstöße gegen die Bestimmungen der 
Rechtsetzungen von 1620 vorfielen (Heißler, Ostfriesische Singularität, S. 92, Fußnote 488, S. 93, 
96, Fußnote 503, S. 97; Luebke, Symbolische Konstruktionen, S. 188; Kappelhoff, Absolutistisches 
Regiment, S. 55, 61, 227; Kappelhoff, Die ostfriesischen Landstände, S. 157, 161-167; Dillinger, 
Verfassungswirklichkeiten, S. 39, 41). 
2631 Siehe z.B.: StaA Rep. 4 C II b 148, Vollmachtenvisitation vom 16. Januar 1732. 
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In den Vollmachtenvisitationsprotokollen wird auf die übergebenen Vollmach-
ten der Deputierten aus den Städten und den ländlichen Gemeinden hingewiesen. 
In den Landtagsakten finden sich auch teilweise Vollmachten von Deputierten, 
die bis dahin noch nicht auf Landtagen gewesen waren. Diese Vollmachten, die 
von den Gemeinden für die Deputierten ausgestellt wurden, waren freie Man-
date, d.h. die Deputierten mussten in der Regel nicht noch einmal Rücksprache 
mit ihrer Gemeinde halten, nachdem sie mit der Vollmacht zur Teilnahme an 
Landtagen berechtigt waren.2632 Die Besitzqualifikation der Deputierten oder der 
Wählenden wurde auch in den Vollmachten nicht verzeichnet. Beispielhaft sei 
hier eine Vollmacht für einen Landtag von der Gemeinde Engerhafe aus dem 
Jahre 1732 wiedergegeben: 
„Wir zu Endegeschriebene EigenErbten Interessenten aus Engerhover 
Kirchspiel, urkunden und bekennen hiemit, daß wir auf den, von denen 
Herren Landes=Stände prorogirten, und von Sr. Hochfürstl. Durchl: 
publicirten auf dem 14ten January zu haltenden Landtage bevollmäch-
tiget haben, Thun es auch hiemit und krafft dieses, denen vor Ehr und 
Achtbaren, dem Teichrichter Br. Lyneschen und dem Syhlrichter Henr: 
Dinckgreve; gestalt dieselbe nicht alleine solche Landtags Handlung bey-
zuwohnen, sondern was mehr dieserwegen in Deliberation des Landes 
besten vorkommen möchte, nebst andere ständische anwesende Hr. De-
putirten, mit Rahten und schließen helffen, soll alles genehm, als wen es 
von uns selbsten geschehen, gehalten werden. Versprechen auch daneben 
unsern bevollmächtigten dieserwegen zu indemnisiren und schadloß zu 
halten. So geschehen Engerhover Kirchspiel in der Gemeine Versamm-
lung den 13ten Januar 1732. 
2632 Kappelhoff, Die soziale Reichweite, S. 21; Luebke, Signatures and Political Culture, S. 508 f.; Wie-
mann, Materialien, S. 60: Die Vollmachten standen damit für legitime Repräsentation und präsum-
tiven (voraussetzenden) Konsens, der Repräsentant „sall vullenkomen macht hebben tho handelen 
und tho doen, als wi selbst personlich dar weren“ (StaA Rep. 4 C II b 21; Wiemann, Materialien, S. 
60 und S. 61 ff.: weitere Vollmachten). Nur in sehr wichtigen Sachen wurde der Gewählte in einigen 
Vollmachten verpflichtet, noch einmal Rücksprache mit der Gemeinde zu halten und hatte demnach 
kein freies, sondern ein imperatives Mandat.
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/:unterstund:/
Daniel Ippen   Bohle Uhden
Jan Dircks     Harm Klämes
Uffe Witts     Reinder Janßen
Helmer Peeters   Dirk Janßen
Reynke Garrels    Barfelt Willems
Reycke Ennen     Hanß Janßen 
Ihmel Gaiken    Jibbe Tiardts“2633 
Entsprechend dieser wenigen schriftlichen Informationen wurden auch nur 
wenige Deputierte überhaupt von Landtagen abgewiesen, obwohl sich zeigt, 
dass andauernd Irregularitäten vorfielen. David Luebke ermittelte, dass zwischen 
1707 und 1727 von 386 neuen Bevollmächtigten 31 zurückgewiesen wurden.2634
Um den Gründen für Ablehnungen auf die Spur zu kommen, wurden hier 
Akten zu den einmal im Jahr stattfindenden Landrechnungstagen zwischen 1721 
und 1740 analysiert.2635 In den Protokollen für die normalen Landtage sind nur 
Neu-Bevollmächtigte namentlich im Protokoll genannt. Die Protokolle der hier 
ausgewerteten Landrechnungstage enthalten im Allgemeinen eine Liste sämtli-
cher anwesender Deputierter, weil hier jedes Jahr Vollmachten vorgelegt werden 
mussten.2636 Diese Landrechnungstage waren Landrechnungstage der „gehorsa-
men“ Landständen, d.h. sie standen im Appelle-Krieg auf Seiten des Landes-
herrn.2637 Von insgesamt 990 Deputierten2638, die teilnehmen wollten und die 
2633 StaA Rep. 4 C II b 148, Vollmacht des Engerhovener Kirchspiels vom 13. Januar 1732. 
2634 Luebke, Symbolische Konstruktionen, S. 188. 
2635 StaA Rep. 4 C I h 6 Die Ablegung der Landrechnungen von 1720-1743; StaA Dep. 1 2134 Konzept 
und Extrakte des Protokolls der Landrechnungsversammlung 1723, fol. 7 ff.; Für die Jahre 1722, 
1724, 1725, 1726 gab es in den hier benutzten Landrechnungsprotokollen jedoch keine Angaben zur 
Vollmachtenvisitation  und damit zu den anwesenden Deputierten aus dem Dritten Stand. 
2636 Kappelhoff, Absolutistisches Regiment, S. 55, 61.
2637 Ebd., S. 221, 224. Parallel zu den hier ausgewerteten Landrechnungstagen fanden auch die volle Legi-
timität beanspruchende Landrechnungsversammlungen der renitenten Stände statt, die hier allerdings 
nicht beachtet werden konnten.
2638 StaA Rep. 4 C I h 6 Die Ablegung der Landrechnungen von 1720-1743; StaA Dep. 1 2134 Konzept und 
Extrakte des Protokolls der Landrechnungsversammlung 1723, fol. 7 ff.: Im Jahre 1721 wollten 48 Deputier-
te an der Landrechnung teilnehmen; im Jahre 1723 waren es 121; 1727: 71; 1728: 22; 1729: 43; 1730: 39; 
1731: 57; 1732: 54; 1733: 36; 1734: 44; 1735: 115; 1736: 57; 1737: 91; 1738: 69; 1739: 38; 1740: 85. Im 
Durchschnitt nahmen an den Landrechnungstagen demnach etwa 62 Deputierte aus dem Dritten Stand teil. 
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dafür eine Vollmacht einreichen mussten, wurden 64 abgewiesen bzw. eine Ent-
scheidung über ihre Qualifikation wurde vertagt oder sie verließen unter Protest 
den Landrechnungstag. Also nahmen von den 990 Deputierten letztendlich nur 
6,5% nicht am Landrechnungstag teil. Von diesen 64 Deputierten wurden nur 
neun Deputierte wegen mangelnder eigener Besitzqualifikation abgelehnt. Die 
anderen wurden vom Landesherrn abgelehnt, weil sie in den Widerstand gegen 
ihn im Rahmen des Appelle-Krieges involviert waren (22 Ablehnungen).2639 Als 
Folge des „Appelle-Krieges“ (1725-1727) waren nämlich ab 1727 laut Kappel-
hoff auf den Land- und Landrechnungstagen im Gegensatz zu den Jahren vor 
1724 die Vollmachten aller Deputierten des zweiten und dritten Standes genauer 
geprüft und Protokolle darüber angefertigt worden. Allerdings ging es bei dieser 
genaueren Prüfung nicht um die zu kontrollierenden Besitzqualifikationen, son-
dern um die Gesinnung der Extraordinärdeputierten, da die im Konflikt antigräf-
lich gesonnenen Deputierten nicht mehr an Landtagen teilnehmen sollten.2640 
Zwischen 1721 und 1740 kam es außerdem vor, dass Deputierte aus einer 
Gemeinde mit mehreren, „contrairen“ Vollmachten erschienen waren und un-
terschiedliche Interessen aus der Gemeinde auf dem Landrechnungstag vertre-
ten wollten, so dass sie deshalb abgelehnt wurden (zwölf Ablehnungen). Weitere 
Deputierte wurden abgelehnt wegen der Qualifikation eines wählenden Adeligen 
(eine Ablehnung), wegen des Erscheinens ohne Vollmacht (zwei Ablehnungen), 
wegen Unförmlichkeit der Vollmacht (eine Ablehnung), wegen eines gleichzeitig 
ausgeübten Amtes als Ordinärdeputierter oder Administrator (zwei Ablehnun-
gen), wegen Nichtansässigkeit in der bevollmächtigenden Kommune (vier Ab-
lehnungen), wegen finanzieller Verstrickungen (eine Ablehnung), wegen Verspä-
tung (fünf Ablehnungen) und wegen einer schon einmal ausgeführten und nun 
wiederholten Ablehnung des Deputierten (eine Ablehnung). Vertagt wurden drei 
Entscheidungen über Ablehnung oder Annahme der Vollmacht. Drei Deputier-
te verließen den Landrechnungstag von 1737 unter Protest, weil andere wegen 
2639 StaA Rep. 4 C I h 6 Die Ablegung der Landrechnungen von 1720-1743; StaA Dep. 1 2134 Konzept 
und Extrakte des Protokolls der Landrechnungsversammlung 1723, fol. 7 ff.
2640 Kappelhoff, Absolutistisches Regiment, S. 353, 376 f.
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ihrer Renitenz im Appelle-Krieg von der Landrechnungsnahme ausgeschlossen 
wurden.2641 
Auch Antholz, Heißler und Kappelhoff erwähnen in ihren Untersuchungen 
sehr selten eine Ablehnung wegen der Besitzqualifikationen: In den 1630er und 
1640er Jahren wurde gegenüber dem Hausmannsstand von Emder Seite (vor 
allem durch Johannes Althusius) bemängelt, dass die Bestimmungen von 1620 
missachtet würden, die Deputierten ungenügend bevollmächtigt seien und dass 
sie die oft langandauernden Verhandlungen früher verließen und sich auch oft 
auswechseln ließen. Diese Missstände lieferten Althusius einen Vorwand, die 
Stimmabgabe der Hausleute, die Resolutionen des Dritten Standes und die Be-
schlüsse der Mehrheit des Landtags anzugreifen.2642 Ob allerdings tatsächlich 
Deputierte wegen ihrer Besitzqualifikation aufgrund solcher Argumentationen 
abgelehnt wurden, muss offen bleiben.  In den Konflikten zwischen 1660 und 
1662 wurden nur selten Deputierte wegen der Besitzqualifikation abgewiesen: 
Als besondere Ausnahme führt Heißler an, dass ein Extraordinärdeputierter aus 
dem Hausmannsstand im Jahre 1662 einen Kaufbrief vorzeigen musste, um seine 
Besitzqualifikation nachzuweisen, die offenbar bestritten worden war.2643 Kap-
pelhoff erwähnt für das Jahr 1727 einen Fall, in dem ein Bevollmächtigter aus 
Bedekaspel wegen ungenügender Qualifikation abgewiesen wurde.2644 Obwohl 
Antholz, Heißler und Kappelhoff die Ablehnungsgründe nicht systematisch un-
tersucht haben, kann man aufgrund der wenigen Hinweise davon ausgehen, dass 
es nicht nur auf Landrechnungstagen zwischen 1721 und 1740 selten vorkam, 
dass Deputierte nur wegen ihrer Besitzqualifikation von den Landständen aus-
geschlossen wurden. Am Entscheidendsten waren für eine Einbeziehung oder 
Ablehnung von Deputierten nach den Konflikten zwischen 1660 und 1662 und 
in und nach dem Appelle-Krieg immer wieder, welcher politischen Partei – stän-
disch-emdischer oder landesherrlicher – sich der deputierte Eigenerbe zugehörig 
2641 StaA Rep. 4 C I h 6 Die Ablegung der Landrechnungen von 1720-1743; StaA Dep. 1 2134 Konzept 
und Extrakte des Protokolls der Landrechnungsversammlung 1723, fol. 7 ff.
2642 Antholz, Althusius, S. 180.
2643 Heißler, Ostfriesische Singularität, S. 230, Fußnote 510.
2644 Kappelhoff, Die ostfriesischen Landstände, S. 164, Fußnote 174.
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fühlte bzw. wie ihn andere einschätzten.2645 Augenfällig zeigt diese Beeinflussung 
der Landtagsteilnahme durch die politischen Ziele ein Landtag aus dem Jah-
re 1724 im Vorfeld des Appelle-Krieges, von dem Kappelhoff berichtet. Dieser 
Landtag war landesherrlich bestimmt und gegen einen „renitenten“, emdisch 
geprägten Landtag gerichtet. Für ihn ließ der Landesherr nicht nur unterbäu-
erliche Deputierte und Wählende zu, sondern hatte sie sogar dazu mobilisiert. 
Bei der Durchsicht der Vollmachten von 1724 anhand eines Vergleichs mit dem 
Kopfschatzungsregister von 1719 stellte Kappelhoff fest, dass die Vollmacht für 
die Osteeler Deputierten insgesamt 36 Unterschriften trugen, davon stammten 
nur vier von den landtagsberechtigten Interessenten; im Übrigen hatten u.a. 
acht Warfsleute, sieben kleine Handwerker und acht Arbeiter unterschrieben. 
Die Vollmacht von Osterhusen für einen Landtag im Jahre 1724 trug nur zwei 
Unterschriften, obwohl dort mehr Eigenerben wohnten. In Manslagt hatten 49 
Personen unterschrieben, obwohl dort nur zehn Interessenten ansässig waren. 
Pilsum, Manslagt, Groothusen und Visquard wählten zwei Deputierte zusam-
men. Dennoch wurden all diese Vollmachten angenommen.2646
Weitere Gründe für eine Abweisung von Deputierten lagen – wie für die Land-
rechnungsgtage zwischen 1721 und 1740 – auch zu anderen Zeiten darin, dass 
Deputierte nicht aus dem Kirchspiel, sondern aus einer anderen Wahlgemeinde 
wie der Bauerschaft kamen. Aber auch dies wurde selten sanktioniert.2647 Grün-
de für Ablehnungen waren wie in den Landrechnungstagen zwischen 1721 und 
1740 auch die Verspätung des Deputierten und damit seine Störung der Korpo-
rationsqualität der Landstände. Manchem Deputierten wurde auch nachgewie-
sen, dass er den betreffenden Herd, der seine Qualifikation erweisen sollte, noch 
2645 Heißler, Ostfriesische Singularität, S. 225, 242 ff.; Kappelhoff, Absolutistisches Regiment, S. 374-
377; Luebke, Symbolische Konstruktionen, S. 203.
2646 Kappelhoff, Absolutistisches Regiment, S. 227, Fußnote 308. Diese Einbeziehung der vorher nicht-
berechtigten Bevölkerungsgruppen zeigt David Luebke auch hinsichtlich anderer politischer Aktionen 
während des Appelle-Krieges. Diese Einbeziehung betrieben sowohl die landesherrliche als auch die 
landständische Partei. Luebke beschäftigt sich mit den Unterschriftenaktionen beider Parteiungen seit 
1721 im Vorfeld des Appelle-Krieges (1725-1727), mit denen beide versuchten, Bauern, aber auch 
Heuerleute und Warfsleute zur Unterschrift unter Petitionen zu bewegen. Es ging vor allem um die 
Unterzeichnung von sog. „Paritionsanzeigen“ (Luebke, Symbolische Konstruktionen, S. 202). 
2647 Kappelhoff, Die ostfriesischen Landstände, S. 154-159, 161 ff.
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nicht geerbt hatte. Außerdem zeigt Kappelhoff, dass es Deputierte gab, die von 
mehreren Gemeinden deputiert wurden. Auch fehlerhafte Vollmachten konnten 
zum Ausschluss führen, wobei diese auch nachgereicht werden konnten oder eine 
ältere Vollmacht von einem früheren Landtag beigebracht werden konnte.2648
Aber nicht nur die Besitzqualifikation des Deputierten selbst spielte kaum eine 
Rolle in den Kontrollen. Auch nicht ausreichende Besitzqualifikationen der Wäh-
lenden wurden ignoriert. Die Vollmachtenkontrollen für die Landrechnungstage 
zwischen 1721 und 1740 zeigen, dass es eine Ausnahme darstellte, wenn Depu-
tierte abgewiesen wurden, weil ihre Wähler und Unterzeichner einer Vollmacht 
eine mangelnde Besitzqualifikation aufwiesen. Zwischen 1721 und 1740 wur-
de nur in einem Fall bemängelt, dass ein Adeliger „in qualité“ als Baron unter-
schrieben hatte, er solle in seiner Eigenschaft als Eigenerbe unterzeichnen.2649 Der 
Ausschluss ließ sich im Fall der Fälle außerdem durch den Deputierten noch ab-
wenden. Unter der Vollmacht des Georg Albrecht Potinius aus Greetsiel im Jahr 
1730 standen nur drei Unterschriften, was bei der Visitaion bemängelt wurde. 
Zudem wurde festgestellt, dass einer der drei Unterschreibenden nur ein Heu-
ermann und der zweite ein Ordinärdeputierter waren, die beiden also als nicht 
qualifiziert zur Wahl galten. Nachdem der befragte Deputierte Potinius und der 
betreffende Ordinärdeputierte aber dennoch versicherten, dass die Wahl recht-
mäßig war, wurde die Vollmacht und damit Potinius zugelassen.2650 Bei Luebkes 
Untersuchung von Ausschlüssen von Deputierten auf Landtagen zwischen 1707 
und 1727 begegneten ihm offenbar auch nur wenige Fälle, in denen Deputierte 
wegen mangelnder Besitzqualifikation der Wähler abgelehnt wurde: 1722 und 
1724 wurden ausnahmsweise zwei Vollmachten zurückgewiesen, weil die Unter-
zeichner nicht die Mindesteigentumsqualifikation erfüllten.2651
2648 Antholz, Althusius, S. 180; Kappelhoff, Die ostfriesischen Landstände, S. 158 ff., 165; Kappel-
hoff, Absolutistisches Regiment, S. 69; Luebke, Symbolische Konstruktionen, S. 195 f., Fußnote 48.; 
Brenneysen, Ost-Friesische Historie, Bd. II, S. 698.
2649 StaA Dep. 1 2134 Konzept und Extrakte des Protokolls der Landrechnungsversammlung 1723, fol. 
7 ff.
2650 StaA Rep. 4 C I h 6 Land=Rechnungs=Protocollum vom 10. May 1730.
2651 Luebke, Symbolische Konstruktionen, S. 192 f.
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Für eine Ablehnung (oder eine verstärkte Einbeziehung) von eigentlich nicht-
berechtigten Gruppen als Deputierte oder Wähler waren meist politische Gründe 
wichtiger, die gar nichts mit den Bestimmungen aus dem Jahre 1620 zu tun hat-
ten. Die Emder Landstände waren wie der Landesherr – insbesondere in akuten 
Konflikten mit diesem – eher an der politischen Ausrichtung der Deputierten 
interessiert als an ihrer Besitzqualifikation. 1618 hatten sie im Zusammenhang 
mit der Einführung der Vollmachtenkontrolle vor allem verlangt, 
„Daß die personen / so I.G. mit specialem Eyd und Pflichten verwandt 
sind / bey Land=Tags=Handlungen und gemeinen Consultationibus 
nicht zu dulden / noch gelassen werden sollen.“2652
Mit der Examination von Vollmachten wollten sie demnach die landesherrlich 
beeinflussten Teilnehmer ausschließen.
Die geringe Zahl an Ablehnungen von Deputierten aufgrund der Besitzqua-
lifikation hatte ihren Grund allerdings nicht in der genauen bäuerlichen Beob-
achtung des Gesetzes von 1620 durch die Gemeinden. Wie stichprobenhafte 
Überprüfungen der Besitzqualifikationen von Wählern anhand der ausführlichen 
Kopfschatzung von 17192653 zeigen, wurde den Bestimmungen vom Mai 1620 
vielmehr zuwider gehandelt. Demnach haben nach 1719 sowohl halbe Herde 
oder Besitzer von weniger als 25 Grasen als auch Warfsleute/Tagelöhner auf 
Marsch und Geest die Vollmachten unterschrieben und somit den Deputierten 
auch gewählt: Die Unterschreibenden für die oben wiedergegebene Vollmacht 
des Engerhafer Deputierten waren zum Beispiel nicht wie für die Geest gefordert 
nur ganze Herde. Die Besitzqualifikationen wurden in dieser Vollmacht nicht an-
gegeben, konnten aber aufgrund des Kopfschatzungsregisters von 1719 ermittelt 
werden2654:
2652 Brenneysen, Ost-Friesische Historie, S. 515. 
2653 Schulte, Kopfschatzung 1719.
2654 Schulte, Kopfschatzung 1719.
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Daniel Ippen:  voller Herd  Bohle Uhden:  halber Herd
Jan Dircks: nicht zu ermitteln   Harm Klämes:  nicht zu ermitteln
Uffe Witts: voller Herd  Reinder Janssen: halber Herd
Helmer Peeters: Heuermann von    Dirk Janssen:  Heuermann eines
 eineinhalb Herden   vollen Herdes
 und „Ucowallist“ 
 (Mennonit)   
Reynke Garrels:  halber Herd  Barfelt Willems: voller Herd
Reycke Ennen: nicht zu ermitteln  Hanß Janssen:  nicht zu ermitteln
Ihmel Gaiken: nicht zu ermitteln  Jibbe Tiardts: Warfsmann
Auch in anderen Geestgemeinden ist zu ersehen, dass halbe Herde und Ta-
gelöhner mitwählten und der Deputierte nicht vom Landtag oder Landrech-
nungstag ausgeschlossen wurde. Ihnke Gerdes Kleyhauer, der Fähnrich Sebastian 
Steencken und Gerd Hinrichs aus dem Geestkirchspiel Reepsholt und Wiesede 
waren zu dem Landtag 1732 zugelassen, obwohl ihre Wählerschaft folgernder-
maßen aussah: Remt Remts (voller Herd), Johan Albers (halber Herd), Ocke 
Theilen (voller Herd), Johan Remmers (halber Herd), Abraham Esders (halber 
Herd), Heere Esders (Heuermann einer Warf, die früher einmal ein halber Herd 
war, 1719 wird diese Stelle noch als halber Herd aufgeführt), Bollster Allfes (1 ½ 
Herde), Ahlrich Ahlerichs (nicht zu finden), Frercke Albers (voller Herd), Harm 
Harms als Schüttemeister (Warfsmann); aus Wiesede: Jacob Böcker (nicht zu 
ermitteln), Gerd Johanßen (voller Herd), Gerd Bolcken (als Knecht bei dem fol-
genden Thomas Gerdes verzeichnet), Thomas Gerdes als Schüttemeister (halber 
Herd), Martin Janßen als Schüttemeister (Häusling und Tagelöhner), Gerdt Fre-
richs (Kötter).2655
Für die Marsch zeigt sich ein ähnliches Bild: Der Deichrichter Joachim Muh-
lenbeek aus der Marschgemeinde Uttum wurde beispielsweise für das Jahr 1728 
laut seiner Vollmacht von folgenden Personen gewählt, deren Besitzqualifikati-
onen sich aus dem Kopfschatzungsregister von 1719 erschließen ließen: Willem 
2655 StaA Rep. 4 C II b 148 Vollmachtenvisitation vom 16. Januar 1732.
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Jacobs (Eigenerbe), Jan Harmens (nicht zu ermitteln), Schwytert Albers (wohnt 
in geheuertem Haus, zehn Grasen und mehr Eigenbesitz, 20 Grasen und mehr 
geheuert), Peter Harmens Müller (Brauer, wohnt 1719 noch in des Vaters Haus, 
heuert eine Mühle, seine Frau besaß noch zehn Grasen und mehr Eigenland), 
Pauwel Janßen (nicht zu ermitteln), Jan Claßen (Heuermann eines Herdes) und 
Jan van Borssum (als halber Herd im benachbarten Wirdum aufgeführt).2656 Zu-
mindest Jan van Borssum hat für Uttum als halber Herd aus der Gemeinde Wir-
dum kein Stimmrecht. Und auch Jan Claßen als einfacher Heuermann ohne 
eigenes Land war nicht berechtigt. Ob Schwytert Albers es von 1719 bis 1728 
schaffte, genügend Grasen Eigenbesitz oder geheuerte Grasen nachzuweisen, ist 
auch fraglich.
Immer wieder kamen auch Fälle vor, in denen Warfsleute oder halbe Herde als 
Deputierte auf die Landtage kamen und zugelassen wurden. Kappelhoff konnte 
dies anhand einer Stichprobe für das Geestgebiet nachweisen. Für die Extraordi-
närdeputierten der Gemeinden der „9 Logen“ (9 Dörfer rund um Aurich) auf der 
Geest zwischen 1718 und 1744 führt er mittels eines Vergleichs mit dem Kopf-
schatzungsregister des Amtes Aurich aus dem Jahre 1719 eine Kontrolle der Besitz-
qualifikationen der Deputierten auf Landtagen und Landrechnungstagen durch. 
Dabei stellte sich heraus, dass unter den kontrollierten 19 Deputierten sechs halbe 
Herde, ein Pächter eines halben Herdes, zwei Warfsleute und sogar auch ein Mie-
ter waren. Für drei Deputierte ließen sich keine Angabe machen. Die Warfsleute 
waren anscheinend auch nicht aufgrund der 1000-Reichstaler-Stimmen auf den 
Landtag gekommen, zumindest gab es darüber keinen Nachweis.2657 Auch aus der 
Kommune Wiesede im Amt Friedeburg, wo es überhaupt keine größeren Eigen-
tümer als halbe Herde gab, schickte man einen Inhaber eines halben Herdes zum 
Landrechnungstag von 1735, von dem er allerdings wegen Zuspätkommens abge-
wiesen wurde. Auch nach 1744 änderte sich an dieser Zulassung gegen die Bestim-
mungen des als geltend angenommenen Landtages vom 28. Mai 1620 offenbar 
nichts. 1744 und 1749 besuchte ein Inhaber eines halben Herdes aus Leerhafe, der 
2656 StaA Rep. 4 C I h 6 Acta die Ablegung der landschafftlichen Rechnung vom May 1728; Schulte, 
Kopfschatzung 1719.
2657 Kappelhoff, Die ostfriesischen Landstände, S. 154-159.
V. POLITIKEN AUF DEM LANDTAG 
618
im Jahre 1757 sogar als arm ausgewiesen wurde, unbeanstandet die Landtage.2658 
Keiner der beiden Landtagsschlüsse von 1620 bezüglich der Besitzqualifikation 
wurde demnach auf der Geest konsequent eingehalten. 
Eine Stichprobe von Besitzqualifikationen von Marschdeputierten zeigt jedoch, 
dass die Deputierten aus Marschgemeinden eher den Anforderungen vom Mai 
1620 entsprachen, denn in den Stichproben erwiesen sich die Deputierten aus 
Marschgemeinden meist als volle Eigenerben mit Landbesitz, was beiden Land-
tagsschlüssen entsprach. Es handelt sich um Landrechnungs- und Landtage, die 
im gleichen Zeitraum anfielen wie die Landtage und Landrechnungstage, deren 
Deputierte aus der Geest von Kappelhoff überprüft wurden (1718-1744). Depu-
tierte aus der Marsch auf mehreren Landrechnungstagen und Landtagen wurden 
hier anhand des Kopfschatzungsregisters von 1719 überprüft.2659 Die Überprü-
fung aller Deputierter auf dem Landrechnungstag von 17272660 und eine Über-
prüfungen von Landtags- und Landrechnungstagsdeputierten aus den Marschge-
meinen Nendorp und Hatzum aus dem Jahr 17322661 Wybelsum und Uttum aus 
dem Jahr 17282662 sowie Visquard aus dem Jahr 17302663 zeigen, dass aus Marsch-
gemeinden meist Eigenerben mit genügend Landbesitz deputiert wurden.
Es zeigt sich demnach, dass insbesondere die Geestgemeinden die Rechtset-
zung vom Mai 1620 ignorierten. Die Gewählten und die Wählenden waren nicht 
nach der festgelegten Mindestgröße des Herdes und der Grasen berechtigt und 
auch nicht aufgrund eines Finanzbesitzes von 1000 Reichstalern, wie es 1620 
als Grundlage für die aktive und passive Wahlberechtigung in den Flecken fest-
gelegt worden war.2664 Die halben Herde und Warfsleute waren entgegen der 
2658 Kappelhoff, Die ostfriesischen Landstände, S. 158 f.
2659 Schulte, Kopfschatzung 1719.
2660 StaA Rep. 4 C I h 6 Den von der kayserl. Subdelegirten Commission auf d. 26 May 1727, angesetzten 
Land=Rechnungs=Tag zu Aurich betr. die Ablegung der Landrechnung vom May 1726 bis May 1727. 
2661 StaA Rep. 4 C II b 148, Vollmachtenvisitation vom 16. Januar 1732 und 3. December 1732.
2662 StaA Rep. 4 C I h 6 Acta die Ablegung der landschafftlichen Rechnung vom May 1727 bis May 1728.
2663 StaA Rep. 4 C I h 6  Die Ablegung der Landrechnung auf d 10 May 1730 betr.
2664 Die Gemeinden hatten generell Schwierigkeiten mit der Anwendung der 1000-Reichstaler-Stimmen, 
die auch für Pfarrerwahlen ab 1663 zugelassen wurden. Dies zeigt die Untersuchungen von Pfarrer-
wahlen von Dirksen und Bartels (Dirksen, Predigerwahlrecht der Interessenten, S. 27, 173 f.; Bartels, 
Zur geschichtlichen Orientierung, S. 75 f., 82 ff.). 
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Rechtsetzung von 1620 am aktiven und passiven Wahlrecht beteiligt. Daraus 
lässt sich aber nicht schließen, dass sie sich nach der gräflichen Rechtsetzung vom 
Juli 1620 richteten. Denn auch nach ihr wären Warfsleute nicht als Wähler und 
Deputierte zugelassen worden. Die Tatsache, dass auch Warfsleute an den Land-
tagen unbeanstandet teilnahmen, zeigt deutlich, dass keiner der Landtagsschlüsse 
aus dem Jahre 1620 bezüglich der Besitzqualifikation immer umgesetzt wurde, 
wenn auch unter den Zeitgenossen angenommen wurde, dass der Landtag vom 
28. Mai 1620 galt. Dies war aber offenbar kein Grund, diese rechtliche Regelung 
auch einzuhalten.2665
Geestgemeinden ignorierten auch weitere Bestimmungen aus der Rechtset-
zung von 1620, ganz im Gegensatz zu den Marschgemeinden. Es war beschlossen 
worden, dass Deputierte aus dem Kirchspiel und nicht aus einer Bauerschaft zu 
wählen waren. Während auf der Marsch Kirchspiel und Bauerschaft zusammen 
fielen und deshalb eine Unregelmäßigkeit hier gar nicht vorkommen konnte, 
richtete man sich auf der Geest nach derjenigen Kommune, die zusammen den 
Bauerrichter wählte. Auf dieser Grundlage wählte man den Extraordinärdepu-
tierten: Meist war dies die Bauerschaft und nicht das Kirchspiel.2666
2665 Laut Kappelhoffs Untersuchungen waren also immer wieder halbe Herde aus Geestgemeinden auf 
Landtagen oder Landrechnungstagen anwesend oder fungierten als Wähler, allerdings natürlich nicht 
in so großer Zahl wie volle Herde, aber doch so oft, dass diese Tatsache nicht als absolute Ausnahme 
betrachtet werden darf. Daraus jedoch wie Kappelhoff zu schließen, dass der landesherrlich orientierte 
Landtagsschluss vom 6. Juli 1620 anstatt des antigräflichen Landtagsschlusses vom 28. Mai 1620 ge-
golten habe, ist meines Erachtens aufgrund auch der unterbäuerlichen Teilnahme an Landtagswahlen 
nicht richtig (Kappelhoff, Die ostfriesischen Landstände, S. 158 f.).
2666 Kappelhoff, Die ostfriesischen Landstände, S. 161-167: Wählte dann eine Kommune innerhalb des 
Kirchspiels den Landtagdeputierten, dann mussten auch die anderen Kommunen ihren eigenen De-
putierten wählen, und das Kirchspiel konnte nicht mehr für alle in ihr liegenden Kommunen den 
Landtagsdeputierten schicken. Wählte man doch den Landtagsdeputierten auf der Grundlage des 
Kirchspiels, dann durfte die „Bauerrichterkommune“ nur noch einen Deputierten wählen, wenn sie 
auf der Vollmacht des Kirchspielsvertreters für den Landtag  ausdrücklich von der Kirchspielsvertre-
tung ausgeschlossen worden war.
 Nur selten kam eine wie auch immer geartete Sanktionierung oder eine Rückbesinnung auf die Vor-
gaben von 1620 zustande: Für die im Auricher Amt gelegenen „9 Logen“ wurde 1744 ausnahmsweise 
festgelegt, dass sie zusammen als Kommune galten und zusammen einen Extraordinärdeputierten 
wählten, obwohl mehrere „Bauerrichterkommunen“ in dem Kirchspiel vorhanden waren. Dies ent-
sprach aber nicht dem vorhergehenden Herkommen bis und nach 1744 (Kappelhoff, Die ostfriesi-
schen Landstände, S. 162 f., 154-157). 
 Eine Visitation vom 3. Juni 1655 zeigt, dass der Deputierte des Riepster Hammrichs abgelehnt wurde, 
weil der Riepster Hammrich nicht als Kirchspiel galt und demnach keinen eigenen Deputierten haben 
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Zusammenfassend ist zu konstatieren, dass die Landstände und die Landesherr-
schaft die Besitzqualifikationen für das aktive und passive Wahlrecht von Bauern 
festlegten, um die Korporations- und Repräsentationsqualität des Landtages und 
damit die zukünftige Handlungsfähigkeit zu sichern. Wie sich allerdings anhand 
der daraufhin entstehenden Konflikte abzeichnete, waren sie vor allem daran in-
teressiert, symbolisch anzuzeigen, dass sie das Recht hatten, die Vollmachtenvi-
sitation auszuüben. Die Einhaltung der Besitzqualifikationen selbst war für sie 
in der Folge nicht mehr wichtig. Dementsprechend waren sie bei der Kontrolle 
der Besitzqualifikationen nicht besonders genau. Bäuerliche Deputierte wurden 
selten wegen ihrer Besitzqualifikation, sondern eher aus politischen Gründen von 
der Teilnahme am Landtag oder Landrechnungstag ausgeschlossen. Die im Land-
tagsbeschluss vom 28. Mai 1620 festgelegten und den Gemeinden bekannten2667 
Besitzqualifikationen für das passive Wahlrecht wurden von den Gemeinden nicht 
beachtet.  In Siedlungen auf der Geest wurde diese auch für das aktive Wahlrecht 
nicht beachtet, auf der Marsch schon. Von dort wurden nur die reicheren Bauern 
deputiert. Auch die Festlegung auf eine bestimmte Wahlgemeinde, das Kirch-
spiel, wurde auf der Geest ignoriert. Die Deputierten wurden für eine Zuwider-
handlung auch selten sanktioniert. Eine „Implementation“ der Rechtsetzung in 
den Gemeinden bestand demnach in der Kenntnisnahme dieser Rechtsetzung 
und in der tatsächlich durchgeführten Vollmachtenkontrolle, mit der die Land-
könnte. Die Einwohner des Hammrichs sollten sich von dem Deputierten des Kirchspiels Riepe ver-
treten lassen (Brenneysen, Ost-Friesische Historie, Bd. II, S.  740). Die Deputation aus Riepe und aus 
dem Riepster Hammrich wurde aber nicht immer sanktioniert, sondern war sogar in der Regel üblich, 
da beide Kommunen auch eigene Bauerrichter hatten (Kappelhoff, Die ostfriesischen Landstände, S. 
163). 
 Es kam allerdings wohl auch ausnahmsweise vor, dass gemeindliche Verbände Landtagsdeputierte 
schickten, die keinen eigenen Bauerrichter wählten: Bei der Prüfung einer Vollmacht von Johann 
Schweers für Egels, Popens und Wallinghausen erinnerten Deputierte daran, dass Kommunen, die 
einen gemeinsamen Bauerrichter besaßen, jeweils keine eigenen Deputierten für den Landtag entsen-
den durften. Dieses Recht hätten eben nur sogenannte „selbständige“ Kommunen, die allein einen 
Bauerrichter wählten (Kappelhoff, Absolutistisches Regiment, S. 33, Fußnote 84). 
2667 Kenntnis über diesen Landtagsschluss hatte vermutlich nicht jeder Bauer, aber wahrscheinlich konnte 
man sich im Rahmen der Gemeinden darüber informieren, denn die Lesefähigkeit war in Ostfriesland 
weit verbreitet und die Gemeinden oder einzelne Bauern besaßen Exemplare der Landesverträge und 
möglicherweise speziell auch die von Althusius veröffentlichten „Landtagshandlungen“, in denen sich 
der Landtagsschluss vom 28. Mai 1620 befand (Antholz, Althusius, S. 170 f.; Brenneysen, Ost-Frie-
sische Historie, Bd. II, S. 563; Luebke, Signatures and political Culture, S. 521 f., 525; Wiemann, 
Inventar des Bauern J. Groens zu Bunde; Koolmann, Gemeinde und Amt, S. 37).
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tagsmitglieder wenigstens zum Teil eine Mitgliedsrolle im Landtag erhielten. Die 
Wahl des Deputierten verlief jedoch nicht nach den 1620 festgelegten internen 
Kriterien, sondern nach den gemeindlichen Kriterien: Die Gemeinden hielten 
sich nicht an eine solche Rechtsetzung, sondern an die gemeindlichen Berech-
tigungen zur Wahl, die mit den Berechtigungen von 1620 zum Teil, aber eben 
nicht genau übereinstimmten. Bevor gefragt wird, warum die Gemeinden die 
Rechtsetzungen nicht einhielten, soll kurz auf die landständisch-landesherrliche 
Rechtsetzung zu den Pfarrerwahlen eingegangen werden, die ähnliche Merkmale 
wie die Rechtsetzungen zu Landtagsdeputiertenwahlen aufwies. Auch hier zeigt 
sich eine Resistenz gegenüber territorialen Rechtsetzungen in den Gemeinden, 
die abschließend begründet wird. 
2.2  Rechtsetzung zur Pfarrerwahl der Bauern  
(1660-1663)
Zwischen 1660 und 1662 entbrannten erneut Konflikte zwischen den Landstän-
den, die von Emden geführt wurden, und dem Landesherrn mit seinen gehorsa-
men Landständen. Auch diese Auseinandersetzungen, ursprünglich entstanden 
um die Höhe eines Personalsteuersatzes zur Tilgung von Schulden an die Gene-
ralstaaten, führten also zu einer Spaltung der Landstände in „gehorsame“ und 
anti-landesherrliche Stände.2668 Der Kanzler Hermann Höpfner ließ die  dem 
Landesherrn wohlgesonnenen Stände auf einem Landtag zusammenkommen 
und beschloss mit ihnen einen niedrigeren Personalsteuersatz als der allgemei-
ne Landtag im Frühjahr 1660.  Unter den „gehorsamen“ Ständen waren zwei 
Angehörige des ersten Standes, Deputierte der Stadt Aurich und Vertreter des 
dritten Standes aus den Geestämtern.2669 Die anti-landesherrlichen Stände wa-
ren dominiert von Emden. Unter ihnen waren auch die restlichen Adeligen und 
Vertreter des dritten Standes aus den Marschämtern. 2670 Landesherr und Kanzler 
2668 Schmidt, Geschichte Ostfrieslands, S. 283 ff. Ausführlich zu diesen Auseinandersetzungen: Heißler, 
Ostfriesische Singularität, S. 120-269.
2669 Schmidt, Geschichte Ostfrieslands, S. 282; Heißler, Ostfriesische Singularität, S. 208.
2670 Heißler, Ostfriesische Singularität, S. 170.
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konnten also für diesen von ihnen ausgeschriebenen Landtag nur eine Minder-
heit der Stände gewinnen, dennoch beanspruchten sie, dass die Beschlüsse dieses 
„gehorsamen“ Landtags für das Land gelten sollten. Gegen das Eintreiben der 
Personalsteuer durch Emder Landstände und ihre Emder Garnison wehrte sich 
der Graf mit einem Bauernheer von 3000 Mann. Er erhielt vor allem Unterstüt-
zung von den ärmeren Geestbauern und bei den Handwerkern und Tagelöhnern 
der Stadt Norden, aber auch von Einwohnern auf der Marsch. Es kam aber nur 
zu kleineren Gefechten.2671
Die Generalstaaten versuchten auch in diesem Konflikt zu vermitteln und 
strebten einen gemeinsamen Landtag beider Gruppen an.2672 Man ging dem-
nach davon aus, dass nur eine Vereinigung der beiden ständischen Gruppen die 
Grundlage für weitere Verhandlungen bilden konnte.2673 Um eine tatsächliche 
Wiedervereinigung der Politik der beiden Gruppen auf dem Landtag zu errei-
chen, formulierten die Landstände bzw. ihr gewählter Ausschuss Gravamina, die 
vom Landesherren beseitigt werden sollten, damit es auch zu einer Einigung un-
ter den Ständen käme.2674 1661 wurde tatsächlich ein gemeinsamer Landtag ge-
halten, an dem Abgeordnete beider Parteiungen teilnahmen.2675 Dieser Landtag 
wurde eindeutig von der Emder Partei dominiert.2676 Gleichzeitig aber führte der 
Landesherr mit seinen gehorsamen Landständen einen Parallellandtag weiter und 
protestierte gegen das Vorgehen des „vereinten“ Landtages. Er behauptete, dass 
der „vereinte“ Landtag in Wirklichkeit nur eine der zwei ständischen Parteien 
darstellte.2677 Die staatische Kommission berief sich in der Folge aber dennoch 
auf Entscheidungen dieses „vereinten“ Landtages.2678 Sie unterstützten den „ver-
einten“ Landtag und somit die Emder Partei.2679 Der Landesherr verlor auf einem 
weiteren, am 28. August 1662 ausgeschriebenen gräflichen Landtag Anhänger, 
2671 Schmidt, Geschichte Ostfrieslands, S. 283 ff.; Heißler, Ostfriesische Singularität, S. 120-268. 
2672 Heißler, Ostfriesische Singularität, S. 170.
2673 Ebd., S. 170. 
2674 Ebd., S. 172. 
2675 Ebd., S. 170. 
2676 Ebd., S. 175. 
2677 Ebd., S. 173 f.
2678 Ebd., S. 171. 
2679 Ebd., S. 182 f. 
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so dass er in Verhandlungen mit den Gesamtlandständen unter niederländischer 
Vermittlung in Den Haag treten musste.2680 Aufgrund der Unterstützung der 
Generalstaaten konnten die Stände unter Führung Emdens ihre Forderungen 
durchsetzen. Eine Beseitigung ihrer Gravamina wurde im Haagischen Vergleich 
von 1662 und dem Finalrezess von 1663 – unter niederländischer Vermittlung – 
beschlossen.2681
Um also Einheit und Identitätsrepräsentation des Landtages für das Land wie-
der herzustellen, sollten die von den Ständen formulierten Gravamina abgestellt 
werden.2682 Unter anderem hatten die Landstände die nicht korrekt abgehaltenen 
Wahlen von Gemeindebeamten, Schüttmeistern, Poolrichtern, Rottmeistern, 
Hauptleuten, Auskündigern usw. moniert. Sie forderten, dass eine Beeinflussung 
solcher Wahlen durch fürstliche Beamte aufhören und auch die Amtstätigkeit der 
gemeindlichen Beamten nicht gestört werden solle.2683 Dementsprechend wurde 
im Haagischen Vergleich 1662 beschlossen, dass man es beim Osterhusischen 
Akkord belassen sollte2684, d.h. dass eine fürstliche Einmischung in diese Wahlen 
und in die Amtsführung nicht erlaubt sein und dass Bauernrechte und Observan-
zen der Gemeinden geachtet werden sollten.2685 
Im Haagischen Vergleich von 1662 und den (general-)staatischen Resolutio-
nen im Finalrezess vom Jahre 1663 wurde außerdem die freie Pfarrerwahl durch 
die ostfriesischen Landgemeinden präziser geregelt.2686 Vorher war in den Kon-
kordaten von 1599 festgelegt worden, dass die „Ältesten“ und „Vornehmsten“ 
der Gemeinden den Pfarrer (den sog. Prediger oder Pastoren) wählen sollten. 
1599 hatte man mit dieser unbestimmten Formulierung also versucht, sich an 
die Rechtsgewohnheiten in den Gemeinden anzupassen und das Prinzip der Re-
2680 Heißler, Ostfriesische Singularität, S. 186. 
2681 Ebd., S. 188, 192-222.
2682 Ebd., S. 172. 
2683 Brenneysen, Ost-Friesische Historie, Bd. II, S. 827 f. 
2684 Ebd., S. 825.
2685 Ebd., S. 827.
2686 Allgemein zur freien Pfarrerwahl in den ländlichen Gemeinden, ausgenommen die Gemeinden, die 
sich in den adeligen Herrlichkeiten befanden: Smid, Ostfriesische Kirchengeschichte; Sprengler-
Ruppenthal, Zur reformatorischen Kirchenrechtsbildung, S. 314-67, besonders S. 351 ff. 
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algemeinde auch auf die Pfarrerwahlen zu übertragen.2687 Mit den Ältesten und 
Vornehmsten waren vor allem die Eigenerben gemeint.2688 
Eine solch unbestimmte Regelung auf der Grundlage von Rechtsgewohnhei-
ten reichte aber angesichts der Streitigkeiten zwischen Landständen und Lan-
desherrschaft  von 1660 bis 1662 nicht mehr aus. Die Stände formulierten im 
Haager Akkord von 1662 folgendes Generalgravamen: 
„Obwohl das Jus Patronatus denen Aeltesten und Erbgesessenen der Ge-
meine allein zukömmt, Concord. Art. 22, Kayserl. Resol. Art. 22, 25, 
Emder Landt. 1618, Cap. gener. Gravamen. art. 7; So werden dennoch 
solche darinn zum öffteren turbirt, so gar, dass, unerachtet Edel-Leute, 
und die meisten derer Erbgesessenen und Aeltesten der Gemeine ordentlich 
einen Prediger beruffen und desselben Confirmation suchen, solche ih-
nen dennoch geweigert wird, da denn, wenn schlechte Heuer-Leute, Tag-
Löhner, und ein oder zwey aus denen Erbgesessenen, auf einen offtmahls 
disqualificirten, und a coetu Emdano inhabil declarirten Menschen stim-
men, darüber vor der Cantzelley zu der Kirchen grossen Kosten disputiret 
wird, welches abgeschaffet und ins künftige remediirt werden muss.“2689
Das Bedürfnis nach einer genauen Regelung der Wahlberechtigung resultierte 
aus Pfarrerwahlen, deren Ergebnisse dem reformierten Coetus (Predigersynode) 
in Emden und damit den Landständen unter Führung des reformierten Emdens 
nicht genehm waren. Über diese musste vor dem landesherrlichen Kanzleigericht 
kostenintensiv verhandelt werden.2690 Nach den Konflikten zwischen reformiert 
2687 Bartels, Zur geschichtlichen Orientierung, S. 60 f. 
 Dirksen, Predigerwahlrecht der Interessenten, S. 21 f.: Dirksen führt eine weitere Erwähnung dieser „Vor-
nehmsten“ aus dem Jahre 1619 an, die um den Zusatz konkretisiert wurde, es handele sich um die Eigenerben.
2688 Bartels, Zur geschichtlichen Orientierung, S. 61.  
2689 Brenneysen, Ost-Friesische Historie, Bd. II, S. 796; Bartels, Zur geschichtlichen Orientierung, S. 61 f. 
2690 König, Verwaltungsgeschichte, S. 114 ff.: Neben dem reformierten Coetus und den vom Landesherrn 
errichteten lutherischen Coeten war für Kirchen- und Schulsachen bis 1643 vor allem die Kanzlei 
zuständig, bis der Landesherr 1643 das Konsistorium errichtete, das volle Jurisdiktionsgewalt hatte. 
Trotz einer angestrebten und von den Landständen immer wieder eingeforderten paritätischen Beset-
zung des Konsistoriums mit Lutheranern und Reformierten blieb es bis 1744 rein lutherisch. Dieses 
Konsistorium war organisatorisch eng mit der Kanzlei verbunden und fand auch in der Kanzlei ihren 
Tagungsort, deshalb wurde hier wahrscheinlich über Prozesse vor der Kanzlei und nicht vor dem Kon-
sistorium geklagt, obwohl die Sachen eigentlich am Konsistorium anhängig waren.
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bestimmten Landständen und lutherischer Landesherrschaft zwischen 1660 und 
1662 sollten die Wahlmodalitäten nun geregelt werden. Das Gravamen, mit 
dem gefordert wurde, dass die Predigerwahlen nicht durch die Stimmabgabe von 
„schlechten“ Heuerleuten, Tagelöhnern oder auch wenigen Eigenerben gestört 
werden sollten, wurde von den Ständen im Zuge der Gravamina über die freie 
und ungestörte Religionsausübung aufgeführt. Und zwar wurden diese ungestör-
ten Wahlen von den Emder Landständen zusammen in den Generalgravamina 
gefordert und nicht speziell von den Hausleuten in ihren Spezialgravamina.2691 
Dieses Gravamen ging vielleicht vermittelt auf gemeindliche Initiative zurück, 
aber vor allem auf Auseinandersetzungen um die Wahl von Predigern, die im Sin-
ne des reformierten Coetus und der von Emden bestimmten Landstände qualifi-
ziert sein sollten. Um diese Konflikte zukünftig verhindern zu können, regelten 
die Landstände und der Landesherr die Bedingungen für die Wahl für das ganze 
Territorium. Sie abstrahierten damit von den lokalen Gewohnheiten. Die rechts-
gewohnheitliche Bestimmung von 1599 wurde durch eine rechtliche Setzung 
im Haagischen Vergleich von 1662 und engültig im Finalrezess vom Jahre 1663 
verändert, und man nahm dafür die Bestimmungen von 1620 für die Landtags-
wahlen als Vorbild: 
„Dieser Artickel wird also ausgelegt, dass durch das Wort Aeltesten die 
Aelterlinge und Kirchen-Vorsteher und durch das Wort Vornehmsten, 
die Edel-Leute und Erbgesessene, so in denen Marsch-Ländern 20 Gra-
sen oder Diematen und darüber, oder in den Gast- und Heyd-Landen 
einen gantzen oder halben Herd Landes besitzen, imgleichen diejenigen, 
so 1000 Rthlr. in Bonis haben, nur dass sie auch Glieder der Kirchen 
der Gemeinde, wo die Vocation geschehen seyn, und sich zu derselben 
Religion bekennen, verstanden werden. Das jenige aber, so bei dieser 
Reassumtion weiter soutenirt werden wollen, ob nemlich ein Lutheraner 
bei der Vocation eines Reformirten oder vice versa ob ein Reformierter 
bei der Vocation eines Lutheraners stimmen könne, ist bis auf eine nähe-
re Versammlung der Stände verschoben worden.“2692 
2691 Brenneysen, Ost-Friesische Historie, Bd. II, S. 796. 
2692 Bartels, Zur geschichtlichen Orientierung, S. 62 f.; Brenneysen, Ost-Friesische Historie, Bd. II, 
S. 797.
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Die Regelungen bezüglich der Pfarrerwahlen im Jahre 1662/63 waren damit 
moderater als diejenigen für die Landtagswahlen. Auch halbe Herde und Eigen-
tümer mit nur 20 Grasen sollten die Pfarrer wählen können.2693
Für die Pastorenwahlen gab es demnach in Ostfriesland ab 1662/63 eine 
mit der Landtagsberechtigung vergleichbare2694 kontrollierbare und landesweite 
Setzung der Wahlberechtigungen im Kirchspiel, die in der Besitzqualifikation 
bestand: Die Rechtsetzung sollte auf der Grundlage der rechtsgewohnheitlich 
praktizierten Realgemeinde die Wahlberechtigungen normieren und präzisieren. 
Durch die 1000-Reichstaler-Regelung und die genauen Besitzangaben für die 
Marschdeputierten in Grasen und nicht als Herd wurden neben der weiterhin 
notwendigen Zugehörigkeit zu einem Herd tendenziell der wirtschaftlich-mate-
rielle Teil des bäuerlichen Eigentums als Grundlage für die volle Beteiligung im 
Kirchspiel in den Vordergrund gestellt. Die anderen immateriellen Bedeutungen 
des Herdes, die Rechte und Pflichten in der Bauerschaft oder Deichgenossen-
schaft usw. wurden vernachlässigt und in ihrer Bedeutung für soziale Differenz 
marginalisiert. 
2.2.1 Anspruch und Wirklichkeit der Pfarrerwahl
Vor dem landesherrlichen lutherischen Konsistorium, das für die Jurisdiktion in 
Kirchensachen seit 1643 zuständig war, wurden zahlreiche Konflikte um Pfar-
rerwahlen verhandelt. In diesen Gerichtsakten wurde eine Stichprobe von 33 
Konflikten über Pfarrerwahlen untersucht. Diese Prozesse fielen – wie der Groß-
teil der überhaupt vorhandenden Konflikte – nach der Rechtsetzung von 1663 
 Bartels, Zur geschichtlichen Orientierung, S. 65, 69: In der Praxis wurde den lutherischen Erbeinge-
sessenen in reformierten Gemeinden und umgekehrt Stimmrecht bei der Predigerwahl eingeräumt, 
obwohl man sich in diesem Finalrezess einer rechtlichen Entscheidung darüber enthielt. Aus dem 18. 
Jahrhundert gibt es Beispiele, dass sogar katholische Erbeingesessene Stimmrecht in den Gemeinden 
hatten und zu den kirchlichen Lasten beitrugen.
2693 Bartels, Zur geschichtlichen Orientierung, S. 61: Die Beheerdischten Ländereien wurden allerdings 
in dieser Rechtsetzung nicht berücksichtigt.
2694 Zur Vergleichbarkeit von Landtagswahlregelung 1620 und dem Predigerwahlrecht, wie es 1663 gere-
gelt wurde: Dirksen, Predigerwahlrecht der Interessenten, S. 24 ff. 
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bis in die erste Hälfte des 18. Jahrhunderts vor2695, sowohl auf Marsch- als auch 
auf Geestboden sowie am Geestrand mit landwirtschaftlicher Nutzungsfläche auf 
Marschboden. Die Gerichtsakten sollen hier zeigen, ob in den Gemeinden die 
Rechtsetzungen von 1662/63 so weit implementiert waren, dass sie als Grundlage 
für solche Wahlen gelten können. Wurden die Warfsleute tatsächlich von diesen 
Wahlen ausgeschlossen, weil die Rechtsetzung von 1662/63 dies so anordnete? 
Im Mittelpunkt der Auseinandersetzungen stand die Frage, welcher Pfarrer 
in Zukunft der Gemeinde vorstehen sollte. Die Wahlgemeinde spaltete sich 
im Großteil der Fälle in zwei oder drei Gruppen, in „Hauffen“2696 auf. Diese 
2695 StaA Rep. 138 I 1022 Eine streitige Predigerwahl betreffend, Hatzum 1702; StaA Rep. 138 I 1630 
Die herrschaftlichen Vota bei denen Prediger Wahlen zu Nesse und Arrel betr. 1702 und 1715 betr.; 
StaA Rep. 138 II 862 Bevorstehende Predigerwahl 1725, Wirdum; Engelbrecht, Landgemeinde, S. 
206 f. (Eilsum 1666), 210 (Pilsum, 1672), 212 (Hinte, 1689), 217 (Wirdum 1685), 217 f. (Kirchbor-
gum 1680); StaA Rep. 138 II 665 Strittige Pastorenwahl in Stapelmoor 1702; StaA Rep. 138 II 922 
Kirchvögte zu Wymeer, Aysche Tjabben und Ocke Gerdes gegen H. Metscher wegen der Pastorenwahl 
zu Wymeer 1713; StaA Rep. 138 I 670 Enne Mennen et cons. / Peter Janssen et cons. wegen strittiger 
Pastorenwahl 1736-1737, Canum; StaA Rep. 138 I 2017 Strittige Pfarrwahl 1691, Strackholt; StaA 
Rep. 138 I 2223 In Sachen der Interessenten zu Weener Weyers und Diddens contra Kirchvogte Hess 
et cons. pcto Predigerwahl betr. 1698; StaA Rep. 138 I 1627 In Sachen Onne Janssen, Kirchenvorste-
her Willem Lübben et cons. Contra Licent Bernhardum von Langen m.n. Hermann Kuckenbacker et 
cons., die Pastoren Wahl zu Nesse betr. 1682; StaA Rep. 138 I 1908 Ein strittige Pastorenwahl betr. 
1666, Rhaude; StaA Rep. 138 I 1079 Eine streitige Predigerwahl, Holtrop 1689; StaA Rep. 138 I 
1090 Die Wahl des Candidaten Andreae zum Prediger und die dabei vorgefallene Excesse betr. 1742, 
Holtrop; StaA Rep. 138 I 945 Den Kirchvogt Ibeling Meinders und Cons. wegen dessen straffbaren 
Verhaltens bei der Predigerwahl 1726, Wolde; StaA Rep. 138 I 986 In Sachen Hage contra Hage 
die Predigerwahl 1714; StaA Rep. 138 II 840 Die strittige Predigerwahl des Kandidaten Onken zu 
Westerhusen 1726; StaA Rep. 138 II 401 Larrelter Predigerwahl 1712-1750; StaA Rep. 138 II 140 
Strittige Predigerwahl zu Esklum 1718; StaA Rep. 138 I 1762 Armenvorsteher Weyert Hinrichs cont-
ra Kirchvögte Focke Focken und Consorten wegen der dortigen Predigerwahl 1742, Nortmoor; StaA 
Rep. 138 I 2057 Eine streitige Predigerwahl betr. 1666, Twixlum; StaA Rep. 138 I 1625 In Sachen 
Reemt Claassen et cons. zu Nesse contra Gerhard v. Closter et. Cons. wegen der Prediger Wahl in 
Nesse betr. 1674; StaA Rep. 138 I 1622 In Sachen Nesse contra Nesse wegen der Pastorenwahl betr. 
1666; StaA Rep. 138 I 1639 In Sachen Hillrich Oyeken propr. et consorten nom. zu Nesse contra 
die dasigen Kirchenverwalter Suntke Rienpts et cons., die Wahl eines Oberpredigers zu Nesse betr. 
1741; StaA Rep. 138 I 1934 Eine streitige Predigerwahl und die Bestätigung des Pastor Bolenius betr. 
1669, Riepe; StaA Rep. 138 I 688 Engerhafe contra Engerhafe einer Pastorenwahl betr. 1695; StaA 
Rep. 138 I 87 Harm Sassen und Consorten contra Kirchenverwalter Edo Frerichs und Consorten 
wegen einer Wahl zum 2 Pastorats und der dabei vorgefallenen Unordnung 1735, Arle; StaA Rep. 
138 I 1602 Eine streitige Predigerwahl betr. 1683, Neermoor; StaA Rep. 138 I 1751 Die Wahl des 
Pastor Walther, die desfallsigen Streitigkeiten betr., Nortmoor, 1679; StaA Rep. 138 I 666 Matthias 
von Pollmann contra Seeben Bartels und Consorten wegen einer Wahl zum dortigen 2ten Pfarrlehn 
1725, Eilsum.
2696 StaA Rep. 138 I 1751 Die Wahl des Pastor Walther, die desfallsigen Streitigkeiten betr., Nortmoor 
1679, fol. 1.
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Gruppen votierten für unterschiedliche zur Wahl stehende Pfarrer2697 oder eine 
Gruppe widersetzte sich einer schon durchgeführten Pfarrerwahl einer anderen 
Gruppe.2698 Eine Entscheidung nach dem Konsensprinzip war dann offenbar ge-
scheitert. Aber die Beteiligten schafften es auch nicht, eine Entscheidung durch 
das unübliche Mehrheitswahlrecht zu treffen.2699 
In diesen Auseinandersetzungen wurde auf vielfältigem Wege versucht, vor 
Gericht die Wahl des eigenen Pfarrers durchzusetzen oder ein Wahlergebnis im 
Nachhinein zu verhindern. Die seelsorgerischen Fähigkeiten des Pfarrers konn-
2697 Smid, Ostfriesische Kirchengeschichte, S. 297: Laut Smid standen nur in wenigen Fällen bei Pfarrer-
wahlen mehrere Kandidaten zur Auswahl, besonders für die kleineren und gering dotierten Gemein-
den war es nicht einfach, überhaupt einen Pastor zu finden. Wahlverfahren mit mehreren Pastoren 
zur Auswahl konnten sich nur Gemeinden mit einer höheren Pfarrdotation leisten. Da die folgenden 
Konflikte vorfielen, weil die Gemeinde sich nicht zwischen zwei Pfarrern entscheiden konnte, haben 
wir es hier wohl mit begüterten Gemeinden zu tun. Zwei unterschiedliche Wahlgruppen hatten in 
folgenden Gemeinden zum Beispiel unterschiedliche Pfarrer gewählt: StaA Rep. 138 I 2017 Strittige 
Pfarrwahl 1691, Strackholt; StaA Rep. 138 I 1627 In Sachen Onne Janssen, Kirchenvorsteher Wil-
lem Lübben et cons. Contra Licent Bernhardum von Langen m.n. Hermann Kuckenbacker et cons. 
die Pastorenwahl zu Nesse betr. 1682; StaA Rep. 138 I 1639 In Sachen Hillrich Oyeken propr. et 
consorten nom. zu Nesse contra die dasigen Kirchenverwalter Suntke Rienpts et cons. die Wahl eines 
Oberpredigers zu Nesse betr. 1741; StaA Rep. 138 I 1622 In Sachen Nesse contra Nesse wegen der 
Pastorenwahl betr. 1666; StaA Rep. 138 I 945 Den Kirchvogt Ibeling Meinders und Cons. wegen 
dessen straffbaren Verhaltens bei der Predigerwahl 1726; StaA Rep. 138 I 986 In Sachen Hage contra 
Hage die Predigerwahl 1714; StaA Rep. 138 I 1934 Eine streitige Predigerwahl und die Bestätigung 
des Pastor Bolenius betr. 1669, Riepe; StaA Rep. 138 I 2057 Eine streitige Predigerwahl betr. 1666, 
Twixlum; StaA Rep. 138 I 87 Harm Sassen und Consorten contra Kirchenverwalter Edo Frerichs und 
Consorten wegen einer Wahl zum 2 Pastorats und der dabei vorgefallenen Unordnung 1735, Arle; 
StaA Rep. 138 I 1751 Die Wahl des Pastor Walther, die desfallsigen Streitigkeiten betr., Nortmoor 
1679; StaA Rep. 138 I 666 Matthias von Pollmann contra Seeben Bartels und Consorten wegen einr 
Wahl zum dortigen 2ten Pfarrlehn 1725, Eilsum.  
2698 Zum Beispiel: StaA Rep. 138 I 1022 Eine streitige Predigerwahl betreffend, Hatzum 1702; StaA Rep. 
138 I 1762 Armenvorsteher Weyert Hinrichs contra Kirchvögte Focke Focken und Consorten wegen 
der dortigen Predigerwahl 1742, Nortmoor; StaA Rep. 138 II 922 Kirchvögte zu Wymeer, Aysche 
Tjabben und Ocke Gerdes gegen H. Metscher wegen der Pastorenwahl zu Wymeer 1713; StaA Rep. 
138 II 665 Strittige Pastorenwahl in Stapelmoor 1702; StaA Rep. 138 I 2223 In Sachen der Interes-
senten zu Weener Weyers und Diddens contra Kirchvogte Hess et cons pcto Predigerwahl betr. 1698; 
StaA Rep. 138 I 1090 Die Wahl des Candidaten Andreae zum Prediger und die debei vorgefallene 
Excesse betr. 1742, Holtrop; StaA Rep. 138 II 840 Die strittige Predigerwahl des Kandidaten Onken 
zu Westerhusen 1726; StaA Rep. 138 II 401 Larrelter Predigerwahl 1712-1750; StaA Rep. 138 II 
140 Strittige Predigerwahl zu Esklum 1718; StaA Rep. 138 I 1625 In Sachen Reemt Claassen et cons. 
zu Nesse contra Gerhard v. Closter et. Cons. wegen der Prediger Wahl in Nesse betr. 1674 
 Ausnahmsweise wurde auch manchmal über eine bevorstehende Predigerwahl verhandelt: StaA Rep. 
138 II 862 Bevorstehende Predigerwahl 1725 Wirdum.
2699 Auf die Schwierigkeiten mit dem Mehrheitswahlrecht bei Pfarrerwahlen weist auch hin: Engelbrecht, 
Landgemeinde, S. 206. 
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ten in diesen Auseinandersetzungen offenbar nicht als Argumente dienen. Diese 
spielten vor der Gemeinde eine Rolle und sollten in der Wahl entschieden wer-
den. Die Qualität des Pfarrers war vor Gericht gar nicht verhandelbar, man hätte 
so nämlich die Kompetenz über die Auswahl eines Pfarrers an das Gericht abge-
geben und das eigene Wahlrecht preisgegeben. So wurden die seelsorgerischen 
Qualitäten der Pfarrer in den Prozessen kaum angesprochen. In Ausnahmefällen 
bemängelten die „Hauffen“, dass ein Pfarrer nicht vom Emder Coetus examiniert 
worden und ihm deshalb auch nicht verpflichtet war. Auch wurde moniert, dass 
ein Pfarrer nur niederländisch sprach oder den Wissensstand von Eingesessenen 
überforderte. Zudem wurde der Inhalt oder das Fehlen von Probepredigten kri-
tisiert.2700 
Die Einsetzung eines Pfarrers konnten die gegnerischen Gruppen vor Gericht 
nur erreichen, wenn sie die Rechtmäßigkeit der eigenen Wahl zeigten und/oder 
die Wahl einer anderen Gruppe delegitimierten. Mit diesen Legitmierungs- und 
Delegitimierungsversuchen gerieten weitere Konfliktgegenstände in den Ge-
richtsprozess hinein und nahmen dort viel mehr Raum ein als der eigentliche 
Streit um den richtigen Pfarrer. Vor Gericht waren diese Konfliktgegenstände vor 
allem die Wahlberechtigungen und der Ablauf der Wahl. Aus dieser Tatsache lässt 
sich aber nicht schließen, dass diese Konfliktgegenstände in den Auseinanderset-
zungen wichtiger waren als die Pfarrerwahl und man sich im Grunde eher über 
sie stritt.2701 Strategische Delegitimierungsversuche von Wahlen geschahen in den 
2700 Engelbrecht, Landgemeinde, S. 207. Kritik an einer Probepredigt wurde zum Beispiel in Stapelmoor 
in einer Supplikation geäußert: StaA Rep. 138 II 665 Strittige Pastorenwahl in Stapelmoor 1702, fol. 
2-3.
2701 Engelbrecht, Landgemeinde, S. 203-226: Engelbrecht behauptet sogar, dass die Auseinandersetzun-
gen weniger um den betreffenden Pfarrer kreisten, als um grundlegende wirtschaftliche Konflikte zwi-
schen auswärtigen Emder Eigentümern und den eingesessenen Interessenten. Dies zeigt er vor allem 
an den von Emder Eigentümern durchsetzten Gemeinden der Krummhörn. Die Interessenten wür-
den mit den  Minderberechtigten gemeinsame Sache machen, um sich gegen die Einmischungen von 
außen zu wehren. In den von ihm untersuchten Gerichtsprozessen über Konflikte in Eilsum (1666), 
Pilsum (1672). Hinte (1689) und im hier hinzugezogenen Fall aus Twixlum (StaA Rep. 138 I 2057 
Eine streitige Predigerwahl betr. 1666, Twixlum) wurde tatsächlich dieser Gegensatz zwischen auswär-
tigen „Buteneignern“ und den in der Gemeinde lebenden Eignern, Heuerleuten und Warfsleuten von 
den Zeitgenossen selbst benannt oder lag aufgrund der Aufteilung der Eigner in zwei gegensätzliche 
Gruppen auf der Hand. Ähnlich geartet waren die Konflikte laut Engelbrecht in den Kirchspielen 
Kirchborgum (1680) im Amt Leer und in Oldendorp (1663/4) im Amt Esens, in denen die Konflikt-
linien auch zwischen Eignern und den Eingesessenen, besonders der Heuerleute der Eigner vorfielen. 
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untersuchten 33 Prozessen nach 1663 auf vielen Wegen. Die Parteiungen setz-
ten sich über eine Beteiligung von fürstlichen Heuerleuten, fürstlichen Beamten, 
Pächtern und Armenvorstehern an den Pfarrerwahlen auseinander.2702 Außerdem 
stritt man sich über die Anwendung des Mehrheitswahlrechts2703 oder eine Veren-
gung der Wahlgemeinde auf die Ältesten, Kirchvögte und Armenvorsteher anstatt 
auf alle Eigenerben.2704 Meist handelte es sich bei dem Konfliktgegenstand um 
den formgerechten Ablauf der Wahl.2705 Die Beteiligten wehrten sich in solchen 
Fällen dagegen, dass eine „solche electio alß clandestina sauber unformblich und 
Die Eigner lebten in diesen Fällen aber nicht in Emden, sondern außerhalb der betreffenden Ge-
meinden. Dass die Eigner, die sich kaum in der Gemeinde aufhielten, über den Prediger entscheiden 
sollten, war für die Heuerleute sowie für ihrer Frauen beispielsweise im Kirchspiel Oldendorp kaum 
einzusehen. Deshalb benachrichtigten die Heuerleute die Eigner nicht rechtzeitig von der Wahl, und 
die Heuerleute und Frauen wählten den Pfarrer (Engelbrecht, Landgemeinde, S. 220 (Oldendorp)). 
Streitigkeiten zwischen Eignern und Heuerleuten zeigen sich auch in den Konflikten in Stapelmoor 
und Wymeer: StaA Rep. 138 II 665 Strittige Pastorenwahl in Stapelmoor 1702; StaA Rep. 138 II 
922 Kirchvögte zu Wymeer, Aysche Tjabben und Ocke Gerdes gegen H. Metscher wegen der Pasto-
renwahl zu Wymeer 1713). 
2702 StaA Rep. 138 I 1022 Eine streitige Predigerwahl betreffend, Hatzum 1702; StaA Rep. 138 I 1630 
Die herrschaftlichen Vota bei denen Prediger Wahlen zu Nesse und Arrel betr. 1702 und 1715 betr.; 
StaA Rep. 138 II 862 Bevorstehende Predigerwahl 1725, Wirdum; StaA Rep. 138 I 1762 Armen-
vorsteher Weyert Hinrichs contra Kirchvögte Focke Focken und Consorten wegen der dortigen Predi-
gerwahl 1742, Nortmoor; Engelbrecht, Landgemeinde, S. 206 f. (Eilsum 1666), 210 (Pilsum, 1672), 
212 (Hinte, 1689), 217 (Wirdum 1685), 217 f. (Kirchborgum 1680); StaA Rep. 138 II 665 Strittige 
Pastorenwahl in Stapelmoor 1702; StaA Rep. 138 II 922 Kirchvögte zu Wymeer, Aysche Tjabben 
und Ocke Gerdes gegen H. Metscher wegen der Pastorenwahl zu Wymeer 1713; StaA Rep. 138 I 670 
Enne Mennen et cons. / Peter Janssen et cons. wegen strittiger Pastorenwahl 1736-1737, Canum.
2703 StaA Rep. 138 I 2017 Strittige Pfarrwahl 1691, Strackholt.
2704 StaA Rep. 138 I 2223 In Sachen der Interessenten zu Weener Weyers und Diddens contra Kirchvogte 
Hess et cons. pcto Predigerwahl betr. 1698.
2705 StaA Rep. 138 I 1627 In Sachen Onne Janssen, Kirchenvorsteher Willem Lübben et cons. Contra 
Licent Bernhardum von Langen m.n. Hermann Kuckenbacker et cons., die Pastoren Wahl zu Nesse 
betr. 1682; StaA Rep. 138 I 1908 Ein strittige Pastorenwahl betr. 1666, Rhaude; StaA Rep. 138 I 
1079 Eine streitige Predigerwahl, Holtrop 1689; StaA Rep. 138 I 1090 Die Wahl des Candidaten 
Andreae zum Prediger und die dabei vorgefallene Excesse betr. 1742, Holtrop; StaA Rep. 138 I 945 
Den Kirchvogt Ibeling Meinders und Cons. wegen dessen straffbaren Verhaltens bei der Predigerwahl 
1726, Wolde; StaA Rep. 138 I 986 In Sachen Hage contra Hage die Predigerwahl 1714; StaA Rep. 
138 II 840 Die strittige Predigerwahl des Kandidaten Onken zu Westerhusen 1726; StaA Rep. 138 II 
401 Larrelter Predigerwahl 1712-1750; StaA Rep. 138 II 140 Strittige Predigerwahl zu Esklum 1718: 
Bestechungen und andere Beeinflussungen von Wahlen waren die Hauptkonfliktpunkte.
 StaA Rep. 138 I 1762 Armenvorsteher Weyert Hinrichs contra Kirchvögte Focke Focken und Con-
sorten wegen der dortigen Predigerwahl 1742, Nortmoor; StaA Rep. 138 I 2057 Eine streitige Pre-
digerwahl betr. 1666, Twixlum: In Nortmoor und Twixlum ging es gleichzeitig um die formgerechte 
Wahl einerseits und andererseits um die Wahlberechtigung von Warfsleuten (Twixlum) oder der Ar-
menvorsteher (Nortmoor). Deshalb werden sie jeweils zu den jeweiligen Konfliktgegenständen ge-
nannt, so dass es zu doppelten Nennungen kommt.
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unrechtmäßigk“2706 geschah. In den übrigen zehn Konflikten stand vor allem im 
Vordergrund, inwieweit Warfsleute an Predigerwahlen teilnehmen durften.2707 
Oft kam es in den Konflikten vor, dass mehrere Delegitimierungsversuche gleich-
zeitig versucht wurden, so dass naheliegt, dass diese strategisch und wahlweise 
einsetzbar waren. Zum Beispiel wurden in Wymeer Stimmabgaben angezweifelt, 
weil sie einerseits von fürstlichen Heuerleuten, andererseits von anderen Heuer-
leuten oder auch von Tagelöhnern kamen. Damit wurde nicht vornehmlich nur 
gegen die fürstlichen Heuerleute und dementsprechend gegen einen fürstlichen 
Einfluss gearbeitet, sondern man suchte nach mehreren Gründen, um die Wahl 
des Pfarrers auf keinen Fall zuzulassen.2708 Auch in Twixlum wurde einerseits ver-
sucht, die Wahl aufgrund der Stimmberechtigung von Warfsleuten zu delegiti-
mieren, andererseits wurde auch die Form der Wahl moniert.2709 Aus Arle ist ein 
Fall überliefert, in dem sich Amtmann und Gemeinde um die Wahlberechtigung 
der Warfsleute stritten. In Arle setzten sich beide Parteien in der Wahlversamm-
lung darüber auseinander, ob Arle sich drei Pastoren zur Wahl aufstellen könnte. 
Der Amtmann als Bedienter des Fürsten war gleichzeitig in der Gemeinde begü-
tert, war deshalb bei der Wahl anwesend und bekam so Kenntnis von der Ange-
legenheit. Er sprach sich gegen das Aufstellen eines dritten Pfarrers zur Wahl aus 
und drohte, jede Unterschrift nachzuprüfen, um zu ersehen, ob wirklich nur die-
jenigen votierten, die nach der Rechtsetzung von 1662/63 dazu berechtigt waren. 
2706 StaA Rep. 138 I 2057 Eine streitige Predigerwahl betr. 1666, Twixlum, fol. 7. 
2707 StaA Rep. 138 I 2057 Eine streitige Predigerwahl betr. 1666, Twixlum; StaA Rep. 138 I 1625 In Sa-
chen Reemt Claassen et cons. zu Nesse contra Gerhard v. Closter et. Cons. wegen der Prediger Wahl in 
Nesse betr. 1674; StaA Rep. 138 I 1622 In Sachen Nesse contra Nesse wegen der Pastorenwahl betr. 
1666; StaA Rep. 138 I 1639 In Sachen Hillrich Oyeken propr. et consorten nom. zu Nesse contra die 
dasigen Kirchenverwalter Suntke Rienpts et cons., die Wahl eines Oberpredigers zu Nesse betr. 1741; 
StaA Rep. 138 I 1934 Eine streitige Predigerwahl und die Bestätigung des Pastor Bolenius betr. 1669, 
Riepe; StaA Rep. 138 I 688 Engerhafe contra Engerhafe einer Pastorenwahl betr. 1695; StaA Rep. 
138 I 87 Harm Sassen und Consorten contra Kirchenverwalter Edo Frerichs und Consorten wegen 
einer Wahl zum 2 Pastorats und der dabei vorgefallenen Unordnung 1735, Arle; StaA Rep. 138 I 
1602 Eine streitige Predigerwahl betr. 1683, Neermoor; StaA Rep. 138 I 1751 Die Wahl des Pastor 
Walther, die desfallsigen Streitigkeiten betr., Nortmoor, 1679; StaA Rep. 138 I 666 Matthias von 
Pollmann contra Seeben Bartels und Consorten wegen einer Wahl zum dortigen 2ten Pfarrlehn 1725, 
Eilsum: In Eilsum wurde nicht nur die Stimmgerechtigkeit einzelner kleiner Besitzer bemängelt, son-
dern auch von Erbpächtern insgesamt sowie von Mennoniten. 
2708 StaA Rep. 138 II 922 Kirchvögte zu Wymeer, Aysche Tjabben und Ocke Gerdes gegen H. Metscher 
wegen der Pastorenwahl zu Wymeer 1713.
2709 StaA Rep. 138 I 2057 Eine streitige Predigerwahl betr. 1666, Twixlum.
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Vor dieser Drohung waren also teilweise Warfsleute stimmberechtigt. Mit dieser 
Überprüfung der Berechtigung versuchte der Amtmann seine Position bezüglich 
des zu wählenden Pfarrers durchzusetzen.2710
Es zeigt sich also, dass Warfsleute teilweise an den Wahlen beteiligt waren. 
In 13 Gerichtsakten war zu ermitteln, dass alle oder einzelne Warfsleute vor 
dem Gerichtsprozess an der Pfarrerwahl bzw. an einer von zwei Pfarrerwahlen, 
die in der Gemeinde von den sich gegenüberstehenden Gruppen durchgeführt 
wurden, teilnahmen.2711 Davon waren sieben Marschgemeinden2712 und sechs 
Geestgemeinden.2713 Drei Gründe für eine solche Beteiligung waren möglich. 
2710 StaA Rep. 138 I 87 Harm Sassen und Consorten contra Kirchenverwalter Edo Frerichs und Consor-
ten wegen einer Wahl zum 2 Pastorats und der dabei vorgefallenen Unordnung 1735, Arle.
2711 StaA Rep. 138 I 1622 In Sachen Nesse contra Nesse wegen der Pastorenwahl betr. 1666, fol. 21´ f., 58´; 
StaA Rep. 138 I 1625 In Sachen Reemt Claassen et cons. zu Nesse contra Gerhard v. Closter et. Cons. 
wegen der Prediger Wahl in Nesse betr. 1674, fol. 57; StaA Rep. 138 I 1934 Eine streitige Predigerwahl 
und die Bestätigung des Pastor Bolenius betr. 1669, Riepe, fol. 13-14; StaA Rep. 138 I 2057 Eine 
streitige Predigerwahl betr. 1666, Twixlum, fol. 6-11; StaA Rep. 138 I 688 Engerhafe contra Engerhafe 
einer Pastorenwahl betr. 1695, fol. 18 f.; Engelbrecht, Landgemeinde, S. 210 (Pilsum 1672); StaA Rep. 
138 I 1751 Die Wahl des Pastor Walther, die desfallsigen Streitigkeiten betr., Nortmoor, 1679, fol. 10, 
12; StaA Rep. 138 I 1602 Eine streitige Predigerwahl betr. 1683, Neermoor, fol. 7; StaA Rep. 138 I 
1639 In Sachen Hillrich Oyeken propr. et consorten nom. zu Nesse contra die dasigen Kirchenverwalter 
Suntke Rienpts et cons., die Wahl eines Oberpredigers zu Nesse betr. 1741, fol. 11-14´.
 Vereinzelte Warfsleute waren offenbar in folgenden Gemeinden an der Wahl beteiligt: StaA Rep. 138 
I 87 Harm Sassen und Consorten contra Kirchenverwalter Edo Frerichs und Consorten wegen einer 
Wahl zum 2 Pastorats und der dabei vorgefallenen Unordnung 1735, Arle, fol. 176-178; StaA Rep. 
138 I 1022 Eine streitige Predigerwahl betreffend, Hatzum 1702, fol. 15 f.; StaA Rep. 138 I 666 
Matthias von Pollmann contra Seeben Bartels und Consorten wegen einer Wahl zum dortigen 2ten 
Pfarrlehn 1725, Eilsum, fol. 1-5; StaA Rep. 138 II 922 Kirchvögte zu Wymeer, Aysche Tjabben und 
Ocke Gerdes gegen H. Metscher wegen der Pastorenwahl zu Wymeer 1713, fol. 31´, 37-40.
2712 StaA Rep. 138 I 1639 In Sachen Hillrich Oyeken propr. et consorten nom. zu Nesse contra die dasi-
gen Kirchenverwalter Suntke Rienpts et cons., die Wahl eines Oberpredigers zu Nesse betr. 1741; StaA 
Rep. 138 I 666 Matthias von Pollmann contra Seeben Bartels und Consorten wegen einer Wahl zum 
dortigen 2ten Pfarrlehn 1725, Eilsum; StaA Rep. 138 I 1022 Eine streitige Predigerwahl betreffend, 
Hatzum 1702; StaA Rep. 138 I 1622 In Sachen Nesse contra Nesse wegen der Pastorenwahl betr. 
1666; StaA Rep. 138 I 1625 In Sachen Reemt Claassen et cons. zu Nesse contra Gerhard v. Closter et. 
Cons. wegen der Prediger Wahl in Nesse betr. 1674; StaA Rep. 138 I 2057 Eine streitige Predigerwahl 
betr. 1666, Twixlum; Engelbrecht, Landgemeinde, S. 210 (Pilsum 1672).
2713 StaA Rep. 138 I 1934 Eine streitige Predigerwahl und die Bestätigung des Pastor Bolenius betr. 1669, 
Riepe; StaA Rep. 138 I 1602 Eine streitige Predigerwahl betr. 1683, Neermoor; StaA Rep. 138 I 
1751 Die Wahl des Pastor Walther, die desfallsigen Streitigkeiten betr., Nortmoor, 1679; StaA Rep. 
138 I 688 Engerhafe contra Engerhafe einer Pastorenwahl betr. 1695; StaA Rep. 138 I 87 Harm 
Sassen und Consorten contra Kirchenverwalter Edo Frerichs und Consorten wegen einer Wahl zum 
2 Pastorats und der dabei vorgefallenen Unordnung 1735, Arle; StaA Rep. 138 II 922 Kirchvögte zu 
Wymeer, Aysche Tjabben und Ocke Gerdes gegen H. Metscher wegen der Pastorenwahl zu Wymeer 
1713.
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Erstens könnten diese Warfsleute an der Wahl beteiligt gewesen sein, weil sie ein 
Vermögen von 1000 Reichstalern nachwiesen. Dies hätte der Rechtsetzung von 
1662/63 entsprochen. Zweitens könnten sie aufgrund eines rechtsgewohnheitli-
chen Wahlrechts der Warfsleute gewählt haben, was allerdings nicht der Recht-
setzung von 1662/63 entsprochen hätte. Drittens wurden sie vielleicht nur aus 
taktischen Gründen an der Wahl beteiligt. Die Stimmberechtigten wären dann 
auf Stimmenfang gegangen, weil von vornherein klar war, dass man sich unter 
den Berechtigten nicht einig werden würde. Die erste Möglichkeit scheint nicht 
angewandt worden zu sein. Warfsleute, die an Wahlen teilnahmen, wiesen dafür 
nicht vorher 1000 Reichstaler Vermögen nach. In Nesse wurde 1674 von Seiten 
des Anführers eines „Hauffens“, Gerhard von Closter, komplett bestritten, dass 
es eine Stimmberechtigung für diejenigen gab, die diese mit 1000 Reichstalern 
erweisen konnten. In Nesse würden nur die Herde wählen.2714 Vor Gericht im 
Konflikt um den zu wählenden Pfarrer wurde den Warfsleuten im Nachhinein 
vorgeworfen, dass sie ihren Besitz nicht nachgewiesen hätten: Laut Bericht des 
Kirchvogts von Eilsum 1725 stimmten widerrechtlich geringe Leute in der Ge-
meinde ab, ohne 1000 Reichstaler Vermögen zu haben oder 20 Grasen Land.2715 
In Riepe behaupteten Kirchvogt und Diakon 1669, dass die Wählenden in ihrem 
„Hauffen“ alle volle oder halbe Herde seien oder 1000 Reichstaler Vermögen hät-
ten. Sie bemängelten in ihrer Supplikation, dass die Gegenseite aus Tagelöhnern, 
Heuerleuten und Warfsleuten bestünde, die keine halben oder ganzen Herde hät-
ten und keine 1000 Reichstaler Vermögen besäßen.2716  
Die Warfsleute selbst argumentierten auch nicht mit den nachzuweisenen 
1000 Reichstalern. Sie versuchten eher ihre rechtsgewohnheitliche Stimmberech-
tigung nachzuweisen: In einer Supplikation im Namen der Warfsleute in Neer-
moor 1683 wurde behauptet, dass die Warfsleute in die Kirche gekommen seien, 
„in meinung ein Jeglicher wird darselbsten eine freye ohnebehinderte stimme 
2714 StaA Rep. 138 I 1625 In Sachen Reemt Claassen et cons. zu Nesse contra Gerhard v. Closter et. Cons. 
wegen der Prediger Wahl in Nesse betr. 1674, fol. 57.
2715 StaA Rep. 138 I 666 Matthias von Pollmann contra Seeben Bartels und Consorten wegen einr Wahl 
zum dortigen 2ten Pfarrlehn 1725, Eilsum, fol. 1-5.
2716 StaA Rep. 138 I 1934 Eine streitige Predigerwahl und die Bestätigung des Pastor Bolenius betr. 1669, 
Riepe, fol. 13-14, 35 f.
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finden“2717 Und auch in Nortmoor verwiesen die Viertelherde und Warfsleute 
in einem „Attestatum“ 1679 auf die Rechtsgewohnheit, nach der es üblich sei, 
dass sie eine Viertelstimme hätten. Dieses Recht auf eine Stimme zeige sich zum 
Beispiel darin, dass sie Gemeindedienste verrichteten und Kirchenstühle hät-
ten.2718 Auch in Eilsum behaupteten die Warfsleute, sie wären vor dem Konflikt 
rechtsgewohnheitlich zur Wahl berechtigt gewesen.2719 Dass ein solches Herkom-
men existiert hatte, war offenbar nicht völlig von der Hand zu weisen, denn die 
Gegenseite stritt ein solches Herkommen nicht ab und behauptete auch nicht, 
dass die Warfsleute nur wegen eines Stimmenfangs zu den Wahlen hinzugezo-
gen worden seien. Die unterschiedlichen „Hauffen“ unterstellten sich zwar alle 
möglichen Strategien, um ihren Kandidaten durchzusetzen. Zum Beispiel wur-
den Bestechung, ein Zusammenschluss schon vor der Wahl, Anweisungen von 
fürstlichen Beamten an die fürstlichen Heuerleute, Überredungen, strategische 
Ausschlüsse und allgemein Stimmenfang beanstandet.2720 Eine strategische Hin-
zuziehung von Warfsleuten, die sonst nicht berechtigt waren, wurde aber nicht 
beklagt.2721 So kann man davon ausgehen, dass die Warfsleute, die vor den Ge-
richtsprozessen an den Pfarrerwahlen teilnahmen und deren Teilnahme nun im 
2717 StaA Rep. 138 I 1602 Eine streitige Predigerwahl betr. 1683 Neermoor, fol. 7.
2718 StaA Rep. 138 I 1751 Die Wahl des Pastor Walther, die desfallsigen Streitigkeiten betr., Nortmoor 
1679, fol. 12.
2719 Engelbrecht, Landgemeinde, S. 208. 
2720 Überredung, Bestechung (auch des Pastors an Gemeindemitglieder), strategischer Ausschluss von 
Wählern, Stimmenfang, vorher stattfindende Zusammenschüusse und einer Anweisung von fürstli-
chen Beamten an fürstliche Heuerleute wurden der gegnerischen Seite in folgenden Prozessen unter-
stellt: StaA Rep. 138 I 1022 Eine streitige Predigerwahl betreffend, Hatzum 1702, fol. 1-3, 15-16; 
StaA Rep. 138 I 1762 Armenvorsteher Weyert Hinrichs contra Kirchvögte Focke Focken und Con-
sorten wegen der dortigen Predigerwahl 1742, Nortmoor, fol. 8-11´; StaA Rep. 138 I 1627 In Sachen 
Onne Janssen, Kirchenvorsteher Willem Lübben et cons. Contra Licent Bernhardum von Langen 
m.n. Hermann Kuckenbacker et cons. die Pastorenwahl zu Nesse betr. 1682; StaA Rep. 138 I 945 
Den Kirchvogt Ibeling Meinders und Cons. wegen dessen straffbaren Verhaltens bei der Predigerwahl 
1726; StaA Rep. 138 II 401 Larrelter Predigerwahl 1712-1750; StaA Rep. 138 II 140 Strittige Pre-
digerwahl zu Esklum 1718; StaA Rep. 138 I 1602 Eine streitige Predigerwahl betr. 1683, Neermoor. 
2721 Auch versuchten Eingesessene offenbar nicht, Heuerleute nur strategisch zu beteiligen. Die Ausein-
andersetzung in Wymeer über die Pastorenwahl im Jahre 1713 zeigt, dass eine Partei von der anderen 
nicht behauptete, dass sie strategisch fürstliche und andere Heuerleute als Wähler hinzuzogen, um ih-
ren Pfarrer wählen zu können. Vielmehr wurde angenommen, dass die gegnerischen Nichtberechtig-
ten glaubten, dass sie „membren Ecclesiae“ seien, damit aber nicht nachweisen könnten, dass sie nach 
dem Haagischen Vergleich von 1662 auch Stimmrecht hätten. (StaA Rep. 138 II 922 Kirchvögte zu 
Wymeer, Aysche Tjabben und Ocke Gerdes gegen H. Metscher wegen der Pastorenwahl zu Wymeer 
1713, fol. 28-36).
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Konflikt beanstandet wurde, auf rechtsgewohnheitlicher Basis in den Augen aller 
dazu berechtigt waren. 
Die Pfarrerwahl fand allerdings in einer Gemeinde selten statt, so dass sich ein 
festes Herkommen, das eine relativ genaue Wahlbeteiligung nur für die Pfarrer-
wahl festlegte, wahrscheinlich nicht ergeben hatte. Um die Stimmberechtigung 
vor Gericht zu beweisen oder zu widerlegen, griffen die Parteien dann auch, wie 
erwähnt, auf rechtsgewohnheitliche Beteiligungen oder Nichtbeteiligungen der 
Warfsleute an anderen gemeindlichen Rechten und Pflichten zurück. Auf dieser 
rechtsgewohnheitlichen Basis konnten die Warfsleute dann auch ohne weiteres 
von unterschiedlichen Parteien gebeten oder überredet werden, auch wirklich zu 
erscheinen und „richtig“ zu votieren. Eine strategische Einbeziehung der Warfs-
leute in die Gruppe der Wahlberechtigten war vor dem Hintergrund der recht 
flexiblen und nicht schriftlich festgelegten Rechtsgewohnheiten möglich. Stim-
menfang und rechtsgewohnheitliche Berechtigung lagen demnach nah aneinan-
der und schlossen einander nicht aus.  
Es gab allerdings auch Gemeinden, in denen offenbar von Anfang an klar war, 
dass die Warfsleute nicht rechtsgewohnheitlich an den Wahlen beteiligt waren, 
dies aber dennoch getan hatten. In drei der untersuchten Gemeinden behaupte-
ten die Warfsleute oder andere für sie kein Herkommen der Wahlberechtigung, 
sondern formulierten in Supplikationen, dass sie eine allgemeine Zugehörigkeit 
zur Kirchengemeinde nachweisen könnten und insofern am Seelenheil der Ge-
meinde interessiert seien. Dies hätte sie zur Wahl berechtigt oder dazu gebracht, 
einen Pfarrer öffentlich zu bevorzugen: Im Jahre 1741 unterstützten die Warfs-
leute einen Pfarrer in Nesse mit einer Supplikation zwar nicht als Wahlberechtig-
te, dafür aber als „Glieder“ der Gemeinde. Da sie offenbar aber auch an der Wahl 
teilgenommen hatten, fiel ein Konflikt über die Berechtigungen an der Pfarrer-
wahl vor.2722 Auch die Warfsleute aus Twixlum im Jahre 1666 sahen sich als „Ein-
gepfarrte“, also als weitgehend Zugehörige zur Kirchengemeinde. Sie pochten auf 
2722 StaA Rep. 138 I 1639 In Sachen Hillrich Oyeken propr. et consorten nom. zu Nesse contra die dasi-
gen Kirchenverwalter Suntke Rienpts et cons., die Wahl eines Oberpredigers zu Nesse betr. 1741, fol. 
11-14´. 
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ihre Ansässigkeit, um ihre Beteiligung an der Wahl zu behaupten.2723 In Pilsum 
stritten sich zwei Parteiungen von auswärtigen und in der Gemeinde lebenden 
Interessenten um die Pfarrerwahl. Die in Pilsum lebenden Interessenten argu-
mentierten damit, dass sie den Pastor tagtäglich erleben würden und insofern 
eher stimmberechtigt seien als auswärtige Interessenten. Aus dieser Argumentati-
on heraus war es offenbar auch möglich, die Warfsleute an den Wahlen zu betei-
ligen, die ja auch von der Seelsorge des Pfarrers betroffen waren.2724 Ohne sich an 
der eigentlichen Wahl zu beteiligen, unterstützten Warfsleute auch Wahlen, han-
delten dann aber nicht gegen die Rechtsetzung von 1662/63. In der Gemeinde 
Larrelt im Jahre 1712 formulierten die Warfsleute ein Unterstützungsschreiben 
für eine der beiden Parteiungen. Sie wiesen darauf hin, dass sie zur Wahl nicht 
berechtigt seien, als Einwohner der Kommune und rechtmäßige „Communican-
ten“ dennoch am Seelenheil interessiert seien.2725
Es gab neben diesen Konflikten um die Teilnahme der Warfsleute an der Wahl 
auch Konflikte, die sich zwar gar nicht um die Wahlrechte der Warfsleute dreh-
ten, bei denen aber in den Gerichtsakten klar wurde, dass Warfsleute berechtigt 
waren, an der Pfarrerwahl teilzunehmen. In diesen Fällen war sicherlich nicht 
aus taktischen Gründen zwecks Stimmenfangs eine rechtsgewohnheitliche Be-
rechtigung behauptet worden und die Warfsleute von einer Partei deshalb zur 
Wahl hinzugezogen worden, sonst hätte die Gegenseite gewiss diese Beteiligung 
moniert. Die Wahlberechtigung der Warfsleute war hier offenbar als Rechtsge-
wohnheit so verfestigt, dass sie für selbstverständlich angenommen wurde.2726  
Wenn Warfsleute sonst an den Wahlen teilnahmen, versuchte die gegnerische 
Partei in der Mehrzahl der Fälle diese Wahlen wegen einer solchen Beteiligung 
zu delegitimieren. Der „Hauffen“ selbst oder sein Anwalt behauptete, dass die 
Warfsleute nach den Akkorden von 1662 und 1663 – also nach dem Haagischen 
2723 Engelbrecht, Landgemeinde, S. 216 (Twixlum). Engelbrecht bezieht sich auf: StaA Rep. 138 I 2057 
Eine streitige Predigerwahl betr. 1666, Twixlum.
2724 Engelbrecht, Landgemeinde, S. 210 (Pilsum 1672).
2725 StaA Rep. 138 II 401 Larrelter Predigerwahl 1712-1750, fol. 24
2726 StaA Rep. 138 I 1022 Eine streitige Predigerwahl betreffend, Hatzum 1702, fol. 15 f.; StaA Rep. 
138 II 922 Kirchvögte zu Wymeer, Aysche Tjabben und Ocke Gerdes gegen H. Metscher wegen der 
Pastorenwahl zu Wymeer 1713, fol. 31´, 37-40. 
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Vergleich und dem Finalrezess – nicht zu solchen Wahlen berechtigt seien.2727 
In Nortmoor, wo sich die Warfsleute 1679 auf die Rechtsgewohnheiten berufen 
hatten, plädierte die Gegenseite nun für die Anwendung der Akkorde, um die 
Wahlstimmen der Warfsleute für nichtig zu erklären.2728 Kirchvogt und Diakon 
aus Riepe behaupteten 1669 in ihrer Supplikation, dass Tagelöhner, Heuerleute 
und Warfsleute „unhabil und unbequähm“ wären, um nach den Akkorden zur 
„praesentation“ eines Predigers zugelassen zu sein. Unter den eigenen Konsorten 
seien nur volle und halbe Herde oder solche, die tausend Reichstaler „in bonis“ 
besäßen.2729 Eine Anwendung der Akkorde wurde demnach erst eingefordert, 
als ein Konflikt vorgefallen war, der vor Gericht verhandelt wurde. Besonders 
aussagekräftig sind in dieser Hinsicht die Fälle aus Neermoor von 1683 und Eil-
sum aus dem Jahr 1725. Sie zeigen, dass die Akkorde erst wichtig wurden, wenn 
ein Konflikt schon vorgefallen war oder dass ein Konflikt vorfiel, sobald jemand 
verlangte, dass nach den Wahlberechtigungen in den Akkorden gewählt werden 
sollte: Einige Eigenerben aus Neermoor hatten den Amtmann gebeten, bei der 
Predigerwahl dabei zu sein, damit der Zusammenschluss einer unqualifizierten 
2727 Anwälte argumentierten für ihre Mandanten mit den Akkorden, um Warfsleute, aber auch Heuerleute 
von den Wahlen fernzuhalten: StaA Rep. 138 II 922 Kirchvögte zu Wymeer, Aysche Tjabben und 
Ocke Gerdes gegen H. Metscher wegen der Pastorenwahl zu Wymeer 1713, fol. 34´; StaA Rep. 138 
I 1625 In Sachen Reemt Claassen et cons. zu Nesse contra Gerhard v. Closter et. Cons. wegen der 
Prediger Wahl in Nesse betr. 1674, fol. 58; StaA Rep. 138 I 1622 In Sachen Nesse contra Nesse wegen 
der Pastorenwahl betr. 1666, fol. 21´ f.; StaA Rep. 138 I 2057 Eine streitige Predigerwahl betr. 1666, 
Twixlum, fol. 10´. 
 Aber auch Eigenerben und Warfsleute sowie gemischte Parteiungen selbst nahmen expliziten oder 
impliziten Bezug auf die Geltung der Akkorde:
 Zum Beispiel versuchten die Warfsleute aus Arle in einem Attestat zu zeigen, dass sie doch halben 
Herden gleich seien und deshalb stimmen dürften. Die gegnerische Partei bezog sich in ihrer „collatio 
votorum“ auch auf die Akkorde, indem sie zu beweisen trachtete, dass die Warfsleute nur Viertelherde 
seien (StaA Rep. 138 I 87 Harm Sassen und Consorten contra Kirchenverwalter Edo Frerichs und 
Consorten wegen einer Wahl zum 2 Pfastorats und der dabei vorgefallenen Unordnung 1735, Arle, 
fol. 59-71, 176-178). 
 Interessenten argumentierten auch in Hatzum mit den Akkorden, um fürstliche Bediente und fürst-
liche Heuerleute von einer Teilnahme an der Pfarrerwahl abzuhalten. Die Interessenten von Hatzum 
nannten jene Interessenten, die laut Haagischem Vergleich von 1662 berechtigt waren, in einem selbst 
verfassten „Memoriale“ „accordmäßige Interessenten“ (StaA Rep. 138 I 1022 Eine streitige Prediger-
wahl betreffend, Hatzum 1702, fol. 3 f., 15-16´). 
2728 StaA Rep. 138 I 1751 Die Wahl des Pastor Walther, die desfallsigen Streitigkeiten betr., Nortmoor 
1679, fol. 17. 
2729 StaA Rep. 138 I 1934 Eine streitige Predigerwahl und die Bestätigung des Pastor Bolenius betr. 1669, 
Riepe, fol. 13-14.  
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Parteiung, von der sie gehört hatten, verhindert werden könne. Der Amtmann 
schickte seinen Rentmeister und dieser sollte den betreffenden Artikel im Haa-
gischen Vergleich von 1662 und im Finalrezess von 1663 dazu vorlesen, damit 
sich niemand herausreden könne, dass er die Qualifikation nicht gekannt habe. 
Sonst wurden also diese Gesetze nicht bei der Wahl verlesen. Erst mit dem Kon-
flikt wurde dies notwendig.2730 In Eilsum kam es zum Streit, als der Kirchvogt die 
Gemeinde ermahnte, dass nur die wählen sollten, die auch nach dem Haagischen 
Akkord stimmberechtigt waren.2731
Die in den obigen Angaben besonders hoch erscheinende Zahl an Gemein-
den, in denen die  Warfsleute an den Pfarrerwahlen berechtigt waren (13 von 33 
untersuchten Gemeinden), erklärt sich aus der Tatsache, dass nur solche Pfarrer-
wahlen vor Gericht kamen, in denen die Gemeinden zerstritten waren und man 
nach Gründen für eine Delegitimierung der Wahlen suchte. Solche fand man in 
den Gemeinden, in denen die Warfsleute an den Wahlen berechtigt waren bzw. 
die Rechtsgewohnheit wegen eines Stimmenfangs flexibel gehandhabt wurde, 
da man gegen diese Beteiligung mit den Akkorden vor Gericht argumentieren 
konnte. Insbesondere war eine solche Inanspruchnahme vor dem Konsistorium 
wirksam, denn es erkannte die Akkorde als Rechtsgrundlage an.2732 
Die Urteile des Konsistoriums, die eine Anwendung der Wahlberechtigungen 
von 1662/63 verordneten, waren aber auch nicht besonders wirksam. Mehrere 
Gerichtsprozesse aus dem Kirchspiel Nesse zeigen eine Wandlung der Wahlbe-
rechtigungen für Marschgemeinden beispielhaft: Für das Kirchspiel Nesse auf der 
Marsch können die Wahlrechte zwischen 1666, 1674 und 1741 überprüft wer-
den, und das Nachwirken der Gerichtsprozesse kann gezeigt werden. Nach dem 
ersten Gerichtsurteil 1666 änderte sich nichts, obwohl in diesem Urteil die An-
wendung der Akkorde verordnet wurde und die Warfsleute nicht mehr an Wah-
len teilnehmen sollten. Im Gerichtsprozess 1674 argumentierte man zwar wieder 
2730 StaA Rep. 138 I 1602 Eine streitige Predigerwahl betr. 1683, Neermoor, fol. 4´.
2731 StaA Rep. 138 I 666 Matthias von Pollmann contra Seeben Bartels und Consorten wegen einr Wahl 
zum dortigen 2ten Pfarrlehn 1725, Eilsum, fol. 1-5.
2732 StaA Rep. 138 I 1622 In Sachen Nesse contra Nesse wegen der Pastorenwahl betr. 1666, fol. 45; StaA 
Rep. 138 II 922 Kirchvögte zu Wymeer, Aysche Tjabben und Ocke Gerdes gegen H. Metscher wegen 
der Pastorenwahl zu Wymeer 1713, fol. 89.
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mit den Akkorden und auch mit dem alten Gerichtsprozess aus dem Jahre 1666, 
aber man hatte die Gewohnheiten nicht geändert. Erst 1741 kann man feststel-
len, dass die Warfsleute zwar noch als unterstützende „Glieder“ der Gemeinde 
fungierten, aber nicht mehr als Wahlberechtigte. Im Jahre 1763 wurden in einem 
Wahlregister nur noch die halben und ganze Herde und ausreichende Stücklan-
de aufgeführt.2733 Der erste Gerichtsprozess zeitigte demnach keine Erfolge, der 
zweite trug möglicherweise zur Verengung der Wahlberechtigung bei. Eine solche 
gerichtliche Verordnung der Rechtsetzung war aber nur in einer solchen Gemein-
de geschehen, in der es zu einem Gerichtsprozess gekommen war.2734 
Insgesamt kann man davon ausgehen, dass die Anwendung der Rechtsetzung 
von 1662/63 nur bei Konflikten vor Gericht von den Gemeindeeinwohnern ein-
gefordert wurde. Man kannte die Rechtsetzung in den Gemeinden, aber wenn 
kein Konflikt um den Pfarrer vorfiel, beachtete man diese Rechtsetzung nicht, 
sondern ließ diejenigen wählen, die rechtsgewohnheitlich dazu berechtigt waren. 
Man richtete sich in den Gemeinden bei Pfarrerwahlen nach eigenen Gewohnhei-
ten und nicht nach den verordneten Mindestqualifikationen von 1662/63. Auch 
in der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts hielten sich die Gemeinden nicht an 
die verordneten Wahlberechtigungen. Dies können die Gemeindeberichte aus 
2733 StaA Rep. 138 I 1622 In Sachen Nesse contra Nesse wegen der Pastorenwahl betr. 1666, fol. 58´; 
StaA Rep. 138 I 1625 In Sachen Reemt Claassen et cons. zu Nesse contra Gerhard v. Closter et. 
Cons. wegen der Prediger Wahl in Nesse betr. 1674, fol. 43; StaA Rep. 138 I 1639 In Sachen Hillrich 
Oyeken propr. et consorten nom. zu Nesse contra die dasigen Kirchenverwalter Suntke Rienpts et 
cons., die Wahl eines Oberpredigers zu Nesse betr. 1741, fol. 11-14´; Dirksen, Predigerwahlrecht der 
Interessenten, S. 203.
2734 Unter denjenigen Prozessen, in denen die Einhaltung der Akkorde von den beteiligten Parteien einge-
fordert worden waren, wurde allerdings nicht immer ein entsprechendes Urteil gesprochen:  
 StaA Rep. 138 I 87 Harm Sassen und Consorten contra Kirchenverwalter Edo Frerichs und Con-
sorten wegen einer Wahl zum 2 Pfastorats und der dabei vorgefallenen Unordnung 1735, Arle, fol. 
6: Das Urteil im Gerichtsprozess zum Konflikt in Arle bezog sich gar nicht auf die Akkorde, sondern 
verbot einigen Gemeindeeinwohnern andere aufzuhetzen. Für Hatzum wurde angeordnet, dass die 
Gemeinde noch einmal wählen solle (StaA Rep. 138 I 1022 Eine streitige Predigerwahl betreffend, 
Hatzum 1702). Für Twixlum  wurde vor dem Konsistorium kein Urteil gesprochen, der Fall wurde an 
den Landrichter verwiesen (StaA Rep. 138 I 2057 Eine streitige Predigerwahl betr. 1666, Twixlum, 
fol. 38). In einem Gerichtsprozesse für Nesse ist kein Uretil überliefert (StaA Rep. 138 I 1625 In Sa-
chen Reemt Claassen et cons. zu Nesse contra Gerhard v. Closter et. Cons. wegen der Prediger Wahl 
in Nesse betr. 1674). In den restlichen zwei Fällen, in denen eine Argumentation mit den Akkorden 
nachweisbar war, wurde ihre Einhaltung wie erwähnt verordnet.
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dem Amt Aurich für ein Provinzialgesetzbuch aus dem Jahre 1780 einerseits2735 
und die Aufstellungen von Wahlregistern (Votantenregister) aller ostfriesischen 
Ämter im Jahre 1763 andererseits2736 zeigen. In den Votantenregistern sollten die 
Gemeinden die Berechtigten für die Pfarrerwahl aufführen und auch diejenigen 
nennen, die als Kirchengemeinde für die Finanzen der Kirche zuständig waren. 
In der Anordnung an die Gemeinden über die Erstellung solcher Register wur-
den die Bestimmungen von 1662/63 noch einmal bestätigt.2737 In den Berichten 
der Gemeinden, also in den von ihnen aufgestellten Votantenregistern, zeigt sich 
dann aber, dass man sich an diese Bestimmungen auch 1763 nicht hielt. Im Gro-
ßen und Ganzen galt in den ostfriesischen Gemeinden das Realgemeindeprinzip. 
Im Kreis der Wahlberechtigten waren damit vor allem Eigentümer von Herden, 
aber vereinzelt eben auch Warfsleute, die auf rechtsgewohnheitlicher Basis hin-
zugezogen worden waren. In manchen Gemeinden hatten auch alle Warfsleute 
ein Stimmrecht erhalten können. Somit waren mehr Warfsleute in die Wahlen 
einbezogen, als dies die Regelungen von 1662/63 und 1763 erlaubten: Im Jahre 
1763 ergab sich aus 55 untersuchten Geestgemeinden (teilweise mit Marschlän-
dereien) eine Zahl von 21 Gemeinden, in denen Warfsleute an der Pfarrerwahl 
2735 StaA Rep. 5 416 Sammlung geltender Rechte und Gewohnheiten (ältere Schriftstücke und Abschrif-
ten älterer Schriftstücke), Amt Aurich, Bd. 1, 1780, 1792, 1796-1804. Sonst wurden als Vergleich 
mit diesen Gemeindeberichten aus dem Jahre 1780 des Amtes Aurich auch immer ähnliche Berichte 
aus dem Amt Emden hinzugezogen. In den gemeindlichen Berichten aus dem Marschamt Emden 
aus dem Jahre 1792 für die Erstellung eines Provinzialgesetzbuches wurden die Wahlrechte zu den 
Predigerwahlen jedoch nicht genau geschildert. Oft wurde nur vermerkt, dass die Kommune oder 
die Berechtigten wählen würden, so dass die Beteiligung der Warfsleute auf dieser Quellengrundlage 
nicht zu erschließen ist. So konnten die Emder Gewohnheiten bei der Pfarrerwahl im Jahre 1792 
nicht erschlossen werden (StaA Rep. 5 421 Sammlung geltender Rechte und Gewohnheiten (ältere 
Schriftstücke und Abschriften älterer Schriftstücke), Amt Emden 1780, 1792-1793).
2736 Um die Votantenregister zu erfassen, konnte auf die Arbeit von Dirksen zurückgegriffen werden, der 
diese Votantenregister sorgfältig erarbeitete (Dirksen, Predigerwahlrecht der Interessenten). 
2737 Die Votantenregister waren von der preußischen Landesherrschaft angefordert worden, um die fi-
nanziellen Umstände der Kirchengemeinden kontrollieren zu können. Am 31. August 1763 wurden 
Vorschriften für die Erstellung der Votantenregister aufgestellt, die den Gemeinden beim Bericht über 
ihre Wahlrechte eine Orientierung sein sollten. Diese Vorschriften stellten einen engen Anschluss an 
die Bestimmungen in den Konkordaten und im Finalrezess von 1663 dar. Allerdings kann man, wie 
sich hier zeigt, aus dieser Bestätigung der Pfarrerwahlordnung von 1763 nicht schließen, dass diese in 
den Gemeinden tatsächlich umgesetzt wurden. Zum Beispiel die 1000-Reichstaler-Stimmen wurden 
in der Regel nicht oder falsch angewandt. Und auch die Warfsleute und Viertelherde wurden, wie zu 
sehen sein wird, auf der Geest sogar verstärkt in die Wahlrechte einbezogen, obwohl dies auch die 
Pfarrerwahlordnung von 1763 nicht erlaubte (Smid, Interessentenwahlrecht, S. 41, 45; Dirksen, Pre-
digerwahlrecht der Interessenten, S. 27; Bartels, Zur geschichtlichen Orientierung, S. 75 f., 82 ff.).
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beteiligt waren. Dies waren teilweise vereinzelte oder alle Warfsleute, die in der 
Gemeinde lebten.2738 Der Bericht aus dem Amt Aurich vom Jahre 1780 zeigt, 
dass die Tendenz auf der Geest steigend war und Warfsleute in mehr Gemeinden 
Stimmrechte erhielten.2739
2738 Einbezogen wurden in dieser Aufstellung der Wahlverhältnisse nicht die Gemeinden unter der Herr-
schaft einer Herrlichkeit, da sich die Verhältnisse dort noch einmal ganz anders darstellten: Die Warfs-
leute waren generell eher einbezogen in die Wahlrechte. Ausgeschlossen sind auch die Inseln (Dirksen, 
Predigerwahlrecht der Interessenten, S. 171-184).
 Amt Aurich 1763: Im Jahre 1763 wurde für die Aufstellung von Votantenregister aus dem Amt Aurich 
aus 20 Gemeinden berichtet. Halbe und ganze Stimmen durften wählen, aber auch 2/3tel, 3/4tel und 
5/4tel Stimmen, die sich aus der Teilung von Herden ergaben, ausnahmsweise 1000-Reichstaler-Stimmen 
oder in einer Gemeinde auch Stücklande aus der Marsch. Viertelherde und Warfen kamen in allen sich 
an der Erstellung der Votantenregister beteiligenden Gemeinden nicht vor. Der Bericht aus Middels stellt 
insofern eine Ausnahme dar, als hier gesondert darauf verwiesen wurde, dass Warfsleute und Viertelherde 
hier ein Stimmrecht beanspruchen würden, unabhängig von ihrem Vermögen: „Dieselben prätendiren 
ohne Absicht auf ihr Vermögen bei Prediger- und Schullehrerwahlen ein Votum, weil sie solches nach ihrer 
Aussage bereits eine geraume Zeit her geführet, auch an den Pastoren und Schulmeister mehr als in andern 
Gemeinden gebräuchlich ist, contribuiren.“ In Ardorf, das später unter den Kreis Wirttmund fiel und 
von Dirksen demnach im Zuge der Wittmunder Gemeinden behandelt wurde, wurde ein Warfsmann als 
stimmberechtigt anerkannt, weil seine Warfstätte 1000 Thaler wert sei und er deshalb eine 1000-Reichs-
taler-Stimme erhalte. In diesem Fall wurde die 1000-Reichstaler-Stimme falsch verstanden, denn sie sollte 
eigentlich nur jemandem gegeben werden, der finanzielles Vermögen in gebotener Höhe besaß und dieses 
nicht in dem Besitz von Grundstücken und Häusern gebunden war. (Ebd., S. 186, 250). 
 Ämter Leer und Stickhausen 1763: In den Geestgemeinden der Ämter Stickhausen und Leer ohne 
das Rheiderland, das sich auf Marschboden befand, gaben 25 Gemeinden Auskunft über ihre Wahl-
gewohnheiten. Von diesen 25 Gemeinden waren es 17 Gemeinden, in denen Warfsleute und Viertel-
herde vereinzelt oder insgesamt an den Predigerwahlen teilnahmen, in den anderen waren nur ganze, 
halbe und dreiviertel Plätze stimmberechtigt (Ebd., S. 234-239).
 Geestgemeinden der Ämter Norden und Berum 1763: In den fünf Geestgemeinden Osteel, Siegel-
sum, Marienhafe, Arle und Hage, die teilweise Marschland hatten, waren neben den Ehrenstimmen 
die ganzen und halben Plätze bzw. Stücklande von über 20 Grasen stimmberechtigt. In Hage und 
Marienhafe sind auch 1000-Reichstaler-Stimmen nachweisbar. Nur in Siegelsum gab es eine Stimme, 
die nicht zu den halben Herden, ganzen Herden oder Stücklanden über 20 Grasen gehörte, sondern 
darunter lag, aber beteiligt wurde, weil der Stimmende zu der Schatzung hinzugäbe. (Ebd., S. 203 ff.). 
 Amt Friedeburg 1763: In den fünf Gemeinden des Amtes Friedeburg, die im Votantenregister auf-
genommen wurden, durften in vier Gemeinden nur volle und halbe Plätze wählen, in Marx wurden 
vier kleinere Besitzer mit Hinweis auf die 1000-Reichstaler-Stimmregelung hinzugenommen. Auch 
hier wurde die Anwendung der 1000-Reichstaler-Stimme falsch verstanden, da der Wert der Güter 
berechnet wurde und nicht vom finanziellen Vermögen der Gemeindeinwohner ausgegangen wurde. 
Es handelte sich bei den Aufgeführten wohl eher um Warfsleute und nicht um Vermögende, so dass in 
Marx nicht nur die vollen und halben Herde wählten (Ebd., S. 251). 
2739 Für das Amt Aurich lassen sich im Jahre 1780 im Vergleich mit dem Votantenregiste von 1763 weitere 
vier Gemeinden ausmachen, in denen geteilte Herde oder Warfstätten an der Pfarrerwahl beteiligt 
wurden, so dass die Zahl der Gemeinden, die kleinere Besitzer in die Wahlrechte einbezog, offenbar 
anstieg: Von 24 berichtenden Geestgemeinden im Amt Aurich im Jahre 1780 konnte man für 19 
Gemeinden erschließen, wer den Pfarrer wählte: Die Warfsleute waren in 14 Gemeinden komplett 
ausgeschlossen, so dass nur die vollen und halben Herde die Pfarrer wählten. In zwei Gemeinden wa-
ren vereinzelt Warfsleute beteiligt. In zwei Gemeinden durften die geteilten Herde mit einer Gemein-
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In Gemeinden auf der Marsch wurden die Warfsleute und kleineren Besitzer 
in der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts strikt ausgeschlossen. Im Jahre 1763 
war es von 45 Gemeinden nur eine Gemeinde, in der Besitzer kleinerer Stück-
lande wählen durften. Ihnen wurde dies auch nur erlaubt, weil größere Besitzer 
fehlten.2740 
Genau wie bei der Bauerrichterwahl handelte es sich bei den betreffenden Ge-
meinwesen in der Praxis auch bei der Pastorenwahl und bei der Beitragspflicht zu 
den Kirchenlasten um eine rechtsgewohnheitliche Realgemeinde, in der mit dem 
Hof die Berechtigung verbunden war. Die Ergebnisse aus den Gerichtsakten und 
den Votantenregistern über die Pfarrerwahlen zeigen, dass die Bestimmungen 
von 1663 nicht beachtet wurden und wohl eher als Orientierungshilfe und nur 
im Notfall herangezogene Rechtsgrundlage in Konflikten galten. Obwohl in der 
Gemeinde Marx auch schon die (allerdings falsch verstandene2741) Rechtsetzung 
von 1662/63 als Grundlage zur Bestimmung einer Wahlberechtigung angenom-
men wurde, zeigt ihr Kommentar über einige Wahlberechtigte im Jahre 1763 
schaftsstimme wählen. Und in Middels waren die Warfsleute an der Pfarrerwahl komplett beteiligt. Sie 
hatten diese Beteiligung verlangt, und die Gemeinde ließ dies zu, wenn – nach eigener Angabe – über 
den zu wählenden Pfarrer kein Konflikt vorfiel (Ebel, das Ende des friesischen Rechts, S. 64; StaA 
Rep. 5 416 Sammlung geltender Rechte und Gewohnheiten (ältere Schriftstücke und Abschriften 
älterer Schriftstücke), Amt Aurich, Bd. 1, 1780, 1792, 1796-1804).
2740 Ämter Emden und Greetsiel 1763: Die Wahlregister von 1763 der berichtenden 24 Gemeinden im 
Emder und Greetsieler Amt führen – typisch für Marschgemeinden – neben den Ehrenstimmen der 
Prediger, Kirchen- und Armenvorsteher Wahlstimmen der Herde und der Besitzer von Stücklanden 
über 20 Grasen auf. (Dirksen, Predigerwahlrecht der Interessenten, S. 171-184). 
 Rheiderland im Amt Leer 1763: In den 20 Marschgemeinden des Rheiderlandes im Amt Leer waren 
ganze und halbe Herde sowie Stücklande über 20 Grasen und Vermögensstimmen (1000-Reichstaler-
Stimmen) an der Realgemeinde zur Wahl des Predigers beteiligt. Nur in der Ortschaft Boen im Kirch-
spiel Bunde konnten wegen Mangels an vollen oder halben Herden auch Besitzer von Stücklanden 
unter 20 Grasen wählen (Ebd., S. 218-224).
 Marschgemeinden der Ämter Norden und Berum 1763: In Nesse waren nur die vollen und halben 
Plätze bzw. Stücklande stimmberechtigt (Ebd., S. 203). Aus dem Amt Norden sind außer aus Gemein-
den in Herrlichkeiten, die hier unberücksichtigt bleiben müssen, laut Dirksen keine Angaben in den 
Votantenregistern überliefert (Ebd., S. 199-218). 
2741 Dirksen, Predigerwahlrecht der Interessenten, S. 251: In diesem Fall wurde in der ausformulierten 
Begründung nicht nur Bezug auf die Gemeinde genommen, sondern auch auf die Bestimmungen aus 
dem Finalrezess von 1663 zur Begründung von 1000-Reichstaler-Stimmen. Wie Dirksen dies öfter 
feststellte, wurde auch hier die Rechtsetzung bezüglich der 1000-Reichstaler-Stimme falsch verstan-
den, da der Wert der Güter berechnet wurde und nicht vom finanziellen Vermögen der Gemeindein-
wohner ausgegangen wurde, um eine 1000-Reichstaler-Stimme zu begründen.
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dennoch die große Bedeutung der Gemeinde und der Rechtsgewohnheit bei der 
Festlegung der Wahlrechte: 
„Diese vier letzten Personen sind darum qualificirte genannt und ha-
ben mitzustimmen: 1. weil ein jeder von denselben an liegenden Grün-
den über Tausend Reichthaler an Werth, ohne was sie sonsten durch den 
Segen des Herrn haben, besitzen, 2. weil die ganze Gemeinde sie da-
für erkennt, und 3. weil sie unter die Angesehensten in der Gemeinde 
gehören.“2742 
Insbesondere kam es in den untersuchten Gerichtsprozessen wie auch in den 
Votantenregistern von 1763 kaum vor, dass die 1000 Reichstaler zum Nachweis 
einer Stimmberechtigung genutzt wurden, denn diese Anordnung widersprach 
dem Prinzip der Realgemeinde völlig und vergab Rechte in der Gemeinde auf-
grund von finanziellem Besitz. In den Votantenregistern von 1763 zeigt sich, dass 
gegen die Zulassung von 1000-Reichstaler-Stimmen zum Beispiel in Groothusen 
anlässlich der Aufstellung des Votantenregisters 1763 protestiert wurde, obwohl 
diese Stimmen ja vom Finalrezess 1663 schon zugelassen worden waren.2743 In 
Aurich-Oldendorf wurden sie zum Beispiel bei der Pfarrerwahl strikt abgelehnt. 
Erst 1886 versuchten sich hier Warfsleute und Kolonisten mit ihrem Vermö-
gen das Wahlrecht zu erkämpfen, was der Kirchenvorstand mit Einverständnis 
des Konsistoriums und der Regierung als unerhörte Neuerung ablehnte.2744 Eine 
tatsächliche Anwendung der 1000-Reichstaler-Regelung fand bis Ende des 19. 
Jahrhunderts bezüglich des Pfarrerwahlrechts in Ostfriesland kaum statt.2745 Die-
jenigen Einwohner, die nicht genug Landbesitz oder keinen halben oder ganzen 
Herd, aber genug Vermögen hatten, um stimmberechtigt zu sein, wurden in der 
Regel also nicht einbezogen.
2742 Dirksen, Predigerwahlrecht der Interessenten,  S. 251. 
2743 Bartels, Zur geschichtlichen Orientierung, S. 76, 82 f.
2744 Pauls, Aus dem Pfarrarchiv, S. 17.
2745 Dirksen, Predigerwahlrecht der Interessenten, S. 173 f.: für die Gemeinden im Amt Emden.
 Auch bezüglich der Anwendung der 1000-Reichstaler-Stimmen bei Landtagswahlen waren die Landge-
meinden äußerst skeptisch, denn diese Vorschrift bedeutete ein Abrücken des rechtsgewohnheitlichen 
Realgemeindeprinzips mit Bezug auf Landbesitz: Bartels, Zur geschichtlichen Orientierung, S. 82 f.
V. POLITIKEN AUF DEM LANDTAG 
644
Engelbrecht konnte zudem zeigen, dass es zum Beispiel einigen Eingesessenen 
in der Marschgemeinde Hinte Schwierigkeiten machte, dass nach den Bestim-
mungen von 1662/63 die Größe von Land und nicht der Herdbesitz die Wahl-
berechtigungen erweisen sollte. Die Gemeinden verbanden die Herrschaftsrechte 
immer noch mit der Existenz eines Herdes und nicht mit dem Besitz von verstreut 
liegendem Stückland.2746 Genauso weist Dirksen anhand der Votantenregister da-
rauf hin, dass der grundlegende Unterschied zwischen den rechtsgewohnheitlich 
geltenden Berechtigungen zur Pfarrerwahl in den Marschgemeinden einerseits 
und den Bestimmungen von 1662/63 andererseits war, dass man sich in den 
Gemeinden weiterhin am Herd orientierte und nicht an der reinen Besitzgröße, 
um Wahlberechtigungen zu behaupten. Als die Marschgemeinden 1763 berich-
ten mussten, wer wählen durfte, wiesen sie auf den Herdbesitz der Bauern hin, 
um ihre Berechtigung zu erweisen. Die reine Größe des Besitzes, die laut den 
Bestimmungen von 1662/63 für die Wahlberechtigungen ausschlaggebend war, 
spielte auf der Marsch weniger eine Rolle als der Herdbesitz.2747 Durch diese 
Schwierigkeiten mit den 1000-Reichstaler-Stimmen und den Stücklanden als 
Grundlage für eine Wahlberechtigung zeigt sich, dass die besondere Bedeutung, 
die dem wirtschaftlichen Besitz als Grundlage für eine Wahlberechtigung in der 
Rechtsetzung 1662/63 gegeben wurde, in den Gemeinden nicht akzeptiert und 
praktiziert wurde. 
2746 Engelbrecht, Landgemeinde, S. 213 f.: Engelbrecht geht allerdings im Gegensatz zur hier vertretenen 
Meinung davon aus, dass man mit der Rechtsetzung von 1662/63 vor allem die Rechtsgewohnheiten 
bestätigen wollte und Eigenerben und Hausleute noch einmal offiziell berechtigen wollte. Deshalb 
kann er den Unterschied zwischen der Rechtsetzung von 1662/63 und den gemeindlichen Verhältnis-
sen nicht erkennen und beurteilt eine Begründung der Wahlberechtigung aufgrund der reinen Größe 
des Landbesitzes als Widerspruch auch zu den Bestimmungen von 1662/63. Er erwähnt aber dabei 
nicht, dass die Rechtsetzung von 1662/63 ja gerade auf der Marsch erlaubte, dass Besitzer von Stück-
landen über 20 Grasen wählen durften. 
2747 Dirksen, Predigerwahlrecht der Interessenten, S. 173, 175: Dirksen bemerkt auch über das Votan-
tenregister von Larrelt, dass in dieser Gemeinde ein Nachweis einer Stimmberechtigung aufgrund von 
Stücklanden nicht angenommen wurde. Nach Meinung der Bauern waren Besitzer dieser Stücklande 
nicht berechtigt, weil sie ganz oder größtenteils von zerrissenen Herden stammten, also keinen eigent-
lichen, geschlossenen Herdbesitz aufweisen konnten. In anderen Gemeinden wurden zwar Stückland-
besitzer als Stimmberechtigte aufgeführt, allerdings war die wichtigere Grundlage für eine Stimmbe-
rechtigung offenbar immer noch der Herd. 
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Die Bestimmungen von 1662/63 und 1763 wurden – wie die Analyse der 
Konsistorialprozesse zeigte – im 17. und zu Beginn des 18. Jahrhunderts sowohl 
in Gemeinden auf der Geest als auch in Gemeinden mit Marschnutzungsflächen 
nicht beachtet. Auf der Marsch wurde in der zweiten Hälfte des 18. Jahrhundert 
jedoch eher die Rechtsetzung im Finalrezess 1663 angewandt. Es kam zum kon-
sequenten Ausschluss der kleineren Besitzer und Warfsleute vom Pfarrerwahl-
recht: Nur in einer einzigen der 45 Marschgemeinden, die ihr Votantenregister 
1763 abgaben, durften kleinere Besitzer den Pfarrer wählen. Dies entspricht den 
Ergebnissen für die Wahl von Landtagsdeputierten. Die Landtagsdeputierten der 
Marsch hielten sich eher an die Vorgaben von 1620.2748 Diese Abgrenzung der 
Interessenten von den kleineren Besitzern in der zweiten Hälfte des 18. Jahrhun-
derts fand ihre Ursache aber vor allem in den bäuerlichen Bestrebungen nach 
großen Höfen, nach einer Abrundung von Höfen und in einem Aufkauf kleine-
rer Besitzungen und der Abwanderung der nicht-erbenden Kinder2749 und nicht 
in den Rechtsetzungen von 1620 und 1662/63.  
Auf der Geest ignorierte man auch in der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts 
die Bestimmungen des Finalrezesses und der Verordnung für die Votantenregister 
bezüglich der Pfarrerwahl.2750 Warfsleute und Viertelherde wurden bis 1780 so-
gar verstärkt in der Kirchengemeinde an Rechten (z.B. Wahlrechte) und Pflichten 
(z.B. Kirchenlasten) beteiligt.2751 Mehr Menschen konnten über ihre Seelsorge, 
2748 Siehe Kapitel „V.2.1.1. Implementation? Die Praxis in den Gemeinden“. 
2749 Zur Abwanderung und Vergrößerung von Höfen siehe Kapitel „III.3.3. Vermehrung der unterbäuer-
lichen Bevölkerung“. 
 Auch die folgenden Historiker gehen von einer Abgrenzung der Interessenten in den Marschgemeinden aus: 
Kappelhoff, Absolutistisches Regiment, S. 45; Engelbrecht, Landgemeinde, S. 59 Hauptmeyer, Dorf und 
Territorialstaat, S. 219; Jachens, Wandel der Agrar- und Sozialstruktur, S. 86-89; Klöpper, Bevölkerungsent-
wicklung, S. 55; Smid, Ostfriesische Kirchengeschichte, S. 298; Smid, Interessentenwahlrecht, S. 48 f.
2750 Schmidt, Geschichte Ostfrieslands, S. 264; Kappelhoff, Absolutistisches Regiment, S. 45, 51, 55, 
358 f.; Kappelhoff, Die soziale Reichweite, S. 16; Smid, Ostfriesische Kirchengeschichte, S. 297; 
Smid, Interessentenwahlrecht, S. 48 f., 51, 54 und 55: Smid und mit ihm Schmidt und Kappelhoff 
stellten die These auf, dass vor allem in Geestgemeinden eine geringere Differenzierung zwischen 
Interessenten und Warfsleuten als auf der Marsch und in Geestranddörfern stattgefunden habe. Die 
Geestgemeinden hätten sich dementsprechend noch weniger an die Rechtsetzungen bezüglich der 
Landtags- und Pfarrerwahlen gehalten, da die Sozialstruktur in den Gemeinden dort noch weniger 
den Rechtsetzungen entsprach. 
2751 Zur Einbeziehung der Warfsleute auch bezüglich der Kirchenlasten ausführlich: Dirksen, Prediger-
wahlrecht der Interessenten.
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über den richtigen Pfarrer selbst entscheiden.2752 Auf der Geest wurden einzelne 
Warfsleute in manchen Gemeinden in die Realgemeinde einbezogen. Dennoch 
blieb die rechtsgewohnheitliche Realgemeinde auf der Geest und sowieso auf der 
Marsch entscheidend. 
Normen werden nach Achim Landwehr kaum jemals strikt einfach von oben 
nach unten durchgesetzt. Insofern reicht es hier auch nicht, einfach von einer feh-
lenden Durchsetzung der Rechtsetzungen zu sprechen.2753 Vielmehr kann man 
nach Landwehr den Grad der „Implementation“2754 von Normen in eine Gesell-
schaft abschätzen, und diesen Grad bestimmten sowohl die Normsetzenden als 
auch die Normempfänger. Die Rechtsetzungen von 1662/63 wurden nur inso-
2752 Bartels, Zur geschichtlichen Orientierung, S. 63, S. 86 ff.: Bartels zeigt, dass die Warfsleute schon im 
Mittelalter an den Kirchenlasten und dem Stimmrecht bei Prediger-, Lehrer- und Kirchvogtswahlen 
nicht unbeteiligt waren, dass aber generell doch das Recht zur Prediger- und Lehrerwahl einen durch 
Grundbesitz unabhängigen freien Erbeingesessenen erforderte und dass dieser auch die Hauptlast der 
Kirchenbeiträge trug. Die Warfsleute nahmen an einigen Prästationen z.B. für den Kultus und den 
persönlichen Lebensbedarf des Geistlichen teil, und mehrfach bestand ein Herkommen, dass eine be-
stimmte Anzahl von Warfsleuten gegen einen Platz aufgerechnet wurde, d.h. stimmen und beitragen 
konnte. In die Bewilligung der Kirchenbeiträge und die Rechnungslegung ließen sich die Interessen-
ten von den kleineren Besitzern jedoch nicht gerne hineinreden. 
 Smid, Interessentenwahlrecht, S. 48 f., 53 f., 55: Smid stellte übereinstimmend mit den Ergebnissen 
hier fest, dass es sich bei den Wahlbestimmungen von 1662/63 nicht um die Beschreibung vergangener 
oder in den Jahren 1662/63 gegenwärtiger Verhältnisse handelte. Mit dieser Rechtsetzung wurde eine 
„Zielvorstellung“ ausgesprochen, was seines Erachtens in der Tendenz der fürstlichen Behörde und der 
Stände lag, die einen möglichst kleinen Kreis von Wahlberechtigten haben wollten. Seines Erachtens 
wäre durch die Anwendung des Finalrezesses das Pfarrerwahlrecht in vielen Gemeinden eingeschränkt 
worden. Er zeigt am Beispiel zweier Gemeinden, Pogum und Middels, auch, dass die Gemeinden mehr 
Warfsleute einbezogen als dies die Bestimmungen von 1662/63 erlaubten. Auch er ist der Ansicht, dass 
Veränderungen der Wahlberechtigungen in den Gemeinden aufgrund von Wandlungsprozessen in den 
Gemeinden selbst zustande kamen und nicht weil der Finalrezess dies so verordnete. Smid stellt für die 
Geestgemeinden Völlen und Middels fest, dass nach 1662/63 das Pfarrerwahlrecht kontinuierlich auf 
die Neuansiedler ausgedehnt wurde. Er behauptet auf dieser Grundlage eine „Demokratisierung des 
Wahlrechts“, was allerdings angesichts der Ergebnisse hier für Pfarrerwahlen und für Bauerrichterwah-
len Ende des 18. Jahrhunderts übertrieben erscheint. Es kam nur in einigen Gemeinden zur Aufnah-
me von Warfsleuten, aber auch nicht aller Warfsleute in die wählende Realgemeinde. Dass Smid das 
Realgemeindeprinzip auf der Grundlage einer Analyse der Wahlberechtigungen zweier Gemeinden für 
das 17. Jahrhundert anzweifelt, kann der geringen Quellengrundlage angelastet werden. Die sonstigen 
Quellen zeigen, dass sich die Gemeinden auf der Grundlage des Realgemeindeprinzips konstituierten, 
aber auf rechtsgewohnheitlicher Basis auch Warfsleute oder Viertelherde beteiligten (Smid, Interessen-
tenwahlrecht, S. 46 f.; Smid, Ostfriesische Kirchengeschichte, S. 299).
2753 Landwehr, „Normdurchsetzung“ in der Frühen Neuzeit?, S. 153.
2754 Ebd.: Achim Landwehr möchte nicht mehr von Normdurchsetzung, sondern von Normimplementie-
rung als einem zirkulären Prozess zwischen unterscheidlichen Akteuren sprechen, da auf diese Weise 
die Mitwirkungs- und Mitsprachemöglickeiten aller Beteiligten deutlich werden.
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weit implementiert, als sie den Gemeinden bekannt waren, und die Gemeinden 
im Konflikt vor Gericht damit auch argumentieren konnten. Sie wurden aber 
nicht so weitgehend implemtiert, dass sie tatsächlich auch angewandt wurden. 
2.3 Mitbeschließen, aber nicht befolgen
Insgesamt ist zu ersehen, dass sich die Gemeinden bei den Landtagswahlen und 
bei der Pfarrerwahl nicht an die vom Landtag aufgestellten Bestimmungen hiel-
ten. Dies lag sicherlich zum einen daran, dass Landstände und Landesherr eine 
weitergehende Implementation kaum kontrollierten. Die Rechtsetzungen waren 
aufgrund von Auseinandersetzungen zwischen Landständen und dem Landes-
herrn und einer Spaltung der Landstände in zwei Landtage zustandegekommen 
und sollten der Lösung dieser Konflikte dienen. Die Besitzqualifikationen wur-
den festgesetzt, um die Korporations- und Repräsentationsfähigkeit der Land-
stände und ihre Handlungsfähigkeit in Zukunft zu erhalten. Bei der Festlegung 
der Landtagsschlüsse von 1620 und auch in der folgenden Praxis waren beide 
Seiten nicht sehr an der Festlegung und Beachtung von Besitzqualifikationen 
interessiert, sondern nur am Recht zur Kontrolle, welches in beiden Rechtsetzun-
gen auch jeweils vor allem einem der beiden Akteure zugesprochen wurde. Das 
Recht über die Vollmachtenvisitation sollte anzeigen, dass einer der Akteure be-
stimmen konnte, wie sich der Landtag zusammensetzte. So diente die Vollmach-
tenvisitation in der Praxis vor allem dazu, Deputierte aus politischen Gründen 
auszuschließen. Auch das Pfarerrwahlrecht von 1662/63 wollten oder konnten 
Landstände und Landesherrschaft wohl nicht kontrollieren. Vielmehr führte die 
Existenz solcher Wahlregulierungen dazu, dass den Parteiungen in den Gemein-
den bei strittigen Pfarrerwahlen ein weiteres Argument in die Hand gegeben wur-
de, das sie gegen den Gegner ausspielen konnten. 
Aus diesem Grund war es für die Gemeinden kaum notwendig, sich an die 
Rechtsetzungen zu halten. Auch wenn sie dies getan hätten, hätten sie nicht un-
bedingt eine Ablehnung eines Deputierten oder einen Konflikt um einen Pfarrer 
vermieden: Hätten die Gemeinden die Rechtsetzungen eingehalten, hätten sich 
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andere Punkte gefunden, die man an einem Deputierten oder an der gegneri-
schen Wahl eines Pfarrers bemängeln konnte. Es zeigt sich, dass die Rechtsetzun-
gen nicht zur Konfliktlösung zwischen Landständen und Landesherrschaft und 
zwischen Parteiungen in der Gemeinde beitrugen. Die Auseinandersetzungen 
zwischen Emder Landständen und der Landesherrschaft mit ihren gehorsamen 
Ständen um die Hausmannsstandsdeputierten und die Auseinandersetzungen 
zwischen Gemeindeeinwohnern um den richtigen Pfarrer fielen ohne die Recht-
setzung oder mit der Rechtsetzung vor. Die Rechtsetzungen, die eigentlich diese 
Konflikte lösen sollten, verschärften die Konflikte eigentlich nur, indem sie ein 
weiteres Argument anboten, um die Handlungen des Gegners zu delegitimieren.
Dass die Gemeinden die Rechtsetzungen von 1620 und 1662/63 nicht be-
achteten, lag aber auch darin begründet, dass das Rechnungslegungsritual der 
Gemeinden zur Herstellung von Berechtigungen und die Rechtsgewohnheiten 
viel wirkmächtiger war als die Rechtsetzungen. Mit dem Ritual und den rechts-
gewohnheitlichen Berechtigungen konnte aus Sicht der Gemeinden „besser“ po-
litische und religiöse Berechtigung hergestellt werden als durch die Rechtsetzun-
gen. Die im Ritual gespiegelten und hergestellten Berechtigungen galten auch 
für die gemeindlichen Wahlen für Landtagsdeputierte und Pfarrer. Man richtete 
sich auch bei ihnen nach den rechtsgewohnheitlichen, rituellen Berechtigun-
gen.2755 Da die Unterscheidungen von Berechtigten und Nicht-Berechtigten in 
den Gemeinden unterschiedlich aussahen, konnte es passieren, dass auch halbe 
Herde und Warfsleute sowohl Landtagsdeputierte wurden und solche gewählt 
hatten als auch Pfarrer wählten. Rechtsgewohnheitlich waren manche Warfs-
leute ausnahmsweise berechtigt, wären aber durch die Rechtsetzungen von der 
Landtagsdeputiertenwahl als auch von der Pfarrerwahl ausgeschlossen worden. 
Insbesondere in den Konflikten um die Pfarrerwahlen zeigt sich, dass jene auf 
wirtschaftlicher Basis verordneten Differenzierungen zwischen Wahlberechtigten 
2755 Die Berechtigungen an der Realgemeinde galten für alle Vollzüge der Gemeinde. Dies zeigen insbe-
sondere die Berichte über die Gewohnheiten aus Aurich im Jahre 1780. Die Berechtigungen zu den 
Pfarrerwahlen stellten sich dort ganz ähnlich zu denen der Bauerrichterwahlen dar: Nur in vier Fällen 
der 24 berichtenden Gemeinden waren die Wahlrechte für die Bauerrichterwahl anders als für die 
Pfarrerwahl. (StaA Rep. 5 416 Sammlung geltender Rechte und Gewohnheiten (ältere Schriftstücke 
und Abschriften älterer Schriftstücke), Amt Aurich, Bd. 1, 1780, 1792, 1796-1804).
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und Nichtberechtigten nicht angenommen wurden. 1000-Reichstaler-Stimmen 
oder Stückland als Grundlage für Berechtigungen in der Gemeinde wurden nicht 
angenommen. Die Gemeinden fällten die wirtschaftlichen Merkmale des „Hau-
ses“ nicht aus. Für sie blieb die gesamte Verbindung von rechtsgewohnheitli-
chen Rechten und Pflichten, die am „Haus“ hingen, entscheidend. War dann ein 
Warfsmann aufgrund des Besitzes solch eines berechtigten Hauses wahlberech-
tigt, so blieb er dies auch nach den Rechtsetzungen von 1662/63. 
Gespiegelt wurde der grundlegende Bezug der Bauern auf ihre Gewohnheiten 
und vor allem auf ihre symbolisch hergestellte Ordnung noch einmal durch ihre 
Landtags- und Landrechnungstagsbesuche. Diese zeigen, dass die Geestbauern vor 
allem die Landrechnungstage und weniger Landtage besuchten. Heißler konn-
te zeigen, dass die Geestgemeinden nicht regelmäßig an Landtagen teilnahmen. 
Anders gingen sie mit den einmal im Jahr stattfindenden Landrechnungstagen 
um. Die auffällig hohe Teilnahme des Hausmannstandes an ihnen wurde meines 
Erachtens nicht nur dadurch bewirkt, dass die Bauern an der Verwertung der von 
ihnen gezahlten Steuern interessiert waren.2756 Sie gingen aufgrund ihrer eigenen 
institutionellen Strukturen außerdem davon aus, dass die Rechnungslegung ge-
nau wie ihre gemeindliche Rechnungslegung der zentrale Konstitutions- und Re-
präsentationsakt der landständischen Verfassung war. Dass auf Landrechnungs-
tagen auch die Administratoren der Hausleute für den zentralen Steuerausschuss 
gewählt wurden2757, unterstützte sie sicherlich in dieser Annahme, denn auch ihre 
gemeindlichen Beamten wurden im Rechnungslegungsritual gewählt. 
2756 Heißler, Ostfriesische Singularität, S. 116 f. 
2757 Ebd., S. 230; König, Verwaltungsgeschichte, S. 339 f.  
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2.4 Antagonisierende Politik der Emder Landstände
„Wan unser gnädiger Herr mit raht und consens der ritterschaft und 
landschafft einige Schatting van doen ist, alßdan schölen de Schüttemes-
ters eine jeden gelegenheit fürwenden, wat se könne upbringen, de so 
unter ihre Klufft wohnen.“2758
Die Zusammenarbeit zwischen Landesherr, Landständen und Gemeinden 
sollte ohne Konflikte Hand in Hand funktionieren, so das hier zitierte Bauer-
recht aus Berum aus dem 17. Jahrhundert. In der Praxis zeigten sich aber doch 
Blockaden: Teile der Landstände formulierten eine eigene Politik, die sowohl mit 
der landesherrlichen Politik als auch mit anderen Landständen und einer ein-
zelnen gemeindlichen Politik nicht unbedingt übereinstimmen musste. David 
Luebke spricht vor dem Hintergrund einer landständischen Politik, die zum Ap-
pelle-Krieg zwischen 1725 und 1727 führte und unabhängig von den Gemein-
den formiert wurde, davon, dass die Behauptung einer organischen Affinität von 
Kommunen und Landständen in Opposition zu einem absolutistischen Fürsten 
in den betreffenden Quellen eher als „polemischer Topos“ denn als Beschreibung 
der tatsächlichen Politik zu verstehen ist.2759 Wie man gesehen hat, kam es zwar 
vor, dass die Teile der Landstände auf Landtagen die gemeindliche Politik auf-
nahmen, aber diese Landstände entwickelten Forderungen auch fort und konn-
ten eine eigene Politik praktizieren, die der gemeindlichen Politik unter Umstän-
den sogar widersprach.
Repräsentation des Landes wurde von den Landständen und nicht vom Lan-
desherrn ausgeübt, so das Diktum der Stände aus dem Jahre 1718: 
„Was die Stände hätten, das hätten sie von Gott, was aber der Fürst 
hätte, das hätte er von den Ständen.“2760
2758 Ebel, Ostfriesische Bauerrechte, S. 119: Das genaue Entstehungsdatum dieser Willkür konnte von 
Ebel nicht ermittelt werden, er gab deshalb das 17. Jahrhundert als Entstehungszeit an.
 Zur Organisation der Schatzungshebung in den Gemeinden: König, Verwaltungsgeschichte, S. 349 f.
2759 Luebke, Symbolische Konstruktionen, S. 212. 
2760 So äußerten sich die widerspenstigen Landstände gegenüber dem Landesherrn im Jahre 1718 und 
wiesen damit den landesherrlichen Souveränitätsanspruch zurück (Kappelhoff, Die ostfriesischen 
Landstände, S. 117: zitiert aus: StaA Dep. 1 1410, fol. 227 f.).
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Der Landesherr sollte von den Ständen nur den Auftrag zur Herrschaft erhal-
ten. Mit einem solchen Bestreben nach unabhängiger Entscheidungskompetenz, 
das in den hier untersuchten Konflikten zwischen Emder Landständen und Lan-
desherrn von 1618 bis 1620 sowie von 1660 bis 1662  deutlich wurde, wider-
sprachen die Landstände grundsätzlich dem Souveränitätsanspruch der Landes-
herrschaft.2761 
Vor dem Hintergrund dieses Anspruches konstruierten Teile der Landstände 
unter der Führung Emdens in den Auseinandersetzungen zwischen 1618 und 
1620 einen Antagonismus zur Landesherrschaft, genau wie die Landesherrschaft 
einen Antagonismus gegenüber diesen Landständen konstruierte. Die Landes-
herrschaft wurde von diesen Teilen der Landstände als die bedrohliche Kraft 
dargestellt, die gegen die Landesverträge handelte, die landständische Steuer-
kompetenzen unrechtmäßig verändern wollte und Wahlen der Deputierten des 
Hausmannsstandes beeinflusste. Die Emder Landstände versuchten die Landes-
herrschaft aus der von ihr konstruierten Ordnung auszuschließen und eine eige-
ne Ordnung zu institutionalisieren: Zwischen 1618 und 1620 hielten sie eigene 
Landtage ab und behaupteten ihre Korporations- und Repräsentationsfähigkeit 
für das ganze Land gegen die Landesherrschaft und „ihre“ Landtage. Die von den 
Emder Landständen beschlossene Rechtsetzung vom 28. Mai 1620 bezog sich 
dann auch auf das ganze Land. 
Dadurch, dass der Landesherr mit seinen gehorsamen Landständen in dem 
Konflikt von 1618 bis 1620 antagonistisch ausgeschlossen wurde und nun seine 
Kompetenzen, seine „Regierung“ und sein „Staat“2762 über das Territorium nicht 
mehr gelten sollten, mussten die antagonisierenden Emder Landstände diese 
Kompetenzen übernehmen. Die Emder Landstände gewannen durch die Kon-
struktion des Antagonismus ähnliche Eigenschaften wie die Landesherrschaft. 
Laclau und Mouffe sprechen in diesem Fall von Kontamination der Politik durch 
die ausgeschlossene politische Kraft: Um die Landesherrschaft auszuschließen 
und gleichzeitig sicherzustellen, dass ihre Aufgaben erledigt wurden, bezogen 
2761 Kappelhoff, Die ostfriesischen Landstände, S. 117.
2762 Brenneysen, Ost-Friesische Historie, Bd. II, S. 466.
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sich auch die Landstände auf das ganze Land. Die versuchte Einheitsbildung der 
Landstände mit der Bevölkerung des Territoriums kam dadurch zustande, dass 
der ausgeschlossene Landesherr diese Einheit auch beansprucht hatte und nun 
diese nicht mehr ausüben sollte.2763 
Auch 1660 betrieben zwei Parteien ihre Politik: der Landesherr mit den von 
ihm gewonnenen Landständen sowie die Emder Landstände. Beide versuchten 
die Bevölkerung für ihre Politik zu mobilisieren, und der Landesherr ließ für 
seine gehorsamen Landstände einen eigenen Landtag abhalten. Der Landesherr 
erhob den Anspruch, zusammen mit den gehorsamen Landständen für das ganze 
Land zu sprechen und zu handeln. Die Beschlüsse der Emder Landstände für das 
Land sollten damit nichtig werden.
Wie erwähnt war Ostfriesland bis 1744 auch sonst geprägt von strukturell 
ähnlichen Politiken der Emder Landstände sowie der Landesherrschaft mit den 
gehorsamen Landständen. In den 1660er und 1670er Jahren sowie im Appelle-
Krieg in den 1720er Jahren verliefen die Antagonismen ähnlich wie von 1618 
bis 1620 und 1660 bis 1662: Beide Parteien versuchten, das ganze Land für ihre 
Politik zu mobilisieren, einerseits durch die Abhaltung von Landtagen, die die 
Korporations- und Repräsentationsfähigkeit für das ganze Land signalisieren soll-
ten, andererseits durch die Gründung eigener landständischer Institutionen, Un-
terschriftenaktionen in der Bevölkerung und Aufstellung von Bauernheeren.2764 
Luebke formuliert den Zugriff auf die ländliche Bevölkerung folgendermaßen: 
„Doch wenn die Stände sich in rivalisierenden Koalitionen von Kurien und indi-
viduell handelnden Deputierten spalteten – wie z.B. 1618, 1660 und 1723/24 – 
dann wurde die ländliche Bevölkerung durch die entgegengesetzten Forderungen 
von zwei staatsähnlichen Körperschaften in die Enge getrieben, wobei jede von 
ihnen die ausschließliche Anerkennung verlangte und jedes Nachgeben gegen-
über der anderen Seite als Zeichen der Untreue betrachtete.“2765 
2763 Laclau, New Reflections on the Revolution of our Time, S. 53 f.
2764 Siehe ausführlich Kapitel „II.3.4. Landständisch-landesherrliche Konflikte zwischen 1611 und 
1744“. 
2765 Luebke, Symbolische Konstruktionen, S. 189. 
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Die Emder Landstände praktizierten 1618-1620, 1660-1662, in den 1660er 
und 1670er Jahren und im „Appelle-Krieg“ demnach eine Politik, mit der ein 
Antagonismus und der Anspruch, für das ganze Land zu sprechen und zu han-
deln, konstruiert wurden. Es sollte so eine Einheit gebildet werden, welche zum 
Beispiel Eigenerben und Warfsleute mit den anderen Ständen und ihren Hin-
tersassen zusammenschloss und gegen eine antagonistisch ausgeschlossene Lan-
desherrschaft gerichtet war. Mit dieser Politik standen die Emder Landstände in 
Konkurrenz zur Landesherrschaft, die zusammen mit den „gehorsamen“ Land-
ständen auch beanspruchte, für das ganze Land zu entscheiden und die Bevöl-
kerung in ihre Ordnung – zum Beispiel mittels ihrer Rechtsetzung von 1620 
– einzubeziehen versuchte, indem diese als Entscheidungsempfänger konzipiert 
wurden und versucht wurde, ihre soziale Differenz auf eine bestimmte Art zu de-
finieren. Wie Stollberg-Rilinger ausführt, unterlagen die Stände in anderen Terri-
torien oft einer „offensiven Wohlfahrtsprogrammatik des Landesherrn“. „Mit der 
Ausdehnung der zentralen politischen Steuerungs- und Gestaltungserfordernisse, 
der Tendenz zur administrativen Erfassung aller, auch der mittelbaren Unterta-
nen und der naturrechtlich abgestützten Etablierung eines allumfassenden Staats-
zweckbegriffs wurden die Gestaltungsansprüche einer ‚guten Policey’ zunehmend 
von der Zentralgewalt monopolisiert. Die erfolgreichste ständische Strategie be-
stand demgegenüber darin, sich dieser politischen Konkurrenz zu entziehen und 
sich auf die juristische Wahrung der vertraglich garantierten korporativen Rechte 
zu beschränken. Die reichsrechtlich abgesicherte Unantastbarkeit der ständischen 
‚Rechte und Freiheiten’ erkaufte man mit tendenzieller politischer Abstinenz.“2766 
„Das hatte allerdings die Konsequenz, dass ‚Gemeinwohl’ und ‚Landesfreihei-
ten’ in vielen Territorien zunehmend in begrifflichen Gegensatz traten.“2767 In 
Ostfriesland waren „Gemeinwohl“ und „Landesfreiheit“ im Gegensatz zu der 
Mehrheit anderer Territorien des Reiches nicht in begrifflichen Gegensatz gera-
ten, vielmehr machten die Emder Landstände dem Landesherrn sehr weitgehen-
de Konkurrenz. Es kam nicht nur zu einem Antagonismus, mit dem die Emder 
Landstände nur ihre althergebrachten Rechte verteidigten. Vielmehr versuchten 
2766 Stollberg-Rilinger, Vormünder des Volkes?, S. 299.
2767 Ebd., S. 299. 
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Teile der Landstände unter Emdens Führung eigene Regelungs- und Vertretungs-
kompetenzen zu erringen. Eine Politik als das politische Bemühen, aus einer Par-
tikularität (einer spezifischen Identität) im Namen eines Ganzen, im Namen des 
Universellen zu sprechen und zu handeln2768, wurde von beiden Seiten bis zum 
Appelle-Krieg in der ersten Hälfte des 18. Jahrhunderts ausgeübt. 
Damit wird auch deutlich, dass man in Bezug auf Ostfriesland nicht von ei-
nem institutionalisierten Dualismus zwischen Ständen und Landesherrschaft 
sprechen kann, der sich daraus ergab, dass eine Seite das Volk vertrat und die 
andere Seite Herrschaft auszuüben versuchte. Vielmehr wurden in Ostfriesland 
vor allem in den genannten Auseinandersetzungen Politiken von Teilen der Stän-
de gegen einen antagonistischen Gegner konstruiert. Die eigene Partei und ihre 
Politik mussten dafür zuerst überhaupt definiert werden, denn es stand nicht von 
vornherein fest, dass ausgerechtnet diese Teile der Landstände zusammen Politik 
betreiben würden. Politische Partner mussten erst mobilisiert und in eine Einheit 
integriert werden. Genauso musste der politische Gegner erst konstruiert wer-
den, denn er bestand nicht nur einfach aus der Landesherrschaft, sondern auch 
aus Teilen der Landstände. Gerade in Ostfriesland wird somit deutlich, dass zwar 
Antagonismen auf Landtagen bestanden, dass diese aber keinem grundsätzlichen 
Oben-Unten-Gegensatz entsprachen, wenn sich auch ein gewisser Gegensatz, der 
zwischen Marsch, Emden und der Ritterschaft einerseits und der Geest und Nor-
den und Aurich andererseits in den Jahren 1618-1620 enstanden war, institutio-
nalisierte und selbstverständlicher wurde als andere Parteiungen. 
Landtage hatten in Ostfriesland institutionalisiert. Sie waren Versammlungen 
der rechtsgewohnheitlich Herrschaftsberechtigten, die das Land in einer Identi-
tätsrepräsentation darstellten, sofern der Landtag korrekt versammelt war und als 
Korporation gelten konnte. Die von Emden bestimmten Landstände und die lan-
desherrlich bestimmten Landstände nutzten die jeweilige Abhaltung von Land-
tagen dazu, als politischer Akteur Legitimität zu erhalten. Mit der Abhaltung 
von Landtagen versuchten beide Gruppen, die institutionalisierten Vorteile einer 
solchen Versammlung, also die institutionalisierte Bedeutung eines Landtags, zu 
2768 Laclau, Identity and Hegemony, S. 50, 54.
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nutzen: Erst ihre Versammlung auf einem Landtag ließ sie zu Repräsentanten für 
das ganze Land werden und legitimierte sie dazu, Beschlüsse für das Land zu fas-
sen. Mit Laclau und Mouffe lässt sich der Landtag so als Knotenpunkt darstellen, 
mit dem die Emder Landstände sowie der Landesherr die eigene Ordnung be-
zeichneten und zusammenfassten. Der Landtag war die abgekürzte Darstellung 
für die angestrebte Ordnung: Die Ordnung sollte auf den alten Herrschaftsrech-
ten der Stände fußen, auf einer Korporation beruhen, das ganze Land umfassen 
und es möglich machen, dass nur die Emder Landstände oder der Landesherr mit 
seinen gehorsamen Landständen dem Land ihre Beschlüsse zurechnen konnten. 
Die Abhaltung eines Landtages wurde zum Knotenpunkt, d.h. zur formierenden 
Bezeichnung der angestrebten politischen Ordnung. Repräsentation war damit 
– und dies führen Laclau und Moffe für Politik im Allgemeinen aus2769 – ein 
wichtiger Teil dieser Politik. Diese hier angesprochene Repräsentation kann als 
Identitätsrepräsentation der auf Landtagen versammelten, jeweiligen Landstände 
für das Land angesprochen werden. 
Um den Knotenpunkt „Landtag“ im eigenen Sinne zu nutzen und zu beeinflus-
sen, wollten beide Kräfte 1620 die Zusammensetzung der gemeinsamen Landta-
ge auch in Zukunft bestimmen und dieses auch symbolisch deutlich machen. Zu 
diesem Zweck wurden die Besitzqualifikationen und das Recht zur Vollmachtens-
visitation in den beiden konkurrierenden Landtagsschlüssen von 1620 festgelegt. 
Die neuen Besitzqualifikationen sollten verhindern, dass die Korporationsfähig-
keit der Landtage in Zukunft wieder durch Kritik an bäuerlichen Vollmachten 
bestritten wurde. Gleichzeitig wollten die Emder Landstände und der Landesherr 
mit seinen gehorsamen Landständen nicht nur wieder einen gemeinsamen Land-
tag ermöglichen, sondern diesen auch in seiner Zusammensetzung bestimmen. 
Deshalb strebten beide das Recht zur Vollmachtenvisitation an. Dieses Recht 
blieb  bis 1727 strittig, denn es war bedeutsam: Eine der beiden Kräfte konn-
te damit signalisieren, dass sie bestimmte, was auf Landtagen besprochen und 
beschlossen wurde, und dementsprechend, was für das Land beschossen wurde. 
2769 Allgemein zu der einer Repräsentation inhärenten Möglichkeit, die eigene Ordnung in einen genera-
lisierteren und universellen Zusammenhang einzuschreiben: Laclau, Structure, History and the Poli-
tical, S. 211 f.; Laclau, New Reflections on the Revolution of our Time, S. 38.
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Dadurch wäre der so von ihnen zusammengesetzte und auf ihre Parteiung einge-
stimmte Landtag auch handlungsfähiger in ihrem Sinne gewesen. Grundlegend 
für den Versuch, die Institution Landtag umzugestalten, war die Ausbildung von 
Antagonismus und Politik. Sie erst lieferten den Anstoß zur Umstrukturierung 
dieser Institution.
Die jeweiligen bäuerlichen Deputierten, die an der Erstellung der rechtset-
zenden Landtagsschlüsse von 1620 ja mitgewirkt hatten, beschlossen demnach 
ihre Verpflichtung auf die Politik der Landstände oder des Landesherrn mit und 
nahmen in Kauf, dass sie schon bei der Vollmachtenkontrolle auf eine Politik 
der Landstände oder des Landesherrn verpflichtet werden konnten. Ihr vorher 
nicht kontrollierbares Recht, an Landtagen teilzunehmen, wurde beschnitten. 
Bauern beschlossen aufgrund einer Zugehörigkeit zu einer Parteiung, also auf-
grund der Erfordernisse einer handlungsfähigen landesweiten Politik und auf-
grund der Vorteile, die sie sich daraus versprachen, auch Dinge mit, die eigentlich 
ihre Rechtsgewohnheiten beschnitten und durch die Betonung der materiell-
wirtschaftlichen Definition der sozialen Differenz den rechtgewohnheitlichen, 
von Herrschaft abhängigen Differenzierungen in ihren Gemeinden widerspra-
chen. So war es abhängig von dem politischen und wirtschaftlichen Gewicht der 
Bauern und vom Interesse der Emder Landstände und des Landesherrn, ob die 
bäuerlichen Interessen auf Landtagen berücksichtigt wurden. Heißler beleuchte-
te zum Beispiel die Stellung der Bauern in den 1670er und 1680er Jahren und 
kommt zu dem Schluss, dass es dem dritten Stand in dieser Zeit nicht gelungen 
ist, eine eigene Politik gegen die ständische Führung durchzusetzen. Die Führung 
der Stände und die Landesherrschaft waren mit ihren Auseinandersetzungen um 
die Vormachtstellung in Ostfriesland beschäftigt. Der dritte Stand wurde mehr 
und mehr von beiden Parteiungen als Steuerzahler herangezogen. Widerstand 
gegen Steuerzahlungen gab es nur Anfang der 1670er Jahre. Die bäuerlichen 
Gravamina wurden in diesen Auseinandersetzungen nur zu einem weiteren nütz-
lichen Mittel der ständischen Führung, um den Druck auf die Landesherrschaft 
zu erhöhen. Als klar wurde, dass Gräfin Christine Charlotte die bäuerlichen For-
derungen nicht erfüllen würde, wandten sich die Bauern an das Administratoren-
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kollegium, erhielten aber von diesem keine Unterstützung mehr.2770 Widerstand 
gegen die Führung der Stände gab es aber nicht. Offenbar geschah dies aus Man-
gel an Alternativen: Man konnte eben nur Hilfe bei dem Kollegium und damit 
auch Emden oder bei der Landesherrschaft erhalten.2771
Mit der 1620 festgelegten Vertretungsrepräsentation von Deputierten für 
ihre ländlichen Gemeinden war im Sinne der Konzeption einer kommunalis-
tisch geprägten Gesellschaft nach Peter Blickle ein früher „Parlamentarismus“ 
der Ständeversammlung gegeben.2772 Eine solche „kommunale Repräsentation“ 
oder „Hausväterdemokratie“ war in Ostfriesland vor 1620 üblich. Sie beruhte 
allerdings auf den rechtsgewohnheitlichen Herrschaftsrechten der Bauern als Ge-
meinde. Die typischen Differenzierungen der altständischen Gesellschaft kamen 
zum Tragen, derer Peter Blickle mit seiner Einschätzung der bäuerlichen Vertre-
tung als eher parlamentarischer Vertretung des „gemeinen Mannes“ kaum gewahr 
werden kann.2773 Die Bauern wurden zwar durch eine Wahl bestimmt, die den 
Deputierten den Auftrag zur Vertretung gab, der Rest der Bevölkerung wurde al-
lerdings „nur“2774 durch eine Identitätsrepräsentation des gesamten Landtages für 
das Land vertreten. Diese Art der Vertretung auch für die unterbäuerliche Schicht 
unterschied sich nicht von derjenigen der adeligen Herrlichkeitsbesitzer für ihre 
Bauern. Die bäuerlichen Deputierten sollten per Wahl nur ihre eigenbeerbten 
Gemeindegenossen und nicht die unterbäuerliche Schicht vertreten. Damit war 
der Dritte Stand in Ostfriesland vor 1620 eine privilegierte herrschaftliche Grup-
pe.2775 Die frühneuzeitlichen Verhältnisse können in Ostfriesland nicht mit dem 
modernen Begriff „Demokratie“ beschrieben werden.2776 Die als kommunalis-
tisch zu bezeichnenden institutionellen Merkmale der Landgemeinden und des 
2770 Heißler, Ostfriesische Singularität, S. 471. 
2771 Ebd., S. 472. 
2772 Blickle, Kommunalismus, Parlamentarismus, S. 535-546.
2773 Press, Herrschaft, Landschaft und „Gemeiner Mann“, S. 178. 
2774 Stollberg-Rilinger, Vormünder des Volkes?, S. 82: Dieses Verhältnis zwischen Deputierten und mit-
telbaren Untertanen darf jedoch nicht einseitig als Mangel aufgefasst werden, der dazu führen müsste, 
dieses Verhältnis nicht mehr als Repräsentation zu definieren. Denn politische Repräsentation kann 
– wie man gesehen hat – nicht nur nach modernem Verständnis durch Auftrag seitens der Repräsen-
tierten entstehen, woraus dann die Legitimität des Beauftragten abgeleitet wird.
2775 Press, Ständewesen in den deutschen Territorialstaaten, S. 302.
2776 So auch: Kappelhoff, Die soziale Reichweite, S. 23.
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Landtages in Ostfriesland gingen offenbar mit einer deutlichen, rechtlich-herr-
schaftlichen Abgrenzung des Bauernstandes und einem Ausschluss bestimmter 
Gruppen aus der gemeindlichen Korporation einher. Ihre gemeindliche kom-
munalistische Autonomie und ihre Beteiligung an Landtagen beruhten auf Ex-
klusivität. Stratifizierung in der ländlichen Bevölkerung, die in den Gemeinden 
und auf Landtagen wirksam wurde, stellte kein spätes, erst im Laufe des 17. und 
18. Jahrhundert wirksam werdendes Symptom des Kommunalismus dar, wovon 
Peter Blickle ausgeht. 2777
Mit den Rechtsetzungen von 1620 wurde solch eine rechtsgewohnheitliche 
Vertretungsrepräsentation bestätigt und gesetzlich geregelt. Die ständische Un-
gleichheit vermittelte sich damit auch in die Rechtsetzungen der Landstände. 
Mit der Rechtsetzung von 1620 wurde von den Emder Landständen nicht nur 
die Mitbestimmung der Bauern institutionalisiert, indem festgelegt wurde, dass 
Bauern ihre Deputierten wählen durften. Vielmehr sollte die Korporations- und 
Repräsentationsfähigkeiten des Landtages garantiert und die Zusammensetzung 
des Landtages kontrolliert werden, und deshalb wurden die Vollmachtenvisita-
tion und die Wahlmodalitäten für die Bauern geregelt. Die traditionelle „Haus-
väterdemokratie“ vor 1620 sollte mit den Rechtsetzungen von 1620 einerseits 
dadurch eingeschränkt werden, dass nur Hausväter mit einem gesetzlich fest-
gelegten Mindestbesitz an Land und den daran hängenden Rechten an Land-
tagen teilnehmen und einen Deputierten wählen sollten. Andererseits sollte die 
Teilnahme der Hausväter von den Landständen und der Landesherrschaft kon-
trolliert werden. Die Teilnahme an Landtagen sollte demnach nicht mehr auf 
eigenen Herrschaftsrechten der Bauern als Gemeinde beruhen, sondern auf den 
2777 Stratifizierung erweist sich als konstitutiv für die politische Repräsentation in beiden Institutionen 
von Anfang an. Nach Blickle ist die Stratifizierung und Oligarchisierung ein später auftretetendes 
Symptom des Kommunalismus, zu dem ja auch die parlamentarische Landstandschaft elementar ge-
hörte. Govind Sreenivasan, David Sabean, John Stalnaker und mit ihnen David Luebke und auch 
Dirksen für Ostfriesland stellen im Gegensatz dazu die These zur Diskussion, dass Stratifizierung und 
Oligarchie kein später auftretendes Symptom des Kommunalismus, sondern integraler Bestandteil der 
kollektiven Aktionen und bäuerlicher Rebellion seit der Mitte des 15. Jahrhunderts waren: Blickle, 
Untertanen in der Frühneuzeit, 483-522; Sabean, Landbesitz und Gesellschaft; Svreenivasan, The 
Peasants of Ottobeuren 1487-1723; Stalnaker, Auf dem Weg zu einer sozialgeschichtlichen Inter-
pretation des Deutschen Bauernkrieges, S. 38-60; Luebke, Signatures and political Culture, S. 527; 
Dirksen, Predigerwahlrecht der Interessenten, S. 5 ff.
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Berechtigungen, die ihnen die Landstände und der Landesherr aufgrund von ei-
gens dafür gesetzten Kriterien zuwiesen. Auch eine gesetzlich geregelte bäuerliche 
Vertretungsrepräsentation bot in ihrer Konzeption also keinen „frühen Parlamen-
tarismus“, an dem der Großteil der Bevölkerung teil hatte. 
Auch bezüglich der Pfarrerwahlen wurde mit der Rechtsetzung von 1662/63 
nicht eine demokratischere Auswahl eines Pfarrers ermöglicht. Vielmehr war eine 
solche Wahl auf der Grundlage der Realgemeinde schon vorher in den Gemein-
den üblich und beruhte auf der rechtsgewohnheitlichen Gliederung in den Ge-
meinden und schloss in der Regel die unterbäuerliche Bevölkerung aus. 
Damit die Identitätsrepräsentation des Landtages und auch eine Pfarrerwahl 
im Sinne der Landstände garantiert werden konnten, bestätigten die Landstände 
also nicht nur althergebrachte Herrschaftsrechte der Eigenerben und verschärften 
sie ein wenig. In den Rechtsetzungen von 1620 und 1662/63 wird deutlich, dass 
sich Bauern und Warfsleute mit den Rechtsetzungen nicht mehr aufgrund von 
ständischen Differenzen unterscheiden sollten. Obwohl ständische Differenzen 
zwischen Bauern und unterbäuerlicher Bevölkerung in die Rechtsetzungen auf-
genommen wurden, zeigten die Landstände mit ihrer Rechtsetzung von 1620 
und ihrer Beteiligung an der Rechtsetzung von 1662/63 doch tendenziell, dass 
sie die gesamte ländliche Bevölkerung im Rahmen der emdisch-landständischen 
Politik tendenziell als rechtlich Gleiche behandeln wollten. Alle galten als Un-
tertanen, für die man sprechen und handeln konnte und denen man Wahlrechte 
erst aufgrund von eigens dafür erstellten Kriterien zuweisen wollte. Diese Kri-
terien waren eher Besitzkriterien und nicht rechtlich-herrschaftliche Kriterien. 
Die rechtsgewohnheitlichen Unterscheidungen wurden in der Rechtsetzung ten-
denziell vernachlässigt. In den Rechtsetzungen entstanden – zumindest für die 
Marsch – Unterscheidungen zwischen Bauern und Warfsleuten auf einer wirt-
schaftlichen Grundlage und nicht mehr auf einer ständischen Grundlage. Wenn 
solche Wahlrechte in den Gemeinden laufend umgesetzt worden wären, hätten 
sie einen Einfluss auf die Konstitution sozialer Differenz insgesamt gehabt. 
Auch in dieser Konzeption der Bevölkerung als rechtlich gleiche Untertanen, 
denen Rechte erst aufgrund von wirtschaftlichen Kriterien von den Landständen 
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zugewiesen werden sollten, ähnelte die landständische Politik der landesherrli-
chen. Die Rechtsetzungen der landesherrlichen Seite von 1620 stellte auch wirt-
schaftlich orientierte Unterscheidungen her, an der Rechtsetzung von 1662/63 
hatte der Landesherr mitgewirkt. In den Auseinandersetzungen um gerichtsherr-
liche Lasten und Konzessionsabgaben wurde deutlich, dass die Landesherrschaft 
jene althergebrachte Herrschaft und fürsorgliche Identitätsrepräsentation der Ge-
meinde für alle Einwohner ausschalten und sowohl Eigenerben wie auch Warfs-
leute vor allem aufgrund ihrer wirtschaftlichen Kapazitäten, aber nicht aufgrund 
ihrer unterschiedlichen rechtsgewohnheitlichen Herrschaftsrechte unterscheiden 
wollte.2778 
Die ostfriesischen Landstände praktizierten demnach eine ganz ähnliche Po-
litik wie der Landesherr: Ein Antagonismus wurde von beiden konstruiert, und 
die Bevölkerung sollte in die eigene Parteiung integriert werden, in dem man 
zum Beispiel ihre Teilnahme am Landtag oder an Pfarrerwahlen bestimmte und 
kontrollierte. Die soziale Differenz zwischen Bauern und unterbäuerlicher Bevöl-
kerung wurde durch die Rechtsetzungen von Landständen und Landesherrschaft 
aber nicht tatsächlich verändert, weil die rechtsetzenden Landtagsschlüsse 1620 
und 1662/63 von den Gemeinden nicht in die Praxis umgesetzt wurden. Auch 
weitere Kräfte wie die bäuerlichen Gemeinden bestimmten demnach, wie die 
soziale Realität in Ostfriesland aussah.  
2778 Siehe Kapitel „V.1. Bäuerliche Politik: Streit um gerichtsherrliche Lasten“. 
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Diese Arbeit ging von der Frage aus, ob sich in einem frühneuzeitlichen Territori-
um wie Ostfriesland ein politisches dichothomisches Muster zwischen beherrsch-
ten Gruppen und herrschenden Gruppen zeigt und wie sich überhaupt früh-
neuzeitliche Politik beschreiben und von moderner Politik unterscheiden lässt. 
Mittels des Kommunalismus-Modells von Peter Blickle sollte versucht werden, 
Merkmale solch einer vormodernen „Politik von unten“ herauszuarbeiten und 
im Zuge dessen das Kommunalismusmodell zu überprüfen und zu erweitern. 
1. Frühneuzeitliche Politiken in Ostfriesland
Mit der Analyse der Politiken der vier hier untersuchten Gruppen wurde deut-
lich, dass es einen einfachen Oben-Unten-Gegensatz zwischen Herrschenden 
und Beherrschten in Ostfriesland nicht gab. Es lassen sich vielmehr unterschied-
liche Politiken ausmachen, die antagonistisch gegen andere politische Gruppen 
gerichtet waren und in diesem Antagonismus andere Gruppen miteinbezogen 
und sie in ihren Ordnungsentwurf integrierten. So waren die ostfriesische Lan-
desherrschaft mit ihren Beamten und den loyalen Landständen, die ostfriesischen 
Landstände unter Führung Emdens und die ostfriesischen bäuerlichen Gemein-
den seit Ende des 16. Jahrhunderts sowie die unterbäuerlichen Gruppen bzw. 
Gemeinden seit Ende des 17. Jahrhunderts in der Lage, solch eine Politik zu 
praktizieren und Antagonismen gegen eine als Gegner konzipierte Gruppe zu 
kreieren. Nach Haug-Moritz’ Faktorenanalyse war das Territorium Ostfriesland 
aufgrund besonderer Konstellationen – einer starken landständischen Kraft wie 
Emden, einer Lage im Einflussbereich eines starken, interessierten Nachbarn wie 
den Niederlanden2779 – von mächtigen und im Konflikt auch erfolgreichen Stän-
den bestimmt. Diese Stände stellten so eine parallele, mit der Landesherrschaft 
2779 Siehe Kapitel „III.3.2. Die Entstehung mächtiger Landstände“. 
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konkurrierende Kraft dar. Die Bauern Ostfrieslands besaßen mit der Institution 
Gemeinde, die durch ein Ritual konstituiert wurde, eine starke Basis, um die 
ländliche Arbeit, Rechtsprechung, Rechtsetzung und Verwaltung zu bestimmen. 
Ende des 17. Jahrhunderts und insbesondere im 18. Jahrhunderts lassen sich die 
unterbäuerlichen Gruppen als zweite politische Kraft in den ländlichen Siedlun-
gen ausmachen. 
Mit dem Politikkonzept von Laclau und Mouffe ließ sich die Bildung von 
Antagonismen als Einheitsbildung gegen ein als Bedrohung konzipiertes Äuße-
res für diese vier Gruppen anhand von ausgewählten Konflikten nachvollziehen, 
ohne dass Antagonismen auf grundsätzliche Prinzipien der Herrschenden und 
Beherrschten zurückgeführt werden müssen. Antagonistische Konflikte zwischen 
Untertanen und Herrschaft werden so nicht als Ausdruck eines „säkularen Rin-
gens zwischen verschiedenen politischen und verfassungsrechtlichen Grundprin-
zipien“ 2780 verstanden. Seit Ende des 16. Jahrhunderts gab es in Ostfriesland ei-
nen Dualismus von Landständen und Landesherr, dieser war aber nicht statisch, 
sondern wurde in den hier analysierten Konfliktphasen 1618-1620, 1660-1663 
und ab den 1720er Jahren aktualisiert. Eine Partei gegen einen antagonistisch 
ausgeschlossenen Gegner musste dafür jeweils erst kreiert werden. Es war nicht 
selbstverständlich klar, dass immer die gesamten Landstände gegen den Landes-
herrn arbeiteten. Vielmehr entwickelten sich die Parteienbildungen so, dass es 
oft einen Dualismus zwischen den von Emden bestimmten Landständen und 
den dem Landesherrn loyalen Landständen gab. Auch hinsichtlich der Konflikte 
zwischen Bauern und unterbäuerlichen Gruppen seit dem Ende des 17. Jahrund-
erts kann man von keinem grundsätzlichen Antagonismus sprechen, der auf der 
Basis unterschiedlicher Besitzverhältnisse entstanden sei. Vielmehr aktualisierte 
sich solch ein Verhältnis für jeden einzelnen hier untersuchen Konfliktfall aus un-
terschiedlichen Ursachen und führte zur Bildung der zwei Gruppen, während die 
Einheit der Siedlung, die normalerweise durch die gemeindliche Herrschaft der 
Bauern zustande kam, so während des Konfliktes aufgelöst wurde. Aus den sich 
öfter aktualisierten Antagonismen entwickelten sich teilweise auch feste Parteien 
2780 Friedeburg, Die ländliche Gesellschaft um 1500, S. 34 f. 
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und Institutionen: Es kam teilweis zu einer Gemeindebildung der unterbäuerli-
chen Gruppen. 
Im Untersuchungszeitraum vom Ende des 16. Jahrhunderts bis 1744 lässt sich 
ein „polyphones Zusammenspiel“2781 der bäuerlichen Gemeinden, der unter-
bäuerliche Warfsleute, der Landstände und der Landesherrschaft im Territorium 
Ostfriesland nachvollziehen. Die unterschiedlichen Politiken wirkten auf die je-
weiligen anderen Gruppen und provozierten wiederum Politik. Betrachtet man 
alle Politiken in der Gesamtschau, lässt sich eine grundlegende Veränderung der 
ländlichen Gesellschaft vom Ende des 16. Jahrhunderts bis in das 18. Jahrhun-
dert nachvollziehen. 
Der Landesherr mit seinem gehorsamen Landtag auf der einen Seite und die 
von Emden beeinflussten Landstände mit ihrem Landtag auf der anderen Seite 
konnten das ganze Land mehrmals zwischen 1594 und 1744 gänzlich spalten. 
Keine der beiden antagonisierenden Kräfte konnte aber dabei selbst die Ressour-
cen (z. B. militärische Macht) aufbringen, sich gegen die andere Kraft mit einer 
Erweiterung der eigenen Ordnung durchzusetzen und der gegnerischen Ordnung 
ihre Legitimität abzusprechen. Beide Kräfte hatten sich nach einem aktualisier-
ten Antagonismus wieder zusammen zu finden. Zwar wurden die Auseinanderset-
zungen in Ostfriesland immer extremer und mündeten in den 1660/70er Jahren 
und im Appelle-Krieg sogar in bürgerkriegsähnlichen Konflikten, dennoch war 
die Landesherrschaft nicht in der Lage, sich gegen die Landstände durchzusetzen. 
Selbst nach dem militärischen Sieg im Appelle-Krieg im Jahre 1727 behauptete 
sich der Landesherr mit seinen Beamten nicht dauerhaft gegen die Stände und 
konnte Herrschaftsrechte nicht vereinheitlichen. Nach dem Appelle-Krieg blieb 
zwar ein „gehorsamer“ Landtag übrig, der die renitente Ritterschaft, die Haus-
leute und die Emder ausschloss, gleichzeitig setzte sich seit 1729 aber plötzlich 
der Kaiser für die ständische Seite ein, und als Grundlage für die Verfassung des 
Landes wurden wieder die Landesverträge bestätigt, deren Einhaltung nun auch 
von den „gehorsamen“ Landständen eingefordert wurde.2782 Um überhaupt wieder 
2781 Klingebiel, Ein Stand für sich?, S. 22.
2782 Siehe Kapitel „II.3.4. Landständisch-landesherrliche Konflikte zwichen 1611 und 1744“. 
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Beschlüsse für das ganze Land fassen zu können und die Spaltung der Landstände 
und des Landes wieder aufzuheben, mussten zwischen 1594 und 1744 in der Regel 
die Generalstaaten oder das Reich zu Hilfe gerufen werden. So kontrollierten und 
blockierten sich die Emder Landstände und der Landesherr2783 und verhinderten 
eine weitgehende Vereinheitlichung und Zentralisierung der Herrschaftsrechte.2784 
Dennoch konnten sowohl Landstände als auch Landesherrschaft eine gewisse 
Integration der Intermediatgewalten, also auch der gemeindlichen Herrschafts-
gewalten in das Territorium leisten. Beide teilten in den Auseinandersetzungen 
von 1618 bis 1620, von 1660 bis 1662 und im Appelle-Krieg die Vorstellung, 
dass es ein Territorium als ausschließlichen Herrschaftsbereich und ein Volk als 
sesshaften Personenverband mit dauernder Mitgliedschaft geben könnte, über 
das allerdings nicht immer eine, sondern manchmal zwei sich als souverän ent-
werfende Gewalten oder beide zusammen das Quasi-Monopol der legitimen An-
wendung physischer Gewalt hätten.2785 Politische Institutionen vollbringen laut 
Gerhard Göhler „in besonderem Maße eine Integrationsleistung“, „sie integrie-
ren die interagierenden Individuen durch Entscheidungen und Entscheidungsre-
geln, die prinzipiell für alle Beteiligten verbindlich sind. Sie richten damit auch 
Einstellungen und Erwartungshaltungen auf das soziale Ganze aus, das sie reprä-
sentieren. Der neuzeitliche Staat versucht sich diese Funktion zentral zu eigen 
zu machen. Damit wird das Verhältnis von Selbstorganisation der Gesellschaft 
und Integrationsleistung der Institutionen zum Problem; es steht in Frage, in 
welchem Ausmaß und mit welcher Reichweite eine politisch sich organisierende 
Gesellschaft die Integrationsfunktion wahrnimmt, insbesondere wenn ihre Insti-
tutionen demokratische sein sollen.“2786 Eine solche Integrationsleistung konn-
ten die Landstände und der Landesherr mit ihrer Politik dadurch leisten, dass sie 
2783 Kappelhoff, Absolutistisches Regiment, S. 439 f.: Kappelhoff spricht von gegenseitiger Kontrolle von 
Landständen und Landesherr für das Ostfriesland der Frühen Neuzeit. 
2784 Allgemein zu dem Interesse der Obrigkeit an Vereinheitlichung und Zentralisierung in der Frühen 
Neuzeit: Sälter, Gerechtigkeit und soziale Ordnung, S. 71.
2785 Reinhard, Geschichte der Staatsgewalt, S. 16: Reinhard definiert die genannten Merkmale als Merk-
male des modernen Staates: ein Territorium als ausschließlichen Herrschaftsbereich und ein Volk als 
sesshaften Personenverband mit dauernder Mitgliedschaft, über das eine sich als souverän entwerfende 
Gewalten das Quasi-Monopol der legitimen Anwendung physischer Gewalt hätten.
2786 Göhler, Die Herausbildung der modernen bürgerlichen Gesellschaft, S. 239.
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die Bevölkerung daran gewöhnten, dass es Kräfte gab, die für sie Recht setzten 
und entschieden. Dieses wiederholte Sprechen und Handeln der Landstände, des 
Landesherrn oder beider zusammen für das Land bewirkte, dass zumindest diese 
Ansprüche auf ein repräsentatives Sprechen und Handeln das Territorium als ein 
Ganzes konstruierten, die Bevölkerung in dieses Territorium einbezogen und sie 
daran gewöhnten, dass politische Kräfte ihr Leben, ihre Wahlrechte bestimmen 
wollten: Die Differenzierung bezüglich der Wahlrechte unterschied sich von der 
Differenzierung der Bevölkerung und basierte eher auf einer wirtschaftlich-ma-
teriellen Definition, indem – zumindest auf der Marsch – die Menge der Grasen 
im Vordergrund stand und nicht die rechtsgewohnheitliche Herrschaftsberech-
tigung.  Diese Ansprüche zeigten zumindest insofern Wirkung, als bäuerliche 
Deputierte tatsächlich ihre Vollmachten kontrollieren ließen oder mit der Recht-
setzung von 1662/63 in ihren Konflikten argumentierten.
Die gegenseitige Kontrolle der landständischen und landesherrlichen Politi-
ken führte dazu, dass die Politik und die Rechtsetzungen, die tatsächlich zustan-
de kamen, sich stark an den Rechtsgewohnheiten orientierten. Landstände und 
Landesherr setzten sich mit den Wahlgesetzen von 1620 und 1662/63 nicht völ-
lig über die althergebrachte Ordnung hinweg, da mit einem Schutz der sowieso 
schon praktizierten alten Rechte eine legitimierte Einigung zwischen den Partei-
en und mit den Eigenerben eher möglich war. 
Auch aus finanziellen Gründen nahmen die Landstände Rücksicht auf die 
rechtsgewohnheitlichen Differenzierungen in der ländlichen Gesellschaft. Die 
Stände wurden im Land als die Kraft akzeptiert, die Steuern einnahm, verwaltete 
und über die Ausgaben entschied. Hier konnten Landstände und Landesherrschaft 
trotz Streitigkeiten insgesamt Erfolge bei der Vereinheitlichung und Monopoli-
sierung verbuchen.2787 Auch hier wurden die einzelnen Intermediatgewalten, die 
von den Steuern belastet wurden, in das Territorium integriert, wenn auch auf die 
unterschiedlichen Herrschaftsrechte und die finanzielle Kraft der einzelnen ländli-
chen Gruppen Rücksicht genommen wurde, indem die Gruppen unterschiedlich 
belastet wurden und die Eigenerben an der Steuereintreibung beteiligt waren. 
2787 Kappelhoff, Absolutistisches Regiment, S. 439 f. 
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Eine weitere Integration wurde in Bezug auf die Jurisdiktion vor allem von den 
Landständen geleistet. Die ländliche Bevölkerung nutzte aktiv das ständische Ge-
richt, aber auch die landesherrlichen Gerichte zur Austragung von Konflikten. Mit 
diesen Gerichten konnten so landständische und landesherrliche Entscheidungs-
kompetenzen über die ländliche Bevölkerung gewonnen werden. Dennoch blieb die 
gemeindliche Jurisdiktion zumindest bis zum Beginn des 18. Jahrhunderts unange-
tastet. 
In den Spaltungsjahren von 1618-1620 und 1660-1662 und in den 1660/70er 
Jahren versuchten beide Seiten, neue Institutionen wie einen eigenen Landtag, 
eine eigene Steuererhebung oder ein eigenes Heer ins Leben zu rufen sowie Ent-
scheidungen zu treffen, die althergebrachte Rechte geändert hätten. Diese vor 
allem durch die Spaltung in zwei Lager bewirkten neuen Institutionen bestanden 
nicht lange und waren nicht in der Lage, eine Politik der Landstände oder der 
Landesherrschaft langfristiger umzusetzen. 
Die landständische und die landesherrliche Politik auf dem Lande bis zum 
Beginn des 18. Jahrhunderts lassen sich auf die von Thomas Simon festgestellte 
Formel bringen, dass mit solch einer Politik als Achtung der Rechtsgewohnheiten 
und anderer Rechte keine Differenzierung der Bereiche Politik und Recht statt-
fand. Politik war auch Schutz der Rechte.2788 Eine weitergehende Positivierung 
des Rechts ohne den Fokus auf den Schutz der Rechte wäre aber offenbar nur 
möglich gewesen, wenn sich eine der politischen Kräfte wenigstens zum Teil ge-
gen die andere Kraft und gegen weitere Kräfte im Land hätte durchsetzen und für 
das ganze Land hätte sprechen können. Zusammen die Herrschaftsgewalt über 
einen längeren Zeitraum zu beanspruchen und durchzusetzen wäre wahrschein-
lich nur möglich gewesen, wenn es einen Antagonismus zu einem außerhalb des 
Landes stehenden Gegner gegeben hätte.2789
2788 Zur mangelnden Differenzierung von Recht und Politik: Simon, Recht und Ordnung in der frühen 
Neuzeit, S. 391. 
2789 Besonders Reinhard betont die Funktion eines äußeren Gegners für die Staatsbildung. Eine solche 
Rivalität, ein solcher Antagonismus wirkte zurück auf das Innere des Landes in Form von Identitäts-
bildung und Ressourcenextraktion für Kriege: Reinhard, Das Wachstum der Staatsgewalt, S. 67, 75.
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Zu Beginn des 18. Jahrhunderts änderte sich aber die Art der Politik und ent-
wickelte sich von der Politik als Schutz der Rechte zu einer eher umgestaltenden 
Politik. Mit der landesherrlichen Politik in den 1710/20er Jahren, die später zum 
Appelle-Krieg führen sollte, verließ die Landesherrschaft mit ihren Beamten die 
althergebrachte Ordnung sehr viel stärker als jemals vorher2790 und versuchte, 
einen massiven Einfluss auf die Steuerverwaltung und -bewilligung zu erlangen, 
die „Außenpolitik“ der Stände zu verbieten, die Aufgaben des Hofgerichts unter 
landesherrliche Aufsicht zu stellen, das Administratorenkollegium einem landes-
herrlichen Inspektor zu unterstellen, Emden von der Landesherrschaft abhängig 
zu mache und ihren Einfluss auf die Gemeinden zu verstärken.2791 Diese Politik 
beeinflusste die ostfriesische Verfassung bis 1744, obwohl der militärische Sieg 
der Landesherrschaft im Appelle-Krieg und die versuchte Einflussnahme auf die 
genannten Bereiche aufgrund des Widerstandes der Stände, der Gemeinden und 
des Eingreifens des Kaisers nicht die Erfolge zeitigten, die sich der ostfriesische 
Kanzler Brenneysen erhofft hatte. 
An dem in dieser Arbeit näher beleuchteten Umgang mit den gerichtsherrli-
chen Lasten und den gemeindlichen Rechten wurde diese Wandlung der Politik 
erkennbar: Vor Beginn des 18. Jahrhunderts richtete sich die Landesherrschaft 
bezüglich gerichtsherrlicher Lasten nach den Rechtsgewohnheiten und versuch-
te diese mittels des Dismembrationsverbotes zu schützen. Ganze Herde sollten 
ganze Herde bleiben, damit man von ihnen möglichst viel von den gerichtsherr-
lichen Lasten, die 1611 festgelegt worden waren, eintreiben konnte. Auf diese 
Weise wurde die Gliederung der ländlichen Gesellschaft bestätigt: Man bezog 
sich auf die althergebrachte soziale Ordnung der Herde. Erst seit dem Ansteigen 
der Anzahl von unterbäuerlichen Warfsleuten versuchte die Landesherrschaft zu 
Beginn des 18. Jahrhunderts auch dieses „Potenzial“ an gerichtsherrlichen Las-
ten abzuschöpfen. Damit mussten sie die Fürsorge und Herrschaft der Eigener-
ben über diese unterbäuerliche Schicht umgehen und konterkarierten damit die 
rechtsgewohnheitliche, ständische Ordnung, um auf die finanziellen Ressourcen 
2790 Kappelhoff, Absolutistisches Regiment, S. 437 ff. 
2791 Siehe ausführlich Kapitel „II.3.4. Landständisch-landesherrliche Konflikte zwischen 1611 und 
1744“. 
VI. FRÜHNEUZEITLICHE POLITIKEN VON UNTEN  
668
des Landes eigenmächtiger zugreifen zu können. Dies gelang jedoch aufgrund 
des machtvollen Widerstandes der Eigenerben kaum. 
Auch auf anderen Ebenen betrieb die Landesherrschaft teilweise zusammen 
mit den Landständen seit 1700 eine Politik, die sich stärker von den Rechtsge-
wohnheiten löste. Zum Beispiel in die Wegeschau griffen Landesherrschaft und 
Landstände in der zweiten Hälfte des 17. Jahrhunderts und vor allem zu Beginn 
des 18. Jahrhunderts mit Verordnungen wie auch tatsächlich durch die Schauung 
der Wege und Sanktionen bei nicht oder schlecht verrichteter Wegehaltung stär-
ker ein.2792 Gleichzeitig versuchte die Landesherrschaft zwischen 1720 und 1744, 
die Jurisdiktion über die gemeindlichen Amtsträger umzustrukturieren  und eine 
alleinige Zuständigkeit der Amtsgerichte durchzusetzen. Auch hier verließ die 
Landesherrschaft die althergebrachte Ordnung weitgehend. Zu Beginn des 18. 
Jahrhunderts wollte die Landesherrschaft auch verstärkt fürstliche Pächter in den 
Gemeinden ansiedeln und geriet damit in zahlreiche Gerichtsprozesse mit den 
Gemeinden, die das von der Landesherrschaft ausgegebene Land als ihr Land 
ansahen. Die fürstlichen Beamten versuchten in den 1730er und 1740er Jahren 
auch, die Finanzverwaltung der Gemeinden zu kontrollieren. Trotz dieser massi-
veren Eingriffsversuche in die ländliche Gemeinde war aber auch im Ostfriesland 
des 18. Jahrhunderts der Landesherr auf die Integrationsleistung der Gemein-
den angewiesen und konnte nicht komplett jegliche Zuständigkeit und rechtsge-
wohnheitliche Ordnungsleistung der bäuerlichen Gemeinde negieren: Die bäu-
erliche Gemeinde sollte zwar beaufsichtigt werden, aber sie sollte weiterhin die 
Finanzverwaltung übernehmen und die Wegeschau verrichten. So akzeptierte der 
Landesherr die besondere Verantwortung der Bauern für die Siedlung und konn-
te diese Struktur mit seinen Eingriffen auch nicht massiv verletzen.2793
2792 Ausführliche siehe Kapitel „IV.1.2. Konfliktgegenstände zwischen Landesherrschaft und Bauern“. 
2793 Im Allgemeinen zu diesem Verlassen auf die Gemeinde, während der landesherrliche Territorialstaat 
sie gleichzeitig auch in seine Organisation integrieren wollte: Holenstein, Bauern, S. 79; Hahn, 
„Absolutistische“ Polizeigesetzgebung, S. 27; Vogler, Dorfgemeinde und Stadtgemeinde, S. 54-58; 
Harnisch, Landgemeinde in der Herrschaftsstruktur; Press, Stadt- und Dorfgemeinde, S. 448-454; 
Schmitt, Territorialstaat und Gemeinde, S. 294 ff. 
VI. FRÜHNEUZEITLICHE POLITIKEN VON UNTEN 
669
Es fanden demnach Integrations- und Repräsentationsleistungen und eine 
Einordnung der Untertanen in das Territorium statt2794, für die auch die Land-
stände verantwortlich waren.2795 Man kann die Bindung an das lokale, alte Recht 
– auch polemisch – nicht als „einen halsstarrigen Unabhängigkeitssinn auch im 
Geringsten“ oder als „beschränkt-stolze Eigenbrödelei, die unfähig, zum Gedan-
ken der Gemeinsamkeit sich zu erheben“2796, bezeichnen. 
In dieser Arbeit ist deutlich geworden, dass die vorsichtigen landesherrlichen 
und landständischen Integrationsversuche vor 1700 und die massiveren landes-
herrlichen Integrationsversuche nach 1700 unterschiedliche Reaktionen der bäu-
erlichen Gemeinden und der unterbäuerlichen Bevölkerung hervorriefen. Die 
bäuerlichen Landtagsdeputierten wurden durch die antagonisierende Politik 
der Emder Landstände und des Landesherrn offenbar so weit in eine allgemeine 
landständische oder landesherrliche Politik integriert, dass sie solche Rechtset-
zungen wie 1620 und 1662/63 mitbeschlossen, obwohl diese nicht den Rechts-
gewohnheiten in ihren Gemeinden entsprachen, sondern eine landesweite Regel 
aufstellten, welche Bauern berechtigt waren und welche nicht. Die bäuerlichen 
Deputierten ließen es ab 1620 auch zu, dass bäuerliche Deputierte durch die 
Vollmachtenkontrolle auf Landtagen auf eine Politik der Landstände bzw. des 
Landesherrn verpflichtet wurden, die sie nicht bei ihrem alten Herrschaftsrecht 
2794 Hinrichs, Die ostfriesischen Landstände, S. 231. 
2795 Reinhard, Geschichte der Staatsgewalt, S. 222 f.: Die Landstände stellten nach Reinhard auf einem 
„mittleren Entwicklungsniveau ein ausgezeichnetes Instrument zur Mobilisierung von Ressourcen, zur 
Produktion von Konsens und Landespatriotismus“ dar. Das Ständewesen beruhte seiner Ansicht nach 
auf Partikularinteressen, und eine Einheitlichkeit konnte das Ständewesen nur kurzzeitig oder unter 
besonderen Bedingungen herstellen. Die Einflussnahme von Ständen auf das gesamte Territorium 
und damit auch ein bedeutender Anteil an Staatsbildung sei ihnen nur selten nachzuweisen. Die ost-
friesischen Landstände stellten insofern eine Ausnahme im Reich dar, denn hier wurden Anläufe zur 
Staatsbildung angesichts eigener Steuerverwaltung, eines eigenen Hofgerichts etc. gemacht, wenn sie 
auch nicht immer funktionierten. Laut Reinhard scheiterten erste Anläufe solcher Staatsbildung sonst 
in der Regel jedoch meist schnell. 
 Fuhrmann formuliert die Rolle der Württembergischen Landschaft hinsichtlich ihrer Einflussmög-
lichkeiten auf die Strukturierung des Württembergischen Territoriums zum Beispiel auch positiv: 
„Im Bereich des lediglich die inneren Belange des Landes betreffenden Ordnungswesens konnte die 
Landschaft über eine landesweite Gesetzgebung ein wachsendes politisches Aktionsfeld schaffen, auf 
dem sie den Tendenzen der Herrschaft, die Gemengelage hergebrachter Rechtskreise zu ihrem Vorteil 
auszunutzen, entgegentreten konnte.“ (Fuhrmann, Amtsbeschwerden, S. 142).
2796 Hinrichs, Die ostfriesischen Landstände, S. 231.
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und einer selbständig ausgeübten Politik beließ. Die Vertretungsrepräsentation 
der Bauern auf Landtagen konnte also nicht immer dafür sorgen, dass die Bauern 
auch wirklich eine bäuerlich-gemeindliche Politik betrieben, die auch ihre Herr-
schaft in den Siedlungen schützte. Sie mussten sich in antagonistischen Ausein-
andersetzungen zwischen Emder Landständen und Landesherrschaft der Politik 
eines der beiden beugen und wurden so in den größeren Verband des Landes als 
Untertanen, deren Vollmachten kontrolliert werden mussten, integriert. Aller-
dings konnten die Rechtsetzungen wie im Jahre 1620 und 1663, die die ständi-
sche Ordnung in den Gemeinden verletzten, nicht insoweit „implementiert“2797 
werden, dass die Gemeinden sich an die Rechtsetzungen auch weitgehend hiel-
ten. Das Wahlrecht war aufgrund von rechtsgewohnheitlichen Herrschaftsrech-
ten nur der kommunalen Besitz- und Herrschaftselite vorbehalten2798, und diese 
Elite konnte durch die Rechtsetzungen von 1620 nicht exklusiver gestaltet wer-
den. Eine komplette „Implementation“ von Rechtsetzungen wurde also nicht 
unbedingt wahrscheinlicher, wenn es Landstände und eine dortige Vertretungs-
repräsentation der Bauern gab, die laut Blickle als „früher Parlamentarismus“ zu 
bezeichnen ist.2799 
Es gab aber auch Reaktionen von bäuerlichen Gemeinden und unterbäuerlichr 
Bevölkerung auf die landesherrliche und landständische Politik, die eindeutig an-
tagonisierend waren. In den Auseinandersetzungen zwischen Bauern und landes-
herrlichen Beamten bezüglich der Wegeschau, der Ansiedlung fürstlicher Päch-
2797 Landwehr, „Normdurchsetzung“ in der Frühen Neuzeit?, S. 153.
2798 Luebke, Signatures and Political Culture, S. 508: Luebke geht davon aus, dass mit der Rechtsetzung 
von 1620 das Wahlrecht einer schmaleren Besitzelite als in anderen kommunalen Versammlungen der 
Mehrzahl der europäischen Landstände und Landschaften vorbehalten blieb. In anderen Landständen 
und Landschaften wurde versucht, alle steuerzahlenden Hausväter ohne Ansehen des Landbesitzes 
einzubeziehen. 
 Kappelhoff, Absolutistisches Regiment, S. 68: Kappelhoff spricht bezüglich Ostfrieslands von „Haus-
väterdemokratie“. Dieser Terminus zeige einerseits die Identitätsrepräsentation der Herrschaftsstände 
und weise gleichzeitig auf die gering ausgeprägte Exklusivität der Stände hin. 
2799 Press, Herrschaft, Landschaft und „Gemeiner Mann“, S. 180: Press warnt davor, die Mitwirkung der 
bäuerlichen und bürgerlichen Repräsentierten an der Staatsbildung nicht zu überschätzen. Auch hier 
muss darauf hingewiesen werden, dass die bäuerliche Mitwirkung an Gesetzen nicht zu einer einfa-
chen Akzeptanz der Gesetze und ihrer Umsetzung führten, sondern zunächst nur zu einer Akzeptanz 
des landständischen Anspruches, die Belange des Territoriums zu regeln, und zu einer Nutzung von 
Rechtsetzungen im eigenen Interesse. 
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ter, der Jurisdiktion und der finanziellen Verwaltung der Gemeinden in der ersten 
Hälfte des 18. Jahrhunderts war die Landesherrschaft nicht erfolgreich. Sie konn-
te ihren Zugriff nicht ausdehnen und Kompetenzen der bäuerlichen Gemeinden 
nicht beschneiden.2800 Besonders die Herrschaftsberechtigung der Gemeindemit-
glieder verteidigten die Bauern der untersuchten Gemeinden mit ihrer Politik vor 
Gericht. In den Dörfern spielte weiterhin symbolische Kommunikation in Form 
von gemeindlichen Ritualen für die Sicherung der gesellschaftlichen Ordnung 
eine besondere Rolle und befähigte die Eigenerben zu eigener Herrschaft. Auch 
als die Landesherrschaft versuchte, die Warfsleute Anfang des 18. Jahrhunderts 
stärker zu gerichtsherrlichen Lasten und zu Konzessionsabgaben hinzuzuziehen 
und dabei sowohl die Bauern als auch die unterbäuerliche Bevölkerung als Un-
tertanen konzipierte, über die sie entscheiden konnte und die sich nur aufrgund 
ihrer Leistungskraft bezüglich der gerichtsherrlichen Lasten unterschieden, wehr-
ten sich die Gemeinden erfolgreich. Sie nahmen so auch Partei für die unterbäu-
erlichen Warfsleute, die selbst einen Widerstand gegenüber der Landesherrschaft 
nur mit Unterstützung der Eigenerben und der Landstände ausüben konnten.2801 
Die Warfsleute konnten Autonomie und Politik nur gegenüber den Eigenerben 
ihrer Realgemeinde in der ersten Hälfte und dann vor allem in der zweiten Hälfte 
des 18. Jahrhunderts entwickeln.2802 Offenbar waren ihre finanziellen, personel-
len und politischen Ressourcen so gering, dass eine Entscheidung zu einer Politik 
gegen landesherrliche Beamte ohne Unterstützung durch Eigenerben oder Land-
stände nur begrenzt möglich war.2803
2800 Siehe Kapitel „IV.1. Konflikte zwischen Bauern und Landesherrschaft“. 
2801 Siehe Kapitel „V.1.2. Vor Gericht: Bauern und Warfsleute in Konflikten mit der Landesherrschaft“.
2802 Siehe „IV.2. Konflikte zwischen Bauern und unterbäuerlicher Schicht“.
2803 Luebke, Symbolische Konstruktionen, S. 205: Von unterschiedlichen ressourcenabhängigen Mög-
lichkeiten zur Praktizierung von Politik der Eigenerben und Warfsleute geht auch Luebke für den 
Appelle-Krieg aus. Er gibt eine Auseinandersetzung zwischen Interessent und Tagelöhner aus Pilsum 
wieder. Der Interessent Habbo Richts habe dem Tagelöhner geraten: „haut de Düvels doet, schmijt 
se daarhen, un laet se liggen“ (Haut die Teufel tot, schmeißt sie dahin und lasst sie da liegen). Der 
Tagelöhner Edde Hinrichs antwortete: „wir müßen beßer wiß, alß Ihr, sonsten haben wir die Gerichts-
diener umb der Thür“ (Luebke zitiert: StaA Rep. 4 C III b 10 (h), fol. 57-62, Des Rentmeisters zu 
Greetsyhl unterthäniger Bericht nebst angeschloßenem Extracto vom 24tn 9tn 1724 das ermasenen 
Unterrichten und Sprechen des Deich- und Syhlrichter sodan Ordinair-Deputirter landschafftlichen 
Collegio Habbo Richts in Pilsum betr.).
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In einer Extremsituation wie dem Appelle-Krieg waren sowohl die Warfsleute 
als auch die Eigenerben nicht mehr in der Lage, sich dem Einfluss von Landstän-
den und Landesherrschaft zu entziehen. Sowohl Landstände als auch Landesherr 
ließen Unterschriftenaktionen in der ländlichen Gesellschaft durchführen, mit 
denen sie nicht nur die traditionelle, aus den Bauern bestehende Gemeinde zum 
politischen Subjekt machten, sondern auch die unterbäuerliche Bevölkerung. 
Die Eigenerben unterstützten dabei in der Regel die landständische Politik gegen 
die Landesherrschaft durch ihre Unterschriften, während die unterbäuerlichen 
Warfsleute gegen die Hausväter die Petitionen der Landesherrschaft unterschrie-
ben.2804 Mit dieser politischen Inanspruchnahme höhlten sowohl die Landstände 
als auch die Landesherrschaft laut Luebke das traditionelle System der korpora-
tiven Partizipation in Gemeinden und Landständen aus. So würde das einzelne 
Subjekt als politischer Faktor angesprochen und weniger die traditionelle bäuer-
liche Gemeinde.2805 Ende des 18. Jahrhunderts war diese Einbeziehung der un-
terbäuerlichen Bevölkerung schon so weit fortgeschritten, dass diese nach ihren 
Rechtsgewohnheiten und ihren Rechtsetzungen für die Erstellung eines Provin-
zialgesetzbuches gefragt wurde.2806 
Die schwächer werdende Integrationsleistung der traditionellen bäuerlichen 
Gemeinden lässt sich auch durch die ansteigenden Konflikte zwischen Bauern 
und unterbäuerlicher Bevölkerung ausmachen. Die unterbäuerliche Bevölkerung 
entwickelte in vielen ostfriesischen Siedlungen insbesondere im 18. Jahrhundert 
eine Politik gegenüber den Eigenerben. Diese unterbäuerliche Politik war anta-
gonistisch gegen die bäuerliche Gemeinden gerichtet und nutzte intensiv eine 
kommunalistische Rhetorik. Folgen dieser Politik waren erstens eine stärkere 
Inanspruchnahme von landständischen und landesherrlichen Gerichten unab-
hängig vom gemeindlichen Gericht, das vor allem in der zweiten Hälfte des 18. 
Jahrhunderts nicht mehr in der Lage war, diese Konflikte zu lösen. Konfliktlö-
sungs- und Sanktionskompetenzen verringerten sich, die Integrationsleistung der 
Gemeinden war nicht mehr so stark und die preußische Landesherrschaft musste 
2804 Luebke, Symbolische Konstruktionen, S. 203-210. 
2805  Ebd., S. 196 ff.; Luebke, Signatures and Political Culture, S. 497-530.
2806  Siehe Kapitel „II.5.1. Willküren und gemeindliche Berichte“. 
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mit ihren Gerichten einspringen. Zweitens hatte die unterbäuerliche Politik eine 
Bildung unterbäuerlicher Gemeinden in etwa einem Viertel der Siedlungen auf 
der Geest und einem Fünftel der Siedlungen auf der Marsch sowie drittens eine 
stärkere Beteiligung der Warfsleute an den Rechten in der bäuerlichen Gemeinde 
auf der Geest zur Folge. Dort waren die Bauern nicht in der Lage, sich gegen die 
Forderungen der unterbäuerlichen Bevölkerung zu wehren. Offenbar war man 
auf der Geest eher auf die Abgaben der unterbäuerlichen Warfsleute, die sich 
gerade auf der Geest auch eher ansiedelten, angewiesen, während die Bauern auf 
der Marsch dank ihrer lukrativen Viehwirtschaft ihre Höfe vergrößern konnten 
und somit eine massivere Ansiedlung von unterbäuerlicher Bevölkerung verhin-
derten sowie diese, wenn vorhanden, auch nicht aufgrund finanzieller Bedenken 
an bäuerlichen Rechten beteiligen mussten. Obwohl die unterbäuerliche Bevöl-
kerung auf der Geest an bäuerlichen Rechten beteiligt wurde, konnte eine unter-
bäuerliche Gemeinde vorhanden sein.2807 Es gab also in vielen Gemeinden nicht 
nur einen bäuerlichen Stand, der sich von den anderen Einwohnern abgrenzte, 
sondern auch einen unterbäuerlichen Stand mit eigener Gemeinde. Somit wa-
ren in den Siedlungen in der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts zwei legitime 
politische Akteure vorhanden, die auch von der Landesherrschaft über ihre Ge-
wohnheiten und Statuten für ein Provinzialgesetzbuch getrennt befragt wurden 
und somit anerkannt wurden. Die Kohäsionskraft der bäuerlichen Realgemeinde 
wurde demnach von innen, aus der ländlichen Gesellschaft heraus, im Laufe des 
18. Jahrhunderts geschwächt.
Aufgrund dieses „polyphonen Zusammenspiels“ entwickelten sich die vormo-
dernen Herrschaftsverbände der bäuerlichen Gemeinden seit Ende des 16. Jahr-
hunderts zu einer fragmentierten ländlichen Gesellschaft im 18. Jahrhundert, in 
der bäuerliche Gemeinden aufgrund von anwachsenden Konflikten nicht mehr 
in der Lage waren, alle Probleme selbst zu lösen, sondern Kompetenzen an die 
Landesherrschaft und die Landstände abgeben mussten. Treibende Kräfte für 
eine Veränderung des „Zusammenspiels“ waren das Auftauchen und die Poli-
tik der unterbäuerlichen Bevölkerung und eine sich von den Rechtsgewohnhei-
2807 Siehe Kapitel „IV.3.2. Begrenzte Beteiligung der unterbäuerlichen Bevölkerung an der bäuerlichen 
Gemeinde“. 
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ten lösende Politik der Landesherrschaft. Der Einfluss der landesherrlichen und 
landständischen Gerichte auf die ländliche Bevölkerung wuchs so in der ersten 
Hälfte und vor allem in der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts stark an.2808 Als 
Preußen Ostfriesland 1744 übernahm, änderte sich die Situation. Die preußische 
Herrschaft entmachtete die Landstände2809 und begann mit einer landespolicey-
lichen Gesetzgebung unter dem Ressort der Kriegs- und Domänenkammer, die 
den Anspruch erhob, für alle Untertanen verbindliche Regelungen zu setzen.2810 
Sämtliche Mediatgewalten sollten „allmählich unter Verwendung eines im Sou-
veränitätsdenken begründeten Herrschaftsanspruches in das Territorialstaatsge-
füge unmittelbar“2811 einbezogen werden. Mit Schaffung solcher Behörden un-
ter preußischer Herrschaft ab 1744 und der damit einhergehenden verstärkten 
steuernden Normsetzung kam es im Gegensatz zur Politik im hier betrachteten 
Zeitraum zu einem „rechtsfreien“ politischen Handeln, wenn den alten Gerich-
ten Kompetenzen entzogen wurden und Behörden eines neuen Typus wie die 
Kriegs- und Domänenkammer Rechtsetzungen vornahmen und über die Einhal-
tung dieser Normen entscheiden sollten.2812 
Mit der Konzeption von Antagonismen nach Laclau und Mouffe, die nicht auf 
grundsätzlichen Prinzipien der Herrschenden und Beherrschten beruhten, wird 
der Blick auch auf die Gemeinsamkeiten unter den antagonistischen Gruppen 
frei gegeben: Die ostfriesischen Landstände praktizierten in den Auseinander-
setzungen 1618-1620, 1660-1663 und seit den 1720er Jahren gegenüber der 
Bevölkerung eine ganz ähnliche Politik wie der Landesherr: Es wurde versucht, 
2808 Durch die Analyse von Antagonismen und unterschiedlichen Politiken und des Entstehen neuer Ant-
agonismen etwa zwischen unterbäuerlichen Gruppen und bäuerlicher Gemeinde in der vormodernen 
Gesellschaft zeigte sich auch, dass Laclaus und Mouffes modernisierungstheoretisches Schema, das 
von einer holistischen vormodernen Gesellschaft als Negativfolie für die von Antagonismen durchzo-
gene Moderne ausgeht, zu einfach ist (Laclau, Identity and Hegemony, S. 57 f.).
2809 Schmidt, Geschichte Ostfrieslands, S. 362 ff.; Hinrichs, Die ostfriesischen Landstände, S. 139-264.
2810 Hinrichs, Die ostfriesischen Landstände, S. 145. Für Brandenburg-Preußen: Hahn, „Absolutistische“ 
Polizeigesetzgebung, S. 13.
2811 Ebd., S. 13. 
2812 Eimers, Das Ständewesen, S. 415-423; Hinrichs, Die ostfriesischen Landstände, S. 145 ff.
 Zur Definition von frühneuzeitlicher Politik als Verwirklichung theoretischer Ordnungskonzep-
te durch Organisation des Herrschaftsapparates und einer entsprechenden Gesetzgebung und zum 
„rechtsfreien“ Handeln: Simon, Recht und Ordnung in der frühen Neuzeit, S. 390 f.´:
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die Bevölkerung in die eigene Parteiung einzubeziehen und die soziale Differenz 
in der ländlichen Gesellschaft landesweit zu strukturieren, um die Landtagsteil-
nahme und die Teilnahme an der Pfarrerwahl kontrollieren zu können. So woll-
ten sowohl Landesherrschaft als auch Landstände die ländliche Bevölkerung zu 
Untertanen und damit zu Objekten der landesherrlichen bzw. landständischen 
Rechtsetzung machen. Auch die bäuerliche Gemeinde war nicht grundsätzlich 
von anderen Prinzipien bestimmt als der von Blickle als Gegenpol entworfene 
Adel und die Landesherrschaft. Die bäuerliche Gemeinde war hierarchisch ge-
gliedert und die an der Realgemeinde voll entscheidungsberechtigt beteiligten 
Bauern übten sogar Herrschaft durch Rechtsetzung, Rechtsprechung und Exe-
kution durch gemeindliche Amtsträger aus. Diese Herrschaft ging so weit, dass 
die unterbäuerlichen Gruppen und Gemeinden mit den gleichen kommunalis-
tischen Mitteln gegen die bäuerlichen Gemeinden arbeiteten wie die von Blickle 
untersuchten bäuerlichen Gemeinden gegen den Adel oder die Landesherrschaft. 
Die soziale Differenz zwischen Bauern und unterbäuerlicher Bevölkerung wur-
de durch die vier Politiken unterschiedlich gefasst. Landesherrschaft und Land-
stände konzipierten die Differenz eher auf ökonomischer Basis. Für sie zählte die 
Anzahl der Grasen, um Differenz für alle Gemeinden im Land zählbar und vor 
allem kontrollierbar zu machen und nicht auf jede rechtsgewohnheitliche Aus-
nahme eingehen zu müssen. Sie konzipierten mit der Einführung der Vollmach-
tenkontrolle und einer Vorgabe für die Teilnahme an den Pfarrerwahlen im 17. 
Jahrhundert Eigenerben und unterbäuerliche Bevölkerung als rechtlich gleiche 
Untertanen, über die man Recht setzen konnte und die diesen Vorgaben über die 
Wahlrechte auch nachkommen sollten. Von Seiten der Landesherrschaft wurde 
diese Politik in der ersten Hälfte des 18. Jahrhunderts deutlicher praktiziert: In den 
Auseinandersetzungen um gerichtsherrliche Lasten und Konzessionsabgaben wie 
auch um die Ansiedlung fürstlicher Pächter, die Jurisdiktion über die Gemeinde, 
die Wegehaltung und die Finanzkontrolle der Gemeinden setzte die Landesherr-
schaft alles daran, die althergebrachte Herrschaft und fürsorgliche Identitätsreprä-
sentation der Gemeinde für alle Einwohner auszuschalten. Eine Unterscheidung 
zwischen Bauern und unterbäuerliche Bevölkerung sollte vor allem aufgrund ih-
rer wirtschaftlichen Kapazitäten, aber nicht auf der Basis der bäuerlichen bzw. 
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gemeindlichen Herrschaftsrechte stattfinden. Die Bauern übernahmen solch eine 
Konzeption nicht – sie blieben bei einer rechtsgewohnheitlichen Berechtigung 
für die Landtagsdeputiertenwahlen als auch für die Pfarrerwahlen, die ihre Herr-
schaft zeigte und die in politischen Auseinandersetzungen zum Beispiel um die 
Pfarrerwahl nach 1663 auch dehnbar und strategisch einsetzbar war und nicht 
genau festgelegt wie die wirtschaftliche Differenzierung. Sowohl gegenüber der 
Landesherrschaft als auch gegenüber der unterbäuerlichen Bevölkerung pochten 
sie im gesamten untersuchten Zeitraum auf ihre gemeindlichen Herrschaftsrech-
te über die unterbäuerliche Bevölkerung. Die Konflikte zwischen Bauern und 
unterbäuerlicher Bevölkerung haben gezeigt, dass sich auch die unterbäuerliche 
Bevölkerung nicht als nur ökonomisch differenziert von den Bauern und ihrer 
Gemeinde verstand. Um ihre Interessen gegen die Bauern durchzusetzen und 
trotzdem noch auf die Unterstützung der Eigenerben gegen die Landesherrschaft 
wie in den Konflikten um die gerichtsherrlichen Lasten und die Konzessionsab-
gaben rechnen zu können, entwickelten sie einen kommunalistischen Code und 
zum Teil gemeindliche Institutionen. Sie verstanden sich nicht als ökonomisch 
definierte Klasse, sondern als untergeordnete weitere Gemeinde. Die herrschaft-
liche Berechtigung blieb im Ostfriesland der Frühen Neuzeit weiterhin schich-
tenbildend2813, und eine Vermischung der herrschaftlichen und der nach ökono-
mischen Kriterien zustande kommenden Schichtenbildung fand nicht statt: Der 
Landesherr und die Landstände konnten ihre auf einer ökonomischen Grundla-
ge vergebenen Wahlrechte nicht implementieren. Die wirkmächtigste Form der 
Herstellung von sozialer Differenz in der ländlichen Gesellschaft blieben somit 
das Rechnungslegungsritual und alle anderen Gemeindeversammlungen, mit de-
nen die Unterschiede zwischen Bauern und unterbäuerlicher Bevölkerung her- 
und dargestellt wurden. Durch das Entstehen einer weiteren, einer unterbäu-
erlichen Gemeinde, wurde diese Differenzierung auf Basis von herrschaftlichen 
Kriterien noch einmal gestärkt.
2813 Hinrichs, Aus der Diskussion zum Referat Michael Mitterauer, S. 47 f.: Wie in der Einleitung erwähnt, 
schwächt sich nach Hinrichs tendenziell die herrschaftliche Berechtigung als schichtenbildend in der 
Frühen Neuzeit und besonders im 18. Jahrhundert ab und eine Vermischung der herrschaftlichen und 
einkommensabhängigen Schichtenbildung findet statt, ohne dass das mittelalterliche Rechtssystem 
und die entsprechende Begrifflichkeit schon verschwunden wären.
VI. FRÜHNEUZEITLICHE POLITIKEN VON UNTEN 
677
2.  Kommunalismus – weiter gedacht  
als frühneuzeitliche Politik 
Die ländlichen Gemeinden Ostfriesland lassen sich als kommunalistische Ge-
meinden beschreiben, in der sich alle von Peter Blickle genannten kommuna-
listischen Merkmale finden lassen: Die Bauern hielten eine meist jährlich statt-
findende Gemeindeversammlung zur Rechnungslegung ab. Die bäuerlichen 
Gemeinden hatten eigene weitgehende Rechtsetzungs-,  Rechtsprechungs- und 
Verwaltungskompetenzen, wählten eigene gemeindliche Amtsträger und sogar 
ihren eigenen Pastor. Sie waren auf Landtagen mit ihren Deputierten vertre-
ten, regelten die Belange der Siedlung quasi-autonom und machten der Lan-
desherrschaft in ihrem Anspruch, die Angelegenheiten der gesamten ländlichen 
Bevölkerung zu regeln, regelmäßig auf ihrem Herrschaftsgebiet Konkurrenz. Sie 
betrieben eine gemeindliche Politik, die sie – zum Teil – auch auf Landtagen 
vertraten. Auch die von Blickle genannten Normen der kommunalistischen Ge-
meinde teilten die ostfriesischen Gemeinden, indem sie in ihren Willküren und 
in Konflikten behaupteten, das „alte Recht“, das „Gemeinwohl“ und die „Haus-
notdurft“ zu sichern. Blickles Kommunalismus-Modell konnte hier also dazu 
dienen, die Institutionen der Bauern, ihre Normen und Werte und ihren Einfluss 
auf ihre Siedlung wie auch in der Auseinandersetzung mit der landesherrlichen 
Herrschaft zu beschreiben. So lassen sich auch kommunalistische Gemeinden, 
wie diejenigen Ostfrieslands, von anderen bäuerlichen Gemeinden abgrenzen, 
die die genannten Institutionen nicht besaßen und weder großen Einfluss auf die 
ländliche Gesellschaft besaßen noch sich in Auseinandersetzung mit landesherr-
lichen Beamten durchsetzen konnten. 
Blickles Modell vernachlässigt jedoch auch Aspekte des gemeindlichen Lebens 
und der Politik von Verbänden, die sich hier als zentral darstellten. Diese Aspekte 
sollen in einer Erweiterung von Blickles Kommunalismus-Modell berücksichtigt 
werden, damit dieses Modell den Einfluss der Politik von unten und der Instituti-
onen von unten auf eine sich verändernde Welt der Frühen Neuzeit zeigen kann. 
Die Bauern vertraten die unterbäuerliche Bevölkerung ihrer Siedlung mittels 
einer speziellen Form der Repräsentation, der Identitätsrepräsentation. Demnach 
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waren die unterbäuerlichen Schichten sowohl durch den gemeindlichen Amts-
träger als auch einen Landtagsdeputierten der Gemeinde repräsentiert, aber auf 
eine spezifisch vormoderne Weise, die kein Mitspracherecht einschloss, sondern 
die Beschlüsse des Repräsentanten der unterbäuerlichen Bevölkerung zurechnete. 
Wenn auch diese Identitätsrepräsentation – sowohl in der Gemeinde als auch auf 
Landtagen – eine fürsorgliche Vertretung war bzw. sein sollte, kann man dennoch 
nicht mit Blickle davon sprechen, dass  „kommunale Repräsentation“2814 von 
Bürgern und Bauern die „Ständeversammlungen zu Repräsentativkörperschaf-
ten“ haben werden lassen, und 95 Prozent der Bevölkerung so vertreten worden 
seien.2815 Die Art der Repräsentation für die unterbäuerliche Bevölkerung war 
eben keine Repräsentation im modernen Sinne, also keine Vertretungsrepräsen-
tation. Durch eine Vertretungsrepräsentation, also mit Hilfe einer Wahl, defi-
nierten die unterbäuerlichen Gruppen Vertreter aus ihren eigenen Reihen, die sie 
gegenüber der bäuerlichen Gemeinde vertraten und an der Gemeindeversamm-
lung teilnahmen. 
Mittels dieser Identitätsrepräsentation wurde von den gemeindlichen bäuerli-
chen Vertretern in der Auseinandersetzung mit der Landesherrschaft eine Politik 
praktiziert, welche alle Gemeindeeinwohner als geschlossene Gruppe konzipierte, 
die vermeintlich alle zusammen zu einer Entscheidung gekommen waren und für 
die nun der gemeindliche Vertreter sprach und handelte. Der Eindruck einer dem 
Hierarchischen, dem Adeligen entgegengesetzten  Organisationsform entsteht 
also durch die kommunalistische Politik der Gemeindevertreter  gegen eine exter-
ne Herrschaft. Schaut man sich aber, wie hier geschehen, auch die Auseinander-
setzungen zwischen Bauern und unterbäuerlicher Bevölkerung an, erkennt man, 
dass die unterbäuerlichen Gruppen eine Politik mit kommunalistischer Rhetorik 
gegen den vermeintlichen Eigennutz der gemeindlichen Herrscher betrieben und 
sich selbst wiederum als geschlossene Einheit konzipierten. Ein weiteres Merkmal 
kommunalistischer Gemeinden, ob bäuerlich oder unterbäuerlich, ist damit mei-
nes Erachtens, dass Gemeinden nach außen eine Politik betrieben, die intensiv 
2814 Blickle, Kommunalismus, Parlamentarismus, S. 538.
2815 Ebd., S. 540.
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zeigte, dass die Gemeindeeinwohner sich untereinander einig waren und dass sie 
alle zusammen entschieden hatten. Wenn sie dies nicht taten, bestand die Gefahr, 
dass die jeweilige Herrschaft versuchte, die Einheit zu spalten. 
Das Kommunalismuskonzept Blickles macht auf die einzelnen institutionali-
sierten Praktiken der bäuerlichen Gemeinden wie Gemeindeversammlung, Ge-
richt, Verwaltung, Pfarrerwahl und Landtagsvertretung aufmerksam. Die enge 
Verquickung all dieser Funktionen der Gemeinde in Versammlungen, die das 
spezifisch Vormoderne der Institution ausmacht, kann jedoch mit solch einer 
modern anmutenden Trennung dieser Prozesse nicht deutlich genug gemacht 
werden.2816 Mit dem bisherigen Kommunalismusmodell, das an Gemeinden Fra-
gen nach Ämtern, Schriftlichkeit und Verwaltung stellt, übersieht man tenden-
ziell die rituelle Konstitution der Gemeinde und eben die enge Verzahnung der 
Prozesse Rechtsetzung, Rechtsprechung und Vertretung, wie sie hier gezeigt wer-
den konnte. Die Ordnung der Gemeinden beruhte zum Großteil auf Rechtsge-
wohnheiten und Anwesenheit, um gesellschaftliche Ordnung zu zeigen und auch 
die willkürlichen Satzungen zu legitimieren. Diese Praktiken wurden symbolisch 
gestützt.2817 
Die Widerstandsforschung und mit ihr Blickle fokussiert sich explizit zwar 
nicht mehr auf den Staat als wichtigsten politischen Akteur, sondern wendet sich 
auch den Bauern und anderen „beherrschten“ Gruppen zu, allerdings definiert 
sie keine besondere vormoderne Art und Weise des Politikmachens. Für alle drei 
hier untersuchten Gruppen war es zentral, ihre Ordnung laufend in Versamm-
lungen zu aktualisieren und auch herzustellen. Die bäuerliche Gemeinde zeigte 
und generierte ihre soziale Ordnung und ihre Normen und Werte zumindest 
einmal jährlich im Rechnungslegungsritual. Für die Landstände, sowohl für die 
Landstände unter Emdens Führung als auch für die dem Landesherrn gehorsa-
men Landstände, war der Landtag die Versammlung, in der ihre Ordnung gezeigt 
werden sollte und auf die die bäuerlichen Landtagsdeputierten durch eine Voll-
2816 Auch Hauptmeyer beklagt das Interesse Blickles für Verwaltung, Ämter und Schirftlichkeit. Er be-
hauptet, dass man mit Blickles Konzeption Gemeinde als „Miniaturstaat“ betrachte: Hauptmeyer, 
Landgemeinde in Norddeutschland, S. 364.
2817 Stollberg-Rilinger, Symbolische Kommunikation in der Vormoderne, S. 514.
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machtenkontrolle verpflichtet werden sollten. Die unterbäuerliche Bevölkerung 
kopierte in manchen Siedlungen die Institutionen der bäuerlichen Gemeinde 
und hielt auch eine Rechnungslegungsversammlung ab, auf der auch ihr unter-
bäuerlicher Amtsträger gewählt wurde. Damit wurde in jeder dieser Gruppen 
die Versammlung zum Knotenpunkt im Sinne Laclaus und Mouffes, d.h. zur 
formierenden Bezeichnung der vorhandenen und der angestrebten politischen 
Ordnung. Versammlungen repräsentierten für diese Gruppen Ordnung und 
stellten sie her. Die politische Kultur der untersuchten Gruppen war sich dem-
nach ähnlich: Alle waren auf die Darstellung ihrer Politik nicht primär durch 
Sprache, sondern durch Versammlungen angewiesen. Diese Art der politischen 
Bedeutungszuschreibung erscheint aus heutiger Sicht fremd. Dies zeigt sich wie-
derum auch in Laclaus und Mouffes Entwurf von Politik, der stark auf sprach-
liche Bedeutungszuweisungen fokussiert ist und meines Erachtens die moderne 
und postmoderne Zentrierung der politischen Kultur auf die Sprache reflektiert. 
Politische Aktionen sind insofern in der Vormoderne anders, da sie auf Versamm-
lungen beruhen. Damit sind sie für heutige Zeitgenossen nur schwer zu „lesen“, 
als sie – wie Judith Butler auch für die heutige zweite und dritte Welt vermutet2818 
– auf fremdem, ungewöhnlichem Wege artikuliert wurden und insofern erst in 
die Moderne übersetzt werden müssen. 
Eine weitere Besonderheit dieser Versammlungen als Knotenpunkte war, dass 
mit ihnen nicht nur das bezeichnet wurde, was man sich als soziale Ordnung für 
die Zukunft wünschte, sondern auch das, was die althergebrachte, institutiona-
lisierte Ordnung, die Institutionen Realgemeinde, Landtag und die unterbäu-
erliche Gemeinde bestätigen und laufend demonstrativ aktualisieren musste: In 
diesen Versammlungen wurden die althergebrachten Rechte, Pflichten und der 
Besitz der Personen dargestellt. Der rechtsgewohnheitliche, alle Lebensbereiche 
umfassende Stand der Personen musste dort aufgeführt und bestätigt werden. In 
den institutionalisierten Versammlungen wurde so eher Partizipationsberechti-
gung der ständischen Herrschaftsberechtigten gezeigt als eine nach eigenen auto-
nomen Kriterien geregelte Entscheidungsfindung durchgeführt, deren Ergebnis 
2818 Butler, Competing Universalities, S. 173; Butler, Restaging the Universal, S. 34 ff.
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auch Akteure verpflichtet hätte, die nicht hundertprozentig von der Entschei-
dung überzeugt waren.2819 Eine auf der Basis einer solchen Versammlung be-
schlossene Politik konnte sich nur in Ansätzen von einer ständischen Ordnung 
lösen, sie ignorieren oder sogar verändern, denn es war klar, dass man die alther-
gebrachte Praxis der Institutionen Realgemeinde, der unterbäuerlichen Gemein-
de, des Landtages sowie auch die ständische Position der Handelnden wiederum 
präsentieren musste. Auch aus diesem Grund orientierten sich die Beschlüsse der 
Landstände und des Landesherrn 1620 bezüglich der Wahlrechte der bäuerlichen 
Landtagsdeputierten am Herkommen. Ebenfalls aus diesem Grund konnten die 
Gemeinden mit den Veränderungen in ihrer Siedlung durch das Auftauchen ei-
ner weiteren Siedlungsschicht nur unzureichend umgehen: Die unterbäuerliche 
Bevölkerung konnte nicht weitergehend in die Gruppe der Entscheidungsträger 
aufgenommen werden, da man sonst die Rechte und Pflichten der alten Ge-
meindemitglieder in der Versammlung nicht mehr adäquat präsentieren konnte. 
Die Handlungsfähigkeit war durch den notwendigen Abgleich der Entscheidun-
gen mit den Werten und Normen aller in der Versammlung anwesenden Stän-
de gebremst. Nur mit der Neukonstitution einer solchen rituellen Versammlung 
durch die unterbäuerliche Bevölkerung ließ sich tatsächlich eine neue politische 
Institution und eine neue Politik schaffen. Aber auch dieser neue politische Ak-
teur, der sich als politische Kraft institutionalisierte, war darauf angewiesen, die 
althergebrachte bäuerliche Ordnung wenigstens zu kopieren, um eine Legitima-
tion für die eigenen Forderungen zu erreichen. Mimesis ermöglichte Widerstand. 
Die Betrachtung der Konflikte zwischen bäuerlichen Eigenerben und unter-
bäuerlichen Warfsleuten in Ostfriesland zeigt zudem, dass in etwa einem Viertel 
der Siedlungen auf der Geest und einem knappen Fünftel der Siedlungen auf der 
Marsch unterbäuerliche Gemeinden neben den bäuerlichen Gemeinden entstan-
den. Dieser Prozess kann als Kommunalisierung der frühneuzeitlichen Gesell-
schaft beschrieben werden. Kommunalistische Institutionen, Politiken und Ar-
2819 Stollberg-Rilinger äußert sich folgendermaßen zu vormodernen Gremien wie Gemeinden, Landtagen 
etc.: „In vielen ständischen Partizipations- oder Wahlgremien etwa lag das Interesse der Beteiligten gar 
nicht oder nicht in erster Linie darin, den Ausgang einer Entscheidung tatsächlich zu beeinflussen – 
der Verfahrensgang war vielmehr oft kaum noch offen –, sondern vielmehr darin, ihre Partizipations-
berechtigung als solche zu dokumentieren.“ (Stollberg-Rilinger, Einleitung, S. 20). 
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gumentationsweisen blieben nicht auf eine bäuerliche und bürgerliche Gemeinde 
beschränkt, sondern waren ein willkommenes Mittel für weitere Arten von Ver-
bänden, um effektiv ihre Rechtsgewohnheiten zu bewahren und sich gegen jeg-
liche Art von Herrschaft zu wehren.2820 Damit ist Kommunalismus nicht mehr 
nur eine Beschreibung von Struktur und Normen von Gemeinden. Vielmehr 
stellt Kommunalismus eine Form des Politikmachens dar, die nicht an bestimmte 
Arbeitsorganisationen, Gruppen und Grundprinzipien gebunden war, sondern 
als Form denen zur Verfügung stand, die sich in einem Antagonismus zu ei-
ner wie auch immer gearteten Herrschaft befanden, ähnliche Argumente, Werte 
und Normen äußerten und ähnliche institutionelle Formen aufwiesen, wenn ihre 
Gruppe sich denn institutionalisierte. Zu diesen institutionellen Formen gehören 
Repräsentation, Rechtsetzung und Rechtsprechung wie auch Exekution sowie 
eine Bezeichnung der eigenen Ordnung in einer Versammlung. Kommunalismus 
lässt sich so in vielfältigeren Zusammenhängen auffinden und könnte als spezi-
fisch vormoderne Form des Politikmachens noch mehr Beachtung finden, wenn 
man über die Beteiligung von „beherrschten“ Gruppen an den grundlegenden 
Veränderungsprozessen der Frühen Neuzeit nachdenkt.
Das Kommunalismuskonzept sollte um diese hier herausgearbeiteten Merk-
male erweitert werden: 1) Antagonismen bzw. Dichothomien wurden von kom-
munalistischen Gemeinden oder Landständen und anderen Verbänden selbst 
aktualisiert und stellen kein statisches dualistisches Verhältnis dar, das auf un-
terschiedlichen Prinzipien beruht. Ein Nachvollziehen der Bildung von Anta-
gonismen kann eine der wichtigsten politischen Strategien solcher Verbände he-
rausarbeiten: die Fiktion von Einheit. Neben den von Peter Blickle genannten 
Argumentationsstrategien mit bestimmten Normen sollte diese Einheitsfiktion 
im Konflikt als konstitutiv für kommunalistische Verbände angenommen wer-
den, denn auf ihr beruhte meines Erachtens auch eine Institutionalisierung be-
stimmter Gruppen als kommunalistische Verbände, wie die Analyse der unter-
2820 Friedeburg, Die ländliche Gesellschaft um 1500, S. 36; Hauptmeyer, Landgemeinde in Nord-
deutschland, S. 365: Auch Friedeburg und Hauptmeyer beklagen, dass der Kommunalismus nur von 
der einen Landgemeinde ausgeht und dass dabei aber andere Korporationen übersehen werden. 
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bäuerlichen Gemeindebildung zeigte. Die Fiktion konnte Realität werden und 
war keine rein rhetorische Figur. 
2) Rechtsetzung, Rechtsprechung und Wahl lassen sich auch dann als kommu-
nalistische institutionalisierte Praktiken beschreiben, wenn sie nicht als ausdiffe-
renzierte Verfahren erschienen. Diese Praktiken mussten nicht unbedingt schrift-
lich legitimiert oder aufgezeichnet sein. Die Rechtsprechung konnte auch durch 
Praktiken wie Beschickungen oder das hier beschriebene Rumpen ergänzt oder 
ersetzt sein, wenn diese als eine Rechtsprechung des Verbandes und nicht als ein 
privates Konfliktlösungsinstrument genutzt wurden. Eine eigene Vertretung des 
Verbandes sollte vorhanden sein, um ihn als einen kommunalistischen Verband 
definieren zu können. Es ist nur meines Erachtens nicht essentiell, dass diese 
Amtsträger ihre Gruppe in einer parlamentarisch anmutenden Vertretungsreprä-
sentation repräsentierten, denn die Vertretungsrepräsentation war kein genuin 
kommunalistisches oder gemeindliches Merkmal. Vormoderne kommunalisti-
sche Verbände vertraten auch Menschen durch Identitätsrepräsentationen. 
3) Ein kommunalistischer Verband war nicht „das Andere“ des hierarchischen 
adeligen Prinzips, sondern teilte gewisse Merkmale mit den herrschaftlichen Ins-
titutionen und deren Politik: Auch er wurde durch symbolische Kommunikation 
legitimiert und konnte Herrschaft ausüben. 
4) Kommunalistische Merkmale und Argumentationen traten nicht immer 
idealtypisch in einem Gesamtpaket und nur für bäuerliche (oder bürgerliche) 
Gemeinden auf. Vielmehr handelte es sich um eine politische Form, die viel-
fach von denjenigen Verbänden genutzt wurde, die einen Antagonismus gegen 
eine Herrschaft kreierten und die sich in den Praktiken der Einheitsbildung, Re-
präsentation, Rechtsetzung, Rechtsprechung und Exekution institutionalisieren 
konnten.
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VIII. ANHANG
1.  Statuten und Berichte über  
Rechtsgewohnheiten von Warfsleuten  
aus dem Jahre 1792
Im Zuge der Sammlungen von Statuten, Willküren und Gewohnheitsrechten für 
die Erstellung eines Provinzialgesetzbuches wurden auch Warfsleute aufgefordert, 
sich über ihre Gewohnheiten oder Statuten zu äußern2821, was diese vor allem 
dann bereitwillig taten, wenn sie Willküren oder vermeintliche Rechtsgewohn-
heiten der Bauern kritisierten. Für das Amt Aurich sind dadurch zahlreiche Er-
klärungen über Rechtsgewohnheiten von Warfsleuten überliefert, von denen die 
Berichte aus Strackholt, Riepe und Westerende als Beispiele hier wiedergegeben 
werden. Für das Amt Emden ist ein „Aufsatz“ aus Larrelt hier abgedruckt.2822
Amt Aurich 
Beispiel Strackholt: 
Aus der Gemeinde Strackholt sind drei Erklärungen von Warfsleuten überliefert. 
Zunächst protestierten die „alten Warfsleute“ mit einer Erklärung gegen die von 
den ganzen und halben Heerden eingereichten „Observanzen“ wegen der Mist- 
und Brandmaterialgewinnung (Plaggenhauen) und der Weidegerechtigkeit2823 
und erweiterten ihre Erklärung am 9. November 1792. 
2821 StaA Rep. 5 421 Sammlung geltender Rechte und Gewohnheiten (ältere Schriftstücke und Abschrif-
ten älterer Schriftstücke), Amt Emden 1780, 1792-1793, fol. 8: Vorgefordert wurden zwei Eigentü-
mer, zwei Warfsbesitzer und die Schüttemeister, Bauer- und Pohlrichter.
2822 Näheres zur Einrodnung dieser Aufsätze siehe Kapitel „IV.3. Langfristige Folgen der Politiken“.
2823 StaA Rep. 5 416 Sammlung geltender Rechte und Gewohnheiten (ältere Schriftstücke und Abschrif-
ten älterer Schriftstücke), Amt Aurich, Bd. 1, 1780, 1792, 1796-1804, fol. 110´. Die abgegebenen 
Observanzen der ganzen und halben Herde befinden sich in: StaA Rep. 5 417 Sammlung geltender 
Rechte und Gewohnheiten (ältere Schriftstücke und Abschriften älterer Schriftstücke), Amt Aurich, 
Bd. 2, 1780, 1792, 1796-1804, fol. 31-31´.
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„Wir untergeschrieben bekennen und attestiren nemlig Sweer Hinrichs 
Tamme Focken Hille Wults und Harm Harbert das wir und noch mehr 
Alte Warffs Leute in Strackholt von alters gantz lange Jahren her Pferde 
vor Weyde gelt so viell als die bauren bezahlen für die übrige Pferde auf 
die Weyde haben gehabt. Also haben wie alte Warffs Leute ungehindert 
Vorweyde gelt  so woll als der Bauen unser Pferde auf die Weyde gehat 
dis können wir mit Eide bestärcken wen es die Noth erfordert. Strackholt 
den 23. october 1792.“  
Vier Unterschriften der oben genannten schließen diesen Bericht ab.2824 Die 
alten Warfsleute äußerten sich nochmals am 9. November 1792:
„praes. d. 9. Novbe. 1792 von den Warfsleuten zu Strakholt. Colting
Wohlgebohrener Hochgeehrter Herr Ober Amtman Hochgeneigter 
Gönner 
Ew. Wolgeb. erhalten in ansehung der hiesigen gewohnheits rechten 
und observantzen von uns undengeschriebenen Alten Warffs leute Nah-
mes aller übrigen Warffs Leute folgende puncten /: 
1.) alle alt Warffe habe Zeit undencklich Jahren auf die KuheWeide 
2 Kuh 2 Stück Jungvieh, ein halbe gantz. nebst ein alter Mutter schwein 
mit biggen und auf die ochsen Weyde 2 Ochsen und 2 Stück jungvieh 
frey und unentgeltlich als ein vierten teill eins vollen Herdes aufschlagen 
können, und diejenigen unter ihnen, welche Pferde halten können und 
müssen, haben zu aller Zeiten für ordentliches Weyde gelt. Jede 2 Pferde 
aufschlagen mögen. Welches erfoderlichen falls bewiesen werden kann. 
Wollen sich nun die interessenten sonderlich des Pferde aufschlags wegen 
auf des alten Kirchen protocolli beruffen, worauff sie d. 24. Oct. Jüngst 
eine Copey übergeben, so ist das protocoll nach unsern düncken mehr 
für als wieder uns dan es sind darin Nur 5 alte Warffsleute genennet, 
2824 StaA Rep. 5 417 Sammlung geltender Rechte und Gewohnheiten (ältere Schriftstücke und Abschrif-
ten älterer Schriftstücke), Amt Aurich, Bd. 2, 1780, 1792, 1796-1804, fol. 33.
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welche ihren aufschlag zu 2 Kühe 2 jüng besten und 2 ochsen [Verb 
nicht leserlich, R.T.], und wir sind doch 14 alte Warffe welche bisher 
ungehindert jeder gleiche Viell aufschlagen mögen. Und da unser Predi-
ger immer geklaget, das aus den alten kirchen protocollen viel ausgerissen 
worden, so ist es möglich, das die jenige nachricht mit ausgerissen wor-
den, wie entweder die übrige alte Warffe wegen ihres bisher ungehindert 
gebrauchten aufschlags schon vorher mit der  gemeine accordiret haben 
mögen oder, wie ihnen woll gar anfänglich in allem der Vierte teill eines 
gantzen Herdes frey zu gewiesen sein kann, weill sie just in allen stücken 
immer ihrer vier gegen einen Vollen Herd taxiret werden. Und ersuchen 
wir daher Ew. Wolgeb. Gehorsahm, das sie sich die alten kirchenpro-
tocolli einmal zu gütigsten untersuchung einreichen lassen. Wollen die 
interessenten um uns den aufschlag der Pferde zu weigern sich ferner 
darauff berufen, das die den sogenanten Herren Torff fahren müssen; so 
müssen wir ja dagegen jedes mal mit ihnen die Mohr Wege zu verbesse-
ren. Und berufen sie sich endlich auf die kurtze und lange fahrten, die 
sie thun müssen: so müssen wir ja dagegen in Kirchen und armen sachen 
Lauffreisen: und so oft an der Kirche und [fehlendes Wort nicht lesbar, 
R.T.] gebäude gezimmert oder gemauert wird, die da bey nöthige Pflag 
arbeit verrichten, welches noch öfterer als das fahren geschiht. 
2.) Nicht nur Torffgraben und BrandPlaggen steg, sondern auch 
Mistplaggen hauen haben wir alle so viel um jeder Nöthig hat, jederzeit 
so ungehindert als die interessenten getahn, ja so oft als bisher hie und da 
eine stelle zum Mistplaggen hauen geteillet worden, hat man einen jeden 
von uns von selbst den vierten teill eines gantzen Herdes auch immer zu 
gemessen. 
3.) Auf dem Spetzer Wegen hat jeder von uns seinen gewissen De-
strict in einen schaufreyen stande zu erhalten, an der übrigen gemein-
heits arbeit tuht jeder von uns bisher so viell, als ein gantzer oder halber 
interessent. 
4.) So oft als gemeinheits Lasten, oder auch Kirchen und armen  zu 
lagen bezahlet werden müssen gibt jeder von uns den vierten teill was 
ein gantzer interessent gibt, auch hat man bey vorsteher Wahlen bisher so 
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woll einen alten Warffsman als gantzen und halben interessent zu einen 
beystand kirchen oder armen vorsteher erwehlet. 
Schließlich ersuchen Wir Ew: Wolgebohrener gehorsahmst das sie uns 
bey unsern bisherigen gewohnheitsrechten gütig schützen, wie auch de-
nen zeitigen baurichtern befehlen das sie Ihnen die von unsern Predi-
gern Cöler von den hiesige gewohnheitsrechten verfertigte und von der 
gemeine d. 22 oct. Jüngst bey öfentliche Vorlesung bewilligte schrifft ein-
bringen müssen; als worin die gemeine berichten Lassen das man den 
voreiligen punct wegen des aufschlags der Pferde für uns alte Warffs leute 
dem ausspruch der Löbl. Obrigkeit über lassen wolle. In hoffnung einer 
gütigsten erhörung verharren Wir mit schuldigster Hochachtung.
Strackholt d. 8 Novembe 1792 
Ew: wolgeb: H.H. gehorsahmster diener“
Es folgen die Unterschriften von vier alten Warfsleuten.2825 
Wegen des Aufschlags von Vieh auf der Gemeindeweide übergaben auch „neue 
Warfsleute“ am 24. Oktober 1792 eine Erklärung. Die Rechtsgewohnheiten der 
neuen Warfen lauteten: 
„Praes. von Neuen Warfen zu Strackholt den 24.Oct. 1792.
Wohlgebohrener, wollgelährter, Ehrwürdiger Herr
Wir Neue WarffsLeute in Strackholt bringen unser gnädigen Herren, 
Herren in Nahmen unser aller Teuerster Königliche Mayestäts hiedruch 
zu wissen.
Erstlich das wir von itz noch Lebende alte Menschen dencken her Zeit 
ihres Lebens, nicht Mehr vor jeder kuh jährlichs als 15 schaff Weyde gelt 
des Sommers geben oder an die Bauren bezahlet haben. Aber woll wenn
2825 StaA Rep. 5 417 Sammlung geltender Rechte und Gewohnheiten (ältere Schriftstücke und Abschrif-
ten älterer Schriftstücke), Amt Aurich, Bd. 2, 1780, 1792, 1796-1804, fol. 37 ff. 
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2.tens haben jede WarffsLeute ungehindert 2 Kuhen auf gemeine Kuh-
weyde gehabt jeder vor 15 sch: auch wol einigen etwa 3. bey gelegenheit.
3.tens Werden wir Neue WarffsLeute gezwungen Alle Mahl so woll als 
ein Volle Plaatze Bauer Gemeine Werck zu tuhn, in der Weyde, an Wege 
und Herren Wege worüber wir uns beschweret finden. Weill die Bauren 
ihr Werck darnach einrichten das sie des morgens und mittags bey nahe 
so viell an ihr Werck tuhn als sonsten auf ein ander Tag weill soe es bey 
Hauß haben – darum geschihts das vielle Tage mit gemeine Wercken 
hingebracht werden. 
4.tens ein Neue Warffs Man ist ein TageLohner, oder hat seine arbeit 
aufs BuchWeitzen Mohr Weit vom Dorff entfernt darumb mus er die 
Tage wen gemeine Wercket Wird, seine tag heuer Versäumen oder sein 
Werck Nachlassen – es ist zu bedauern das um so wenig gemeine Werck 
so viell tage hingebracht werden. 
5.tens Bitten wir aller untertähnigst. in Tieffster demut unser gnädi-
gen Herrn  Herren uns Neue Warffs Leute so es muglich dieser große Last 
etwas zu entlädigen oder abzuhelfen. 
6.tens Wen Wir so Woll, und so Viell gemeine Wercken sollen, und 
Müssen, ein jeder als ein halbe oder volle Plaatze der doch so Viell auf 
die Weyde hat Welche die Wasser Leitunge zu treten, so bitten Wir unser 
Gnädige Herrn, das die Bauren gehalten werden uns Sämptliche Neue 
Warffs Leute in Strackholt Wohnende gewisse stücke abzuweisen die Wir 
Warffsleute Machen sollen nach per possion 8 Neue Warffe gegen eine 
volle Herd. So Wollen Wir es in guten schaufreyen stande halten so gut 
und woll als sie.
7.tens ist eine frage ob es Recht und billig ist daß Wir Neue Warffs 
Leute in allen dingen 8. gegen eine Plaatze bezahlen müssen. Wen gelt 
gesamlet wird. Von Wegen, Tillen Punpen Wege Brüche und was es sein 
Mach und sollen schlechterdings gar keine freyheit dagegen haben. Nicht 
ein fuhder Leem zu graben darmit unser häuser etwas verbessert wür-
den. Oder eine sohde zu graben unsere garten zu behägen in Summa 
nichts, der Bauer rechnet sich alles zu. 
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8.tens uns daucht wer Stads Lasten gibt, der Mus auch Stats gerech-
tigkeit genießen. ein Plaatz Bauer hat woll 8 bis 10 Kuhen, 5 bis 6.7. 
Pferde ganße und schweine ein Menge auf die Kuhe Weyde – Weill sie 
uns Neue W.L. nach und nach so belastiget haben mit dem das wir 8 
gegen 1 Plaatze bezahlen Müssen. Meinen wir wir mögten eine Kuhe 
frey auf die Weyde ohne Weydegelt haben die zweyte wollen wir die nun 
gewöhnliche 15 schaff bezahlen wie woll die weyde durch den großen 
aufschlag bey weiten so gut nicht ist als ehemahlen da man kein daler 
dafür bezahlte
9.tens Wollen die Bauren wen etwa ein N.W. man ein stück jung Vieh 
auf die Ochsen Weyde hat. Weyde gelt haben das doch bey menschen den-
cken Woll nicht gegeben ist. Weill das Vielle in Königs Wildnis gehütet 
wird. 
Nun wir Neue Warffs Leute befehlen Gott und Euch die Sache und 
bitten aller unter thänigst in Tiefster Demut ihr Möget uns an stat unser 
aller Teuerster Königs helfen das uns recht wieder fahren Möge...
Strackholt d. 22 october 1792.
Wir sämptliche Neue WarffsLeute geben Jan gerdes und Oye Oyen Vollen 
kommen Vollmacht in dieser Sache“
Es folgen fünf Unterschriften von neuen Warfsleuten.2826 
Beispiel Riepe: 
Für das Provinzialgesetzbuch erstellte die Kommune Riepe mit Beteiligung von 
Deputierten der alten und neuen Warfen eine neue Willkür, da die vorherige 
Rolle sehr alt sei und kaum zu verstehen wäre2827: 
2826 StaA Rep. 5 417 Sammlung geltender Rechte und Gewohnheiten (ältere Schriftstücke und Abschrif-
ten älterer Schriftstücke), Amt Aurich, Bd. 2, 1780, 1792, 1796-1804, fol. 34 f. 
2827 StaA Rep. 5 416 Sammlung geltender Rechte und Gewohnheiten (ältere Schriftstücke und Abschrif-
ten älterer Schriftstücke), Amt Aurich, Bd. 1, 1780, 1792, 1796-1804, fol. 112´ f. 
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„[...] so hat der Baurichter die gantze Commune Haus for Haus zwei 
Mahlen ansagen laßen daß sie in die schule zu sammen kommen sollten 
um zu berathschlagen wie die am besten anzufangen ware, und wie sie 
zusammen kamen ging es wie das alte Sprichwort ist, Viel Köpfe, vile 
Sinnen.“2828
Ein Teil der alten und neuen Warfen beschwerten sich über diese neue Willkür, 
welche vor allem den Gebracuh der Gemeinweide regelt, und gaben folgende 
Willkür ab: 
„Wir endengenanten alte und neue Warffstetten, der riper Commune 
haben uns dermaßen, in Ansehung des Aufschlags oder den Gebrauch 
der sogenannten Dulling als eine gemeine Weide der riper Commune, 
vereiniget, das ein jeder Einwohner, er sey Bauer oder Warfsmann oder 
Cammersitzer so wie diese allgemeine Weide, von jeher genutzet und ge-
braucht worden es hinfüro auch verbleiben solle. Welches wir mit unser 
Namens Unterschrift bescheinigen Ripe 21. Oct. 1792.“ 
Es folgen 70 Unterschriften von alten und neuen Warfen.2829
Beispiel Westerende: 
In Westerende berichteten die Interessenten zunächst, daß sie sich über die „Lo-
cal-Gesezze“ nicht einig wären, deshalb könne man kaum Auskunft geben. Der 
Bauerrichter versprach, eine Zusammenkunft abzuhalten und in den nächsten 
acht Tagen ein Dokument über die „Local-Gesezze“ abzugeben.2830 Derweil über-
gaben die Warfsleute ihre Statuten: 
„An das Königliche Wohllöbliche Amtgericht zu Aurich
2828 StaA Rep. 5 417 Sammlung geltender Rechte und Gewohnheiten (ältere Schriftstücke und Abschrif-
ten älterer Schriftstücke), Amt Aurich, Bd. 2, 1780, 1792, 1796-1804, fol. 46.
2829 Ebd., fol. 48-48´.
2830 StaA Rep. 5 416 Sammlung geltender Rechte und Gewohnheiten (ältere Schriftstücke und Abschrif-
ten älterer Schriftstücke), Amt Aurich, Bd. 1, 1780, 1792, 1796-1804, fol. 116 f.
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pr. d. 1. Novb. 1792.
Ad collectanea zum Provincial-Gesez-b. Colting
Die gemeine Warffleute zu Westerende und Fahne, Hinrich Leners 
und Caspar Janssen, haben als bevolmächtigte folgendes gehorsamst vor-
stellig machen wollen. 
1.) Ist es bisher bei uns gebrauchlich gewesen, daß 3 Warffsleute ge-
gen einen Platzgebraucher zu allen gemeinen Lasten contribuiret haben. 
2.) Haben die gemeine Warffsleute es mit handarbeit bei wege und 
Stege bisher jedem Platzgebraucher gleich gethan. Nun wünschen wir 
wol das hierin eine Abänderung geschehen mögte, dergestalt, das wir 
mit anderen Communen was dergleichen Arbeiten anlanget, in gleiche 
Verbindlichkeit gesetzt werden mögten. 
3.) So ist es bei uns gebräuchlich, daß ein jeder wohl zwey auch wol 
drey Kühe hat aufgeschlagen und dan für jedes Stük zwey gl. bezahlet 
worden. Auch haben wol einige unter uns ein oder zwey Pferde aufge-
schlagen, und für  solche zwey Pferde pl.m zwey Gl. zwey str. bezahlet. 
Dan hat
4.) Jeder Warfsmann bisher so viel Plaggen als er zu seiner Noth-
durft verbraucht hat, hauen dürfen. 
5.) Die Weide gelder, welche die Bauer Richter bisher aufgeholet 
sind nach Grasenzahl von Ihnen getheilet worden, da sie doch mehren-
teils ihr eigenes land beschlagen hatten. Wir wünschen das dergleichen 
Gelder künftig zur Abtragung gemeiner schulden und Lasten verbrau-
chet werden mögen. 
6.) Wen bei uns Pfändungen vorgenommen worden, so sind wir de-
nen Platz gebrauchern immer gleich geschätzet. Auch hierin wünschen 
wir eine Abänderung getroffen zu sehen. Wir bitten ganz gehorsamst 
daß unns sämtliche Puncte mögen gewilfahrt werden. Die Volmacht le-
gen wir hiebey.
Aurich d. 31. Oct. 1792“
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Es folgen die Unterschriften von zwei Warfsleuten.2831
Amt Emden 
Beispiel Larrelt:
„Rechte der Warfsleute zu Larrelt
Aufgeschrieben in eine öfentliche Versammlung in die hiesige Schule, 
den 20ten October 1792
1lich Wenn eine neue Dorfs-Schiffer erwehlet wird, so hat jeder Warff 
eine Stimme dazu. 
2tens Jeder der vier sogenanndte Rotte, hat das Recht, einen Rottmeis-
ter aus ihrer Mitte zu ernennen, welche mit dem Rotte die authoriteit 
hat, in gemeine Rotts-Sachen die Nachlässigen zu strafen.
3tens Das Schauen der Strassen und Kirchenpfade ist unter die Warfs-
leute und Interessenten gemein. 
4. Den alten Herkommen nach haben die hiesigen gemeinen Leute 
mit ihre Schafe die gemeine Wege benützet, jedoch muß einen Hirten 
dabey angestellet werden.
Daß obenstehendes richtig angegeben und aufgeschrieben, wird von 
uns Niedengeschriebene, aus aller Nahm, bezeuget.“
Es folgen die Unterschriften von zwei Warfsleuten.2832
2831 StaA Rep. 5 417 Sammlung geltender Rechte und Gewohnheiten (ältere Schriftstücke und Abschrif-
ten älterer Schriftstücke), Amt Aurich, Bd. 2, 1780, 1792, 1796-1804, fol. 62 f. 
2832 StaA Rep. 5 421 Sammlung geltender Rechte und Gewohnheiten (ältere Schriftstücke und Abschriften älterer 
Schriftstücke), Amt Emden 1780, 1792-1793, fol. 23.  
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2. Maße
Gras = 0,3683 Hektar2833 = rd. 40 Ar2834 
1 Dimat = 1 ½ Gras2835 = rd. 60 Ar2836
3. Karte von Ostfriesland
„Ostfriesland um 1728“, in: Jhering, Hofleben in Ostfriesland, S. 16a
2833 Kappelhoff, Absolutistisches Regiment, S. 33, Fußnote 82.
2834 Koolman, Gemeinde und Amt, S. 99.
2835 Kappelhoff, Absolutistisches Regiment, S. 47. 
2836 Koolman, Gemeinde und Amt, S. 99.
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In frühneuzeitlichen Territorien, so auch in Ostfriesland, wurde 
von allen Seiten Politik gemacht. Nicht nur der Landesherr mit 
seinen Beamten, sondern auch Landstände und verschiedene 
Gruppen in den ländlichen Siedlungen wie Bauern oder die 
unterbäuerliche Bevölkerung versuchten, mit ihrer Politik „von 
unten“ Einﬂ uss auf Gemeinwesen zu nehmen. Frühneuzeitliche 
Politik kommt uns heute allerdings oft merkwürdig vor: Wie 
Politik gemacht wurde, unterscheidet sich stark von heutigen 
politischen Formen. Kommunale und rituelle Institutionen 
spielten dabei eine zentrale Rolle. Der Eigentümlichkeit und 
dem Zusammenspiel dieser Politiken im frühneuzeitlichen 
Ostfriesland zwischen 1594 und 1744 wird in dieser 
Dissertation mit Hilfe des Politikkonzeptes von Ernesto Laclau 
und Chantal Mouffe sowie des Kommunalismus-Konzepts  
Peter Blickles nachgegangen. 
Politik von unten 
Reemda Tieben
